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nei ift bewaffnete Selbſthülfe eines States gegen 
A einen andern Stat, um ein bedrohtes Recht, z. B. 
IH die Unverjehrtheit der Grenzen oder die Ehre des 
be u Volkes oder feines Königs zu vertheidigen, oder 
um einen Rechtsanſpruch durchzuſetzen. 

Diefe Nothwehr ift unvermeidlih, weil es über ben 
einzelnen Staten nicht Richter und Gerichtshöfe giebt, welche 
fie wie Private zur Entſcheidung eines Rechtsſtreits und 
zur Vollftredung eines Urtheils anrufen könnten: es tritt 
alfo hier das Recht der Nothwehr gegen einen rechtswidrigen 
Angriff ein, wie es jeder gegen den Räuber oder Mörder, 
der ihn überfällt, üben darf. 

Ebendeßhalb darf zum Krieg, nur als zu einem legten 
Mittel, wenn fein gelinderes’) mehr verfangen will, ges 
griffen” werden: nur für ein Recht, nicht für bloßen Boctheil 
darf ein Stat die Waffen führen, 

Ausdrüdlice Erklärung des Krieges vor oder mit Be- 
ginn der Feindfeligfeiten ift üblih, aber nicht nothwendig: 


8 Bei Ausbruch des deutſch-franzöſiſchen Krieges 1870 zum Beſten 
der Deutihen Verwundeten veröffentlicht. 

?) 8. B. Rechtöverwahrungen, Vermittlung anderer Mächte, Res 
torfion (Rüd: Anwendung eines unbilligen Princips), Repreſſalien 
(feindfelige, fonit unterfagte ri egen den verlegenden Stat 
oder deſſen Angehörige), Embargo, d. h. Beichlagnahme von Schiffen, 
Blocade von Häfen ıc. 


Felix Dahn. Baufteine. V. 1. —1 


2 


3. B. wenn ein Ultimatum unter Kriegsandrohung geftellt 
und die bezeichnete Frift vor Erfüllung der verlangten Hand— 
lung verftrihen ift; die Abwehr bereit3 erfolgter Angriffe 
bedarf niemals ausdrüdlicher Kriegserflärung; die Herrſchaft 
des Kriegsrechts beginnt mit der Erklärung oder thatſäch— 
lihen Eröffnung des Krieges. 


2. 


Keineswegs wird durch den Krieg ein rechtlojer Zuftand 
unter den Friegführenden Staten herbeigeführt oder jedes 
zwifchen ihnen beftehende Rechtsband durchſchnitten; es wird 
vielmehr nur das durch Gewohnheitsrecht oder Durch Verträge — 
die für den Kriegsfall gefchloffenen, 3. B. über Behandlung der 
Verwundeten, Aerzte, Lazarete treten gerade jeßt in Kraft — 
bergeftellte Recht jo weit juspendirt oder auch geändert, als 
dies der Kriegszweck und das nunmehr eingetretene Kriegs— 
recht erheifchen: jo können Angehörige des feindlichen Stats 
vor unferen Gerichten ihre Privatrechte verfolgen, auch der 
Handel muß nit nothwendig völlig aufhören (Verbote des- 
jelben beißen Inhibitorien, Geftattungen: Licenzen), ebenfo= 
wenig der Poſtverkehr; felbftverftändlich unter Ueberwachung 
des States gegen Mißbrauch; Kriegscontrebande d. h. alles 
was (gegen das Verbot: contra bannum) die Widerftands- 
kraft des Feindes mehrt, darf nicht Gegenftand dieſes Han— 
dels jetn. 

Ein großer Fortſchritt der Menfchlichkeit im Völkerrecht 
liegt in der Anerkennung des Grundfaßes, daß nur bie 
Staten, nicht die Angehörigen derfelben, miteinander Krieg 
führen und „Feinde“ find; die Nicht-Combattanten d. h. die 
nicht die Waffen führenden Bürger des einen States find 
nicht Feinde, weder des andern States noch deſſen Ange 
höriger und auch die Kombattanten find nur mittelbar Feinde, 
weil fie dem Stat, dec allein der Feind ift und deſſen Wi— 
derftand gebrochen werben fol, dienen und deſſen Wieder 
ſtandskraft darftellen: deßhalb dürfen fie, aber nur von den 
Combattanten, getödtet, verwundet, Friegsgefangen gemacht 
werden; die Feinde find alfo nicht mehr, wie in barbarifchen 
Zeiten, rechtlo8 oder jedem Kriegsmittel unterworfen, das 
nüglich fcheint: — zur Ausrottung ganzer Völker darf heute 
nicht mehr Krieg geführt werden (Vernichtungskriege) — 
verbotene Mittel der Kriegführung find vergiftete Waffen: 


denn es fol der Verwunbete nur für den Augenblid kampf⸗ 
unfähig gemacht werden, feine Tödtung als ſolche ift nicht 
Zweck; verboten ift e8, Getränke oder Speijen des Feindes 
zu vergiften,; verboten iſt die Nachftellung gegen Combat— 
tanten von Seite der Nicht:Combattanten: wenn in dem 
fogenannten „Volkskriege“, wie ihn 3. B. Spanien und Tirol 
gegen Napoleon I. führte, auch Niht-Combattanten fih am 
Kampfe perjönlich betheiligen, Weiber und Kinder, Einquar: 
tierte oder Kriegögefangene ermorden, jo werben fie ebenfalls 
nad) Kriegsrecht verfolgt, gefangen, getödtet, und ein folcher 
Volkskrieg artet dann zum Bernichtungsfrieg aus, der, mo 
nit Wälder, Berge, Sümpfe den Wibderftand begünftigen, 
für die Bevölkerung verderblicher wird, als für die regulären 
Angriffstruppen des Feindes. 


3. 


Berboten ift überhaupt jedes Kriegsmittel und jede Ver- 
letzung des Feindes, die nicht durch den Kriegszweck geboten 
find; nur wenn der Feind jelbft den Kriegsgebrauch, die 
Kriegsmanier verlegt hat, und troß Warnung darin fort: 
fährt, oder in außerordentlider Gefahr dürfen aus Kriegs— 
raiſon jene Vorfchriften überjchritten werden: Doch wird hie- 
durh nur eine härtere Kriegführung, nicht eine barbarifche, 
unmenſchliche gerechtfertigt. 

Geftattet ift die Kriegslift, verboten die Krtegstüde; 
ein Wettlampf der Schlauheit, des Scharffinns ift nicht un 
ehrenhaft, durch Falfchheit fiegen wollen dagegen verächtlich : 
3. B. Hinterhalt, nächtlicher Ueberfall, Benügung von Spio— 
nen, Verwerthung der Ausjagen von Weberläufern ift ge— 
ftattet, ebenjo die Benügung fremder, 3. B. der feindlichen 
oder neutraler Uniformen und Fahnen, fremder Flaggen im 
Seefrieg bis zum Beginn de3 Kampfes jelbft: diejer darf 
unter den fremden Zeichen nicht geführt werden. Geftattet 
ift die Legung falfher Fahrzeihen, Tonnen, Baken im See: 
frieg, das Anzünden irreführender Leuchtfeuer; verpönt aber 
wäre 3. B. bie fälfchlihe Dedung von Häufern oder Trup— 
pentheilen durch da3 Zeichen der Genfer Convention (ſ. unten) 
und hätte die jchlimme Folge, daß der Feind nun dieſe 
Schußzeihen auch bei richtiger Anwendung nicht mehr zu 
reſpektiren braucht. Schmählih ift der Bruch eines ge— 
gebenen Verſprechens oder Ehrenwortd. Verwerflich ift die 
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Anftiftung zu oder Verübung von gemeinen Berbrechen, 
3. B. Meucelmord an feindlihen Souverainen, Stats: 
männern, Felbherrn; geftattet wird dagegen die Berleitung 
zu politifhen Verbrechen gegen den befriegten Stat: alſo 
zu Aufruhr und Abfall ganzer Provinzen, Landesverrath 
u. ſ. w. „man liebt den Verrath — und veradtet die Ber: 
räther!” Nur auf den Kopf gemeiner Berbrecher, nicht 
bloßer Kriegsfeinde, darf ein Preis geſetzt und vogelfrei oder 
in die Acht darf fein Menfch mehr erklärt werben. 

Mancherlei Seltjamfeiten finden ſich übrigens in der 
Berpönung gemifjer älterer Zerftörungsmittel, während man 
viel furdtbarere neuer Erfindung ohne Bedenken anwendet; 
fo ſollen im Seekrieg Kettenkugeln, Stangenfugeln, glühende 
Kugeln, Pechkränze, im Landfrieg das Laden der Musfete 
mit zwei Kugeln verboten fein, während man unterfeeifche 
Torpedo's, Mitrailleufen, Shrapnell, Kartätichen ganz all: 
gemein zuläßt. 

Hat der Krieg begonnen, jo hört der ftändige Verkehr 
der friegführenden Staten, wie er durch Gejandte und 
Gonfuln ꝛc. aufrecht erhalten wird, auf; diefe Vertreter 
werden abberufen oder durch AZuftellung der Päſſe zur Ab: 
reife aufgefordert und nur ausnahmsweiſe fönnen unter Zu: 
flimmung beider Staten einzelne Agenten im Lande belafjen 
werden; gemwöhnlid wird der Schuß der Angehörigen des 
Feindesftates im fremden Gebiet alsdann den Geſandten 
einer befreundeten neutralen Macht mit deren Zuftimmung 
übertragen. Früher griff man oft zu dem harten Mittel, 
alle Angehörigen des befriegten States auszuweiſen (Kene- 
lafie), das heute nur noch unter befonderen Umftänden und 
gegen einzelne oder einzelne Kategorien der Fremden zu— 
läffig fein fann: jedesfall3 dürfen denjelben Bedingungen 
ihres Berbleibens auferlegt werden und anderjeit3 dürfen 
wir unjere Stat3angehörigen im Feindesland, zumal die im 
Civil: und Militärdienft des Feindes ftehenden, abrufen 
(Avocatorien) und von gewiſſen Handlungen, melde ihnen 
jelbft (3. B. große, neu zu beginnende Handelsfpeculationen, 
Schifffahrt) oder unjerem Stat (Affecuranz feindlicher Güter, 
Lieferungen an den Feind) Schaden bringen können, bei 
oder kurz vor Ausbruch des Krieges verbietend abmahnen 
(Dehortatorien). 

Wird feindliches Gebiet, wenn auch nur vorübergehend, 
bejegt, jo geräth dafjelbe fofort von Rechtswegen unter bie 
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Kriegsgewalt und das Kriegsrecht unſeres Heeres, deſſen 
Befehlshaber mit ſeiner militäriſchen Gewalt an die Stelle 
der feindlichen Statsgewalt tritt. Im eigenen Intereſſe 
fann aber und wird regelmäßig derſelbe die Civil-Behörden 
in Rechtspflege und Verwaltung fortbeftehen und amtiren 
lafjen, — nur etwa einzelne gefährliche Beamte fuspendiren 
oder jogar verhaften — vorbehaltlih der Unterordnung der 
Verwaltung unter die Weifungen der Kriegsgemalt. 

Die Kriegsgewalt übt das Kriegsreht nach Kriegs: 
gebraud: fie fann im Nothfall 3. B. Häufer zerftören oder 
zur Bertheidigung occupiren, die Bewohner zur Entfernung, 
zu Ablieferung der Waffen, der Lebensmittel, zwingen, aber 
immer nur foweit der Kriegszweck es erheilht. Die Bes 
völferung des occupirten Gebietes muß und darf biefer 
militäriijhen Regierung de facto anftatt der fuspendirten 
und machtlos gewordenen eigenen gehorjamen: fie muß 
d. 5. der Feind kann fie dur Strafen zum Gehorſam 
zwingen und Berlegung feiner Gebote, zumal Kriegsrebel— 
lion, d. 5. Aufftand gegen die occupirende Kriegsgemalt, 
nah Kriegsrecht, im Nothfall dur Todesſtrafe, ahnden; 
und fie darf gehorfamen, d. h. die jpäter etwa reftituirte 
eigene Regierung darf fie für folden abgezwungenen Ge— 
horſam nicht ftrafen. 

Die Kriegsgewalt übt nun die Finanzhoheit und die 
Bolizeihoheit in dem befegten Lande; fie erhebt Steuern an 
der Stelle der vertriebenen Regierung, fie kann einzelne 
Inftitutionen der Landesverfafjung außer Kraft ſetzen 3. B. 
die Preßfreiheit, das Verfammlungs- nnd Vereinsrecht, fann 
beftehende Vereine auflöfen und alle durch den Kriegszweck 
gebotenen Berwaltungsmaßregeln treffen. Die gejammte 
Verfaffung aufzuheben und allgemeine Gejete zu erlaſſen 
oder den Huldigungseid zu verlangen (abgejehen von dem 
Eid des Gehorfams für die Dauer der Invaſion) ift die 
Kriegsgewalt nur bei dauernder Deccupation, melde ein 
längeres oder endgültiges Behalten der befegten Landſchaft 
beabfichtigt, veranlaßt und befugt. Zum Eintritt in den 
Kriegsdienft find die Bewohner des occupirten Gebietes erft 
nah vollzogener endgültiger Unterwerfung anzuhalten. Die 
Gerihtsverfaffung und Rechtspflege für Eivil- und Straf: 
prozeß dauert fort, fofern fie nicht ausbrüdlich fuspendirt 
und 3. B. für alle oder doch gewiſſe Arten von Vergehen 
Kriegsgerichte, Standgerichte, eingejegt werden, die nad 
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Kriegsrecht, mit bejchleunigtem Berfahren, mit Ausſchluß 
von Berufung und Begnadigung, richten und oft nur auf 
eine Strafe — Todesſtrafe durh den Strang oder Er— 
ſchießen — erkennen: unparteilihb, mit vollem Gehör Des 
Angefhuldigten, mit Geftattung eines Vertheidigers, jollen 
auch diefe außerordentlihen Gerichte verfahren. 

Ale Schädigung der Nicht:Gombattanten an Leib und 
Leben, Ehre, Freiheit und Vermögen aus verbrecerifchen 
Motiven der Nahe, Habjuht, Wolluft 2c., jede nicht durch 
den Kriegszweck gebotene Verlegung von Land und Leuten 
wird, wenn von Einzelnen verübt, ftreng nad Kriegsrecht 
geahndet, wenn von der Kriegsgewalt jelbit, als barbarifche 
und völferrehtswidrige Schändung der eigenen Waffenehre 
verurtheilt und muß auf erhobene Beſchwerde von der eigenen 
Statsgewalt des jhuldigen Befehlshabers geftraft werben. 

Hehnlihe Rechte (und Pflichten) Hat nun aber auch der 
Befehlshaber unjeres Heres im eigenen Lande; auch er darf, 
fo weit e8 die militärifhen Zwecke erheifhen, die Ausübung 
einzelner verfafjungsmäßiger Rechte, 3. B. Preßfreiheit, Ver— 
ſammlungsrecht juspendiren, Kriegsgerichte einjegen, Stand= 
recht oder Belagerungszuftand verkünden, Gebäude bejegen, 
niederreißen, Brüden und Eifenbahnen zerftören; er joll Die 
Einwohner der vorausfichtlih durch Gefechte, Beihießungen, 
Belagerungen bedrohten Pläge rechtzeitig warnen und zur 
Entfernung oder Berproviantirung auffordern; er darf, um 
eine Feftung länger halten zu können im äußerften Fall die 
Nicht: Combattanten ausmweifen, muß fie aber wieder aufs 
nehmen, wenn der Belagerer, wozu er befugt ift, ihnen den 
freien Abzug durch feine Linien weigert; auch der Feind joll 
die bevorftehende Beſchießung einer Feſtungs-Stadt anzeigen, 
um den Nicht-Combattanten Zeit zur Sicherung zu geben, 
falls nicht plöglicher, überrajchender Angriff von dem Ope— 
rationsplan geboten ift. 


4. 


Den Combattanten der regelmäßigen Truppen gleich» 
geftellt werden ſolche Freiichaaren, welche von einer krieg— 
führenden Partei autorifirt find: fie haben alle Rechte und 
unterliegen allen Pflichten regulärer Here; dagegen werden 
Banden von Parteigängern, welde Krieg führen wollen ohne 
ftatlihe Ermächtigung, oder welche, je nach Umftänden, bald 
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ald Gombattanten, bald als Nichteombattanten auftreten, nicht 
als ehrlihe Kriegsfeinde, jondern ald Verbrecher, als Mör— 
der und Räuber behandelt (anders der, wenn gleich nicht 
uniformirte, Landfturm) oder doch wegen Verlegung des 
Kriegsgebrauchs geftraft; feit dem Parijer Vertrag von 1856 
wird von den Unterzeichnern deſſelben auch die Caperei als 
See⸗Raub geahndet. 

Nur die Combattanten des feindlichen Heres bürfen 
abfichtlih verwundet und getödtet werden; jene Perfonen, 
melde, ohne Gombattanten zu fein, dem Heere bis auf das 
Shladhtfeld folgen, aljo Militär-Beamte jeder Art, Geiftliche, 
Auditeure, Aerzte und deren Hilfsperfonal werden zwar that: 
jählih von den Gefahren des Schlachtfeldes mit betroffen: 
Zufall, höhere Gewalt, Nothwehr, Verwirrung, Irrthum 
fann unterfcheidungslos auch fie mit Verwundung, Gefangen: 
Ihaft, Tödtung erreihen, aber nachdem man fie in ihrer 
Eigenfhaft erfannt, darf man fie nit mehr abfichtlich 
verfolgen. 


5. 


Auch der Kombattanten Tödtung ift nicht Selbftzwed, 
jondern äußerftes Mittel zu dem Zwed, fampfunfähig zu 
maden. Daher ift in der Regel Gefangennehmung, aljo 
zumal wenn die Feinde fih unter Waffenftredung ergeben, 
wenn möglich, in erfter Linie zur Erreihung jenes Zweckes 
anzuwenden; nur ausnahmsweiſe rechtfertigt ſich der Be— 
fehl, Pardon (Quartier) zu verweigern, 3. B. als Retorfion 
gegen ein Corps, das jeinerfeit3 zuerft Pardon verweigert 
bat oder wenn Gefangene nicht ohne eigene Gefahr unter: 
oder fortzubringen find; aber auch in ſolchen Fällen dürfen 
Feinde nah gemwährtem Pardon, nach vollzogener Kriegs: 
Are nicht mehr nachträglich getöbtet d. h. ermordet 
werben. 

Der Kriegögefangenjchaft unterliegen alle Combattanten ; 
Nihtcombattanten nur ausnahmsweise: fo der Monarch oder 
der Bräfident, die Minifter des Feindesftat3 und die höchften 
Berwaltungsbeamten des occupirten Gebiets; aber auch 
Private, 3. B. Parteiführer, Agitatoren, melde als ber: 
vorragende Widerſacher des Siegers befannt und ges 
fährlih find; die Nichtcombattanten im Here (Geiftliche, 
Aerzte, Berichterftatter) dürfen in die Kriegsgefangenichaft 
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nicht mit eingezogen werden, wenn fie ſich nicht am 
Kampfe betheiligt oder das Los ihres Korps zu theilen 
verlangt haben, oder ihre Hülfe dem Sieger für die Ge— 
fangenen nothwendig ſcheint. Kriegögefangene find weder 
Unterfuhungs= noch Strafgefangene: fie dürfen nur während 
der Dauer des Krieges, um fie der Wehrfraft des Feindes 
zu entziehen, in fichrer Haft gehalten werden; unzuläffig ift 
e3, fie dur Androhung von Strafen (d. h. Mißhandlungen) 
zu Ausfagen über ihre Armee oder über die politiihen Zu= 
ftände ihres States zu zwingen; unzuläffig, fie wegen cor= 
recter Friegerifher Handlungen gegen den Nehme :Stat zu 
ftrafen, oder fie zum Eintritt in den Kriegsdienft defjelben 
gegen den eignen oder einen andern Stat (oder zu mili— 
täriſchen Arbeiten, 3. B. Schanz: Frohnden?) anzuhalten, oder 
fie den Geſchoſſen ihrer eigenen Kameraden auszujegen oder 
fie in Strafgefängniffen zu verwahren; fie find vielmehr 
gegen die Rache der Soldaten oder des Pöbels des Nehme: 
Stats zu ſchützen, aus dem Lager in das Innere des Landes 
oder in Feftungen abzuführen; ähnlich find die etwa ge— 
ftellten oder abgeführten Geifeln zu behandeln; jelbftver- 
ſtändlich kann fie der Nehme-Stat wegen gemeiner (oder auch 
wegen Kriegäverbrechen), welche fie vor oder nach der Ge— 
fangennehmung begangen, und nad) allgemeinen Rechtsgrund- 
lägen der Strafgerichtsbarfeit dieſes States unterliegen, 3. B. 
weil fie gegen diejen Stat felbft oder deſſen Angehörige ver- 
übt werben, beftrafen. 

Die Gefangennehmung gefchieht nicht für den einzelnen 
Combattanten, der fie vornimmt, jondern von diefem als 
Kriegswerkzeug für den Stat: der Gefangene ift Gefangener 
des States; nur dieſer hat daher über die Freilaffuug, deren 
Zeit und Bedingungen zu entjcheiden: der Gefangennehmer 
darf weder unentgeldlich noch entgelblich freilaffen. Der ver: 
mögliche Gefangene (dem jelbftverftändlid Geld, Werth 
papiere, Koftbarkeiten, die er bei fich führt, zu belaffen und 
nur bei Verdacht des Mißbrauchs zu Fluchtverſuchen einft- 
weilen gegen Rüdgabe bei der Freilafjung zu jequeftriren 
find) Hat fich felbft zu verpflegen, der unvermögliche wird 
von dem NehmesStat erhalten, der ihn zur Vergütung zu 
feinem Stand, feiner Bildung, feinen Kenntniffen ent— 
ſprechenden Arbeiten verwenden fann. 

Die Gefangenen haben den Weifungen der mit ihrer 
Ueberwachung betrauten Behörden zu geboren und ver: 
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wirken durch Ungehorfam Disciplinarftrafen; Verſchwörungen 
zum Zwed gemeinfamer Befreiung oder bewaffneten Angriffs, 
z. B. auf die Bejagung der Feltung, werben ala Kriegs: 
tebellion nad Kriegsreht unter Umftänden mit Erſchießen 
beftraft. Dagegen darf der Gefangene bei einem Fluchtver- 
ſuch zwar verwundet und getöbtet, nicht aber nach der Ber- 
eitlung defjelben, oder, wenn entfommen und abermals ge- 
fangen, für eine Handlung beftraft werden, welche einem 
natürlihen und patriotifhen Impuls entjprungen und nicht 
widerrechtlih ift. Ein Ehrenmwort, feinen Fluchtverfuch zu 
maden, darf nicht abgezwmungen, muß aber, wenn freiwillig 
gegeben, 3. B. um freiere Bewegung zu erlangen, gehalten 
werden, widrigenfall3 nicht nur ftrenge Behandlung (Feilelung), 
fondern nah Umftänden Todesftrafe eintreten kann. Ehrlofigkeit 
tritt immer ein, auch gegenüber dem Heimatftat. Zur 
Auswechslung von Kriegsgefangenen find die Staten während 
der Kriegsdauer nur dann verpflichtet, wenn fie vor dem 
Krieg Verträge (Cartell3) hierüber geſchloſſen haben, ſonſt 
fann die Auswehslung nur auf Grund befonderer Ueber- 
einfunft der Kriegführenden verlangt werden; dieje Ver: 
pflihtungen erlöfchen, wenn der Gegner fie jeinerjeit3 nicht 
erfüllt. In Ermanglung befonderer Beredung wird nad 
dem Princip der PBarität je ein Mann gegen einen andern 
gleihen Ranges ausgewechſelt: die Verſchiedenheit der Waffen- 
gattung, deögleichen ob Linie oder Landwehr, kömmt regel- 
mäßig nicht in Betracht; wohl aber werden Verwundete, 
Kranke, Gefunde nur unter Einhaltung der Parität aus: 
gewechjelt. Fehlen dem einen Stat Gefangene des entſprechen— 
den hohen Ranges (Souverain, Prinzen, Minifter, Generale), 
jo werden Gegenleiftungen anderer Art ausbedungen (ebenjo 
wird ein Ueberſchuß der Zahl ausgeglichen) oder Freilafjung 
der Sombattanten niederen Ranges in größerer Zahl. Be— 
jondere Vereinbarung oder allgemeine Gartell: Beftimmungen 
entfcheiden auch, ob der Freigelafiene während des Feldzugs 
gar nicht mehr oder erft nah Ablauf beftimmter Zeit wieder 
zu Kriegsdienften verwendet werden darf. Die Gefangenen 
dürfen zwar ihren höheren Rang während der Gefangenichaft 
verheimlihen, um nicht ihrem Baterland zu jchaden, nicht 
aber bei der Auswechslung; ebenjowenig dürfen fie ſich 
während der Gefangenichaft höheren als den ihnen zuftehen- 
den Rang, um befjere Behandlung ꝛc. zu erzielen, beilegen. 

Häufig werden Dfficiere, feltener Soldaten, „auf Ehrens 
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wort” (Parole) entlafjen, d. h. fie verpflichten fich mit ihrer 
militärijchen Ehre, die Bedingung ihrer Freilaffung getreulich 
zu erfüllen, 3. B. in diefem Feldzug nicht mehr gegen den 
Nehme-Stat und defjen Verbündete zu fechten: andere, felbft 
militärifsche Dienfte find dadurch nicht ausgeſchloſſen. Es 
ſetzt dies freie Mebereinfunft zwifhen dem Stat und den 
Gefangenen voraus: die Staten können ſich durch Gartell 
zur Freigebung auf Ehrenwort unter den gleihen Bedingungen 
im Voraus oder während des Krieges verpflichten. Der 
Gefangene darf nicht zur Annahme der Freilafjung gegen 
Ehrenwort genöthigt werden, weil er für feinen Stat günftigere 
Bedingungen der Freilafjung abwarten darf, 3. B. Austaufch 
gegen andere Gefangene ohne Verzicht auf die Waffenführung: 
aus demjelben Grunde jollen Soldaten und Dfficiere nur 
unter Zuftimmung ihres übergeordneten Dfficiers, wenn 
deſſen Genehmigung eingeholt werden fann, er 3. B. mit 
gefangen ift, die Freilafjung auf Parole annehmen. 
Ebendeshalb darf auch der Stat, dem der alſo Ent= 
lafjene angehört, die Ratificirung der Freigebung unter den 
auferlegten Bedingungen verweigern, in weldem Fal der 
Entlafjene fich wieder in Kriegsgefangenſchaft zu ftellen hat. 
Bricht der Freigegebene fein Ehrenwort, jo fann er, von dem 
Nehme: Stat während der Dauer des Krieges abermals ge= 
fangen, vor das Kriegsgericht geftellt und unter Umftänden 
erjchofjen werden. Deßhalb pflegt man während der Dauer 
der Schlacht nicht auf Ehrenwort frei zu laflen, weil bier 
die ftrenge Einhaltung der übernommenen Verpflichtung, die 
Waffen nicht gegen den Nehme-Stat zu führen, oft ſchon 
durch eintretende Nothwehrfälle verhindert werben kann. 


6. 


Eine befonders mohlthätige im Sinne ebelfter Menſch— 
lichkeit gejchaffene Smftitution des modernften Kriegsrechts 
ift der Schuß der Verwundeten und Kranken, welde bie 
fogenannte Genfer Convention vom 22. Auguft 1864 ange= 
bahıt und internationales Webereinfommen either weiter au3= 
gebildet hat. Nachdem ſchon im vorigen Jahrhundert durch 
Bertrag zwilchen einzelnen Staten, 3. B. Preußen und 
Frankreich 1759, die Schonung, Rettung, Berpflegung der 
Verwundeten ald Pfliht und die Lazarete al3 unverlegbare 
Zuflugtsftätten anerfannt waren, regte die Schrift des Genfer 
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Arztes Dunant: „Souvenir de Solferino*, ausgehend von 
den grauenhaften Scenen auf den Schladtfeldern des italie- 
niihen Krieges von 1859, zur principiellen und organischen 
Ausführung jener humanen Schutzgedanken an. Es wurden 
zunädft die Wagen, welche Berwundete und Kranfe führen 
(Ambulancen), dann die Lazarethe, ferner das gefammte 
Heil: und Hilfsperjfonal zur Bergung, Heilung, Pflege der 
Leidenden für neutral erflärt; fie follen fo wenig wie An- 
gehörige neutraler Staten abfichtlicy verwundet, gefangen, 
getödtet werden dürfen: das rothe Kreuz auf weißem Felde 
auf Fahnen (daneben joll die Landesfahne wehen) oder 
Binden macht Menſchen, Räume, Geräthe, die es be— 
gründetermaßen tragen, mitten im wildeften Kriegsgetümmel 
unverleglih. Diejem jpäter allmälig erweiterten Vertrag 
find bisher faft alle civilifirten Staten beigetreten und haben 
für ihre Angehörigen damit die entjprechenden Pflichen und 
Rechte im Kriege mit einem gleichfalls beigetretenen Stat 
übernommen und erworben. Die bisher beigetretenen Staten 
ind: Baden, Bayern, Belgien, Dänemark, Frankreich, 
Griehenland, Großbritanien, Heſſen, Stalien, Niederlande, 
Norddeuticher Bund, Defterreih, PVortugal, Preußen, Ruß: 
land, Schweden und Norwegen, Schweiz, Spanien, Türkei, 
Vereinigte Staaten von Nordamerifa, Würtemberg und 
zulegt, nach allen Genannten, der Bapft für den Kirchenftat 
(geihrieben Juli 1870). 

Nah der Genfer Convention gelten die angeführten 
Berfonen und Saden als neutral, jo lang fie mit ber 
Bergung und Pflege der verwundeten oder Franken Soldaten 
und Heeres: Angehörigen befaßt find; ift das Gebier, in 
welchem das Spital liegt, vom Feind bejegt, jo haben jene 
Perſonen das Wahlrecht, ob fie ihre Thätigfeit an Drt und 
Stelle fortjegen oder zu den Borpoften ihres Corps geleitet 
jein wollen; fie dürfen alsdann ihr Privatgut mitnehmen, 
dad zu dem Spital gehörige Material verbleibt auch nach 
der Occupation in demjelben. Die Befehlshaber jollen die 
Bewohner aufforden, den Verwundeten auf dem Schlachtfeld, 
auf dem Transport in das Spital oder in Privathäufer 
Hilfe zu leiften, jollen befannt geben, daß fie während folder 
Beihäftigung ebenfalls als neutral gelten, daß in die Privat— 
häuſer aufgenommene Verwundete diefen nah Aufhikung 
der Eonventiond- Flagge zum Schuge dienen, und daß ſolche 
Häujer nah Möglichkeit von Einquartierung, Contribution 
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und andern Kriegsbejchwerden befreit werden. Die Stats— 
angehörigfeit der leidenden Soldaten bewirkt feinen Unter: 
fchied; auch die feindlichen Verwundeten haben das Recht 
auf Bergung, Pflege, Heilung. Die Befehlshaber haben die 
Wahl, diefelben, wenn e3 ohne Nachtheil für fie geſchehen 
fann, den feindlichen Vorpoften zu übergeben oder in eigener 
Pflege zu behalten; die geheilten, aber waffenunfähig ge: 
mwordenen find zu entlaffen, die übrigen können gefangen be— 
halten oder auf Ehrenmwort entlaffen werden; aud die den 
Austaufh und die NRücbeförderung der Verwundeten ge— 
leitenden Mannſchaften gelten ala neutral. 


7. 


Das Kriegsrecht kennt eine Reihe beſonderer „Kriegs: 
verbrechen“, abgeſehen von den auch im Frieden möglichen 
militäriſchen Dienſtvergehen, z. B. Inſubordination, welche, 
wenn während des Kriegs verübt, ſtrenger beſtraft werden. 

Man unterſcheidet Deſerteure und Ueberläufer. Deſer— 
teur, Fahnenflüchtig iſt, wer einfach, um ſich dem Kriegs— 
dienſt zu entziehen, unbefugterweiſe ſein Corps verläßt, 
gleichviel wohin er ſich begibt; Ueberläufer iſt, wer ſich zum 
Feind begibt, um gegen ſeine bisherige Fahne zu fechten; 
beide werden nach Kriegsrecht vom Kriegsgericht gerichtet, 
der Ueberläufer natürlich ſtrenger, aber möglicherweiſe auch 
der Deſerteur, zumal wer aus der Schlachtreihe, aus der 
— Feſtung entrinnen will, mit dem Tod (Erſchießen) 
geſtraft. 

Mit großer Strenge müſſen wegen der außerordentlichen 
Gefahren, welche ihre Berichte über das Her bringen können, 
Kundſchafter oder Spione behandelt werden, gleichviel, ob fie 
Gombattanten der feindlihen Armee oder Private find, 
gleichviel, welchem Stat fie angehören; nur werden Ange— 
börige unjeres eigenen States, welche dem Feind als Spione 
dienen, wegen Landesverraths noch härter beftraft (immer 
mit dem Tode). Abgejehen von diefem Fall ift der (fremde) 
Spion auf dem Standpunft de3 für ihn maßgebenden 
Rechtes feines Staates nicht Verbrecher: wenn 3. B. der 
feindlibe Dfficier nad) dem Befehl feines Dberofficiers fich 
als Kundfchafter brauchen läßt oder ein Nicht-Combattant 
freiwillig aus Vaterlandsliebe feine Dienfte zu folder Ver— 
wendung anbietet, fo fann man nicht einmal von moraliih 
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verwerfliber Gefinnungs: und Handlungsweiſe fprechen 
(anders freilich bei Berdingung gegen hohen Lohn aus 
Gewinnfuht): es ift vielmehr die Nothwehr des durch 
Spionage jchwer bedrohten Here, welde bier um der Ab: 
ihredung willen zu den äußerften Strafmitteln, Tod dur 
Erihießen, ja durch den jhimpflihen Strang gegriffen hat. 

Doch werden die härteften Maßregeln nur in jchweren, 
nicht in allen Fällen, verhängt; 3. B. bei bejonders ver- 
ächtlicher Geſinnung des Kundjchafter® oder in bejonders 
gefährdeter Lage des Heres, 3. B. in einer belagerten Feftung. 
Zum Begriff der Spionage gehört, daß der Krieg aus: 
gebrochen oder erflärt iſt. Kundfchafter, welche vor diefem 
Zeitpunkt die Rüftungen, Aufftelungen ꝛc. erforfchen, können 
ausgemwiejen oder verhaftet, nicht als Spione beftraft werden; 
Waffenruhe oder Waffenftillftand dagegen fließt die Spionage 
niht aus. Weſentlich ift ferner ein heimliches Eindringen 
in dad vom Here bejegte Gebiet (in die Linien des Heres, 
der Borpoften) oder die unter falſchen Angaben (über Berjon, 
Zwed, Beihäftigung), etwa in Verkleidung, erwirkte Auf: 
nahme in das Lager oder Einlaffung in die Linien; Com— 
battanten (oder auch z. B. ortöfundige, nicht unſerem State 
angehörige Nicht-Combattanten in Bededung von Truppen), 
welde offen, mit oder ohne Gewalt, einzeln oder in Mafle, 
zum Zwed der Erkundung, der Recognofeirung in unjere 
Linien eindringen, können mit Gewalt abgehalten, gerödter, 
verwundet, gefangen, aber nicht in legterem Fall ald Spione 
behandelt werden. Erreihung des Zweckes des Kundichafters 
it natürlich nicht erforderlich; der Verſuch, auch ſchon der 
entfernte, Nachrichten irgend wefentlicher Art einzuziehen, um 
fie dem Feind in der Abfiht, unjere Kriegführung zu er: 
ihweren oder die feine zu fördern, mitzutheilen, ift Spionage. 

Nicht Spionage, aber Kriegsverrath, der ebenfall3 vom 
Kriegägericht nach Kriegsrecht, möglicherweife mit Erjchießung 
beftraft wird, liegt vor, wenn Jemand Nachrichten, die er 
obne heimliche, täufchende Erkundung erfahren, zum Schaden 
des Heres (auch des feinem Stat feindlichen), in deſſen 
Kriegsgewalt er und fein Aufenthaltsort fich befindet, dem 
Feinde dieſes Heres mittheilt; in allen diefen Fällen liegt 
in jolhen Thaten alsdann obenein Landesverrath, wenn 
Jemand zum Schaden feines eigenen States alſo handelt; 
aber auch wer ſich umgekehrt lediglich von WVaterlandsliebe 
leiten läßt, unterliegt der angegebenen Behandlung; wenn 
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3. B. ein pfälziiches Dorf von den Franzofen bejegt wird, 
fo dürften Mittheilungen der Bewohner an die deutjchen 
Regierungen oder Generale über die franzöfifhen Truppen 
von deren Befehlshabern als Kriegsverrath beftraft werden 
(nit aber Nachrichten, welche fie ſchon vor der erfolgten 
Decupation mittheilten). Das Gleiche gilt von Gefandten 
(und deren Perfonal), 3. B. neutraler Mächte; die Erterri: 
torialität würde fie nach ſolchen Mittheilungen an den Feind 
nicht vor Ausmweifung, ja nöthigenfalls Verhaftung jchügen ; 
ebenfo können fremde DOfficiere, Berichterftatter an fremde 
Höfe oder an Zeitungen, wenn fie argliftig oder unvorfichtig, 
insbefondere mit Weberfchreitung der Verbote der Befehls: 
haber, wichtige (aber auch 3. B. irrige) Nachrichten verbreiten, 
fortgewiefen, oder nach Umftänden beftraft werden. Couriere, 
denen nicht freies Geleit gewährt, und melde ohne Heim: 
lichkeit ihren Weg verfolgen, können, gleichviel ob Com: 
battanten oder nicht, zu Kriegägefangenen gemacht werden; 
aber auch heimlich fich durchichleichende Boten find, auch 
wenn Nicht: Gombattanten, al3 Spione nur dann zu beftrafen, 
wenn ihnen die Nebenabfiht der Kundichaftung bejonders 
nachgemwiejen wird. Bon allen diefen Perfonen und Fällen 
gilt nun aber, daß die Strafe der That auf dem Fuße 
folgen muß: ift 3. B. der Spion nah Ausrichtung feines 
Auftrags glüdlich wieder in das Lager feiner Truppen 
zurüd gelangt und wird er nun fpäter gefangen, fo fann er 
wegen der damals verübten Spionage nicht mehr beftraft werden. 

Die Nicht: Combattanten haben nicht das Necht, weil 
nicht die Pflicht, activ den Feind zu ſchädigen; wenn fie 
alfo einzelne feindlihe Soldaten gefangen nehmen, Eouriere 
auffangen, Telegraphen, Eifenbahnen, Brüden zum Nachthei. 
des im Lande ftehenden Feindes zerftören, jo werden fie nad 
Kriegsrecht (äußerften Falls mit dem Tode) beftraft; liegt 
in der fraglihen Handlung zugleich ein verjuchtes ober 
vollendetes gemeines Verbrechen, 3. B. des Mordes, fo wird 
dies natürlich befonders geftraft. Auch die Erhebung der 
gefammten Bevölkerung einer vom Feind befegten Stadt oder 
Landſchaft gilt ala Kriegsrebellion wider die Kriegsgewalt. 


8. 


Die Kriegsgemwalt hat nun das Recht, Kriegsbeute zu 
machen gegenüber dem befämpften Stat; nicht, weil Gut 
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des Feinde, wie man früher annahm, herrenlofes Gut jei, 
fondern weil man die Widerftandsfraft des States dur 
Wegnahme feines Vermögens brechen will. Daraus folgt, 
daß heute nur Sachen bes feindlihen States Gegenftand 
der Erbeutung fein follen, — eine weittragende Ausnahme 
werden wir im Seefrieg antreffen — nicht Privateigenthum. 
Vorab find hienach alle Kriegsmittel des State und 
feines Heres Gegenftand der Erbeutung: alſo Waffen aller 
Art, einzeln oder in Zeughäufern, Munition, Lebensmittel, 
Borräthe von Kleidungsftüden, Waffen, Eifenbahnmaterial, 
bewegliche Brüden, Maſchinen, Schiffe ꝛc. Die Ablieferung 
der Waffen der Privaten, zumal ber Waffenhändler, kann 
als BVorfichtsmaßregel verfügt werben, doch follen die ab» 
verlangten Waffen nad dem Friedensshluß (jpäteftens) zu— 
rüdgegeben oder vergütet werden. Borräthe von Lebens: 
mitteln dürfen Privaten nur gegen Beicheinigung abgenommen 
werden, auf Grund deren fie von ihrem Stat Erjaß verlangen 
fönnen. Ebenjo bemächtigt ſich die Kriegsgewalt der Grund: 
füde (Wälder, Weinberge) und Gebäude des States — 
nit blos der den militärifhen Bweden dienenden, wie 
Feſtungen und Arjenale — auch der Refidenzen, Stats: 
Fabriken, Mufter-Anftalten 2c., und bezieht während ber 
Dauer der Decupation deren Nußungen und Erträgnifie. 
EigenthHum daran wird erft burch Abtretung im Friedens- 
ihluß (oder endgültige Behalten) erworben. Dagegen das 
im Eigenthum von Stiftungen ftehende Bermögen, das re— 
ligiöfen, wohlthätigen, wiſſenſchaftlichen, künſtleriſchen, tech: 
niſchen, ſocialen Zwecken dient, unterliegt nicht der Occupation, 
ſondern vielmehr dem Schutze einer civiliſirten Kriegsgewalt, 
z. B. durch beſonders erbetene Schutzwachen (Sauve-Garden). 
Schädigung oder Zerſtörung der ſolchen Zwecken dienenden 
Gebäude, Sammlungen, — ebenſo der Verkehrsmittel — 
welche nicht von dem Bedürfniß der Kriegführung geboten, 
ſind von der Kriegsgewalt nicht zu dulden, ſondern zu 
ſtrafen. Zwar geftattet das formale Recht noch dem Er: 
oberer, Kunſtwerke und Sammlungen, welche dem feindlichen 
Stat gehören, als „Ehrenzeichen“ des Sieges mit fort— 
zuführen; aber die Belaſſung derſelben gereicht dem Sieger 
gewiß viel mehr zur Ehre, als die Fortſchleppung. 
Wegnahme, Beſchädigung, Zerſtörung des Privat-Eigen- 
thums (z. B. Brandſtiftung an Häuſern, Saten) iſt nur, 
ſofern es die Noth der Kriegführung erheiſcht, geſtattet; 
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alsdann freilid ohne Entihädigungspflidt auf Seite des 
Feindes; ob und in wie weit der eigene Stat feinen An— 
gehörigen Erjag leiften muß, wird nicht dur das inter- 
nationale, jondern durch das öffentliche Recht diejes Einzel: 
ftates beftimmt. Was der Feind an Lebensmitteln, Wagen 
und Pferden, Kleivungsmitteln bedarf und aus feinen mit- 
geführten Vorräthen nicht nehmen kann (oder will!), darf 
er von den Einwohnern durch Einquartirung oder Con— 
tributionen, Requifitionen erheben (Geldcontributionen etwa 
unter Androhung der Beſchießung oder Plünderung [Brand- 
Ihagungen] von occupirten Städten oder Landichaften zu 
erheben, wird durch das moderne Völkerrecht nicht mehr 
geftattet); für ſolche Leiftungen und LXieferungen ftellt der 
Feind Empfangicheine, Duittungen, Bons aus, auf Grund 
deren von dem eignen Stat Entſchädigung, wenn auch nicht 
immer zum vollen Betrag, geleifter wird; oft legt der 
Friedensvertrag dem Beſiegten die Verpflichtung auf, mit 
den übrigen Kriegsfoften auch die Bezahlung dieſer pro: 
viforifhen Schuldſcheine zu übernehmen. 

Es giebt aljo Feinerlei Beuterecht des einzelnen Soldaten 
zu feiner eigenen Bereicherung durh Wegnahme von Privat: 
eigenthum, vielmehr wird ſolch angeblihes Beutemachen, 
3. B. an Geld und Koftbarkeiten, die der Soldat, Gefangenen, 
Verwundeten, Gefallenen oder Nichtcombattanten abnehmen 
wollte, nad) den Kriegsartifeln jehr ftreng, in jchweren Fällen 
mit Erjhießen beftraft. Die bei den Gefallenen 2c. ge— 
fundenen Werthjachen find von dem Finder dem Regiments 
commando abzugeben, welches, wenn die Erben unauffindbar, 
die Fundjachen zwijchen dem Finder und der Regimentscafje 
zu theilen pflegt. 

Geld und Geldeswerth kann den Gefangenen von ber 
Militärbehörde einjtweilen zur Entziehung der Fluchtmittel oder 
zur Beftreitung der Verpflegungskoften abgenommen, muß aber 
bei der Freilaſſung zurüdgegeben werden (j. oben ©. 8). Auch 
das den Gombattanten abgenommene Kriegögeräth aller Art: 
Kanonen, Gewehre, Säbel und Waffen jeder Art, Pferde, 
Munition, Fahnen und Feldzeihen, dann öffentliche Gelder 
(Kriegs: und Civilcaſſen) müflen von dem Erbeuter bei 
ſchwerer Strafe an das nächſte Commando abgegeben werden. 

Bon dem barbarijhen Mittel, die Uebergabe einer 
Stadt oder Feitung 2c. durh die Drohung zu erzwingen, 
fie bei Fortjegung des Widerftandes nad der Erftürmung 


17 


der Plünderung Preis zu geben, oder durch jolches Ver— 
iprehen die eigene Soldatesfa zu entflammen, wird heut: 
zutage fein ehrenhafter Feloherr mehr Gebrauch machen; e3 
ift die faft ebenjo verwerflih, wie das längft verpönte 
Mittel, die Bertheidiger bei fortgejegtem Widerftand mit ber 
Klinge („über die Klinge fpringen laffen”) zu bedrohen, 
d. b. mit der Ermordung der in dem Plage kriegsgefangen 
zu machenden Bejagung. 


9. 


Andere Grundſätze als im Landkrieg und über Land: 
beute gelten leider immer noch über Seebeute im Seefrieg; 
bier hat man bis auf unfere Tage aus dem Sa, man 
dürfe im Krieg mit jedem Mittel die Widerftandsfraft des 
Feindes brechen, das Recht auf Zerftörung des Handels des 
befriegten States gefolgert. England war e3, welches in 
feinen großen Kriegen gegen Spanien, Holland, Frankreich 
zuerft diefe Grundjäße in der Praris und Theorie zu einem 
wahren Bernichtungsiyftem ausgebildet hat: die Gegenfeitig- 
feit hatte der Inſelſtat damals nicht zu fürchten, da die 
Kriegäflotten der andern Staten ber englifchen entfernt nicht 
gewahjen und weder im Stande waren, die eigenen Handel3- 
ſchiffe zu ſchützen, noch die britifchen, von ihrer Marine ges 
liteten wegzunehmen: England rechtfertigte alfo fein Vor: 
gehen, indem es einerjeit3 fich gern der Netorfion zu unter- 
werfen und anbdererjeit3 feine ſchwächeren Landarmeen hie— 
durch erjegen zu müſſen erklärte. 

So nahmen denn bis auf die Verträge von 1815 die 
Kriegsſchiffe nicht bloß Handelsihiffe, von Angehörigen des 
feindlihen States und auf ſolchen befindliches Privat-Eigen- 
tbum der Bürger jenes States auf allen Meeren, ja jogar 
in den Häfen, in welden fie bei Ausbruch des Krieges 
lagen oder in welche fie, unkundig des Kriegsausbruces, 
einliefen, weg: — aud auf neutralen Schiffen, die man zu 
dieſem Zweck durchſuchte, vorgefundenes Privatgut von An— 
gehörigen des feindlichen States galt als „gute Priſe“. 
Dabei vermehrte man die Zahl dieſer Raubſchiffe, indem 
man jedem Privaten durch Verleihung von Caperbriefen das 
Recht einräumte, fein Handelsſchiff zu armiren und mit 
demſelben auf die unbewaffneten Kauffahrer Jagd zu machen. 


delit Dahn. Bauſteine. V. 1. 2 
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Zuerft hat man nur die fchreiendften Mebelftände dieſes 
nicht „Kriegs-Rechts“, fondern „Kriegs-Unrechts“ ſchüchtern 
zu beſeitigen gewagt. Man erſtreckte eine Schutzfriſt, binnen 
deren von dem Kriegsausbruch in feindlichen Häfen über— 
raſchte oder in ſolche ungewarnt einlaufende Privatſchiffe das 
Recht der freien Rückkehr haben ſollten. Man verbot die 
Caperei als Seeraub: ſo alle Mächte des Pariſer Congreſſes 
von 1856 („la course est et demeure abolioe“). Man 
verſuchte wenigftens den Grundfag: „Frei-Schiff, Frei-Gut” 
oder „die Flagge dedt das Gut” zur Anerkennung zu bringen 
und hienach feindliches Privatgut auf neutralen Schiffen zu 
ſchützen. 

Aber all' das reicht nicht aus, die Intereſſen des 
Handels und die Logik des Völkerrechts zu befriedigen: das 
einzig richtige iſt, daß das Princip der Landbeute auch auf 
den Seekrieg ausgedehnt und hienach alles private Gut, 
Schiffe wie Fracht, gegen Erbeutung geſchützt werde. 

Dies haben als Poſtulat die Handelskammern der 
Hanſeſtädte ſchon in dem däniſchen Krieg von 1864 auf— 
geſtellt. In dem Krieg von 1866 haben die drei Mächte 
Preußen, Oeſterreich und Italien durch Vertrag das Princip 
für jenen Krieg anerkannt: ſelbſtverſtändlich wirkt ein ſolcher 
Vertrag immer nur unter den Contrahenten und für den 
einzelnen Kriegsfall. 

Hienach mußten ohne beſondere Beredung, auch in bem 
Kriege von 1870 die durch die Pariſer Verträge nur wenig 
modificirten Grundſätze des Raub-Rechts zur Anwendung 
kommen und die deutſche Handelsflotte, nach der engliſchen 
die größte der Erde — größer als die franzöſiſche, ruſſiſche, 
amerifanifhe — ziemlih fchuglos der weit überlegenen 
franzöfifchen Kriegsflotte Preis gegeben fein. 

Der Präſident der vereinigten Staten von Nordamerika 
hatte auf Anregung de3 preußifchen Gejandten dem Congreß 
eine Botjchaft vorgelegt, wonach erftens die den Poſtverkehr 
zwifchen Nordamerika und Deutjchland vermittelnden Dampfer 
neutralifirt und zweitens amerifanifhe Bürger ermächtigt 
werden follten, überall „fremde“, d. h. deutſche Schiffe an— 
zufaufen und alsdann unter dem Sternenbanner fegeln zu 
laffen: indeffen vertagte fich der Congreß, ohne die Vorlage 
zu erledigen. Der angekündigte Vorſchlag von England, Ruß: 
land, Amerika, die Nord- und Oſtſee völlig zu neutralifiren, 
um alfo auch deren Küften gegen Angriffe franzöfiicher 
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Schiffe zu deden, ift nicht geftellt und wäre gewiß nicht 
angenommen worben. 

Dagegen gewährten der Norddeutſche Bund und Frankreich 
den in den Häfen von dem Krieg überrafchten Handels: 
ihiffen eine Frift von dreißig Tagen bis ſechs Wochen zur 
freien Rüdfehr unter ſicherm Geleite. 

Ferner ift auf die Wegnahme von Privatgut der Ans 
gehörigen de3 feindlichen States auf neutralen Schiffen 
bereit3 verzichtet und der Grundfaß: „die Flagge dedt das 
Gut“ in Uebereinftimmung mit dem Parifer Protokoll von 
1856 anerfannt. 

Einer günftigen Entſcheidung ſchien entgegengeführt die 
Hauptfrage, ob feindlihde Handelzjhiffe der Wegnahme 
unterliegen jollen. 

Im franzöfifhen Senat wurde ein Antrag auf Verbot 
diefer Wegnahme geftellt und einftimmig angenommen. 
Defterreich hat den gleichen Vorſchlag gemacht in der Faſſung, 
die friegführenden Mächte jollten die von den Kriegsparteien 
des Jahres 1866 adoptirten Grundjäge annehmen. Endlich 
bat der preußifche Statsanzeiger eine königliche Verordnung 
vom 18. Juli veröffentlicht, wonach franzöſiſche Handelsſchiffe 
der Aufbringung und Wegnahme durch die Fahrzeuge der 
norbdeutfchen Bundesfriegsmarine nicht unterliegen jollen, aus⸗ 
genommen diejenigen Schiffe, welche, auch wenn fie neutrale 
wären, der Aufbringung und Wegnahme unterliegen würden. 
Dieje Beftimmung bezieht fich auf Kriegs-Contrebande führende 
(db. h. „contra bannum“ gegen das Berbot, dem Feind 
Mannſchaften, Kriegsmaterial aller Art zuführende) oder 
für ihn Nachrichten beforgende oder endlich eine effectiv ver— 
bängte Blocade breddende Fahrzeuge. (Hierüber unter Nr. 14.) 

Die preußijche Verordnung verlangte nicht einmal Gegen: 
feitigfeit, wie damals ſchon aus der Erklärung de3 preußi- 
ſchen Gejandten an den Präfidenten von Amerika erhellte. 

Die franzöfifche Regierung hat aber alle jene Vorſchläge 
nit fanctionirt, fondern an dem alten Verfahren feftgehalten: 
fie hat nur die Barifer Declaration von 1856 einzuhalten 
verſprochen (Abſchaffung der Gaperei, die neutrale Flagge 
dedt feindliches Gut, neutrales Gut unter feindlicher Flagge 
ift frei [ausgenommen in beiden Fällen Kriegscontrebande] 
und jede Blocade muß effectiv fein. S. über den weiteren 
Verlauf unten). 

g* 
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Selbftverftändlih dürfen aber, auch auf dem feft- 
gehaltenen Standpunkt, See-Waren der Privaten doch nur 
auf der See, nicht 3. B. in Dods und auf dem Hafen 
Duai, wenn auch zur Verfrachtung beftimmt, weggenommen 
werden. Fifcherbote find nicht Prifen. Der Nehmer muß 
feine Priſe in einen (neutralen oder) heimiſchen Hafen 
bringen — jelbftverftändlid darf das genommene Schiff 
unterwegs zu entfommen tradten, ohne für ſolchen Berjuch 
Strafe zu erleiden — und in leßterem (neutrale Priſen— 
gerichte werben nicht beftellt) von dem Priſengericht das 
Schidfal des Schiffes entjcheiden laffen: ob es als gute Brife 
condemnirt oder 3. B. wegen des zugeficherten freien Geleits 
frei gegeben wird. Unterwegs zerftören, weil etwa fein neu— 
traler oder heimifcher Hafen zu erreichen, darf der Nehmer 
die Prife nur im äußerften Nothfall (geihah aber 1870 
wiederholt). EigenthHum an der Priſe erwirbt der Nehme— 
ftat, der dem nehmenden Schiff, d. 5. deſſen Mannſchaft 
quote Theile des Werthes der Beute al3 Prämie zu über: 
lafien pflegt. 

Feindliche Kriegsichiffe und deren Bemannung gelten 
natürlich als Kriegsmittel und Combattanten und find un 
mittelbarer Gegenftand Friegerijcher Action. 


10. 


Dur den Ausbruch des Krieges wird zwar nicht mehr 
wie ehedem aller friedliche Verkehr unter den Angehörigen 
der Friegführenden Staten aufgehoben — (abgejehen von 
Zufuhr von Gontrebande, ſ. oben ©. 19): aber jelbftver- 
ftändlih ift er fomweit zu juspendiren und zu überwachen, 
als dies der Kriegszwed erheifcht; 3. B. in den Grenz 
landen, welche der Kriegsihauplag geworden, kann aller 
Verkehr duch die Kriegsgewalt verboten oder an mili— 
tärifche Geleitbriefe, Sicherheitspäffe für Menſchen und 
Güter, der ausnahmsweije gejtattete Handel an Licenzen ge= 
fnüpft werden, welche von allen Civil- und Militär: Be- 
börden zu beachten und in deren Ermanglung die Baffiren- 
den anzubalten find. Die unmittelbare Poftverbindung ber 
Grenzgebiete fann durch indirecte, über neutralen Boden zu 
leitende, erjeßt werden. Die Sicherheitspäffe, von den Be» 
börden als jolden, häufig auf beftimmte Zeit, jelten auf 
Kriegsdauer ausgeftellt, find nur perſönlich und unübertrag= 
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bar; betrüglicher Mißbrauch derfelben wird an fich beftraft, 
abgejehen von dem etwa hiedurch verjuchten andermeitigen 
und bejonders zu verfolgenden Verbrechen, 3. B. Spionage. 
Der Feind reipectirt ſolche Geleiticheine felbftverftändlich nicht 
und behandelt den Träger, alfo z. B. einen dem feindlichen 
Stat zugedadten und abgefaßten Waffen: Transport, ohne 
Rückſicht auf ſolche Papiere, 


11. 


Eine uralte von jeher im Völkerrecht anerkannte Ber: 
pflihtung bejonderer Treue und Ehre fichert die Heilig: 
haltung des dem Feind gegebenen Wort: „auch dem Feind 
muß man Wort und Treue halten“ (etiam hosti fides ser- 
vanda): alſo Verträge aller Art und jedes Inhalts, welche 
Bevollmädtigte der Friegführenden Staten während bes 
Krieges abjchließen, jogenannte Gartell3, über die Be— 
bandlung oder Auswechslung der Gefangenen, die Schonung, 
Bergung, Pflege der PVerwundeten, über Auflefung und 
Begräbniß der Todten, über Kennzeichnung und Reſpec— 
tirung der Parlamentäre, Couriere 2. Parlamentäre find 
nit wie Gefandte von der höchften Statsgewalt abgeordnete 
diplomatifche Vertreter de Souveränes, jondern von Feld» 
berren an feindliche Feldherren abgejendete Bevollmächtigte 
zum Abſchluß oder zur Kündung von Cartells und Capitu— 
lationen, Waffenruhen und Waffenftillftänden, zur Beſchwerde 
über Verlegung joldher Verträge ꝛc. Der Feind ift nicht 
verpflichtet, unter allen Umftänden, 3. B. wenn es zu feinem 
offenbaren Schaden gereicht, einen Parlamentär durch feine 
Linien einzulaffen oder vollends während der Verhandlung 
die Feindfeligkeiten, 3. B. die Beihießung, das Sturmlaufen, 
einzuftelen: ſonſt könnte jedesmal, wenn Zeit gewonnen 
werden ſoll, ein PBarlamentär mit unannehmbaren Bor: 
Ihlägen abgeordnet werden. Durch Verbindung der Augen 
und ähnliche Vorfihtsmaßregeln kann der Gefahr des Miß— 
brauchs des Parlamentärs zum Kundihafterzwed begegnet 
werden; der Parlamentär, der fonft gleih dem Gejandten 
heilig und unverleglih ift, fann wegen Mißbrauchs feiner 
privilegirten Stellung, 3. B. auch zur Anzertlung von 
Complotten unter den Gefangenen, zur Kriegärebellion der 
— Stadt, kriegsrechtlich verfolgt und ſogar erſchoſſen 
werden. 
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12. 


Waffenruhe, in der Regel auf kurze Dauer einge= 
gangen und häufig örtlich beſchränkt, z. B. nur auf Eine 
Dperationslinie, während auf den übrigen Kriegsſchauplätzen 
die Feindfeligkeiten nicht unterbrodden werden, fann von den 
Feldherren als folden ausdrücklich abgejchloffen werden, — 
oft tritt fie thatfächlich ftillichweigend ohne bejondere Be— 
redung ein, fann dann freilich auch ohne befondere Kündung 
aufgehoben werden — 3. B. nah einem abgejchlagenen 
Sturm zur Beftattung der Gefallenen und Löſchung der 
ausgebrochenen Brände; Waffenftillftand auf längere, be= 
flimmte oder unbeftimmte Zeit d. h. dann auf Kündung, 
und auf allen Kriegsfhauplägen wird in der Regel nur 
durch einen Act der höchſten Statsgewalt (Minifterium des 
Heußern und des Krieges) abgejchloffen: es können aber 
auch die Heerführer, allgemein oder befonders für den ein= 
zelnen Fall, biezu ermächtigt werden. Der Sprachgebrauch 
unterjcheidet nicht immer jcharf zwiichen beiden Ausdrücken: 
man nennt auch wohl auf längere Dauer, aber nur für 
Einen Kriegsihauplag abgejchlofiene Waffenruhe beſonde— 
ren Waffenftillftand im Gegenjag zum allgemeinen. Bon 
dem abgeſchloſſenen Waffen - Einhalt find fofort alle be= 
theiligten Truppenförper, die eignen und die feindlichen, zu 
verftändigen, und von diefem Augenblid an müffen alle 

eindfeligfeiten unterbleiben, 3. B. in vollem Gang befind- 
ihe Gefechte abgebrochen werden: ftrenge Enthaltung von 
jedem Bortheil, melden die Unfenntniß des Gegners bei 
eigner Kenntniß von der eintretenden Waffenruhe bringen 
fönnte, ift militärische Ehrenpflicht; in gutem Glauben nad 
jenem Zeitpunct errungene Vortheile, 3. B. Erftürmung von 
einzelnen Schanzen bei einer ausgedehnten Belagerung, 
müſſen aber nur dann rüdgängig gemacht werben, wenn 
dies ausdrüdlich bedungen ift; häufig wird bezüglich des in- 
zwijchen von einem in gutem Glauben vordringenden * 
occupirten Gebietes eine Demarcations-Linie gezogen, über 
welche hinaus nicht eingedrungen werden darf. 

Während der Waffenruhe müſſen, das iſt klar, alle An— 
griffshandlungen unterbleiben: alſo wird das Feuer einge— 
ſtellt, die Vorpoſten dürfen nicht weiter vorgehen, nicht jen= 
jeit8 ihrer dermaligen Linien recognofeiren, die Belagerer 
dürfen ihre Parallelen nicht vorjchieben. Schwieriger ift es, in 
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allen einzelnen Fällen zu entjcheiden, welche Vertheidigungs- 
maßregeln zu unterlafjen find; wenn es einerjeit3 unzweifel- 
haft ift, daß wir hinter unjeren Linien Truppen ausheben, 
in unferen Waffenfabrifen neue Waffenvorräthe berftellen 
dürfen, und anderjeitS ebenjo gewiß, daß wir nicht im Be- 
reich des nur vermöge des Waffen: Einhalt3 jchweigenden 
feindlihen Feuers unfere zerſchoſſenen Wälle ausbefjern oder 
neue Werke anlegen dürfen, fo fragt fih doch, ob alle Ber: 
änderungen in der Stellung unferer Truppen, Zuführung 
von Proviantcolonnen 2c. zu unterlaffen find. Regel ift: e3 
muß jede Handlung auch der PBertheidigung unterbleiben, 
welche der Feind, nach der thatfädhlichen Stellung beider 
Here im Augenblide des BVertragsabichluffes, zu verhindern 
oder zu erſchweren vermöchte, und nur um des abgejchloffe- 
nen Bertrages willen nicht erfahren oder verhindern kann. 
Erfährt nämlich ein Kriegstheil ſolche Verlegung des Waffen: 
einhalt3, fo ift er jeinerjeit3 nicht länger an den Vertrag 
gebunden, Tann vielmehr nach feiner Wahl Rüdgängig: 
mahung des Gefchehenen und unter Umftänden Beftrafung 
des ſchuldigen Officiers (ebenfo der Nichtcombattanten, die 
den Waffenftillftand brechen) verlangen, oder ſofort bie 
Feindfeligfeiten wieder eröffnen. Weil auch legteres Recht 
dem Feind zufteht, hat der Stat ein dringendes Intereſſe, 
jeden Bertragsbruch jorgjam zu hindern, und ein Recht, ihn 
ſehr ſtreng zu ftrafen. Den während des Waffeneinhalts 
den Einwohnern des Kriegsfeldes geftatteten Verkehr und 
defien Beichränfungen und Vorausfegungen regeln befondere 
Beredungen in dem Vertrag oder fpätere Beftimmungen 
der Befehlähaber; bei Waffeneinhalt auf beftimmte Zeit be- 
darf es nicht, wie bei dem auf unbeftimmte Zeit, d. h. auf 
Kündung abgefchlofjenen, befonderer Wiederanjage der Feind: 
jeligkeiten; oft aber wird eine Kündigungsfrift in dem Sinne 
beliebt, daß erſt nach Ablauf einer beftimmten Zeit nach ber 
Kündung, 3. B. vierundzwanzig Stunden, die Feindfelig- 
keiten wieder anheben jollen. 

Die Ergebungs: oder Uebergebungs-Verträge von Heren 
oder Herestheilen im offenen Felde oder in Städten, Feftungen, 
Lagern, jammt dieſen Pläßen felbft, oder von Kriegsichiffen 
an den Feind, heißen Gapitulationen; es fann aber auch 
bloße Räumung eines folden Platzes, ohne Uebergabe an 
den Feind, oder Zerftörung beredet werden. Als Bedingungen 
wird ſolchen Gapitulationen häufig beigefügt die Geftattung 
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freien Abzugs (ftatt Kriegsgefangenichaft) mit oder ohne 
Waffen, mit oder ohne Friegerifche Ehren (wehenden Fahnen 
und Elingendem Spiel), ohne oder mit Verpflichtung, in 
diefem Feldzug nicht mehr gegen den Sieger zu fechten. 
rüber wurde häufig Uebergabe verfproden, wenn binnen 
eftimmter Frift fein Entja heranrüde. Bei der Ergebung 
auf Gnade und Ungnade hatte ehedem der Feind das Recht, 
die Befiegten ſämmtlich oder theilweife (hervorragende Her: 
führer oder Decimirung der Mannfchaft) zu tödten, heutzus 
tage nur mehr, fie friegsgefangen abzuführen. Seine Com: 
petenz darf der Gapitulant nicht überjchreiten, 3. B. Ber: 
ae politifchen Inhalts bezüglich des Friedensſchluſſes 
machen. 


13. 


Ende und Zmwed des Krieges ift der Friede, Herftellung 
eines Verhältnifjes zwiſchen den Kriegsparteien, welches mehr 
al3 das vor dem Ausbruch des Kampfes der Vernunft und 
den politifhen Bedürfniffen entipriht und deshalb Ausficht 
auf Beftand gewährt. Freilich kennt die Gefchichte auch viele 
Fälle, in welchen durch blindes ungerechtes Waffenglüd in 
einem oder in mehreren Feldzügen erft recht unerträgliche 
Zuftände geichaffen werden, welche dann nur nach oft wieder: 
holten Anftrengungen eines unterdrüdten Volkes mit defjen 
Sieg oder völligem politifhen Untergang ihr Ende finden. 

Der Krieg kann durch bloßes Einfchlafen der Feind: 
feligfeiten ohne ausdrüdlichen Friedensſchluß aufhören: dann 
bildet der thatfächliche Zuftand, wie er fich durch den Kampf 
geftaltet hat, 3. B. bezüglich der occupirten Grenzgebiete, die 
Grundlage des neuen Friedend. Ohne Bertrag kann aud 
duch vollftändige Eroberung und Einverleibung des be— 
fiegten States in das Gebiet des Siegerd, alſo durh Er: 
löfhung der einen völferrechtlichen Perſon, der Krieg beendet 
werden: es fehlt ja dann das Rechtsſubject, mit melchem 
vertragen werben könnte. Die acceptirte Entjfagung des ver: 
triebenen Monarchen ift mit dem Friedensvertrag mit einem 
fortbeftehenden befiegten Stat nicht zu verwechieln. 

Der Sieger fuccedirt in dem Fall des Untergangs des 
befiegten States in deſſen gefammte Stats-Gewalt mit al’ 
ihren Rechten und Pflichten, 3. B. Statsjhulden. Auf das 
Detail der dabei auftauchenden Fragen, 3. B. über den Ein- 
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flug auf die Verfaſſungs-Inſtitutionen des einverleibten 
States, fol hier nicht eingegangen werben. 

Regelmäßig wird der Krieg dur den ausdrüdlich 
zwifhen den Souveränen der beiden Staten abgejchlofjenen 
Friedensvertrag beendet. Wer diefen Bertrag mit den Stat 
verpflichtender Wirkung abichließen könne, welche formellen 
und materiellen Beſchränkungen dabei beftehen, ob 3. B. der 
König allein oder nur unter Gegenzeichnung des Minifters 
des Aeußern oder unter Genehmigung der Volksvertretung: 
— darüber entjcheidet nicht das Völkerrecht, fondern das 
Verfaffungsrecht des einzelnen States; nicht ein vertriebener 
Fürft, nur die thatjächlich herrſchende Regierung vertritt den 
Stat bei dem Friedensſchluß. Auch ein ungerechter Friebe, 
d. h. ein durch Waffenglüd des im Unrecht befindlichen Feindes 
mit Uebermacht dem Befiegten abgezwungener ift völferrechtlich 
volgültig: nur darf nicht der Repräfentant des befiegten 
States, 3. B. der König, dur äußeren Zwang, durch 
Drohungen 2c. zu der Unterzeichnung genöthigt worden jein. 
Im Fall eines Conflicts zwiſchen Völkerrecht und Statsrecht, 
z. B. die BVerfaffung verbietet Abtretung des Statsgebiet3 
ohne Zuftimmung der Volfsvertretung und dieje ift nicht zu 
erlangen, entjcheidet in der internationalen Richtung das 
Völkerrecht, nicht das Statsrecht: 3. B. das abgetretene Ge— 
biet gilt fortan als Territorium des Ermwerbeftats vorbehalts 
ih des Rechts der Volfsvertretung, den fraglichen Minifter 
in Anklage zu verjegen oder ihm Indemnität zu ertheilen. 

Mit dem Augenblid des Friedensjchluffes tritt wieder 
da3 internationale Recht des Friedens an die Stelle des 
Kriegsrechts; Feindjeligkeiten irgend welcher Art, auch Re— 
quifitionen u. f. m., dürfen nicht mehr vorgenommen werden; 
in gutem Glauben, d. 5. in Unfenntniß des gejchlofjenen 
Friedens vorgenommene, 3. B. Wegnahme von Gafjen, müſſen 
nah Möglichkeit rüdgängig gemacht oder der dadurch ange— 
richtete Schaden vergütet werden. Ferner wirkt Friedens: 
Ihluß unter Staten ähnlich wie ein recht3fräftiges Urtheil im 
Givilproceß unter Privaten: der Rechtsanſpruch, über den 
gekriegt und gefriedet worden, darf fortan nicht abermals 
geltend und zu neuem Kriegsgrund gemacht werden. 

Mit dem Friedensſchluß pflegt man jogenannte Amneftie 
als jelbftverftändlich verbunden zu betrachten, d. h. es follen 
Civil- und Strafverfolgungen wegen Berlegungen, welche die 
Angehörigen des einen gegen die des andern States während 
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und aus Anlaß des Krieges nah Kriegsrecht verübt 
haben, ausgejchloffen jein; durch diefen Zuſatz fol dem Miß— 
brauch ſolcher Amneftie gefteuert werden, wonach aud Civil— 
anſprüche oder gemeine Verbrechen, deren Entftehung oder 
Berübuug nicht auf correcter Befolgung der Regeln des 
Kriegsrecht3 beruht, als Flaglos oder ftraflos hingeftellt 
werden wollen; in der Regel ließen früher die Staten auch 
wegen Plünderung, Mißhandlung ꝛc. durch Combattanten 
nah dem Friedensſchluß feine Klagen gegen die Schuldigen 
mehr zu. Häufig enthalten die Friedensverträge Uebergangs— 
beftimmungen, Vollzugsordnungen über die Ausführung des 
Friedensschluffes, 3. B. über allmälige Räumung de be= 
jegten Gebietes, Verpflegung der abziehenden Truppen, Be— 
lafjung der feindlichen Verwundeten in den Spitälern, Freis 
lafjung der Kriegsgefangenen. 

Abgefehen von ſolchen befonderen Beredungen gilt der 
durch den Krieg geichaffene Zuftand als Grundlage der nun= 
mehrigen Berhältniffe; doch treten die vor dem Krieg be= 
ftandenen, während de3 Krieges juspendirten Verträge, 3. B. 
Zolle und Handelsverträge, wieder in volle Kraft, wenn fie 
nicht ausdrüdlic aufgehoben oder verändert oder durch Die 
Kriegsereigniffe jelbit, 3. B. Zerftörung ihres Gegenftands 
(die Rheinbrüde bei Kehl), unanwendbar geworden find. 

Werden occupirte Gebiete zurückgegeben, jo verfteht fich 
die Rüdgabe der auf diefelben bezüglichen Urkunden (und 
deren Sammlungen in Ardiven) als Zubehörden von jelbit; 
dagegen nicht die der rechtmäßig in dem fraglichen Gebiet 
gemachten Beute von Waffenvorräthen ꝛc. Die Gebiets: 
hoheit, Territorialhoheit, Souverainität über das reftituirte 
Land, deren Ausübung nur durch die feindliche Invafion 
vorübergehend gehemmt war, lebt fo, wie fie vorher beftand 
(dafjelbe gilt, wenn ohne Vertrag vor Friedensfchluß der 
Feind wieder vertrieben wird oder abzieht), aljo auch mit 
allen verfafjungsmäßigen Beichränfungen wieder auf, ber 
während des Krieges vom Feind gefchaffene Ausnahmszuftand 
dauert nicht fort (Belagerungszuftand, Standredt, Aufhebung 
der Preß-, Verſammlungs-, VBereinigungs= Freiheit). Für 
Schädigungen, welche der Feind kraft des Kriegsrechts vor: 
genommen, 3. B. Zerftörung von Feftungen, Brüden ꝛc. hat 
er nicht Erjag zu leiften, wohl aber für widerrechtlich zu— 
gefügte DVerlegungen, fofern für diejelben nicht Amneftie 
ausgeſprochen wird. 
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Handlungen der PVolizeir, Finanzs und Gericht3:Hoheit, 
welche der Feind in der Zwifchenzeit vorgenommen, muß bie 
reftituirte Regierung gelten lafjen, ebenfo Veräußerung von 
Statsgütern und Eontrahirung von Statsjchulden durch eine 
al3 ſolche anerkannte Zwiſchen-Regierung. Die wieder ein— 
geſetzte Statsgewalt darf nicht die Vorgänge der Zwiſchen— 
zeit als nicht geſchehen ignoriren oder als rechtswidrig an— 
fechten, ſofern ſie nicht wirklich Völkerrecht oder Privatrecht 
verletzten. 

Wie andere völkerrechtliche Verträge erhalten auch 
Friedensſchlüſſe erſt durch die Ratification, d. h. die Unter— 
zeichnung der Urkunde durch das Statsoberhaupt, Gültigkeit 
und zwar auch dann, wenn der Bevollmächtigte, z. B. der 
Miniſter des Aeußern, ſeine Vollmacht nicht überſchritten 
hat; der Souverain kann gleichwohl die Ratificirung ver— 
weigern. Dieſe Abweichung von den Regeln des Privat: 
rechts, nach melden der Vollmachtgeber die von dem 
Bevollmächtigten innerhalb feiner Vollmacht geſchloſſenen 
Verträge ohne Weiteres gelten laffen muß und von Rati- 
fcation und deren VBerfagung nur dann gejprochen wird, 
wenn Jemand ohme Vollmacht gehandelt oder dieſe über: 
Ihritten hat, erflärt fi weniger aus formalen Gründen des 
Statsrechts als aus der außerordentlihen Wichtigkeit völker— 
rechtlicher Verträge. 

Der ratificirte Friedensvertrag muß nun ohne Verzug 
reblich erfüllt werden; Nichtvollzug oder mangelhafter Boll: 
zug berechtigt den Gegner, nach fruchtlofer Mahnung den 
Vertrag al3 nicht gejchloffen zu betrachten und die Feind: 
jeligfeiten wieder aufzunehmen. In der Regel bilden bie 
jämmtlichen Stipulationen des Friedensvertrages ein uns 
theilbares Ganzes und die Verlegung oder Nicht-Erfüllung 
auch nur Eines (wejentlichen) Artikels gilt als Bruch des 
ganzen Bertrages; ob eine Beftimmung weſentlich und die 
geſchehene Verlegung erheblich genug, um jene Wirfung zu 
üben, ift nach den allgemeinen Grundfägen über Auslegung 
und Erfüllung völferrechtliher Verträge zu entjcheiden: 3. B. 
es verzögert fih um wenige Tage die Bezahlung der Kriegs: 
foften oder die Räumung des Gebiets. Unmöglichkeit der 
Erfüllung oder der rechtzeitigen Erfüllung — 3. B. Natur: 
ereignifje zerftören die Wege und madhen den Abmarjch 
in den bebungenen Friften unthunlicd — befreit von der 
Verantwortung, wo fie unverfchuldet eintritt, alſo in obigem 
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Beilpiel dann nicht, wenn der Abmarfch vorher ohne Grund 
verzögert und erft jetzt durch Ueberſchwemmungen 2c. uns 
möglich gemacht wird. 

Uebrigens ift die urfprüngliche Kriegsurſache, wenn e3 
einmal zum Kampf gekommen, nicht mehr maßgebend für 
die Forderungen des Siegerd; es ſchafft der Krieg neue 
Verhältniſſe unter den Kriegsparteien; die unermeßlichen 
Dpfer, welche der Krieg auferlegt, die Gefahren, welche er 
im Gefolge hat, erklären und rechtfertigen e8, wenn am 
Schluß eines Krieges, der 3. B. nur wegen vermweigerter 
Genugthuung der beleidigten Flagge oder wegen Gefangen: 
haltung von Statsangehörigen begonnen worden, der Sieger 
fih mit der erlangten Satisfaction oder Freilafjung nicht 
begnügt, fondern, außer vollem Erja der Kriegskoſten, 
Landabtretungen, ja die Einverleibung des bezwungenen 
Reiches anftrebt und erzmwingt. 


14. 


Neutral find jene Staten, welche an dem Kriege weder 
als Hauptpartei noch als Bundesgenofjen einer ſolchen Theil 
nehmen. Manche Staten müffen und dürfen in allen euro: 
päifchen Kriegen neutral bleiben, jo die Schweiz und Belgien: 
fie find durch allgemeine völferrechtlihe Verträge einerfeits 
zu Einhaltung diefer Neutralität verpflichtet, anderſeits ift 
ihre Neutralität durch die Großmächte garantirt, d. h. bei 
gewaltjamer Berlegung derjelben durch eine Kriegspartei, 
die 3. B. den Durchzug durch das Gebiet Belgiens erzwingen 
wollte, müßten die Garantiemächte auf Anrufen die Verſuche 
dieſes States, einen ſolchen Durchmarſch abzuwehren, mit 
den Waffen unterftügen; die Neutralität dieſer nothwendig 
neutralen Mächte muß, die der freiwillig neutralen kann 
eine bewaffnete fein: d. h. der neutrale Stat jegt ſich in 
Kriegsbereitichaft, nöthigenfall® mit Gewalt feine Neutralität 
aufrecht zu halten, Perlegungen feines Gebiet3 oder den 
Verſuch, ihn zur Heresfolge zu zwingen, abzuwehren. 

Die Staten, welde nicht die Kriegs: Haupt-Barteien 
find, fönnen durch völkerrechtliche Verpflichtung genöthigt 
fein, Partei zu ergreifen: fie dürfen nicht neutral bleiben, 
wenn fie 3. B. einer der Hauptparteien ihren Gebietsbeitand 
gewährleiftet (garantirt) haben: denn jeder Krieg, aus 
mwelder Urſache immer erwachſen, bedroht die Unverjehrtheit 
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des Gebiet3, ja die Eriftenz des States; fie dürfen ferner 
nibt neutral bleiben, wenn ein allgemeines Bündniß zu 
Schuß und Truß (BVertheidigung und Angriff) abgejchloffen 
worden oder wenn ein bejonderes Kriegsbündniß gegen 
biefen, jett als Feind auftretenden Stat, gleichviel, aus 
welhem Grund es mit ihm zum Kriege fümmt, oder wenn 
umgekehrt ein Kriegsbündniß zum Schuß eines einzelnen 
beftimmten Rechts (3. B. nothwendige Neutralität) oder zur 
Erreihung eines einzelnen beftimmten Zwecks (3. B. Ab: 
ihaffung des Seeraubs), wer immer bedrohend oder ver: 
hindernd entgegentreten möge, abgeſchloſſen worden. 
Abgejehen von ſolchen Berpflichtungen zur Kriegs: 
genofienihaft leiten einen jouveränen Stat lediglich jeine 
Intereſſen oder Sympathien in der Wahl zwijchen Neutralität 
und Theilnahme an dem Krieg; letztere fann alsdann als 
eine in ihrem Umfang beftimmt begrenzte Kriegshülfe auf: 
treten: 3. B. England verpflichtet fih nur, einmal eine be- 
ftimmte Summe al3 Subfidien zu zahlen, oder Stalien 
verpflichtet fih nur, die Flotte oder ein Hülfscorps von 
50,000 Mann zu ftellen, ohne im Uebrigen am Kampf fich 
zu betheiligen; freilich ift der Gegner nicht verpflichtet, eine 
jolhe „beichräntte Kriegshülfe* zu refpectiren: er fann in 
jeder Verlegung der Neutralität einen Kriegsgrund erbliden. 
Durch Vertrag der Kriegsparteien fann aber anderjeits unter 
ihnen jelbft die Kriegführung beſchränkt werden, 3. B. auf 
den Landfrieg: — alsdann gelten die beiderjeitigen Flotten 
ala neutral — oder es kann ein beftimmtes Kriegsfeld, 
Kriegstheater unter ihnen abgegrenzt und alsdann das 
übrige Statögebiet beider Reiche für neutral erklärt werben. 
Jeder neutrale Stat, der die Rechte der Neutralität für 
ih in Anſpruch nimmt, muß die Pflichten der Neutralität 
erfüllen: d. 5. er muß fich jeder unmittelbaren und mittel 
baren Förderung oder Schädigung der Kriegäparteien ent- 
halten: ob in einer Handlung folde Förderung oder 
Schädigung liege, ift in jedem einzelnen Fall nad Erwägung 
aller gegebenen Umftände zu entſcheiden; daraus folgt, daß 
ih nicht ein für allemal aufzählen läßt, welche Handlungen, 
> B. die Zufuhr welcher Gegenftände, als Berlegungen der 
Neutralität erjcheinen; jo war die Lieferung von Kohlen 
vor der Anwendung der Dampfichiffe im Seefrieg jelbftver- 
Händlich nicht Zufuhr von Kriegscontrebande und Verlegung 
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der Neutralität, wie fie heutzutage, obzwar die Frage be— 
ftritten ift, richtiger Anficht nach erjcheint. 

Brud der Neutralität ift natürlich die Geftellung von 
Truppen, die ftatliche Lieferung von Geld, Waffen, Munition, 
Schiffen, Kriegsmitteln aller Art: ja auch die Ablöjung der 
feindlihen Truppen in Colonien (fern dem Kriegsſchauplatz) 
durch neutrale, welche die Verwerthung der abgelöften Mann— 
Ihaften im Kriege ermöglicht, ift Verlegung der Neutralität; 
ebenfo die Geftattung der Truppenanwerbung im Gebiet des 
neutral fein follenden States — diefe Erlaubniß beiden 
Kriegsparteien zu ertheilen, wird den neutralen Stat jchon 
die Nüdfiht auf die eigenen Angehörigen, welche hienach 
einander zn befämpfen haben würden, abhalten — dagegen 
darf er einzelnen Angehörigen den Eintritt in die ſich 
befriegenden Here geftatten (nicht aber den Eintritt 
in das eine geftatten, den in das andere verbieten) und 
ebenfo einzelne Lieferungen von Krieg: und Lebensmitteln, 
fofern biefelben nicht jyftematifh und in großem Umfang 
erfolgen: durch „Parität“, 3. B. gleichmäßige Geftattung 
von Pferdeanfäufen durch beide Parteien, kann die Neutra= 
lität gewahrt werden. 

Der neutrale Stat darf die Benügung und Betretung 
feines Gebietes zu Kriegszmweden feiner Kriegspartei geftatten: 
alfjo weder den Durchmarſch von Truppen, (wenn nicht eine 
ſtatsrechtliche — völferrechtlide — Dienftbarfeit oder ein 
Stats⸗Vertrag hiezu verpflichtet), no die Sammlung und 
Aufftellung derjelben, noch die Errichtung von Lagern, 
Werfen, Depots, Magazinen auf feinem Boden; verfolgte 
Truppen, welche die Grenze des neutralen States erreichen, 
darf der letztere aufnehmen und vor weiterer Berfolgung 
ſchützen; er darf die Verfolger mit Gewalt abwehren und 
die Fortfegung des Kampfes auf feinem Boden darf und 
muß er verhindern, die in einem ſolchen wider Recht ge: 
führten Gefecht Friegsgefangen gewordenen Truppen und 
mweggenommenen Beuteftüde dem Sieger entreißen, in Freiheit 
jegen und zurüdftellen; aber er muß auch die aufgenommenen 
Berfolgten entwaffnen und verhindern, von der Grenze aus 
die Feindfeligkeiten zu erneuen; er muß fie entweder im 
Innern feines Gebietes interniren oder, obwohl dies vielfad 
als unzuläßig behauptet wird, entwaffnet in das innere 
ihre eigenen Landes geleiten. Verletzt der neutrale Stat 
jelbft mit Bewußtfein die Pflichten der Neutralität — fahr: 
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läßige Verlegung hat auf erhobene Bejchwerde Entihuldigung, 
Genugthuung und nah Umftänden Erfaßpflicht zur Folge, 
wiederholte grobe Fahrläßigkfeit kann aber wie Arglift be: 
handelt werden — oder läßt er fie durch feine Angehörigen 
oder den Feind oder andere Perjonen zum Nachtheil einer 
Kriegspartei verlegen und ftellt er dies auf Antrag des Ge: 
ihädigten nicht ab, oder vermag er jeine Neutralität gegen 
gewaltfame Eingriffe der einen Kriegspartei nicht aufrecht zu 
halten, fo ift die dadurch benachtheiligte Partei ihrerjeits 
nicht mehr verpflichtet, ſolche Neutralität zu rejpectiren und 
darf den bisherigen Neutralen als Feind behandeln; ander: 
feit3 darf der wiederholt oder gröblich von der einen Partei 
in feiner Neutralität verlegte Stat dieje aufgeben und, für 
fih handelnd oder ala Bundesgenofje des Gegners jener Partei, 
in den Kampf eintreten. So lange die Neutralität befteht, 
gilt das Friedensreht im Verhältniß des neutralen States 
zu den Kriegsparteien: die Angehörigen und Güter des neu: 
tralen States find auch innerhalb des Kriegsfeldes von den 
Kriegsparteien nah Möglichkeit zu fchonen. 

Die Angehörigen de3 neutralen States dürfen auch mit 
den Kriegsparteien und deren Angehörigen beliebig Handel 
treiben (abgejehen von der Zufuhr von „Kriegscontrebande” 
— was Kriegscontrebande jei, was nicht, läßt fich nicht er— 
ihöpfend aufzählen, fondern nur im einzelnen Fall entſcheiden: 
im Zweifel jpricht die Vermuthung gegen die Contrebande— 
Qualität oder kriegeriſche Beftimmung der Fradt) zu Land 
und zur See. Folge der verjuchten Zufuhr von Kriegs: 
contrebande ift das Recht der dadurd gejchädigten Kriegs: 
partei, durch ihre Landtruppen oder Kriegsſchiffe Die 
Eontrebande wegzunehmen und fi anzueignen; weitere Be- 
ftrafung der Schiffsmannſchaft ift nicht zuläßig. Das er: 
griffene Fahrzeug jelbft darf als Priſe nur im Fall der 
Arglift des Schiffseigenthümerd mweggenommen werben, d. 5. 
wenn diejer wiffentlich und abfichtlih (freiwillig, nicht 3. B. 
gezwungen vom Gegner) die Gontrebande zuführen wollte; 
jonft darf das Schiff nur einftweilen mitgenommen werden, 
jofern fich die Confiscation der wegzunehmenden Fracht nicht 
anders ausführen läßt: finden fich 3. B. auf einem neutralen 
Rauffahrer außer den zur eigenen Vertheidigung dienenden 
weitere al3 Gontrebande zu betrachtende Kanonen, fo können 
dieje einfah an Bord des Kriegsſchiffes gebracht werben. 
In der Regel wird freilich das beſchuldigte Schiff mitgenommen, 
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weil der Unſchuldsbeweis des Eigenthümers, der fi ja jehr 
oft gar nicht an Bord befindet, nicht fofort zu erbringen ift. 
Wefentlich ift dabei immer die „Zuführung“; es ift nicht 
Contrebande, nicht Verlegung der Neutralität, wenn 3. 8. 
dem Kriegsminifterium einer Kriegspartei im neutralen Stat 
geftattet wird, Pulver, Waffen von Waffenfabrifanten zu 
faufen und diefe durch neutrales und eigenes Gebiet fommen 
zu lafjen; auf neutralem Gebiet dürfte die Wegnahme eines 
jolhen Transports nicht erfolgen — nur auf dem Kriegs: 
feld (mozu auch die offenene See gehört, nicht aber die 
Häfen des neutralen Stats) darf die Wegnahme gejchehen. 

Neutrale Schiffe, welche Truppen einer Kriegspartei 
führen, verlegen die Neutralität und können auf frijcher 
That (nicht aber nachträglich, 3. B. auf dem Rückweg, ohne 
ſolche Truppen) mweggenommen und jene Truppen kriegsge— 
fangen werden; e3 liegt darin feine Verlegung des Grund: 
ſatzes, daß ein Schiff als ſchwimmender Theil des Gebietes 
feines States gilt und dies von der Kriegspartei nicht 
betreten werden darf: denn die Kriegspartei braudt ja 
die Benüßung neutralen Gebiet durch ihren Feind nicht zu 
dulden. 

Zu dem Gebiet de3 neutralen States gehören aud Die 
fogenannten Eigen= Gemwäfler, d. 5. die See: Häfen und die 
Küften- Gewäfler auf Kanonenjchußmweite von dem leßten 
Punct des Feſtlands. Kriegerifche Actionen und Bewegungen 
der Kriegsichiffe zu kriegeriſchen Zmeden in diefen Gewäſſern 
darf und joll der neutrale Stat nicht dulden. Das Paſſiren 
der Küftengewäfler und das Einlaufen zu anderen Zweden, 
3. DB. Verproviantirung, Einholung von Waſſer und Kohlen, 
Ausbefjerung und Bergung im Nothitand ift geftattet (micht 
aber 3. B. zum Behuf der Wieder-Ausrüftung, der Eine 
bolung von Pulver zc.), ebenjo die Rettung eines Noth 
leidenden Kriegsſchiffes auf offener See oder in den Küften- 
gewäſſern, aber nicht während der Seeſchlacht. 

Neutrale Handelsjhiffe, wenn auch mit feindlichem Gut 
(das nicht Contrebande ift) befrachtet, darf die Kriegspartei 
nicht nehmen; ebenjome;;ig diejes feindliche Gut ſelbſt: — das 
ift der Sinn des Ned, z3iprihworts: „Frei Schiff, frei Gut“ 
oder „die Flagge dedt da8 Gut“ — und ebenjomwenig neu= 
trale3 Gut auf weggenommenen feindlichen Schiffen: „unfrei 
Schiff, frei Gut”. Diefe Rechtsfäge wenigſtens bat ber 
Friedens:Congreß, der nach dem Krimfriege 1856 zu Paris 
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tagte, anerfannt, wenn er auch noch nicht die Seebeute 
ganz nah dem Princip der Landbeute zu regeln fich ent- 
ſchloſſen hat. 

Es dürfen aber die Kriegsfchiffe der Kriegsparteien, um 
ju prüfen, ob die neutralen Schiffe nicht etwa Contrebande 
führen, diefelben auf dem ganzen Seefriegsfeld, d. h. alfo 
auf hoher See, und in den eignen und feindlichen Küften- 
und Eigengewäfjern — nicht aber in neutralen Küften- und 
Eigengewäflern — anhalten und unterfuchen (droit de visite, 
right of search). Das neutrale Schiff, das auf die fee 
männiſche Mahnung, anzuhalten, nicht beilegt, darf verfolgt 
und mit Gewalt angehalten werben. Die Offiziere des 
Kriegsichiffes prüfen nun zunächſt die Schiffspapiere, um bie 
Nationalität (Statsangehörigkeit) des Schiffes zu conftatiren 
und die Fracht (Beichaffenheit, Beftimmungshafen derjelben ꝛc.) 
fennen zu lernen; ergibt diefe Prüfung Verdachtsgründe, fo 
wird das Schiff jelbft in feinen Ober: und Unterdedräumen 
durdhgejucht und je nach Befund die Fortfegung feiner Fahrt 
geftattet oder die Contrebande weggenommen und das Schiff 
als Priſe aufgebradt. Für den durch rechtöwidrige, brutale 
Ausübung des Durchſuchungsrechts zugefügten Schaden haftet 
der Stat des Kriegsjchiffes dem Stat des neutralen Schiffes 
und beziehungsmweije dem Eigenthümer von Schiff und Fradt, 
3. B. wegen muthwilliger Wegnahme von Waren, bie offen- 
fihtlih nicht Contrebande, oder grundloje Aufbringung des 
Schiffes. Der neutrale Stat kann diefe immer läftige Durch— 
fuhung von feinen Handelsſchiffen dadurch fern halten, daß 
er fie einzeln oder ein Geſchwader derjelben durch ein Kriegs— 
ſchiff (Geleitfchiff, convoi, aber auch die geleiteten Schiffe 
heißen convoi) geleiten läßt; biejes vermittelt alsdann die 
Prüfung der Schiffspapiere gegenüber dem anrufenden Kriegs— 
Ihiff und garantirt, daß die geleiteten (in den Geleitſchutz 
nah Prüfung ihrer Papiere und Fracht ausdrüdlich aufge: 
nommenen, nicht erft jpäter fich anfchließenden) Handelsſchiffe 
feine Contrebande an Bord führen. Nur ausnahmsweife 
bei ſchwerem Verdacht, der fih aus den Schiffspapieren er: 
gibt, darf auch das geleitete Schiff dunhfucht werden, jedoch 
nur unter Zuziehung von Offizieren ves Geleitſchiffs, und 
wenn das Kriegsihiff die Aufbringung des Handelsſchiffs 
ind Werk fegt, bat abermals ein Offizier des Geleitſchiffs 
in der Verhandlung vor dem Prijengeriht die Vertretung 
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der beanspruchten Prife zu führen. Verlegung dieſer Grund— 
ſätze durch das anhaltende Kriegsfchiff ift eine ernfte Ver— 
legung der Neutralitätsrechte. 

Wie nun eine Kriegsmacht im Landfrieg Theile des 
feindlichen Gebietes bejegen und im Intereſſe der Krieg- 
führung von jedem Verkehr, auch vom Handel mit Neutralen, 
abiperren darf, fo darf fie auch im Seekrieg Häfen, Küften- 
ftreden, Eigengewäſſer des feindlichen States (aber auch des 
eigenen, ſ. unten) von der Geejeite ber durch ihre 
Kriegsihiffe umgürten und von jedem Verkehr, auh vom 
Handel mit Neutralen abfperren. Dies ift Blocade (blocus). 
Eine jolde Blocade müſſen die Neutralen refpectiren, 
wenn fie nit „nur auf dem Bapier”, d. h. in einer 
Erklärung des blofiren mwollenden States, jondern „effec= 
tiv“, „wirklich“ befteht, d. 5. wenn durch ein einzelnes 
Kriegsſchiff oder durch eine Kette von Kriegsjchiffen oder, 
fofern das thunlih, (4. B. bei fchmalen Kanälen, nahe 
bei einander liegenden Inſeln der beiden feindlichen Staten) 
durch Strandbatterien das Ein: und Auslaufen der Handels— 
ſchiffe in den blofirten Hafen 2c. regelmäßig wirkſam ver: 
hindert werben kann; daher gilt die Blocade, obwohl auf 
dem Papier erklärt, als nicht oder noch nicht oder nicht mehr 
effectiv, wenn es wiederholt feindlichen oder neutralen Schiffen 
gelingt, fie zu durchbrechen, d. 5. ohne zerftört oder genommen 
zu werben, die blofirte Linie zu paffiren; dabei heben einer: 
jeit3 ein oder auch mehrere vereinzelte gelungene Durch— 
brechungsverſuche die thatſächliche Blocade noch nicht auf 
und einzelne Abfangungen begründen andrerfeitS noch Feine 
Blocade; wejentlich ift, ob der regelmäßige Verkehr möglich 
oder unmöglich. Iſt die Blocade förmlich erklärt, den neu— 
tralen Mächten rechtzeitig vor der Verhängu.. angezeigt und 
dann wirklich vollzogen, jo ift fie für die neutralen Schiffe 
rechtsverbindlich: d. 5. e3 dürfen alsdann die, ftationirten 
Blocadefchiffe neutrale Handelsfchiffe, welche fie bei dem 
Verſuch, die ihnen befannte Blocade zu brechen, antreffen, 
mit Gewalt hievon abhalten (nöthigenfalls in dem hiebei fich 
entjpinnenden Kampf zerftören) und als gute Priſen ſammt 
der Fracht wegnehmen (Gegenbeweis de3 guten Glaubens 
der Unfenntniß fteht frei); weitere Strafe über die Beman— 
nung darf, wenn auch dafjelbe Schiff wiederholt die Blocade 
gebrochen, nicht verhängt werden; auch findet die Wegnahme 
nur in dem Umkreis der blofirten Gewäſſer ſelbſt ftatt, nicht 
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darf der Blocadebrecher darüber hinaus verfolgt und als— 
dann oder von andern Kriegsichiffen in anderen Theilen 
defielben Meeres oder in einem anderen Meere weggenommen 
werden. Die von der Blocade in dem Hafen überrafchten 
neutralen haben das Recht, ohne Kriegscontrebande mit be— 
fiebiger Fracht frei nah einem nicht blofirten Hafen auszu— 
laufen, in Fällen echter Noth ftraflos ohne Rüdfiht auf die 
Blocade zu ihrer Rettung einzulaufen und ſolche, die ohne 
Kenntniß der Blocade heran fommen, von der verhängten 
Blocade unterrichtet zu werden. Die Blocade erlifcht, wenn 
fie von der Statögewalt aufgehoben oder von den blofiren- 
den Kriegsſchiffen 2c. freiwillig oder unfreiwillig — fie werden 
vom Feind genommen, zerftört, vertrieben, vom Sturm zer: 
ftreut, vom Eisgang zur Abfahrt gezwungen — thatfächlich 
aufgegeben oder ganz regelmäßig gebrochen, alfo als bloße 
Blocade auf dem Papier dargethan wird. 

Durh die Wegnahme erwirbt der Nehmeftat noch Fein 
Eigentbum an dem genommenen Schiff oder der Fracht, 
jondern erft durch den Ausipruch eines Prifengerichts, welches 
die Nehmung als eine vechtmäßige, das genommene Schiff 
al3 eine gute Prife erflärt, das genommene Schiff oder Gut 
„condemnirt“ (verurtheilt). Dies gilt ſowohl von feindlichen 
Handelsichiffen als von neutralen, die des Blocadebruchs 
oder der Contrebande bejhuldigt werden; zuftändig find in 
beiden Fällen die von dem Nehmeftat in feinen Häfen er: 
richteten Prijengerichte, welche aus Rechtskundigen und Sad: 
verftändigen zujammengejeßt werden; der Spruch dieſes nach 
feinen Landesgefegen und jubfidiär nach gemeinem Völker: 
recht urtheilenden Gericht3 macht, wenn rechtöfräftig geworben 
— und häuf ift Berufung ausgeſchloſſen — formelles 
Recht unter .ı Parteien. Doch kann der neutrale Stat 
wegen offenbar ungerechter, nichtiger, die Grundfäge aller 
Rechtſprechhang (3. B. Vertheidigung, Gehör des Beſchuldigten) 
oder des Völkerrechts verlegender Rechtspflege Beſchwerde 
führen und Reftitution des Gefchädigten verlangen. 

Nur die Kricgsparteien (nicht die Neutralen) dürfen 
Prifengerichte und zwar nur in eigenem (nicht in neutralem) 
Gebiet einjegen und jeder Nehmer hat feine Prife regelmäßig 
in einen Hafen feines States, in welchem ein ſolches Gericht 
befteht, zu bringen; ift ausnahmsweife wegen echter Noth 
(Seenoth) des Nehmeſchiffs oder der Priſe diefelbe in einen 

3* 
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neutralen Hafen gebracht — ift fie aus Irrthum oder durch 
Sturmesgewalt oder aus Noth in einen dem Nehmeichiff feind- 
lihen Hafen gebracht, jo wird die Priſe frei und das Nehmefchiff 
friegsgefangen (Reprife) — fo bleibt gleihwohl das Prifen- 
gericht des nächſten Hafens des Nehmeſchiffs zuftändig, es 
wird nicht etwa das Seegericht de neutralen Hafens als 
Prifengericht zuftändig. 

Das Priſengericht urtheilt nach Vorlage der Schiffs: 
papiere der Priſe und des über die Wegnahme errichteten 
Captur-Protokolls des Nehmeihiffs und nah Vernehmung 
von Zeugen aus ben Mannjchaften und Führern beider 
Schiffe: wird das Schiff oder die Fracht oder beides frei 
geſprochen, jo wird regelmäßig der Nehmer, d. h. der Fiscus 
des Rehmeſtats (der jeinerjeit3 Negreß hat gegen den arg: 
liftig, fahrläjfig, rechtswidrig handelnden Befehlshaber des 
Kriegsſchiffs) verurtheilt zur Tragung der Koften des Priſe— 
procefjes und zum Erſatz des durch die rechtswidrige Auf- 
bringung dem Eigenthümer von Schiff oder Fracht zuge— 
fügten oft fehr erheblihden Schadens; nur ausnahmsweiſe 
fann auch bei Freigabe der Priſe diefe in die Proceßkoſten 
und zu Berluft jener Erfaßforderung verurtheilt werben, 
nämlih dann, wenn durch Fahrläfligkeit, 3. B. Mangel ge- 
höriger Sciffspapiere auf Seite der Priſe, der Verdacht 
des Nehmeſchiffs als gerechtfertigt erjcheint; hat das neutrale 
Schiff argliftig, 3. B. um das Kriegsſchiff von der Verfolgung 
feindlicher Schiffe oder wirklicher Contrebande oder Blocade- 
brecher abzuziehen, jenen Verdacht erwedt, jo wird es wegen 
Begünftigung des Feindes und Verlegung der Neutralität 
geftraft, möglicherweife mit Kriegsgefangenjchaft der Be: 
mannung und mit Confiscation. Das Eigenthbum an ge— 
nommenen Kriegsichiffen geht immer an den Nehmeftat über, 
da3 an genommenen Handelsjhiffen wird zwiſchen dem 
Nehmeftat und dem Nehmer getheilt; früher, bei der Privat: 
Caperung, pflegte der Nehmer das Eigenthum allein zu 
erhalten mit der Auflage, gewiſſe Werth Procente an den 
Nehmeftat zu bezahlen. War ausnahmsweife die Priſe in 
einen neutralen Hafen gebradt und kann fie wegen Gefahr 
der Reprife nah der Berurtheilung nicht in See gebracht 
werden, jo ift der Verkauf der Brife im Hafen zuläſſig. 
Das Recht, feindliche oder neutrale Schiffe und Contrebande 
zu nehmen, befteht nur während des Krieges und erlifcht 
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von jelbit mit dem Friedensſchluß: nah diefem Zeitpunct 
argliftig oder aus Unkenntniß des Friedenzschluffes genommene 
Shiffe und ontrebande müflen, im erfteren Fall mit 
Schadenerfaß, herausgegeben werden. Die Brifengerichte aber 
bleiben auch nach dem Friedensſchluß, wenn diefer nicht anders 
verfügt, zuftändig zur Durhführuug ber bei ihnen bereits 
ſchwebenden Brifeproceffe. 
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Anhang. 
Vext der Genfer Gonvention. 


Art. I. Die Ambulancen und Militär-Spitäler werden 
al3 neutral anerkannt und demgemäß von den Kriegführen- 
den geſchützt und geachtet werden, jo lange fi Kranfe oder 
Berwundete darin befinden. 

Die Neutralität würde aufhören, wenn folde Ambu— 
lancen oder Spitäler mit Militär befegt wären. 

Art. 2. Das Perſonal der Spitäler und Ambulancen 
für die Auffiht und den Gefundheit3:, Verwaltungs: und 
Krankentransport= Dienft ſowie die Feldprediger haben, jo 
lange fie ihren Verrichtungen obliegen und Verwundete auf: 
zuheben oder zu verpflegen find, Theil an der Wohlthat 
der Neutralität. 

Art. 3. Die im vorhergehenden Artikel bezeichneten 
Perſonen können auch nach der Befignahme durch den Feind 
in den von ihnen beforgten Spitälern oder Ambulancen 
ihrem Amte obliegen oder ſich zu dem Corps zurüdziehen, 
dem fie angehören. 

Wenn diefe Perfonen unter ſolchen Umftänden ihre 
Berrichtungen einftellen, jo find fie den feindlichen Vorpoften 
von Seite des den Pla innehabenden Heres zuzuführen. 

Art. 4. Das Material der Militär: Spitäler unter: 
liegt den Kriegsgeſetzen und die denfelben zugetheilten Per: 
fonen dürfen daher bei ihrem Nüdzug nur die ihr Privats 
eigenthum bildenden Sachen mitnehmen. 

Dagegen verbleibt den Ambulancen unter gleihen Um: 
ftänden ihr Material. 

Art. 5. Die Landesbewohner, welche den Verwundeten 
zu Hilfe fommen, follen geſchont werden und frei bleiben. 
Die Generale der friegführenden Mächte find verpflichtet, 
die Einwohner von dem an ihre Menfchlichfeit ergebenden 
Rufe und der daraus folgenden Neutralität in Kenntniß 
zu jeßen. 

Leder in einem Haufe aufgenommene und verpflegte 
Berwundete fol diefem als Schuß dienen. Wer Ber: 
wundete bei fi aufnimmt, jol mit Truppen-Einquartierungen 
und theilmeife mit alfallfigen Kriegscontributionen ver: 
ſchont werben. 

Art. 6. Die verwundeten oder Franken Krieger follen, 
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Art. I. Les ambulances et les höpitaux militaires 
seront reconnus neutres et, comme tels, protégés et respectes 
par les belligerants aussi longtemps qu’il s’y trouvera des 
malades ou des blessés. 

La neutralit& cesserait, si ces ambulances ou ces 
höpitaux etaient gardes par une force militaire. 

Art. II. Le personnel des höpitaux et des ambulances, 
comprenant l’intendancc, les services de sante, d’adminis- 
tration, de transport des blesses ainsi que les aumöniers, 
partiecipera au benefice de neutralit&, lorsqu’il fonctionnera 
et tant qu’il restera des blesses à relever ou ä secourir. 


Art. III. Les personnes designees dans l’artiele 
preeedent pourront, même apr&s l’occupation par l’ennemi, 
continuer à remplir leurs fonctions dans l’höpital ou 
l’ambulance, qu’elles desservent ou se retirer pour rejoindre 
le corps, auquel elles appartiennent. 

Dans ces circonstances lorsque ces gersonnes cesseront 
leurs fonctions, elles seront remises aux avant-postes 
ennemis par les soins de l’armde occupante. 

Art. IV. Le materiel des höpitaux militaires de- 
meurant soumis aux lois de la guerre, les personnes 
attachees à ces höpitaux ne pourront, en se retirant, 
emporter que les objets qui sont leur propriet& particuliere. 

Dans les mömes circonstances au contraire, l’ambulance 
conservera son mat£riel. 

Art. V. Les habitants du pays, qui porteront secours 
aux blesses, seront respectes, et demeureront libres. Les 
generaux des puissances belligerants du pays de l’appel 
fait & leur humanite, et de la neutralit6, qui en sera la 
consequence. 

out bless& recueilli et suigne, dans une maison y 
servira de sauvegarde. L’habitant qui aura recueilli chez 
lui des blesses, sera dispense du logement des troupes, 
ainsi que d’une partie des contributions de guerre qui 
seraient impos6es. 


Art, VI. Les militaires blesses ou malades seront 
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gleichviel welhem Volke fie angehören, aufgenommen und 
verpflegt werben. 

Den Feldherrn fol geftattet fein, die während des 
Kampfes Verwundeten fofort den feindlichen Vorpoften zu 
übergeben, wenn bie Umftände e3 erlauben und beide Theile 
zuftimmen. 

Diejenigen, welche nad ihrer Genefung bdienftuntüchtig 
befunden werden, find heim zu fchiden. 

Die Andern können ebenfalls nah Haufe entlaffen 
werden, unter der Bedingung, daß fie für die Dauer bes 
Krieges die Waffen nicht mehr tragen. 

Die Evacuationen und das fie leitende Berfonal werben 
durch unbedingte Neutralität gebedt. 

Art. 7. Eine auszeichnende und überall gleihe Fahne 
wird für die Spitäler, Ambulancen und Evacuationen ans 
genommen. Ihr fol unter allen Umftänden die Landes: 
fahne zur Seite ftehen. 

Deögleihen wird für das neutralifirte Berfonal ein 
Armband zugelafien, deffen Verabfolgung jedoch der Militär: 
Behörde überlafien bleibt. 

Fahne und Armband tragen das rothe Kreuz auf 
weißem Grunde. 

Art. 8. Die Bollziehungs-Detaild zu gegenwärtiger 
Uebereinfunft find von den Oberbefehlshabern der krieg—⸗ 
führenden Here nah den Weifungen der betreffenden Re: 
gierungen und in Gemäßheit der in dieſer Uebereinkunft 
ausgeſprochenen allgemeinen Grundfäge zu ordnen. 

Art. 9. Die hohen vertragichließenden Theile find über: 
eingefommen, gegenwärtige Webereinfunft den Regierungen, 
welche feine Bevollmächtigten zur internationalen Gonferenz 
in Genf abordnen fonnten, mitzutheilen und fie zum Bei: 
tritte einzuladen, zu welchem Ende das Protokoll offen ge: 
halten wird. 

So geſchehen zu Genf, am 22. Auguft des Jahres 1864. 
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—— et soignés, à quelque nation qu'ils appartien- 
nt. 

Les Commandants en chef auront la facult& de remettre 
immediatement aux avant-postes ennemis les militaires 
blesses pendant le combat, lorsque les circonstances le 
permettront et du consentement des deux parties. 

Seront renvoy&s dans leur pays ceux qui, aprös 
guörrison, seront reconnus incapables de servir. 

Les autres pourront être egalement renvoyés a la 
condition de ne pas reprendre les armes pendant la durse 
de la guerre. 

Les &vacuations, avec le personnel qui les dirige, 
seront couvertes par une neutralit& absolue. 

Art. VII. Un drapeau distinctif et uniforme sera 
adapt€ pour les höpitaux, les ambulances et les &vacuations. 

devra ätre, en toute circonstance, accompagne du 
drapeau national. 

Un brassard sera &galement admis qour le personnel 
neutralise, mais la delivrance en sera laissee à l’autorite 
militaire. 

Le drapeau et le brassard porteront croix rouge sur 
fond blanc. 

Art. VII. Les details d’ex&cution de la prösente 
eonvention seront regles par les Commandants en chef 
des armees belligerantes, d’apr&s les instructions de leurs 
gouvernements respectifs et conformement aux principes 
generaux Enonces dans cette convention. 

Art. IX. Les hautes Puissances contractantes sont 
convenues de communiquer la pr&sente convention aux 
gouvernements qui n’ont pas envoy& des plenipotentiaires 
& la conference internationale de Genève, en les invitant 
a y acc&der; le protocole est à cet effet laiss& ouvert. 

Fait a Gendve, le 22. jour du mois d’Aoüt de l’an 1864. 
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Zufag-Xrtikel zur Genfer Konvention 
vom 20. Dctober 1868. 


Art. 1. Das im Art. 2 der Convention bezeichnete 
Perfonal ſoll nach der Bejegung durch den Feind fortfahren, 
jeine Sorge den Kranken und Verwundeten desjenigen Feld— 
lazarethes oder Spitales, welches es verfieht, nah Maß: 
gabe des Bedarfes zuzumenden. Im Falle es verlangt, fich 
zurüdzuziehen, wird der GCommandant der Dccupationg= 
truppen den Zeitpunct des Abzuges feitjegen, den er jedoch 
nur für furze Seit und nur in einem durch nothwendige 
militärifche Nüdfichten gebotenen Falle, aufichieben fann. 

Art. 2. Die Friegführenden Mächte werden Vorſorge 
treffen, um dem neutral erklärten Perſonal, das in die Ge— 
walt der feindlichen Armee gefallen ifl, den unverfürzten 
Genuß jeiner Bezüge zu fichern. 

Art. 3. In den durch die Art. 1—4 der Convention 
vorgejehenen Bedingungen bezieht fich die Bezeichnung „Au: 
bulancen” auf die Feldlazarethe und andere vorübergehend 
errichtete Anftalten, welche den Truppen auf das Schlacht— 
feld folgen, um dort die Kranfen und Verwundeten in 
Empfang zu nehmen. 

Art. 4. Dem Sinne de Art. 5 der Convention und 
den im Protofolle von 1864 erwähnten Vorbehalten ent— 
iprechend, wird erläuternd beftimmt, daß in Bezug auf bie 
Bertheilung der Einquartierungslaften und der Kriegsfteuer 
nur nah Maßgabe der Billigfeit dem durch die Einwohner 
bethätigten Wohlthätigkeitsfinn Rechnung getragen werben fol. 

Art. 5. Durch Ausdehnung des Art. 6 der Conven— 
tion wird beftimmt, das mit Ausnahme derjenigen Offiziere, 
deren Befig auf das Waffenglüd von Einfluß fein Eönnte, 
und in den durch $ 2 diejes Artikels bezeichnenten Grenzen, 
die in die Hände des Feindes gefallenen Verwundeten, 
jogar wenn fie nicht dienftuntauglich befunden worden find, 
nad) erfolgter Heilung, oder wenn möglih noch früher in 
ihre Heimat zurüdgejendet werden follen, jedoch unter der 
Bedingung, während der Dauer des Krieges die Waffen 
nicht mehr zu tragen. 
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Reglement 
über 


die internationale Privathilfe zur Unterſtützung des 
militäriſchen Sanitätsdienſtes auf dem Schlachtfelde. 


Diejenigen Feuerwehren und Turnvereine Deutſchlands, 
welche ſich erbieten zur erſten Hilfeleiſtung verwundeter 
Krieger auf dem Schlachtfelde, das innerhalb eines Umkreiſes 
von 20 Stunden ihres Wohnbezirkes liegt, erfüllen dieſe 
Aufgabe unter folgenden Bedingungen und Grundſätzen. 

$ 1. Die auf ein Schlachtfeld entweder zu Fuß oder 
zu Wagen eilende Mannſchaft fteht mit dem Antritte diefer 
Junction mit Perfon, Material und Bagage unter dem 
internationalen Schuß der Genfer Convention und trägt als 
Abzeichen diefer Eigenſchaft die weiße Armbinde mit dem 
tothen Kreuze. — Sie verpflichtet fi unter diefem Zeichen, 
auch allen Berbindlichkeiten nachzukommen, welche befagte 
Convention ihren Mitgliedern auferlegt; namentlich enthält 
fe fih aller Barteinahme für einen der ftreitenden Theile. 

8 2. Mit dem Betreten des Schlachtfeldes unterftellt 
fh jedes Corps dem Dberbefehl der Militärbehörde, um 
unter dieſer einheitlichen geregelten Führung den Sanitäts- 
und Gicherheitsdienft nach Kräften zu fördern, im Wefent: 
lien alſo: den Verwundeten den erften Verband anzulegen, 
Blutungen zu ftilen, Labung zu reihen, namentlich bie 
Schwerverwunbeten fchleunigft vom Schlachtfelde zu entfernen, 
um fie der Privatpflege oder den Feldipitälern zu übergeben. 
Ungebhörigfeiten und Ercefje werden von der Mannſchaft mit 
Nachdruck zurüdgemiefen. 

$3. Der Grundftod des Hilfscorp® wird gebildet 
durch den nicht zu den Fahnen einberufenen Theil der Turner 
und Feuerwehren; ferner fann jeder unbefcholtene Mann zur 
Mitwirtung zugelaffen werden. Beſonders wünfchenswerth 
ift der Beitritt von Aerzten und Chirurgen. Der vom Verein 
gewählte Führer haftet für die Mannszucht und für die 
abjolute Reinhaltung des Corps von unlauteren Elementen. 
Es findet während des Dienftes in legterer Hinficht unaus— 
geſetzte Eontrole ftatt. 

$ 4. Die Augrüftung der Mannſchaft befteht in Fol: 
gendem: 

I) Weiße Armbinde mit rothem Kreuz. 
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2) Berbandzeugtafche, : enthaltend: Mehrere dreiedige 
Tücher, Comprefien, Charpie, Stednadeln, Schwamm, Fläfch- 
hen mit Branntwein, Taſchenmeſſer, Scheere und Löffel. 

3) Große Feldflafche mit Waſſer gefüllt, zum Reinigen 
der Wunden ıc. 

4) Se drei Mann führen mit fi eine Tragbare, be— 
ftehend aus zwei gehobelten, haltbaren Stangen von 8 Fuß 
Länge, melde durch einen Sad geftedt und mittelft zweier 
Traggurten getragen werden. 

5) Auf je drei Mann kommt eine am Gürtel zu be= 
—— Laterne mit genügendem Lichtvorrath auf einige 

age. 
6) Das Corps wirkt bei ſeiner Gemeinde dahin, daß 
ihm möglichſt eine große Anzahl Leiterwägen, verſehen mit 
Heu, Stroh, Decken, Reifen, Blahen und Lebensmitteln auf 
mehrere Tage für ſich und die Verwundeten zur Verfügung 
ſteht. Wenn Fuhrwerk abſolut nicht aufzutreiben iſt, führt 
die Mannſchaft Mundvorrath mit ſich. 

8 5. So bald wie möglich hat in den einzelnen Ver— 
einen ber Unterriht auf Grundlage der jeweiligen Vor— 
fohriften für Sanitätstruppen des betreffenden States zu 
beginnen. An diefe Vorträge reihen fich foforige Uebungen 
im Verbinden, Tragen, Heben und Lagern von Verwundeten. 

8 6. Der Bereitihaftsftand des Corps tritt in dem 
Augenblid ein‘, als fich in dem Umkreis von circa 20 Stun— 
den größere Truppenbewegungen wahrnehmen laſſen; dann 
ift jofort Alles das in Stand zu ſetzen, was $ 4 vorſchreibt. 

8 7. Der Ausmarſch erfolgt nad Eintreffen der Kunde 
einer ftattfindenden Schlaht und vorausgegangener Allarmis 
rung fofort. Der Mari ift von dem Führer der Art zu 
leiten und zu überwachen, daß die Mannſchaft zwar raſch, 
aber nicht übermäßig angeftrengt auf dem Schlachtfelde ein- 
rüden und ihre Wirkfamkeit beginnen fann. 
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Zur neueren Pruris und Jilernlur des 


Völkerrechls. 


1872. 
— —— 


J 


I. Rolin-Jaequemyns, la guerre actuelle dans ses rapports avec 
le droit international (extrait de la revue de droit inter- 
national et de legislation compar&e 4e livraison. 1870.) 

II. G. Rolin-Jaequemyns, second essai sur la guerre franco-alle- 
mande dans ses raports avec le droit international. (extrait 
etc. 2e livraison 1871.) Gand. 1871. 

II, Dr. 6. W. Opzoomer, Profeffor der Rechte an der Univerfität 
u Utreht: 1) das Unrecht Frankreichs im Kriege von 1870. 
) die Bonaparte’ und das Recht Deutſchlands auch nad) Sedan. 

ver bollänbiiche Stimme über den deutſch-franzöſiſchen Krieg. 
in R 

IV. Bluntf — moderne Völkerrecht in dem Kriege 1870. 

elberg 

V. Die Genfer Convention im Kriege von 1870— 71. Beitrag zur Be 

eilung derfelben in der praftiihen Durchführung. Von Dr. C. 

VI. Lafſon, Brincip und Zukunft des Völferrechts. Berlin 1871. 

VII. Historicus, les conditions de la paix et les droits de l’Alle 
magne. Geneve 1870. 






ir beabfichtigen, in den folgenden Blättern die durch 
A den deutjch-franzöfifhen Krieg bervorgerufenen 
oder doch mwejentlich auf feine Erfahrungen bezüg- 
lien neueren Erjcheinungen der völferrechtlichen 
Literatur Revue paffiren zu laffen. Sie ftimmen in dem 
Ergebniß zufammen, daß wohl noch nie die Grundfäge des 
geltenden Völkerrechts jo gewiſſenhaft eingehalten worden 
find wie von der deutfchen Kriegsleitung in diefem Feldzug, 
daß aber andererſeits gerade dieſer Feldzug die bisher 
geltenden Normen, zumal des eigentlichen „Kriegsrechts“, 
ald unzureichend, Tüdenhaft und der Ergänzung im Wege 
vertragamäßiger Vereinbarung dringend bedürftig dargethan 
bat. Die civilifirten Staten aller Erdtheile haben vollen 
Grund, einen Eongreß zufammentreten zu laſſen, welcher, 
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fern der utopiftiichen Beltrebung, den Krieg auszuſchließen, 
den, fo lange Menſchen Menjchen bleiben, unvermeidlichen 
Krieg in einer ganzen Reihe von NRechtöfragen dur humane, 
zwedmäßige Entjcheidungen feiner vermeidlicden Schreden, 
feiner abwendbaren Uebel und Mißbräuche zu entfleiden 
trachten ſollte. Diefe Fortbildung des Kriegsrechts im 
humanen Sinn — ohne alle optimiftifchen Selbfttäufhungen — 
und die Befeitigung feiner unlautern Mißbräuche ſchwebt 
uns als Ziel der nachfolgenden Betrachtungen vor. Vielleicht 
darf ich annehmen, daß ein faft zweimonatliche® Verweilen 
auf dem Kriegsfchauplag mir einigermaßen die Unterjchei- 
dung zwijchen dem Erreihbaren und dem Undurdhführbaren 
in diefen Problemen erleichtert. 

Die an erfter Stelle genannten beiden „Eſſais“ des 
höchft verdienftvollen Herausgeber der „revue de droit 
international et de legislation comparee*, des belgijchen 
Advocaten (Später Minifter, Zuſatz von a. 1884.) G. Rolin- 
Jaequemyns find zuerft in jener Zeitfchrift") abgedrudt und 
dann als felbftändige Abhandlungen erfchienen: dieſelben find 
ehr dankenswerth ald Materialien Sammlung und ſehr 
lobensmwerth bezüglich der Ruhe und Objectivität des Urtheils, 
der Klarheit und Präcifion der echt juriftifchen Auffaffung 
und Darftelung. Mit aufmerkfamften Fleiß hat der Ber: 
fafjer offenbar fofort bei dem Auftauchen der Kriegsgefahr 
alle die zahlreichen in deutſchen, franzöfifchen, englifchen, 
belgifchen Blättern veröffentlichten einjchlägigen Depeſchen, 
Noten, Briefe, Proclamationen und diplomatifchen Actenftüde 
jeder Art, mochten fie von den Regierungen und Gelandten 
der Kriegsparteien oder der neutralen Mächte ausgeben, 
verfolgt, gefammelt und hier veröffentlicht: ja nach dem 
Ausbruh des Krieges und dem Eindringen der deutſchen 
Truppen in Franfreih, was allmälig bis zur Beſetzung des 
dritten Theiles des franzöſiſchen Statögebiet3 vorjchritt, ver: 
folgte der Berfaffer die noch ungleich ſchwieriger zu er: 
langenden zahlreichen und zerftreuten Erlafje mancher Art, welche 
deutfche und franzöſiſche, militärifche und Givilbehörden aus: 
taufohten oder an die deutſchen Truppen, die franzöfifchen 
Soldaten und die franzöftfche Civilbevölferung der bejegten 
oder bedrohten Gebiete richteten. So gewähren dieſe beiden 
Abhandlungen die volftändigfte Sammlung des Quellen: 


!) 4c, livraison 1870, 2e. livraison 1871. 
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material für die völferrechtlihen, zumal eben Friegsrecht- 
lihen Fragen und Probleme, welche diejer Krieg angeregt 
hat und bis zur Herftelung einer officiellen Sammlung, die 
in fo erjhöpfender Weiſe vielleicht niemals durchgeführt 
wird, find wir auf diefe Arbeiten, die wir dem Fleiß und 
der Sorgfalt des Herrn Verfaſſers verdanken, angemwiefen. 

Aber aub mit den Ergebniffen der Unterfuchungen, 
welche über dies Material geführt werben, fönnen wir ung 
in der Regel einverftanden erklären. 

Nach einer kurzen Einleitung (p. 6—8) giebt die erfte 
Abhandlung die Eintheilung des zu behandelnden Stoffs 
nah folgenden Gefichtspunften an: I die Urſachen des 
Krieges, II. das Berhalten der Kriegsparteien zu den Vor: 
ihriften des Kriegsrechts, IN. die durch den Krieg ge— 
Ihaffenen Beziehungen der Neutralen zu den Kriegsparteien; 
die zweite Abhandlung erörtert die feit der Veröffentlichung 
der erften aufgetaudten Fragen unter gleicher Eintheilung 
des Stoffes, indem fie noch ein Schlußfapitel „über das Ende 
der Feindfeligkeiten und die Bedingungen des Friedensver- 
tages vom Standpunkt des Völkerrechts“ beifügt.”) Be— 
züglich der „causes de la guerre“ habe ich an einem andern 
Ort?) bereitS bemerkt, man müfje diefen franzöfiichen Aus— 
drud in feiner doppelten Bedeutung: „Rechtsgründe“ und 
„Urſachen“ würdigen: Nechtsgründe zur Kriegserflärung 
hatte man in Frankreich nicht, Urſachen, den Krieg herbei: 
zuführen, hatte in Frankreich höchfteng — der Kaiſer im 
Intereffje der Dynaftie. Das Merkfwürdigfte an den von 
der Faiferlihen Regierung (in den Erklärungen im Senat 
und im gejeßgebenden Körper, jowie in den an die Mächte 
gerichteten Schreiben) angegebenen Rechtsgründen der Kriegs: 
erklärung ift, daß fie, aud wenn man alle dabei unterftellten 
Thatfachen, die meift notoriſch unrichtig find, als richtig an— 
nimmt, gleihmwohl Rechtsgründe einer Kriegserflärung — 
nit find. ©. Jahrbücher a. a. D. S. 80. Der Berfafjer 
gelangt ungefähr zu dem gleichen Ergebniß, wenn er es aud) 
nicht jo beftimmt formulirt. Die Weigerung des Königs von 
Preußen, eine beftimmte Erklärung bezüglih der Gandidatur 
des es Prinzen Leopold von Hohenzollern abzugeben, bildet die 


J Wir werden die beiden Abhandlungen zuſammenfaſſen und J. 
und citiren. 

Der vo franzöftfche Krieg und das Völkerrecht, 
für ve deutiche Armee und Marine, I. Heft, Berlin 1871 .79 f 
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unmittelbare Urſache der Kriegserflärung. Nun würde aber, 
wenn wirklid in Folge einer preußifchen Intrigue jener 
Prinz jogar den Thron Spaniens eingenommen hätte, darin 
höchſten eine Verlegung franzöfifcher Int ereſſen, feinenfalls 
aber eine Verlegung franzöfifher Rechte zu finden gemejen 
fein. Der König von Preußen hatte feinerlei Verpflichtung 
gegenüber Frankreich, jene Thronbewerbung zu hindern: Feine 
Erklärung irgend welchen Inhalts war er völferrechtlich über 
jene Frage abzugeben verpflichtet: nur eine Berflimmung, 
nicht gleich die äußerfte diplomatifche Maßregel, — Krieg: 
drohung — wäre bei dem franzöfifchen Cabinet felbft in 
dem Fall der Thronbefteigung jenes Prinzen begreiflich ge 
mwejen. Soviel über den Inhalt, das Materielle der von 
dem König von Preußen verlangten Handlung. Mit Recht 
bemerft aber der Berfafler ©. 13, daß die Formen, unter 
welchen die Faiferliche Regierung jene Handlung verlangte, 
die drohende Sprade und die Deffentlichfeit des in drohen: 
den Worten geftellten Anſinnens — Erklärung des Herzogs 
von Gramont im gejeßgebenden Körper vom 6. Juli — die 
Erfüllung folder Anforderung geradezu unmöglich machten. 
Endlich aber war, nahdem auch der Vorwand des Streites 
duch den Verzicht des Prinzen auf jene Candidatur befeitigt 
worden, die neuerdings verlangte Erklärung,’ der König wolle 
auch für alle Zukunft im Fall des Wiederauftauchens jener 
Candidatur feine Zuftimmung verfagen (und die Abfendung 
eines entſchuldigenden Briefes an den Kaifer), eine Unmög: 
lichkeit: fie hätte fich in der That nur qualificiren laffen als 
das „Verſprechen, er wolle es gewiß nicht wieder thun“ 
(„de ne plus recommencer“), und wäre nad den voraus: 
gegangenen öffentlichen Drohungen Franfreich& nichts anders 
gemwejen, als die vor ganz Eurapa eingeftandene Demüthigung 
gegenüber einer beleidigenden Forderung aus Furt vor den 
franzöfiihen Waffen. 

Man hat faum nöthig, daneben noch auf das freilich 
egen allen diplomatifchen Brauch verftoßende Verfahren der 
aiferlihen Regierung in der Form zu verweifen, (Bol. 
Jaequem. I. p. 15,) welches ftet3 von der Berjon des Kö— 
nigs beftimmte Ausſprüche und Handlungen erzwingen wollte, 
ohne die Beiziehung der Organe der preußifchen Regierung 
und de3 norddeutſchen Bundes zu ermöglichen, wie denn ber 
Bundeskanzler in dem norddeutichen Reichstag zu Fonftatiren 
vermochte, daß er bezüglich des ausgebrocdhenen Krieges nur 


49 


eine einzige offizielle Erklärung der kaiſerlichen Regierung 
erhalten habe: — nämlich die Kriegserflärung felbft. 

Es ift nicht leicht, das materielle Recht juriftifch zu be— 
flimmen, zu defjen Wahrung angeblich der Kaifer der Sranzofen 
dad Schwert z0g: die „Sicherheit Frankreichs” Fonnte man 
doch nicht mehr wohl durch einen Hohenzoller auf den Thron 
Spaniens für bedroht erklären, nachdem diefer Prinz auf 
jenen Thron verzichtet hatte und die bloße Weigerung des 
Königs, für alle Zukunft die Wiederaufnahme eines (durch 
den Verzicht für immer befeitigten) Gedanfens abzufchneiben, 
enthält doch allzu wenig Material, daraus eine Bedrohung 
der „Sicherheit Frankreichs“ conftruiren zu fönnen. 

Deßhalb behauptete man ferner eine „Verlegung der 
Ehre Frankreichs” und zwar eine jo jchwere, daß feine Ver— 
mittlung der andern Mächte, feine Genugthuung als die mit 
den Waffen erfochtene fie jollte herftellen fünnen. Die Ehre 
Frankreichs ſei verlegt 1) dur die Weigerung des Königs, 
den Botjchafter des Kaiſers weiter zu empfangen und 2) 
durh die offizielle Mittheilung dieſer Weigerung an alle 
Mächte durch eine preußijche Note. Der Verfaſſer Eonftatirt, 
dag eine ſolche Note nicht eriftirte, vielmehr von den kaiſer— 
lichen Miniftern aus bloßen Zeitungstelegrammen fingirt 
wurde; bezüglich jener Weigerung aber wäre hervorzuheben 
gewejen, daß, wollte man jelbft ein Necht des Botjchafters 
(der die Berjon jeines Monarchen vertritt) annehmen, jeder- 
zeit bei dem befjendeten Staatsoberhaupt Audienz zu vers 
langen, wenn er fie im Namen feines Souverains fordert — 
eine Befugniß, welche in ſolcher Allgemeinheit an fih nicht 
beſteht — dieſes (angebliche) Recht, ſoll e3 nicht zur Abſur— 
dität führen, eine natürliche Schranfe in der endgültigen 
Erklärung de3 bejendeten Monarchen finden muß, in diefer 
concreten Sache feine weitere Mittheilung mehr empfangen 
und abgeben zu wollen: jonft läge in jenem formellen Recht 
des Botjchafters die Möglichkeit, den Abſchluß jeder Ber: 
handlung zu verhindern. 

Irgend ein Rechtsgrund der franzöfifchen Kriegs: 
erflärung beftand aljo nicht: daß aber nicht das bloße — 
wirkliche oder eingebildete — politiſche Intereſſe einen 
Stat zur Kriegführung berechtigt, ift, wie der Verf. p. 17 
hervorhebt, jeit Hugo Grotius ſchon allgemein anerkannt — 
es jei denn ein wahrer Nothftand gegeben, wie 3. B. in der 
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Zeit der Völkerwanderung wiederholt germaniide Stämme 
durch Uebervölferung, Hunger oder durd das drohende Nach 
drängen anderer Völker zur Auswanderung, zum Eindringen 
in fremdes, 3. B. in römijches Gebiet, gezwungen wurden. 
Die thatfächlichen Anterefien, welche auf franzöfiiher Seite 
zum Kriege verleiteten, haben wir hier nicht zu unterfuchen: 
eine Bedrohung Frankreichs lag in der ſich vollziehenden 
Einigung der deutſchen Staten zu einem Bundesſtat ent- 
ſchieden nicht vor; der Kaifer aber mochte die inneren Schwierig= 
feiten feiner Regierung fo groß und die Succeifion feines 
Sohnes für jo gefährdet erachten, daß er die Erneuerung bes 
napoleonifhen Kriegsruhms, wenn nicht gar die Eroberung 
der Rheingrenze für das legte ihm gebliebene Rettungsmittel 
hielt. Ganz unrichtig aber ift e8, wenn nad dem unglüd- 
lihen Ausgang des Feldzug der Faiferlichen Adler die Fran— 
zofen nun die Verantwortung für den Krieg dem Kaifer 
allein aufbürden und behaupten wollten, Frankreich habe 
diejen Krieg nicht gewünscht: aus Feinem anderen Grunde ja 
wählte der Kaiſer gegen feine perjönliche Neigung dieſes 
Mittel, als weil er, der die Franzojen und vorab jeine Pa— 
rifer Fannte, feine Bopularität erneuen wollte. Es erhob fich 
ja in der Preſſe und in den vertretenden Körpern Frankreichs 
faft feine Stimme (nur Wenige wagten, Thiers beizupflichten) 
gegen den Krieg und der Tag der Kriegserflärung war viel- 
leicht derjenige in den zwanzig Jahren feiner Regierung, an 
dem fich Ludwig Napoleon des höchften Maßes von Popula— 
rität erfreuen durfte. 

In dem II. Gapitel — das Verhalten der Kriegführen- 
den zu den Kriegsgeſetzen — wird unter der 2. NRubrif 
$. 1.: „Eröffnung der Feindjeligfeiten“ hervorgehoben, daß 
in diefem Fall wieder eine ausdrüdliche Kriegserflärung er- 
folgte, welde, an fich richtiger Anſicht nach nicht nothwendig, 
bei dem Kriege zwiſchen Preußen und Defterreich vom Jahre 
1866 unterblieben. 8. 2 bejpricht unter „Anwendung der 
Angriffs: und Vertheidigungsmittel” die unbegründete wider 
Baden erhobene Bejchuldigung des Gebrauchs von Gewehr: 
Spreng= Kugeln gegen die Convention von St. Petersburg 
vom 29. Nov. refp. 11. Dezember 1868. Im Verlaufe des 
Krieges wurden von jeder Partei der Gebrauch folder con- 
ventionswidriger Geichofje dem Gegner Schuld gegeben; feft 
fteht nur, daß die Pariſer Nationalgarde wenigftens gegen 
die Regierungstruppen bei dem Aufftandsverjuch vom 21. Ja— 
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nuar 1871 fi folder Kugeln bediente: — ſchwerlich werden 
fie diefelben nur für ihre Landsleute reſervirt haben. 

Gebrauh der Bomben, Granaten, Belagerung feiter 
Pläte. — Ausführlid haben wir an einem andern Drt 
Zahrbüder I. ©. 81 f. die zahlreihen und in der Caſuiſtik 
des Thatjächlichen verwidelten Fragen und Fälle erörtert, 
melde unter diefen Gefichtspunft fallen. Die Beſchießung 
offener Plätze lediglih zum Zwecke der Zerftörung und 
Schädigung ift verpönt, wie jede Schädigung von Privat: 
eigenthbum und Bedrohung von Nibt-Combattanten: anders 
freilich, wenn ein militärischer Zwed dieje Beſchießung recht: 
fertigt: aljo 3. B. wenn der Feind fich in folchen offenen 
Plägen feftgejegt hat und daraus vertrieben werden foll, 
aud die präventive Zerftörung folder Häufer und Dörfer, 
um dem Feind die Feitfegung in bdenfelben unmöglich zu 
macen, fann gerechtfertigt jein: dagegen die Beſchießung der 
von deutſchen Truppen nicht mehr bejegten offenen Stadt 
Saarbrüden und der Station St. Johann (2. u. 3. Auguft) 
durch die Franzojen ift durch jene Ausnahmsbeftimmungen 
nicht gerechtfertigt: eher könnte man den angeführten Prä— 
ventivzwed in der Beihießung Kehls vom 19. Auguft an: 
nehmen. Unbeftritten ift ferner „das Recht des Belagerers 
einer Feftung, welche mit einer Stadt unſcheidbar zufammen- 
hängt, jo daß fie mit der Feftung zufammen ein einheitliches 
Dbject für die Angriffsoperationen bildet und der Angriff 
auf die Feftung gar nicht oder doch nur jchwerer unter 
Schonung der Stadt erfolgen kann, feine Operationen ohne 
Schonung der Stadt vorzunehmen.” Jahrbücher I. ©. 85. 
Das Bedürfniß des Angreifer geftattet nicht, in Schonung 
der mit einer Feftung verbundenen Stadt weiter zu gehen: 
freilich ift dur den aufgeftellten Sat Alles in die ehrliche 
Beurtheilung des Belagerers gelegt, ob fein Angriff durch 
Rückſichtsnahme auf die Stadt erjchwert werde. 

Es ift nun aber in diefem Feldzug eine andere, mit der 
eben erörterten eng zufammenhängende Frage jehr practifch 
geworden, welcher auch der Verfaſſer eine eingehende Dar: 
ftellung, namentlich durch Mittheilung der franzöſiſcherſeits 
erhobenen Bejchwerden, widmet: nämlich die Frage, ob es 
durh das Kriegsrecht geftattet ſei, eine mit einer Feltung 
verbundene Stadt, ohne daß die obigen Vorausfegungen ge: 
geben find, lediglich zu dem Zweck zu beſchießen, die Bürger: 
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ſchaft zu veranlaffen, moraliſchen oder gewaltſamen Drud 
eu die Bejagung behufs Uebergabe der Feftung herbeizu- 
ühren. 

Befanntlihd hat die deutiche Kriegführung in einer 
ganzen Reihe von Fällen (fiehe die Aufzählung Sahrbücher I. 
©. 87) von diefem indirecten Zmwangsmittel Gebrauch ge: 
madt und R. J. I. ©. 21 II. ©. 13 f. hat die lebhaften 
Vorwürfe der franzöfiihen Preſſe und Diplomatie über fol: 
ches Verfahren mitgetheilt: er gelangt zu dem Ergebniß, daß 
in der That in der Regel die Beſchießung nur gegen die 
Feſtungswerke und Militär-Bauten zu richten, daß alfo jenes 
Verfahren „in der Regel“ unzuläffig fei. Allein offenbar 
fann in diefem Fal das PVerhältnig von Regel und Aus— 
nahme nicht aufgeftellt werden: denn unter welchen Voraus: 
fegungen ſollte ausnahmsweiſe jenes Mittel, wenn es an fi 
nicht zu verpönen, ausgeſchloſſen jein? Es ift vielmehr nicht 
zu beftreiten, daß nach der bisherigen Praris und Theorie 
dieſes Preſſionsmittel Friegsrechtlich ftatthaft war; aber hier 
ftehen wir an einem der Puncte, wo eine. Fortbildung des 
dermalen noch geltenden Kriegsrecht3 im Sinne der Humaniät 
durh das fortjchreitende Rechtsgefühl der Gegenwart ver: 
nehmlich gefordert wird und es wäre zu wünſchen, daß im 
Wege des Vertrages alle Mächte auf die Anmendung bdiejes 
inhumanen Mittels Verzicht leijteten: dafjelbe wird ohnehin 
(Jahrbücher I. ©. 87 wurde dies Thema weiter ausgeführt; 
das Argument Bluntjchli’8 mod. V. R. in dem Krieg von 
1870, ©. 16, man dürfe nicht unpatriotifche, unmoralijche 
Haltung der Eivilbevölferung — Aufruhr und Landesverrath 
— herbeiführen wollen, geht wohl zu weit, da man ja aud 
die Schürung der Revolution, des Aufitandes in Feindesland 
im Kriege für zuläffig erachtet,) nicht zum Ziele führen, wenn 
der Commandant der Bejatung, der in der Regel mit feinen 
Kanonen jeden gewaltſamen Drud der Civilbevölferung auf 
feinen Willen niederzuhalten vermag, feine Schuldigfeit thut. 

Graf Ehaudordy, Delegirter der Regierung zu Tours 
für die auswärtigen Angelegenheiten, hat in einem Rund: 
Ichreiben vom 29. November 1870 außer andern unbegrün- 
deten Vorwürfen auch den gegen die deutjche Kriegführung 
erhoben, fie habe feſte Plätze beichoffen, ohne fie vorher unter 
Androhung der Beichiegung zur Ergebung aufzufordern: doc 
vermochte er unter den Dutzend Fällen von Beſchießungen nur 
zwei namhaft zu machen, in welchen ſolche Androhung unter: 
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blieben jei: Paris und La Före. Bon Paris nachher ausführlich: 
La Fere aber war, nad der Angabe feines Befehlshabers, 
15 Tage lang cernirt, ehe die Beſchießung begann: es jpricht 
bei einer Feftung der tapfern Franzofen doch nicht die Ver: 
muthung dafür, daß fie ohne Beſchießung Fapituliren werde und 
unter Umftänden Tönnen militärifche Gründe den Angreifer von 
der Verpflichtung der Anzeige der bevorftchenden Beſchießung 
entbinden. Ein weiterer, völlig aus der Luft gegriffener Vorwurf 
des genannten Statsmanns geht dahin, die Deutjchen hätten 
offene Städte ohne Weiteres mit „unregelmäßiger Beſchießung“ 
angegriffen, um fie dann nach der Einnahme „als im Sturm 
genommene Feltungen behandeln zu können.“ Man denkt 
bei diefen Worten nothwendig an Plünderung u. ſ. a. Nun 
it aber jener barbarifhe Brauch, den belagernden Truppen 
die Plünderung als Belohnung für den gelingenden Sturm 
zu verheißen oder die Einwohner durch ſolche Drohung zur 
Üebergabe zu jchreden, längft verpönt: (menigitens in euro: 
päiſchen Kriegen: Franzojen und Engländer haben freilich 
in Indien, China, Mexiko die alte Barbarei der Plünderung 
wieder eingeführt) und felbftverftändlich ift auf deutſcher 
Seite an ſolche Maßregel nie gedacht worden. Herr von 
Chaudordy dadte, wenn überhaupt etwas Beſtimmtes, 
vielleiht an Fälle, in melden wegen Kriegsverbrechen der 
Einwohner, Ortſchaften mit der Verwüſtung beftraft wurden 
oder in welden die Häufer, welche im Straßenfampf ge: 
nommen werden mußten, jammt ihrem Geräth beichädigt 
oder zerftört wurden. 

Was die Beichießung der Stadt Paris anlangt, gegen 
welche die franzöfifhe Regierung Verwahrung einlegte, — fie 
ward allen Mächten mitgetheilt — fo waren hier ganz unzweifel— 
haft die Vorausſetzungen gegeben, unter welchen es geftattet 
ift, die mit einer Feſtung verbundene Stadt als ſolche unter 
Feuer zu nehmen: (Jahrbücher I. 1. e.) in der Stadt befanden 
ih Eafernen, Magazine von Vorräthen aller Art, ganze 
Lager von Combattanten. Spät genug hat die deutjche Heer: 
leitung von diefem ihrem Recht Gebrauch gemacht als, nad: 
dem endlich der erforderliche Munitionsvorrath beigefchafft 
war, noch andere als rein wmilitärifche Erwägungen — der 
Eindrud auf die Bevölkerung und das Berlangen der 
eigenen Truppen — dazu drängten. Die von franzöjiicher 
Seite hiergegen erhobenen Beſchwerden find, wie au R. J. 
anerkennt, juriftiich völlig haltlos. ine vorgängige Noti: 
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fication war nicht erforderlich (vgl. oben zu La Fere): man 
zählte gerade hier auf die Wirkung der Ueberrafhung; 
übrigens hatten nicht nur die den Belagerten genau be— 
fannten Vorbereitungen des Bombardements, auch ausdrüd- 
lihe Ankündigungen des Bundesfanzler hatten die Pariſer 
Monate vorher von dem beabjichtigten artilleriftiichen Angriff 
auf die „Feftung Paris“, wie fih Graf Bismarf jhon im 
Dftober, bedeutungsvoll warnend, ausdrüdte, verftändigt. 

Der Gebrauh der afrikaniſchen Truppen hat ſchon vor 
Beginn des Krieges auf deutſcher Seite Werthvergleihungen 
des Menſchenmaterials hervorgerufen, welches die beiden 
friegführenden Mächte wider einander verwendeten. 

Gelbftverftändlih wäre gegen die Verwendung Ddiefer 
afrifanifchen Truppen als jolcher nichtS einzuwenden gewesen, 
— jonft dürfte ja ein Volf geringerer Anlage und Bildung 
gegen ein höherftehendes überall nicht Krieg führen — hätte 
die franzöfifche Heerverwaltung diefelben mit dem Geift non 
Mannszucht und foldatiicher Ehre zu durchdringen und fie 
zu erziehen verftanden; ein Ausfchluß der Turcos von vorn= 
herein war nicht zu fordern: wohl aber hätte die deutjche 
Kriegsleitung Entfernung diefer Schaaren vom Kriegsſchau— 
plaß fordern dürfen, nachdem in zahlreihen Fällen gröbfte 
BVerfehlungen gegen das Kriegsrecht nachgewieſen worden; 
in normalen Zuftänden wird die eigene Militärbehörde zur 
Beitrafung, ja zur Auflöfung ſolcher Corps greifen: ſtatt 
deſſen haben franzöfifche Blätter, deren Ausführungen R. J. 
I. p. 24 mittheilt, die „Gums“ zur Verübung folcher 
Kriegsfrevel bei dem beabfichtigten Einbruh in Süddeutſch— 
land in den fchamlojeften Worten aufgefordert. 

Die Bildung der Franc-tireurs führte zu einem 
Austauſch von Erklärungen, in welchem einerſeits Deutfch- 
land das Recht Frankreichs anerkannte, neben der Linie und 
der mobilen und jeßhaften Nationalgarde zur Abwehr der 
Snvafion die ganze waftenfähige Bevölkerung aufzurufen, 
Frankreich aber die Verpflichtung, dieſen Landfturm fo zu 
fleiden, daß er ſich auf Gewehrſchußweite von der Tracht 
der bäurifchen und Arbeiter-Bevölferung deutlich unterſcheiden 
lafie, was in der That von der blauen Bloufe mit rother 
Aermelverfhnürung nicht behauptet werben fonnte; dagegen 
Scheint e3 allzuviel verlangt, wenn die deutſche Kriegführung 
nur ſolche Franctireurs als Soldaten betrachten wollte, welche 
einen an ihre Perſon gerichteten Aufruf der Behörde und 
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der Führung auf den Liſten eines militäriſch organiſirten 
Corps nachweiſen könnten, im Gegenfall aber ſolche Gefan— 
gene als Kriegsrebellen mit dem Tode bedrohte. Dieſe Er— 
forderniſſe ſind wohl nie bei einem Volkskrieg weder in Tirol 
noch in Spanien eingehalten worden und die deutſchen Führer 
haben alsbald ſelbſt dieſe Anforderung fallen laſſen: fie 
hätten ſonſt tauſende erſchießen laſſen müſſen. Es muß viel— 
mehr ein allgemeiner Aufruf zu den Waffen (oder noch mehr 
ein ſpecieller in einem zunächſt von der Invaſion bedrohten 
Gebiet ergangener) genügen und bei der Organiſirung des 
wirklichen Volkskriegs kann man nicht einmal militäriſche 
Uniformirung der Landſtürmer als unerläßliche Bedingung 
ihrer Behandlung als ehrliche Combattanten fordern. Aber 
freilich — um dies ſchon hier nachdrücklich hervorzuheben — 
geht es nicht an, daß ein Stat die Vortheile des Volks— 
kriegs und Maſſenaufgebots für ſich voll in Anſpruch nimmt, 
aber die damit unzertrennlid verbundenen Nachtheile, die 
Repreſſiv-Maßregeln des Feindes ablehnen und als bar: 
barijche Grauſamkeit, als Berlegungen des Kriegsrechts ver: 
flagen will. 

Diefe Doppelwendigkeit des Verhaltens der Civilbevölfe- 
rung hat auch unfere Truppen, wie ich aus mehrfacher Erfahrung 
beftätigen fann, zumeift mit Erbitterung und Verachtung zugleich 
erfüllt: die Aufforderungen der Delegationen von Tours, dem 
Vordringen der Deutſchen fih durch Mafjenerhebung in den 
bedrohten Gebieten zu wiberfegen, blieben unerfüllt: rüdte 
eine deutfche Abtheilung in eine Oriſchaft, fo erfolgte friedliche 
Aufnahme mit der Bitte um fehonende Behandlung: diefelben 
Bauern, in der blauen Blouſe, welche die einrüdenden Truppen 
begrüßt, geben dann etwa bei dem Abzug aus dem Didicht 
Feuer auf diefelben und wenn fie nun ergriffen und er: 
ſchoſſen werden, jo beruft man fich auf das Recht des Volks— 
friegs und der Mafjenerhebung: wird aber das fragliche 
Dorf zur Strafe niedergebrannt, jo beruft man ſich wieder 
auf die vorgängige friedliche Unterwerfung. 

„Feindliche Handlungen von Nichtcombattanten in oc: 
cupirtem Gebiet und Unterdrückung“. — Grobe Unfenntniß der 
einfachften kriegsrechtlichen Grundſätze befundete die Polemik, 
welche fich nicht nur in der Preſſe, felbft im Senate Frank— 
reih8 erhob wider die Verkündigung der Kriegsgerichte in 
den bejegten Departements und die Bedrohung gewiſſer 
Kriegsverbrechen (Akte der Kriegsrebellion) mit dem Tode. 
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R. J. I. p. 31 tabelt an den deutfchen Proclamationen nur 
zwei Beitimmungen: einmal, daß die Kriegsgerichte auf feine 
andere al3 die Todesftrafe jollen erkennen können: abgejehen 
davon, daß dies eine ziemlich alte und verbreitete Praxis ift, 
wirkt ſolche Drohung als Abjchredung erfahrungsgemäß am 
fräftigften und in Fällen offenbarer Härte gewährt das Be- 
gnadigungsredht des oberjten Kriegsheren — welches durch 
die deutfche Proclamation nicht, wie ſonſt wohl gejchieht, 
ausgeſchloſſen war — eine Abhilfe, welche in der That häufig 
genug im Laufe dieſes Kriege8 gewährt wurde. Sodann 
finder es R. J. c. hart, daß bei Handlungen gegen die 
Sicherheit der Truppen ſowohl die Heimatsgemeinde des 
Thäter8 als die Gemeinde des Begehungsortes cumulativ 
für Schaden und Strafe verantwortlich gemadt wurden: auch 
diefe Drohung ſcheint zunädft als Schredmittel gemeint ge= 
weſen zu fein: mir iſt wenigftens Fein Fall der zwiefachen 
Eintreibung der verwirkten Summen befannt geworden. 
Wenn ferner eine Proflamation zu Beauvais jede „attaque 
faite par surprise** mit der Einäjcherung der Ortſchaft be= 
droht, jo ift darunter ein Weberfall durch die Einwohner 
oder unter liftiger Mithülfe der Einwohner zu verftehen, 
nicht ein Ueberfall durch franzöfiiche Truppen; und wenn die 
Berheimlihung von Waffen mit der Haftbarfeit der Haus— 
eigenthümer und der Niederbrennung der Häufer bedroht 
wird, in welchen verborgene Waffen entdecdt werden, jo kön— 
nen wir eine Verlegung friegsrehtlicher Normen hierin nicht 
erbliden. 

Die Maßregel, angeiehene Bürger mit zu führen auf 
ben Eifenbahnzügen, welche wiederholt durch Aufreißen Der 
Schienen gejhädigt worden waren, wird von R. J. I. p. 32 
als Erneuerung der faft allgemein aufgegebenen Sitte der 
Geiſelnahme getadelt, und um fo mehr als fie nicht nur Die 
Freiheit, jondern Leib und Leben der Bergeijelten bedrohe. 
Allein es ift nicht richtig, daß die Geijelnahme in den neueren 
Kriegen nicht mehr vorgefommen fei: Engländer, Franzojen 
und Rufen haben fie in den indifchen, algerijchen, cauca= 
fiiden Kämpfen ununterbroden angewendet: ebenjo die Ame— 
rifaner in dem legten Bürgerkrieg und in den Kämpfen mit 
den Eingeborenen: auch in dem Kriege von 1866 haben die 
Preußen, wenn wir nicht irren, in einzelnen böhmifchen und 
andern Städten (Trautenau) Geijeln genommen. Der Hin- 
weis, daß jene Beifpiele meift aus Kämpfen mit uncivilifirten 
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Stämmen gejchöpft find, wäre mit der Bemerkung zu erle: 
digen, daß eben in den neueren europäifchen Kriegen der 
Fall nicht vorgefommen, daß die Bevölkerung des occupirten 
Landes — ungefähr des dritten Theils des gefammten Stats: . 
gebietes — gegen die Grundvorfchriften des Kriegsrechts in 
fortwährender offener oder heimlicher Auflehnung, in perma— 
nenter Kriegsrebellion fih befand und nur dur befondere 
Mittel von weiterer Gefährdung ihrer eigenen Snterefien ab: 
gehalten werden fonnte. Bedenklich ift allerdings die Be: 
drodung von Leib und Leben der mitgeführten Perfonen 
und das gewählte Mittel it neu: aber neue Gefahren rufen 
eben neue Maßregeln hervor und bei der unberehenbaren 
Größe der durh die heimtüdifchen Eifenbahnzerftörungen 
gedrohten Verluſte, bei der Bösartigfeit der Gefinnung, 
welbe auch das Leben der eigenen gefangenen, verwundeten, 
franfen Soldaten, die ſich auf den bedrohten Zügen befan- 
den, nicht fchonte, fönnen wir die Wahl jenes allerdings 
jehr energijchen Mittels nicht für ungerechtfertigt erachten. 

Ebenjowenig können wir es tadeln, müſſen es vielmehr 
als Friegsrechtlich gerechtfertigt anfehen (gegen R. J. 11. p. 29.), 
wenn eine deutiche Proclamation die Maires einer befegten 
Landſchaft bei Strafe der Einäfcherung der betreffenden 
Häufer verpflichtet, das Erſcheinen von Franctireursbanden 
und deren Aufnahme durch die Einwohner dem nädhften 
deutichen Befehlshaber anzuzeigen. 

Es handelt ſich dabei nicht um erft noch zu beſetzendes, 
fondern um bereit3 unter der Kriegsgewalt der deutſchen 
Truppen ftehendes Gebiet: die Bewohner folcher Gebiete find 
der Kriegägewalt zum Gehorfam und zur Fernhaltung von 
allen feindlihen Unternehmungen verpflichtet: das Auftauchen 
von einheimiichen Franctiveursbanden in folchen Gegenden 
it eine Art der Kriegsrebellion und die Bewohnerſchaft zur 
Unterdrüdung derjelben verpflichtet: eine Verpflichtung, das 
Anrüden franzöfiiher Soldaten oder das Eindringen von 
nichteinheimiſchen Franctireurs anzuzeigen, ift in jener Pro- 
clamation nicht auferlegt; darin läge allerdings eine rechts— 
midrige und unfittlihe Zumuthung an die patriotifhe Ge— 
nnung. 

Mit Net hebt R. J. I. p. 29 hervor, wie thöricht der 
Vorwurf der Franzofen, die deutjche Kriegführung habe au 
die Straf, Repreffiv: und Sicherungs-Maßregeln, welche die 
Ainzelnen Gorpsführer treffen durften, im Wege des Regle— 
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ment3 jyftematijch und in Faltblütiger Berathung im Haupt- 
quartier feitgeftellt und frägt mit Recht, ob denn die fran= 
zöſiſche Bevölkerung fich beffer dabei befunden haben würde, 
. wenn die einzelnen Befehlshaber, ohne ſolche fyftematifche 
Regelung, jene Maßregeln jelbftftändig je nad den Einge- 
bungen des Augenblid3, in der Erregung der Rade oder 
— — oder des Schreckens hätten zu treffen 
gehabt. 

Gerechtfertigt ſind auch die Zwangsmaßregeln, durch 
welche der deutſche Präfekt des Departements der Meurthe 
den Ungehorſam der Arbeiter zu Nancy zu brechen verſtand, 
welche ſich hartnäckig geweigert hatten, die durch Franctireurs 
zerſtörte Eiſenbahn bei Fontenoy wieder herzuſtellen: vorerſt 
wurde allen Arbeitgebern verboten, vor Erfüllung jener Auf— 
lage der deutſchen Regierung, den Arbeitern Beſchäftigung 
oder, ohne Beſchäftigung, Lohn zu geben: die Androhung, 
bei fortgeſetzte Weigerung eine Anzahl Arbeiter zu er— 
ihießen, war wohl nur eben als Drohung gemeint: wäre 
übrigens äußerften Falls nicht völferrechtsmidrig gemwejen, da 
die Kriegsgewalt die Einwohner der bejegten Gebiete nöthigen= 
fall3 mit Zwang zu perjönlidhen, von dem Kriegsbedürfniß 
geforderten Arbeiten und Leiftungen (nur nicht im Feuer 
der eigenen Truppen) anhalten darf. 

Ausführlibd erörtert R. J. II. p. 32 f. das von den 
deutichen Behörden an die wehrfähige Bevölferung von 
Elſaß und Lothringen ergangene Verbot, fih zu den 
franzöfifchen Heren zu begeben und in diefelben einzutreten. 
Selbftverftändlib hat die Kriegspartei, welche feindliches 
Gebiet bejett, das Recht, die Verſtärkung ber feindlichen 
Kräfte durch Aushebung oder freiwilligen Anjchluß zu ver: 
bieten und zu verhindern und es bedarf dazu faum der (Übrigens 
jehr jcharffinnigen) Motivirung bei R. J., daß entweder 
ſolche Refruten bereits als Theile der Armee zu betrachten 
und daher der Gefangennehmung unterworfen feien oder als 
Giviliften, melde einen Act der Kriegsrebellion gegen Die 
oecupirende Kriegsgemwalt begehen, wenn fie die Waffen er- 
greifen. Die erfte Alternative trifft nicht zu: der bloße 
Vorſatz, in die Armee einzutreten, macht doch den Nicht: 
combattanten nicht zum Soldaten: auch wäre dann jede 
Strafdrohung unzuläßig und nur Gefangennehmung ftatt= 
haft. R. J. 1. ec. hebt hervor, daß jenes Verbot unter Der 
Androhung von Verbannung und Gütereinziehung nur für 
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die Bewohner von Elſaß und Lothringen erlaflen worden 
jei und daß ſcheinbar die Rüdficht auf die deutſche Nationa= 
lität diefer Bevölkerung dabei mitgewirkt habe; indefjen haben 
die deutſchen Behörden bei dem Vorbringen in das Herz 
Frankreichs auch in andern Landichaften den Anichluß an 
franzöfifche Here bei Strafe verboten und anderfeit3 hat bie 
ausführlide Verordnung — fie datirt Berfailles, 15. De: 
jember 1870 — bereit3 die Nüdgewinnung jener beiden 
Gebiete für Deutichland beftimmt vorausgefegt und ift alfo 
vorforgender politifcher Erwägung der nad dem Friedens: 
Ihluß eintretenden Verhältniſſe entfloffen. Die Verbannung 
(auf zehn Jahre) fcheint aber gegenüber ſolchen Männern 
eine rihtig getroffene Maßregel, melde damals noch, Ange: 
fiht3 des in Bälde zu gemwärtigenden Friedensfchluffes und 
der Abtretung jener Landſchaften, in die franzöfifche Armee 
eintraten und dadurch ihre feindlihe Gefinnung fo leiden- 
\haftlih bewährten. Wenn R. J. II. p. 34 die Güterein: 
jiehung eine zu ftrenge Strafe findet, jo geben wir zu be: 
denken, daß gegenüber den einmal Entwijchten und in bie 
feindlihe Armee Eingetretenen der deutjchen Regierung eine 
andere Strafe gar nicht zur Verfügung ftand: denn die An: 
drohung, ſolche Elfäßer und Lothringer im Fall ihrer Ge— 
fangennehmung zu betrafen, wäre gehäffig und unflug ge— 
meien, abgejehen davon, daß der vorbereitete Friedensſchluß 
feine Kriegsgefangene mehr erwarten ließ. 

R. J., deſſen Objectivität und Gerechtigfeitsliebe wir 
auch da anerkennen, wo wir feine Anfichten nicht ganz theilen 
tönnen, hebt übrigens am Schluß diefer Erörterungen felbft 
hervor, daß, wenn nach feinem Urtheil die deutſchen Behörden 
fh nicht immer befonders mild oder human verhalten, die 
franzöfifchen mehr als einmal die elementarften, die Grund: 
begriffe des Völkerrecht? aus den Augen verloren haben: 
in Soiſſons wird eine preußifhe Schildwahe Nachts 
meuchleriih angefallen und verwundet, der franzöfifche 
Nunicipalrath warnt durch Maueranjchlag vor Wiederholung 
ſolcher Verbrechen, welche für die Stadt jchlimme Straffolgen 
herbeiführen können: da veröffentlicht das offizielle Organ 
der Regierung zu Tours die Namen jener Municipalräthe, 
„dieſe Gehilfen der Polizei des Feindes der allgemeinen 
Brandmarkung Preis zu geben.” Das Aergfte aber beinahe 
unter den officiellen Actenftüden ift ein Circular des Präfecten 
der Cöte d’Or vom 21. Nov., in welchem jener Hhäßliche 
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Wechſelbalg, welchen ftatt ehrlichen Volkskriegs die erhigte 
galliſche Eitelkeit erzeugt bat, in welchem der fyftematische 
Meuchelmord mit den nadteften Worten von Amtswegen 
organifirt wird: da heißt es: „das Vaterland verlangt nicht 
von Euch, daß Ihr Euch in Mafjen vereinigt und offen dem 
Feind Widerftand leiftet, e3 erwartet nur, daß jeden Morgen 
drei oder vier entjchloffene Männer ihr Dorf verlaffen und 
fih an einem von der Natur ſelbſt dazu bezeichneten Ort 
aufftellen, von wo fie ohne Gefahr auf die Preußen ſchießen 
fönnen . . . Ich werde folben Männern (melde die Pferde 
der erjihoffenen einzelnen Weiter abliefern) eine Belohnung 
zuerfennen und ihre heldenmüthige That (action heroique) 
in allen Blättern des Departements, fowie im Moniteur 
officiell veröffentlichen.” Ein Commentar hiezu ift überflüffig. 

Weiter beſpricht R. J. I. p. 33 f. das Berhalten der 
Kriegführenden zu den auf ihrem Gebiet wohnenden Ange 
hörigen des feindlichen States und verurtheilt „wie Die 
ganze Welt” die Maſſenausweiſung der in Frankreich leben— 
den Deutfchen als eine ebenfo verderbliche als thörichte und 
ungerechte Mapregel; wir heben nur die Notiz hervor, daß 
nah Erklärung des Minifters Chevreau gleich bei Ausbruch 
des Krieges die Faiferliche Negierung Neigung verrierh, fich 
in der entgegengefegten Richtung wider das Völkerrecht zu 
verfehlen und die wehrpflichtigen Deutſchen in Frankreich, 
welche fich anfchicten, zu ihren Negimentern abzureijen, mit 
Gewalt zurüd zu halten. 

Belagerung und Einſchließung befeftigter Pläge. Geftattung 
freien Abzugs. Wegnahme von Luftballons. Gapitulationen. — 
Zu erwähnen ift, daß man dem Commandanten von Straß: 
burg gleih am erften Tage der Einjchliegung freien Abzug 
für die Frauen, Kinder und Kranken anbot, jedoch vergeblich: 
gleihwohl geftatteten die Belagerer auch fpäter noch den 
Abzug von etwa 4000 Menſchen aus der Stadt. Ueber die 
interejlante Frage, wie das Novum, welches der Gebrauch 
der Luftballons? nicht nur zur Beobachtung feindlicher 
Stellungen 2c., fondern zum Transport von Perjonen über 
die feindlichen Linien hinweg in die Fragen des Kriegsrechts 
brachte, habe ich mich anderwärts (Jahrbücher I.) ausführlich 
ausgejprochen und bemerfe hier nur, daß in jedem einzelnen 
Fall der von den Luftichiffern angeftrebte Zweck enticheidend 
für die Behandlung ift, daß eine gleihmäßige Behandlung 
der gefangenen Luftſchiffer (namentlich etwa als Spione) 
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[ediglih um des gewählten Transportmittel3 willen unzuläßig, 
aber jelbftverftändlich jedes Mittel anwendbar ift, um die 
Luftichiffer, welche gegen unfern Willen unfere Linien über: 
Ihreiten wollen, in unſere Gewalt zu bringen; alsdann ift 
Unterfuhung über den Stand der Gefangenen (Gombattanten, 
Nihtcombattanten, Beamte, Private) und den Zweck der 
Erpedition zu eröffnen: nach deren Ergebniß können fie 
als Spione beftraft werden müfjen oder auch einfach Kriegs: 
gefangene fein oder vielleicht nicht einmal das: 3. B. Private, 
welche fih nur den Leiden der Givilbevölferung in der be— 
lagerten Stadt entziehen wollten: ſolche können freigegeben 
oder auch zur Rückkehr in die Feſtung genöthigt werden. 
Es muß alfo die Frage mit Unterſcheidungen beant- 
mortet werden, welche R. J. I. p. 37 nicht für nöthig er— 
abtet bat. — Was die Gapitulationen anlangt, jo ift 
hervorzuheben, daß die Klaufel: „die Offiziere verpflichten 
Ah, nicht mehr in diefem Feldzug gegen Deutfchland die 
Baffen zu tragen“ dahin ausgelegt wurde, die Ver— 
wendung jolcher Offiziere im Innern Frankreichs als Etappen: 
fommandanten, Zeughausinſpektoren, Leiter von Waffen: und 
Gefhüg- Fabrikation, ja jelbft zur Aushebung und Aus- 
bildung von Refruten ſei durch die gewählte Formel nicht 
ausgeſchloſſen. Worfichtiger ift es jedesfalls, beizufügen: 
„und in nichts gegen die Intereſſen Deutichlands zu handeln.” 

Blofade zur See. Bezüglich der Blofadeerflärung des 
franzöſiſchen Admirals Fourihon vom 12. Auguft 1870 
erhob fich ein Zmeifel, ob die in derjelben den neutralen 
Schiffen eingeräumte Frift von 10 Tagen (vom Tag der 
Dlofadeerflärung an), um aus dem blofirten Hafen auszu— 
laufen, au für das Einlaufen neutraler nach dem blofirten 
Hafen fegelnder Schiffe gelten folle: diefe Frage wurde 
franzöfifcherfeit8 mit dem Beifügen verneint, daß ja eine Ge- 
fährdung ſolcher neutraler Schiffe deßwegen nicht vorliege, 
weil diejelben, wenn während der Fahrt nad einem nunmehr 
blofirten Hafen von dem Ausbruch des Krieges oder der 
Berhängung der Blofade überrafcht, der Aufbringung nicht 
unterliegen. Das ift nun zwar nach neuerer Objervanz im 
Seekrieg felbftverftändlih, — die franzöfifchen Erklärungen 
und die des norddeutſchen Bundes über dieſe Frage wenden 
nur einen in den legten Kriegen zwiſchen Seemächten allgemein 
anerkannten Grundſatz auf den vorliegenden Fall an — aber 
ein ſchlechter Troft für die Schiffe, welche angefichts des Be— 


62 


jtimmungshafens zur Umkehr genöthigt werden. Indeſſen 
fann der Blofirende von Rechtswegen diefen rigor juris 
anwenden. 

Gegenfeitige Beichuldigungen wegen Berlegung des 
Völkerrechts. J. R. I. p. 40 betont mit Recht die Aner= 
fennung des Völkerrechts aud im Kriegszuftand, welche 
gerade in dieſen gegenfeitigen Anfchuldigungen enthalten ift; 
der Berfaffer wägt auch hier mit gerechter Wage. Nur wenn 
er die Verwundung und Tödtung von Bewohnern von 
Bazeille8 durch deutſche Truppen mit der Aufregung des 
Häujerfampfes entjchuldigen zu müſſen glaubt, ift doch zu 
erinnern, daß, wenn ſich die Givilbevölferung einer Ortſchaft, 
wie es hier und ſpäter in Chäteaudun geſchah, an der Ver: 
theidigung betheiligt, da8 Kriegsrecht deren Behandlung als 
Combattanten geftatten muß. Wer, wie Referent, die Vor: 
gänge bei Bazeilles mit Augen gejehen, kann fih nur wundern, 
daß die Zahl der getödteten und verwundeten Einwohner 39 
nicht überfteigt, nach amtlicher durch den bayerifchen General 
von der Tann veranlaßter Erhebung durch den Maire des 
Ortes:) damit find die Webertreibungen der franzöfiichen 
Preffe und des Herzogs von Fitz-Jame (in der Times vom 
15. September 1870) befeitigt. Wie meit die Leidenichaft 
den Rechtsfinn eines fehr großen Theils der Franzofen ge— 
trübt hat, zeigt, abgejchen von der allgemeinen Billigung 
des Ehrenwortbruches zahlreicher gefangener Offiziere, Die 
Anpreiiung der vermeintlichen Verrätherei des Gommandanten 
von Laon, welcher die Eitadelle, wie die Sranzofen eine Zeit 
lang glaubten, abfichtlih nach dem Eintritt der deutſchen 
Bejagung in die Luft gefprengt haben follte und hiefür mit 
dem Lob eines zweiten Leonidas bedacht wurde. 

Eine Reihe von angeblichen Berlegungen des Völker— 
recht durch deutfche Truppen (Wegnahme von Ambulancen, 
Sefangennahme und Tödtung von Nerzten und Nothhelfern, 
Gebrauch von Sprenggefhoflen für Gewehre u. U.) erwies 
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fih bei amtlicher Nachforſchung als thatſächlich unbegründet. 
Die deutfchen Anklagen betrafen zumal die Verwendung der 
Turcos, die Beihießung der offenen Plätze Saarbrüden 
und Kehl, wiederholte Berlegungen von Parlamentären, 
ganz befonder8 aber die höchſt fträfliche Unterlaffungsfünde 
des Kriegsminifteriums, die Bedeutung und den Inhalt der 
Genfer Convention unter den Truppen viel zu wenig ver: 
breitet zu haben; Referent kann dies nur in vollftem Um: 
fang beftätigen: nach Sedan, nahdem der Krieg ſchon bald 
zwei Monate gewährt hatte und zahlreihe Schlachten und 
Gefechte geliefert waren, fand ich nicht nur bei den Soldaten, 
aud bei Offizieren von ziemlich hohem Rang oft nicht eine 
Ahnung von Eriftenz und inhalt jenes Vertrages und gern 
will ich glauben, daß bei dem Uebertritt der Bourbafiichen 
Armee auf Schweizer Gebiet fogar ein General diejer Armee 
die gleiche Unfenntniß an den Tag gelegt habe. Daß übrigens 
jene höchft wohlthätige Convention der Ergänzung und Fort: 
bildung nach mehr ala Einer Richtung bedarf, werden wir bei 
Beiprehung einer andern Schrift erörtern. — Auf die im 
Ipäteren Verlauf des Krieges von franzöfiicher Seite er: 
hobenen Anklagen gegen die deutfche Kriegführung gab der 
Bundeskanzler, nah Zurückweiſung ber Vorwürfe im Ein: 
zelnen, die Antwort, „leider habe die Entfeßlung der Volks— 
leidenſchaften durch die franzöſiſche Regierung, die nun ſelbſt 
die befhworenen Geifter nicht zu bändigen vermöge, Die 
deutihen Truppen zu einer Strenge in Handhabung des 
Kriegsrecht3 genöthigt, welche man beflage und welche weder 
in dem Charakter noch in den gejchichtlichen Weberlieferungen 
des deutfchen Volkes Liege.” Man darf hinzufügen, es war 
befonders die Nothwendigkeit, jenes oben beſprochene häßliche 
Iwittergebild zwiſchen Volkskrieg und Meuchelmord zu be: 
tämpfen, die gegen Ende des Krieges zu fehr harten Maß: 
regeln drängte, melde dann auch von den gereizten und 
frieggmüden Truppen mit einer Erbitterung ausgeführt 
wurden, die in den erften Monaten unjern gutmüthigen 
Leuten gänzlich fehlte und erft von den Franzoſen ſelbſt 
ihnen aufgezwungen mwurbe. 

$. 3 bei J. R. p. 44 beipriht die Behandlung von 
feindlihen Perſonen und feindlihem Eigentum zunächſt im 
Landkrieg, dann im Seekrieg. 

Die Sicherheit der Perfon und des Eigenthbums der 
Givilbevölferung des occupirten Landes, unter den Schuß ber 
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deutſchen Militärgewalt geftellt, wurde nur ausnahmsweiſe 
Beſchränkungen unterworfen: dahin zählen die Repreffivmaß: 
regeln gegen Gemeinden oder Einzelne, welche die Kriegs— 
gejege verlegten, die nothmwendigen Requifitionen und Die 
zwangsweiſe Feltitellung des Curſes, zu welchem die fran= 
zöftjche Bevölkerung deutjches Silber: und Bapiergeld nehmen 
mußte. (Den Thaler zu 3 Francs, 75 Gentimes.) Was 
die QDuartierwirthe einquartirten Soldaten zu gewähren 
hatten, wurde durch ein Regulativ feftgeftellt: oft geftattete 
man denjelben, wo die Markt: und Zufuhr:Berhältniffe das 
ermöglichten, fich durch Geldzahlung (2 Francz per Mann 
und Tag) von der BVerpflegungslaft zu befreien. Bezüglich 
der Requifitionen wurden übrigens Nahrungsmittel und 
andere für die Truppen erforderliche Lieferungen unter: 
ſchieden: nur die erfteren fonnten auf Befehl des Corps— 
fommandanten requirirt werden, die Ausfchreibung zwangs— 
meijer Lieferung anderer Gegenftände war den Generalen 
vorbehalten. Wenn J. R. II. p. 47 bemerkt, das deutfche 
Berfahren fei liberaler gemwejen als das Napoleon I., aber 
weniger liberal als das der Engländer im amerifanifchen 
Krieg von 1812 und das der Verbündeten im Krimfrieg 
von 1856, wobei von Requifitionen völlig Umgang genommen 
worden, jo ift doch daran zu erinnern, daß in der Krim nicht 
jonderlich viel zu requiriren war und daß die Verpflegung 
jo großer Maſſen, wie fie der legte Krieg weit von der 
Heimat bis über die Loire und an das Meer geführt, durch 
nachgeführte Vorräthe allein und ohne eines der reichften 
Länder der Erde zur Mittragung der Kriegslaft heranzu— 
ziehen, unmöglich gewejen fein würde. Man muß fih ſorg— 
fältig hüten, in dem löblichen Beftreben, das Kriegsrecht 
jeiner unleugbar noch beftehenden Härten zu entkleiden, 
Forderungen aufzuftellen, deren handgreiflihe Unausführbar: 
feit den zulegt doch die Praris entjcheidenden Statsmännern 
und Herführern nur ein Lächeln abgewinnen und die ganze 
Tendenz folder Reformen als doctrinär und unpractijch 
discreditiren Fann. Diefe Bemerkung gilt nicht dem jehr 
einfichtigen PVerfaffer, wohl aber den Anforderungen und 
Anschuldigungen, welche der Engländer Harrifon (in der 
Fortnightly Review, 1. Dez. 1870) gegenüber dem deutjchen 
Vepflegungsfyftem in einer Sprache erhoben hat, welche faft an 
die lieblichen Depefchen des Herrn von Chaudordy erinnert und 
melde J. R. II. p. 47 felbft für übertrieben erklärt. Wenn 
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Herr Harrifon unter Anderm behauptet, für das Requifitions- 
recht gebe e3 kaum irgend Anerkennung in neuerer Zeit, jo 
verdient diejer von grober Unmwifjenheit zeugende Sat kaum 
die eingehende Widerlegung, deren fie J. R. unter Anführung 
einer großen Zahl deuticher, englifcher, franzöſiſcher, italieni- 
ſcher Autoritäten der neueften völferrechtlichen Literatur ge— 
würdigt bat.°) 

Abgejehen von diefen Autoritäten der Theorie kann man 
Ab auf die übereinftimmende Praris in allen neueren 
Kriegen und auf die abjolute Unentbehrlichfeit der Requi— 
nitton berufen: ich möchte Herrn Harrijon auf eine der Eifen- 
oder Landſtraßen Frankreichs ftellen, welche ich ſchon lange vor 
Sedan mit Truppen: und Munitiond-Transporten überfüllt 
ſah und ihm dann die Frage vorlegen, ob er für mög— 
ib hält, auf dieſen jelben Straßen die Lebensmittel für 
800,000 Menſchen und 100,000 Pferde nachzuführen? 

Mit Recht hebt J. R. II. p. 49 hervor, daß das Re— 
guifitionsrecht heutzutage nicht mehr, wie noch im vorigen 
Jahrhundert, abgeleitet wird aus einem Recht der Erbeutung 
und Blünderung des den Soldaten verfallenen Privat: 
eigentbums der Bevölkerung, — indem das Nequiriren dann 
als eine Abſchwächung (durch Verzicht) jenes Rechtes gefaßt 
wurde — da ja ein ſolches Recht nicht mehr anerfannt wird, 
jondern aus der Unentbehrlichkeit diefer Maßregel zur Er: 
teihung des Kriegszwecks. 

Darin liegt nun aber auch die Schranke dieſes Rechts: 
nicht Bereicherung, ſondern Erhaltung, Verpflegung der 
Truppen iſt der Zweck der Requiſition: daher das Auferlegen 
von Geldcontributionen (von Geldſtrafen wegen Kriegsver— 
brechen wohl zu unterſcheiden) nur gerechtfertigt, wenn ſie 
an die Stelle von Naturallieferungen, welche zur Zeit und 
um Ort nicht aufzubringen find, treten. R. I. I. p. 51 
führt dann eine Reihe von deutjchen Proflamationen an, 
welde die Schonung der Weinlefe, die Verpflichtung, Zahlung 


°) Ich führe nicht die allgemein befannten Handbücher des Völfer- 
tehts hier an, fondern nur zwei Monographien über Ddiefe Sragen: 
die Abhandlung des Engländer H. R. Drooss, of Lincolns Inn, 
barrister-at-Law, on the relations between an invading army and 
the inhabitants ete,; a paper read before the juridical society, 
London 1871 und die Schrift des verdienten, Italieners Vidari, 
del respetto della proprieta privata fra gli stati in guerra 
Pavia 1867. 


Felit Dahn. Banfteine, V. 1. 
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zu leiften für nicht in der Uuartierlaft enthaltene Reich- 
niffe u. A. einfhärfen und weift die franzöſiſchen Anſchul— 
digungen gegen die deutſche Mannszucht zurüd, indem er an die 
maßlojen Räubereien der republifaniichen und napoleoniſchen 
Here (Marſchälle, Offiziere, Soldaten), an die Beraubung 
der Kunftiammlungen durch Napoleon I. und die Plünderung 
des Sommerpalaftes des Kaiſers von China dur die fran= 
zöſiſchen und engliſchen Truppen noch im Jahre 1860 erinnert. 
Auch die Grundlofigkeit der von den FFranzojen gegen Die 
deutiche Decupationsregierung erhobenen Anklage, fie babe 
die StatSwaldungen (in der Umgegend von Nancy) auf den 
Abhieb verfteigert und jelbft raubwirthſchaftliche Abholzungen 
vorgenommen, zeigt J. R. II. p. 53 auf Grund amtlicher 
Erklärungen auf. Wenn er indeflen das Niederjchlagen der 
zum Fällen beftimmten alten Eichen nur dann für gerecht- 
fertigt erklären will, wenn jene Beftimmung vor der Invaſion 
und von franzöfiichen Forftbeamten vorgenommen worden, jo ift 
doch zu erinnern, daß die Decupationsregierung wie inden Befig 
jo in die ordnungsmäßige Bewirthichaftung und den Frucht» 
bezug der Domänen eintritt und daher ohne Zweifel das 
Recht hat, Schläge, welche der orbnungsmäßige Betrieb der 
Forftwirthichaft erheijcht oder auch nur geftattet, zu eigenem 
Vortheil vorzunehmen. 

Ueber Geijelnahme haben wir jhon oben ©. 56 ge: 
handelt. Die Weaführung von Notabeln aus Dijon, Gray 
und Véſoul nach Bremen war nicht Geifelnahme, jondern 
Uebung von Repreflalien wegen der Gefangennahme von 
deutſchen Handelsjcifffahrern: daß diefe Art von Repreflalien 
zuläffig, weiſt J. R. Il. p 55 gegenüber den franzöfiichen 
Declamationen nad. 

Was die Behandlung des Privateigentbums zur See 
anlangt, hatte befanntlih der norddeutſche Bund Durch 
PBroclamation vom 18. Juli 1870 auf das barbariihe Recht 
der Seebeute völlıg verzichtet und zwar jogar für den Fall, 
daß Frankreich feine Gegenjeitigfeit hierin gewähren würde, 
was denn Frankreich ebenjo befanntlih auch nicht gethan 
bat. Man hatte alfo auf deutjcher Seite die Grundjäge 
adoptirt, welche jeit dem letzten wichtigen Vertrag über Die 
Fragen des Seefriegsrechts, dem Pariſer Frieden von 1856, 
die Stimmen der Theoretifer und der durch die bisherige 
Raubpraris meift Geſchädigten, der Kaufleute, dringend, 
wiederholt und übereinftimmend zur Anerkennung als inter: 
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nationale8 Recht vorgeichlagen haben. Der Pariſer Friede 
hatte fih darauf beſchränkt, die Kaperei abzujchaffen und 
feindliche Gut unter neutraler Flagge, ſowie neutrales Gut 
unter Feindesflagge zu jhügen, ausgenommen die Fälle der 
Betrafung wegen Führung von Kriegscontrebande und 
wegen Blockadebruchs. Die öffentlihde Meinung hatte aber 
wiederholt die Uebertragung der Grundſätze über Abſchaffung 
der Landbeute im Landfrieg auf den Scefrieg dringend ver: 
langt, in der That ein unabmweisbares Poſtulat der Gerechtig- 
kit, ja des Anftands und der Ehre‘). In dem Kriege von 
1866 hatten bereit3 die drei Kriegsparteien, welche Seemächte 
find, (Preußen Defterreich, Italien) jenes Prinzip anerkannt: 
feindlihe Handelsjchiffe gelten al3 neutral und unterliegen 
der Aufbringung nur unter den Borausfegungen, unter 
welhen auch neutrale Schiffe genommen werden dürfen: 
d. 5. eben wegen Blodadebrudhs und Gontrebande: doch 
batten fie noch Gegenseitigkeit vorausgefeßt. Die Bundes- 
verordnung vom 18. Juli 1870 verzichtete ſogar auf Gegen— 
feitigfeit — jedesfals ein mwürdevoller Fortjchritt auf der 
Bahn der Humanifirung des Kriegsrechts, wenn wir auch 
nicht in Abrede ftellen wollen, daß die Schwäche der deutjchen 
Kriegsmarine im Vergleich mit der franzöfiihen als Motiv 
mitgewirkt haben mag. Die Hoffnung, durch jolches Bor: 
gehen auf die Noblefje „der ritterlichften Nation” einen Drud 
zu üben und fie zum Berzicht auf die Ausnützung ihrer 
Ueberlegenheit zur See, zur Schonung der jchußlofen deutſchen 
Handelsfchiffe zu vermögen, — dieje Hoffnung, wenn man 
fie gehegt haben jollte, ſchlug fehl. Obgleich ſchon im 
Jahre 1862 ein Franzoſe, Eugen Cauchy, in einer Ab- 
handlung”) das alte noh von Hautefeuille vertheidigte 
Raubrecht ſcharf verurtheilt, obgleich in einer vorübergehenden 
Aufwallung von Anftandsgefühl der franzöfiiche Senat gleich 
bei Ausbruch des Krieges einen Antrag auf Verwerfung 
der Seebeute einftimmig angenommen und der Regierung 
mpfohlen,, obgleich ein Brief der Handelsfammer von Le 
Hävre vom 27. Zuli im Intereſſe des franzöfifhen Handels 


) So haben fih_die Handelsfammern der — — — 
ſprochen vgl. Aegidi, Frei⸗Schiff unter Seinbesflagge, temen 1866. 

) Le droit maritime international considere dans ses origines 
et dans ses rapports avec les progres de la civilisation, Paris 1862, 
histoire des origines, des progres et des variations du droit mari- 
time-international, Paris 1858. 


£,* 
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das Gleiche erbeten hatte, beharrte dieſe Regierung doc 
einfach auf dem Standpunkt des Pariſer Friedens von 1856, 
ihre Ueberlegenheit zur See auszubeuten entichloffen: fie be: 
willigte nur, wie Preußen, — übrigens jelbftverftändlich und 
jeit den legten 50 Jahren allgemeine Uebung im Seekrieg — 
den vom Ausbrucd des Kriegs in franzöfiicben Häfen über: 
rajchten deutjchen Handelsjchiffen eine Frift von 30 Tagen, 
(Preußen gewährte 6 Wochen), zur freien Abfahrt unter 
GSeleitibein nach ihrem Heimats- oder Beltimmungshafen: 
ebenjo jollten deutiche und neutrale Schiffe, welche vor der 
Kriegserflärung in neutralen oder deutjcben Häfen Fracht 
für SFranfreib und auf franzöfiihe Rechnung verladen 
hatten, ihre Fracht in franzöſiſchen Häfen löſchen und unter 
Geleitjchein nach ihren Heimathäfen zurückkehren dürfen. 
Spanien und Nordamerika waren den Beltimmungen des 
Pariſer Friedens nicht beigetreten: — das Befjere war bier 
wieder in jehr verderblicher Weije der Feind des Guten ge: 
mwejen und das zu Paris Erreichte von beiden Staten ala 
nicht weit genug gehend verworfen worden — ihre Schiffe 
und Waren hätten ſich aljo Frankreich gegenüber auf die 
Stipulationen jenes Vertrages micht berufen fönnen: die 
franzöftjche Regierung erklärte jedoch, die Schiffe und Waren 
diefer Staten denen der übrigen neutralen Staten gleich be: 
handeln zu wollen. 

Gegen Ende des Krieges, 12. Januar, hat die deutiche 
Kriegsleitung in einer den neutralen Mächten mitgetheilten 
Erklärung jenen Verzicht auf Seebeute zurüdgenommen, ge: 
veizt durch die Schonungsloje Uebung des alten Raubrechts 
durch die franzöfiichen Kriegsschiffe gegemüber den deutjchen 
Kauffahrern: fie gewährte jedoch dabei aus Nüdficht für die 
neutralen, auf franzöfiihe Schiffe verladenen Güter eine 
Frift von vier Wochen, nach deren Ablauf erft das Aufbringen 
beginnen jollte: der Abjchluß des Friedens fam der Geltend: 
machung diejes Rechts zuvor. Es wäre übrigens zu wünfchen 
gewefen, daß man das zu Anfang des Krieges ohne Ber: 
langen der Gegenfeitigfeit aufgeftellte einzig richtige und 
mwürdige Prinzip unbeirrt durch das franzöfiiche Vorgehen 
unentwegt aufrecht gehalten hätte. 

Freilih lagen, abgejehen von den zahlreichen Brifen, 
welche die franzöfifchen Kriegsichiffe auf allen Meeren gemadt 
hatten, befonders nach ‚zwei Richtungen arge Provocationen 
der deutjchen Geduld vor durch Mißbräuche der franzöfijchen 
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Kriegführung zur See, auch auf dem Boden des Barifer 
Friedens. Einmal fam e3 wiederholt vor, daß genommene 
deutihe Handelsſchiffe, anftatt in einen franzöfiihen Hafen 
(infra praesidia) gebracht zu werden, auf offener See zeritört 
wurden: jo die Schiffe: Ludwig, Vorwärts und Charlotte 
durch den Dampfer Dejair (Circular Bismard’3 vom 
9. Januar 1870 J. R. Il. p. 56). Ein foldes Berfahren 
it aber „nur im Fall äuperfter Noth“ (wegen äußerfter 
Sergefahr für das Nehmeichiff bei anderem Verfahren oder 
wenn das Entwijchen oder die „Reprije” (Wiederbefreiung, 
Wiedernahme) durch ein feindliches Schiff dringend zu be— 
jorgen fteht oder wenn das Nehmeſchiff nicht hinreichende Mann: 
ihaft führt, um die Bemannung der Priſe auf die Dauer 
widerftandsunfähig zu machen) geftattet: abgejehen von ſolchen 
Ausnahmen — und daß jolde in den fraglichen Fällen ge— 
geben waren, hätten die Franzojen zu beweiſen gehabt, 
fie haben es aber gar nicht einmal behauptet! — ift folches 
Vorgehen entichieden völkerrechtswidrig, ein häßlicher und 
höchſt verderbliher Auswuchs des ohnehin vermwerflichen 
Prinzips der Seebeute. Wenn in dem amerikanischen Bürger: 
krieg allerdings leider eine ſolche Praris wieder einge: 
tifen, jo wurde fie doch vornehmlid, (wenn nicht ganz 
ausſchließlich, was ich im Augenblid in Ermanglung er: 
ſchöpfenden ftatiftiichen Materials über die Priſen und Schäden 
jened Krieges nicht mit Beftimmtheit behaupten fann: doc 
famen in dem mir vorliegenden Material nur folche Fälle 
vor) von den jüdftatlichen Kaperjchiffen geübt, welche ohne: 
hin außerhalb des duch den Pariſer Frieden für Europa 
geihaffenen Völkerrechts ftanden. 

Die zweite, gelinde ausgedrüdt, höchſt gehäjfige Anwen— 
dung des Priſenrechts lag in der Behandlung der Capitäne 
genommener deuticher Kauffahrteifchiffe als Kriegsgefangene. 
Das Unglüd und der Umftand, daß die Vevölferung der 
ftanzöſiſchen Hafenftädte, in welche dieſe deutichen Schiffer 
und Kaufleute eingebracht wurden, zu den roheften von ganz 
Stankreih zählt, wollten es, daß gerade dieſe deutſchen 
Kriegägefangenen unter den Mißhandlungen des Pöbels auf 
den Straßen und unter dem Gefängnißperjonal am Schwerften 
zu leiden hatten. In einer Note aus Ferriöres vom 4. De: 
tober verlangte der Bundeskanzler die Freigebung der 
biöher eingebrachten Schiffer und den Verzicht auf ihre weitere 
Einbringung: fie gehörten nicht dem Stand der Combattanten 
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noch einer der ſonſt der Kriegsgefangenſchaft unterworfenen 
Kaiegorieen (Beamte 2c.) an, jondern jeien Private, Nicht: 
combattanten, wie der Bauer hinter dem Pflug oder derjelbe 
Kaufmann, der auf feinem Schiff gefangen worden, in feinem 
Gewölbe. Mr. de Chaudordy, Delegirter des franzöfiichen 
Minifteriums des Aeußern zu Tours, antwortete unterm 
28. Dectober, daß die von der deutjchen Regierung voraus: 
gefegten Principien vielleicht mehr als die bisher geltenden 
mit dem gegenwärtigen Stand der Civilijation in Einklang 
jeien, daß aber nach der bisherigen allgemein bis 1859 ein: 
gehaltenen Praxis die Capitäne genommener Handelsichiffe 
allerdings als Kriegsgefangene behandelt worden feien. In 
jeiner Replif vom 16. Nov. beftritt der Bundeskanzler diefe 
bisherige Praxis nicht, behauptete aber, unferes Erachtens 
mit volljtem Necht, dieje Praris habe fih, jo lang die Caperei 
geftattet war, darauf geftüßt, daß die Handelsmarine nicht 
nur in ihrem Material, auch in ihrem Perſonal als ein 
Mittel der Kriegsmarine erſchien, da ja Capitäne der Handels: 
Ichiffe, mit Caperbriefe ausgerüftet, wie Kriegsjchiffe feindliche 
Handelsſchiffe aufbradten. Nachdem aber Frankreich gleich 
Deutſchland und der Mehrzahl aller Seemächte auf die Caperei 
verzichtet, mühe mit jenem Grund auch dieje bisherige Praxis 
fallen: die Handelsmarine ift nur mehr Trägerin friedlicher 
Beziehungen. „Wenn Frankreich es verſchmäht hat, in diejem 
Kriege das Beiſpiel Deutſchlands in Schonung des Privat: 
eigenthums zur See nacdhzuahmen, jo hätte man doch zunädit 
wenigftens erwarten follen, daß es die Perfonen friedlicher 
Bürger jchonte, die in feinem Betracht ala Glieder der be: 
waffneten Macht erfchienen.” Und wenn Herr von Chaudordy 
dieje Capitäne als „mögliche Combattanten“ (!) um deßwillen 
zu Kriegsgefangenen machen wollte, weil nad der nord: 
deutjchen Wehrverfaffung jeder taugliche Mann als möglicher 
Rekrut der Land» oder Seemacht gelte, fo antwortete der 
deutiche Kanzler mit der fchlagenden Bemerkung, hienach 
dürften die deutichen Truppen die ganze männliche waffen: 
fähige Bevölkerung Franfreihs, deren fie habhaft werden 
fönnten, als Kriegsgefangene nah Deutſchland ſchicken, da ja 
Frankreich feit Anfang November alle waffenfähigen männ: 
lihen Franzoſen nicht nur als „mögliche,“ ſondern als wirt: 
lie Soldaten zu den Waffen gerufen habe. Da die fran: 
zöfifche Republif auf ihrer nuglofen Graufamfeit beharrte, 
griff Deutichland mit vollem Recht zu Nepreffalien und 
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führte eine Anzahl von Notabeln der Cöte d’Or u. ſ. w. als 
Kriegägefangene nach Bremen ab, bis zur Freigebung der 
deutſchen Schiffer. J. R. II. p. 59 bezweifelt, ob mit dem 
Wegfallen des Grundes, aus welchem logiſcherweiſe allein 
eine bisherige Hebung gefolgert werden fonnte, diefe Hebung 
jelbft jo recbtSnothwendig beieitigt werde, daß ihre Feithal- 
tung durch ftrenge Reprefialien geahndet werden dürfe: er 
meint, e3 entjtehe in ſolchem Fall feine „obligation parfaite,‘ 
nur eine obligation morale.* So wenig nun im Givilrecht 
der Satz: „cessante rätione legis, cessat lex ipsa“ richtig 
it, jo muß doch im Völkerrecht die ohnehin höchſte gehäflige 
Conjequenz eines endlich befeitigten barbariſchen Rechts, wie 
dad der Gaperei war, mit dem Wegfall feines einzigen 
„titulus justificatorius“ fofort fallen. Und die gewählte Re— 
prefalie — Fortführung friedlicher Kaufleute aus ihren 
Läden und Gewölben — war gerade geeignet, den Franzoſen 
das Empörende ihrer Handlung — Fortführung friedlicher 
Schiffer aus ihren Fahrzeugen — vor Augen zu legen. 

Auf dem Congreß zur Fortbildung des Kriegsrechts, 
defien Einberufung wir im Eingang diejer Erörterungen vor: 
geihlagen, wäre jedesfalls auch der Sat ausdrücklich auszu— 
iprehen, daß nach Abſchaffung der Caperei Gapitäne und 
Bemannung von Handelsfciffen auch dann nicht als Kriegs: 
gefangene zu betrachten feien, wenn dieje Schiffe nach den 
Grundjägen des Barijer Friedens noch als Priſen zu gelten 
haben: dabei könnte man nur den Fall des Blofadebruces 
und der Gontrebande etwa ausnehmen. Selbftverftändlich 
ginge unfere primäre dringende Forderung auf einem ſolchen 
Congreß auf Abjchaffung der Seebeute überhaupt, wodurch 
obige Frage ohnehin weg fiele. 

Mit Unrecht hat man der deutjchen Kriegsflotte vorge— 
worfen, fie habe jchon vor der oben beſprochenen Erklärung 
vom 12. Yan. oder mit Verlegung der darin gewährten Frift 
franzöſiſche Handelsſchiffe aufgebracht: die fraglichen Weg: 
nahmen betrafen franzöfiihe Schiffe, welche mit Kriegscontre— 
bande, mit Lebensmitteln, Bekleidungsmitteln, Vorräthen aller 
Art, für die franzöfifhen Truppen und für Rechnung der 
franzöfifchen Regierung befrachtet waren. 

Die zu wiederholten Malen von der franzöfiichen Flotte 
über deutſche Küften und Häfen verhängten Blodaden boten 
außer den oben bereit3 erörterten Punkten feine Rechtsfragen; 
intereffjant ift das wol nicht häufig begegnende Verhängen 
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des Blocus über die eigene Küfte durch die franzöſiſchen 
Schiffe: nachdem nämlich die deutichen Landhere quer durch 
ganz Frankreich bi8 an den Dcean gedrungen waren und eine 
Reihe von Seehäfen wie Rouen, Dieppe, Fecamp bejegt 
hatten, erflärte die Regierung der nationalen Bertheidigung 
unterm 13. Dezember dieje Häfen für blodirt durch fran: 
zöfiiche Kriegsfchiffe. Der Zweck war, den deutfchen Truppen 
den Berfehr mit neutralen Mächten auf dem Seeweg und 
die Zuführung von Vorräthen auf diefem Weg abzujchneiden: 
die engliſche Spekulation hätte den Deutſchen mit hochpreislicher 
Unparteilichfeit gewiß zu hohen Preiſen ebenjo bereitwillig 
Bekleidungs: und Berpflegungs= Contrebande zuzuführen 
unternommen wie ihren franzöfiichen Gegnern Waffencontres 
bande. Doc ſah ſich die Regierung genöthigt, unterm 9. a: 
nuar die Blodade jomweit fie Kohlenſchiffe betraf, wieder 
aufzuheben: die dortige Bevölkerung, melde ihr gelammtes 
Heizungs: und Fabrifations- Material an Kohlen auf dem 
Seeweg bezieht und dermalen auf dem Landweg in Folge 
der Deccupation gar nicht zu beziehen vermocht hätte, litt 
unter der Abjchneidung jener Einfuhr bei dem außergewöhn: 
li ftrengen Winter wol noch jehwerer faft als die deutjchen 
Decupationghere. 


I. Behandlung der Kriegsgefangenen. 


R. J. I. p. 51 bemerkt, wol in feinem früheren ‚Kriege 
babe die Zahl der Kriegsgefangenen eine jo colojjale Höhe 
erreicht wie in diefem und doch finde fich die Bejchuldigung, 
die Anfprüche derjelben auf dem Völkerrecht entjprechende 
Behandlung verlegt zu haben, nicht unter den zahlreichen 
wechjeljeitigen Anflagen der Kriegsparteien. Er hebt dann 
die Fürſorge der deutjchen Regierungen und Privaten für bie 
gefangenen Franzojen hervor und glaubt auch die von deutfcher 
Seite erhobenen (jpäteren) Anflagen wegen Mißhandlung 
deutjcher Gefangener als unbegründet bezeichnen zu dürfen. 
Leider aber waren fie vielfach begründet und R. J. ſelbſt ficht 
fih genöthigt, in dem II. Eſſai p. 59 eine von dem Paris 
vertheidigenden Generale Trohu (vom 8. Dezember) an bie 
Parijer Bevölkerung gerichtete Warnung vor Wiederholung 
der jchweren an gefangenen preußischen Offizieren verübten 
Inſulten mitzutheilen (Journal officiell vom 9. Dezember). 
Bezüglich des häufigen Ehrenwortbrucdes fFriegsgefangener 
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franzöfifcher Offiziere, welche wieder gegen Deutjchland fochten 
— der Bundeskanzler zählte in einer Note vom 14. Dezember 
1870 nicht weniger als 3 Generale auf, die dies gethan 
— ift nur zu erwähnen, daß während der Gambetta’schen 
Dicratur (wenn nicht direct zu ſolcher Handlungsmweije auf: 
gefordert, doch) die Wiederaufnahme jolcher Subjecte in die 
Armee ohne Anftand gewährt wurde: (Einer dieſer Dffiziere, 
Monfieur Thibaudin, hatte die Ehre, 1883 Kriegsminifter der 
franzöfifchen Republik zu werden.) erft nach dem Friedens» 
ihluß auf wiederholte Neclamation von deutſcher Seite hat 
man eine Unterfuchung dieſer Fälle zugelagt; daß franzöfiiche 
Offiziere jelbft hierauf gedrungen, ift mir nur in Einem Fall 
— hier aber in höchft ehrenhafter Sprache befannt geworden. 
Bekanntlich ergriff General Vogel von Falkenftein die ftrenge, 
aber gerechtfertigte, Repreflalie, für jeden mit Bruch des 
Ehrenwortes entwijchenden Dffizier zehn jeiner Kameraden, 
durch das Los beftimmt, zu ftrenger Einfchließung in einer 
Seftung zu verurtheilen bis zur Einbringung des Entwichenen, 
welchem in ſolchem Fall die Rechte Eriegsgefangener Offiziere 
nicht mehr follten gewährt werben. 


II. Regierung der bejegten Gebietstheile, und II. $. 3. 
Beziehungen der deutſchen Regierungen zu der 
factijhen Regierung Frankreichs nah dem 
Sturz de3 Kaiſerthums. 


Von den hierher gehörigen Fragen interejfirt zunächit 
der Conflict, welcher nah dem 4. September zwijchen dem 
deutihen Civilcommiffär und dem franzöfifhen Gerichtshof 
zu Nancy bezüglich der Formulirung der Urtheile ausbrad. 
Erfterer verlangte zuerft, die Gerichte follten erfennen „im 
Namen der hohen Mächte” d. h. der deutichen Verbündeten, 
und wollte dann auch das Urtheilen „im Namen des Kaiſers“ 
zulafien, „da diefer Souverain, obwohl gefangen, nicht ab: 
gedankt habe“, verbot aber das Erkennen unter einer Formel, 
welhe Anerkennung der neuen republifanifchen Regierung 
vorausgefegt haben würde. Der Gerichtshof aber zog es 
vor, (kraft Erklärung vom 8. Sept.) provijoriich fich des 
Judicirens zu enthalten, geftügt auf ein Gejeg vom 8. Jahr 
der I. Republik, welches die während der Decupation an 
occupirten Orten gefällten Urtheile vernichtete und auf den 
Grundfag, daß in Frankreich zu allen Zeiten im Namen des 


74 


Souverains geurtheilt worden Sei: die Gefangenſchaft Des 
Kaifers und die Proclamirung der Republik erheiſche eine 
Modifikation der bisherigen Formel, bei deren Unterfagung 
durch die deutſche Behörde ein Juftitium, uneradhtet aller von 
dem Gerichtshof jelbft vorhergejehenen jchweren Folgen, un: 
vermeidlich jei; der Conflict wurde jpäter, was R. J. p. 54 
noch unbefannt, dadurch gelöft, daß die deutiche Regierung, 
welche einftweilen das republifaniiche thatjächliche Regiment 
vom 4. September felbjt de facto vorläufig anerfannt und 
Verhandlungen mit demjelben angefnüpft hatte, das Recht: 
iprechen im Namen der Republik geftattete. Vor diejer Ans 
erfennung war jedod die Situation juriftiich nicht obne 
Schwierigkeit. Felt fteht, daß die Thatjache der Gefangen: 
nehmung des Kaijers allein, ohne die Parijer Revolution 
vom 4. September, nur die Wirkung gehabt haben würde, 
daß die Rechtſprechung nicht mehr im Namen des Kaiſers, 
jondern der „kaiſerlichen Regentſchaft“ (Kaijerin) erfolgen 
mußte: wäre eine jolche Regentſchaft nicht eingejeßt gewesen, 
jo würde nach der Gefangennehmung des Kaiſers die Recht: 
ſprechung doch noch in feinem Namen haben gejchehen müſſen, 
da ein gefangener Souverain zwar nicht mehr das jogenannte 
Nepräfentationsrecht für feinen Staat jelbft ausüben fann, 
die übrigen Hoheitsrechte aber nach wie vor in feinem Namen 
ausgeübt werden. Die Revolution vom 4. Sept. hatte nun 
aber an die Stelle der „Regentſchaft“, welche bejeitigt worden, 
eine Negierung de facto gejeßt: der Gerichtshof von Nancy 
hatte ein Recht, fichb zu weigern, im Namen einer faiferlichen 
Regentſchaft zu judiciren, die nicht mehr beftand, oder eines 
Kaijers, deſſen Stellvertretung befeitigt mar. (Dies, nicht 
die Kriegsgefangenschaft ift entjcheidend.) Andrerjeits hatte 
aber die deutjche Regierung das Necht, jede Formel zu unter: 
jagen, deren Geftattung eine Anerkennung der republifanifchen 
de facto Regierung vom 4. September involvirt haben 
würde: denn damals war e3 in der That noch jehr zmeifel: 
haft, ob die Männer des 4. Septemberd auch nur de facto 
nicht blo8 über Paris, jondern über dag ganze von 3—4 
Parteien zerflüftete Frankreich Regierungsgemwalt werde aus: 
üben fönnen. Ließ fih nun eine ausmweichende Formel (3. B. 
„im Namen Frankreichs”, „im Namen des franzöſiſchen 
Staates”) nicht ermitteln, und wollte man den Hof von 
Nancy nicht zwingen, im Namen der Decupationsgemwalt zu 
judiciren, was, wenn auch vielleicht äußerften Falls zu vecht: 
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fertigen, jedesfalls höchſt mißlich und bedenklich geweſen wäre, 
fo übrigte nur, bei fortgejegter Weigerung der franzöfifchen 
Gerichtshöfe auch für die nicht Friegsgerichtlichen Fälle die 
deutschen Kriegägerichte für zuftändig zu erflären und nad 
dem franzöfiichen Civil: und Strafrecht urtheilen zu laffen. 
Das oben berührte Moment: — die Ungemwißheit, ob 

die Pariſer de facto Regierung vom 4. Sept. ald de facto 
Regierung von ganz Frankreich fich behaupten und insbefondere 
die Erfüllung eingegangener internationaler Verpflichtungen 
gegenüber Deutichland werde verbürgen können: — hat 
offenbar die ſonſt ziemlich einfachen allgemeinen völferrecht- 
lihen Regeln über die einjchlägige Frage im vorliegenden 
Fal jchwieriger durchführbar gemacht und, abgejehen von 
vorübergehenden politifchen Erwägungen, eine Zeit lang eine 
gewiſſe Neigung Preußens begünftigt, die faijerliche Regierung 
noch als die legitime Gewalt in Frankreich anzufehen. Eine 
offiziöje Erklärung in den Zeitungen von Rheims vom 
10. September spiegelt diefe damals vorherrjchenden An— 
Ihauungen. Dabei war zwar jchwer wiegend, aber doc 
nicht entjcheidend, daß allmälig die anderen Mächte mehr 
oder minder bindend die Septemberregierung anerkannten: 
Amerifa und die Schweiz, indem fie ohne Weiteres die 
franzöfifche Schwefterrepublif begrüßten, Stalien, Spanien, 
Rortugal, Griechenland, indem fie in offiziellen Verkehr mit 
der republifanifchen Regierung traten: andere Staten be: 
gnügten ſich vorfichtig vorläufig mit „officiöfem” Verkehr: — 
alle dieſe Staten hatten fich nicht, wie Deutjchland, die Frage 
vorzulegen: werden diefe Barijer Republilaner gegenüber Na— 
poleoniften, Drleaniften, Legitimiften, Communiften im ganzen 
Lande die Regierung behaupten und auf die Dauer, vielleicht 
von Fahren, die fichere Erfüllung übernommener internatio» 
naler Verpflichtungen garantiren können? Man kann daher 
dem Ergebniß der Unterſuchung Eſperſon's) vollftändig bei- 
pflichten unter der VBorausjegung, daß jene Regierung de facto 
Bürgſchaften für ihre Dauer und für die Sicherheit der Er: 
üllung ihrer Verpflichtungen gewährte: — wie jehr es aber 

an diefer Vorausſetzung fehlte, zeigt nicht nur die Gefährdung 
jener Regierung durch den Aufftand der Commune, zeigt Flarer 


‘) Le gouvernement de la defense nationale a-t-il le droit de 
tonelure la paix avec la Prusse au nom de la France? considerations 
Juridiques, Florence 1871. 
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noch der Umftand, daß auch jegt noch (Auguft 1871) bin und 
wieder Zweifel an der ehrliyen Erfüllung der franzöſiſchen Ver— 
pflihtungen auftauchen. Auch fühlte jene Septemberregierung 
damals jehr wohl, daß fie der Anerkennung des eigenen 
Landes durch eine Nationalverfammlung viel dringender be= 
durfte als der Anerkennung etwa Portugals oder Griechen: 
lands. Sn einem Rundſchreiben vom 17. September er: 
fannte Jules Favre die Nothwendigkeit jolcher Sanctionirung 
durch eine jofort einzuberufende Nationalverfammlung aus: 
drücklich an. 

Daß aus der Erklärung des Königs von Preußen, nicht 
nit den friedlichen Einwohnern führe er Krieg, jondern mit 
dem Kaiſer Napoleon und den Soldaten, die Verpflichtung 
folge, nad dem Sturz des Kaiſerthums Friede zu jchlichen, 
hätte die franzöſiſche Preſſe nicht ernfthaft behaupten jollen. 
Der Umftand aber, daß die Faiferliche Regierung das Land 
wider feinen Willen in den Krieg geftürzt habe, ift erjtens 
juriftiich gleihgültig und zweitens thatſächlich höchſt zweifel: 
haft: mag der Handels: und Bauernſtand in den Departe: 
ments den Krieg mißbilligt haben: — Paris, die großen Städte, 
die gejeglichen Vertreter des franzöfifchen Volkes haben den— 
jelben mit Begeifterung gutgeheißen. Uebrigens muß man 
die Frage aufwerfen, in welcher Weiſe denn die Deutjchen 
„nach Sedan hätten Frieden machen jollen?” Am 4. Sep: 
tember erfolgte der Sturz der Faiferlichen Regierung in Paris 
und erſt Ende Dftober gejchahen von franzöfifcher Seite die 
ersten Schritte, einen Waffenftillftand behufs Einberufung 
der Nationalverfjammlung und Anbahnung von Friedens: 
verhandlungen herbei zu führen. Die deutjchen Sieger 
jollten doch nicht wohl, auf den Schladhtfeldern von Sedan 
und Meg ftehen bleibend, ihrerjeits den Pariſer Republifanern 
Friedensanträge machen? Bekanntlich jcheiterten jene Waffen: 
ftillftandsverhandlungen an der von franzöfiicher Seite ge: 
forderten und von den Deutjchen vermeigerten Geftattung 
der Verproviantirung der belagerten Feitung Paris während 
der Dauer der Waffenruhe: wenn der Gejchichtsjchreiber 
Guizot in einem Brief an die Times vom 8. November die 
Berweigerung diejer Forderung völferrechtswidrig nennt, weil 
bei dem etwaigen Wiederbeginn der Feindfeligfeiten die 
Kriegsparteien ſich in dem militärischen status quo bei Ab- 
Ihluß des Waffenftillftandes befinden müßten, eine belagerte 
Stadt ſich aljo für die Dauer der Waffenruhe müfje ver: 


77 


proviantiren dürfen, jo ift dabei nicht nur, wie R. J. I. p. 67 
mit ug hervorhebt, die Frage, ob dieje Verproviantirung 
den militäriſchen status quo zu Ungunften der Belagerer 
nicht jehr wejentlich würde verändert haben, jedesfalls zweifel- 
haft: es ift vielmehr die Natur des abzujchließenden Ber: 
trage3 völlig verfannt: „Waffenſtillſtand“ ift nicht ein Inftitut 
abjolut gebietenden und ausjchließenden Rechts, welches man 
nur mit allen im Voraus feftftehenden Beitimmungen als ein 
unabänderlihe3 Ganzes im einzelnen Fall in's Leben zu 
rufen oder aber gar nicht eintreten zu lafjeu hat: es können 
vielmehr beide Parteien beliebige Normen über die auf: 
tauhenden Detailfragen, alio auch über die Verpflegung, 
aufftelen und wie unter Umftänden die Belagerten einer 
feinen reichverjehenen und von geringer Bevölferung und 
Beſatzung bewohnten Feftung auf die Geftattung der Ver— 
pflegung gar fein Gewicht legen können, jo dürfen anderfeits 
die Belagerer einer Feftungsitadt, welche ausgehungert werden 
joll, unbeftreitbar ohne Verlegung des Völkerrechts den Ab— 
ſchluß eines Waffenftillftandes von der Bedingung der Nicht: 
verproviantirung d. h. von der Aufrechthaltung der Ab: 
iperrung nach Außen abhängig machen. Befanntlich hat 
Thiers dem jungen General Bonaparte Lob dafür gejpendet, 
daß er in dem italienischen Feldzug von 1796 lieber Die 
Waffenftilftandsverhandlungen abbrach, als daß er die Ver— 
proviantirung des belagerten Mantua geftattet hätte. Aber 
freilih" „Bauer, da3 war ganz was Andres!“ 

Was die Anerkennung der Septemberregierung durch die 
deutihen Mächte anlangt, jo bekundet der meifterhaft ge= 
Ihriebene Brief Bismarck's von Mitte Januar, (in welchem 
er das offen ausgejprochene Beftreben Jules Favre's, auf 
der Londoner Gonferenz ftatt der Pontus= Frage die Inter— 
vention der Mächte zu Bunften Frankreichs zur Hauptjache 
der Verhandlungen zu machen, durch Verweigerung des 
Geleitiheins aus dem belagerten und der Uebergabe entgegen 
wanfenden Paris abjchnitt), daß er zwar die Regierung der 
nationalen Bertheidigung als eine factijche Kriegspartei an— 
erkannte, nicht aber, vor ihrer Sanction menigjtens durch 
das franzöfiiche Volk, als eine legale Frankreich in inter- 
nationalen Akten vertretende Negierung. (vgl. J. R. II. 
P. 63.) 


18 


IV. Die Neutralen im Kriege von 1870,71. 


Nah Ausbruch des Krieges erklärten fich die meiften 
Staten ausdrüdlich für neutral und erließen Verbote gegen 
Ausfuhr von Kriegscontrebande. Eine intereffante und in 
der That für Entjcheidung des (praftiich höchſt wichtigen) 
Streites über den amerifanifhen und engliſchen Waffenhandel 
mit der franzöfifchen Republik präjudicielle Frage betrifft 
nun den Charakter und die Rechtswirkung eines ſolchen Aus: 
fuhrverbot3: erwirkt durch Erlaß derfelben jede der Kriegs 
parteien ein völferrechtliches jus quaesitum gegen die ver— 
bietende Regierung auf energifche Durchführung des Verbots 
als Erfüllung einer internationalen Pflicht, oder hat das 
Berbot nur interne Wirkung gegenüber den Angehörigen des 
verbietenden States, jo daß dieſe ſich der Gonfiscation der 
verbotswidrig zur Ausfuhr beftimmten Waren und etwaiger 
weiterer ausdrüdlich angedrohter Beltrafung ausſetzen, Die 
Kriegsparteien aber fein Recht aus dem Verbot ableiten 
können? 

Offenbar iſt dieſe Frage im letztern Sinne zu entſcheiden: 
die Regierung des neutralen States darf nicht ſelbſt Contre— 
bande treiben: aber da die Erlaſſung eines Contrebande— 
verbots gegenüber den Unterthanen nicht in dem Sinne von 
den Kriegsparteien gefordert werden kann, daß die Nicht— 
erlaffung ſolchen Verbots an fih jchon als Berlegung der 
Neutralität erjchiene, können auch die Kriegsparteien aus 
dem wirklich erlaffenen Verbot fein Recht auf abjolute Durch— 
führung gegenüber den Statsangehörigen erwerben. 

Als nun die Ausrüftung neuer franzöfifcher Armeen 
nach der Gapitulation von Sedan ganz wefentlich durch eng— 
liſche Waffenlieferungen unterftügt wurde, erblidte die öffent- 
lihe Meinung in Deutjchland mit großer Entrüftung in dem 
Gewährenlaffen der engliihen Regierung nit nur eine 
moraliſche Berfehlung gegenüber Deutichland, fondern eine 
direkte Verlegung der Neutralitätspflicht, einen Verſtoß gegen 
das Völkerrecht: und der preußifche Geſandte al3 Vertreter 
des norddeutſchen Bundes trat befanntlich in einen ziemlich 
lebhaften Depejchenmwechjel über dieſe Frage mit dem eng— 
liiden ausmärtigen Amt. 

Das Ergebniß des hierüber geführten Streites ift, daß 
die englifhe Regierung zwar wenig Eifer aufgewendet hat, 
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die Ausfuhr der Waffen ꝛc. zu verbieten, und daß fie bei 
größerer Freundichaft für Deutichland, oder wenn fie eine 
bedeutende Kriegsflotte Deutichlands für den Fall eines 
ernften Conflict3 zu fürchten gehabt hätte, wohl mehr in jener 
Rihtung würde gethan haben, daß aber eine Verlegung der 
Neutralitätspflichten ihr nicht nachgemiefen werden kann. 
Weſtlake hat in einem lehrreihen Aufiag (Revue inter- 
nationale II. p. 614 f.) dargethan, daß nach dem Geift der 
englijchen Geſetzgebung und nad der bisherigen Praris die 
Beitimmung der sect. 130 der Customs consolidation Acte 
(16 und 17 Victor ce. 107), wonach die Ausfuhr von Waffen 
und Kriegsbedarf durch eine Proclamation oder eine „ordre 
in couneil* verboten werden fann, von der Vollzugsgemwalt 
nur dann angewendet werden darf, wenn ganz allgemein die 
Ausfuhr nach jeder Richtung unterjagt wird. Nun fann, 
bemerft R. I. p. 68 mit Grund, eine Kriegspartei die Ver: 
bängung einer jo läftigen, in die private Freiheit fo tief 
eingreifenden Maßregel lediglih in ihrem Intereſſe und auf 
Grund der Neutralitätspflichten nicht fordern: nur im eignen 
nationalen Intereſſe fönnte die Regierung diefen Schritt für 
geboten erachten. 

Hier kömmt wieder einmal, wie jo oft, die Bedeutung 
der Machtverhältniffe in völferrechtlichen Fragen zur Haren 
Anſchauung. Hätte die englifche Negierung Urfache gehabt, 
für den Fall der Duldung der Waffenausfuhr eine ftarfe 
deutiche Kriegsflotte, eine Landungsarmee an Bord, in den 
brittiihen Gewäſſern zu erwarten, gewiß würde fie ein 
„nationales Intereſſe“, jenes allgemeine Ausfuhrverbot zu 
erlafien, entdedt haben. UWebrigens wies Lord Granville die 
von Graf Bernftorff angeführten Präzedenzfälle (Spanien 
1814, Dänemarf 1848) von partiellen Ausfuhrverboten durch 
Berufung auf bejondere Verträge zurüd, welche England 
verpflichteten, im Kriegsfall den Feinden dieſer Mächte durch 
engliihe Unterthanen feine Kriegsmittel zuführen zu lafjen. 
‚. Der Abjehluß ähnlicher Verträge dürfte fich dem deut: 
Ihen Neich empfehlen, fo lange nicht die Furcht vor feiner 
Seemaht „nationale Intereſſen“ für Unterdrüdung der 
Baffenausfuhr wach zu rufen vermag. Ein zur Fortbildung 
des Krieggrecht3 einzuberufender Congreß hätte die Aufgabe, 
ald neues völferrechtliches Princip die Verpflichtung der 
neutralen Regierungen zur Unterdrüdung der Kriegscontre- 
bande ihrer Angehörigen einfah um der Neutralität willen 
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aufzujtellen; al3dann müßten, um diefe Statöverträge voll- 
ziehbar zu machen, auf dem Wege der Gejeßgebung die in 
den einzelnen Staten entgegenftehenden verfaffungsrectlichen 
Beitimmungen geändert werden. 

Die Beränderungen im Seeweſen bringen, wie Die 
Wandlungen der Kriegsmittel und der Kriegsführung über— 
haupt, Fragen in Anregung, welche von den bisherigen 
völferrechtlichen Normen gar nicht vorgefehen fein’ konnten; 
das jahen wir oben bei dem Gebrauch der Luftichiffe, Der 
Bedrohung der Eifenbahnen. 

So ijt es ftreitig geworden, ob die zur Heizung Der 
Kriegsdampficiffe erforderlihen Kohlen‘) als Kriegscontre= 
bande zu betracdten feien oder nicht. E3 ift nicht eben Leicht, 
legteren Begriff Icharf abzugrenzen: wenn man einerfeits 
behauptet hat, Kohlen feien deshalb nicht Gontrebande, weil 
fie nicht ausſchließlich Kriegszmweden, vielmehr in großer 
Ausdehnung industriellen, öfonomischen Bedürfnifjen 2c. dienen, 
jo ift eine jolhe Begrenzung des Begriffs Contrebande viel 
zu eng; denn es giebt ja fajt Feine Sache, welche nur Kriegs— 
zweden dient; jogar Pulver wird ja z. B. auch zu Arbeiten des 
Friedens verwendet und Waffen dienen ja auch zur Aufrecht- 
erhaltung der Ordnung und Sicherheit im Frieden. Andrer: 
jeitS kann man nicht alle möglicherweije Kriegszweden 
dienftbaren Gegenjtände als Gontrebande bezeichnen; ſonſt 
fielen nicht nur Lebensmittel und Belleidungsmittel, auch 
Bücher und Karten, ja ſogar Schreibmaterial unter jenen 
Begriff. Man wird aljo ficb an die Umftände jedes einzelnen 


) Die franzöfifche Regierung erklärte am Beginn des Krieges, 
daß fie Kohle nicht als Contrebande behandeln werde (Journal officiel 
27. Juli) aus dem einfachen Grunde, daß Frankreich den größten Theil 
feines Kohlenbedarfs über See aus England bezieht, während Kohlen— 
zufuhr für Die deutſche Kriegsflotte aus England nicht zu erwarten 
war. In England berrfchte im Jahre 1859, wie ich den von 
R. I. p. 69 angeführten Schriftftellern entnehme, Die entgegengeſetzte 
Anfiht. Der Attorney-General erflärte auf eine weiters an ihn ge: 
richtete Frage in der Sigung des Unterhaufes vom 28. Juli 1870 
daß es ihm unmöglich fei, eine fategorifche Antwort zu — hat 
dies den Sinn, daß ih nicht eine für alle Fälle gültige Regel auf: 
tellen laſſe — unfere Anficht — oder den eines einfachen: Non liquet? 
Im erſten August führte Gladftone die Anficht der Kronjuriften an, 
daß Schiffe, welche mit Kohlen befrachtet werden, um einer Kriegs: 
partei die Fortführung militärischer Bewegungen der Flotte zu ermög— 
lichen, als zu einer Kriegäflotte gehörige Transportichife zu be⸗ 
tradhten ſeien. 
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Falles halten und als Eontrebande bezeichnen müffen, Alles 
wa3 der Kriegführung unter den gegebenen Umftänden 
dienen fann oder dienen fol. Hienach kann 3. B. aud 
Brennholz, das zur Heizung von Kriegsdampfern beftimmt 
ift, als Contrebande behandelt werden, während Kohlen, 
melde zur Heizung von Poſtdampfern dienen jollen, nicht 
unter jenen Begriff gehören. 

Da aber die Bemweisführung über die Beftimmung ber 
Kohlenfrahht, über das Vorhandenfein der Umftände, welche 
die Verwendung zu Kriegszweden wahrjcheinlih machen, der 
Natur der Sache nach jehr mißlih und der Simulation und 
Gefegumgehung biebei Thür und Thor geöffnet ift, empfiehlt 
es fihb, im Wege des Bertrages im Voraus die Frage zu 
entſcheiden, wie denn in den Verträgen zwijchen Frankreich 
einerfeit3 und Belgien und Niederlande andrerfeits die Ver: 
tragenden fich verpflichtet haben, die Ausfuhr von Kohlen 
nicht zu verbieten. 

Intereſſant ift die Behandlung einer neuen technifchen 
Erfindung, der unterfeeifchen Telegraphen, vom Standpunct 
des Kriegsrechts durch die engliihen Suriften. In der 
Gitung des Unterhaufes vom 1. Auguft erklärte der Minifter 
Bladftone, man habe alsbald nah Ausbruch des Krieges 
eine engliſche Gefellihaft aufgefordert, ein unterjeeifches 
Telegraphencabel zwiſchen Dünkirchen und einem nörblichen 
Bunct zu legen, wahrjcheinlich behufs Verbindung mit Däne- 
mark — die Aufforderung ging aljo wohl von Frankreich 
aus — und das Gabinet habe nah eingeholtem Gutachten 
der Kronjuriften den Betheiligten bedeutet, e8 würde unter 
den gegenwärtigen Umftänden in der Ausführung diejes 
Unternehmens eine Verlegung der Neutralitätzpflichten er- 
blift haben. Als nun gleihwohl eine „engliſche Geſellſchaft 
(die India-rubber, Gutta-Percha and Telegraphworks- 
Company, limited) auf ein ähnliches Dffert“ einging und ihr 
Shit „Ssnternational” mit einem folden Gabel belud, 
mehrere Punkte der franzöfiihen Küfte (von Dünfirchen nad 
Cherbourg, der Halbinjel Eotentin nach der Bucht von Gt. 
Brieuc, von der Halbinjel Duiberon nad) Verdus sur Garonne 
über Belle Isle en Mer) unterfeeifh zu verbinden, wurde 
dad Schiff am 21. Dez. 1870 von den Zollbeamten mit Be- 
Ihlag belegt und am 27. auf Grund eines Warrant des 
Statöfecretärd der auswärtigen Angelegenheiten einbehalten. 
Die Gejellichaft erhob Beſchwerde bei dem Aodmiralitätshof 
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und verlangte fofortige und unbedingte Freigebung von 
Schiff und Ladung und Entihädigung durch den Fiskus. 
Die Sahe wurde vor einer hohen völferrechtlihen Autorität, 
Sir R. 3. Phillimore verhandelt, welcher in feinem Urtbeil 
vom 17. Januar auf Freigebung von Schiff und Ladung 
erkannte, die Entjhädigungsforderung jedoch abwies. Die 
Entfheidungsgründe gehen davon aus, e3 jei fein Beweis 
erbracht, daß das Gabel ausjchließlich oder überhaupt für den 
franzöfifhen Kriegsdienft verwendet werden jolle: jene Ge— 
jelichaft betreibe nicht die Lieferung von Gabeln für mili- 
tärifchen Dienft, nur für die gewöhnlichen poſtaliſchen Tele— 
graphen, das vorliegende Gabel bedürfte jedesfalls, um für 
militärifche Zwecke verwendbar zu werden, noch größere Ver— 
vollftändigungen und Aenderungen, mit denen fich die Ge: 
jelihaft nicht befaßte und die Ausdrüde des Vertrages 
deuteten eine militäriijhe Beftimmung nit an. (Das wäre 
allerdings ſehr ungeſchickt geweſen! Wenn es nun aud 
wahrſcheinlich fei, daß unter den obwaltenden Umftänden 
die telegraphifche Verbindung zwifchen Dünfirchen und Verdun 
sur Garonne theilweife als Berfehrsmittel zwiſchen der 
franzöfiihen Regierung und ihren Truppen werde benußt 
werden, fo genüge doch diefe Wahrfcheinlichfeit an ſich nicht, 
diefer ihren urjprünglib und hauptſächlich mercantilen 
Character zu entziehen. Das einfchlägige Geſetz aber, I. 33 
und 34 „Foreign Enlistment act 1870 Victoria 90° verlangt, 
daß das Schiff, um der Beichlagnahme wegen Verlegung des 
Neutralitätsactes zu unterliegen, in dem militäriihen oder 
Seedienft einer Kriegspartei verwendet werden folle, wobei 
e3 ausdrüdlich die Militärtelegraphie zu dem Militärdienft 
zählt. Man wird gegen diefe Entfcheidung geltend machen 
dürfen, daß, wenn unverfennbarer Weife gerade in dem 
Augenblide, in welchem eine Telegraphenlinie zwiſchen dieſen 
Küftenpuncten der franzöfiihen Kriegführung außerordentlich 
zu ftatten fommen muß, eine ſolche als „mercantile* herge— 
ftellt wird, diefe Handlung handgreiflich eine Umgehung des 
Geſetzes (in fraudem legis) enthielt. Es ift ſehr bezeichnend, 
daß der Richter, welder auf Freigebung von Schiff und 
Nadung erkennt, gleihwohl annimmt, daß die Behörden guten 
Grund zu der verfügten Beichlagnahme zu haben glauben 
fonnten: „ich denke, daß in Betracht der befonderen Umftände 
des Falls die Regierung eine gerechte Würdigung (took a 
correct view of) ihrer wichtigen Verpflichtungen vornahm 
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und vernünftigen und wahrſcheinlichen Grund zur Beſchlag— 
nahme von Schiff und Ladung fand.” — 

Nah dem Ausbruch des Krieges verfiel die franzöfijche 
Regierung gegenüber den in Frankreich lebenden Deutjchen 
von einem Ertrem in Verlegung des Völkerrechts in das 
andere: während fie anfangs, als die wehrpflichtigen Deutjchen 
in Franfreih nah der Mobilmachung pflichtgemäß ſich zur 
Heimreife aufmachten, eine Zeit lang nicht übel Luft zeigte, 
dieje Leute mit Gewalt an der Abreife zu hindern, — Ant: 
wort des Duc de Grammont auf die Vorftellungen de3 ameri- 
kaniſchen Geſandten Wafhburne, dem die Vertretung der Anz: 
gehörigen des norddeutihen Bundes übertragen war (R. J. 
II. p. 65) — erfolgte fpäter die berüchtigte Mafjenaustrei- 
bung der Deutfhen aus Frankreich und bejonders aus Paris, 
welche abjolut ungerechtfertigt war. 

Das diplomatifhe Corps verblieb auch nad der Ein- 
Ihließung von Paris in diefer Feftung und verlangte noch 
am 24. Sept. von dem Beginn der Beſchießung vorverftän- 
digt und für deren Fall zum Verlaſſen der Stadt ſowie einft- 
weilen zur Abjendung eines Wochencourierd ermächtigt zu 
werden. Der Bundeskanzler erklärte (unterm 29. Sept.), Die 
Voranzeige des Angriffs „auf die Feftung Paris” aus mili- 
täriihen Gründen verweigern und die diplomatijche Corre— 
Ipondenz auf offene Briefe und Depeſchen bejchränfen zu 
müfen, gab jedoch jchließlih, ohne das durch einen Proteft 
de3 diplomatifchen Corps vom 6. Detober aufgeftellte ent— 
gegenftehende Rechtsprincip anzuerkennen, thatjählih zu 
Bunften des amerifanifhen Gejandten in legterem Puncte 
nah: ohne Zweifel ift die anjcheinende Collifion von Rechten 
— freier Berfehr der Gefandten mit ihren Regierungen einer- 
feit3, Befugniß der Abjperrung einer belagerten Feftung von 
allem Verkehr mit der Außenwelt andererſeits — im vor: 
liegenden Falle nicht gegeben gewefen, da, wie der Bundes— 
fanzler mit Fug bemerkte, eine belagerte Feftung nicht der 
geeignete Aufenthalt für ein diplomatijches Corps ift, dem 
die Abreife durch die Belagerer wiederholt empfohlen worden 
war. Ebenjo wies man deutſcherſeits mit Grund das Ber: 
langen zurüd, nad Beginn der Beſchießung von Paris alle 
Angehörigen neutraler Staten mit Paſſirſcheinen durch bie 
deutihen Linien abziehen zu lafjen, nachdem diefelben die 
wiederholten dringenden Aufforderungen zur Abreije in 
früheren Stadien der Einſchließung unbeachtet gelaffen hatten. 
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Den Gliedern des biplomatifchen Corps wurde aus inter- 
nationaler Courtoifie auch in diefem Stadium noch der freie 
Abzug garantirt. 

Was die Aeußerungen der Sympathie der Angehörigen 
neutraler Staten mit der einen oder andern Kriegspartei 
anlangt, ging die Regierung Defterreihg in der — Ge: 
wiflenhaftigfeit jo weit, daß fie die von den Deutjchöfterreichern 
zu Wien, Vilah, Graz und an andere Orten in Privat: 
freifen vorbereiteten Feftlichkeiten zur Feier der deutſchen 
Siege (im März 1871) verbot; auf eine Snterpellation über 
den Grund dieſes Verbot3 erklärte dann freilihd der Minifter- 
präfident im Reichsrath (14. März): „lediglich das Intereſſe 
der Aufrechterhaltung der Drdnung im Innern” babe das 
Motiv des Verbots abgegeben: aljo nicht Erfüllung der 
Neutralitätspflicht gegenüber Franfreid. Ob die „im Innern 
Defterreich3 waltende Ordnung” dur ein Feft der Deutfchen 
in Wien oder Graz einen außergewöhnlihen Stoß erhalten 
haben würde, darf man bezweifeln. 

Das Recht der freien Meinungsäußerung der Ange 
börigen neutraler Staten wurde in einer Fräftigen und 
würdigen Weiſe gewahrt von dem belgijchen Minifter des 
Heußern, welcher auf die Anfrage des Bunpdesfanzlers 
(8. Det. 1870), ob er die feindliche Haltung der belgischen 
Preſſe gegen Deutjchland für den Grundfägen der Neutralis 
tät entjprechend erachte, zur Antwort gab, das belgifche 
Statsrecht Fenne feine Einwirkfung der Regierung auf bie 
—* Dem gegenüber wollte ein an die Indépendance 

elge gerichteter Brief (31. Juli) den Deutfchen im Haag 
im Intereſſe der ftricten Neutralität jogar verwehren, in ber 
deutichen Kirche den lieben Gott um Segnung der beutfchen 
Waffen zu bitten! 

Als die Deutfhen zur Sperrung der Seinemündung 
egen die franzöfifhen Kanonenboote bei Duclair ſechs eng— 
iſche Kohlenſchiffe in den Fluß verfenkten, erhob ſich in der 
franzöſiſchen, engliſchen und der übrigen neutralen Preſſe eine 
lebhafte Klage über diefe neue deutſche Barbarei. Völker— 
rechtlich gewährt die Sade fein Intereſſe, da die Berechti- 
gung, im Nothfall auch Sachen von Angehörigen neutraler 
Staten zur Vertheidigung zu ergreifen, zu benugen und aud 
der Zerftörung hiebei auszufegen, jeder Kriegspartei ebenfo 
unbezweifelt zufteht als ihr die Verpflichtung vollen und fo: 
fortigen Erſatzes jedes hiedurch zugefügten Schadens obliegt. 
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Beide Puncte wurden in dem zwilchen dem englifchen und 
dem deutſchen Minifterium über diefe Sache gemechjelten 
Schreiben anerfannt und die geforderten Entſchädigungs— 
jummen von deutjcher Seite bereitwillig gezahlt. Als Aus: 
übung des „jus angariae* möchte ich nicht (mit R. J. IIL 
©. 86) jene Maßregel bezeichnen, da man unter diefem Aus: 
drud die zwangsweiſe Benützung fremder Schiffe (Wagen, 
Rofle) zu Trandporten für Kriegszwecke verfteht. 

Selbftverftändlich tauchten die brennendften Streitfragen 
auf dem Gebiet der Neutralitätspflichten und Rechte gegen= 
über jenen neutralen Staten auf, welche unmittelbar an den 
Kriegsſchauplatz grenzten: alſo Belgien, Quremburg und die 
Schweiz. Zuerſt trat an Belgien die von deutjcher Seite 
geftellte Frage heran, ob diefer Stat deutiche und franzöſiſche 
Berwundete dur fein Gebiet paffiren lafjen wolle? Eorrec: 
termaßen erflärte der belgifche Minifter des Aeußern, daß er 
fein Bedenken hiegegen trage, jedoch erft die andere Kriegs: 
partei befragen müſſe, ob fie das gleiche Anerbieten annehme. 
Bir jagen, diefer Vorbehalt war correct: denn e8 wäre uns 
tihtig, dem Neutralen unter der Borausfegung, daß er beiden 
Kriegsparteien das gleiche Necht einräumt, die Entſcheidung 
über diefe Frage allein anheim zu ftellen. 

Die Möglichkeit, Verwundete ftatt auf ihren Rückzugs— 
linien und auf weiten Wegen durch neutrales Gebiet auf 
näherem Weg in die Heimat zu fhaffen, gewährt einer 
Kriegspartei nicht nur für die Verwundeten, auch für ihre 
Kriegszwede unmittelbar Vortheile, da fie in diefem Fall 
ihre Berbindungslinien minder ftarf und die Begleitungs- 
mannjchaften minder lang in Anſpruch zu nehmen hat und 
es ift wol denkbar, daß dieſe Vortheile nach Lage der Dinge 
nur der Einen Partei, nicht auch der andern, im Fall gleicher 
VBegünftigung, im gleichen Maße zu Statten fommen, fo daß 
aljo die neutrale Regierung nicht einfach durch Gewährung der 
Parität ihren Neutralitätspflichten genügt, jondern die Zu— 
fimmung beider Kriegsparteien einholen muß; (mie fie ihrer- 
jeit3 auch unter diefer Vorausfegung nicht genöthigt wer: 
den kann, Verwundeten den Durchgang zu gewähren.) In 
der That verweigerte die franzöfiche Regierung — es war 
kurz vor Sedan — ihre Zuftimmung zu der Durchführung 
deutſcher (und franzoͤſiſcher) Verwundeten durch belgifches 
Gebiet unter der Erklärung, daß fie in folder Geftattung 
eine Verlegung der Neutralitätspflichten erbliden würde und 
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die belgifche Regierung Ichnte deßhalb dic deutſche Anfrage 
ab. Wenige Tage darauf bewogen aber die Ereignifie von 
Sedan die franzöfifhe Regierung, jene Zuftimmung zu er: 
theilen und Referent hat jelbft Mitte September eine Zahl 
von mehr als 100 deutjcher Verwundeter von Sedan aus 
dur Belgien geleitet. 

Die von belgischen Blättern beftrittene Frage, ob eine 
neutrale Regierung auch einzelne und unbewaffnete Soldaten 
einer Kriegspartei, welche fih auf ihr Gebiet begeben, er: 
greifen und interniren müfje, ift jelbftverftändlich zu bejahen: 
nicht nur, weil fonft die Verbote der Benügung neutralen 
Gebiet3 zu Kriegszweden allzu Teicht umgangen werden 
fönnten, mehr noch deßhalb, weil der Gegner das Recht hat, 
das neutrale Gebiet in dem Sinn als Territorium clausum 
vorauszufegen, daß jeder auf jenes Gebiet abgedrängte feind- 
lihe Soldat als unfchädlih gemacht, als nicht mehr zu der 
feindlihen Kriegsmacht zählend betrachtet werden darf. 

Damit ift auch die weitere von belgiihen Abgeordneten 
aufgeftellte Behauptung erledigt, der neutrale Stat, welcher 
übergedrängte Soldaten aufgenommen, genüge feiner Neu— 
tralitätspflicht, wenn er die Aufgenommenen nicht unmittel- 
bar über feine Grenzen in ihre Heimat ziehen läßt: es dürfe 
aber 3. B. Belgien übergetretene Franzojen ohne Bedenken 
nad Luremburg oder England abreijen laſſen. Selbftver: 
ftändlich befteht vielmehr die Pflicht des neutralen States, 
ſolche Uebergetrerene zu „interniren“ d. 5. fie bis zur Been- 
digung des Feldzuges in feinem Gebiet feft zu halten und 
ihnen die Weberjchreitung der Grenze nad feiner Richtung 
zu geftatten. Dies muß in ganz gleicher Weife für ver: 
wundete wie für unverwundete Webergetretene gelten: auch 
erftere find nach erfolgter Heilung nur dann aus der Suter: 
nirung zu entlaffen, wenn feftfteht, daß fie immer oder doch 
für die Dauer diejes Feldzuges Friegsdienftuntauglih ge— 
worden. Die internationale Rechtsfrage ift klar. Aber aud 
die Entjcheidung des interefjanten (von R. J. II. p. 73 mit= 
getheilten) Problems auf dem Gebiet des Statsrechts jcheint 
ung nicht zweifelhaft. Ein franzöfifcher Unterofficier, kriegs— 
gefangen in Deutichland, war nad Belgien entfommen: von 
der Gensdarmerie angehalten, erklärte er, er fei ohne Paß 
und wolle nab Frankreich gehen, fich wieder bei der Armee 
zu ftelen. Der Commandant von Brüffel verfügte feine 
Snternirung zu Gent. Der Internirte klagte vor dem Civil: 
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gericht zu Brüfjel gegen den Stat (Kriegsminifter) und ver- 
langte jeine jofortige Infreiheitfegung. Der Stat jchüßte, 
geftügt auf die verhältnißmäßige Unabhängigkeit der öffent- 
liben Gewalten von einander, die Einrede der Unzuftändig- 
feit des Civilgerichts vor. Das Civilgeriht aber verwarf 
dieſe Einrede, erflärte fih für zufländig und befahl dem Be— 
flagten, fi in merita causae einzulaffen, da die von dem 
Kläger in Anſpruch genommene Freiheit ein Givilrecht, über 
Streitigkeiten betreff3 Ausübung von Civilrechten aber nad 
a. 92 der Berfafjung vom Civilrichter zu erkennen ſei. Auf 
erhobene Berufung des Beklagten wurde jedoch dieſes Urtheil 
reformirt und die Unzuftändigfeit des CivilgerichtS ausge: 
iproden, da ber Internirungsbefehl nach ſeinem Zweck, nach 
ſeiner Quelle und in Anſehung der betroffenen Perſon eine 
weſentlich militäriſche Maßregel und die Civilbehörde in 
militäriſche Verfügungen einzugreifen nicht befugt ſei: der 
Internirte ſei nicht ein Privater, der den Schutz der perſön— 
lichen Freiheit anrufe, ſondern Soldat eines mit einem an— 
deren Stat im Krieg begriffenen fremden States, welcher die 
Neutralität Belgiens zu reſpectiren und den zur Erhaltung 
derſelben ergriffenen militäriſchen Fre gegen welche 
es Recurs an die Civilgerichte nicht gebe, fich zu unter: 
werfen habe. In der That halten wir legtere Entjcheidung 
für die einzige richtige: nur fie ermöglicht dem neutralen 
Stat, die Neutralitätspflichten zu erfüllen: und jollte nad 
der Verfaſſung des betreffenden Stats das Kivilgericht zu— 
fändig jein: — es müßte ohne Zweifel die Geltendmachung 
des allgemeinen Rechts auf freie Bewegung und Aufenthalts— 
veränderung von Geiten eined internirten entiprungenen 
Kriegsgefangenen gegenüber der Verfügung der zur inter: 
nirung verpflichteten Militärbehörde ala eine jehr frivole 
Klage abweiſen. Weil nun aber der neutrale Stat zur In— 
ternirung einmal aufgenommener übergedrängter Soldaten 
einer Krieg3partei verpflichtet ift, jo ift er auch berechtigt, die 
Koften des Unterhalis (und der Heilung) der Aufgenomme: 
nen von dem Heimatsſtat erjegt zu verlangen: bekanntlich 
bat Belgien diejen Anjpruch gegenüber Frankreich nicht er= 
hoben, wohl aber die Schweiz, welche ca. 84000 Franzojen 
zu interniren hatte. Geradezu komiſch wirkte es, als Die 
Times (vom 16. Febr. 1871) diejen Erſatzanſpruch zwar ans 
erfannte, aber nicht Frankreich für den rechten Beklagten er— 
Härte, fondern Deutichland, deſſen negotia die Schweiz utiliter 
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gerirt habe, indem fie diefer Macht die Mühe und Koften 
der Gefangennahme, Abführung und BVerpflegung von wei: 
teren 84000 unfreimilligen Gäften erjpart habe. Hier ift 
doch zu erinnern, daß der neutrale Stat berechtigt geweſen 
wäre, mit Gewalt den Mebertritt der Flüchtlinge abzuwehren 
und fie jo dem Tod oder Kriegsgefangenſchaft auszufegen: 
die Einrede des beflagten Heimatäftates, daß er dieje Alter: 
native der Bezahlung der nun von ihm verlangten Eriaß- 
fummen würde vorgezogen haben, negotia alfo nicht utiliter 
gerirt feien, wäre doch ein Superlativ von Frivolität und 
in leßter Hinficht durch die Replik zu widerlegen, daß ja die 
Verpflegung der Kriegsgefangenen in Deutichland als ein 
Theil der Kriegskoften doch ebenfalls von Frankreich wäre zu 
tragen geweſen. 

An dem bei Aufnahme der übertretenden Armee Bour: 
baki's abgejchloffenen Vertrag wurde feftgejegt, daß Die 
Schweiz die von den Internirten abzulegenden Waffen und 
Ausrüftungsgegenftände aller Art dem Eigenthümer, dem 
franzöfiihen Fiscus, (nach erfolgtem Friedensichluß und) 
nach endgültiger Bezahlung der der Schweiz durd die Auf: 
nahme erwachſenden Koften herauszugeben babe: alſo ein 
vertragsmäßiges Retentionsrecht. Ob fich (ohne vertrags= 
mäßige „Ausbedingung“) ein folches Netentionsredht für jene 
Erſatzforderung nach Völkerrecht von felbft verftehe, wird fich 
in Ermangelung ausreichender Präcedenzfälle nicht leicht feft- 
ftellen lafjen: doch ſprechen dafür gemwichtige Gründe der all— 
gemeinen aequitas und die bejondere Erwägung, daß im 
Gebiet des internationalen Rechts zur Sicherſtellung oder 
Durchſetzung von Anſprüchen auch jonft Selbfthilfe häufig 
vom Recht geftattet wird und — in Ermanglung von Forum 
und ficherer Erecution — geftattet fein muß: Retorfion und 
Reprefjalien als gelindere Mittel, ehe man zur Androhung 
des äußerſten Maßes der Selbfthilfe — dem Kriege — greift. 

Selbftverftändlih duldet der neutrale Stat feine Wer: 
bung unter feinen Angehörigen für eine Kriegspartei oder 
Bildung von Truppenförpern auf feinem Gebiet: als in der 
franzöfifhen Schweiz in öffentliden Blättern die Bildung 
eine® Corps der Franc-tireurs du Mont-Blanc „angezeigt 
und eine beftimmte Adreſſe“ zu Genf für Alle angegeben 
wurde, welde das Unternehmen durch Gelpdbeiträge, „oder 
in anderer Weiſe“ unterftügen wollten, forderte mit gutem 
Grund der Bundesrath den Canton Genf zur Heberwahung 
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dieje8 Unternehmen? auf. Ebenfo mußte der Bundesrath 
Anfang September 1870 ein Manifeft an die fogenannte 
„snternationale” unterbrüden, in welchem der Krieg Deutfch- 
lands gegen die franzöfiihe Republik als eine Befämpfung 
der „europäifchen Revolution“ bezeichnet, jedes deutſche Glied 
der Internationalen zum Eintritt in die franzöfifche Armee, 
jedes ſchweizeriſche Mitglied aber zu einer eifrigen Thätigfeit 
in gleihem Sinn, Berufung von Volksverſammlungen, Ber: 
langen von Waffen ꝛc. aufgefordert wurde. Sn leßterer 
Aufreizung lag offenbar ein die Neutralitätspflicht der 
Schweiz bebrohender Berfuh, den zu unterbrüden ber 
Bundesrath völferrechtlich verpflichtet war. 

Bon Verlegungen neutralen Bodens durch die Kriegs: 
parteien find (von R. J. II. p. 76) nur zwei den Franzojen 
zur Laft fallende Vorkommniſſe verzeichnet worden: auf bel: 
giihem Gebiet wurde Anfang Dezember 1870 eine preußifche 
Feldpoft von Franctireurs aufgehoben, übrigens auf erhobene 
Beihwerde der belgijchen Behörden, unter Freigabe der dabei 
gefangenen Gonducteure, zurüdgegeben: ift es richtig, daß 
diefe Feldpoft auf belgiihem Boden von bewaffneten deutfchen 
Ulanen begleitet war, jo lag hierin allerdings ebenfalls eine 
Verlegung der Neutralität, welche aber nur die belgiſchen 
Truppen zur Entwaffnung der Escorte, nicht die franzö— 
liihen Franctireurs zu einem Angriff auf belgiſchem Boden 
berechtigte. Sodann griffen ein Gapitain Huot und einige 
Franctireurs von der Armee Bourbaki’3, nachdem fie fich auf 
Schweizer: Boden geflüchtet, auf foldem eine preußifche Ab: 
teilung an, welche unter der Barlamentärfahne den neutralen 
Behörden reflamirte Chaffepots überbrachten, tödteten einen 
Mann, verwundeten zwei und nahmen die übrigen gefangen. 
Diefe wurden fpäter, als rechtswidrig gefangen, wieder in 
freiheit gefegt und die Franctireurs vor ein fehweizerifches 
Kriegägericht geftellt unter der Anklage „einer Handlung wider 
dad internationale Recht, geeignet, Feindfeligfeiten einer 
fremden Nation gegen den Bund zu veranlaffen.” Ich glaube 
in öffentlihen Blättern gelefen zu haben, daß dieſe Ber: 
bandlungen mit — Freifprehung endigten! — — 

Nah Art. 92 der Wiener Schlußacte „nehmen das 
Chablais und Faucigny, fowie ganz Savoyen nörblid von 
Ugion an der Neutralität der Schweiz Theil und follen bei 
ausgebrochenem oder drohendem Krieg der Nachbarftaten 
niht von Truppen der Kriegsparteien paffirt oder bejegt 
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werden dürfen, jondern nur von ſolchen, welche die Schweiz 
dorthin zu jenden für gut erachten jollte.” Bei Ausbrud 
des Krieges bradte der Bundesrath den übrigen Mächten 
diejes Beſatzungsrecht in Erinnerung und behielt fich bie 
Ausübung defjelben ausdrüdlich vor, machte aber alsdann 
im Verlauf des Krieges, obwohl nah Sedan von Behörden 
und Privaten Savoyens lebhaft darum angegangen, feinen 
Gebrauch von einer Befugniß, welche leicht in Verwicklung 
mit Frankreich hätte führen mögen. 

Nicht ganz ohne Schwierigkeit war es für die Eid- 
genofjenfchaft, den Anforderungen beider Kriegsparteien be: 
züglih der VBerwehrung der Paſſage ihres Gebiet? durch 
MWehrpflichtige der Gegenpartei zu genügen; felbftverftändlich 
durfte fie Leute ohne Waffen und Uniformen, welche fih auf 
ihrem natürlichen und regelmäßigen Weg über Schweizer: 
gebiet nach ihrem militärischen Beftimmungsort begaben, nicht 
aufhalten: jo die badifchen Wehrpflichtigen vom Bodenſee 
und Oberrhein, welche über Schaffhaufen und Bafel zu den 
badijchen, die Savoyarden, welche über Genf zu den franzöfi- 
ſchen Truppen reiften: als fih aber in Baſel ein franzöfijches 
Bureau aufthat, um fyftematifch junge Elſäſſer in großer 
Zahl durch die Schweiz in den Süden Frankreichs zu be: 
fördern, jchritt der Bundesrath — allerdings, ohne fich jehr 
zu beeilen — auf erhobene Bejchwerde der Deutſchen dawider 
ein und verbot jenes Bureau, ſowie den mafjenhaften Durch— 
zug der Freiwilligen. 

Bon den an den Kriegsſchauplatz grenzenden neutralen 
Staten hätte — aus naheliegenden Gründen! — das Eleine, 
zum Deutſchen Bund gehörig geweſene Luremburg am meiften 
Urſache gehabt, fi der Provocation deutſchen Unwillens 
durch lare Erfüllung feiner Neutralitätspflichten ſorglich zu 
enthalten. Aber das Gegentheil geſchah und am 3. De: 
zember 1870 erließ der Bundeskanzler eine gepanzerte Note 
an die großherzogliche Regierung, in welder er, nad Auf: 
zählung einer Reihe von Neutralitätsverlegungen von Seite 
diefer Regierung, daran erinnerte, daß Deutjchland beim 
Ausbruh des Krieges die Beachtung der luremburgijchen 
Neutralitätsrechte ausdrüdlid von der Vorausſetzung der 
Erfüllung der Neutralitätspflichten abhängig gemadt habe, 
daher dermalen fich an Refpectirung diefer Neutralitätspflicht 
nicht mehr für gebunden erachte und Maßregeln treffen 
werde, die Wiederholung ſolcher Verlegungen zu verhindern. 
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Der Schred über diefe Sprade war nicht gering, nicht blos 
in Quremburg, auch bei den Signatarmädhten des Vertrags 
vom 11. Mai 1867, zumal bei England — hatte doch eben 
erft Rußland den Vertrag von 1856 einfeitig gefündet; man 
erwartete die Belegung Luxemburgs durch deutſche Truppen 
al Vorftufe der Einverleibung des Ländchens. Auf eine 
Depeihe Lord Granvilles gab dann aber der Bundeskanzler 
die beruhigende Erklärung ab, daß nur Mafregeln zur 
Sicherung der deutjchen Truppen, fonft aber feine Feindfelig- 
feiten gegen das Großherzogthum vorgejchwebt hätten. Jene 
die Neutralität verlegenden Handlungen waren: 

1. Unfreundliche Behandlung, ja Gemwaltacte der lurem- 
burgifhen Bevölkerung gegenüber deutjchen durchreifenden 
Beamten; wurde in der außerordentlich ausgedehnten Ant: 
wortsdepeſche des Iuremburgifhen Minifterpräfidenten in 
Abrede geftellt; 2. wiederholte Beförderung von Lebens: 
mitteln dur die Iuremburgiiche Eifenbahn in die cernirte 
Feſtung Diedenhofen: wurde mit Beſchränkung auf Einen 
Fall zugegeben, doch folle darin Feine Verlegung der Neu: 
tralität liegen, auch nach Deutjchland feien wiederholt Lebens— 
mittel ausgeführt worden; ferner liege die verlegende Handlung 
in der Bewegung des Bahnzugs auf franzöfiichem Boden, 
auf welchen der großherzoglichen Regierung fein Einwirken 
zuftehe und endlich jeien die bei jenem Zuge thätigen 
Functionäre nit Quremburger gemejen, jondern Fremde 
(d. 5. Franzojen), da jene Eifenbahn einer „fremden“ Ge: 
ſellſchaft angehöre, deren Leute ebenfalls meift „Fremde“ die 
Regierung beftändig nah „Möglichkeit“ überwacht habe, fie 
von Verlegung der Neutralität abzuhalten. Diefe „Mög: 
lichkeit” muß nun aber jehr ſchwach geweſen fein: denn in 
feiner Replik machte der Kanzler geltend, daß (abgejehen von 
jener Berpflegungszufuhr) Leute der Oftbahn unter Ueber— 
wachung eines luremburgifchen Ingenieurs auf franzöfiichem 
Boden durch preußiſche Vorpoften vorgenommene Schädi- 
gungen der Eifenbahn bei Diedenhofen reparirt, 3. B. weg: 
genommene Schienen erjegt hätten, wofür die großherzogliche 
Regierung die Verantwortung treffe. — ebenfalls erhellt, 
wie gefährlich es ift, wenn ein Kleiner neutraler Stat einer 
fremden Geſellſchaft mit einer Haupteiienbahn eine feiner 
Lebenzadern überläßt; mit Grund lobt R. J. (II. p. 82) bie 
Weisheit der belgischen Regierung, welche im Jahre 1869 
eine ſolche Gefahr zu vermeiden verftand. In den Zuſatz— 
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artifeln zu dem Vertrag vom 18. Mai 1871 bat fih Deutſch— 
land ausbedungen, in den Beſitz der Linie Luremburg: 
Diedenhofen gejegt zu werden und in diefen Tagen (Mai 1872) 
wird der Vertrag ratificirt werden, durch welchen der Betrieb 
der Iuremburgifhen Bahnen an die elſaß-lothringiſchen 
Neichsbahnen, zunächft für 40 Jahre, übertragen wird. 

3. Den dritten Bejchwerdepunct bildete, daß nach ber 
Uebergabe von Metz franzöfifhe Soldaten und Officiere der 
friegsgefangenen Rheinarmee in Mafje dur das Großherzog: 
thum nach Frankreich paffiren fonnten: in Luremburg felbft 
habe der franzöfifche Viceconful im Bahnhof ein fürmliches 
Bureau errichtet, in welchem die entjprungenen Kriegs: 
gefangenen, mehr als 2000 an der Zahl, mit Geldmitteln 
und Papieren behufs Fortjegung ihres Marjches nah Franf- 
reich zu der Nordarmee, unterftüßt wurden: auf diefe An— 
Hage bin mußte die luremburgifche Regierung fich ſchuldig 
befennen: nur glaubte (!) fie, die Zahl der Bafjanten über: 
trieben, behauptete, diefelben hätten fi von Luremburg aus 
nicht Direct, fondern auf dem Ummeg über Belgien nad 
Frankreich begeben — was ganz irrelevant ift, da die neutrale 
Regierung zur Anhaltung und Internirung verpflichtet war: 
— dazu hätten, meint die Duplifjchrift, die großherzogliden 
Truppen nicht ausgereicht, da der Vertrag von 1867 Luxem— 
burg nur joviel Truppen zu halten geftatte, als zur Auf: 
rechthaltung der Drdnung im Innern erforderlih. Hierauf 
ift zu erwidern, daß ein neutraler Stat, der nicht ftarf genug 
ift, eine Neutralitätspflicht in Internirung von 2000 waffen: 
loſen Flüchtlingen zu erfüllen, dadurch feine Unfähigkeit zur 
Neutralität und zur Eriftenz als jelbftändiger Stat docu— 
mentirt. Endlih das Gemwährenlafjen gegenüber dem fran- 
zöſiſchen Viceconſul wird geläugnet; man babe auf die Ge: 
rüchte von feiner Thätigfeit Hin ihn „unter energijcen 
Borftellungen” überwacht, aber feine tadelnswerthe Handlung 
conftatiren können; in foldem Fal würde man ihm das 
Erequatur entzogen haben — da nun die großherzoglide 
Regierung bald darauf — 6. Februar — ihm das Exequa— 
tur wirklich zu entziehen fich veranlaßt ſah, jcheinen jpäter 
doch noch „tadeln2werthe Handlungen“ conftatirt worden zu 
jein. Diefe Vorgänge und Verhandlungen zeigen jedesfalls, 
— was allerdings des Beweiſes nicht bedurfte — daß bie 
durh den Vertrag von 1867 Luremburg geichaffene Lage 
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auf die Dauer — und zwar gerade für das Ländehen felbft 
am Meiften — eine unmöglide ift. 

Wir nehmen biemit von unferem getreuen belgifchen 
Führer mit Wiederholung des Dankes Abſchied, welchen der 
ruhmreiche Herausgeber der „Revue internationale“ durd 
die fleißige Zufammentragung des jchwierig zu fammelnden 
Material® und durch feine von der Unparteilichfeit echter 
Wiffenihaftlichkeit bejeelte Verwerthung deflelben in hohem 
Grad in Anjpruh zu nehmen da Recht hat. Wir haben 
defto mehr Urſache, unfere Anerkennung dem unparteilichen 
Belgier auszuſprechen, je gehäffiger die Angriffe find, welche 
ftanzöſiſche Schriftfteller wie die Herren Griolet (in ber 
soeietE de legislation comparee) und Berge, Secretär der 
academie des sciences morales et politiques, nad ber 
Beröffentlihung der beiden Eſſais auf ihn gerichtet haben. 
„Diefe Herren können nicht begreifen, daß man anderer 
Meinung als fie und doch in gutem Glauben fein kann.“ 

2. Dpzoomer, das Unrecht Frankreichs im Kriege von 
1870. Die Bonapartes und das Recht Deutſchlands auch 
nah Sedan. Eine holländiſche Stimme über den beutjch- 
franzöfifchen Krieg. Berlin 1871. Puttkammer und Mühl: 
dbredt. 124 ©. 

Der Berfafler, Profeſſor der Rechte an der Univerfität 
zu Utrecht, ift einer der äußerft wenigen Holländer, welche 
von Anfang und der noch jelteneren, welche auch nach ber 
Aufrihtung der Republik noch entſchieden die Sache Deutſch— 
lands als die gerechte vertreten haben. Er hat darüber viel- 
fahe und jehr gehäffige Angriffe von Seite feiner Lands— 
leute zu erfahren gehabt. 

Die beiden Eleineren Arbeiten find — die zweite ift eine 
bei Beginn der akademiſchen Vorträge Dectober 1870 ge: 
haltene Eröffnungsrede — in Form und Faffung mehr 
thetorifch gehalten, als dies deutfcher Gepflogenheit entjpricht; 
aber dieſe Rhetorik ift glänzend, fließend, lebendig und ver: 
fällt nur felten in Uebertreibung; (wie wenn Napoleon II. 
der ſchlechteſte Dann Frankreichs genannt oder wenn den 
Napoleons alle Liebe zu Frankreich abgeſprochen wird) es ift 
ein ſchöner Heiliger Zorneseifer für das gute Recht Deutfch- 
lands, eine edle fittliche Entrüftung über die Gemaltthätig- 
kit, Hoffahrt und Berlogenheit der franzöfifchen Bolitif von 
Ludwig XIV. bis Gambetta, was dieſe Blätter durchmeht. 
Üchrigens bildet die Auffaffung, welche ziemlich ohne alle 
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Modification die Negeln der bürgerlihen Moral und des 
Givilprocefjes über ein Privatreht auf die politiichen Ber: 
bältnifje weltringender Reiche) und ihrer weltgefchichtliden 
Differenzen angewendet wiſſen will, einen merkwürdigen 
Gegenſatz zu der unten zu erörternden Anſchauung Laſſon's, 
welcher, von dem entgegengefegten Ertrem ausgehend, in den 
Beziehungen der Staten zu einander nur Naturgefege walten 
und in dem „Völkerrecht“ ein verbindliches Necht eigentlich 
überall nicht fieht. 

Wenn der Berfaffer in der Vorrede und fonft die Mög: 
lichkeit der Verjüngung Frankreichs bezweifelt und das fran: 
zöſiſche Volk etwa wie das ſpaniſche unaufhaltfam auf den 
Wegen des Niedergangd wandeln glaubt, möchten wir das 
nah unjrer Kenntniß des noch ungebrochenen Bauernftandes 
und vieler achtbarer Züge des Bürgerthums in den Pro: 
vinzen doch bezweifeln. Paris ift nicht Frankreich. 

Er dedt die Nichtigkeit der Kriegsvorwände, die Ber: 
logenheit und Haft, mit welcher die Regierung Kammer und 
Bolf in den Kampf zu reißen fuchte, die geheimen Gründe, 
welche den Kaijer zum Kriege drängten, in lebhafter und 
lihtvoller Darftellung auf. 

„Die Spanische Candidatur eines hohenzollernſchen Prinzen 
war für die franzöfifche Negierung nur ein Vorwand für 
den längft geplanten Krieg: wäre fie der wirkliche Grund der 
Kriegserklärung gemejen, jo müßte man darin eine That des 
‚gemeinften Unrechts‘ erbliden; der wirkliche Grund war bie 
Erbitterung über das Werk der deutichen Einheit, wie die: 
jelbe 1866 durch Preußen begründet wurde: diefe Gründung 
war Preußens ‚Pflicht und Recht‘ — (doch gewiß beides 
nicht in juriftiichem völferrechtlichem Sinne) — die franzöſiſche 
Erbitterung über diefelbe alfo ein Unrecht und die durd fie 
erfolgte Kriegserflärung gleichfalls ein Unrecht — bier wird 
das Wort ‚Unrecht‘ wieder im moraliſchen Sinne gebraudt —; 
wäre die That Preußens von 1866 ein Unrecht und nidt 
ein Recht gewejen, jo wäre fie doch keinesfalls ein Unrecht 


2) So fann man den mwohlmwollenden Sag ©. 37 nicht gelten 
laffen, daß immer und unter allen Umjtändeu das Glüd eines Volkes 
von der Stärke und dem Wohlitand aller andern Völler ohne Unter: 
fchied abhängt: es giebt in der That Fälle, in welchen der Auf eng 
Eines Volfes nur Dur Den a eined andern möglich i 

ur die Alternative von Hammer und Ambos ift oft nicht zu ver: 
meiden. 
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gegen Franfreih und daher Fein Kriegsgrund für dieſen 
Stat geweſen: wäre fie aber auch ein Unrecht gegen Frank⸗ 
reih gewejer., auch dann wäre eine Kriegserklärung nad 
4 Jahren (nach Anerkennung des Geſchehenen, fügen wir 
hinzu) ohne Angabe dieſes Grundes, ohne Forderung von 
Schadenerſatz (der wäre freilich ſchwierig in feſten Summen 
zu liquidiren geweſen) oder Wiederherſtellung des früheren 
Zuſtandes ‚ein gemeines Unrecht‘ geweſen.“ 

Die zweite Erörterung gewährt intereſſante Aufſchlüſſe 
über die Stimmung in Holland nach Sedan: ſie zeigt, wie 
tief die Parteinahme für und wider Frankreich das kleine 
Land zerklüftete; mit Recht hebt ſie hervor, daß ja Frank— 
reich nach Sedan keineswegs um Frieden bat. Die Kritik 
des Einfluſſes der Napoleons auf die Geſchichte Frankreichs 
iſt ſehr lebendig und geiſtvoll, wenn auch vielleicht die Ver— 
dienſte Napoleons J. als Geſetzgeber zu wenig gewürdigt 
werden; die Verwendung der Turcos und die Austreibung 
der Deutſchen werden gerügt, die Wiedernahme von Elſaß— 
Lothringen wird vertheidigt. 

Uebrigens rührt die (ohne Wiſſen des Verfaſſers ver— 
öffentlichte) Ueberſetzung nicht von einem Deutſchen, ſondern 
wol von einem Holländer her, wie zahlreichere Verſtöße 
gegen die deutiche Syntar, welche meift auf Beibehaltung der 
holländiſchen Eonftructionen beruhen, darthun. 

3) Bluntſchli, Rede zum Geburtsfeft des höchft feligen 
Großherzogs Karl Friedrih von Baden und zur afademijchen 
Rreisvertheilung am 22. Nov. 1870. Das moderne Bölfer- 
recht in dem Kriege 1870. Heidelberg 1870. 32 ©. Die 
kurze afademifche Rede findet mit Recht ©. 6 einen Haupt: 
vorzug der germanijchen Art vor der romanijchen und einen 
Hauptgrund der Meberlegenheit der Deutſchen über die Fran— 
zojen in dem Streben nad Wahrheit, in der gründlichen und 
unbeftehlihen Prüfung des Weſens der Dinge, in der Bes 
fämpfung aller überfpannten und falſchen Autoritäten, wäh 
vend man die Deutſchen ob diejer Abneigung, ſich irgend 
einer Autorität prüfungs= und rüdhaltslos zu unterwerfen, 
den muthigen deutfchen Forjchergeift getadelt Habe. Damit 
it aber wohl verträglich geweſen jene Gehorſamszucht, jene 
pflihttreue, pünktliche Disciplin, welche fo weſentlich mitge: 
bolfen hat zu den deutjchen Erfolgen und welche während 
des Krieges — jegt lauten die Stimmen anders — uns von 
patriotiihen Franzoſen oft ala die „Tugend der Geiftlofigfeit“ 
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bezeichnet wurde, zu welcher der esprit der franzöſiſchen Sol- 
daten nun einmal nicht zu bringen ſei. Weiter hebt B. mit 
Recht hervor, daß nicht bedrohte Intereſſen, nur verlegte 
oder bedrohte Rechte einen Kriegsgrund abgeben Fönnen 
©. 7: — ein Sa, welden bie Ausführungen defielben Ber: 
fafjer8 in feinem Völkerrechte als Rechtsbuch nicht immer 
eingehalten haben. Er rügt dann die laue Haltung ber 
Neutralen, namentlihd Englands, welche durch fräftigen 
Ausdrud der Mißbilligung der franzöfiihen Kriegsvorwände 
dem Kampf vielleicht hätten vorbeugen können: — freuen wir 
uns im neuen Reich, daß es nicht geichehen if. Wahr wird 
die Unterfcheidung zmwijchen den Bürgern und den Soldaten 
Frankreichs (in dem Manifeft des Königs von Preußen vom 
11. Auguft) mit Fug als der Vorzug des modernen Kriegs— 
recht3 vor dem alten ziemlich barbarifchen — nod zu Ende 
des vorigen Jahrhunderts — hervorgehoben, die allgemeine 
Flucht der Bevölkerung vor den anrüdenden Deutſchen be— 
Hagt, die Erhebung von Geldcontributionen bedenklich ge— 
funden, die Beichränfung der Beihießung von Feftungs: 
ftädten auf die Werfe empfohlen (f. hierüber Dahn, Jahrbücher 
d. D. Armee I.), die Entlafjung der Weiber und Kinder aus 
dem belagerten Straßburg gerühmt, die Ausmweifung der 
Deutjhen aus Frankreich getabelt, die Ausſchließung bar: 
barifcher Truppen durd einen künftigen Congreß befürmortet, 
der Unterſchied zwiſchen Franctireurs und Kriegsverbrechern 
beleuchtet, die Undurhführbarfeit des Zuſatzartikels zu der 
Genfer Convention, wonach geheilte Verwundete, auch wenn 
fie friegstauglib, aus der Gefangenschaft entlafjen werden 
ſollen, eingejchärft, endlich die Waffenausfuhr der Engländer 
und Amerikaner zum Vortheil der Franzoſen beſprochen und 
ein hierauf gerichtete8 Verbot ebenfall3 von einem zu be 
rufenden Congreß ermartet. 

4) Die Genfer Convention im Kriege von 1870—71. 
Beitrag zur Beurtheilung derjelben in der praktiſchen Durd: 
führung von Dr. v. C. (orval.) Karlsruhe, Braun'ſche Hof: 
buchhandlung 1871. ©. 25. Diejes vortreffliche kleine 
Büchlein enthält eine Reihe von Bemerkungen über Lüden, 
unflare und unpraftijche Beftimmungen jener Convention 
und zugleich die entjprechenden Reformvorichläge: beides, die 
Kritik und die Reform beruhen auf gründlicher, reicher Er: 
fahrung und flarer Einfiht in die in der That oft ſchreien— 
ben Webelftände der damaligen Praris, die dringenden Be: 
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dürfnifje in diefen Dingen. Unſere freilih der Zeit nad 
furze, dem Inhalt des Erlebten nah aber ſehr reiche 
Erfahrung auf den Schlachtfeldern, den Straßen und 
den Spitälern Franfreihs jtimmt volftändig mit den 
bier aufgeftellten Wahrnehmungen, Klagen und Forderungen 
überein: „Die Convention muß einer vollftändigen Umar- 
beitung unterzogen werden, fol fie für die Zufunft noch 
Lebensfähigfeit haben: andrerjeitS wird aber wol nach den 
reihen Erfahrungen des legten Feldzug3 einem Jeden, auch 
dem Ungläubigften, Far geworden fein, daß wir eines der— 
artigen internationalen Gefeges bedürfen, wenn nicht in 
Zukunft ein jeder Krieg zu einem einfachen rüdfichtslojen 
Morden, Sengen und Brennen geftempelt werden fol. Es 
eriheint daher nothwendig, durch Wort und Schrift überall, 
beionders auch in Regierungsfreifen, dahin zu wirken, daß 
möglichit bald Verhandlungen über Abänderungen der Genfer 
Convention eingeleitet werden, ſowie weiter diefen Verhand— 
lungen ein möglichft weites Material vorzubereiten.” Bor 
allem wird gerügt die „ungenügende Verbreitung der der 
Convention zu Grunde liegenden humanen Ideen jomol wie 
der Kentniß der Convention felbft, dann die vielfadh lüden- 
bafte unpräcife Fafjung der einzelnen Artikel des Vertrags.” 

Der Berf. fordert vor Allem, daß die Hilfsvereine nicht 
nad dem Friedensſchluß aufgelöft, jondern erhalten werden 
und — fügen wir hinzu — in Krankenpflege u. j. mw. ihre 
Mitglieder üben und unterweifen. Er erörtert dann Die 
einzelnen Artikel der Convention und jchlägt ftatt der mehr: 
deutigen Fafjung des A. I. die Formulirung vor: „Sämmtliche 
zur Aufnahme und Pflege VBerwundeter und Kranker be- 
fimmte militärijche Etabliffements oder Feldjanitätsanftalten, 
temporäre ſowohl wie ftändige, werden für neutral erflärt,“ 
— um den unbeftimmten Ausdrud „ambulance* jammt 
der langen Definition im Zufagartifel 3 zu vermeiden und 
auh die Berbandpläge einzubegreifen. Der zweite Abjag 
des A. I, „die Neutralität hört auf, wenn die Feldlazarethe 
oder Hofpitäler von einer bewaffneten Macht bewacht find,” 
hebt nach der Anfiht des Verf. den erften vollftändig auf: 
ihon im Sahre 1867 hatte derjelbe in einer Broſchüre 
(Karlsruhe, Bielefeld) die Unhaltbarfeit dieſes Satzes nach— 
gewieſen und wahrlich, die Erfahrungen des letzten Krieges 
haben es vollends dargethan, daß ein Lazareth oder Feld: 
pital nicht ohne einzelne Sicherheitspoften bleiben Tann, 
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wenigſtens nicht in Feindesland; nit zum Schuß gegen 
reguläre Truppen — dazu find ſolche Wachen weder erfor: 
derlih noch, ſchlimmen Falls, genügend — wol aber gegen 
die fanatifche Bevölkerung, gegen jene Mifhung von Land: 
ftürmern, Freifharen und Räubern, wie fie der legte Krieg 
hervorgerufen, und gegen Marodeurs und Diebsgefindel aller 
Art, welde die Vorräthe folder Anftalten anloden. 
fann das nur nad allen Richtungen beftätigen; welche Auf: 
gabe war e3 für die Turner unserer Colonne, Nachts die 
Wagen und Vorräthe vor dem Beftohlenwerden zu bewaden 
und die requirirten Fuhrleute vom Davonlaufen, mit oder 
ohne Roß und Wagen, abzuhalten! Der ermüdende Wach— 
dienft entzog den Leuten Kraft und Luft für ihre eigentlichen 
Aufgaben und wurde doch nicht fo wirkungsvoll wie von 
militärifchen Boften beforgt. Wo wir irgend fonnten, nahmen 
wir vereinzelte, ihren Abtheilungen folgende Soldaten auf 
unjere Wagen auf. Natürlich half ſolch zufälliges Auflefen 
nicht viel. Aber es zeigt das Bedürfniß. Militärifcher 
Anftrih der freiwilligen Hilfscolonnen ift ganz unerläßlic 
— vergebens bemühten wir uns für unfere Aerzte wenigftens 
Militärmügen zu erlangen! — auch gegenüber der nicht übel- 
wollenden, aber mit Recht mißtrauifchen Bevölkerung, melde 
den Mißbrauch des rothen Kreuzes durch Schlahtenbummler 
und Gefindel aller Art bald entdedt hatte. Einige bewaffnete 
Sanitätsfoldaten find auch für ſolche Eolonnen unerläßlid. 
Selbftverftändlih hört die Neutralität auf, wenn folde Drte 
(Lazarethe) zum Zweck der Defenfive oder Dffenfive von 
Truppen befegt find”), während das Vorhandenfein einzelner 
Wachtpoſten, die nur zur Handhabung der Ruhe und Ord— 
nung beftimmt find, die Neutralität nicht in Frage ftellt. 
Solche Posten werden als zum Perfonal der Sanitätsanftalten 
gehörig behandelt. 

Statt des A. 2, der in feiner jegigen Faſſung den 
Zweifel zuläßt, ob das Perſonal, das nur „jo lange es Ber: 


’) Solche Orte follten allerdings nicht von Truppen zu Kriegs: 
zwecken benügt werden: — aber es gefchieht eben doch! Ein Offizier, 
— ein vorzüglich zur Vertheidigung der Straße geeignetes Haus 
als Lazareth eingerichtet findet, verwerthet daſſelbe trotz a roteſte 
der Aerzte eben gleichwohl für den Vertheidigungszweck, und nicht 
immer iſt es möglich, die Verwundeten vorher zu entfernen. Das 
Schlimmſte dabei iſt, wenn man in ſolchen Fällen verſäumt, die 
Genfer Flagge einzuziehen! 
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wundete giebt“ neutral ift, auf dem Mari in Cantonnements 
ohne Berwundete angegriffen werden dürfe, jchlägt der Verf. 
die Formulirung vor: „das Perjonal der Hofpitäler ift unter 
allen Umftänden, jowohl wenn es in feinem Berufe thätig 
it, al auch wenn das nicht der Fall ift, wie auf dem 
Marie, im Duartier, neutral.” Damit ift natürlich auch 
die nur „von einigen Spealiften” aufgeworfene Frage ent- 
ihieden, ob das Sanitätsperfonal Waffen führen und gegen 
„widerrechtliche” Angriffe gebrauchen dürfe: jeder Angriff 
auf Sanität3perjonal ift mwiderrechtlih und darf mit Gewalt 
abgewehrt werden: es kömmt nicht, wie der Verf. $ 9 will, 
darauf an, ob die Angreifer reguläre Truppen find oder 
nit, jondern in beiden Fällen wird die Klugheit, d. h. die 
Vorerwägung de3 muthmaßlicen Erfolges die Frage ent— 
iheiden: einer Uebermacht von Bauern gegenüber wird fich 
vielleicht Waffenftredung, gegen eine Fleine Anzahl regulärer 
Truppen, welche die Colonne plündern wollen, kann fich 
Riderftand empfehlen. 

Der A. 3 und die Zufäße zu demfelben beftimmen, daß 
da3 Sanitätsperfonal auch nach der Befegung der Spitäler ıc. 
duch den Feind in feiner Pflege fortzufahren, folang das 
Bedürfniß Dies erheifcht, und wenn dies nicht mehr der Fall, 
da3 Recht freien Abzug3 hat, weldhen der Commandant nur 
auf furze Zeit im Fall militärifher Nothwendigfeit hinaus: 
Ihieben fann. Der Verf. rügt nun die Willkür, mit welcher 
die Franzojen z. B. die während der Kämpfe von Dijon 
zurüdgelafjenen deutſchen Aerzte u. ſ. w. behandelten und 
nennt e3 mit Recht eine Ironie, wenn der II. Zufagartifel 
den Detinirten Auszahlung ihres Gehalts durch den Feind 
verfpricht, folang noch diefelben in der empörendften Weife 
als Gefangene mißhandelt, Snfulten aller Art und dem 
Hunger ausgejegt werden, wie dies dem zurüdgebliebenen 
deutichen Heil: und Hilfsperfonal widerfuhr. 

Der A. 4. macht zwilhen dem Material der Haupt— 
Feldlazarethe und dem der leichten Feldlazarethe (ambu- 
lance) den gewiß ungerechtfertigten Unterfchied, daß das 
erftere der Erbeutung unterliegen fol. Statt deffen verlangt 
die Brohüre mit Grund, daß fämmtliches Material „der 
Sanitätsanftalten,” ſoweit es nicht für die an Drt und 
Stelle befindlichen Verwundeten und Kranken erforderlich 
ft, auch ärariihe Wagen, Pferde und PBrivatgepäd der 
Aerzte wie die Pferde der Aerzte als neutral gelten und beim 
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Zurüdziehen ungehindert mit gegeben werden müſſe. Mi 
gutem Grund werden Wagen und Pferde bejonders her— 
vorgehoben: die Erfahrung bat unjere Colonne belehrt, wie 
gerade die Gefichirre und Gejpanne am Meiften den Gegen: 
ftand des Begehrens und folgemweije das Mittel der Ebhicani- 
rung der Sanitätscolonne durch Bevölkerung und Be- 
hörden bilden. 

Der X. 5. war ſchon durch die Mdditionsartifel in feiner 
unhaltbaren urjprüngliden Faſſung geändert worden: bie 
Illuſion, fih dDurh Aufnahme je Eines Verwundeten für das 
ganze Haus von Einquartierung befreien zu können, muß 
dur Umformung des Wortlauts unmöglich gemacht werden. 

Die erften beiden Abjäte des A. 6. werden mit Recht 
al3 überflüßig, weil jelbftverftändlich, bezeichnet: denn daf 
auch die Kranken und Verwundeten des Feindes geſchützt und 
gepflegt werden jollen, ift ja der Hauptinhalt der gefammten 
Convention; weiter wird der bereit8 oben von uns be 
rührte Punct erörtert, daß Dienfttaugliche, geheilt entlafjene 
Dffiziere des Feindes durch Ehrenwort nicht bloß der Waffen: 
führung, ſondern auch jeder anderen Verwendung gegen den 
entlajjenden Stat für die Dauer des laufenden Feldzugs ent: 
jagen jollen und verlangt, daß die mißliche Unterjcheidung 
des Additionsartikels 5 zwiſchen ſolchen Offizieren, „veren 
Anweſenheit bei ihrer Armee auf den Erfolg der Waffen von 
Einfluß jein würde” und ſolchen bei weldhem dies nicht der 
Fall — eine höchſt delicate Frage!! — erjegt werde durch 
eine fefte Abftufung der Ehargen. 

Zu dem Schlußſatz des Art. 6: „Die Räumungstrans: 
porte (les evacuations) und ihr Begleitungsperjonal ftehen 
unter dem Schuß unbedingter Neutralität“ wird bemerft, 
daß gerade ſolche Transporte am häufigften feindlichen An: 
griffen ausgeſetzt waren, weil der Angreifer bei der Schwäche 
der Begleitungsmannichaften und der Länge der Golonnen 
die meifte Ausficht auf Erfolg hatte: dabei wird die Frage 
angeregt, ob nicht jolche Räumungszüge befler immer unter 
Bededung marſchiren jollten, welche freilihd, wie bei den 
Lazarethen, gelegentlich Veranlaffung zur Infrageftellung der 
Neutralität geben wird. Wir find aus eigener Erfahrung 
ganz einverftanden mit der Anficht des Verf., daß unter einer 
ſyſtematiſch aufs Neußerfte fanatifirten Bevölkerung des feind: 
lichen Landes die Bededung allerdings faft unentbehrlid 
scheinen muß. Obwohl der Schlag von Seban die franzöfiſche 
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Bevölkerung vorübergehend betäubt hatte, obwohl unjer 
Marſch fih nie weit von deutjchen Linien entfernte, und ob- 
wohl neben den Schwerverwundeten eine große Zahl von nur 
leiht Verwundeten oder NReconvalescenten zu Fuß die von 
mir Mitte September von Sedan an die belgiſche Grenze 
geleitete Evacuationscolonne begleitete, war die Behandlung 
durh die Landbevölferung auf der furzen Strede eine bis 
zur Feindſeligkeit gefteigerte unfreundlide und unter un: 
gänftigen Verhältniffen wird, wie der Verfafjer jchildert, der 
„Griff an den Revolver“ nicht immer genügen, die Nenitenz 
der Ortöbehörden zu breden, welche Nachtquartier und 
Verpflegung weigern, oder die ftetS auf das Entrinnen be- 
dabten requirirten Fuhrmerfe zufammen zu halten. Ohne 
Zweifel empfiehlt ſich hier eine, ob zwar ſchwache, mit Feuer: 
waffen verjehene Bededungs: Mannjcaft. 

Aber anderjeits find zwei Einwände wahrlich nicht gering 
anzufchlagen. Iſt die Disciplin und die Kenntniß der Neu: 
tralitätspflichten in einer Armee jo ſchwach, wie fie es leider 
in der franzöfiihen war, fo ift jehr zu beforgen, daß die 
bewaffnete Bededungsmannichaft folder Züge, ihrer Neutra- 
[tät uneingedenf, gegenüber der Bevölkerung mit der 
Schonungslofigfeit der operirenden Truppen auftritt, was 
Requifitionen, Gontributionen, Gewalt aller Art anlangt, 
was jchließlich den Geleiteten, VBerwundeten und Kranken 
nur zum Schaden gereichen kann. — Andererjeits ift zu be— 
jorgen, — und wir erinnern ung folcher Vorfälle aus dem 
legten Kriege — daß, wenn die Bededungsmannihaft mit 
Gewalt den Widerftand einer Drtsbevölferung bricht, dieſe 
oft rahjüchtig in der Nähe ftehende feindliche Truppen ber: 
beizurufen vermag, welche dann ohne Rüdfiht auf die Neu: 
tralität der Evacuationscolonne und ihrer Bedeckung — deren 
Pflichten leßtere nach Ausjage der Einwohner durch Gewalt: 
anwendung verlegt und deren Rechte fie dadurch verwirkt 
habe — beide feindfelig behandeln, kurz die Gefahr des 
Nißbrauchs der Waffen bei neutralifirten Golonnen oder der 
ihlimmen Folgen auch rechtmäßigen Gebrauchs derſelben ift 
ſeht groß. Abhilfe ift auch Hier nur durch zunehmende 

dung, Humanität und SKenntniß der friegsrechtlichen 
Normen auf Seite der Combattanten und der Bevölkerungen 
ju erwarten. 

Zu Art. 7, welder das Neutralitätszeichen beftimmt, be— 
merkt der Verf. mit Recht, daß der Nachweis der, Berechti: 
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gung zur Führung der Armbinde ꝛc. durch eine Legitima- 
tionzurfunde und Stempelung der Binde erbracht werden 
muß, empfiehlt für die Aerzte aller Armeen ein gleichmäßiges 
Abzeichen, falls die gleiche Uniform der Militärärzte aller 
Armeen undurdhführbar erjcheine und fordert zu Art 8, da 
die AInftruftionen zur Durchführung der Convention in allen 
Staten und Armeen identifch feien, ſowie daß fi die 
Staten verpflichten, den Inhalt der Convention in die Feld: 
dienftvorfchriften aufzunehmen, den Mannjchaften befannt zu 
geben, bei Beginn eines Krieges als Kriegsgeſetz zu ver: 
fünden und Verlegungen mit ſtrengen kriegsrechtlichen Strafen 
zu bedrohen. 

6. Laſſon, Adolf, Princip und Zukunft des Völkerrechts: 
Berlin. Wilhelm Her 1871. ©. ©. 195. 

Der Berfaffer hat fih durch frühere Arbeiten (über 
Meifter Eckhard den Myſtiker und zumal durch eine vortreff: 
lihe Darftellung v. J. ©. Fichte im Verhältniß zu Kirche 
und Stat) jehr voriheilhaft befannt gemacht: dem völferredht- 
lichen Gebiet hat er fich genähert durch eine geiftvolle Eleine 
Schrift über „das Eulturideal und den Krieg“, welche wenig 
Beachtung und dabei doch jcharfe Anfechtung erfahren bat. 
Es ift auch nicht zu leugnen, daß die Neigung des Ber: 
fafjer3, gegen den landläufigen, gutmüthigen und oberfläd: 
lihen Optimismus und die conventionelle Vhrafeologie*) in 
diejen Gebieten, in fchroffen, ſcharf zugefpigten Parodorien 
anzurennen, ihn häufig zu Säßen verführt, welche, für fi 
allein betrachtet, al3 herausfordernde Srrthümer oder dod 
Einfeitigfeiten erfcheinen: in den meiften Fällen verlieren 
jedoch Diefe ertremen Säte im Zufammenhalt mit der Ge: 
jammtredaction viel von ihrer frappanten Baradorie und es 
erhellt dann oft, daß es jo böfe nicht gemeint war. Auch 
verräth es fih manchmal in der Ausdrucksweiſe, daß der 
Verfaſſer, der zwar viel mehr pofitive Rechtskenntniſſe be 
figt, al3 gar Mancher, der ſich de jure zu philofophiren bes 
rufen fühlt, über das juriftifhe Material nicht ganz mit der 
gleichen Sicherheit verfügt und die juriftiiche Denkweiſe ſich 
nicht ganz ebenjo angeeignet hat wie er ſich philoſophiſcher 
Durkbildung erfreut. Allein unerachtet diefer Bedenken 


) Daher befremdet es bei einem fo hellen und fcharfen Denter 
doch auf andern Gebieten ———— an die herrſchende Phraſe 
— jo 3 B. ©. 10, „die Völler, Werkzeuge der göttlichen delt 
regierung. 
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fehen wir nicht an, in der jchneidigen und ſchonungsloſen 
Manier, mit welder der Berfaffer den conventionellen Illu— 
fionen auf diefem phraſenbeherrſchten Boden zu Leibe gebt, 
böhft achtungs- und dankenswerthes Verdienſt anzuer- 
ennen. 

Zunädft wird (in dem Abjchnitt I. „Die Bielheit der 
Staten ift unaufhebbar“) der wohlmeinenden, aber in Gejhichte 
wie in Anthropologie und Bhilojophie gleich unmwifjenden Leuten 
nahe liegende Glaube beſprochen, der Fortjchritt der menſch— 
lihen Eultur beftehe darin, daß die befonderen Völker und ihre 
Staten ſich dereinft in ein einziges Weltreih zuſammen— 
Ihließen, mit Aufhebung der bisherigen Sonderung, wie ja 
nab der faljhen Theorie, welche Jahrhunderte lang die Ge— 
ſchichte des „Naturrechts“ beherrſcht hat, auch die Einzel- 
menſchen oder die einzelnen Familien im Wege des Vertrags 
aus dem urſprünglichen Naturſtand, in welchem ſie, wie 
dermalen die Staten, ohne übergeordnete geſetzgebende oder 
notürlihe Gewalt, neben einander geftanden, in den Stand 
der Gejellung und der „Eivität“ d. h. in den Stat mit 
feinem Rechtszwang eingetreten ſeien. Es ift dabei nur zu 
bemerken, daß die Erfinder jenes Weltftat3 nicht erft „ſpaniſche 
Jeſuiten“ waren, ©. 4, fondern daß der fubjective Bantheig- 
mus der Stoa bereit zur Aufftellung eines ſolchen Welt: 
Hates gelangte, deſſen Glieder die Einzelftaten wie etwa Die 
Häufer, die eine Straße ausmaden, zu bilden hätten. Sene 
Utopie beruht auf der PBerfennung der Bedeutung des 
Conereten im logifchen, der Bedeutung des Nationalen im 
geihichtlihen Gebiet. Nur in den Nationen, in der Summe 
der Bölferindividuen erſcheint die Menfchheit und eine ab: 
ftracte Menfchheit in der Luft, über den Köpfen der ge: 
ſchichtlichen Nationalitäten ift ein Phantom. Nur im Gegen: 
fag, in der Neibung der Nationalcharaftere entfaltet fich die 
Kraft und Fülle der in dem Menſchenthum ruhenden Potenzen: 
jener Zuftand des ewigen Friedens in Einem Reich nad Aufs 
löfung aller nationalen Gegenjäge wäre die reine Unfrucht: 
barfeit, der Tod aller Entwidlung und der äußerfte Grad 
der — Langweile. Da nun die Intereſſen der Staten differiren 
fünnen — nicht immer und nothwendig müſſen — und 
da diefe Rechtsfubjecte in Ermangelung gütlicher Berftändi- 
gung das Recht der Selbfterhaltung nöthigenfall® durch Ge— 
walt, ja durch Vernichtung des Gegners wahrlich nicht minder 
zu üben befugt find als die einzelnen Menſchen innerhalb 
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des States und der Statsrehtsordnung, jo fann diefer Kampf 
um's Dafein immer wieder in gewaltfamem Angriff und in 
gewaltjamer Abwehr eines States gegen den andern erſcheinen 
d. h. im Krieg. Der Krieg aber ift jo wenig an ſich un— 
fittlid oder unvernünftig als e3 die Eriftenz des States, als 
e3 die Nothwehr des Einzelnen, als es das Strafrecht des 
States if. Der Stat muß beftehen: er ift ein Vernunft 
poftulat und darf und muß fich gegen jeine Negation durch 
Verbrechen, welches Unvernunft, mit dem Statsprincip uns 
vereinbares Unrecht ift, durch gewaltjame Repreſſion aufrecht 
halten. Ebenſo darf und muß der Stat mit Gemwalt jeine 
Eriftenzbedingungen gegen die Angriffe anderer Staten ver— 
theidigen: aljo jeine Ehre, Freiheit, feine Integrität, jeine 
und feiner Angehörigen Rechte: das iſt Krieg ald Nothwehr. 
Aber auch ohne rechtswidrigen Angriff kann ein Stat durd 
Nothitand zur Verlegung eines andern States gezwungen 
und berechtigt werden: 3. B. die Kriege der Germanen der 
Völkerwanderung gegen Rom find zum Theil aus ſolchem 
Nothitand — Bedrohung durh von Dften nachdrängende 
andere Völker und Uebervölferung d. h. Nahrungs: und Ge— 
biet3: Mangel — hervorgegangen. 

Der Krieg wird alſo niemal3 aus der Gejchichte der 
Menſchheit verfchwinden. 

Zu weit aber geht Lafjon mit dem Sat ©. 4, daß that- 
jächlich fortwährend jeder Stat im Zuftand fortwährender und 
dringender Gefährdung fei, daß alle Staten fortwährend mit 
allen andern in einem latenten bellum omnium contra omnes 
lägen, da jeder Stat alle Güter der Erde zunädft für ſich 
wollen müſſe. Das find Uebertreibungen des an ſich ride 
tigen Gedanken, daß die Staten, wenn ihre Snterefjen ein: 
ander widerftreiten, zulegt, wo es ſich um Lebensfragen oder 
auch nur um außerordentlich jchwer wiegende Vortheile han— 
delt, mit Gewalt ihre Ziele zu erreichen trachten. 

In dem zweiten Abjchnitt ſoll der Sat bewiejen werden: 
„Staten fönnen als jouveräne moraliſche Perſonen nicht 
Glieder einer rechtlichen oder fittlichen Gemeinſchaft fein.“ 
Hier wird mancher gefunde und jchneidige Gedanke „über 
den Willen, den man Stat nennt“, ©. 13 vorgetragen. 
Wir ftellen nur einzelne Differenzpunfte zufammen. ©. 15 
hätten wir gern den Sat „der Stat ift Selbftzwed” gelejen, 
ftatt des ſchwächern: Der Stat ift wejentlih Zwed. Daß 
(ebenda) der Dejpotismus des abfoluten States, wie ihn 
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Mackhiavelli fchildert, unter allen ftatlichen Formen die nie- 
drigfte fei, ift doch gewiß nicht richtig: der patrimoniale 
privatrechtlich gedachte Lehenftat, gegen welchen Mackhiavelli 
den aufgellärten Dejpotismus des abjoluten Stats geltend 
mat, die jcholaftiiche Auffaffung des States als des Büttels 
der Kirche, als der jündhaften Degeneration des Reiches 
Gottes, fteht doch viel tiefer: Macchiavelli macht Ernft mit 
der „Statsraifon” und betont, geichult und geftählt durch 
die Antike, den Stat als Selbftzwed d. h. als Verwirklichung 
eines nothwendigen Bernunftpoftulats und eines bejondern 
Triebes des Menſchen. Die Sittlichkeit fol (S. 18) das 
Verhältniß des Menjchen zum höchſten Gut (ähnlid ©. 27) 
fein: fol wohl heißen zum Abjoluten; allein die (unmittel: 
bare) Erfafjung des Abjoluten ift Religion, nicht Sittlichkeit: 
dieje befteht nur im Verhältniß der Menjchen untereinander 
und ift die vernunftgemäße Friedensordnung der inneren 
Beziehungen der Menjchen zu einander, die Harmonie zwijchen 
berechtigter Individualifirung und pflibtgemäßer Hingebung 
an das Allgemeine: es wird verfannt, daß der Stat nicht 
Mittel zum Zwecke der Sittlichkeit ift, nicht eine pädagogifche 
Anftalt, jondern die organische Gefammtform einer Volks— 
genoſſenſchaft zu Schuß und Förderung von Recht und Eultur; 
der Stat hat daher, unter Anderem, auch die Sittlichkeit zu 
ſchüten und zu fördern, aber nicht in anderem Sinn und 
Maß, als etwa die Kunft oder die Wiſſenſchaft; nicht um 
Verwirflihbung der Moral handelt es fib im Stat vor 
Alem und vor Anderem, fondern um Recht und Eultur und 
nur folgeweife aus legterem Grund aub um Moral. Aber: 
„Die Worte Recht und GSittlichfeit, heißt es ©. 19 jehr 
tihtig, üben einen folhen Zauber aus, daß jelbft die faljche 
Uebertragung folcher Kategorien auf ein fremdartiges Gebiet 
immer noch das Urtheil der Leute gefangen nimmt und mit 
einem Schimmer des Edeln und Lobeswerthen umgeben ift, 
während derjenige, der da lehrt, von gewiſſen Lebensgebieten 
jei wegen ber eigenthümlichen Natur derjelben die Anwen 
dung diefer Kategorien auszufchliegen, fich leicht den Vor— 
wurf einer frevelhaften Gefinnung zuzieht.” Ueber die ge: 
ſchichtliche Rechtserzeugung finden fih ©. 23, 24 jehr tref: 
jende Bemerkungen. Aber der Beweis des aufgeftellten Satzes 
it keineswegs erbradt; der Stat, obwohl eine juriftifche 
Berjon, wird vertreten duch Volk und Regierung: dieſe 
haben einen ganz beftimmten Charafter, eine individuelle Weife 
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zu wollen und ohne Zweifel fann diejer Charakter und Wille 
auch unvernünftig, unfittlih, bösartig fein; der Einwand 
Laſſon's: „das ift alddann nicht der Stat,“ trifft nicht zu; 
e3 ift nicht die Idee des States, der hier handelt und will 
— diefe Idee fann freilich nicht fehlen, weil fie nicht 
handeln kann, — jondern der concrete gejchichtliche Stat, 
der durch feine Organe handelt und die ganze Macht des 
Stated an die Erreihung eines unvernünftigen, unfittlichen 
Zwedes, eines unberedtigten Anſpruchs ſetzt. Der ideale 
Stat fann fo wenig Unrecht thun als der ideale König (the 
king can do no wrong); aber der concrete Stat, jo gut wie 
der concrete Fürft. Ich dächte das Yahr 1870 hätte gezeigt, 
daß ein Stat als folder (unter dem Wechfel feiner Ber: 
fafjungsform und der Machthaber) einen unvernünftigen 
Willen haben und behaupten fann, bis er ihm mit Gewalt 
gebrochen wird. 

Ohne Zweifel können die Menſchen, melde den Stat 
vertreten, unfittlih, unvernünftig, widerrechtlich handeln in 
Vertretung des States, ohne Zweifel hat der Stat die Folgen 
ſolcher Handlungen zu tragen, ohne Zweifel befreit ihn hie— 
von die Einrede, daß nicht zu folder Vertretungsweiſe die 
Bertreter berufen waren, nit. Der Stat fann durch feine 
Vertreter wie jedes andere Recht3fubject verpflichtende Ber: 
träge eingehen, welche ihn auch juriftifch binden: es ift nicht 
richtig, jondern eine verwegene Baradorie, daß der Stat nicht 
unter der Herrſchaft des Rechtes ftehe ©. 21, einem Rechts: 
urtheil fih nicht unterwerfen fönne ©. 23, „Unterthan“ 
©. 24 wird er feineswegs; er kann aber feinen Willen jo 
gut vertragsmäßig binden, wie jedes andere Rechtsjubject; 
und keineswegs ©. 28, ift unter den GStaten jede rechtliche 
und fittliche Verbindung unmöglich!! — wobei nur das oben 
bereit3 Erörterte feftzubalten ift, daß fi der Stat im Noth: 
ftand an foldhe Verpflichtungen nicht mehr für gebunden er- 
achten und daß thatfählih und mit hiſtoriſch-politiſcher Be— 
rechtigung, die dann auch die fittlihe enthält, der Stat fid 
bei dringenden vitalen Intereſſen über die Schranken der 
Verträge und der völferrechtlihen Normen, feine Eriftenz 
dabei aufs Spiel ftellend, hinwegſetzen und die Waffenent: 
ſcheidung wählen wird. Aber daß fich der Stat ald Souverain 
aus logifhen Gründen juriftifh gar nicht binden könne — 
diefen herausfordernden Sag hat auch die geiftvolle Dialectif 
unferes Verfaſſers nicht zu bemweifen vermodt. Ebenjomwenig 
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da3 Thema des Abjages 3: „Zwiſchen verjchiedenen Staten 
berricht von Natur der Streit”; auch hievon ift nur der Ge— 
danfe richtig, daß eine Collifion der Intereſſen jeden Augen— 
blid unter Staten entftehen Fann; aber fie muß doch nicht 
fortwährend und unter allen Staten beftehen; der Stat Nor: 
wegen bat nicht einen perpetuellen Kampf ums Dafein mit 
Italien oder Spanien zu führen. ©. 35: „Was irgend eine 
Förderung verheißt, darnach trachtet der Stat und jo ift der 
Widerftreit auf jeden Punkt im Entbrennen“; aber was 
den Stat Norwegen „fördert“, ift für den Stat Spanien 
vielleicht ganz unbefannt und nicht ein Ziel des Trachtens; 
der Ausdrud „im Entbrennen“ räumt ein, daß nur eine 
mögliche Eollifion immerdar der Intereſſen gegeben ift. Der 
nächte Abjchnitt 4: „Der Stat ordnet jein VBerhältniß zu 
andern Staten aus Bebürfniß des Friedens“ erkennt ja jelbft 
an, daß die Intereſſen der Staten häufig nicht bloß nicht 
collidiren, jondern zujammengehen, 3. B. gegen einen dritten 
Stat. Hier findet fich eine trefflihe Bekämpfung ©. 39 der 
bodenlojen Slufionen, melde aus der Einheit des menjch- 
lihen Gejchleht3 die Förderung des Friedens unter den 
Völkern ableiten will: jene Einheit ift, jagt der Verfaſſer, 
„tranſcendent“: fie ift ungefchichtlich, möchte ich jagen, nur die 
Vielheit der Nationalitäten ift gefchichtlih. Der nächte Ab- 
Ihnitt 5 jagt: „Die für ihren gegenfeitigen Verkehr von den 
Staten anerfannten und innegehaltenen Vorſchriften find der 
Ausdruck für die Gemeinſamkeit der Sntereffen und tragen 
den Charakter des Fugen Egoismus“ und will das Völker— 
recht gar nicht als „eigentliches Recht” gelten lafjen, ſondern 
nur al3 ein „Syftem von Beftimmungen von der Recht3- 
ordnung jehr nahe verwandter Art.” Dagegen ift einzu= 
wenden, daß alle Rechtsordnung ein Ausdrud für Die 
Gemeinfamkeit der Intereſſen der Rechtsgenofjen ift, eine 
vernünftige Friedensordnung, die zwar ein Vernuftpoftulat 
verwirklicht, aber auch dem gemeinfamen Intereſſe dient: 
nicht in anderem Sinn fann man von „Elugem Egoismus“ 
auch des Völkerrecht ſprechen und andererfeits find auch die 
völferrechtlihen Normen Realifirungen der Rechtsidee, von 
idealen Bernunftpoftulaten erzeugt, keineswegs bloß von 
Utilitätsgründen: es ift ein Vernunftpoftulat, nicht bloß eine 
vortheilhafte Einrichtung, daß man 3. B. Gejandte für un: 
verleglih erklärt, oder das Schiff für ein ſchwimmendes 
Stüd des Gebietes feines Stat3. Der Berfaffer nähert 
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fih hier den engliihen Moraliften, welche das Wort halten 
und die Einhaltung der Moralpflichten als für die Dauer 
vortheilhafter denn Wortbrucd und Unfittlichfeit empfehlen. 
Den oft gehörten, banalen Sat, das Völkerrecht ſei deßhalb Fein 
„eigentliches” Recht, weil Gejeggebende Gewalt, Gerichtsbarkeit 
und Erzwingbarkeit (Bollftredung) der Urtheile fehle, hätte der 
durch Driginalität ausgezeichnete Verfaſſer nicht wiederholen 
jollen. Geſetzgebende und richterlihe Gewalt kann dur 
Vertrag im Gebiet des internationalen Rechts gejchaffen 
werden und es ijt nicht richtig, daß die fehlende Sicherheit 
der Vollitredung den Begriff eines Urtheils ausſchließt: auch 
im Straf: und Givilproceß bleiben jehr viele Urtheile unvoll- 
ftredbar. Endlich gibt e8 ja ein Rechtsleben auch außer des 
Procefjes und einen völferrechtlihen Verkehr ohne Streit 
und Krieg, geregelt nach feften Rechtsnormen, welche feines- 
wegs ©. 49 bloße Klugheitsregeln find. Es ift auch die 
Unterfcheidung ©. 49 chief, das Völkerrecht ſei nur ein 
Förderungsmittel der Staten, das übrige Necht dagegen 
unentbehrlich für die menſchliche Cultur. Vielmehr ergreift 
die dem Menjchen allerdings weſentliche Rechtsvernunft d. 5. 
das ideale Bedürfniß, alle äußern Beziehungen der Menſchen 
zu einander und zu den Sachen vernunftbefriedigend zu ges 
ftalten, nothwendig auch die äußeren Beziehungen der 
Menſchengenoſſenſchaften, die wir Staten nennen, und das 
Völkerrecht ift genau jo vernunftnothwendig wie die Anjäge 
der Rechtsbildung, welche ſich ſchon vor Entfaltung Des 
Stats in der Familie, Sippe, Horde, Gemeinde einfinden: 
allerdings bier in der kleinſten Menjchengenoflenichaft, der 
Einzelfamilie, fehlt e8 bei der Uebermacht des Mannes ebenfo 
an Sicherheit wirklicher gerechter, Rechtspflege wie im Völker: 
recht wegen der Schwierigkeit, den mächtigen Gegner zur Er: 
füllung feiner Verpflichtungen zu zwingen. Auch der Saß 6: 
„Die Verträge zwiſchen den Staten find der Ausdrud der 
gegenfeitigen Machtverhältnifje” ſpricht nicht die ganze Wahr: 
heit aus und die ihm in den Gedanken des Verfaſſers zu 
Grunde liegende richtige Auffaffung in unbefriebigender 
Form: der Friedensvertrag, der z. B. einem befiegten Stat 
auferlegt wird, drückt keineswegs das Machtverhältniß der 
Kriegsparteien rein aus: der Sieger kann durch Rüdficht 
auf bisher neutrale Staten, ja dur das geheime Intereſſe, 
den dermaligen Gegner zu fehonen, um ihn jpäter gegen 
andere Feinde als Fräftigen Bundesgenofjen zu gewinnen, 
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viel gelindere Bedingungen gewähren, als der „Ausdrud 
der gegenfeitigen Machtverhältnifje” erheifchen würde. Oder 
wenn 3. B. Dänemark oder Belgien der Genfer Convention 
wie Deutihland oder Rußland beitritt, haben hier die „ge: 
genwärtigen Machtverhältniffe” irgend Einfluß? Es ift alfo 
der herausfordernde Saf ©. 58: „Die Verabredung des Mäch— 
tigen mit dem Schwachen hat gar feinen Sinn“, jo wenig 
richtig al3 der folgende, „daß der Schwade nie daran denfen 
könne, ſich dem Mächtigen zu widerſetzen“: die Gejchichte 
fennt Beispiele eines erfolgreichen Widerftandes des Schwä— 
dern gegen ungerechte Angriffe des Mächtigen in großer 
Zahl, von Marathon und Salamis bis Sempach, Morgarten 
und Murten und wir haben es ja erlebt, wie, jogar bei 
offenbar ungerechter Sache, das kleine Dänemark in der Hoff: 
nung auf günftige Gonjuncturen den Kampf gegen zwei 
Großmächte aufnahm. Der Verfaſſer läßt fich immer wieder 
von dem an fich richtigen Gedanken irre führen, daß bei 
jwingendem Intereſſe der Selbfterhaltung die Staten ſich 
eingegangenen Berpflichtungen entziehen werden: aber das 
hebt die Eriftenz des Völkerrechts als eines Theiles der 
menſchlichen Rechtsordnung jo wenig auf als die Tödtung 
und Berlegung von Eigenthumsrecdten, die, im Nothitand 
begangen, ftraflos bleiben, den Begriff des Strafrechts auf: 
beben. Der Sag 61. „Der Vertrag hat aljo nur jo lange 
Gültigkeit‘) als er dem nterefje feines der beiden Staten 
widerſpricht,“ ift dahin zu formuliren: „Verträge, deren Er: 
fülung die Lebensinterefjen eines States ſchädigt, wird diefer 
Stat, wenn er es vermag, zu löſen oder ſchlimmſten Falls 
mit Gewalt zu brechen fuchen.” Auf der gleichen Verwechs— 
lung beruht der Sat ©. 62: „Statsverträge find fo lange 
vernünftig, als fie das gegenjeitige Verhältnig der Macht 
zwiihen den Waciscirenden im Weſentlichen correct aus— 
drüden,” oder 1, c. „der ungerechte Vertrag ift jchlechthin 
widerfinnig und bindet den Willen nicht einen Augenblid;“ 

Aehnliche Formulirungen defielben Gedantens: S. 64 „bei von 
end Weisheit gefchaffenen Verträgen kann man von Heiligkeit 
der äge fprechen. Der Vertrag gilt S. 65 fo lang er vortheil- 
haft ift.. . oder eine zwingende Macht — Haltung erzwingt. S. 66: 

ereinen Vertrag eingeht, muß wiſſen, Daß er auf feine 
Saltung nicht zählen fann 0: fhärfer Tann man das alte ehr- 
würdige Wort der Völkerrechtölehrer: „prima lex: pactis standum et 
etiam hosti fides servanda est‘ nicht negiren. Aber warum dann fich 
die Mühe geben, Verträge zu fchließen? 
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die Unterfheidung, welche in diejer Hinficht zwiſchen dem 
Bölkerreht und dem Recht im Innern des States aufgeftellt 
werben will, (S. 66) ift unbegründet: „Das Recht im Innern 
des States bleibt immer Recht, wenn e8 auch noch jo un— 
gerecht ift”: dagegen ift zu fagen, daß aud ein von Anfang 
ungerechter oder durch die Veränderung der Verhältniffe un- 
gerecht gewordener Statävertrag „Recht“ bleibt, wenn auch 
äußerften Falls der dadurch benachtheiligte Contrahent ſich 
der Verpflichtung der Erfüllung zu entziehen, das moralifche 
Recht haben mag und daß amderjeit3 auch innerhalb des 
Stat3 das verrottete unerträglich gewordene Recht zwar for: 
melles Recht bleibt, aber, wenn dadurd das Leben des States 
bedroht wird, im Wege elementarer Gewalt — Revolution — 
alfo unter Brehung des formellen Rechts, befeitigt wird — 
oder Stat und Volk gehen unter. Der Rechtsbruch in der 
Revolution, ftet3 eine ſchwere Galamität, Fann fittlich ge— 
rechtfertigt fein: — nicht mehr und nicht weniger gilt von 
» unerträglich gewordenen Statöverträgen. Und wenn inner: 
halb des einzelnen Stats (S. 63) die Bewahrung der be— 
ftehenden Rechtsordnung an fich etwas jo Wichtiges ift, 
daß eine einzelne Ungerechtigkeit dagegen nicht in Betracht 
kömmt, jo gilt das Gleiche von der durch die völferrecht: 
lihen Verträge gejhaffenen Rechtsordnung und nur der Noth: 
ftand als die Unerträglichfeit des formellen Rechtszuftandes 
rechtfertigt bier wie dort den Nechtsbruh, deſſen ganze 
fittlihe Verantwortung der Revolutionär und Vertrags: 
brecher übernimmt. 

An dem Hauptgedanfen der 7. Mbtheilung: „Der Krieg 
ift jeinem Wejen nah ein Mittel der Unterhandlung, um 
zu einem neuen vernünftigen Vertrag zu fommen“ ift jo viel 
richtig, als ſchon der feit dem 16. Zahrhundert von allen 
Völkerrechts- und Naturrechtslehrern wiederholte Saß be— 
jagt: „finis belli est pax“°): denn nicht nur das Ende, der 
treibende Zwed des Krieges ift der Friede: der unerträglich 
gewordene AZuftand der Spannung zmwijchen zwei Staten, 
welcher bereit3 den werdenden Krieg involvirt, ſoll durd 
Waffenenticheidung aufgehoben und durch den Friedensſchluß 
ein den Verhältnifjen mehr entjprechender Zuftand hergeftellt 


°) Aber es ift Doch allaufcharfe Dialektif, aus dieſem —— 
Grunde zu folgern, daß ein a eg im jtrengiten Sinne Des 
Wortes De alb nie vorhanden, weil der Krieg der werdende Friede 


ſei (S. 73) 
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werden. Aber einmal erreichen viele Kriege dieſen Zwed 
nit: die Kämpfe, welche Europa, vorab Defterreih und 
Preußen, von Anfang des Jahrhunderts bis 1813 zur Be- 
jeitigung des unerträgliden Jochs Napoleon I. unternahmen, 
haben jenen Zwed nicht erreicht und die Friedensverträge 
nah Aufterlig und Jena haben wahrlich den latenten Krieg, 
den unerträgliden Zuftand Europas nicht befeitigt. Sodann 
werden ja keineswegs alle Kriege für Befeitigung von Ber: 
trägen geführt: wenn fich die Germanen der Völkerwanderung, 
den Hunnen und dem Hunger zu entgehen, auf das römijche 
Reich ftürzen, wenn die Römer aus reiner Eroberungzluft 
Bolt um Volk unterwerfen, wenn Spanier, Portugiefen, 
Holländer, Engländer die Staten der neuentdedten Erbtheile 
angreifen, jo handelt e3 fich hier doch keineswegs um Befeitigung 
von „Berträgen”, um „Unterhandlung“. Man darf aber 
den Krieg nicht jo definiren, daß nur auf einzelne Arten der 
Kriegsurſachen die Definition paßt. Und e3 heißt doch den 

Worten äußerfte Gewalt anthun, wenn man dieNothwehr eines - 
Volks, welches den ungerechten Angreifer niederjchlägt, oder 

die Ausübung eines Notbftandes, die im Angriff erfcheint, 

ein „Mittel der Unterhandlung” nennt: oft ift ja Vernichtung 

de3 angegriffenen States, Einverleibung, ja Ausrottung des 

Volles Zweck des Krieges geweſen — ift das ein „Mittel 

der Unterhandlung”? Daß es fich im Kriege nicht um Rechts: 

fragen handle, da es ſolche im ftrengen Sinne zwifchen 

Staten nicht gebe, und daß e3 fein anerkanntes Recht und 

Gejeß gebe, aus welchem die Entfcheidung gefchöpft würde 

(S. 67), find Folgefäße aus den oben widerlegten Baradorien, 

zu weldem den geiftreichen Verf. eine unmwiderftehliche Neigung 

allzu oft fortreißt. 

Richtig ift, daß unter Umftänden ein Krieg auf beiden 
Seiten gerecht fein fann (S. 70), nämlich dann, wenn 
Lebensintereſſen der beiden Staten collidiren, oder wenn eine 
wihtige Rechtsfrage unlösbar und gütliche Verftändigung 
unmöglich jcheint; unrichtig aber (S. 71), daß durd den 
Ausbruh des Krieges, in welchem allerdings die Eriftenz 
des Gegners in Frage geftellt wird, alle Rechtsverhältniffe 
aufgehoben, nur die ganz gleichgültigen, für die Selbſt— 
erhaltung des States nach Feiner Seite Bedeutung haben: 
den PVerabredungen aufrecht erhalten werden: giebt es 
doc höchſt wichtige „Verabredungen“, der Inbegriff der ge: 
\ammten durch Verträge und (fügen wir bei, Gewohnheits- 
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recht) gejchaffenen Grundjäße des Kriegsrechts, welche gerabe 
für den Fall des Krieges geordnet find: oder ift der Sat 
des modernen Kriegsrechts, daß nicht mehr wie in barbarifchen 
Zeiten die gefammte nicht Waffen tragende Bevölferung ge- 
tödtet oder verfnechtet werden darf, nicht eine „Verabredung“, 
welche für die „Selbfterhaltung des States“ von Bedeutung 
ericheint ? 

Die Säte des geihichtphilojophiichen Zdealismus, daß 
der freie Stat im Krieg immer auch der mächtigere Stat jei 
und, wer unterliegt, befennen müfle, daß er e3 verdient 
babe (S. 75), haben wir jchon früher (Baufteine, vierte 
Reihe, erfte Schicht. Berlin 1883 ©. 144 f.) widerlegt 
gegenüber der freilih dem Laſſonſchen Princip jehr conträren 
Auffaffung von Ahrens, die aus Gründen theologi- 
firenden Gottvertrauens in den Wechfelfällen der Gefchichte 
die übernatürliche Majchinerie der überall eingreifenden Vor: 
ſehung erblidt. Auch Lafjon müfjen wir erinnern, daß die 
Geſchichte nur zu zahlreiche Fäle kennt, in welchen das Volk 
freierer Verfaſſung in gerechter Sache der brutalen Ueber: 
macht der Zahl und der faum minder graufamen der reicher 
entwidelten Kriegsfunde der Eroberer erliegen mußte: waren 
die freien Gaugemeinden der Chatten, Marſen, Sugambern, 
welche im Laufe des erften und zweiten Sahrhundert3 der 
überlegenen Zahl und Kriegskunft der Legionen erlagen, 
nicht „freier“ als bie Römer de3 Nero oder Galigula und 
„verdienten“ fie, zu unterliegen? Sie verdienten e8, beißt 
eben nur, fie mußten erliegen aus Gründen des Caujal- 
zujammenhangs : diefen fann man aber doch nur höchft 
metaphorijch nennen: „bie ewige Gerechtigkeit (!) der Welt: 
geichichte.” 

Der nächfte Abſchnitt 8, „das Kriegsrecht beruht darauf, 
daß nicht Menſchen, fondern Staten in Wahrheit den Krieg 
führen,“ ſucht, von diefem richtigen Gedanken, deffen Betonung 
das Verdienſt Bluntſchli's ift, bald abjchweifend, dem Kriegs: 
recht jpeciell wie dem ganzen Bölferreht den Character 
„eigentlichen Rechts“ abzuftreiten dur die oben bereits er- 
ledigte Bemerkung, daß fich unter Umftänden im Nothftand 
der Stat auch über die Vorſchriften des Kriegsrechts hin— 
weg ſetzen wird: 3. B. „Ueberfall, wenn derjelbe große 
Rejultate verfpricht”. 

Richtig if, daß keineswegs immer, wer zuerft das 
Schwert zieht, der mwahrhafte Angreifer fei: aber daß dies 
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immer derjenige jei, „welcher des anderen Intereſſe, wenn 
auch auf ganz friedlihem Wege weſentlich geichädigt hat“, 
jo daß Hierdurch allein der Angriffäfrieg des Nachbars ge— 
rechtfertigt ſei, ift ein Satz von offenbar zu larer Faflung: 
e3 jhädigte wesentlich Defterreichg Intereſſen in Stalien, wenn 
die Staten Sardinien und Neapel in conftitutionelle Bahnen 
Ienften oder erfterer den italienifhen Nationalfinn pflegte: 
jo lang aber fein Recht verlegt oder eine Lebensbedingung des 
jo gejhädigten States dermaßen bedroht ift, daß er in Noth— 
mehr verjegt ift, berechtigt eine bloße Schädigung der Inter— 
efien nicht zum Krieg. Es ſchädigt wejentlich die Intereſſen 
eined civilifirenden States, wenn der Nachbar, von feinem 
Recht Gebrauch machend, feine Militärverfaffung verbeffert: 
aber bier heißt e3: „qui jure suo utitur neminem laedit“. 
Rah der übertriebenen Vorftellung Laſſons freilid von dem 
permanenten Kampf ums Dajein aller Staten untereinander, 
weil jeder zugleich nah allen Gütern der Erde trachte, müßte 
\bon die Zunahme der Zahl, des Wohlftandes und der 
geiitigen und phyſiſchen Kraft und Kraftausbildung jedes 
States das Intereſſe des andern wefentlih auf friedlichen 
Bege jhädigen und damit wäre nicht nur der latente Kampf 
ums Dajein, der offne Krieg wäre in Permanenz erklärt. 
Der Abſchnitt ſchließt übrigens mit jehr treffenden Be— 
merfungen über Eroberung und Eroberungsredht: wenn frei: 
lich (S. 81) die Annectirung 3. B. Hannovers — man denkt 
unwilltürlih an das Erempel — damit gerechtfertigt werden 
will, daß die Aufhebung der ftatlihen Selbftftändigfeit des 
Gegners vernünftigen Sinn habe, wenn der eroberte Stat 
fein wirklicher Stat war (und die innere Gemeinjchaft der 
beiden friegführenden Völker fo groß ift, daß fie ihren Aus: 
drud in einer für beide gemeinfamen Rechtsforderung nicht 
blos ermöglicht, ſondern gebieterifch fordert), jo möchten wir 
die erfte Vorausjegung im concreten Fall doch beftreiten: das 
Königreih Hannover war doch wohl ein Stat! 

Richtiger ift der Saß (©. 82): eine Eroberung ift gerecht- 
fertigt, wenn fie wirflid (aber darüber darf eben Er— 
oberungsgier und falſche Ruhmſucht nicht zu Rathe ſitzen) 
im Intereſſe des ſiegreichen States if. Sehr gut wird Die 
Heubelei, die Verlogenheit der jogenannten Plebizcite bei 
beabfihtigten Eroberungen aufgededt (Savoyen, Nizza) und 
gegenüber den bezüglich der Einverleibung von Elſaß-Loth— 
tingen von franzöfiiher und mander neutralen Seite er— 

delit Dahn. Baufteine. V. 1. 8 
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hobenen Lamentationen über die derzeitige Abneigung der 
Bevölkerung fehr richtig darauf hingewieſen, daß nicht die 
einzelne abzutretende Landſchaft oder die Privateigenthümer 
von Grund und Boden in derjelben die Entſcheidung über 
die Abtretung haben, fondern nur der Stat, dem fie biöher 
angehört und daß die Ueberlaffung der Wahl der Natio: 
nalität und des Rechtes der Auswanderung Alles ift, was 
die Bewohner der abgetretenen Provinzen zu verlangen das 
Recht haben. Wir fommen auf diefe Frage bei Beiprehung 
der zulegt zu nennenden Schrift zurüd. 

„Die weitere Vervolllommnung des Völkerrechts ift von 
der zunehmenden ftatlihen Freiheit zu erwarten.” „Ein ge: 
fährliher Irrthum ift es ... als könnte das gegenfeitige 
Berhältniß der Staten jemald im Princip ein anderes 
werden als es von je und bis zum heutigen Tage geweſen 
ift —“: gewiß richtig; nur wird dies, entſprechend der oben 
befämpften Baraborie, weiter hin irrig fo ausgebrüdt: „von 
einer Vervollkommnung des Völkerrechts kann alfo in dieſem 
Sinne nicht die Rede fein, daß jemals die Berhältnifie 
zwijchen Staten rechtlich oder fittlich geordnet werden können (!) 
(S. 85), wol aber in dem Sinne, daß mehr als bisher das 
wahre Intereſſe der Staten, welches ein friedliches Neben: 
einanderbeftehen erfordert, gewahrt werde, wenn S. 87 an: 
erfannt wird, daß innerhalb des States die Haltung ber 
Verträge erzwungen werben fann und foll, weil die red: 
lihe Drdnung die conditio sine qua non für fie felber ift... 
und weil eine dem formalen Recht entjprechende Ungeredhtig- 
feit ... . gar nicht in Betracht fommt gegen den ungeheuren 
Werth, welchen eine ein für allemal fefte Drbnung für all 
menſchlichen Dinge hat,“ fo gilt dafjelbe mutatis mutandis 
aud von der Rechtsordnung unter den Staten, welche wir 
Völkerrecht nennen. Als wichtigfte Bedingungen des „Befler: 
werbens” führt der Verf. die folgenden auf: 1. „Es muß 
über die Natur der Beziehungen der Staten zu einander 
größere Klarheit der Erfenntniß und Dffenheit in der Aus: 
ſprache eintreten.“ 2. „Man wird vor Allem das durch bie 
Natur der Dinge gebotene Gerechte ſuchen müſſen“ — hier 
ift hervorzuheben, daß der Berfafler, der das Völkerrecht ja 
gar nicht als „eigentliches Recht“ gelten Taffen will, nun 
doch, allerdings ſehr jpät, den „inneren Werth“ (S. 91) und 
das Vernunftnothbwendige befielben, alſo feine ideale 
Wurzel, anerkennen muß; warum ift das „Gerechte“ das 
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„Nützliche“, nicht das Nützliche als ſolches das Gerechte? 
Weil das Gerechte das allein Vernunft Befriedigende ift. 
Daß die Vergewaltigung des Privateigenthbums zur See eine 
Zebensbedingung für die Seeftaten fei und daher die See— 
beute nie aus der Praris des Seekriegs verſchwinden werde 
(S. 92), halten wir doch für glüdlichermeife unrichtig und er: 
warten zuverfichtlih die Abſchaffung des Princips der See- 
beute wie wir auch 1. c. die Ausweifung der Angehörigen 
des befriegten States gerade nah dem Vorgehen Frankreichs 
in dem legten Krieg fortan für unmöglich erachten. 3. „Das 
Bölferreht muß mehr und mehr zu allgemein anerkannten 
Grundjägen in der Form des Gefeges durchgebildet werden“: — 
ein Sa, den wir nur ala eine Conceſſion an unjere, als 
eine Abweihung von der Gonfequenz der Laſſon'ſchen An— 
Ihauung betrachten können. Daß aber bei den Staten nichts 
aus unbewußten Trieben, aus unmerklicher Gewöhnung ge— 
Ihehe, weil fie zwar Perfonen, aber feine Menſchen feien, 
beruht auf demfelben Irrthum, aus welchem oben gefolgert 
worden war, daß ein Stat nicht einen ſchuldhaften Willen 
baben könne; das Volk und die Machthaber, welche ala Ver— 
treter der juriftifhen Perfon handeln, find eben Menſchen 
und handeln jehr häufig aus unbewußten Trieben und un— 
merkliher Gewöhnung. Endlih 4. „Die Unterhandlungen 
zwifhen den Staten müſſen mit möglichfter Offenheit und 
möglichft unter Controle der Deffentlichkeit betrieben; 5. regel- 
mäßige Verſammlungen der Bertreter der Staten, periodifch 
zufammentretende internationale Eongrefje zur Berathung der 
völferrechtlichen und politiichen Fragen, zur Fortbildung des 
Völferrecht3 berufen; 6. ein Schiedsgericht zwiſchen Staten 
als ftändige Inſtitution geſchaffen; 7. Föderationen größerer 
Statengruppen unter möglichfter Reduction der iſolirten 
Kleinftaten, welche ftet3 ala Beute reizen und als Streitäpfel 
irritiren, gebildet und 8. endlich die Militärfräfte aller 
Staten möglichft gefteigert werden! Lebterer Wunſch — das 
alte si vis pacem, para bellum — ſcheint der Verwirklichung 
jedenfall am Nächſten zu ftehen! Webrigens enthalten aud 
diefe Erörierungen manden gefunden und hellen Gedanken 
und es ift ein Verdienſt, daß fich der Berfafler der Einficht 
nit verjchließt, wie auch die von ihm empfohlenen Ein- 
tihtungen keineswegs die Kriegsgefahr ganz ausfchließen, ja 
zum Theil (wie 3. B. die Congreſſe in Verhandlung fonft 
unberührt gelafjener Fragen) ſelbſt diefe Gefahr fteigern 
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fönnen. Wir jcheiden von dem geiftvollen Buch mit bereit- 
williger Anerkennung feiner Berdienfte, welche die hervorge= 
hobenen Bedenken nicht beftreiten jollten. 

7. Historieus, les conditions de la paix et les droit 
de l’Allemagne, Gendve 1870. ©. 29. 

Eine jehr gut gejchriebene Apologie der von deutſcher 
Seite geftellten Friedensbedingungen, namentlich bezüglich der 
Abtretung von Elfaß- Lothringen. Das politiihe und ge= 
ſchichtliche Raifonnement ift Sharf, treffend, klar; das ſpecifiſch 
Juriſtiſche tritt weniger hervor. Uebrigens ift zu bezweifeln, 
daß die, obzwar in vortrefflidem Franzöſiſch gejchriebene 
Abhandlung von einem franzöfiihen Schweizer oder Belgier 
herrühre — von einem Franzojen keinesfalls —; die Ver: 
trautheit des Verfaſſers mit deutjcher Bildung, deutjcher Ans 
ſchauungs- und Sinnes-Weiſe ift jo innig, daß wir wol 
deutſche Nationalität dieſes ungenannten Hiftorifers in frans 
zöfifcher Rüftung annehmen dürfen. 

Wir fügen den oben ©. 45 genannten Büchern noch bei: 

8. Dr. Franz; von Soeben, Eroberungen und Er: 
oberungsredt. Berlin 1872. ©. 

Die lichtvolle Darftellung — die Plünderungs⸗ 
kriege wandernder Hirten- und Jäger-Stämme, die Zer— 
ſtörungskriege wie ſie gegen die Eingeborenen Amerikas z. B. 
geführt wurden (und werden) und Eroberungskriege, welche 
Einwanderungen begleiten, von politiſchen Eroberungen, wie 
ſie zur Erweiterung der Statsmacht angeſtrebt werden. Je 
weniger die Finanzkräfte der mittelalterlichen Staten zum 
Erſatz der Kriegskoſten ausreichten, deſto näher lag es, einen 
Theil dieſes Erſatzes in Landabtretung zu ſuchen: wir fügen 
nur hinzu, daß die patrimoniale Auffaſſung von dem Ober: 
eigenthbum des Fürften an dem zu erobernden Stat3gebiet 
und das Intereſſe, dadurch Material zur Erweiterung von 
Rehenhoheit über neue Bafallen zu gewinnen, mächtig dabei 
mitwirken mußte. Seit dem amerikanischen Unabhängigfeits- 
krieg tritt dem alten fürftlihen Recht der Unterwerfung durd 
da3 Schwert das bürgerlihe Recht des Abfall3 und der 
Lostrennung der Golonien und anderer Landſchaften vom 
Mutterland entgegen. Die franzöfiihe Revolution, ausgehend 
von den gleichen Rechten aller Menſchen, gelangte doch nur 
alzurafh zur Fiction der Untheilbarfeit und zugleich zum 
Poftulat der unbeſchränkten Vergrößerungsfähigkeit des fran- 
zöfifchen Stantsgebietes. 
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So war diejer Jdeencyclus nur eine neue Formulirung 
der alten Forderungen des Weltherrſchaftsberufs der einen 
Nation über die andere; nur wurde nun auch die Beglüdung 
der Befiegten dur den zwangsweijen Import von Freiheil 
und Gleichheit als Motiv oder Vorwand der Eroberung 
geltend gemadht. 

Ein Eroberungsreht in dem Sinne, daß ein Anſpruch 
auf (d. h. ein Wunſch nach) Vergrößerung des Statsgebiets 
den Grund zum Kriege abgeben fönne, befteht nicht, wol aber 
ein Recht, Landabtretung zu fordern zur Befriedigung der 
Forderungen, welde ein an fich gerechter Krieg dem Sieger 
verihafft; jo kann ein Eroberungsredht im Krieg oder durch 
den Kriegszuftand entftehen. 

Wir fügen nur bei, daß Nothftand, 3. B. die Unmög: 
lichkeit, die zunehmende Volksmenge auf dem bisher innege= 
babten Gebiet zu erwähren oder von diefem Gebiet aus 
übermädtige Angreifer abzuwehren, zur gemwaltfamen Ein— 
mwanderung in Nachbargebiete und folgemweife zu deren Er: 
oberung berechtigen kann; auch ſchon vor der fogenannten 
germaniihen Völkerwanderung find zahlreihe Eroberungeu 
ſolcher Art in der Gefchichte vorgefommen. Ganz faljch ift 
das aus der angeblichen Befugniß zur Wiedervergeltung oder 
Wiedereroberung abgeleitete Eroberungsrecht, wonach die 
Völker zu jeder Zeit mit dem Schwert follen zurüdfordern 
dürfen, was ihnen zu irgend einer Zeit mit dem Schwert 
entwunden worden; daß den Galliern einmal das linke 
Rheinufer gehört habe, bildet den Kern der franzöſiſchen 
Forderung der Rheingrenze, was in Anbetracht, daß Die 
Kelten aub in Norditalien, an der Elbe, in der Schweiz 
und ſogar in Kleinafien ihre Wohnfige aufgeſchlagen hatten, 
immerhin noch al3 Zeichen maßvoller Beicheidenheit gedacht 
werden könnte. Mit Recht rügt der Berf., (S. 21), daß 
aub von deutſchen Schriftftellern die mwiedervergeltende Zu— 
rüdnahme von Eljaß und Lothringen als ein die Eroberung 
ehtfertigender Grund herbeigezogen worden. Ein Rechts— 
grund ift diefes ficher nicht, jo mächtig jene Vorftellung auf 
Gefühl und Phantafie wirft. Ein Volk darf fi nicht zum 
weltgeſchichtlichen Richter aufwerfen, die früheren Miffethaten 
anderer Bölfer zu vergelten; und würde die ehemalige Reichs— 
zugehörigfeit jener Landſchaften von ung als Rechtsgrund 
der Eroberung aufgeftellt, — die Schweiz und Holland geriethen 
in gerechtes Mißtrauen gegen und. „Die Theorie der 
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friegerifhen Wiebervergeltung ift die Theorie de3 ewigen 
Krieges.” Was die Beredhtigung des an fich jehr mädtigen 
Nationalprincips anlangt, jo wird mit Recht daran erinnert, 
daß nirgends in der Geſchichte diejes Princip rein durchge— 
führt bleibt; die Thatſache, daß der Stat fi auf der aus 
Blutsgemeinichaft entproffenen Sippe, Horde und, nad) voll- 
zogener Seßhaftigfeit, auf der Gemeinde aufgebaut, aljo ur— 
ſprünglich allerdings Bolksftat ift, wird ſchon in der Urzeit 
durch zwei Abweichungen alterirt; einmal werben bald aud 
" zugewanderte Blutsfremde — zuerft allerdings oft mittelft 
Fiction ihrer Gentilität — in den Eleinen Stat und feinen 
De a mie feine Wehrpflicht einbezogen. Anderſeits 
ließen fih engere Verbände der Sippe felbft zu Kleinen 
Staten oder Gemeinden unter einander zujammen und oft 
in kriegeriſcher Feindihaft gegen die Sippe: oder Gemeinde 
ftaten deſſelben Stammes. Im Fortfchritt der Geſchichte 
aber wird ber ſchon in der Urzeit früh auftretende Fall, daß 
Volk und Stat fih nicht dedt, zur faft ausnahmlojen Regel; 
durh Auswanderung von einzelnen Stämmen bes Volkes, 
durch Eroberung, Verknechtung, Ehegenoffenihaft mit Stamm- 
fremden, wird die Einheit des Volkes alterirt und topo= 
graphiſche, militärifche, politifche Gründe beftimmen die Nation, 
ihr Machtgebiet auch über Landfchaften ftammfremder Be— 
fivelung zu breiten. Seinesfalls ift daher 3. B. Sprachge— 
meinjchaft ein ausreichender Grund für Statögemeinjchaft, 
und Ffeineswegs find um ihrer Willen Widerftrebende zur 
Statögenofienihaft zu zwingen. Wäre aub die Be— 
völferung von Eljaß- Lothringen eine durchaus gemiſchte, — 
ihre Einverleibung wäre nach dem Charakter des legten Krieges 
ſchwerlich vermeidlich gewefen. Und anderfeits hätte man eine 
etwaige Enclave deutjchredender Bevölkerung in der Cham— 
pagne ficher nicht zurüdgeforbert. 

In ſehr treffender Weife wird jodann die Theorie der 
Plebiscite bei Annerionen in ihrer innern Berlogenheit auf: 
gebedt; der Werth folder Urabftimmungen ift in Fragen 
innerer Politik Höchft zweifelhaft und nur in einfahen Eultur- 
zuftänden und in kleinen Gemeinwefen ala wirflider Aus: 
drud des Volkswillens zu erachten; der Bonapartismus hat 
fie dazu mißbraudt, die WBerantwortlichkeit für Betrug, 
Meineid, Gemwaltthat auf die Schultern der Mafjen abzu: 
wälzen und bieje zu Mitfchuldigen an den größten politifchen 
Berbreden zu machen. Welche Bedeutung hatte, fragt der 
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Berf. (S. 26), das PVertrauenszeugniß, welches ein ſolches 
Plebiscit dem Kaiſer Napoleon wenige Monate vor Ausbruch 
des Krieges ausſtellte? „Diefelben Millionen, melde am 
8. Mai 1870 ihre Ergebenheit bezeugten, ließen e3 ruhig ge— 
ihehen, daß einige taufend Pariſer im September den 
Stimmenmillionär vom Throne flürzten.” In Fragen der 
äußeren Bolitif und der Entſcheidung über Annerion ift aber 
offenbar das Plebiscit faft immer nur ein Product zugleich 
der Gewalt, der Beftehung und des Betrugs: eine „bes 
trügerijde Stimmerpreffung.” Wäre etwa, fall die Ab- 
fimmung in Savoyen und Nizza für das Berbleiben bei 
Jtalien entjchieden hätte, dies Ergebniß rejpectirt und nicht 
vielmehr der Bevölkerung eine Prüfungs: und Beſinnungs— 
frift vorgeftredt worden, nad deren Ablauf unter gehöriger 
Bearbeitung die Leute nochmals wären befragt worden? 

In der That S. 29: „ift der Grund des Herrichafts- 
wechjeld die Preisgebung an den übermädtigen Sieger dur 
den gejammten Stat, welche Wahl bleibt dann der ab— 
fimmenden Bevölkerung, fann diefe in Wahrheit in folchem 
Fall frei über fih verfügen? Iſt aber der Grund des Herr: 
ſchaftswechſels der Wille der Bevölkerung, müßte dann nicht 
auch abgejehen vom Krieg, jede mißvergnügte Landſchaft das 
Recht haben, durch Ausdrud diejes ihres Willens fih von 
dem Statöverband zu löfen und entweder einen felbftftändigen 
Stat zu gründen oder ſich einem andern anzuſchließen? 
Wenn ein fiegreiches Her es vermag, eine ganze Nation von 
40 Millionen zur Abtretung einer bereits bejegten Grenz: 
landſchaft zu zwingen, follte dann derſelbe Sieger, wenn er 
al’ jeine Machtmittel auf die Bebrüdung der bejeßten 
Provinz wirken läßt, nicht ftarf genug fein, da3 Jawort der: 
jelben abzuprefjien? Entweder muß man, im Widerfpruch mit 
aller Geſchichte und allem Völkerrecht, einen auf gewaltjame 
Abtretung bafirten Friedensſchluß überhaupt verwerfen oder 
man muß die Abtretung auch ohne Zuftimmung der Abge- 
tretenen als zuläffig anerkennen. „Das erzmwungene Zuge: 
Rändniß der gefammten franzöfifchen Nationalverfammlung 
jol gelten, gleichzeitig aber der mit dem Ganzen bezwungene 
Theil von Frankreih frei von dem Zwange des Krieges 
willfürlich über fich jelbft beftimmen dürfen.“ 

Es beftehen auch abgejehen von den berüchtigten Ab- 
fimmungen in Savoyen und Nizza keine gefchichtlichen 
Präcedenzfälle: denn — was v. Holgendorff nicht anführt — 
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auf die Vorgänge, welche die Herftelung der italienifchen 
Einheit begleiteten, darf man fich nicht berufen. Wenn bie 
Bevölkerung felbft fich erhebt, Truppen ftammfremder Re ° 
gierungen zu vertreiben im Anſchluß an die Armee des 
Nationalftates, oder die mit dem Fremden verbünbeten und 
verwandten Dynaftien vertreibt oder, im Wege der Revolution, 
eine Regierung mit Gewalt ftürzt, welche fi der nationalen 
Einung widerjeßt oder wenn fie die Unmöglichkeit des Kirchen: 
ftates praktiſch darthut, und wenn nad folden Borgängen 
die Bevölkerungen der durch Revolution und Krieg befreiten 
Landſchaſten in einer Ausdehnung, welche militärifche Be- 
ſetzung und Bebrüdung thatfächlich ausschließt, das von ihr 
jelbft vollzogene Werk durch ausdrückliche Erklärung der 
Bereinigung mit dem nationalen Stat bekräftigt: — ſo find 
ſolche Revolutionen und ihre Abſchlüſſe durch nochmalige 
Aeußerung des in Thaten bereit3 geäußerten Willens Feine 
Präcedenzfäle für Abtretung wibderftrebender Bevölkerung. 

„Die vereinigten Staten von Amerika, in denen man 
die Freiheit der Berfon bis zu den denkbar mweiteften Grenzen 
ihrer Bethätigung ungehindert walten läßt, haben weder bei 
den von andern Mächten erfauften Landestheilen von 
Rouifiana, Florida u. a. noch auch bei den gewaltjam von 
Mexiko abgerifjenen Grenzprovinzen eine Befragung der Be: 
völferung eintreten laffen: . . ebenfowenig hat Frankreich 
nach dem Krimfrieg die Bevölkerung der von Rußland ab: 
zutretenden Landftrihe an den Donaumündungen befragen 
laffen oder die feiner eigenen Eroberungen in Algier ſelbſt 
befragt.” Sa, fehr richtig hebt der Verfafjer hervor, daß bei 
diefem Friedensichluffe Frankreich jelbft das von feiner Seite 
aufgeftellte Princip fofort, wo es fih um feinen Bortheil 
handelte, verlegt hat; es hat nämlich freiwillig, ohne jeden 
Zwang, lediglich den Rüdfichten der Zweckmäßigkeit gehorchend, 
zum Vortheil von Belfort franzöfiiche Gemeinden im Wege 
des Taufches (für urfprünglid zur Abtretung beftimmte 
Zandftriche bei Belfort), ohne fie zu fragen und vermuthlid 
gegen deren Willen, an Deutichland abgetreten. 

Abgejehen von dem Zweck nothwendiger Sicherung durd 
Verbeſſerung der Grenze läßt der Verf. nah ©. 31 Er: 
oberung und Landabtretung aus dem Rechtsgrund theilweijen 
Erjaßes der Kriegsfoften zu: die Erftattung von allem 
Kriegsaufwand und der Erfaß aller durch den Krieg ent- 
ftandenen Berlufte vermag auch ein reiches Land in wirth— 
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ſchaftlichen Ruin zu flürzen: es ift aljo gerechtfertigt, einen 
Theil diejer Vergütung in der Form von Landabtretung zu 
entrichten. Freilih muß in diefem Falle Uebereinftimmung 
vorliegen; d. 5. der Beliegte muß dieſe datio in solutum 
zu theilweiſer Tilgung feiner Schuld wollen und der Sieger 
muß diefe datio in solutum ftatt der vollen Baarzahlung 
acceptiren: Deutjchland könnte nicht gehalten fein z. B. ftatt 
der noch ausftehenden Milliarden einige franzöfijche Colonien 
zu acceptiren. Gegenüber einem infolventen und crebdit- 
lofen Stat bleibt dem Sieger möglicherweife nicht3 übrig ala 
den ganzen Betrag jeiner Koftenforderung durch Annectirung 
zu deden. — „Nichts verlegt, jchließt der Verf. diefe Er— 
Örterung, die Völkermoral in dem Maß als der Anfprud 
einer Nation, ihrerſeits nach erlittener Niederlage unverjehrt 
am Gebiet zu bleiben, im Falle des Sieges aber fih Ge— 
bietsftüde des Nachbarftates anzueignen. Jeder zum Zweck 
der Eroberung unternommene Krieg ift verwerflidh; die Be— 
weggründe der Ländergier, der Herrſchſucht, des territorialen 
Größenwahns find gerichtet.” Db der Sieger von dem Recht 
der Eroberung au3 einem der angeführten allein zuläffigen 
beiden Motive im einzelnen Fal Gebrauch machen fol, ift 
Frage höchfter Stat3mweisheit. Die Stammverwandtichaft der 
einzuverleibenden Bevölkerung, rechtlich gleichgültig, ift poli- 
tijch betrachtet von höchſtem Belang ..... . Eine der gefähr: 
lihften Eroberungen ift unzweifelhaft diejenige, welche einem 
ſelbſtſtändig und mächtig bleibenden Gegner einen Theil feines 
Gebiet3 und eine Bevölkerung entreißt, welde jenem im 
Herzen zugethan bleibt. Die endgültige Behauptung einer 
ſolchen Eroberung ift wefentlih abhängig von dem geringen 
Umfang des eroberten Gebiet3 im PBerhältniß zu beiden 
Kriegsparteien, von der Bertheidigungsfähigfeit der neuen 
Grenzen, von der Berwandtihaft oder Frembdartigfeit der 
Bevölkerung gegenüber dem Eroberer. So bedenklich nad 
allen diefen Geſichtspunkten die öfterreihifhe Herrſchaft in 
Jalien war, fo günftig fteht die Prognofe bezüglich der neu— 
gewonnenen alamannifchen und uferfränfifchen Bewohner. „Die 
neuere Geſchichte fennt feine Eroberung, die in ihrem Urſprung fo 
gerecht, in ihrer Vollendung fo vielverheißend, in ihrer Be: 
grenzung fo maßvoll erfchiene, wie die kürzlich vom deutjchen 
Reich vollbrachte. Nicht, weil wir den Beruf der Wiederver— 
geltung alten Rechtsbruchs Frankreich gegenüber empfangen zu 
haben glauben, nicht, weil diefe Grenzlande diefelbe Sprache mit 
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uns reden und nicht, weil wir uns zutrauen, durch Gewalt: 
that eine jcheinbare Zuftimmung von Berzmweifelnden er: 
prefien zu können, fondern weil die Sicherftellung eines 
dauernden Friedens durch Vorſchiebung bergender Höhenzüge 
und raufhender Ströme gegen die Rachſucht, weil die Er: 
bauung lebendiger Feftungen in den Herzen eines uns wieder 
zu gemwinnenden und zu verföhnenden Bollsftammes das 
durch einen gerechten Krieg geſchaffene Ziel eines friebliebenden 
und von falfcher Ruhmfucht freien Volkes werden mußte: — 
degwegen war die Eroberung der ehemals deutſchen Grenz 
lande ein Rechtsact der neueren Gejchichte.” 


Der deutsch-Trangösische Krieg und 
we — 


Re — 


I. Die Beostsgründe des Brieges. Die Briegserklärung, 


ir wollen bier die wichtigften völferrechtlihen, zumal 
A kriegsrechtlichen Fragen, welde der letzte große 
— deutſche Kampf mit Frankreich angeregt hat, in 
IR ihrer Folgeordnung beipreden und zwar in einer 
aud für den Nichtjuriften, zumal für den deutſchen Dffizier 
und jeden gebildeten Wehrmann, mühelos faßliden Dar: 
ſtellungsweiſe. 

Wir knüpfen dabei für diesmal hin und wieder an 
eine ruhig und unparteiiſch geſchriebene Abhandlung von 
dem Belgier G. Rolin-Jaequemyns: „la guerre actuelle 

ses rapports avec le droit international“ an.') 

Der erſte Abjchnitt der Eleinen Schrift handelt von ben 
Urſachen, den Rechtsgründen des Krieges, der zweite von 
dem Berhalten der Kriegführenden zu den Borfchriften des 


") Aus der „Revue de droit international et de legislation com- 
53 (4. livraison, 1870,) beſonders abgedruckt (Londres, Bruxelles, 
aris). 
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Kriegsrechts, der dritte von den durch Ddiefen Krieg ge— 
ihaffenen Beziehungen der Kriegführenden zu den Neutralen. 

Abfichtlih haben wir den franzöfifhen Ausdrud: „les 
causes de la guerre‘“‘ doppelt übertragen, einmal mit 
„Uraden“, jodann mit „Rechtögründen“. Der Urſachen 
hatte das „empire“ mancherlei zum Kriege, Rechtögründe 
hatte e3 feine. 

Es erfreut, diefe Wahrheit allmälig von allen Seiten, 
jelbft von Franzojen, anerkannt zu fehen: auch unjer bel- 
giiher College verjchließt fich derjelben nicht. 

Die oft erörterten „Urſachen“ wollen wir nicht wieder- 
holen: das Beftreben der Faijerlichen Regierung, durch Kriegs: 
ruhm die Dynaftie zu feftigen, die verwöhnte Eitelkeit der 
franzöfiichen, zumal der Parijer, Bevölkerung, welche gegen 
Sadowa mit dem characteriftiihen Wort proteftirte: „U’Europe 
ne veut pas changer de maitre,‘“ d. 5. Europa will nur 
Frankreich, nicht das unter Preußen geeinte Deutjchland an 
feiner Spige jehen. Wir jchärfen nur ein: es geht nicht an, 
die Verantwortung für die frevelhafte Thorheit diefes Krieges 
der Regierung allein oder dem Volk der Franzojen allein 
zuzumweifen: beide waren in gleicher Mitfhuld und Ber: 
dammniß. 

Als Rechtsgründe für die Kriegserklärung hat die fran— 
zöfiche Regierung in den zwei dem Ausbruch des Kampfes 
vorangehenden Stadien bezeichnet 

1. vor den Verhandlungen zu Ems: den angeblih von 

Preußen ausgehenden Plan, einen hohenzollern’schen 
Prinzen auf den Thron von Spanien zu erheben, 

2. während der Berhandlungen zu Ems: 

a) die Weigerung des Königs von Preußen, eine 
beftimmte Erklärung bezüglich diefer Candidatur 
abzugeben — über den (juriftifch, wie fich zeigen 
wird, für eine Kriegsurſache gar nicht in Frage 
fommenden) Inhalt diefer verlangten Erflä- 
rung unten, 

b) die Weigerung des Königs, den franzöfifchen 
Botſchafter nochmals zu empfangen und 

c) die (angebliche) offizielle Mittheilung dieſer 
Weigerung in einer preußifchen Circularbepejche 
an alle Cabinete Europas. 

Das Merkwürdige an dieſen vier franzöfifhen Kriegs: 
rechtsgründen ift, daß fie alle vier, die von den Fran: 
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zojen erfundenen thatfählihden Grundlagen als 
wahr angenommen, gleihmwohl feine Rechtsgründe 
für den Krieg find. 

ad 1) Angenommen e3 jei wahr, was nachgemiejener- 
maßen unmwahr ift, die Bejegung des ſpaniſchen Thrones 
duch einen hohenzollernſchen Prinzen fei ein von Preußen 
ausgegangener Plan und darauf berechnet geweſen, das 
„europäiiche Gleichgewicht“, d. h. die damalige Mactftellung 
Frankreichs in Europa zu Gunften Preußens zu ändern, 
angenommen weiter, nicht ein dem König von Preußen fo 
fernftehender Verwandter, fondern etwa Prinz Friedrich Karl 
— der Kronprinz von Preußen könnte nach den einjchlägigen 
Berfafjungen nicht zugleich König von Spanien fein — hätte, 
unter Zuftimmung des Königs, den ſpaniſchen Thron bereits 
beftiegen und, was endlich auch noch ſchwer denkbar in unferem 
Yahrhundert, lediglich aus dynaftiihen Sympatbien eine zu 
Preußen und gegen Frankreich geneigte Politik eingefchlagen: 
— angenommen all’ dies, fo wäre immer noch fein Rechts: 
grund zu einer Kriegserflärung Frankreichs gegen Preußen 
gegeben geweſen. Denn es ift ein anerfannter Grundjat des 
Völkerrechtes, daß nur Verlegung eines Rechtes, nicht Be: 
Drohung eines Intereſſes, einem Stat das Recht zur 
Kriegführung gewährt; die jogenannten Präventiv- Kriege, 
d. h. folde, die unternommen werden, um einen Stat von 
einer Entwidelung abzuhalten, welche möglicherweije einmal 
einem anderen Stat durh Minderung feiner Macht oder 
übermäßige Entfaltung der fremden Macht gefährlich werben 
könnte, find allgemein verpönt; fonft müßte der Stat A dem 
Stat B auch wegen Berbefjerung feiner Berfaffung, feiner 
Bewaffnung, feiner Volksbildung, ja wegen — 
feiner Bevölkerung den Krieg erklären dürfen.” 

Ein Recht Frankreih3 aber wäre weder durch die Wahl 
des beutfchen Prinzen, noch durch die Annahme diefer Wahl, 
noch durch die Genehmigung diefer Annahme verlegt worden: 
weder die Handlung der Spanier, noch des Prinzen, nod 
des Königs hätte einen völferrechtlihen Anſpruch Frank: 
reichs verlegt. 


?) Hugo Grotius de jure a et pacis II 2, 17. — Montesquieu 
esprit des lois x 2. — Shen Völkerrecht By ©. 14. — 
ng D. Vierteljahrsfchrift 1858. until, 8 et 518: „das 

bloße Snterefie fi e für fich allein rechtfertigt den —* nicht.” — Dahn, 
Kriegsrecht 
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ad 2a) Aus dem Gefagten folgt, daß auch feine irgend- 
wie formulirte Erklärung des Königs von Frankreich ge: 
fordert und deren Weigerung als Kriegsgrund betrachtet 
werben fonnte. 

Es ſchien, als jollte jelbft der Vorwand zum Streite 
der kaiſerlichen Regierung aus den Fingern gleiten. Am 
8. Zuli erflärte der Herzog von Gramont dem englifchen 
Gejandten zu Paris, Lord Lyons, freiwilliger Verzicht des 
Prinzen würde ein glüdliches Mittel fein, die Schwierigkeit 
zu löjen und er erſuche ausdrücklich und formell die eng— 
liche Regierung, ihren Einfluß aufzubieten, diefen Verzicht 
ju erwirken.) 

Am 12. Juli leiftete der Prinz diefen Verzicht, unter 
Zuftimmung feines Vater und des Königs von Preußen, 
und der Faiferlibe Minifter Olivier nahm feinen Anftand, 
zu erflären: „Frankreich habe nie mehr verlangt, und damit 
fei der Zwijchenfall erledigt.” 

Aber ſchon am Tage darauf betheuerte, im vollen 
Widerſpruch Hiermit und mit feinen eigenen Worten, ber 
Herzog von Gramont: die Entjagung des Prinzen auf den 
ſpaniſchen Thron fei ohne Werth, da Frankreich doch feine 
Thronbefteigung niemals zugegeben haben würde (!): die 
Hauptfache fei die durch diefes Project Preußens befundete 
feindlihe Gefinnung und deshalb jei eine Garantie gegen 
Wiederkehr jolcher Beftrebungen, zu leiften durch eine Er: 
Hörung des Königs, erforderlich. 

Diefe Erklärung wurde dann näher dahin formulirt, 
der König ſolle veriprehen „er wolle es fünftig nicht 
wieder thun“ — man fann e8 nicht treffender als in dieſer 
vulgären Redeformel bezeichnen, — d. h. er wolle, falls dieje 
Candidatur Fünftig wieder auftauche, feine Zuftimmung nie 
mehr ertheilen. 


e. che des Lord Lyons an Lord Granville vom 24. Juli 
1870, Nr. 15 der unter diefem Datum von der englifchen Regierun 
veröffentlichten Documente: „a voluntary renuntiation on the part o 
the Prince would, Mr. de Gramont thought, be a most fortunate 
solution of difficult and intricate questions and he begged Her 

) s government to use all their influence to bring it about.“ 

bemerlt Rolin- Faequemins, mas würde man von einem 
Trivaten urtheilen, der in einer — — als den 
Streit löſend bezeichnen und nad deren irtung ren wiirde, 
damit fei nichts gethan? 
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Die Weigerung, diefe Erklärung abzugeben, war der 
zweite franzöſiſche Kriegsgrund. Er ift genau fo nichtig wie 
der erfte und genau aus dem gleichen Grund: — ganz ab: 
gejehen von der Unmöglichkeit, fich der in dieſem Anfinnen 
liegenden Demüthigung zu unterwerfen, nachdem in Frank: 
reih Minifter und Kammer dieſes Zurückweichen vor ganz 
Europa unter Kriegsandrohung verlangt hatten. Der König 
war niemal3 — und fo denn auch in bdiefem Moment 
nicht — verpflichtet, jene Zuftimmung zu verjfagen: bie 
Verweigerung jener Erklärung verlegte aljo fein Recht 
Frankreichs. 

ad 2b. Ein Botichafter hat zwar das formelle Redt, 
Audienz bei dem Souverain, bei welchem er beglaubigt if, 
zu verlangen, wenn er fie im Namen des von ihm vertretenen 
Souveraind fordert: allein die Recht ift der Natur ber 
Sade nad fein unbefchränftes; der beſendete Souverain muß 
feinerfeit8 die Befugniß haben, eine in einer beftimmten 
Sache abgegebene Erklärung als fein letztes Wort zu be 
zeichnen; die jo motivirte, nicht in verlegenden Formen er: 
folgende‘) Abmweifung ſolchen Geſuchs durch den nicht von 
jeinen Miniftern umgebenen König war feine Verlegung 
der Ehre Franfreihs in der Perſon des Botjchafters und 
fein Kriegsgrund. 

ad 2c. Daraus folgt, daß auch die förmliche Mit: 
theilung einer Frankreich nicht verlegenden Handlung bes 
Königs an alle Cabinete durch eine Note eine Verlegung 
Frankreichs nicht gewejen wäre, wenn jene „Note“ in ber 
That eriftirt hätte. Bekanntlich war es aber eine bewußte 
Unwahrbeit, als die franzöſiſchen Minifter die Eriftenz dieſer 
Note behaupteten, welche fie freilich (dem Verlangen ber 
Dppofition in der Kammer entſprechend) vorzulegen nicht im 
Stande waren. Die angebliche „Note“ war ein den Zeitungen 
entnommenes (oder doch gleichlautend und gleichzeitig in den 
Zeitungen abgedrudtes) Telegramm über die Emfer Vorgänge, 
gerichtet an die preußifchen Diplomaten (nicht an die Cabinete) 
zu deren Information. 

So blind und Higig übrigens unmittelbar vor und nad 
der Kriegderflärung — der Tag berjelben war gewiß der 
populärfte der ganzen zwanzigjährigen Regierung Napoleons 


4) Hierüber vergl. Depefche Benedetti’3 vom 13, Juli: „jai ete 
econduit en termes tres courtois par le roi de Prusse.“ 
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— der Kriegseifer der Franzofen, zumal in Paris und den 
anderen großen Städten geweſen war, ſchon nad den aller- 
erften Schlägen, jhon nah Wörth und Spicheren, trat 
wenigftend in den heilen Frankreichs, welche Referent 
während eines vierwöchentlichen Aufenthaltes auf dem Kriegs: 
Ihauplage kennen lernte (9. Auguft bis 8 September im 
Gefolge de3 Hauptquartier3 der 3. Armee, in der Sanitäts- 
colonne des Majors von Grolman), eine ſolche Ernüchterung 
der Bevölkerung, beſonders der ländlichen ein, daß fie die 
Nichtigkeit der von der Ffaiferlihen Regierung angeführten 
Rehtögründe offen anerfannte. 

In der vom 19. Juli datirten formellen Kriegserflärung 
wird übrigen3 „der Plan“ der Erhebung eines preußifchen 
Prinzen auf den Thron von Spanien (der als gegen die 
territoriale Sicherheit Frankreichs gerichtet betrachtet werden 
mühe) nicht als ein von Preußen ausgehender bezeichnet und 
nur in der Weigerung de3 Königs, feine Zuftimmung für 
alle Zukunft zu verfagen, in dem Vorbehalt, in diefem Fall, 
wie in jedem anderen, nah den Umftänden zu handeln, ein 
Franfreih und das europäifhe Gleichgewicht bedrohender 
Hintergedanfe erblidt; diefe Erklärung werde erſchwert 
(aggravde) durch die Notification der Weigerung fernerer 
Verhandlung mit dem kaiſerlichen Botfchafter an die Gabinete. 
Frankreich erklärt den Krieg „zur Vertheidigung feiner 
Würde“ — es ift alfo das Recht diefes States auf Ehre ’) 
das angeblich durch Preußen verlegte internationale Recht — 
„und feiner verlegten Intereſſen“. — 

Rolin- Jaequemyns erinnert daran, daß in den letzten 
Kriegen (1866, 1864) eine ſolche ausdrüdliche und feierliche 
Kriegserflärung, welche noch Hugo Grotius bei Angriffskriegen 
wenigftens für weſentlich, ſchon feine nächften Nachfolger aber 
und die neueren Rechtslehrer mit Recht für unmefentlich er— 
Mären®), nicht mehr vorgelommen war. Es genügt die Anzeige 
des bevorftehenden Ausbruches der Feindfeligfeiten (etwa durch 
die Vorpoſien angefagt) nah fruchtlofen, unter Kriegs: 
androhung geführten Verhandlungen; ja, unter Umftänden, 
wenn 3. B. durch Ueberrafhung wichtige militärifche Vortheile 
ju gewinnen find, kann auch eine ſolche Anzeige unterlaffen 
werden, nach fruchtlojer Stellung eines Ultimatums, d. 5. 





) Dahn, Kriegsrecht S. 1. — Bluntſchli, Völlerr. 8 516. 
" — 8 190. — Bluntſchli 88 522, 527. — Dahn ©. 1. 
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wenn unter Kriegsandrohung dem Gegner eine beftimmte 
Handlung oder Unterlafjung binnen vorgeftredter Frift an- 
gejonnen und die Frift ohne befriedigende Erflärung, Hand: 
lung oder Unterlaffung verftrihen if. Denn bier ift ber 
Gegner davon — daß er den Beginn der Feind— 
ſeligkeiten ſofort nach Ablauf der letzten Stunde der vorge— 
ſtreckten Friſt zu erwarten habe. Keiner Ausführung bedarf 
es, daß der Nachweis der Nichtigkeit der von Frankreich 
aufgeſtellten Rechtsgründe des Krieges zugleich den Nachweis 
der Berechtigung zur Kriegführung auf Seite Preußens 
enthält. Die Anmuthungen der kaiſerlichen Regierung ent⸗ 
hielten Berlegungen des Rechtes auf Ehre und der Selb: 
ftändigfeit de Souverains des preußifhen States. Sie 
durften und mußten daher zurüdigemwiefen und zur Abwendung 
gewaltjamer Geltendmahung jener Forderungen die Waffen 
ergriffen werden. 


I. Gebrand; der Briegsmittel durch die Kriegsparteien. 
1. Gewehr-Spreng-Geſchoſſe. 


Bezeichnend für die — gelinde gefagt — unordentlice 
Geſchäftsführung der kaiſerlichen Regierung in allen mili: 
tärifhen und diplomatifhen Dingen ift die große Blamage, 
melde ſich gleich bei Beginn des Krieges jene Regierung 
durch Aufdedung ihrer groben Unfenntniß der von ihr felbft 
amtlich entgegen genommenen militärifh=diplomatifchen Er: 
Härungen zuzog. Der Kriegsminifter und der Minifter des 
Aeußern beſchwerten fi darüber, daß das Großherzog: 
thbum Baden, welches der Convention von St. Petersburg 


vom mente 1868 bezüglich des Ausfchluffes von Spreng: 


11. December 
geichoffen Kleinen Calibers (das Minimalgewicht eines Spreng: 
geihofjes ift durch jene Convention auf 400 Grammes feft: 
gefegt) nicht beigetreten fei, ſolche conventionswidrige Gefchofle 
unter feine Truppen habe vertheilen laffen und drohte mit 
Reprefalien; ja der Abgeordnete Graf Köratry verlangte in der 
Sitzung des gejeßgebenden Körpers vom 21. Juli, daß dieſe 
Repreflalien beftehen follten in einer jchonungslofen Ber: 
mwüftung de3 Landes mit Feuer und Schwert, in der Ber: 
weigerung jeder Art von Pardon, von Schonung oder von 
Einhaltung kriegsrechtlicher Schugnormen, welche jonft Ver: 
wundete, Öefangene, Nicht: Combattanten deden: niemand ſoll 
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geſchont werden, „pas m&mes les femmes“, felbft nicht das . 
weibliche Geflecht, war der Ausdrud des ritterlichen keltiſchen 
Grafen. Gegenüber diejer leichtfertigen Behauptung und den 
barbarifchen daran gefnüpften Drohungen begnügte man fich 
auf deutſcher Seite mit dem actenmäßigen Nachweis, daß 

1) Baden der Convention von St. Petersburg alsbald 

nah dem Belanntwerden ihres Inhalts beigetreten 
war; daß 

2) dieſe Beitrittserflärung durch ein Rundfjchreiben vom 

3. Januar 1869 allen Gabineten, auch dem fran= 
zöfifchen, mitgetheilt worden und daß diefe Erflärung 

3) außerdem noch dem franzöfiihen Gefandten, General 

Fleury, am 27. Juli ausdrücklich in Erinnerung 
gebracht worden war! 

Im Berlauf des Krieges hat dann der Bundeskanzler 
dargetban, daß wiederholt Angehörige der franzöfifchen 
Streitkräfte fich ſolcher Sprenggefchofle bedienten; der Gebrauch 
der ebenfall3 verpönten Ladungen mit Schrot und gehadtem 
Blei gegen deutſche Truppen wurde ebenfalls wiederholt 
franzöfifchen Eombattanten nachgewiesen. 


2. Beſchießung von offenen und von Feſtungs— 
Städten. 


In dem Gebiet diefer Fragen ift eine große Zahl von 
Rechtsſätzen unbeftritten und auch in der Praxis der Krieg- 
führung ohne Schwankungen eingehalten; bezüglih einer 
höchſt wichtigen Frage jedoch ift in jehr interefjanter Weife 
im Gegenjag zu der bisher eingehaltenen und bis in die 
neuefte Zeit auch von der Theorie vertretenen Marime die 
almälige Neubildung zu beobachten einer freilih noch 
Hüffigen, noch nicht zum Rechte gewordenen Anſchauung: es 
handelt fich bier um werdendes Recht gegenüber dem noch 
beſtehenden Recht. 

Zunädft die unbeftrittenen Säße. 

Die Beſchießung oder Verbrennung eines offenen und 
im Augenblid der Beſchießung nicht vom Feinde bejegten 
Platzes lediglich in der Abficht, die in der Stadt u. ſ. w. 
lebenden Nichtcombattanten zu ſchädigen an Leben und 
Eigenthum, ift verpönt, wie jede Zerftörung oder Schädigung 
von Privateigenthum und Bedrohung von Nichtcombattanten’?). 


’) Dahn Kriegsrecht S. 6. — Bluntichli S 652 f. — Heffter $ 130 f. 
Felit Dahn, Baufteine V. 1. 9 
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Die von den franzöfifchen Truppen verlibten Beſchiehßun— 
gen der offenen (und nicht mehr oder noch nicht von deutſchen 
Streitkräften befegten) Pläge Saarbrüden vom 2. Auguft, 
der Station St. Johann vom 5. Auguft, der noch nidt 
zum Angriff gegen Straßburg benugten Stadt Kehl vom 
19. Auguft waren völkerrechtswidrig. 

Davon wohl zu unterfcheiden ift die Friegsrechtliche 
Beitrafung von ganzen Dörfern oder offenen Städten, oder 
Theilen derjelben durch Beſchießung, Verbrennung, Demolirung 
wegen Kriegsverbrechen ?), welche Bewohner derfelben gegen 
Truppen bes ftrafenden States aan 

Wenn Dörfer und Städte, in welden deutſche Truppen 
von den Bewohnern überfallen, ermordet werden, gleichviel 
ob ohne oder mit Beihülfe franzöfifcher Truppen (Ablis) 
oder in melden aus den Häufern von Giviliften auf bie 
Truppen geihoffen worden (wie fo oft geichehen), oder in 
deren Bertheidigung die Bevölkerung fih am Kampf be 
tbeiligt (Bazeille, Chäteaudun), zur Strafe zur gänzlichen 
oder theilweifen Zerftörung verurtheilt und zur Vollftredung 
dieſes Strafurtheils befchoffen worden find, jo war das ben 
Grundfägen des Völkerrechts vollftändig entſprechend. — 

Selbftverftändlich ift ferner, daß die Truppen offene 
Pläte, Dörfer u. f. w., in welchen fih der Feind feftgefeht 
hat, beſchießen und zerftören dürfen; ja, auch präventive 
Zerftörung von Häufern oder Häufergruppen, welche den 
eigenen Dperationen im Wege ftehen oder deren Verwerthung 
zu feindliden Operationen verhindert werben fol, ift ge 
rechtfertigt, wie ja auch Eijenbahnen, auch wenn fie nicht im 
Eigenthum des States, fondern von Privaten, Geſellſchaften 
ftehen, aus ähnlichen Gründen zerftört werden dürfen. 
Freilih liegt bier die Gefahr des Mißbrauches nahe: es 
mögen wohl mandmal Häufer oder ganze Dörfer ohne 
ſolche militärifhe Nothwendigkeit zerftört werden. Ald 
leitendes Princip ift hier der Sat aufzuftellen und den Her: 
führern warm an’s Herz zu legen: jede derartige Zerftörung 
ift in Feindesland zu unterlaffen, wenn man fi nicht mit 
gutem Gewiſſen fagen fann, man würde fie im eigenen 
Lande um der militärtfhen Nothwendigkeit willen ganz 
ebenfo haben anordnen müflen. — 

Es darf die Abwägung folder Nothwendigkeit in 


Dahn, Kriegsrecht S. 4. 16. 
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feiner Weife durch die fo leicht mitunterlaufende Nebenvor- 
ſtellung beeinflußt werden: „wir find ja in Feindesland!“ 
oder: „ſolche Folgen ber Kriegführung werben den Feind 
früher mürbe und zum Friedenſchließen geneigt machen.” 
Ungmeifelbaft ift ferner das Recht des Belagerers einer 
Feftung, welde mit einer Stadt unfceidbar zufammenhängt 
(„der Feftung Paris“ 3. B. wie fich der Bundesfanzler be- 
beutjam ausdrückt in einer lange vor der deutichen Beſchießung 
verfaßten Eirculardepeiche), d. h. für die Angriffsoperationen 
mit der Feſtung ſelbſt ein einheitliches Object bildet, jo daß 
der Angriff gegen die Feſtung nicht oder doch nur ſchwer 
unter Schonung der Stadt erfolgen kann, feine Operationen 
ohne Schonung der Stadt vorzunehmen. 
Mit gutem Bedaht haben wir die vorftehende genaue 
Formulirung des Rechtsgedankens jo und nicht anders gewählt. 
Alfo nicht blos weil und wenn die feindlihen Truppen 
in ber von der Feftung getrennten (3. B. im Thale des von 
der Feſtung gekrönten Hügel gelegenen) Stadt fi ſammeln 
oder verbergen oder dajelbit einzelne Kafernen, Arſenale, 
Magazine haben, darf, um die Truppen und ſolche Gebäude 
zu treffen, auf die Straßen der Stadt geichoflen werben, es 
darf, auch wenn jene VBorausfegungen nicht gegeben find und 
die Stadt jelbft gar nicht vom Feinde befeßt ift, der Zu: 
gang zu der Feſtung aber am Leichtejten von der unter den 
nen der Gitadelle liegenden Stadt aus zu gewinnen 
oder die Bejegung oder Zerftörung der Stadt zum Behuf 
der Einſchließung der Feitung geboten und nur durch theil: 
weile Beihießung zu erreihen oder zu ficbern ift, ſolche 
Maßregel getroffen werden. Und faum der Erwähnung be: 
darf es, daß die Beſchießung der Feftung und ihrer Werke 
von gewiſſen Angriffspunften aus nicht um deßwillen unter: 
leiben muß, weil unabfichtlib zu kurz gezielte oder zu früh 
crepirende Geſchoſſe in die Stadt einjchlagen.”) 


) Diefe Unterfheidungen dürften geeignet fein, Das von 
Bluntihli, „dad moderne Völferrecht in dem Krieg von 1370, Heidel- 
nt 16 a Prineip im Einzelnen mit den militärischen 

iſſen in Einklang zu bringen: „wo Stadt und Feſtung ver: 
bunden find, ift, wenn die Beichießung nothmwendig wird, dieſe vor- 
ife auf Die Feſtungswerle und Vorwerke, (die Mauern und 
hore der Stadt natürlich einbegriffen) und deren Zugänge zu richten, 
die inneren Stadttheile dagegen, d. h. die Wohnfige der friedlichen 
Bürger find möglichit zu verſchonen.“ 
g* 
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Die, praktiſch betrachtet, wichtigſte Frage auf dieſem 
Gebiete aber lautet: „ift es Eriegsrechtlich geftattet, eine mit 
einer Feftung verbundene Stadt, ohne daß eine der obigen 
Borausfegungen gegeben, lediglich zu dem Zweck zu be 
Schießen, um die Bürgerſchaft zu veranlaffen, die Webergabe 
Seitens der Befagung durch Borftellungen oder Gemaltan: 
wendung herbeizuführen?“ 

Es unterliegt feinem Zweifel, daß dieſe Frage nach dem 
dermalen noch in der Theorie anerfannten und in häufiger 
Praris verwirklichten Recht zu bejahen ift’), und wir ver: 
wahren und ausdrüdlich gegen die Annahme, daß wir das 
diefem Rechtsſatz entiprechende Verhalten der deutſchen Krieg: 
führung in dem legten Feldzug (in Webereinftimmung mit 
den erbitterten und ungrünblichen officiellen wie privaten 
Ausführungen der Franzofen) als kriegsrechtswidrig be: 
zeichnen wollten. 

Allein eine andere Erwägung ift, ob fich nicht in dieſer 
Hinfiht in der öffentlihen Meinung, in der fittlichen und 
rechtlihen Anjhauung der Gegenwart, und zwar gerade ge: 
tragen von den Erfahrungen diejes Feldzuges, allmälig eine 
neue, mildere Anficht bildet, ein erft im Werben begriffenes, 
noch nicht Friftallifirtes Necht, welches freilich noch der An: 
erfennung (etwa bei der ohnehin unvermeidlich gewordenen 
Revifion und Ausdehnung der Genfer Convention) durch 
die civilifirten Staten bedarf: eine Anficht, welche obige 
Frage verneint. 

Betrachten wir zunächſt die praftifche Seite, d. h. den 
erfahrungsgemäß in allen Fällen, (welche wenigſtens dem 
Referenten befannt geworden) eingetretenen Erfolg der zu 
dem erwähnten Zweck vorgenommenen Beſchießungen der 
franzöfiichen Städte. 

Es find unferes Wiffens aus dem angegebenen Grunde 
— ſei e8 aus diefem Grunde allein, fei es in Verbindung 
mit den anderen") befchofjen worden, folgende mit Feitungen 
verbundene Städte: Straßburg, Bitſch, Pfalzburg, Marfal(?), 
Sedan, Laon (??), Toul, Soiffons, Verdun, Montmedy, 


i0) Man kann alfo nicht mit Rolin-Jaequemyns p. 36 fr jest 
fhon den Sat aufitellen: en regle generale on ne doit dans le 
siege des places diriger les bombes que contre les fortifications et 
les constructions militaires, 


1) Oben S. 131 befprochenen. 


133 


Schlettſtadt, Neubreifah, Belfort, La Fere, Thionville, 
Mezieres, Longuion, Paris, Peronne(?) Rocroy, Longwy. 
In keinem diefer etwa zwanzig Fälle ift, foviel uns 
befannt geworden, der Zweck — ein zwingender Drud der 
Eivilbevölferung auf die Bejagung — erreicht worden. 

Ausdrücdlih heben wir hervor, daß außerordentliche 
militäriiche, politifche, moralifhe Motive auch die Beſchießung 
ſolcher Feftungsftädte vollftändig rechtfertigen fönnen: fo war 
das Bombardement der Stadt Paris, unerachtet des ge— 
tingen praktiſchen Erfolges, gewiß unerläßlich. 

Anders verhält e3 fich vielleicht mit dem Bombardement 
von Straßburg. Wir befcheiden ung, die militärifchpolitifchen 
Erwägungen nicht zu fennen, aus welchen man zu biefem 
Mittel gegriffen. 

Man jagt, es war von höchftem militärifhem und 
politifchem Intereſſe, jo bald wie möglich diefe Pofition zu 
gewinnen. Feſt fteht, das aud hier der Zwed einer Preffion 
der Bevölkerung auf den Befehlshaber nicht erreicht wurde. 
Solde Mittel haben ſich zu diefem Zmwede nur zu oft als 
unzureichend erwieſen. Ein pflichttreuer Commandant darf 
und wird duch Bitten und Borftellungen der Bevölkerung 
ih nicht zur Uebergabe drängen lafjen, welche er aus mili— 
täriihen Gründen noch verweigern fann und muß. Zwang 
jedoh, im Wege bewaffneter Erhebung der Bürger gegen 
die Befagung, ift in den meiften Fällen bei der Lage der 
Stadt unter den Kanonen der Feitungswerfe nicht denkbar. 
greilih der Einwand”), man dürfe die Bürger nicht zu 
einer ſolchen unmoralifhen und unpatriotiiden Breffion 
drängen, trifft nicht zu: denn es ift ja auch geftattet, die 
Angehörigen des feindliden States wie zu Spionage und 
Berrath gegen ihre Statögewalt, fo zu offenem Abfall, zu 
Rebellion zu veranlafen. 

Gerade bei Straßburg hat übrigens nur die regelmäßige 
Belagerung und Bezwingung der Werke zum Ziele geführt 
und der Aufwand von Beit, Kraft und Material auf die 
Beſchießung der Straßen fi als nutzlos erwiefen. 

Dabei verfteht ſich jedoch, daß der Mißbrauch von nicht 
zu Kriegszweden beftimmten Gebäuden zur Erleichterung der 
Bertheidigung nicht zu dulden ift: wenn die Franzoſen unter 
dem Afyl des Münfters zu ftehen glaubten, als fie auf 





2) Yluntfhli’3 1. c. p. 16. 


134 


defien Thurm ein Obfervatorium für Artillerie-Dffiziere er 

richteten, waren einige mohlgezielte Granaten, melde das 

ganze Gezimmer fäuberlich wegfegten, die einzig richtige 
iegsrechtliche Antwort. — 

Wir erwarten, daß man dem oben ausgefprocenen 
Poſtulat (Verwerfung jenes Preffionsmitteld durch inter: 
nationale Berträge) zunächft allgemein, namentlih von mili- 
täriſcher Seite ein „Non possumus“ und den Vorwurf un 
practifher Weihmüthigfeit entgegenftellen wird. Aber mir 
erinnern uns, daß alle Fortichritte, welche das Kriegsrecht 
jeit den Tagen des Hugo Grotiuß in der Richtung der 
Humanität gemacht hat (3. B. Schonung der Nichtcom- 
battanten, Verbot der Landbeute und Plünderung des Privat: 
eigenthums, Beſchränkung der Seebeute, Verbot der Eaperei, 
des Blocus sur papier, Abſchaffung des Löfegeldes für 
Kriegsgefangene, Neutralifirung der Verwundeten, Kranten 
und de3 Sanitätsperfonals u. |. mw.) zunächſt auf ähnlichen 
Widerftand, auf gleiche Beftreittung der Durchführbarkeit, 
auf die Behauptung der Unentbehrlichkeit jener Zwangsmittel 
geftoßen und doch von dem Geifte der Humanität durdge- 
ſetzt worden find. 

Dagegen mahen wir uns feine Täufhung barüber, 
daß jenes Princip, auch wenn völkerrechtlich anerkannt, nur 
bei ſtreng gemwifjenhaftem Willen der Befehlshaber durchzu⸗ 
führen und, in Ermangelung folgen Willens, ſehr leid 
durch die Behauptung zu umgehen ift, nicht aus jenem (ver 
pönten) Grunde, jondern aus einer der’) angeführten Ur: 
ſachen fei die Beichießung der Feftungsftadt angeorbnet 
worden. Bon dem guten Willen der zur Ausführung Be 
rufenen find aber alle ähnlichen Worfchriften des Krieg 
reht3 abhängig: man denke nur an bie zahlreichen 
gegenfeitigen Beihuldigungen wegen Berlegung ber Genfer 
Convention, 


3. Freier Abzug der Niht- Combattanten aus be: 
lagerten Feftungen. 


Sehr mit Unrecht Hat man von franzöfifcher Seite die 
deutfche Kriegführung rechtswidriger oder auch nur ftrenger 
Grundfäge in biefer Frage geziehen. Es ift unbeftritten, 


2) Dben Seite 131. 
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daß einerjeit3 der belagerte Befehlshaber das Recht hat, im 
Intereffe der Berlängerung der Bertheidigung und der Ent: 
fernung der Gefahr der Aushungerung die „unnügen Efjer“, 
d. h. nöthigenfall® die gefammte Eivil- Bevölkerung auszu- 
weiſen — was jelbftverftändlich feine thatſächlichen, natür- 
lihen Schranken in der Menge der Auszumeifenden findet: 
welhe Macht hätte dazu gehört, die Bevölkerung von Paris, 
auh nur die waffen-unfähige, auszutreiben! Andererfeits 
hat der Belagerer, aus den Gründen des enigegengejegten 
Intereſſes, das Recht, den Abzug der Ausgemwiejenen zu ver: 
hindern, und fall3 er von diefem Recht Gebrauch macht, ift 
der Belagerte verpflichtet, die Ausgemwiefenen, die man nicht 
zwiſchen den beiberfeitigen Feuerlinien untergehen laſſen 
lann, wieder aufzunehmen, beziehungsweife nad erfolgter 
Verweigerung des freien Abzug3 durch den Belagerer, auf 
die Maßregel der Ausmweifung zu verzichten”). 

An dem Maß diefer Rechtsſätze gemefjen, ermeift ſich 
dad Verfahren der Deutfchen bei den Belagerungen von 
Straßburg, Paris und Belfort, bei welchen die Frage practifch 
geworden, als ein ganz außerordentlich gelindes und bie 
franzöfiihe Beſchuldigung rebucirt fih darauf, daß man 
nicht in jedem von den Belagerten beliebten Augenblid der 
Belagerung einer beliebigen Anzahl von Einwohnern den 
Weg duch die deutfchen Linien geöffnet hat. Das freilich 
hat man nicht getan! Würden doch die in folcher Weile 
aus den genannten Feftungen entlommenen waffenfähigen 
Männer alsbald, freiwillig oder gezwungen, die im Rüden 
der deutichen Here fih bildenden Mobilgarden und Franc: 
Tireur3 verftärft haben. 

Aber man hat gleich im Beginne der Belagerung von 
Straßburg!“) dem franzöfiichen Befehlshaber eröffnet, daß 
warn den Frauen, Kindern und Kranken freien Abzug ge— 
währe, eine Bergünftigung, die General Uhrich zurüdge- 
wiejen und deren Anerbietung er der Bevölkerung wohl 
weislih nicht fund gethan hat. Und als fpäter drei Dele- 
girte des jchweizerifchen Bundesrathes nach den Beſchlüſſen 
der Conferenz zu Dlten vom 7. September um die Erlaubniß 
nahjuchten, Lebensmittel für die Eivilbevölferung in Straß: 
burg einführen und Nichtcombattanten aus der Stadt über die 


“) Dahn, Kriegärecht ©. 6. — American articles of war I. 19, 
Bl Mer Mittheilung im preußiſchen Statsanzeiger 
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Grenze geleiten zu dürfen, wurde Beides bereitwillig von 
dem Belagerer geftattet und über 4000 Einwohner verließen 
in Folge diefer Bewilligung die Feftung. 

Während der Belagerung von Parid hat man zwar 
das naive Begehren der Taufende von Flüchtlingen begreif: 
liherweife nicht erfüllen können, welche nah Sedan die 
Champagne und die übrigen von den Deutſchen in ihrem 
Mari auf Paris zu pajfirenden Landſchaften in thöricter 
Ueberftürzung und Furt verlaffen, ſich in der mit der Ein- 
Ichließung bedrohten Hauptftadt geborgen Hatten und nun 
mehr, nachdem die Leiden der Belagerung fühlbar wurden, 
wieder herausgelaffen zu werden verlangten. Aber man bat 
gleihwohl ganze Züge von Nichtfranzofen (und in vielen be: 
fonderen Fällen auch Franzofen, Pariſer) auf Verwendung 
der Gejandten und Conſuln paffiren laffen. 

Endlih haben die Belagerer von Belfort den Frauen, 
Kindern, Greifen, Kranken zwar nicht fofort in dem von 
dem Commandanten Denfert gewählten Augenblide, wol aber 
wenig jpäter freien Abzug nach der Schweiz gewährt. 


4. Ankündigung der bevorftehenden Eröffnung des 
Bombardements. 


Geradezu frivol ift die Beſchuldigung der Unterlafjung 
diefer Ankündigung auf Seite der Belagerer von Paris. 
Einmal geftattet das Kriegsrecht diefe Unterlaffung, „falls 
plöglicher, überrafhender Angriff von dem Operationsplan 
geboten ift“'%), und der deutjche Belagerer hat nicht mit Un: 
recht auf die Panique gerechnet, welche die ſich unerreichbar 
mwähnende Weltftadt bei den erften Schüffen befiel. Ferner 
bat jene Anzeigepflicht offenbar in einem Falle feinen Sinn, 
in welchem nicht nur Monate lang vorher die Belagerten 
ihrerſeits das Bombardement eröffnet, in welchem fie die 
Borbereitungen der endlichen, jpäten Ermwiderung des Feuers 
in den deutſchen Arbeiten ebenfalls Monate lang wahrge— 
nommen — 

Endlich konnte der Belagerer ſich die mit jener An— 
kündigung verbundene Aufforderung zur Ergebung und die 
ſtolze Abweiſung derſelben erſparen, da ja von franzöſfiſcher 


u Dahn, Ariegstecht S. 6. — Bluntſchli Völterr. 8 554. — 
American. Kriegdartilel 19. 
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Seite officiel verfündet worden: Paris wird niemals 
capituliren. 


5. Behandlung der Luftballons und Luftfdiffer. 


Eine neue und intereffante Frage ift an die Wiſſenſchaft 
berangetreten durch die Benußung des Lufweges von den zu 
Paris Belagerten, um über die Köpfe der Belagerer hinweg 
Berbindungen mit den anderen franzöfiihen Armeen, mit 
Behörden, mit auswärtigen Mächten anzufnüpfen, um Nad: 
rihten aus der belagerten Stabt nad) auswärts gelangen zu 
lafjen oder endlich auch, um ſolche über die Stellungen, 
Streitkräfte u. ſ. w. des Feindes einzuziehen. 

Es frägt ſich — fo läßt fih das Problem juriftifh am 
Schärfften formuliren — ob die Eigenthümlichkeit diefes Ber: 
fehrämitteld als ſolche, abgefehen von dem dadurch ange: 
firebten Zwed, eine eigenthümlihe Behandlung der fich 
defielben bedienenden Perſonen involvirt? 

Dieje Frage ift, und zwar zu Gunften wie zu Ungunften 
der Quftfchiffer, zu verneinen: entfcheidend ift vielmehr in 
jedem Einzelfall die Gefammtheit der übrigen Umftände, alfo 
inäbefondere der Zwed der Fahrt, nad den allgemeinen 
Grundfägen des Kriegsrechts. 

Ein bejonderes Brincip über Behandlung der Luftfchiffer 
als ſolche, z. B. immer als Spione, läßt jich nicht aufftellen. 

Anfangs, al3 das neue, abenteuerlihe Gefährt auf: 
tauchte, war die öffentlihe Meinung in Deutichland geneigt, 
dafjelbe als theatraliſch, als ungefährlich zu belächeln. Aber 
bald ſchlug diefe Geringihägung in das Gegentheil um, in 
eine ernfte Strenge, welche man von den Befehlshabern 
beifhte, nachdem ſich herausgeftellt hatte, daß denn doch in 
einer die Intereſſen der Belagerung ernftlich gefährbenden 
Reife Paris auf diefem Iuftigen Wege feine Verbindungen 
berftellte, nachdem Gambetta, der leidenfchaftliche Leiter des 
Volkskrieges, fich durch diefes Vehikel nah Tours begeben 
und auch mand anderer Ballon erfolgreih die deutſchen 
nn überflogen und fih in deren Rüden niedergelaffen 


Man erinnerte fih nun an die wiederholt in der 
Bifienfhaft gebrauchte Ausdrudsweife, welche, im Gegenjag 
ju dem gewaltfamen Forciren von Borpoften und Stellung3- 
Linien durh Recognoscirungen zc., in dem gemaltloien, 
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beimlihen, oder zwar offen, aber mit täujchenden Namen 
umkleideten 2c. „Sich einjchleihen“, „Durchſchleichen“ im bie 
Rinien des Heres entweder ein bejonderes Kriegsverbrecen, 
das ala jolches ftrafbar, oder doch den Verſuch der Spionage 
—— die Vermuthung für ſolche begründende Thatſache 
erblickt. 

So ſagt Bluntfhli'): „Als Spion wird betrachtet, wer . 
heimlicher Weife oder unter trügerifhen Vorwänden fich in 
die Linien des Heeres in der Abficht einfchleicht oder begiebt, 
um Erkundigungen einzuziehen“ ꝛc. Und in der Anmerkung | 
hierzu: „die offen geübte Erkfundigung fann zum Berratb 
mißbraucht werden"), aber fie ift nicht Spionerie'") Militair- 
perfonen, welche als erkennbare Feinde in die feindliche Linie 
eindringen, wenn auch in der Abficht, die Stellung und bie 
Berhältniffe des Feindes zu erkundigen, dürfen wol Kriegs: 
gefangen gemacht, nicht aber al3 Spione behandelt werden”). 
Mit der Strafe des Kriegsverraths wird auch der bedroht, 
welcher aus einem von der feindlichen Kriegsmacht befegten 
Drte an fein heimatliches Her oder feine heimatliche Regierung 
Mittheilungen in der Abficht macht, die jene Orte befegende 
Kriegsmacht zu gefährden.” 

Aehnlich, faft noch firenger in Anwendung auf unferen 
Fall bejagen die anmerikanijchen Kriegsartifel”): „Ein Ber 
räther nach Kriegsrecht oder Kriegäverräther ift eine Perjon, 
welche an einem unter Kriegsrecht ftehenden Drt ohne Ers 
laubniß des Befehlshabers der Kriegsmacht dem Feinde irgend 
welche Mittheilung macht oder Verkehr mit ihm hält“), 
Auch Heffter”) verlangt verheimlichte Abficht, heimliche 
Erfundigung”) für den Thatbeftand des Verraths. 

Es ift Mar, daß diefe fämmtlichen, obzwar an fi wol 
begründeten Beftimmungen, auch mit SHinzuziehung Der 
Normen über den Verkehr zwifchen den Kriegsparteien und 


7) Bölterrecht $ 629 — 
) 8 631 — 


0) 8 630, 
20) 8 632. — 
a) V. 90 


22) A traitor under the law of war or a war-traitor is a age 
in a place or district under martial law who unauthorized by the 
military commander gives information of any kind to the enemy or 
holds intereourse with him. 

2) & 249. — 

») 8 250, 
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von kriegeriſch bejegten Drten aus und nad denſelben 
hin”) für eine angemeffene Löfung der Luftichiffer- Frage nicht 
ausreichen, da fie an biefelbe noch nicht dachten. 

Wir behandeln diefe Frage, ausgehend von dem oben 
Seite 137 aufgeftellten Brincip mit folgenden Unterfcheidungen: 

I. Der Gebraud des Luftijhiffs, um fih von einem 
belagerten, blofirten oder kriegeriſch bejegten Ort oder Ge— 
biet zu entfernen und die Linien der Belagerer zc. zu über: 
ſchreiten, involvirt nicht als jolcher bereit3 den Begriff der 
verſuchten oder vollendeten Spionage”). Und zwar ohne 
Unterſchied ob „offen“, d. h. am hellen Tage, vor den Augen 
unferer Truppen, oder „heimlich“, d. h. etwa zur Nachtzeit, 
unter Benugung eines Nebels, das Weberfliegen der Linien 
verſucht wurde. 

II. Auch nicht die Vermuthung der verſuchten Spionage 
wird durch Gebrauch des Luftſchiffes, ſelbſt bei heimlicher 
Auffahrt, zum Nachtheil der Paſſagiere begründet, ſo daß 
dieſe ſo lang als Spione zu betrachten wären, bis fie en 
feit3 den Beweis eines anderen Zweckes ihrer Fahrt (3. B 
lediglih Flucht vor den Uebeln der Belagerung oder Ueber: 
bringung von Nachrichten aus der eingefchloffenen Stadt) 
erbradht hätten. „Dolus probatur ex re“: die berüchtigten 
Vermuthungen zum Nachtheil des Angejchuldigten, welche aus 
dem ordentlichen Strafverfahren glüdlich entfernt find, wollen 
wir bei Leibe nicht in den außerorbentlihen Kriegsproceß 
wieber einführen. Es ift vielmehr, ohne irgend eine Ber- 
muthbung wider ober für die in einem ſolchen Ballon Er— 
griffenen, die Unterfuhung in jedem einzelnen Falle auf den 
Zwed der Einzelnen zu richten, über welchen die mitgeführten 
Papiere, Geräthe, dann natürlid Geſtändniß, Aufihluß 
geben mögen. 


3) American. articles of war V. 8 86. — Bluntſchli Vollerr. 

9: ; GR Sg ande daß der Verfudh der Spionage mi 
i an zu erinnern, daß der Verfuch der nage 

die Vollendung beftraft wird: ja, Die vollendete Spionage * 
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(für dag —— ein —— Sr ey A 
wenn ein —— el, Var hafter gerade. "während E 8. den ® Vorpoften 


macht von und angetrfien wird, 
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II. Nah dem Ergebniß diefer Unterfuhung ift dann 
zu erkennen; feindliche Soldaten find jedesfalls Kriegsge— 
fangene und fönnen abgeführt oder auch, entwaffnet, in den 
belagerten Ort zurüdgemwiejen werben, wenn etwa die baldige 
a — angeſtrebt wird. 

V. Iſt der Verſuch der Spionage dem Ergriffenen 
— (z. B. aus mitgeführten Anweiſungen, über 
welche Thatſachen ſie Erkundigungen einziehen und, etwa 
durch Brieftauben, Bericht in die belagerte Feſtung ſchaffen 
ſollen), fo hebt der Umſtand der offenen Auffahrt den That: 
beftand der Spionage nicht auf; die Benüßung des Luft- 
ballons anftatt 3. B. eines unter dem Wafler jhwimmenden 
Kahnes kann dem Spion nit zu Gunften fommen. In 
diefem Saß liegt freilih eine ftarfe Abmweihung von dem 
bisher allgemein aufgeftellten Begriff der Spionage.”) Aber 
diejes neue Kundſchaftsmittel erheifcht eben ein neues Recht, 
fonft könnten wir einen Giviliften der 3. B. aus dem be— 
lagerten Paris durch jenes Mittel in offener Auffahrt in den 
Rüden der deutfhen Armee gelangt wäre, in der einge- 
ftandenen Abficht der Spionage und ergriffen wurde, bevor 
er eine Ausfundihaftung vornehmen Fonnte, nicht ftrafen: 
denn jenes offene Eindringen in der Abfiht Erkundigungen 
einzuziehen wäre nicht ftrafbar und eine Erfundigungss 
handlung läge noch nicht vor. Man hat”) die ftrenge Be: 
ftrafung jchon des Verſuches der Spionage aus der Unehren— 
baftigfeit der Heimlichkeit des Verfahrens rechtfertigen wollen. 
Es ift aber gewiß noch vielmehr die hochgradige Gefährdung 
der Truppen durh Ausfundfhaftung, melde diefe Strenge, 
als Act der Abjchredung, hervorgerufen hat und bei der 
hohen Gefährlichkeit des hier gewählten Mittel3 muß, troß 
der offenen Auffahrt, bei nachgewieſener Abficht der Kund— 
Ihaftung in Erweiterung der bisherigen Definition der That: 
beftand des Verſuchs ber Spionage angenommen werben. 
Man fühlt leicht, wie unangemefjfen es wäre, erft noch eine 
Unterfuhung darüber anzuftellen, ob der im Rüden unferer 
Linien ergriffene Luftſchiffer und Kundfchafter bei Nebel oder 
Sonnenſchein, bei Naht oder Tag, unbemerkt oder bemerft 
von unjeren Truppen aufgeftiegen und nur in den Fällen 
erwiejen beimlicher Auffahrt Spionage anzunehmen (Boraus: 


S ben S. 13. 
388 
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jegung ift dabei ftet3, daß die Angejchuldigten Hinter den 
Linien ergriffen werben). 

V. Abgejehen von dem Beweis der verfuchten Spionage 
und abgejehen von den als Kriegsgefangene zu behandelnden 
feindlihen Gombattanten frägt fih, wie find die mit dem 
Ballon oder nach deſſen Verlaſſung ergriffenen Luftjchiffer 
(Rihtcombattanten) zu behandeln? Offenbar fann man nicht 
* — Fälle die gleiche Regel aufftellen, ſondern muß unter: 

eiden: 
1) Ging die Luftſchifffahrt von einem von uns beſetzten 
Drte oder Gebiete aus, in der Abficht, mit Umgehung der 
Erlaubniß unferes Befehlshabers oder unerachtet jeines Ver— 
bot3 Verkehr mit dem vom Feinde bejeßten Gebiet über 
unfere Linien hinweg berzuftellen, fo liegt darin ein Verſuch 
der Verlegung des beftehenden Verkehrsverbots und daher 
eine, ohne Rüdfiht auf den Zwed der Fahrt, nah Kriegs: 
echt ftrafbare Handlung. Möglichermeife concurrirt damit 
Verſuch des Kriegsverraths, d. h. der Benachrichtigung der 
Kriegapartei des Ergriffenen von den Zuftänden in dem 
= a bejegten Drt. Darauf fteht unter Umftänden der 

od. 

2) Ging dagegen die Luftfahrt von einem von ung be- 
lagerten, eingefchlofjenen Pla aus, Iediglih um den Uebeln 
der Belagerung zu entkommen, fo find folche Eiviliften weder 
frafbar noch kriegsgefangen, können aber, wie friegsgefangene 
Combattanten in gleihem Fall”) in die Feftung zurüdge- 
wiefen und müſſen“) von diefer wieder aufgenommen werden. 
Hat der Belagerer an dieſer Maßregel fein Intereffe, fo find 
die Ergriffenen, unter Vorſicht gegen Spionage, frei zu 
laffen oder in angemefjenen Drten zu interniren. 

3) Gleihmäßig in beiden Fällen find ſolche Eiviliften 
zu behandeln, welche, wenn fie, fich eines anderen Verkehrs—⸗ 
mitteld bedienend, ergriffen, als Kriegsgefangene betrachtet 
(3. B. Glieder, Drgane der Regierung, die uns bisher in 
dem befegten Gebiet durch Verbergung entgangen, oder Die 
fih aus der belagerten Stadt in politifcher Miffion entfernen 
wollen), oder doch als Couriere angehalten und ihrer 
Depeichen 2c. entledigt worden wären, — übrigens ohne Be— 
ſtrafung. 


Bluntſchli $ 631. — Dahn ©. 14. — Heffter 8 249 f. — 
erican. art, of war $$ 89. 90. 

”) Dben Seite 135. — 

*) Dben Seite 135. 
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VI. Die angeführten, je nach den erwiejenen Zmweden 
der Fahrt unterfcheidenden Arten der Behandlung jehen » 
ſämmtlich voraus, daß die Auftichiffer bereit3 mit ihrem Ge 
fährt (oder ohne daſſelbe, aber unter Nachweis ihrer Eigen: | 
ſchaft als Auftichiffer) in unferen Linien ergriffen worben. 
Wol mancher militairifche Leſer wartet aber ſchon lang mit 
ungebuldigem Kopfichütteln auf Beantwortung der ihm — 
und mit Recht — praktifch betrachtet wichtigft erfcheinenden |, 
Frage: „Vorher aber?“ d. h. „wie ift der vor unſeren 
Augen auffteigende oder nah dem Auffteigen über uns | 
fchwebende Luftballon zu behandeln?” ift vorher auch ſoviel 
Federlefend mit dieſen gefährlichen Seglern der Lüfte zu ı 
machen? 

Hier können wir mit einem dem praftifchen Bebürfnik | 
der Kriegführung entsprechenden Fategorifhen „Nein“ ant | 
worten: vielmehr ift jedes Mittel der Gewalt und Xift an | 
wenbbar, die Luftſchiffer (und ihr Gefährt), fei e8 vor, fi 
e3 nah ihrem Debarquiren, in unfere Hände zu bringen. 

Auf das Luftihiff und aud auf jeine etwa ausge 
ftiegenen Paſſagiere, welche fih auf Anrufen nicht ftellen, darf 
alfo geſchoſſen, das Schiff darf mit allen Mitteln zum Sinten, 
die Mannſchaft zum Stehen gebraht werden; auch die 
Kriegsliſt ift ftatthaft, fälſchlich das Land, über oder it 
welchem fid Schiff oder Baflagiere befinden, für befreunbetes, 
nicht von uns befegtes, neutrales und unfere Truppen für 
feindliche oder neutrale auszugeben, um die Schiffer zum 
Herabfteigen oder Stehenbleiben zu veranlaflen. 

Bei dem Beihhießen des Luftihiff3 oder der Bemannung 
kann es nun allerdings geſchehen, daß Perfonen, welche fein 
Kriegsvergehen begingen oder vorhaben, 3. B. flüchtende 
Bewohner der belagerten Stadt, verwundet oder getöbtet 
werben. 

Allein die Militairgewalt hat das Recht, um jeden Preis 
und mit jedem Mittel einen Verkehr, der fich ihrer Control: 
entzieht und der durd Spionage, Kriegsverrath oder dur 
andere Mittel der feindlichen Kriegführung dienen kann, 
unmöglih zu maden; auch in dem denkbar unfchuldigften 

ll, dem des Fluchtverfuhs von Civiliften aus der be 
agerten Stadt, hat ja der Belagerer das Recht einen folden 
Berfuh zwar nicht zu beftrafen, wol aber mit Gewalt zu 
"hindern und wer fih, wenn auch nicht in der Abficht, ein 
Kriegsverbrechen zu begehen oder der Kriegführung unſeres 
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Feindes zu dienen, ohne Erlaubniß durch oder über unfere 
Zinien hinweg begeben will, thut dies eben auf feine Gefahr. 


6. Bermwendung der Turcos in dem Kriege gegen 
Deutſchland. 


Gegen die Verwerthung dieſer afrikaniſchen, auf ſehr 
tiefer Stufe der Anlage und der Bildung ſtehenden, Truppen 
wider die deutſchen Here, welche die Blüthe der gebildeten 
Jugend eines der edelſtbegabten Völker aller Zeiten enthalten, 
bat man viel geeifert. Selbftverftändlich gewährt der ange- 
deutete Unterſchied allein feinen Rechtsgrund: jonft dürfte 
die über ſchlechteres Menjchenmaterial verfügende Nation 
gegen höher ftehende Racen überhaupt feinen Krieg führen. 
Entſcheidend ift vielmehr nur, ob die franzöſiſche Disciplin und 
Heres- Erziehung diefen lieblichen Afrifanern jo viel beigebracht 

‚daB fie die unter civilifirten Völkern geltenden Bor: 
ſchriften des Kriegsrechts kennen und einhalten lernten; Dies 
vorausgefegt, wäre gegen jene Truppen nichts zu erinnern. 
Leider ift aber obige Frage zu verneinen: Fälle der Mip- 
bandlung von Gefangenen, Berftümmelung oder Tödtung 
von hülflos auf dem Sclachtfelde liegenden Verwundeten, 
Scheußlichkeiten nicht nur der Grauſamkeit, auch andere Laſter, 
an ſolchen Wehrlofen verübt, heimtüdifche Ergebung mit dem 
Iwed, den ſicher gemachten Gefangennehmer zu ermorden find 
in großer Häufigkeit gegenüber dieſen intereffanten Sremdlingen 
conftatirt; daß fie von der Genfer Eonvention nicht? wußten, 
dürfen wir den Söhnen der Wüfte nicht ſehr verargen, nad: 
dem fogar Generale der franzöfiihen Republif ihre voll: 
ftändige Unfenntniß eines jo benannten Dinges aufridhtig 
betheuert haben. 

Es läßt fih nun aber, jo beflagenswerth und fittlich 
anftößig Die Verwerthung der arabijhen Truppen erjcheint, 
juriftiich gegen diefe Verwendung als ſolche nichts vor: 
dringen und wir fünnen nit mit Rolin-Jaequemyns am 
angeführten Ort ©. 22 in diefer Maßregel eine Verlegung 
des Völkerrechts erbliden: nur die einzelnen verbrecherifchen 
dandlungen (und Ueberjhreitungen des Kriegsrechts) der 
Tureos geben Grund zur Beichwerde. 

Es ift hier auch nit, wie Rolin-Jaequemyns meint, 
der von Heffter angeführte Fall gegeben: „Gebrauch von 
Wilden, melde die Gefege der Friegerifhen Ehre und der 
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Menjchlichkeit nicht kennen“: denn bei Heffter ift offenbar an 
jelbftftändig auftretende barbariihe Hilfs: oder Bundes- 
truppen gedacht. Die Turcos aber find integrirende Be- 
ftandtheile der regulairen franzöfifhen Armee: ihre Offiziere 
find, ohne Unterſcheidung ihrer arabifchen oder franzöfijchen 
Abkunft, franzöſiſche Offiziere und als folche verpflichtet, das 
Kriegsreht zu fennen, die Kenntniß deſſelben unter ihren 
Leuten zu verbreiten und für defien Einhaltung zu forgen. 
Können oder wollen fie dies nicht, jo ift die Nechtsfolge zu— 
nächſt nur das Recht der Beichwerde und der Forderung von 
Beitrafung und Genugthuung. 

Sp, mwohlverftanden auf dem Boden des Kriegärechts, 
wie es bisher beftanden. Eine ganz andere Frage ift, ob 
nicht die in dem legten Kriege gemachten Erfahrungen, daß 
jene Truppen”) eben ganz regelmäßig barbarifche Krieg: 
führung trieben, die Staten berechtigt, jeßt ſchon gegen die 
Wiederkehr folcher Abfcheulichkeiten fihernde Vorkehrung zu 
treffen. Diefe Frage ift allerdings zu bejahen: e8 würde fi 
empfehlen, daß der durch jene Erfahrungen betroffene Stat, 
das deutſche Reich, die übrigen civilifirten Staten veranlaßte, 
in einer Collectionote Frankreich einzuladen, auf einem zur 
Weiterbildung des Völkerrechts im Kriege einzuberufenden 
Congreß, von defjen Unentbehrlichkeit wir unfere Lefer durch 
dieſe Erörterungen von jelbft zu überzeugen wünſchten, aud 
obige Frage zu löfen. Frankreich müßte fich verpflichten, 
afrifanifche Truppen in fünftigen Kriegen nicht eher wieder 
zu verwenden bis es, vermöge der inzwijchen einzuführenden 
Disciplinirung derfelben, gegen: die Wiederholung von Dingen 
gefichert erfchiene, welche jedesfalls die Ehre Frankreichs nod 
viel jchlimmer geſchädigt haben als die Rechte und Intereſſen 
feiner Feinde. Es müßte dann ganz allgemein der Saf 
aufgeftellt werden, daß jeder Stat, welcher ſolche Truppen 
verwendet, nach ermwiejenen ähnlichen Barbareien, nod 
während des Krieges dieſe Regimenter vom Kriegjchauplag 
zu entfernen hat. Unfere Leer werden den einfacheren Vor: 


) Uebrigens haben auch andere Truppen der Franzofen deutſche 
Verwundete auf * Schlachtfelde ermordet oder zu ermorden ver⸗ 
Kat; wir hatten 3. B. nad) Sedan in dem Spital zu Dondery einen 

reußen, welchem, als er mwehrlos am Boden Ing, vorbeifprengende 
franzöftiche . noch 17 Säbelftiche beibrachten; dieſe Reiter waren 
Seifen und Chafleurs — 8* — De Alta, —— 

Uhr den ug der aus Ig yu oing gemworfenen 

—— und —E erie decken sollte. 
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tireur3 (anders natürlich bezüglich der Mobilgarden) jcheint die 
Preußiſche Regierung ftillfchweigend felbft wieder abgegangen 
zu fein, wenigftens in dem Sinne, daß die Führer einzelner 
jolder Scharen nothwendig Dffiziere der Armee ober ber 
Mobil: oder (fpäter) der Nationalgarde fein müßten. 

Es Tiefe fih in der That die Durkhführung dieſer 
Mafregeln nicht mit den Bedürfniffen des Guerillafrieges 
vereinbaren, und der Volkskrieg in Spanien, Tirol, Amerika 
zeigt uns überall, daß auch ohne Einhaltung der übrigen 
Vorausfegungen, namentlih ohne Einführung und Beibe- 
haltung einer Fennzeichnenden Bekleidung, der einfache Förfter 
oder Hirt ober Bauer, der unter Regierungsermädtigung 
ſolche Freifcharen um fich verfammelt und fie befehligt, für 
fh und feine Leute Behandlung als Soldat vom Feinde 
verlangen darf. 

Db er gegenüber feiner Regierung die Rechte eines 
Dffigiers geltend machen kann, ift eine andere Frage, bie 
uns bier nicht befchäftigt und in in verfchiedenen Fällen, je 
nad den Aufforderungen der Regierung und ihren daran 
Ban Verheißungen, ſehr verſchieden zu beantworten 


e. 

Eine Differenz der Anſichten beider Regierungen, welche 
in einer Depeſche des Grafen Bismard und einem Antwort: 
ſchreiben des franzöſiſchen Minifters des Auswärtigen, Fürften 
de la Tour d'Auvergne (vom 31. Aug., verlejen in der 
Sitzung de Senats vom 1. September) Ausdruck fand, 
betraf lediglich die Thatfrage, ob das von der franzöfifchen 
Regierung gewählte Coſtüm der Franctireurs (und anfäng- 
lich, bis zur Beſchaffung der Uniformen, auch der Mobü— 
garden): blaue Blouje, rothe Schnüre (und für die Mobil- 
garden das „Képy“) diefe Truppen auf Gemwehrfchußmeite 
hinreichend Deutlih von der Landbevölkerung untevfcheibe, 
deren Nationaltracht, wie Graf Bismarck bemerkte, ja gleich: 
falls die blaue Blouſe, während die rothe Verſchnürung 
(im Kreuzform) auf dem Aermel nur auf geringe Enfernung 

ehmbar und leicht zu entfernen oder wieder anzu= 
bringen fei. Weber die Rechtsfragen, über das Princip 
waren (mie Rolin-Jaequemyns ©. 23 bis 24 richtig be- 
merkt) beide Regierungen einig: d. h. darüber, daß die Be- 
Neibung: des Wollsaufgebots ſich von der Tracht der nicht 
lampfenden —— hinreichend unterſcheiden müſſe, 
und daß Civiliſten, welche ohne ſolche Bekleidung Acte der 

10* 
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Kriegführung begingen, im Fal der Gefangennahme nidt 
als Kriegsgefangene behandelt, fondern al3 Kriegsverbreder 
vor die Kriegsgerichte geftellt und beftraft, in jhweren Fällen 
erihoflen werden würden. 

Die Vorausjegungen, unter welden die Landesverthei- 
diger vom Feinde als Soldaten behandelt und nicht beftraft 
werden follten, waren alſo: 

1) et ante 
2) Aeußerliche Erjcheinung, 
3) Benehmen und Krieggmanier } von Solbaten. 

So einfah und fäuberlih diefe Beitimmungen indeffen 
von der Theorie bingeftellt werden können, fo zweifelhaft 
fann deren Anwendung in der Praris der Kriegführung, 
namentlih durch die Mannjchaften, werden. 

Unbeftreitbar haben unfere Truppen, gereizt durch bie 
dem Einzelnen viel mehr als dem großen Ganzen der Kriegs: 
leitung gefährlich oder doch läftig begegnende Führung dieſes 
fleinen Krieges, dann noch mehr durch den häufigen Miß- 
brauch der ehrlihen Landesvertheidigung zu heimtüdifchen, 
meuchleriijhen Handlungen der Morbdlift, zumal in dem legten 
Halbjahr des Krieges zwiſchen ehrlichen Franctireurs und 
friegsrechtswidrig handelnden Bauern, Arbeitern 2c. nicht 
immer binreihend unterſchieden und auch jene Landesver— 
theidiger mit dem erbitterten Haß und der Verachtung ver: 
folgt, welche doch nur diefe Wegelagerer und Mörder ver: 
dienten: freilid — und das reicht zur Entjehuldigung unferer 
Truppen vollftändig aus — haben oft genug Franctireurs, 
die Nehnlichkeit ihrer „Uniformirung” mit der Nationaltradt 
mißbraucend, nach vergeblich verſuchtem Widerftande ſich 
gegenüber den eindringenden Deutichen als harmlofe Bauern 
gerirt, um dann bei günftiger Gelegenheit die in den Graben 
geworfene Büchjfe wieder aufzunehmen und etwa nächtlicher 
Weile die einquartierten Deutjchen zu überfallen. Umgekehrt 
mochte jeder Bauer, der nie einer Franctireurd- Compagnie 
angehört hatte, und der aus dem Waldverfted auf deutſche 
Truppen feuern wollte, mit leichter Mühe fich die rothen 
Schnüre auf die blaue Blouje nähen, um im Falle der Er: 
greifung die Rechte eines Combattanten in Anſpruch nehmen 
zu können. 

Anwendung erlaubter Kriegslift in Benugung von Ber: 
kleidung darf man nicht etwa in ſolchem Verfahren erbliden 
wie allerdings in dem folgenden, der „France“ vom 21. No: 
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vember 1870, entnommenen Fall. Eine Schar Franctireurs, 
gegen 25, hatte die Uniformen in ihre Hände gerathener 
preußifcher Gefangener oder Gefallener angezogen und fich 
in dem Dorfe Sennegy, bei Troyes, einer anrüdenden 
deutſchen Batrouille als preußifche Soldaten zu erkennen ge: 
geben, dann auf die arglos ſich Nähernden plößlich ge- 
feuert und mehrere getödtet. Dieje Handlung ift nicht mit 
Rolin-Jaequemyns ©. 25 zu verpönen, da die Berfleidung 
in feindliche Uniformen zum Behuf der Täufhung des 
Gegners Friegsrechtlih den Angehörigen der Armee geftattet 
= ar abzujehen ift, weßhalb fie Freilharen unterjagt 
ein ſoll. 

Vielleicht erhebt der der Kriegsgeſchichte Fundige Leſer 
gegen die oben (S. 148) aufgeftellten drei Vorausſetzungen 
den Einwand, daß in vielen Fällen der Landesvertheidigung 
3. 8. Tirols und Spaniens gegen die Franzojen, Griechen: 
lands gegen die Türken befondere Regierungsermächtigung 
und fennzeichnende militairifche Bekleidung keineswegs ftatt: 
gefunden habe und mwenigftens die Regierungsermäctigung 
hat man neuerdings (Rolin-Jaequemyns ©. 25) für ein 
entbehrliches Requifit erachten wollen. — 

Solde Einwände beruhen jedoch auf der Verwechjelung 
von zwei jehr verjchiedenen Dingen: militairifch organi= 
lirte Freifharen und Maffenerhebung. 

Wenn ein ganzes Bolf, wenigftend alle wehrfähigen 
Männer, — Weiber und Kinder find dann oft auch nicht 
jurüd zu halten — verzweiflungsvoll zu den Waffen greift, 
den eindringenden Feind abzuwehren oder den eingebrunge- 
nen Sieger zu vertreiben, dann freilich fallen befondere Er: 
mädtigung der Regierung, militairische Uniformirung und 
Bewaffnung, leider nur allzuoft auch das dritte Erforderniß: 
Einhaltung ehrlicher Kriegsmanier, hinweg: fo in der Er: 
bebung der Tiroler, Spanier, Griechen. 

Die Tiroler 3. B. haben zuerft allerdings mit „Ermäd: 
tigung“, zulegt aber gegen das ausdrüdliche Friedensgebot 
der öfterreichifchen Regierung den Volkskrieg gegen die Fran— 
jofen und deren Berbündete geführt. In folden Fällen 
greift jeder Mann, ohne militairifche Abzeichen, zur nächft 
gelegenen Waffe: Drefchflegel und Senſe erjegen Gewehr 
und Säbel. Der Feind aber denkt gar nicht daran, die 
„Ermächtigung“ des Einzelnen ober ganzer Scharen zur 
Kriegführung zu unterfuhen: das Princip der modernen 
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Kriegführung, daß nur der Soldat, nicht der Givil-Ein- 
wohner Kriegsfeind ift, fällt hier weg, wo, im echten Volks— 
frieg, jeder Einwohner Soldat geworden. 

Eine ſolche Benölferung verzichtet dann ihrerfeit3 auf 
Schonung: wo jedes Haus zur Feflung, jeder Buſch zum 
Hinterhalt, jeder Hirt und Bauer zum Krieger wird, da 
verfteht es ſich von jelbft, daß der eindringende Feind eben- 
falls einen Vernichtungskrieg führt, die Häufer, Saten 
und Wälder niederbrennt, jeden Mann als Feind und, im 
Fall der Verlegung der Kriegsmanier durch den Landfturm, 
die Ergriffenen nicht als Kriegsgefangene, jondern als Kriegs— 
verbrecher behandelt. 

Bon al’ dem gilt das Gegentheil, wenn lediglich mili- 
tairiſch organifirte Freiſcharen in einer Landſchaft auftreten, 
ohne daß die Bevölkerung jelbft im Landſturm ſich erhebt. 

Die Franzofen haben nun, bewußt und unbewußt, fehr 
häufig den logifhen Fehler begangen, daß fie der Landes— 
vertheidigung alle Rechte der Maffenerhebung zuſprachen, 
die nothmwendige Folge aber, d. h. die entſprechende Be— 
handlung folder Landichaften und Bevölferungen den 
deutfchen Truppen verwehren wollten; ihren Bauern riefen 
fie zu: „Nicht nur Freiſcharen, Maffenerhebung!” den 
Deutſchen aber bedeuteten fie: „Ihr habt nur mit Frei 
Icharen, nit mit Maffenerhebung zu thun!“ 

Bergebens bemühten fich die preußifchen Proclamationen 
bei dem Einrüden in franzöfifche Gebiete den Benölkerungen 
dieſen Unterſchied Far zu maden; jo bejagt ein Anfchlag, 
den wir auf unferem Marfche in Frankreich vielfah an den 
Mauern der Städte fanden, in deutfcher Uebertragung (Ab- 
are — in der „Indépendance belge“ vom 4. Septem⸗ 

r 

„Jeder Gefangene muß, um die Rechte eines Kriegs— 
gefangenen in Anjpruch nehmen zu können, feinen Charakter 
als franzöfifher Soldat darthun, indem er nachmeift, daß er 
duch einen von der gejeglihen Autorität ausgehenden und 
an feine Berjon gerichteten Befehl zur Fahne gerufen 
und in die Liften eines von der franzöfifchen Regierung 
militairifh organifirten Corps eingetragen fei. Ferner 
muß feine Eigenſchaft als Soldat und Glied der actiren 
Armee dur militairiiche und gleichmäßige Abzeichen, ‚die van 
jeiner Augsrüftung nicht getrennt und die auf Gewehrſchuß— 
weite mit bloßem Auge wahrgenommen werben Fönnen, 
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ausgeprägt jein. Berjonen, welche ohne Einhaltung obiger 
Borausjegungen die Waffen ergriffen, werden nicht als 
‚Kriegsgefangene behandelt, jondern vor ein: Kriegsgericht ge= 
fellt, vorbehaltlich jchwererer Beftrafung wegen eines con- 
curri fchwereren Vergehens, zu zehn Jahren Zwangs— 
arbeit verurtheilt und bis zum Ablauf ihrer Strafzeit in 
Deutihland gefangen gehalten werben.” 

Man fieht, die deutfchen Behörden wollten nur mili- 
airiſch organifirte Freilhaaren (neben Linie und Mobil: 
garde) als ehrliche Combattanten anjehen — (man vergleiche 
den Brief des Generals v. Werber in der „Indépendance belge“ 
vom 9. December 1870 an den Befehlshaber des Freicorps 
der Vogeſen; „es befteht fein Befehl, Gefangene, die einem 
Freicorps angehören, zu erſchießen: nicht militairifch geflei- 
dete Bauern jedoch, welde auf unjere Soldaten jchießen, 
werden nach jummarifchem Verfahren mit dem Tode beftraft“) 
— und das Emporlodern des Volkskrieges in Mafjenerhe- 
bung durch die abjhredende Drohung niederhalten, folche 
Sandftürmer als Kriegsverbrecher zu behandeln. 

Man wird zweifeln dürfen, ob, fall3 in der That ein 
folder Volkskrieg in Frankreich entbrannt wäre, die deutfchen 
Behörden wirklich mit diefer Androhung buchſtäblichen Ernft 
hätten machen wollen und — fönnen.°”) 

Glücklicherweiſe — und zwar noch viel mehr zum Glüd 
der franzöfiihen Bevölkerung als der deutichen Soldaten — 
iſt es zu einem folchen Volkskrieg im Stil von Spanien und 
Zirol, nicht gefommen: nirgends, während der ganzen Dauer 
des Krieges, hat eine ganze Landichaft fich in jenem Sinne 
bewaffnet und erhoben: — denn, daß in Bazeilles, Chäteau- 
dun und an anderen Orten die Civilbevölferung fich wor: 
übergehbend am Kampfe betheiligt hat, Fällt unter anderen 
Geſichtspunkt. 

Hätte wirklich in einer Gegend Maſſenerhebung ſtatt— 
gefunden (wie fie ein Decret der Regierung von Tours vom 
4. November ganz allgemein anordnete), ſchonungsloſe Be— 
lämpfung derſelben durch ftrenge Repreflalien wäre wohl 
unvermeidlich, aber die Abführung jedes ergriffenen Landſtür— 





9) Vielmehr weiß ich von baierifchen Officieren und Mannfchaften, 

fe es einfach nicht über das Herz brachten, den mährend Der 
ng von Paris ——— geltenden Befehl, alle im 

von Fontainebleau ergriffenen bewaffneten Bauern u. ſ. w. zu 
eiiehen, durchzuführen gegenüber den Maſſen von Aufgegriffnen. 
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mers zu zehnjähriger Zwangsarbeit nah Deutſchland wäre 
doch moraliih und tharfächlih unmöglich geweſen! 

Man betrachtet ſolche Erhebung heutzutage nicht mehr 
als ein ftrafbares Verbrechen, fondern als eine, ob zwar 
vielleicht thörige und verderbliche, That des Patriotismus; 
und der Feind darf den ergriffenen Landftürmern die Rechte 
von Kriegägefangenen nicht verfagen, wenn fie ihrerjeits 
Kriegsmanier einhalten. 

(Bgl. die von Rolin-Jaequemyns ©. 26 hierüber an 
geführte neuere Literatur; Wellington bedrohete freilich, als 
er 1814 in Süd-Franfreih eindrang, die Landftürmer mit 
dem Tode, wenn fie nicht die Waffen niederlegten oder in 
die regulaire Armee einträten; die gefangenen Tiroler Bauern 
wurden von den Franzojen mit Unrecht als Kriegsverbrecher 
behandelt, mit Recht erft, als fie, unerachtet des Befehls ihrer 
Regierung, welche Waffenftillftand und fpäter jogar Friede 
geichloffen, ven Kampf noch fortführten.) 

Erinnern wir uns, daß aud ein deutſcher Herführer 
für den Fal franzöfifcher Landuugen an unjeren Küften 
nicht nur die militairifsh organifirten „Küften = Wehren“, 
fondern die gefammte männliche Bevölkerung jener Gegenden 
zum Volkskrieg gegen die Eindringlinge aufgerufen bat: 
„Jeder Franzmann, der Euere Küften betritt, jei Euch ver: 
fallen.” Dann hätten wir auch die Folgen ſolcher Maſſen— 
erhebung (S. 150) auf uns nehmen müfjen. 

Abfichtlih haben wir uns ausführlid mit Auseinander: 
haltung der hier begegnenden und von der deutſchen Er: 
bitterung manchmal confundirten Begriffe beſchäftigt; ift man 
doch in Deutſchland jo weit gegangen, einem hervorragenden 
preußijchen Feldherrn geradezu die Frage zur Entſcheidung 
vorzulegen, ob die Eigenjchaft eines Franctireurs als ſolche 
mit männlicher und ſoldatiſcher Ehre vereinbar jei. 

Leider aber dürfen wir nicht verjchweigen, daß e3 in 
Frankreich, anftatt zu einer jener großartigen Maſſen— 
erhebungen, die man bewundert, auch wo man fie blutig nieder: 
Ihlägt, nur zu jenen ſchlimmen Zwitter-Erfcheinungen, in 
der Mitte zwiſchen Freifharen und Landfturm gefommen 
ift, welcdhe unfere Truppen mit Verachtung zugleib und In— 
grimm erfüllt Haben; nicht in die Armee, die Mobilgarde, 
die Freifcharen eintreten, auch nicht im Landfturm Leben 
und Eigen wagen, fondern die Sieger im Bauerngewand, 
Schonung erbittend, empfangen, und dann aus Graben und 
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Hede den Abziehenden nachſchießen oder den Schlafenden die 
Burgel durchichneiden, — diefe Art von „Volkskrieg“ hat 
nabgerade unjere Wehrmänner mit einer aus Efel und 
Wuth gemifchten Stimmung gegen alles Franzofenthum ge= 
tränkt, welche bei längerer Fortfegung des Krieges dem 
unglüdlihen Lande das Ende der deutſchen Gutmüthigfeit 
würde gezeigt haben. 

Erft in diefem Augenblid geht mir zu der: „second 
essai sur la guerre franco-allemande dans ses rapports 
avec le droit international par Rolin-Jaequemyns“; ebenfalls 
Sonderabdrufd aus der revue de droit international etc. 
22. livraison 1871; ich werde diefe Abhandlung anführen 
mit R.-%. I.; fie enthält dafjelbe Schema des Inhaltes wie 
die erfte und widerlegt in treffender Sprade den Vorwurf 
des Grafen EChaudordy in der Depefhe vom 29. November 
1870 bezüglich der angeblichen Beſchießung „offener Städte” 
und der Hauptftadt Paris dur die Deutſchen; fie conftatirt 
aus dem Schreiben des Maire von Paris, Jules Ferry, vom 
22. Januar 1871, daß unter den am gleichen Tage von ber 
101. Marſch-Compagnie gegen das Stadthaus gejchleuderten 
„Geſchoſſen“ zahlreiche erplodirende Gewehrkugeln gefunden 
wurden; und Graf Chaudorby erklärt am 25. deſſelben 
Monats in einem Rundſchreiben: „niemals fei ein franzöfifcher 
Soldat au nur in der Lage gewesen, ſich der Gewehrſpreng— 
fugeln zu bedienen und feien folhe auf dem Schlachtfelde 
aufgelefen worden, jo müßten fie von den Deutſchen her: 
rühren“ (!). — Die Franzoſen behaupten übrigens, außer 
Paris jei auch la Före ohne vorgängige Ankündigung be: 
holen worden; über die Thatfache nicht unterrichtet, wieder: 
bole ih, daß unter Umftänden die Unterlaffung folder 
Ankündigung gerechtfertigt fein kann; fiehe Nr. 4. diejes 
Auffages S. 89; über die Befchiekung von Paris ohne An- 
yage vgl, R.-9. I, ©. 23; bezüglich der Verwendung ber 
afrikanischen Truppen trägt er ©. 24 die Inftruction für 
ve Gums“ zu ihrem beabfichtigten Einfall in Deutfchland 
nah (aus dem Gircular Bismarcks vom 9. Januar 1871): 
"e it einfach — wahnfinnig; über Franctireurs und Land: 
kurm ift noch zu vergleichen: „On the relations between 
an invading army and the inhabitants and the conditions 
ander which irregular troops are entitled to the same 
'reatment as regular soldiers, by H. R. Droop, of Lincolns 
Jın. Barrister at Law; a paper read before the juridical 
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society. — London, Wildy and Sons; 1871. Der engliide 
Schriftfteller gelangt ungefähr zu den nämlichen Ergebniſſen 
wie wir: wenn die Srregulairen in großen Maflen auftreten, 
entbindet er fie von der Uniformirung. 


8 Feindlihe Handlungen verübt von Civiliſten in 
vom Feinde bejegten Gebieten. 


Wird feindliches Gebiet von einer Kriegspartei bejegt, 
wenn auch nur vorübergehend, ohne Vorbereitung oder Ab— 
fiht endgültigen Behalten — jo tritt an die Stelle der 
thatjächlich verdrängten Stat3gewalt die Autorität Der ocar 
pirenden Kriegsmacht. Dieje bat, nad heutigem Völferredt, 
die Pflicht, Leben, Freiheit, Ehre, Sicherheit, Eigenthum der 
im bejegten Lande verbleibenden Nicht: Gombattanten zu 
Ihügen gegen Jedermann, namentlich gegen die Angehörigen 
der Dccupationgarmee.. Dem entſprechend hat fie aber aud 
das Recht, von den Unterihanen des feindlichen States Ge: 
horſam (treffend hat ein Amerikaner, General Halle inter- 
national law c. XXXH. $ 16 — ich entnehme das Eitai 
R.J. U. S. 28 — ſolche Einwohner den auf Ehrenmort 
entlafjenen Kriegsgefangenen gleichgeftellt) gegenüber allen 
ihren Anordnungen und namentlih Enthaltung von allen 
feindfeligen Handlungen gegen die Dccupationgarımee umd 
die Intereffen ihrer Kriegführung zu verlangen. 

BVorübergehend und ſoweit es die Zwecke der Occupation 
verlangen, find die verbleibenden Bewohner der Autorttät ber 
Militär: und Eivil-Behörden der befißergreifenden Mat zu 
Gehorſamspflicht unterthan geworden. Berlegungen dieſer 
Gehorjamspflicht, Handlungen der angegebenen Art enthalten 
das Verbrechen der Kriegärebellion, und Kriegsrebellen 
werden von den Kriegsgerichten der Decupationdarmee nap 
on Verfahren ftreng, nöthigenfall3 mit dem Tode, 

ertraft. 

Es entſprach daher nur allgemein anerfannten Rechts: 
grundfäßen, als bei dem Einrücken der deutfchen Truppen 
in Frankreich eine Proclamation der Armee: Commandanten 
in den bejegten Gebieten die Einjegung von Kriegs-Gerichten 
verkündet und eine Reihe non Kriegsverbredhen mit dem 
Tode bedroht hat, namentlih Spionage, Irrführung der 
Truppen durch Wegweiſer, Töbtung, Berwundung, Be 
raubung der zu den bdeutfchen Heren oder deren Gefolge 
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gehörenden Perjonen, Beihädigung der Brüden, Ganäle, 
Telegraphen- und Eifenbahnlinien, Unmegbarmadhung der 
Straßen, Brandftiftung an Scießbedarf, Worräthen oder 
Quartieren der Truppen. Wenn der Senator und gelehrte 
Sterntundige Leverrier (in der Sitzung des franzöſiſchen 
Senat? vom 1. September 1870) darauf hin erklärte, „Das 
ji niht mehr ehrliche Kriegführung, fondern Krieg von 
Wilden“, jo wollen wir von diefem Statsmann, wie von 
König Alfons von Gaftilien, jchonend fagen, daß er befler 
ale auf Erden im Reiche der Geftirne bemandert mar. 

Man Hat an den am Schluß der PBroclamation ange 
drobeten Strafbeftimmungen ausgeftellt (Rolin-Jaequemyns 
©. 31), daß die Kriegsgerichte im Fall der Berurtheilung 
feine andere als die Todesftrafe follten aussprechen können, 
und daß jomohl die Heimatsgemeinde des Sculdigen ala 
diejenige, auf deren Gebiete das Verbrechen begangen worden, 
cumulativ in Geldftrafe (gleih dem Jahresbetrag ihrer 
Brundfteuer) follten verfällt werden können. 

Die cumulative Androhung war wohl nur ein Schreck— 
ib; wir haben mwenigftens feinen Fall in Erfahrung gebracht, 
in welhem beide Gemeinden zur Zahlung angehalten worden 
wären; man begnügte fi mit der Zahlung der Gemeinde 
des Berübungsortes und in den fpäteren PBroclamationen 
“ * auch die Strafdrohung auf dieſe Gemeinde be— 

ränkt. 

Die Todesſtrafe iſt früher allgemein als einzige Straf— 
att der Kriegsgerichte betrachtet und hierin neben dem ſum— 
mariſchen Verfahren, der Beſchränkung der Vertheidigung, 
dm Ausſchluß der Berufung und der Begnadigung das 
Charakteriftiicde ihrer Nechtsjprehung erblidt worden. In 
neuerer Zeit hat man mit Recht die Kriegägerichte auch auf 
andere Strafen erkennen laſſen und es ift nicht zu verkennen, 
da die Billigfeit in manchen leichten Fällen dies empfiehlt. 
Indeſſen, thatſächlich hat die deutiche Praris den etwa aus 
jener Ausieließlichkeit folgenden Härten dadurch geftenert, 
daß fie, im Gegenfag zu der älteren Theorie, auch bei Ber- 
urtbeilungen dieſer Gerichte das Begnadigungsrecht des oberften 
Kriegäheren gewahrt hat. 

Die Beibehaltung dieſes oberften Rechts der Juſtiz— 
Yoheit ift (wie aus aus allgemeinen rechts-philoſophiſchen fo) 
aus ganz befonderen practifhen d. h. politiihen Gründen 
für diefe Fälle in der That dringend geboten und wieberholt 
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bat im Laufe des Feldzuges der König von Preußen von 
diefem jchönften Recht der Krone fehr Heilfam wirkenden 
Gebrauch gemadt. Es fteht nun nichts im Wege, daß ge 
gebenen Falls die Kriegsgerichte felbft einen Verurtheilten 
zur GStrafverwandlung oder zu theilweifem Straferlaß der 
Krone empfehlen, während andererfeit3 die Drohung dei 
Todes al3 ausfchließenden Strafmitteld unverfennbar die 
ftärkfte Abſchreckung übt. 

Sn einem Anfchlag bei Befegung von Beauvais (Anfang 
Dctober) wird die Anzündung der Häufer gedroht für Nicht: 
Auslieferung der Waffen ſowie für Ueberfall der Truppen 
in ihren Quartieren, vorbehaltlih der Verantwortung der 
Hauseigenthümer. 

Rolin- Faequemyns S. 32 findet die Androhung der 
Brandlegung ungeredtfertigt und meint, die Verantwortung 
der Hausbefiger müßte genügt haben. Hierauf ift zu ent: 
gegnen einmal, daß auch diefe Androhungen zunächft nur 
die Bedeutung von Schredmitteln hatten und daß fein Fall 
befannt geworden, in weldem für Waffenverbergung allein, 
wenn nicht noch andere Vergehen wider das Krieggrecht con: 
currirten, diefe Strafe vollzogen worden wäre. Was den 
Ueberfall der Truppen in ihren Duartiereu anlangt, fo läßt 
die Kürze des mitgetheilten Textes nur ſchwer das wirklich 
gemeinte Reat erkennen: doch ift jelbftverftändlich der Sinn 
ausgejchloffen, daß jene Strafe für einen von franzöfifchen 
Truppen auf die in Beauvaiß liegenden Deutfhen ohne 
Unterftügung der Bürger ausgeführten Ueberfall aufgeftelli 
würde: gemeint ift ein Angriff der Civiliften von Beauvais 
oder eine die Ueberrafhung durch franzöfifche Truppen er: 
möglihende Mitwirkung derfelben. Hierauf aber darf ohne 
Zweifel die äußerfte Strafe gejeßt werben. 

Gegenüber den häufigen hinterliftigen Zerftörungen der 
Eifenbahnen in den bejegten Gebieten durch Civiliſten mußte 
die deutſche Kriegführung zu ganz befonderen Mitteln greifen. 
Befanntlih begnügte fih die franzöfifhe Rachſucht nidt 
damit, dies wichtigfte Verkehrsmittel offen der Benutzung 
durch die Deutfchen zu entziehen, fondern, indem die Spuren 
der angerichteten Schäden jorgfältig befeitigt wurden, fpecu: 
lirtte man auf das unberedenbare Unheil, welches die 
ahnungslos auf den ausgehobenen und loder wieder hinge— 
legten Schienen fahrenden Züge betreffen follte: daß aud 
franzöſiſche Verwundete, Gefangene und Baflagiere von ſolchem 
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Berderben mit betroffen werden fonnten und mußten, hielt 
jene fanatifirten Arbeiter und Bauern nicht ab. 

Zuerft begnügte man ſich auf deutjcher Seite — Procla— 
mation des Generalgouverneurs von Elfaß und, wörtlich 
übereinflimmend, des Generalgouverneurs von Lothringen vom 
18. October — mit dem allerdings ſehr ſchonenden Schritt, 
die Bevölkerung darauf hin zu weifen, daß durch Unter: 
brechung der Eifenbahnen die Nachfuhr von Lebensmitteln 
und anderen VBorräthen für die Truppen aus Deutſchland 
gehemmt und die Armee dadurch genöthigt werde, wieder zu 
dem Mittel der Requifitionen, überhaupt der Verforgung auf 
Koften der bejegten Gebiete — zu deren jchwerftem Schaden 
— zurüd zu greifen. 

Diefe milde Erinnerung an da3 eigene Intereſſe blieb, 
wie übrigens vorauszuſehen gewejen, ohne jeden Erfolg: un: 
mittelbar nach Berfündung diejer Warnung gefhahen neue, 
zum Theil mit raffinirter Bosheit und Schlauheit geplante, 
unwahrnehmbare Bejhädigungen der Geleife und in zwei 
Fällen mit nur zu volftändiger Wirkung. Man ergriff nun, 
unjeres Wiſſens zuerft in einer zu Weißenburg am 21. De— 
tober angejchlagenen Proclamation, zu der allerdings ener- 
giſchen Maßregel, auf den bebroheten Linien die Maires und 
andere Notabeln der nächſten Drtsjchaften auf den Militär- 
transporten mit zu führen, „um den Einwohnern begreiflich 
ju machen, daß ihre eigenen Mitbürger die Opfer dieſer 
Atentate jein würden.” 

Man hat diejes Repreffiv- Mittel von vielen Seiten, 
auch außerhalb Frankreichs als völferrehtswidrig, als un— 
erhört angegriffen. 

Rolin-Jaequemyns (S. 32) erblidt in den mitgeführten 
Rotabeln Geifeln, behauptet, das neuere Kriegsrecht laffe 
die Bergeifelung ohnehin ungern zu und bemerkt mit Recht, 
daß durch jene Maßregel nicht nur über die Freiheit, fondern 
über das Leben der Geifeln verfügt werde, was ſchon feit 
Vattel verpönt fei. 

Allein ſchon deshalb — abgejehen von anderen Gründen 
— erweift ſich dieſe Auffaffung (als Bergeijelung) unzu— 
tteffend. Nicht um die unſchuldigen Notabeln wie Geiſeln 
für Verbrechen Anderer zu beſtrafen, hat man dieſelben mit— 
geführt, fondern um, wo möglich, durch diejelben die Be: 
völferung von einem der nichtswürdigften Verbrechen abzu— 
halten, welche die Kriegsgeſchichte kennt. 
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Allerdings, dad Mittel ift neu: aber unerhört ift auch 
die Bosheit und Gefährlichkeit der Handlungsweiſe, bie es 
Hervorgerufen bat und es verfteht ſich, daß mie bezüglich der 
Telegraphen, der Luftballons, der Torpedos auch bezüglich 
der Eifenbahnen und ihrer Verwertung oder Gefährbung 
im Kriege neue Sätze des Kriegsrechts ausgebildet werben 
müffen. Oder foll gegenüber einem Berbrechen, melde: 
beimtücifch nicht nur den feindlichen Soldaten, auch den 
eigenen Soldaten und den friedlichen Bürger und zwar in 
unberedenbarer Tragweite mit dem Verderben bedroht, bie 
moderne Kriegführung entweder auf die Benugung der 
Eijenbahn verzichten oder ſchutzlos fein? 

Leider hat die Erfahrung gelehrt, daß der franzöfiſche 
Fanatismus auch die jo geleiteten Züge nicht immer gejchont 
hat: wie jollte er, der der verwundeten und gefangenen 
franzöfifhen Soldaten, die er zu Taufenden mit gefährdete, 
nicht ſchonte, die Notabeln fchonen? 

Wir möchten daher ftatt folder Geleitung die analoge 
Anwendung des zum Schuß der Telegraphenleitung ange 
wendeten Verfahrens auf die Eifenbahnlinien empfehlen. 
Auf Streden, an welchen Beichädigungen vorgefommen oder 
zu fürchten find, werden in beftimmten Abftänden befannte, 
anfäffige Einwohner als Wachen aufgeftellt, welche für jede 
auf der ihnen anvertrauten Strede vorgelommene Beſchädigung 
mit dem Leben verantwortlich gemacht werben: vorbehaltlid 
des von ihnen Durch fofortige Anzeige und Warnung zu 
erbringenden Bemeifes der höheren Gewalt, der unverſchul⸗ 
deten Ueberraſchung ıc. 

Die einzelnen Poſten dürfen nur auf Sehweite aus 
einander ftehen: fehlt der Poſten (er ift von den Verbrechern 
entführt, gefangen, getöbtet) oder giebt er rechtzeitig das 
Warnungszeichen, fo hält ver Zug; läßt der anweſende Poſten 
den Zug weiter fahren und leidet biefer Schaden, fo trifft 
den Wächter der Tod; defertirt der Wächter, jo verfällt feit 
Bermögen. 

Rolin-Jaequemyns (I. S. 27) nimmt die, wohl von 
franzöftfchen Ya ausgeſprochene Behauptung auf, das 
Verfahren der Deutfchen bei Befignahme feindlicher Gebiete 
und Unterdrüdung der Kriegsrebellion fei ein ungleih ge 
linderes geweſen in Elfaß und Lothringen als in den welt 
licheren Landſchaften Frankreichs und bemerkt, es jei Unrecht, 
einen folhen Unterſchied zu machen, da nicht die politiſche 
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Rüdfiht auf das künftige Schickſal eimer Provinz und deren 
Stimmung, jondern nur die militärische Nothwendigfeit über 
die anzuwendenden Maßregeln entfcheiden dürfe. Allein 
hierbei ift überfehen, daß, jo lang es fih um die Befegung 
von Eljaß und Lothringen handelte, der Krieg noch nicht 
durch das meuchlerifche Zwitterwefen zwifchen Freifhar und 
Mafjenerhebung, durch die widrige Carricatur des „Volks— 
kriegs“, welche wir oben gefchildert, jenen gefährlihen und 
empörenden Character angenommen hatte, der nah Sedan 
in den weftlichen Landſchaften fchärfere Maßregeln mit mili: 
trier Nothwendigkeit verlangte. 

Die Unterdrüdung diefes Unweſens rechtfertigt auch 
volllommen eine vielfach (au von R.:3. II. S. 28) ange: 
foßtene Strafandrohung. 

Eine Broclamation des Commandeurs der 3. Referve- 
dioifion, erlaffen am 10. December zu Boulzicourt im De: 
Partement der Ardennen, bedroht mit dem Rode jedes 
Individuum, welches, ohne zur franzöfifchen Armee zu gehören, 
auf einer Handlung der Feindfeligkeit wider die deutſchen 
Truppen betroffen wird, macht die Gemeinde des Begehungs— 
ortes für das Bergehen verantwortlich, verpflichtet die Maires 
zur Anzeige an die deutfchen Commandos von dem Auftauchen 
older „Franctireurs“ auf dem Gemeindegebiet und bedroht 
m Unterlaffungsfall die Häufer oder Dörfer, in melden 
ſolche Individuen Bergung finden oder die deutfchen Truppen 
angegriffen werden, mit der Verbrennung. 

Bei Beurteilung diefer Androhung ift davon auszugehen, 
daß es ſich hier erftens nicht um erft zu eroberndes, fondern 
um bereit8 lange von: den Deutſchen befegtes Gebiet und 
weitens nicht um regelmäßige von Außen in das beſetzte 
Departement eindringende Fraitstireurs handelt — diefe ges 
hören nad der Annahme der deutfchen NKriegsleitung zur 
kanzöfiichen Armee — fondern um jene Subjecte, melde 
one die oben (S. 148) angegebenen Vorausfegungen zu er⸗ 
en, in dem von Deutfchen befegten Gebiet vereinzelt oder 
in feinen Gruppen auftauchend die Heldenthaten der Wege 
agerung und des Meuchelmordes begingen. Ohne Zweifel 
legt darin das Verbrechen der NKriegsrebellion und bie 
Reires und Hauseigenthümer, welde durch Nichtanzeige, 
durdh Bergung folder Verbrecher deren Thaten unterftiiten, 
u ala Gehilfen oder Begünftiger von Kriegsrebellen 

T. 
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Es ift aljo keineswegs richtig, wenn man (R.-J. I. 
©. 29) hierin die empörende Anmuthung gefunden hat, 
Maire und Einwohner follten den feindlihen Truppen ihre 
eigenen Soldaten und deren befreiende Annäherung verrathen. 
Nicht um franzöfifche Soldaten und Befreier handelt es fid, 
fondern um jene Verbrecher, wider deren Schandthaten die 
franzöfifhen Gemeinden häufig genug jelbft die Hilfe ber 
deutjchen Feinde angerufen haben. 

Zur Abjehredung, Abwehr und Beftrafung der Kriegs: 
verbrechen bildet fich in jedem Krieg ein bejonderes Straf: 
recht des Krieges aus, welches, abgejehen von gewiſſen jehr 
allgemeinen Grundzügen, die fich gleich bleiben, in jedem 
Feldzug je nah den Berhältniffen, der Art der zu befürd- 
tenden Handlungen, dem Grad der Betheiligung der Be: 
völferung an den SFeindfeligfeiten u. ſ. w. fich verjchieden 
geftaltet. Während nun bisher dag Meifte hierin: die Auf: 
zählung der zu beftrafenden Handlungen, die Arten und 
Abftufungen der Strafen oder VBorbeugungsmittel dem Er: 
mefjen der einzelnen Commandanten, ja nach Umftänden der 
Gelbfthilfe ganz kleiner Truppenabtheilungen überlaffen blieb, 
hat man in diefem Krieg von deutjcher Seite auch dieſe 
Dinge „im Wege des Reglements und in falıblürig vom 
Generalftab aus erlafjenen Snftructionen geordnet”. Es ift 
nun doc ein felten erreichter Höhepunkt der Thorheit, daß 
man in Franfreih in dieſer „Spyftematifirung auch des 
Kriegsſtrafweſens“ eine weitere Graufamfeit des deutjchen 
Charakters erblidt hat! In Wahrheit (fo auch R.:3. I. 
©. 29) liegt darin doch ein bedeutender Fortſchritt im Sinne 
und in der Richtung der Humanität: oder wären etwa bie 
Franzofen beffer gefahren, wenn man, ohne alle Direction 
und ohne Androhung der ftrengen Strafen deutjcher Heres— 
zucht für die Meberjchreitung der gezogenen Schranken, jeder 
Truppenabtheilung überlafjen hätte, in der Hite der durd 
die Schädigung entzündeten Aufwallung zu beftimmen, welde 
Berlegungen geftraft werden jollten und mit welder 
Strenge? — 

Bielfah angefochten (zum Theil auch von R.:$.) wurde 
auch das Verfahren der Deutjchen, womit fie franzöftice 
Arbeiter, Bauern u. ſ. w. zur Leiftung von Frohndieniten, 
Straßen und Brüdenbau-Arbeiten anhielten. Nun ift aber 
dies Recht des Giegerd ganz allgemein anerkannt. (Bal. 
Battel, Heffter, Oppenheim, Bluntſchli, Phillimore, Dabn 
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an den entjprechenden Drten), ja auch ein gejchäßter fran- 
zöftiher Schriftfteller, Berge, hat erft ganz neuerlich (1864, 
Notes sur le pr&cis du droit des gens de Dr. Martens II. 
p. 254) dafjelbe dahin formulirt, „daß die Privaten in den 
befegten Landestheilen vom Feinde zu perfönlicher Arbeits- 
leiftung angehalten und im Weigerungsfall mit Gewalt zur 
Ausführung der Anordnungen des Sieger gezwungen wer: 
den können.“ 

Gegenüber diejen Klaren und unbeftreitbaren Rechtsſätzen 
it es ganz müßig darüber, wie in franzöfifhen und deutfchen 
Organen gejchehen, Streit zu führen, ob die Deutschen die 
franzöfiihen Bauern ꝛc. auch zu eigentlihen und unmittel- 
baren militairifchen Arbeiten, alfo 3. B. zum Grabenziehen, 
Bäumefällen bei Belagerung von Feftungen, verwendet haben: 
man behauptet, namentlich vor Belfort jei dies gefchehen. 
Ohne Frage hat der Sieger auch hierzu die Berechtigung. 
Nur fol er die Arbeiter dabei nicht der unmittelbaren Ge- 
fahr ausjegen, von den Kugeln ihrer eigenen Landsleute 
getroffen zu werben. 

Volftändig gerechtfertigt ſcheint hiernach das Verfahren 
des Grafen Renard, deutſchen Präfecten des Meurthe-De- 
partements, in einem Fall, in welchem die franzöfijche Preſſe 
wieder einen gleih hohen Grad von Fanatismus wie von 
Unfenntniß des Völkerrechts befundet hat. 

Ende Januar war die Eijenbahnbrüde von Fontenay 
dur Franctireurs zerftört worden. Der genannte Präfect des 
Departements requirirte zur Herftellung der Brüde 500 Ar- 
beiter zu Nancy. Diefe rotteten fih zufammen und ver: 
weigerten unter dem Ruf: „vive Ja r&publique“ den Gehor— 
jam. Der deutſche Beamte griff nicht fofort, wie er geburft 
und gefonnt hätte, zu dem Mittel militairifcher zwangs— 
meiler Abführung der Widerfpenftigen: er begnügte fich vor- 
erft mit dem Verfuh, durch indirecten Drud feinen Zwed 
ju erreichen. Durch Proclamation vom 23. Januar ver- 
fügte er: „Bis daß jene 500 Arbeiter fih auf ihren Poſten 
begeben haben, werden alle öffentlichen Arbeiten des Meurthe— 
Departements eingeftellt; jede Privatwerkftätte, welche mehr ala 
10 Arbeiter (der einjchlägigen Arten) bejchäftigt, wird eben— 
falls geſchloſſen; die Arbeitögeber dürfen an ihre Arbeiter 
dis dahin feinen Lohn bezahlen bei einer Geldftrafe von 10 
bis 50,000 Fr. für jeden Tag, an dem fie arbeiten ließen, 
oder für jede geleiftete Lohnzahlung. 

zelit Dahn. Baufieine. V. 1. 11 
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Diefer Erlaß wird zurüdgenommen, ſowie ſich die 500 
Arbeiter an ihren Poſten begeben haben und jeder an dem 
Brüdenbau bejchäftigte Arbeiter erhält einen XTagelohn von 
3 Fr.“ 

Erft als die Aufregung und Widerfeglichfeit noch höher 
geftiegen und der Tag ohne Erfolg faft abgelaufen war, er: 
ſchien (gegen 4 Uhr) ein Anſchlag des Maire von Nancy, 
wonach der Präfect ihm eröffnet habe, „daß, wenn bis 
nächſten Mittag 12 Uhr nicht 500 Bauarbeiter der Stadt 
fihb an der „Gare“ eingefunden hätten, zunächſt die Auf: 
jeher (surveillants), ſodann eine entjprechende Anzahl von 
Arbeitern ergriffen und fofort erſchoſſen werden jollten.“ 
Zur Ausführung diefer Drohung ift es nicht gefommen: die 
Arbeiter ftellten ſich. 

Man Hat ferner (R.:%. ©. 32 f.) Anftoß genommen 
an einem nur für Elfaß und Lothringen erlaffenen ftrengen 
Verbot, in die regelmäßige franzöfiiche Armee einzutreten. 
Ein Decret des Königs von Preußen (aus Verſailles vom 
15. Dec.) beftraft diefen Eintritt mit Einziehung des gegen: 
mwärtigen und fünftigen Vermögens und mit zehnjähriger 
Verbannung, erfärt alle Verfügungen unter Lebenden und 
auf den Todesfall, welche die Wirkung diefer Einziehung 
vereiteln wollen, für nichtig, bindet das Verlaſſen des Wohn: 
orts an einzuholende fchriftlihe Erlaubniß des Präfecten, 
und verknüpft mit einer erlaubnißlofen Entfernung auf mebr 
als acht Tage eine für den Eintritt in die Armee [prechende 
Bermuthung, welche zur Berurtheilung in die angebrohten 
Strafen hinreicht. 

Daß Deutfchland mächtige politifhe Gründe hatte, die 
Bewohner diefer Landſchaften zu verhindern, fich jegt, nad 
der Befegung noch, gegen „ihr ehemaliges und Fünftiges 
Baterland zu bewaffnen“, leuchtet ein. Der Rechtspunkt 
aber ift nicht zweifelhaft. Wenn man auch natürlich heut: 
zutage nicht mehr wie früher (jo noch de Martens) geftattet, 
in ben bejegten Gebieten Refruten auszuheben und fie noch 
während des Krieges gegen ihr bisheriges Vaterland zu 
führen, jo darf der Decupant doch ohne Frage jede Ver: 
ftärfung der feindlichen Here aus der Bevölkerung der be: 
jeßten Gebiete verhindern, er darf daher die Wirkung der 
Confeription für diefe Landſchaften aufheben und jede Ent: 
weihung zu dem fragliben Zwed als Kriegsverbreden (©. 
oben ©. 61) ftrafen. 


163 


Auch die Wahl der Strafart kann man nicht (mit R.-$.) 
anfehhten: die Buße am Vermögen ift ja nad der vollen- 
deten Entweihung, da fih ung die Perſon des Schuldigen 
in den meijten Fällen für immer entzieht, die einzig mögliche 
Strafe und über Verbannung aus den wieder zu Deutfch- 
land gehörigen Landichaften kann fih, wer ſich jo lebhaft 
als Franzoje empfindet und gerirt, einerfeit3 nicht beflagen, 
während andererjeit3 Deutichland ein Intereſſe daran hat, 
gerade in der Fritifchen Uebergangszeit der nächften zehn 
Jahre fanatiſch franzöfiih gefinnte wehrfähige Männer aus 

neuen Weftmarf fern zu halten. Da die Verbannung 
feine lebenslängliche, ift auch der mit den Jahren einziehen: 
den Gefinnungsänderung eine Brüde gejchlagen und in 
jolden Fällen dürfte auch die Nüdgabe des eingezogenen 
Vermögens im Wege der Gnade unfchwer zu erlangen fein, 
jo daß fich bei thätiger Neue der Betroffenen die Maßregel 
in der That nur als zeitmweilige Beſchlagnahme darftellt. 
Weshalb auch bei verftodten Abtrünnigen nur diefe gelindere 
Strafe Plag greifen follte, (R.-J. I. I. c.) ift nicht abzu— 
ichen; als Kriegsgefangene können folde im Augenblid der 
Decupation noch nicht zur franzöfifhen Armee gehörende El: 
jäfler nicht (mit R.-J. I. c.) angefehen werben. 

Wir haben im PVorftehenden wiederholt die Maßregeln 
der Deutfchen als in voller Uebereinftimmung mit den Grund: 
lägen des Völkerrechts getroffen nachgewieſen auch gegenüber 
den feltenen und geringen Ausftelungen, welche unfer College, 
defien Unparteilichkeit und echt mwiflenfchaftliche Befonnenheit 
wir ehrend anerkennen, manchmal erheben zu müfjen geglaubt 
bat. Es gereicht uns zur befonderen Freude von dieſer neu: 
tralen Autorität die folgende gewichtige Aeußerung anführen 
zu fönnen: (I. ©. 34) „Wenn die deutfchen Behörden ung 
nit immer (wir jagen nicht die allzuweit gezogenen Schran= 
ten des bisher üblihen Verfahrens, fondern) die Ge— 
bote des VBernünftigen und Menfchlichen eingehalten zu haben 
iheinen, fo dünft uns, daß andererfeits die franzöſiſchen 
Behörden mehr ala einmal die elementaren Regeln 
des Völkerrechts vollftändig aus den Augen ver: 
loren haben und zwar ſowohl in ihren diplomatifhen An— 
Ihuldigungen wider die Deutfchen als in der Sprade, in 
welder fie zu ihren eigenen Unterthanen rebeten. Es genügt 
die Rundſchreiben des Herrn von Chaudordy zu Iefen, um 
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zu jehen, daß er zwei grundverjchiedene Dinge vollftändig 
mit einander verwecjelt: den normalen Kampf zwiſchen 
regelmäßigen Truppen und die den deutjchen Behörden auf: 
genöthigte Unterbrüdung von Handlungen ungefeßlicer 
Feindfeligfeit, ja von Verbrechen der Nichtcombattanten in 
dem bejegten Gebiete.” Es werden dann noch andere Bei: 
fpiele diefer Art angeführt: fo hatte die franzöfiihe Muni- 
cipalcommiffion zu Soifjons, als dajelbft zur Nacht vom 
27. auf den 28. Dectober eine preußiihe Schildwadhe von 
unbefannter Hand angefallen und verwundet worden, in 
bejonnenen Worten vor Wiederholung folcher Attentate ge 
warnt: da glaubte das „officielle Bulletin der Regierung 
von Tours“ dieſe pflichtgetreuen Männer gar nicht genug 
brandmarken zu können: „jofort müfjen der öffentlichen Ber: 
achtung (reprobation) die Namen der Männer Preis gegeben 
werben, welche fich zu Gebilfen und Dolmetjchern der Polizei 
des Feindes hergegeben haben.” So empfahlen die Journale 
den Franctireurs, die franzöfiihen Gemeindekaſſen zu plün- 
dern, in welde man mit großer Anftrengung die Summen 
zufammengebradht hatte, welche die Verpflegung der deutfchen 
Truppen erheiſchte. So bedrohten die Franctireurs jelbft 
die Einwohner der von den Deutſchen bejegten Dörfer mit 
Erſchießung und Einäfcherung, wenn fie die Feinde in ihre 
Häufer aufnehmen oder „in Verkehr mit ihnen treten wür— 
den” (!). Sp wurden Pferde preußiiher von den Bauern 
erſchoſſener Offiziere von den Mördern öffentlich verfteigert. 
So forderte — wohl mit das ſtärkſte Stüd! — der Präfecı 
der Cöte d’Or in amtlihem Rundſchreiben vom 21. No: 
vember die Unterpräfecten und Maires jeine® Departements 
zu fpftematifhem Betrieb des Meuchelmordes auf: „bas 
Baterland,” jchreibt diefer ritterliche Franzoſe, „verlangt nicht 
von Euch, daß Ihr Euch in Maſſe verfammelt und offen 
dem Feinde widerfegt: (behüte! das wäre jene heldenhafte 
Bolkserhebung, von der wir oben ©. 152 fagten, daß aud 
der Feind fie bewundern, aber freilich auch mit jchonungs: 
lojer Bekämpfung der gefammten Bevölferung beantworten 
müſſe) e8 erwartet nur, daß an jedem Morgen drei 
oder vier entjhloffene Männer ihr Dorf verlajfen 
und fih an einem von der Natur jelbft bezeichneten 
Drt verbergen, von wo fie ohne Gefahr auf die 
Preußen fhießen fönnen. Ich werde ihnen (für die Ab: 
lieferung der Pferde der jo erjchoffenen Reiter) eine Prämie 
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zuerfennen und ihre beroifhe That in allen Blättern des 
— ſowie im Moniteur officiell bekannt machen 
en.“ 

Ein ähnliches Actenſtück iſt in der Geſchichte civiliſirter 
Völker wohl nie vorgekommen. 

Rolin-Jaequemyns (I. ©. 33 — 36) ſchildert und be— 
urtheilt auch ausführlich die Austreibung der Deutſchen aus 
Paris und Franfreih. Wir begnügen uns, aus feiner Dar: 
fellung nur die beiden Sätze anzuführen: „diefe Maßregel 
it von der ganzen Welt verurtheilt worden“ und: „die 
preußiihe Regierung hat von Anfang an erflärt, daß fie 
feine Wiedervergeltung üben werde.“ 

Durch das Bisherige find unfere Leſer hinreichend vor: 
bereitet, um würdigen zu können: 


I. Die gegenseitigen Befhuldigungen wegen 
Berlegungen des Völkerrechts. 


Den einleitenden Bemerkungen zu dieſem Thema bei 
Rolin-Jaequemyns (I. S. 39 f.) können wir allgemein wohl 
beipflichten, namentlich wenn er darauf hinweiſt, wie die 
natürliche Erbitterung über das Schickſal ihres Heres, ihres 
Landes (und fügen wir hinzu ihres Stolzes) die franzöſiſche 
Civil-Bevölkerung oft zu Handlungen hinreißen mochte, 
welche zwar als Verletzungen des formalen Kriegsrechts, 
zugleich aber auch als Ausbrüche eines an ſich nicht unſitt— 
lihen Gefühles erſcheinen. Wir wollen uns auch noch ge: 
fallen laffen, wenn er fogar die Gräuel, welche die Bewohner 
von Bazeilles bei ihrer (kriegsrechtswidrigen) Betheiligung 
an der Vertheidigung ihres Dorfes verübten, unter dieſen 
entihuldigenden Gefichtspunft rücdt, aber dagegen müfjen wir 
entihieden Verwahrung einlegen, wenn nun aud die Ab- 
wehr: und Straf: Handlungen, welche die Deutſchen in diefem 
Dorf vornahmen, mit jenen Verbrehen auf die gleiche Stufe 
geftellt, und nur mit der Hite des Kampfes entjchuldigt 
werden. Nein: hier ift der Unterfchied klar: jenfeit3 Kriegs— 
verbrechen — dieſſeits Kriegsrecht. 

Nach den amtlichen Erhebungen und Erklärungen, welche 
auf die Anklagen des Herzogs von Fitz-James in der Times 
vom 15. Sept. zuerſt der Bairiſche Kriegsminiſter v. Prankh 
in demſelben Blatte (28. Sept.), dann nach Beendigung des 
Krieges, der Bairiſche General von der Tann (auf Grund der 
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Ausfagen des Maires von Bazeilles) veröffentlicht hat, 
fteht feit, daß die Bairifhen Truppen, melde einzelne im 
Kampf oder im Ermorden der Verwundeten ergriffene Be: 
wohner erfhoflen, andere Gefangene mitgeführt (und dann 
ungeſchädigt entlaffen) und einzelne Häufer, aus welchen von 
Civiliften auf fie gefeuert wurde, in Brand geftedt haben, 
nur nach den Grundfägen des Kriegsrechts gehandelt haben 
würden, wenn fie fämmtlide Häufer von Bazeilles zerflört 
und alle erwachſenen Einwohner vor das Kriegsgericht ge: 
ftellt hätten. Gegenüber den maßlofen Uebertreibungen der 
Berwüftung von Bazeilles ift nun (dur den Maire) con: 
ftatirt, daß wenn ich nicht irre, ungefähr ein Dugend Häufer 
verbrannt und etwa 30 Einwohner getödtet oder verwundet 
worden find. 

Unter diefen Umftänden ftehe ich davon ab, die Dinge, 
welche ich zum Theil jelbft al Augenzeuge am 1. Sept. hart 
bei Bazeille8 gejehen, anzudeuten. Sie würden genügen, 
die gänzliche Vernichtung des Dorfes und feiner Bewohner: 
ſchaft zu erflären. 

Bon franzöfifcher Seite hat man nun ferner der deutſchen 
Kriegführung die folgenden Berlegungen des Kriegsrechts 
vorgeworfen: 

1) zwei franzöfifhe Ambulancen jeien kriegsgefangen 


gemadht, 

2) ein Baron Buffiere jei bei Straßburg, mitten in der 
von ihm organifirten Ambulance und während er 
mit der Pflege von Verwundeten beſchäftigt gemejen, 


verhaftet, 

3) ein franzöfifcher Chirurg auf dem Schlachtfeld, wäh: 
rend er einem Berwundeten den Verband anlegte, 
getödtet, 

4) Spreng-Gewehr-Geſchoſſe feien gegen die franzöſiſchen 
Truppen gebraucht und in deren Wunden vorgefunden, 

5) die Bauern der Umgegend von Straßburg zum Graben 
der Parallelen angehalten und endlich 

6) die Abzeichen der Genfer Convention wiederholt miß— 
braucht worden, die Ausrüftung, Vorräthe, Kaflen 
der preußifchen Armeen zu decken. 

Diefe fämmtlihen Beihuldigungen murden in einer 
Vagheit, —— ohne alle Angabe von Zeugen) vorge— 
bracht, welche ihnen an ſich in dieſer Faſſung jeden juriſtiſchen 
Werth entzog. Die preußiſche Regierung ließ nun aber 
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ihrerjeit3 bezüglich aller angeführten Fälle genauefte Unter: 
ſuchung anftellen, deren Ergebniß war, daß jämmtliche An- 
Hagen von dem Unterfecretair des Minifteriums der aus: 
wärtigen Angelegenheiten zu Berlin, Herrn von Thiele, mit 
einziger Ausnahme des Falls sub. Nr. 2, ala vollftändig 
erfunden erklärt werden mußten. Herr von Bujfidre war 
allerdings verhaftet worden, wegen Verdachts des Einver- 
vernehmens mit der Beſatzung von Straßburg, aber nicht 
in einer Ambulance und in den jehonendften Formen. Auch 
erfolgte feine Freilaffung in Bälde. 

Im weiteren Berlauf des Krieges hat dann Herr von 
Ehaudordy noch die nachſtehenden Anjchuldigungen gegen die 
deutiche Kriegführung erhoben: (Rundichreiben vom 29. Nov., 
ih citire nah R.eJ. I. ©. 37 f.) 

1) Berlegung des PrivateigenthHums, nicht nur durch Re— 
quifition an Naturalien und Geld, auch durch Dieb: 
ftahl und Plünderung. 

2) „Zu geringe Schonung des menjchlichen Lebens.“ (!) 

3) Beihießung offener Städte und zwar ohne Voranjage. 

4) Wiedereinführung der Bergeijelung. 

5) Verbindung der Beleidigung (outrage) mit der Unter: 
drüdung. 

Zu 1): Wir wollen nicht beftreiten, daß, nachdem über 
eine Million deutfcher Soldaten (mit Fuhrtroß und Gefolge 
verfchiedenfter Art) den Boden Frankreichs betreten hat, 
mandhmal Berlegungen des Privateigenthbums vorgefommen 
fein mögen, welche Recht und Bedürfniß des Krieges nicht 
rehtfertigen.. Es wäre das völlige Ausbleiben folder Er: 
iheinungen geradezu ein Wunder. Doch ift durch zahlreiche 
Zrugniffe von Belgiern, Schweizern, Engländern, Amerika: 
nern, und von Franzofen felbft (fiehe diefelben abgedrudt 
bei R.J. I. c.) feftgeftellt, daß die deutſche Mannszucht im 
Allgemeinen eine ausgezeichnete, und daß die Beftrafung der 
einzeln vorgefommenen Eigenthumsverlegungen eine exem— 
plariſch ſtrenge war. 

Referent kann dies als Augenzeuge beſtätigen. Wenn 
die franzöſiſchen Witzblätter jeden deutſchen Offizier mit 
mehreren „pendules““ im Mantelſack aus Frankreich heim 
fehten laflen, fo kann man in fo phantafielofer Gemeinheit 
feine Spur des franzöfifchen „esprit‘‘ entdeden. Zu be: 
merken ift nur noch, daß die franzöfifche Eivilbevölferung 
dur die thörichte Flucht aus Haus und Hof am Allermeiften 
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zu Beichädigung, Zerftörung, Verluſt ihrer Habe beigetragen 
hat. Man muß e3 nur erlebt haben, in welde Stimmung 
der Soldat geräth, der, nach erſchöpfendem Marfh und Ge 
fecht, bei ſchlimmſtem Wetter, ſpät Nachts, endlich bie er: 
jehnten Quartiere erreiht und nun nichts vorfindet ala ge 
fperrte Thüren und Läden, verödete Häufer, geräumte Keller 
und Kühen. Daß dann die Thür ftatt mit dem fehlenden 
Sclüffel mit dem Kolben geöffnet und daß ferner Alles dem 
Untergang preisgegebene Gut, das der Soldat für Nahrung, 
Bekleidung, Erwärmung braucen fann, mitgenommen wird, 
das ift natürlih und nicht Unrecht. Wo die Leute wer: 
nünftiger Weije in ihren Häufern verblieben find, Haben fte 
das nie zu bereuen gehabt. Wie leicht verlegbar das deutice 
Ehrgefühl, wie feinfühlend die Sorge war, es möchte aud 
nur ein Schein, ein Schatten unſchönen Verdachts auf die 
Hände unjerer Soldaten fallen, das mag die Franzoſen 
der treffliche Aufjag von Guftav Freytag „über das Retten 
und Rollen“ Iehren, in welchem er die oben bezeichnete 
Grenzlinie harfharf zieht und Dffiziere und Mannſchaften 
ermahnt, Preis gegebene werthvolle Dinge lieber dem ficberen 
Untergang oder der Entwendung durch franzöfifche Finger 
zu überlafjen, als durch Netten und Bergen derſelben den 
wälſchen Verleumdungen Anhalt zu geben. — Was aber das 
Requiriren und Ausfchreiben von Gontributionen anlangt, 
fo ift es wirklich erftaunlihd, daß nachdem die napoleoniſch— 
franzöfifhen unter jenem Namen in Deutjchland verübten 
Raubthaten eingeftandenermaßen ein Schandfled an dem 
Kriegsruhm des erften Kaiferreiches find und die Aufführung 
befannter Marſchälle in China und Merico einen Character: 
zug des zweiten Empire ausmachen, ein Franzofe, der dieie 
Dinge jo gut fennt, wie Monfieur de Chaudordy, die Worte 
Requifition und Gontribution nicht ängftlich vermeidet. 

Bon beiden Mafregeln hat die deutiche Kriegführung 
nur den durch das Bedürfniß und das Kriegsrecht geftatteten 
Gebrauch gemadt. 

Die Kriegsgeſchichte kennt fein Beifpiel, in welchem bie 
Berpflegung einer Armee in fo weiter Entfernung von der 
Heimat in folhem Maße, durch die mit: und nachgeführten 
eigenen Vorräthe bemerfftelligt wurde. 

N. 2) Beruhet auf der Verwechſelung von Freiicharen oder 
Landfturm mit Meucdelmörbern, zwei Begriffe, welde 
zu unterfcheiden wie wir oben. 164,152 gezeigt, Herr 
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von Chaudordy wieder jo wenig gelungen ift, wie 
dem Herrn Präfecten der Cöte d’Or und fehr vielen 
feiner Landsleute. 

Daß man die „unregelmäßigen Franctireurs“ d. 5. 
die „Helden“ im Sinne des oben angeführten Er: 
laſſes, die Meuchelmörder, erſchoſſen hat, war freilich 
Unredt. Man hätte fie hängen follen. 

Daß man Perfonen zum Tode verurtheilt hat, 
welche (nämlih ohne Paſſirſchein, heimlich oder mit 
Gewalt) durh die preußifchen Linien zu bringen 
ſuchten, wenn auch in „Privatangelegenheiten”, ent: 
ſpricht vollftändig dem Kriegsrecht. 

Zu N. 3) f. oben ©. 136. 

Zu N. 4) ift zu bemerken, daß die Vergeifelung keineswegs, 
wie Herr von Chaudordy glauben maden will, aus 
der Prarid der neuen Sriegführung verſchwunden 
war und erft durh die Graujamkeit der Preußen 
wieder eingeführt worden ift. 

Die franzöfifhe Praris unter Napoleon I. zeigt folgende 
Beijpiele. 

In Ollang bei Innichen in Tirol, war der Sohn des 
Wirths 1809 unter die Landftürmer gegangen — befanntlich 
fein Kriegsverbrechen. 

Der franzöfiiche General Brouffier (der ſchon zu Innichen 
vier Bürger, die nicht ausgezogen waren, zur Strafe für 
den Auszug Anderer hatte erfchießen und dann aufhängen 
laſſen), ergriff den alten Vater als Geifel und bedrohete ihn 
mit dem Tode, falls fih der Sohn nicht binnen drei Tagen 
ſtellen ſollte. „Und wirklich, der Sohn ftellte fi, um jenen 
zu retten. Alles hoffte, die hochherzige Kindesliebe werde 
den Franzofen begütigen; auch des Sohnes junges Weib 
und jeine Kinder erſchienen weinend und flehend, aber es 
half nichts: der junge Bauer mußte vor ihren Augen in 
den Tod gehen. Einmal warfen ſich die zehn Kinder eines 
(nur wegen Theilnahme am Landfturme) zum Tod verur: 
tbeilten Bauern mweinend vor dem General auf die Kniee. 
Er war nahe daran, ermweicht zu werben; aber, um ben 
Tirolern, wie er fagte, die Landesvertheidigung auf die nächften 
hundert Jahre zu verleiden, ermannte er fich wieder und 
ließ den Vater nicht? defto weniger erihießen.” (Steub, 
drei Sommer in Tirol II. Aufl. 1871. I. Band ©. 236). — 
So behandelte Frankreih eine kriegsrechtlich correcte Landes: 
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vertheidigung, nicht den jyftematifirten Meuchelmord unter 
dem Scheine der Unterwerfung. 

Aber abgefehen hiervon haben in den Kriegen mit 
alien 1848, 1849, 1859 die Defterreicher, in denen mit 
Dänemark und Defterreich die Preußen, namentlich aber bie 
Franzoſen fortwährend in ihren Kriegen in Algier Geifeln 
genommen. Den Deutihen aber war zur Nieberhaltung 
jener beflagenswerthen Entartung des Volkskrieges gar fein 
anderes Mittel als die Geifelnahme geboten. Bon ben 
Theoretifern ift dieſe Berechtigung allgemein anerkannt. 
(S. die Literatur-Angaben bei 3.:R. II. ©. 55.) 

Wir müſſen immer wieder auf jene häßliche Erjcheinung 
zurüdfommen, welche damals auf den franzöfifchen National- 
Charakter noch dunflere Schatten geworfen hat als die Lüge und 
Selbfttäufhung der Eitelkeit. Dieje Mißbildung ift von Moral 
und Völkerrecht gleich energifch zu verdammen: fie nimmt 
alle Vortheile des Volkskrieges in Anſpruch, ohne fich jeinen 
Gefahren und Laften auszufegen; fie beruft fih auf die 
Gluth des Patriotismus und verlangt den Lorber des 
Heldenthums der „Mafjenerhebung” zuerfannt, während fie 
die Sieger am Eingange des Dorfed mit der Bitte um 
Schonung in Rüdficht der willigen Unterwerfung, bemill: 
fommnet. Dieje rachſüchtige und doch feige, hochmüthige 
und doch heimtüdijche, wuthſchnaubende und doch um Leben 
und Habe ängftlih bejorgte, bald übermüthig höhnende, 
bald verächtlich um Mitleid minjelnde Garricatur 
Deutihen: „Das Bolf fteht auf, der Sturm bricht Los“ 
hat das Berhältniß der beiden Nationen mehr als alles 
Andere vergiftet und zu den zahlreihen Wechjelanklagen 
wegen Berlegung des Kriegsrechts geführt. Es ift die Pflicht 
der deutfchen Wiſſenſchaft und ich erachte e3 für die weſent— 
lihfte Aufgabe diefer meiner Erörterungen, das Verwerfliche 
jener Moral, Ehre und Kriegsrecht gleich ſchwer verlegenden 
Berirrung von allen Seiten zu beleuchten. 

Gegenüber diefen franzöfiihen Anfchuldigungen erhob 
die preußiiche Regierung (Statsanzeiger vom 26. Auguft) 
die folgenden Beſchwerden wegen Berlegung des Kriegsrechts 
durch die Gegner: 

1) Beichießung offener Städte (oben ©. 120); 

2) Verwendung der Turcos (oben ©. 143); 

3) Berlegung der Barlamentair-Flagge vor Meg, Toul, 

Berdun, Straßburg, Baris (im Circular vom 
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9. Januar zählt der Bundeskanzler noch 21 neue 
Fälle auf). 

Die angeführten Vorfälle wurden von der franzöfiichen 
Regierung auf Mißverftändniffe und Verſehen zurüdgeführt 
und durch angebliche gleichartige Vorkommniſſe auf deutfcher 
Seite aufgewogen. Diefe Erörterungen gewähren fein 
friegsrehhtliches ntereffe, da Niemand behaupten wird, 
die Kriegsleitung jelbft der einen oder anderen Partei treffe 
bierin ein Verſchulden; gewiß haben auch die franzöfifchen 
Herführer die Achtung vor der Barlamentairfahne eingefchärft: 
es bleibt aber, nach Abzug aller auf Verſehen zurüdführbaren 
Falle, auf franzöfifcher Seite ein Plus, welches die maßlofe 
Erbitterung und die Auflöfung der Disciplin diefer Truppen 
ala Folgen ihrer Niederlagen beleuchtet. 

4) Dagegen der mwohlbegründete Vorwurf, die Genfer 
Convention nicht entfernt in ausreihendem Maß 
unter ihren Heren befannt gemadt, ja nicht einmal 
die eigenen Aerzte mit dem Abzeichen derjelben ver: 
jehen zu haben, — diefer ſchwere Vorwurf trifft die 
Regierung und Heresleitung der Franzoſen unmittelbar 
und unmiberleglid. Es ift diefe Nachläſſigkeit uns 
erhört und unverantwortlich; fie hat von Anfang an 
zu häufigen und erbitternden Verletzungen dieſer 
beilfamen Normen geführt und auf beiden Seiten 
unberechenbar gejchabet. (Im Eircular vom 9. Januar 
werden noch 31, in dem vom 17. Februar 5 neue 
Fälle angeführt.) 

Im Laufe des Krieges verfielen dann freilich Die 
Franzofen — Soldaten und Civiliften — in das entgegen= 
* Ertrem des profuſeſten Mißbrauchs jener Zeichen, 
v dab man in manden Gegenden bald feinen Menfchen, 
fein Haus, ja fein Pferd (!) mehr antraf ohne einen roth 
befreuzten weißen Feen; natürlich ohne ale Controlle und 
Autorifation der Verleihung. — 

Richtig ift freilich — aber darin liegt Feinerlei Ent— 
ſchuldigung für die franzöfifche Regierung, welche auch das 
mühelos zu erreichende verabfäumt hat — daß die Genfer 
Eonvention, um die jegensreiche Wirkung ihrer Intentionen 
ganz entfalten zu können, nicht nur nach zahlreihen Richtungen 
der Weiterbildung bedarf, daß fie aud innerhalb ihrer ber= 
maligen Tragweite für die practifche Durchführung eine ganze 
Reihe von neuer Bollzugs: Normen dringend erheifcht. Vor 
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einiger Zeit ift von einem ungenannten badifchen Arzt 
(Militärarzt?), Dr. von C., eiu Schriftchen veröffentlicht 
worden: „Die Genfer Convention im Kriege von 1870—71. 
Beitrag zur Beurtheilung derfelben in der practifchen Durd; 
führung“. Karlsruhe. Braun'ſche Hofbuhhandlung. 1871. 
25 ©.), weldye den Regierungen zur Beachtung auf’3 Wärmfte 
empfohlen werden muß. Auf Grund offenbar jehr reicher, 
practifher Erfahrungen werden in diefen Blättern die Miß— 
ftände, Lüden, Gebrechen in der bisherigen Durchführung 
jenes Bertrages gejchildert und höchſt fachkundige Vorſchläge 
zur Abhilfe ausgeſprochen. Wir behalten uns vor, an einem 
anderen Orte ausführlih auf diefe Fragen einzugehen, ba 
wir in diejen Blättern dem Kriegsgotte nicht allzuviel Raum 
für Aeskulap und Themis wegnehmen dürfen. Wir be 
Ihränfen uns bier auf die Bemerfung, daß wir unfer 
eigenen Eindrüde und Erfahrungen in allen Dingen mit 
den von dem (uns völlig unbekannten) badiſchen Arzt Mit: 
getheilten iübereinftimmend und feine Vorſchläge höchſt an- 
* ja zum Theil unentbehrlich und unaufſchieblich 
nden. 

5) Ferner bejchwert fih der Bundeskanzler wiederholt 
(€. II. Band I. ©. 83) über den Gebraud von 
Gewehrſprenggeſchoſſen. (In einem Gircular vom 
17. Februar werden 5 neue Fälle angeführt): 

6) über die unmenſchlich harte Behandlung von Ge: 
fangenen, jelbft verwundeten und franfen; 

7) über die Anpreifung der Ermordung deuticher Soldaten 
durch Giviliften als Heldenthat; 

8) über die Aufforderung an gefangene Offiziere zur 
Entweihung unter Verlegung ihres Ehrenmortes; 

9) über Behandlung der Gapitaine deutſcher Handels: 
Ihiffe als Kriegs = Gefangene oder vielmehr als 
Verbrecher; 

10) endlib über Berbrennung oder Verſenkung deutjcer 
Handelsfchiffe, anftatt fie in einen franzöſiſchen Hafen 
vor ein Prijengericht zu führen. 

Ueber die beiden legten Puncte werden mir ſpäter bei 
Erörterung des Seekriegsrechts handeln. Bezüglich der 
Anderen begnügte ſich die franzöfifhe Ermwiderung mit ein 
facher Ableugnung der von den betheiligten Deutſchen, dann 
von neutralen und ſelbſt franzöfifhen Zeugen beftätigten 
Thatfachen. 
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10. Behandlung von Berjonen, Brivateigenthum 
und Stat3eigentbum im Landfriege. 


Befanntlih hat das Kriegsreht auf feinem Gebiete fo 
bedeutende Fortjchritte in der Richtung der Humanität ge= 
madt, wie in der Behandlung der Niht-Combattanten in 
Feindesland, der Schonung ihres Lebens, ihrer Freiheit und 
ihres Vermögens. 

Nicht einmal der Handelsverkehr unten den Angehörigen 
der kriegführenden Staten war durch Geſetz aufgehoben, 
obzwar die Kündigung des mit dem Zollverein abgeſchloſſenen 
Handelsvertrages und das Ausfuhrverbot bezüglich zahlreicher 
Baarengattungen ihn weſentlich beſchränkten; man begnügte 
fih auf deuticher Seite 3. B. den Eingangszoll franzöfifcher 
Beine zu erhöhen, wodurch die Berechtigung der Einfuhr an 
fih anerkannt iſt; der Handel jollte frei bleiben mit einziger 
nee der ausdrüdlich mit dem Ausfuhrverbot belegten 

rtifel. 

Das jchöne Wort, welches der König von Preußen bei dem 
erften Betreten franzöfiihen Bodens ausfprah: „Sch führe 
Krieg mit den Soldaten und nicht mit den Bürgern Frank: 
reichs“, ift das leitende Princip des deutjchen Verfahrens 
während der ganzen Dauer des Feldzuges geblieben. Leben, 
Freiheit, Sicherheit, Vermögen der Einwohner follteu unan- 
getaftet bleiben, fofern nicht 

1) feindfelige Handlungen verjelben Beitrafung und 
Borbeugung gegen Wiederholung, 

2) die Bebürfniffe der Truppen Requifitionen er— 
heiſchten, und 

3) das Verhältniß der deutjchen Münze zum franzöfifchen 
Gelde der Regelung bedurfte; der Thaler wurde ganz 
genau, nämlich zu 3 Francs 75 Gentimes berechnet. 

(Wiederholt meigerten fi in längft occupirtem Land 
Kaufleute, Wirthe und dergl. Angehörigen unferer Eolonne 
gegenüber, deutſches Silbergeld (geſchweige Papier) anzu 
nehmen. In allen Fällen half die Erklärung, alsdann gar 
nit zu zahlen.) 

Was die Requifitionen anlangt, jo wurden die Gegen 
Hände, welche im Bedürfnißfall der einquartirte Soldat von 
den Duartierwirthen zu fordern haben follte, nach Quantität 
und Qualität aufgezählt: geftatteten es die Umftände fo 
jollten die Quartiergeber ftatt der Leiftung in natura täglich 
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2 Francs für den Mann zahlen dürfen. Die Commandanten 
detadhirter Corps jollten nur für den Unterhalt der Truppen 
(Zebensmittel) nöthigenfalls Requifitionen anordnen, dagegen 
Lieferungen anderer im Intereſſe der Armee für unentbehrlid 
erachteter Gegenftände (Bekleidung, Geräthe, Lazaretb: 
material 2c.) nur die Generale ausschreiben dürfen. Für 
jede geleiftete Lieferung wurden Empfangsicheine ausgeftell, 
welche bei der Forderung der Kriegsentihädigung gegenüber 
der franzöſiſchen Regierung geltend gemacht werden follten. 
Das konnte Deutichland (welches jogar Elfaß und Lothringen 
entjchädigte für die noch während ihrer Zugehörigkeit zu 
Sranfreih durch franzöſiſche oder deutſche Soldaten 
verurjadhten Koften und Laften) freilich nicht erwarten, daß 
das reiche Frankreich, d. 5. die Zmweidrittel-Majorität, melde 
in der Nationalverfammlung die nicht vom Krieg berührten 
Departements vertritt, den vom Kriege betroffenen Landes: 
theilen jeden Aniprud auf Entihädigung aberfennen werde. — 
(Nachträglich vernehme ich, daß die National: Berfammlung 
Doch noch eine Entihädigung von 100 Millionen den burd 
den Krieg betroffenen Landestheilen bewilligt hat.) 

Später hat man das Syftem der Requifition ganz auf: 
gegeben und Baarzahlung für alle Lieferungen geleiftet, 3. B. 
die deutijhe Maasarmee ſchon feit Mitte October. 

Die Anfhuldigungen, welche ein Engländer, Frederic 
Harrifon, bezüglih der Nequifitionen gegen die deutſche 
Kriegführung erhoben hat (in der „Fortnightly review“ vom 
1. December 1870 und in einem von R.:3. II. ©. 6 ab: 
gedruckten Schreiben) find geradezu frivol zu nennen und, 
wenn dieſer Ankläger in feinem Eifer fo weit geht, zu be 
baupten, das Recht de3 Requirirens werde in Europa neuer: 
dings von gar Feiner völferrechtlichen Autorität mehr aner: 
fannt, jo hat ſchon Rolin-Jaequemyns das Gegentheil dar: 
gethan, indem er Franzofen, Engländer, Staliener und Deutice 
in vollfter Uebereinftimmung diefes in der That ganz um: 
entbehrlihe Recht anerfennend anführt. Wir möchten doc 
den englifhen Moralprediger fragen, wovon nad feiner 
Meinung eine Truppen-Abtheilung in Feindesland, melde 
von ihren Broviant-Colonnen abgeflommen oder der Proviant 
nachzuführen unmöglich ift, eigentlich leben fol? In allen 
Kriegen dieſes Jahrhundert wurde requirirt. 

(Wenn R.:%. I. ©. 47 angiebt, die Engländer hätten 
in dem amerifanifchen Kriege von 1812 und die Weſtmächte 
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in dem Krimfriege von 1856 fich der Requifitionen gänzlich 
enthalten, fo erlaube ich mir, die Richtigkeit diefer Thatjache 
zu bezweifeln; er führt als Beleg eine mir im Augenblid 
nit zugängliche Abhandlung in der „Westminster Review“, 
Dctober 1870, „the laws of war“ an.) 

Richtig ift allerdings, daß, da ein Recht der Plünderung 
nit mehr anerfannt ift, vielmehr die Unantaftbarfeit des 
Privatvermögens (im Landlrieg) ald Princip gilt, die Requi— 
fition und Contribution nicht mehr, wie von älteren Schrift- 
fiellern geihah, als ein Losfauf von der Plünderung oder 
al3 Vorausſetzung des Verzichtes auf die Plünderung gefaßt 
werden darf; fie ift vielmehr ein Ausfluß der durch die 
Decupation erlangten Kriegsgewalt über das feinvliche Ge— 
biet und ein von dem Kriegszwed geforderte Kriegsmittel. 

Gehäffiger noch als die Requifitionen von Naturalien 
find die Geld-Eontributionen. Mit Recht befchränft man 
diefelben, abgejehen von den Straf: Eontributionen, melde 
einer Gemeinde ꝛc. als Bermögensbußen auferlegt werben, 
auf die Fälle der gänzlichen oder theilweifen Umwandlung 
der oft nicht aufzubringenden Naturallieferungen in Gelb: 
fummen. (Bgl. die treffenden Bemerkungen von R.:%. II 
&. 50 zu Bluntihli $ 654.) 

Soviel über Behandlung des Privateigenthums; über 
die des franzöfiihen Statseigenthums nur ein Wort. 

Der Streit, welcher Furze Zeit zwiſchen franzöfifchen 
und deutſchen Sournalen über die angeblide Verwüſtung, 
d. h. Abholzungen der franzöfiihen Statswaldungen in den 
oecupirten Gebieten dur die deutſche Verwaltung geführt 
wurde, gewährt geringes völferrechtliches Intereſſe, da die 
Rebtsfragen unter den Parteien unbeftritten und lediglich 
einzelne thatfächliche Ausschreitungen der deutſchen Beamten 
behauptet waren, die fich fpäter als erdichtet erwiefen. Un— 
beftritten ift, daß bei nur vorübergehender Befigergreifung 
der Decupant an den Liegenfchaften, die im Eigenthum des 
Fiscus des befämpften States ftehen, fein Eigentum, wohl 
aber das Recht des Fruchtbezugs und der Verwaltung für 
die Dauer der Decupation erwirbt. Demzufolge durften 
> B. die Deutſchen die ärarialiihen Landgüter verpachten 
und den Pachtichilling für die betreffende Zeit erheben oder 
diefelben jelbft bewirthſchaften und die Erträgnifje verfilbern. 
Demzufolge durften fie auch in ordnungsmäßiger, den Grund: 
fügen pfleglicher fehonender Forſtwirthſchaft entfprechender 
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Weiſe (wenn auch nicht gerade der franzöſiſchen Betriebs: 
art) Holz in den Statswaldungen jchlagen und veräußern 
— ganz abgejehen von der aus dem Kriegsrecht fließenden 
— ihren Holzbedarf zu Kriegszwecken (Baraden, 
Holzbauten aller Art, Eifenbahnihmwellen, Palifaden) aus 
den Statswaldungen ohne weitere Rückſicht zu entnehmen. 
Mehr haben die Deutſchen nicht gethan und man hat 
insbefondere zwei Anfchuldigungen gegen diefelben ohne 
Grund erhoben; nämlich: 
1) fie hätten die Statswälder um Nancy einfach zur 
Abholzung verfteigert und 
2) in den Ardennen Schlagungen vorgenommen, welde 
fih als Raub-Wirthſchaft charakteriſirten. 


11. Capitulationen von Feſtungen und Truppen— 
körpern. 


Seit den Capitulationen nach Sedan wurden meiſt die 
Beſtimmungen dieſes großartigen Muſters zu Grunde gelegt; 
man erinnert ſich, daß die Verhandlungen der Uebergabe 
von Metz darüber ins Stoden geriethen, daß Marſchall 
Bazaine fich eine Weile weigerte, einfach die Bedingungen 
von Sedan anzunehmen; er verlangte für einen Theil der 
in der Feftung eingejchloffenen Streitkräfte freien Abzug 
(ohne Waffen) hinter die Xoirelinie oder nah Algier. Die 
mejentlichen Sätze der Capitulation von Sedan, welche zulegt 
dod auch auf die von Met Anwendung fanden, find: 

1) Uebergabe der Feftung ſammt dem in ihr geborgenen 

Material an den deutichen Befehlshaber; 

2) Eintritt von Garnifon (oder Feldarmee) in bie 
deutſche Kriegs-Gefangenſchaft. 

Bei Capitulation von Feſtungen begnügte man ſich 
häufig damit, die National- und Mobilgarden, welche ſchon 
vor der Kriegserklärung in der Stadt wohnten, zu ent— 
waffnen und ließ ſie in der Stadt. 

3) Befreiung von der Kriegsgefangenſchaft für alle 
Generale, Officiere und Perſonen von Officiersrang, 
welche ſchriftlich ihr Ehrenwort geben, in dieſem 
Kriege nicht mehr gegen Deutſchland zu fechten; 

„und“, ſo fügen ſpätere Capitulations-Formulare bei, „in 
Nichts gegen die Intereſſen Deutſchlands zu handeln.“ 
Denn man hatte ſolche Officiere in Frankreich gleichwohl 
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zum Ererciren von Refruten, Anfertigen oder Tranzportiren 
von Material verwendet. Die Frage, ob durch die bei- 
gefügte Klaufel auch die Verwendung der Gapitulanten in 
Algier zur Unterdrüdung des arabijhen Aufftandes und 
Vertheidigung der franzöfifhen Colonien ausgejchlofjen fei, 
it zu bejahen, da es „gegen die Intereſſen Deutichlands ges 
handelt“ ift, durch ſolche Dienfte andere Truppen in Algier 
entbehrlid und gegen Deutichland verwendbar zu maden. 
— Die Gapitulanten auf Ehrenwort jollen ihre Waffen, 
Verde und ihre fonftige Ausrüftung behalten dürfen. Die 
Formel von Sedan beichränft dies auf die den Capitulanten, 
niht dem franzöfiihen Fiscus, gehörigen Gegenftände. — 
4) Uebergabe de3 gejammten Kriegsmaterials, einjchließ- 
lich Adler, Fahnen, Waffen, Scießbebarf u. |. mw. 
an deutſche Empfangs-Commiſſaire. Bei der Ueber: 
gabe von Verdun wurde Rüderftattung des Materials 
an Franfreih nah dem Friedensichluß ausbedungen. 

5) Berbleiben der Militärärzte zur Pflege der Ber: 

mwundeten. 

Ueber die Vereinbarungen bei dem Webertritt einzelner 
franzöſiſcher Abtheilungen während der Tage von Sedan 
auf belgifches und der Oſt-Armee Bourbaki’3 auf ſchweize— 
riſches Gebiet werden wir bei Erörterung der Neutralität 
us ihre Rechtswirfungen in diefem Kriege zu ſprechen 

en. 


12. Behandlung und Betragen der Kriegsgefangenen. 


Wir jahen oben, daß die harte Behandlung von 
deutihen Gefangenen durch die franzöſiſchen Militärbehörden 
jelbft einen Beichwerdepunct in den Anklagen des Bundes— 
tanzler8 wegen Berlegung des Kriegsrechts bildete. Noch 
viel häufiger find die Fälle, in welchen die Behörden und 
Bededungsmannshaften die Gefangenen nicht gegen die Miß- 
handlungen des Pöbels ſchützen wollten oder fonnten. 

Belannt ift, daß ein gefangener preußijcher Dfficier 
duch die fortgejegten Bedrohungen und Mißhandlungen, 
denen er auf dem ‚Transport in das innere Frankreich 
mohenlang ausgejegt war, zum Wahnfinn getrieben wurde 
— er glaubte, die Gefangenen ſollten guillotinirt werde — 
und fih durch Herabftürzen auf den gepflafterten Hof feines 
Gefängnifjes den Tod gab. 


jelis Dahn. Baufteine. V. 1. 12 


178 


Bekannt ift ferner, daß die in den Spitälern zu DOrleam! 
zurüdgebliebenen Kranken und Verwundeten nebft den: 
Perjonal von Aerzten und Sanitätsgehülfen zuerft, mi 
flagrantem Widerfpruhb mit der Genfer Convention, al 
friegägefangen erklärt und vielfah ihrer Sachen beraubt, 
daß fie dann zwar auf erhobene Reclamation wieder fre 
gegeben, aber nicht zu ihren abgezogenen Truppentheilen au 
dem nächſten Wege in der Richtung nah Dften gebradt. 
(wegen der Gefahr, daß fie über Aufftelung, Stärke u. ſ. w 
der franzöfifhen Loire-Armee den Deutſchen Mittheiluns 
machen fönnten — ein Grund, der Friegsrechtlich allerding: 
geltend gemacht werden kann), fondern auf einem weiter 
Umweg, der fie bis faft an die Sübmeftgrenze Frankreich: 
führte, über die Schweiz nah Deutſchland jpedirt wurden: 
auf diefer ganzen langen Fahrt waren dieſe Kranken unt 
übrigen unter dem Schuß des Völferrechtes ftehenden Perſonen 
vermöge ungenügender Bedeckung den Inſulten des gebildeten 
und ungebildeten Pöbels der franzöfiihen Städte und Dörfer 
ausgejegt und außerdem ganz unzureichend verpflegt worden. 

Dem gegenüber fol anerfannt werden, daß die von 
deutjcher Seite erhobene Beichwerde zu geringer Sold— 
zahlungen an die deutichen Gefangenen fih als auf einem 
Mißverftändniß beruhend herausgeftellt und daß General 
Trohu nach wiederholter Inſultirung deutſcher Gefangener 
in Baris feine Landsleute in energifchen Worten daran er: 
innert bat, daß dieſe auf Ehrenwort in Paris internirten 
Dfficiere unter dem Schuß ber franzöfifhen National-Ehre 
fänden. Wie geringe Wirkung er von diefem Appell 
übrigens erwartete, lehrt die Thatfache, daß man die Dfficiere 
erfuchte, von ihrem Rechte, fih in Uniform in den Straßen 
zu zeigen, feinen Gebrauch mehr zu machen. 

Deutihland hat ungefähr 380,000 Gefangene zu be- 
berbergen gehabt, deren humane Behandlung in Frankreich 
jelbft Anerkennung fand. Leider haben diefe unfreimilligen 
Gäſte häufig von der ihnen vergönnten freien Bewegung 
einen jehr übeln Gebrauch zu machen verfucht. Wir meinen 
nicht die geheimen Pläne zu einem mafjenhaften Durchbruch 
in gewaltſamer Selbftbefreiung, welde zur Zeit des Bor: 
ftoßes Bourbaki's gegen Belfort in vielen deutſchen Städten 
und Gefangenen-Depöts gefchmiedet wurden. Denn ber 
Kriegsgefangene, der fich nicht durch Ehrenwort gebunden, 
bat das Recht, fich durch Lift oder Gewalt zu befreien; d. 6. 
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der mißlingende Verſuch macht ihn nicht ftraffällig, ſofern 
nit in den Berfuhshandlungen andere Verbrechen (Mord, 
Brandftiftung 2c.) enthalten find; felbftverftändlich aber ſetzt 
er fib bei diefem Verſuche der Gefahr aus, von ben 
Baden u. f. w., die fein Entweichen verhindern wollen, 
getödtet oder verwundet zu werden. Wir meinen vielmehr die 
Pläne der Brandlegung aus bloßer Rachſucht, ohne Befreiungs: 
gedanken, welche 3. B. in Münden von den Gefangenen 
erfonnen wurden und jene empörenden Verbrechen gegen die Sitt⸗ 
tiehkeit, welche in anderen Städten (3. B. Würzburg) zur Aufs 
bebung des Anfangs geftatteten unbegleiteten Ausgangs ge: 
nöthigt haben. Man ging in der zarten Fürforge auch für 
die gefangeuen Dfficiere jo weit, daß man fie in einer großen 
deutihen Stadt zur freien Benüßung der werthvollen 
Bibliothef mit deren reihen Schägen an kriegswiſſenſchaft— 
lichen, gejchichtlihen, geographiſchen Werfen auf das Freund: 
(ichfte einlud. Mehr als taufend Dfficiere haben Monate 
lang in diefer Stadt gelebt. Es ift conftatirt, daß auch 
nicht einmal von jener Erlaubniß Gebraud gemacht wurde. 
— Die zahlreihen Fälle, in welchen franzöfifche Dfficiere 
mit Bruch ihres Ehrenwortes aus Deutihland entwichen 
und von der franzöfifhen Regierung wieder zum Waffen- 
dienft angenommen worden find, werden, wie wir eben in 
den öffentlichen Blättern lefen, von dem Kanzler des deutſchen 
Reiches einer internationalen Commiffion zur Beurtheilung 
vorgelegt werden. Die gegen die häufigen Entweichungen 
der gefangenen Dfficiere unter Bruch des Ehrenwort3 von 
General Bogel von Falfenftein getroffene Maßregel der 
Repreffion — für je Eine Entweihung Abführung von zehn 
durch das Los zu beftimmenden mitgefangenen Officieren zur 
firengen Haft nach einer preußifchen Feftung unter Entziehung 
aller Vorrechte gefangener Dfficiere — war ftreng, aber 
mit gegen das Kriegsrecht verftoßend. 

Bir wollen diefe Erörterungen nicht fohließen, ohne 
mit gerechter Anerkennung einer völkerrechtlichen Abhandlung 
über den legten Krieg zu erwähnen, welche in einem Lande, 
in welchem ftarfe, franzöfiihe Sympathien oder feltfame 
Belorgnifje gegenüber Deutfchland die Unparteilichkeit des 
Urtheils faft aufgehoben hatten, muthig und überzeugungs- 
tweu für Deutſchlands gutes Recht in die Schranken tritt. 
& ift Dr. C. ®. Opzoomer, Brofefjor des Rechts an ber 
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Univerfität Utrecht, welcher in zwei Kleinen Aufſätzen: „Das 
Unrecht Franfreihs im Kriege von 1871” und: „Die Bona- 
parte3 und das Recht Deutſchlands auch nad Sedan“ in 
gründlicher und objectiver Darftellung die Vorurtheile feiner 
Landsleute widerlegt und insbejondere die moralifche und 
juriſtiſche Grundlofigfeit jener Stimmungsänderung darthut, 
welche, wie in den meiften neutralen Staten, in England, 
Amerika, der Schweiz, jo au in Holland nach der Kata: 
firophe von Sedan zu Ungunften Deutichlands eingetreten 
war. Auch ſolche Beurtheiler, welche bis dahin die Frivolität 
des franzöſiſchen Angriffs und die Berechtigung der deutſchen 
Abwehr, obzwar oft widerftrebend, anerkannt hatten, ver: 
meinten feltfjamer Weife, nad der Gefangennehmung des 
Kaiſers oder doch nach der Aufrichtung der Republik hätte 
die deutſche Regierung jofort gegen eine Geldentjchädigung 
Frieden jchließen müfjen und die Fortführung des Krieges 
jei eine barbarifche Bethätigung preußiſcher Eroberungsgier 
geweſen. Profeſſor Opzoomer tritt diefem Gerede mutbig 
entgegen und hat hierfür zahlreihde Anfeindungen ber 
mannigfachften Abftufungen von feinen Landsleuten zu er: 
tragen gehabt. Bon feinen Auffägen wurde von einem 
Ungenannten eine Weberfegung in's Deutjche veröffentlicht 
(Berlin, Puttkammer und Mühlbrecht 1871), auf melde wir 
das deutſche Publicum um fo lieber verweilen, al3 man in 
Deutihand zwar vielfah und mit begründeter Verftimmung 
von den franzöfifhen Sympathien der Holländer, von biejer 
unparteilihen Bertheidigung der deutſchen Sache aber gar 
feine Notiz genommen hat. 

Anfnüpfend an unfere einleitenden Worte über die 
Kriegsurfahen (oben ©. 122) wollen wir hier nur fur 
nachträglich bemerken, daß auch völferrechtlih „nach Sedan“ 
ein ſofortiges Friedenfchließen den Deutfhen gar nidt 
möglib war. Die Regierung Frankreichs ftand in dem 
Augenblide der Schlaht und Gapitulation von Sedan ber 
vom Kaiſer eingefegten Regentjchaft in Paris zu. Mit dem 
gefangenen Kaiſer zu verhandeln war völferrehtlich unzuläffig- 
Und ehe e3 nur möglich geweſen wäre, mit der Regentſchaft 
in Berhandlung zu treten, war dieſe bereitS hinmeggefegt 
und, in Paris wenigftens, die Republik aufgerichtet. Mit 
den Gliedern der proviforischen republifanifhen Regierung 
in endgültige Verhandlungen über den Frieden treten, konnte 
man, abgejehen von Anderem, ſchon deßhalb nicht, weil 
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feinesweg3 damals feftftand, daß diefe Männer wirklich auch 
nur thatjächlich die Negierungsgewalt über das ganze, von 
drei bis vier großen Parteien zerflüftete, Franfreih ausüben 
fönnten. Ferner war, bis zu dem viel beſprocheneu Beſuch 
von Jules Favre in Ferrieres, von den Franzofen nicht die 
leijefte Snitiative zu Verhandlungen mit den Deutfchen (nur 
die Hilfe von Rußland, England, Defterreih rief man in 
der Bitte um Intervention an) ergriffen worden und bie 
Sieger von Met und Sedan follten doch nicht wol, auf 
diefen Sclachtfeldern ftehen bleibend, die Hände mit der 
Bitte um Frieden und freien Abzug nad Paris hin aus: 
fireden. Endlih hat man mit abfidhtlihem Mißverftehen ein 
hochherziges Wort des Königs von Preußen fophiftiih aus— 
gebeutet. „Nicht mit dem franzöfifhen Volk, mit dem 
Raifer Napoleon führe ich Krieg,” fo hatte der König in 
einer feiner erften Broclamationen erklärt; d. h. der friedliche 
Bürger follte nichts zu fürdten, für den Frevel der Eaifer- 
lihen Regierung, der Statsgewalt, nichts zu leiden haben. 
Offenbar aber galt der Krieg nicht der Berjon des Kaifers, 
wie im Duell, jondern der franzöfiihen Statsgemalt, 
und diejer jolang als fie an dem Deutjchlands Ehre und 
Unabhängigkeit bedrohenden völferrechtswidrigen Willen feſt— 
bielt, welcher Deutſchland zu feiner Vertheidigung die Waffen 
in die Hand gezwungen hatte. Die Thatjache der Gefangen: 
nehmung des Kaiſers und des GSturzes feiner Dynaftie, die 
Berfaffungsänderung in Frankreih war Deutichland gegen: 
über ganz gleichgültig, fo lang die franzöfiiche Statsgemwalt, 
einerlei ob nunmehr republifanifch oder monardifch oder 
etwa orleaniftiih, an jenem völferrechtswidrigen Willen feft: 
hielt und nicht, unter Erbietung zu Entfehädigung, Genug: 
thuung und Leiftung von Garantie gegen die Wiederkehr 
told frivoler Bedrohung, den Frieden verlangte. Diefe 
Garantie konnte nur in der Verſtärkung unferer Weftmarf 
durch Herausgabe unferer alten Reichslande gefunden werden. 

Dagegen fträubte ſich lange der franzöſiſche Stolz. 

Aber die Nemefis waltet wunderbar: Garantie gegen 
Biederfehr einer erdichteten deutschen Bedrohung war die 
franzöfiiche Forderung geweſen, welche zum Kriege trieb: 
und Garantie gegen Wiederkehr der Jahrhunderte alten 
franzöfifhen Bedrohung war der Preis, um melden der 
deutihe Sieger den Frieden gewährte. 
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13. Ber Serkrieg. 


Der Seekrieg hat befanntlih bi vor menigen Jahr: 
zehnten bezüglich der Seebeute (d. h. des Rechts der Kriegs- 
Ichiffe, Beute zur See zu machen) geradezu barbarifce 
Grundfäße feftgehalten, an welche hier kurz erinnert werden muß. 

Während im Landfrieg, wie wir ſahen (oben ©. 6,17), 
das Eigenthum der Privaten nicht mehr einen Gegenftand 
der Erbeutung bildet, wurde im Seefrieg bi8 zum Jahre 1856 
alles „Ihwimmende Gut” von Angehörigen des befriegten 
States als „gute (d. 5. gerechtfertigte) Priſe“ erklärt: es 
fonnten aljo (abgeiehen von den feindlichen Kriegsſchiffen, 
welche nicht3 anders find als jchwimmende Batterien, ja 
Ihwimmende Forts) 

I. alle dem Handel, dem Perſonen- und Güter: Berkehr 
dienenden Fahrzeuge im Eigenthbum von Unterthanen 
des feindlihen States auf allen offenen Gewäſſern 
(im Gegenjate zu „Eigengewäflern”) weggenommen 
werden (nur für Fifcherbote machte man eine groß: 
berzige Ausnahme), ebenfo: 

I. alle Waren und Güter von Unterthanen dieſes 
States auf ſolchen Schiffen endlich 

II. auch auf Schiffen der Angehörigen neutraler Staten 
war das Gut von Angehörigen des feindlichen States 
nicht geborgen: „die neutrale Flagge dedt nidt 
Feindesgut”; vielmehr durften die Kriegsjchiffe die 
neutralen Handelsſchiffe nach ſolchem feindlichen Gut 
durchſuchen (droit de visite, right of research), 
dafjelbe wegnehmen, und in früheren Jahrhunderten 
zeigte man Neigung, in foldem Fall auch die neu 
tralen Schiffe jelbft „zur Strafe” al3 gute Priſe zu 
erklären. 

Der empörende Grund, aus welchem man dieje em- 
pörende Praris ableitete, war das angebliche Recht, im 
Kriege mit jedem Mittel die Widerftandskraft des Feindes 
breden zu dürfen: nach diefem Princip dürfte man aud 
noch alle Einwohner des befriegten States tödten oder ald 
Knechte in Gefangenſchaft fchleppen, die Brunnen vergiften, 
die Dbftbäume und Wälder verbrennen u. ſ. w. Jenes 
Princip ift ja vielmehr für den Landkrieg längft verworfen: 
für den Seekrieg aber wurde es feftgehalten durch die Selbft- 


183 


juht der größten Seemadt der legten beiden Jahrhunderte: 
durch England. Diefer Stat hat in feinen großen Kriegen 
gegen Spanien, Frankreich, Holland, Amerika obige Grundſätze 
zu einem wahren Vernichtungskrieg gegen den Handel bes 
Feindes, ja auch der Neutralen ausgebildet. Drohte man 
mit der gleichen Behandlung, jo erklärte das See-beherrſchende 
Infelreih mit großem Gleihmuth, fih der Retorfion gern 
zu unterwerfen: waren doc die Kriegsflotten aller anderen 
Staten der Englifhen nicht entfernt gewacjen und weder 
im Stande, die eigenen Handelsſchiffe zu ſchützen, noch die 
Britiihen, die unter dem Schild und Geleit ihrer Kriegs 
marine jegelten, wegzunehmen. 

So waren die Kriegsihiffe den wehrlojen Kauffahrern 
gegenüber echte Raubſchiffe und die Zahl derjelben vermehrte 
man beliebig durch die Verleihung von jogenannten „Gaper: 
briefen” an Private — oft Abenteurer und Seeräuber —, 
welhe dann ihr Handelsichiff oder andere Fahrzeuge 
armiren,, ebenfalls auf feindlibe Kauffahrteijchiffe Jagd 
mahen und in den Raub fi mit dem autorifirenden State 
theilen durften. 

Diefe Eaperei war einfach autorifirter Seeraub mit 
defien gefammtem Gefolge: die Gapitäne meift Männer, 
deren einzige Tugend die Verwegenheit, die Mannſchaft aus 
dem verzweifelten Auswurf aller Nationen refrutirt: dejertirte 
Soldaten und Matrojen, Flüchtlinge der Galeeren und Ge— 
fängnifje; es begreift fih, daß diefe Leute auch die weitge— 
jogenen und Schwachen Schranken, welche das Seefriegsrecht 
aufftellte, wenig beacdhteten und mit Ausübung der Caperei 
ale gemeinen Verbrechen der Gewalt und Raubjucht unge— 
fraft verbinden fonnten. 

Zwar erhoben ſich ſchon im vorigen Sahrhundert ver: 
einzelte Stimmen gegen dieſes Raub-Recht: jo in Amerika 
Franklin. Auch ſchloſſen im Jahre 1785 die Vereinigten 
Staten von Nordamerifa und Preußen einen Statsvertrag 
ab, in welchem fich beide Eontrahenten verpflichteten, niemals 
in einem etwaigen fünftigen Kriege Gaperbriefe gegen ein= 
ander auszugeben. Allein diejes Beifpiel fand Feine Nach: 
ahmung: in den großen Napoleonifhen Kriegen übten bie 
Engländer jchonungslos das Recht der Gaperei und der 
Begnahme aller erreihbaren Handelsjhiffe und Waren der 
Franzoſen, wogen Napoleon zu der Maßregel der Eontinental- 
iperre wider die Englifhen Waren griff. 
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Der erfte Schritt auf dem Wege der Reform diejes 
Kriegs⸗Unrechts, nicht Kriegs-Rechts, beftand nun darin, daß 
man den feindliden Schiffen und den neutralen mit feind- 
liher Fracht Beladenen, melde von dem Ausbruche des 
Krieges in einem biesfeitigen Hafen überrafcht wurden oder 
ungewarnt und unfundig des während ihrer Fahrt erklärten 
Krieges in einen ſolchen Hafen einliefen, eine ausreichende 
Schugfrift gewährte, binnen deren fie nicht weggenommen 
werben, jonbern mit freiem Geleit die Fahrt in einen 
heimiſchen oder neutralen Hafen antreten durften. Dies 
geihah in dem Kriege der Weſtmächte gegen Rußland in 
den Jahren 1854—1855 und fo haben denn auch in dem 
Deutih-Franzöfifhen Kriege beide Parteien eine ſolche Frift 
(„Indult“) gewährt; die Franzöfiiche Regierung durch Decret 
vom 31. Juli: „die Deutihen Handelsſchiffe in Franzöſiſchen 
Häfen erhalten eine Frift von 30 Tagen, um diefe Häfen 
unter Geleitjchein zu verlaffen, und fich nach ihrem Heimats: 
oder Beltimmungs- Hafen zu begeben. Fahrzeuge (Deutide 
und Neutrale), welche vor Ausbruch des Krieges eine für 
Frankreich beftimmte Fracht für Franzöfifhe Rechnung ein: 
genommen, dürfen ihre Fracht in den Häfen Franfreids 
löfhen und unter Geleitiheinen nad ihren Heimatshäfen 
zurüdfehren.” Das Gleihe gewährte Preußen für eine 
Frift von 6 Wochen. Frankreich hatte erklärt, in jeder 
Beziehung fih nur an das Pariſer PBrotofoll von 1856 
halten zu wollen; da daſſelbe von den Vereinigten Staten 
und von Spanien nicht unterzeichnet war, hätte Franfreid 
gleihmwol diefen beiden Mächten gegenüber auf das ftrengere 
Recht vor 1856 zurüdgreifen und ſowol die Waren ihrer 
Untertanen auf Deutihen Schiffen als Deutfhe Waren 
auf Schiffen von Angehörigen jener Mächte wegnehmen 
dürfen. Frankreich erklärte jedoh, das Recht von 1856 
auch gegenüber diejen beiden Staten refpectiren zu wollen. . 

In dem Frieden von Paris vom Jahre 1856 wurden 
nämlih von allen Mächten, welche das beigefügte, das 
Seekriegs-Recht reformirende Schluß-Protofoll unterzeichneten, 
zwei weitere Fortichritte von der alten Barbarei hinweg in 
der Richtung der Humanität erzielt: es wurde einmal die 
Caperei abgeſchafft („la course est et demeure abolie“), 
nur die Vereinigten Staten von Norbamerifa (und Spanien) 
meigerten fi, diefem Protofolle beizutreten, aus dem an 
fih ſehr richtigen Grunde, daß diefe Maßregel für fib 
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alein ungenügend und der Ausschluß aller Seebeute das 
einzig Correcte fei;”) ja man machte geltend, daß das 
Uebergewicht der großen Seemächte mit zahlreichen Kriegs- 
ihiffen gegenüber den Staten mit ſchwächeren Kriegsmarinen, 
aber zahlreihen Handelsſchiffen, bei Fefthaltung des Prijen- 
rechts und Aufhehung der Caperei noch erdrüdender werde, da 
nun die ſchwächeren Kriegäflotten fih nicht durd) Armirung 
der Kauffahrer einigermaßen verftärfen könnten. Gleichwol 
war es auch bier ein Fehler, das Beſſere den Feind des 
Guten jein zu laſſen und die Vereinigten Staten haben 
wenige Jahre ſpäter e3 bitter zu bereuen gehabt, daß fie 
der Schlange der Gaperei nicht zu Paris den Kopf völlig 
zertreten, al3 in dem großen Bürgerfriege die Caperſchiffe 
der Südftaten, zum Theil in neutralen Häfen ausgerüftet 
(Mabama), den Handel der Nordftaten in der empfindlichiten 
Weiſe ſchädigten. — 

Außerdem wurde durch das Pariſer Protokoll der 
Grundſatz anerkannt: „Frei Schiff, frei Gut, mit Ausnahme 
von Krigscontrebande“, oder „die Flagge deckt die Ladung“ 
(mit obiger Ausnahme), d. h. es dürfen auf neutrale Schiffe 
verladene Waren der Angehörigen des feindlichen States 
nicht mehr weggenommen werben, wenn fie nicht unter den 
(unten zu erörternden) Begriff der Kriegs-Contrebande fallen. 
Diefer Sa wird nothwendig durch das fonft allgemein an— 
erfannte Princip gefordert, daß jedes Schiff als wandelnder 
Beftandtheil feines Statsterritoriums gilt: fo wenig 3. 8. 
Franzöſiſche Landtruppen im Kriege mit Deutfchland Belgi- 
ſches Gebiet betreten dürfen, um auf demjelben Deutjche 
Baren wegzunehmen, fo wenig dürfen fie zu gleichem Be- 
buf ein Schiff Belgifcher Nationalität betreten. 

Ferner wurde das Princip angenommen: „Unfrei 
Schiff, frei Gut“, d. h. aud auf feindlihdem, der Wegnahme 
unterliegendem Schiffe dürfen Waren von Angehörigen 
neutraler Staten (mit Ausnahme von Kriegs » Contrebande) 
nicht weggenommen werben. 


=) Soeben, Dezember 1871, berichten öffentliche Blätter den Ab- 
ſchluß eines Vertrages zwifchen den Vereinigten Staten von Nord- 
amerifa und dem Königreich Italien, wonach beide Gontrahenten für 
den Ariegsfall Das „Caperrecht“ ausichließen; es ift aus den bis- 
tigen Mittheilungen nicht mit Sicherheit, aber mit Wahrfcheinlich- 
eit, zu entnehmen, daß nicht nur Das Gaperrecht, fondern alle 
Seebeute darunter zu verjtehen jei. 
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Es leuchtet nun aber ein, daß diefe Zugeftändniffe an 
die Logik des Völkerrechts und an die Intereſſen der 
Humanität wie des Handels noch bei Weitem nicht befriedi: 
gen, daß vielmehr einfah die Grundfäge bezüglich der 
Zandbeute auch auf die Geebeute angewendet und hienach 
auch die Handelsſchiffe und Waren der Angehörigen des 
feindlichen States, wo immer fie fich befinden mögen, von 
der Wegnahme befreit werden müſſen. 

Daher hat denn gerade in Deutjchland jeit dem Jahre 
des Pariſer Friedens das Beftreben nie geruht, die Auf: 
bebung der Seebeute als völferrechtliches Princip durdzu: 
jegen. Hervorzuheben find die Nejolutionen des Bremer 
Handelzftandes vom 2. Dezember 1859, melde unter ein- 
gehender Motivirung den Satz aufftellten: 

„Die Unverleglichkeit der Perfon und des Eigen: 
thums in Kriegszeiten zur See unter Ausdehnung 
auf die Angehörigen Friegführender Staten, ſoweit 
die Zwede des Krieges fie nicht nothwendig be: 
ihränfen, ift eine unabweisliche Forderung des 
Rechtsbewußtſeins unferer Zeit.” 

Der Senat der Stadt Bremen wurde erfucht, dieſen 
Grundſatz zu vertreten und feine Durhführung bei den 
Deutichen Regierungen oder bei den Mächten des Congreſſes, 
deſſen Zufammentritt damals erwartet wurde, in Anregung 
zu bringen. In dem Deutſch-Däniſchen Kriege von 1864 
ftellten die Handelsfammern der Hanfeftädte die gleiche For: 
derung, und in dem Kriege von 1866 haben die krieg— 
führenden Mächte, Defterreih, Preußen und Stalien, aus: 
drücklich durch Vertrag auf das Priſenrecht (für dieſen 
einzelnen Fall) verzichtet, indem ſie die feindlichen Handels— 
ſchiffe für neutral und der Wegnahme nur unter den Vor— 
ausſetzungen unterworfen erklärten, unter welchen auch 
neutrale Handelsſchiffe aufgebracht werden dürfen, nämlich 
* Fall ſie Contrebande führen oder eine wirkliche Blocade 
rechen. 

Auf Anregung Aegidi’3*) haben dann der Norddeutſche 
Reichstag und fpäter der Bundesrath ein Votum in gleihem 
Sinne abgegeben, und bei Ausbruch des legten Krieges er- 
Härte eine Verordnung des Norbdeutichen an 

) 39) Vergleiche — — Frei Schiff unter Feindes Flagge, 
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amt3 vom 18. Juli 1870, entiprechend dieſem allgemein und 
wiederholt ausgedrüdten Rechtsbewußtſein der Zeit, und 
war jogar ohne Borausfetung der Gegenfeitigfeit, 
den Verzicht der Deutjchen Kriegführung auf Priſenrecht und 
Seebeute: „die Franzöfiihen Handelsfchiffe werden ber Auf: 
bringung und Wegnahme durch die Kriegsmarine des Bundes 
nicht unterliegen, ausgenommen in den Fällen, in welden 
fie denfelben auch unter neutraler Flagge unterliegen würden“ 
(Sontrebande und Blocadebrud). 

Bir wiederholen: die Aufftellung dieſes Satzes hatte 
zum inneren, idealen Grund die laut geäußerte NRechtsan- 
ſchauung in Deutfchland, *) wenn wir auch nicht in Abrede 
hellen wollen, daß als eine äußerliche, realiftifche Urſache 
die Erwägung mitwirkte, daß die Deutſche Kriegsmarine, 
bei der numerischen Heberlegenheit der Franzöfifchen, zunächft 
micht die Aufgabe haben konnte, die Meere in Aufiuhung 
Franzöſiſcher Kauffahrer zu durchkreuzen, fondern vor Allem, 
die Deutſchen Küften vor Angriffen und Landungsverfuchen 
der Franzöfifchen Flotte zu ſchützen. 

Mit Spannung erwarteteu nun die civilifirten Staten, 
melde Haltung das ritterlihe Frankreich in diefer Frage des 
verihleierten Seeraubs an wehrloſen Deutjchen Handels: 
Ihiffen einnehmen werde, namentlich nachdem feine Noblefie 
durh den Verzicht auf die Gegenfeitigfeit der Schonung in 
der Deutſchen Erklärung gewifjermaßen provocirt worden war. 

In der That gewann e3 eine Zeit lang den Anfchein, 
dad jeemächtige Frankreich, das ſich jo gern der chevaleresken 
und jhonenden Kriegführung rühmt, werde dem in ber 
Deutſchen Jnitiative gegebenen Appell an die Humanität und 
Hohherzigkeit Folge leiften. Auch unter den Neutralen 
jehlte es nicht an gutem Willen, in diefer Richtung Einfluß 





. *) Ganz ebenfo fpricht fich übrigens aus in Italien Vidari, sul 
nspetto della proprietä privata in tempo di guerra; auch in frank: 
reich hatte gegenüber der älteren, noch von Dautefeuille histoire des 
ongines, des progres et des variations du droit maritime interna- 
tonal, Paris 1858, aufrecht erhaltenen Lehre Eugene Cauchy, unter Bes 
fung auf berühmt gewordene Worte Napoleon I., in einer von der 
Sranzöfichen Academie gefrönten Abhandlung: le droit maritime 
ınternational considere dans ses orgines et dans ses rapports avec 
les progres de la civilisation, Paris 1862, Die Bejeitigung des 

riſenrechts gefordert; ebenſo die Handelstammer von Havre in einer 
Eingabe an das Kaiferlihe Minifterium vom 27. Juli, Rolin Jae— 
quemyns, I. p. 50 
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zu üben: der Präſident der vereinigten Staten legte auf An: 
regung des Preußifchen Gefandten dem Congreß zu Wafhing: 
ton eine Botſchaft vor, wonach einmal die den Poſtverkeht 
zwijchen Amerifa und Deutichland vermittelnden Dampfer 
für neutral erklärt und fo vor der Wegnahme dur Fran: 
zöſiſche Kriegsschiffe gefichert, zweitens aber Amerikaniſche 
Bürger ermächtigt werden follten, überall, d. 5. in allen 
Häfen, „fremde“ Schiffe anzufaufen und unter dem Schuke 
des GSternenbanners ſegeln zu laffen, ein Antrag, der unter 
dem Namen „fremde“ cben Deutſche Schiffe verftand, da ja 
die Franzöſiſchen Kauffahrer, nach dem Verzicht der Deutſchen 
auf Seebeute, neutraler Flagge für ihre Sicherheit nicht meh: 
bedurften. Der Congreß vertagte fi jedoch ohne die vorge: 
legte Botſchaft zu erledigen. 

Wol in Folge eines Vorfchlags Defterreichs (die Kriegs: 
parteien jollten die in dem Kriege von 1866 adoptirten Grund: 
fäge annehmen) wurde im Senat des Franzöfiihen Kaijerreict 
der Antrag geftellt, auch Frankreich jolle dem Priſenrecht und 
der Seebeute entjagen, und — wenn die Zeitungen richtig 
erzählten — einftimmig angenommen. 

Allein die Franzöfifche Regierung ging auf dieje Bor: 
Ihläge und Anträge nicht ein, jondern erklärte, fich einfach 
an das Pariſer Protofoll von 1856 zu halten, alfo, trof 
des Deutſchen Verzichts auf Seebeute, den Mißbrauch des 
Prifenrehts fortführen zu wollen, in Ausnugung der großen 
Ueberlegenheit der Franzöfifhen Kriegsflotte. 

Es find denn auch befanntlich nicht wenige Deutſche 
Handelsichiffe im Laufe des Krieges in verfchiedenen Meeren”) 
von den feindlichen Kriegsfhiffen weggenommen worden. 

Dabei wurden die Gapitaine diefer Fahrzeuge von den 
Franzofen als Kriegagefangene behandelt”) — und aud auf 
erhobene Beſchwerde des Bundesfanzlers?") nicht freigegeben, 





*) Ja, fogar in Britifhem Eigengewäſſer, in welchem feine See 
beute gemacht werden mg: 2 bat am 28. October 1870 an der Süd- 
füfte von England ein Franzöſiſches Kriegsihiff Die Deutiche Bart 
„rei“ angehalten und weggenommen. 

”) Daß gerade diefe „Kriegägefangenen” von dem Pöbel der 

anzöfifchen Seeſtädte ſchwer sent von ihrer militairifchen 
leitung hingegen nicht hinreichend gefchüst und in den Gefäng- 
niſſen, in welche man fie warf, ſchlecht verpflegt und graufam be- 
bandelt wurden, gehört in Die früher bereits erledigte Erörterung der 
Kriegs efangenſchaft“ im Allgemeinen. 
”) Note aus Ferrièeres vom 4. October. 
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vielmehr juchte Mr. de Chaudordy, Delegirter für die aus- 
mwärtigen Angelegenheiten bei der Regierung zu Tours, nad: 
zuweiſen,“) daß ſolche Behandlung den älteren Drdonnanzen 
und der bis zum Jahre 1859 ftändig eingehaltenen Praris 
entipreche. Es ift allerdings nit wohl zu beftreiten, daß 
ſolche Praxis als die häßliche Conſequenz“) des häßlichen 
Principg — den feindliden Handel lahm zu legen — er: 
iheint, aber gerade dieſe Conjequenz enthält eine neue de- 
duetio ad absurdum jenes barbarifhen Arioms: friedliche 
Handelsjchiffer welche feine Sophiftif aus Giviliften zu Com— 
battanten zu machen oder in eine der der Kriegsgefangen- 
ihaft ſonſt unterftelbaren Kategorien von Giviliften einzu— 
reihen vermag, werden hienach al3 Kriegsgefangene behandelt. 
Ganz unzureichend ift die Ausführung in der Franzöfifchen 
Erwiderung, welche die Gefangennehmung dieſer Capitaine 
durch die Möglichkeit rechtfertigen will, daß dieſe jeefundigen 
Nänner auch zur Bertheidigung der Küften, überhaupt zum 
Vienft auf der Kriegsflotte verwendet werden fünnten. Mit 
jolden Gründen ließe fih auch vertheidigen, daß bei Be— 
"gung feindlichen Gebiet? alle waffenfähigen Giviliften, weil _ 
Ne etwa in die Armee eintreten Fönnten, in Kriegsgefangen: 
Haft zu führen jeien. 

In der That hat der Bundeskanzler in feinem Ant— 
wortihreiben vom 16. November eine ähnliche deductio ad 
absurdum den Franzöſiſchen Sägen gegenüber geftellt. 

Ganz irrig ift die viel verbreitete Meinung, gegen Ende 
des Krieges habe die Deutfche Heeresleitung, ohne vorgängige 
ausdrüclliche Zurüdnahme ihres Verzichts auf das Priſen— 
tt, im Wege der Netorfion Franzöſiſche Handelsſchiffe weg: 
genommen oder zerftört: die fraglichen, von dem Preußiſchen 
Kriegsſchiff „Eliſabeth“ mweggenommenen Fahrzeuge und 
jrabten führten und waren „Kriegs-Contrebande“, d. h. 
von der Franzöfifchen Regierung gekaufte Vorräthe von 
Lebensmitteln, Heizungs: und Ausrüftungs-Material verfchie- 
dener Art, welche jelbftverftändlih und auch nad der aus: 
— Erklärung vom 18. Juli der Wegnahme unter: 

en, 

Erſt ganz gegen Ende des Krieges jah ſich Deutſchland 
autch die rückfichtsloſe Ausübung des Priſenrechts von Seiten 


Note vom 28. October. 
> Beiter gebt wohl aud nicht die Zuftimmung Rolin-Jae— 
‚I. p. 50. 


190 


der Franzofen veranlagt, jenen Verzicht zurüdzunchmen: dies 
gefhah in einem Rundſchreiben des Bundeskanzler vom 
12. Januar 1871 an die neutralen Mächte; da aber diefes 
Schreiben aus Nüdfiht auf die neutrale Fracht, welde im 
Vertrauen auf die urfprünglice Deutfche Erklärung auf ben 
Franzöfiihen Handelsſchiffen geborgen worden fein Fonnte, 
eine Frift von vier Wochen erftredte, nad deren Ablauf erft 
die gedrohete Verfolgung der Handelsſchiffe beginnen ſollte, 
und ba bei dem Ablauf jener Frift der Friede bereits ge- 
ſchloſſen war, hat die Deutſche Kriegsmarine von dem wie— 
der in Anſpruch genommenen Rechte der Seebeute thatjählid 
niemal3 Gebraud gemadht. 

Sn der Regel haben die franzöfifhen Kriegsſchiffe die 
genommenen Deutjhen Handelsſchiffe, der Worfchrift des 
Völkerrechts entfprechend, in einen Franzöfifhen Hafen ge 
bradt, um fie dafelbft von einem Prifengericht ala „gute“ 
d. h. rechtmäßig genommene Priſen verurtheilen zu laſſen, 
was ihnen freilich leicht war, da Deutiche Kriegsfchiffe ihnen 
die Herrſchaft auf offener See nicht ftreitig machten, jo daß 
die Verfuhung in anderer, incorrecter Weife über bie er: 
beuteten Schiffe zu verfügen, gar nicht aujffteigen konnte. 
Gleichwohl kamen ſolche Incorrectheiten vereinzelt vor: jo 
befehmwerte fih der Bundes-Kanzler in einem Rundſchreiben 
vom 9. Januar 1871 über das Verfahren des Franzöſiſchen 
Kriegsdampfers „Defair”, welcher drei Deutſche Kauffahrtei- 
Ichiffe, den „Lubmwig”, den „Vorwärts“ und die „Charlotte“ 
die er genommen, anftatt fie in einen Franzöſiſchen Hafen zu 
führen, auf offener See verbrannte. 

In dem Amerifanifhen Bürgerfriege haben allerdings 
die Caper der Sübdftaten, da fie ihre Prijen weder in die 
eigenen, von den Kriegsfchiffen der Norbftaten blofirten 
Heimatshäfen noch, wegen Gefahr der Reprife, in neutral: 
Häfen zu führen vermodten, aus der Verbrennung der ge: 
nommenen Fahrzeuge eine ganz allgemeine Praxis gemadt, 
welche aber ebenfo allgemein von allen Autoritäten und 
Drganen bed Wölferrecht3 verpönt worden ift. Rolin-Jae 
quemyns vermag nur 3 Amerikaniſch-Engliſche Schriftfteler 
für jene Praris anzuführen. Vielmehr gilt die „‚deduectio 
infra praesidia“ d. 5. die Verbringung in einen KHeimats: 
bafen als feftgeftellte Pflicht des Nehmers; erft dur Ber: 
urtheilung des Priſengerichts erwirbt der Nehmer Eigenthum 
an der Prife und eine vorgängige Zerftörung des Schiffe? 
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gilt nur „im Fal der äußerften Noth“ als gerechtfertigt; 
ſolche „äußerfte Noth“ ift unferes Wiſſens von dem „Dejair“ 
in jenen drei Fällen nicht einmal behauptet, gejchweige be- 
wiefen worden. 

Ein anderes dem Seekrieg eigenthümliches Inſtitut ift 
der Blocu3, die Blocade, d. 5. die Umgürtung und Ab— 
iperrung von Häfen, Küftenftreden und Eigengewäflern (des 
feindlichen States in der Regel) von der Seefeite her durch 
Kriegsschiffe, um fie von jedem Handel und Seeverfehr ab: 
zubalten. 

Diefe Maßregel verftößt nicht gegen die allgemeinen 
Grundfäge des Kriegsrechts: denn auch im Landfrieg darf 
ja eine Kriegsmacht Gebietstheile des feindlichen States durch 
Belagerung, Einſchließung, Beobachtung von jedem Verkehr, 
aub vom Handel mit Neutralen, abjchließen. 

Das Pariſer Protofoll von 1856 hat nur den ohnehin 
ihon von der Theorie poftulirten Sa als für die unter- 
zeichnenden Mächte rechtöverbindlich anerkannt, daß jede Blo— 
cade, um gegenüber dem Verſuch des Blocadebruches die 
Straffolgen rechtsgültig Platz greifen zu laflen, „effectiv“ 
jein muß und nit nur eine „fingirte” „auf dem Papier 
(dev Blocade-Erflärung) ftehende” fein darf: d. h. e8 muß 
duch Kriegsjchiffe, Monitors, Torpedos, oder (mo dies Die 
Lage 3. B. bei Canälen, Inſeln geftattet) durch Strand-Bat- 
terien des Feindes das Ein: und Auslaufen der neutralen 
Handelsihiffe in die und aus den blofirten Häfen regel- 
mäßig wirffam verhindert werden fönnen; die Blocade gilt, 
unerachtet fie „auf dem Papier“ befteht, d. 5. formell erklärt ift, 
als noch nicht oder nicht mehr beftehend, wenn es wiederholt 
teindlichen oder neutralen Schiffen gelungen ift, die Blocade 
zu durchbrechen, d. h. ohne zerftört oder genommen zu werden 
die für undurchdringlich ausgegebene Kette zu durchbrechen: 
vereinzelt gelungene Verſuche des Blocadebrechens genügen 
bierzu freilich nicht. Entſcheidend ift, ob dieſe gelungenen 
Verſuche ſich fo gehäuft haben, daß der Begriff regelmäßiger 
Abſperrung thatfächlich weggefallen ift. Verſuche, eine effective 
Blocade zu brechen, berechtigen die blofirenden Kriegsſchiffe 
mit jevem Mittel, au dem der Zerftörung, den Verſuch zu 
vereiteln und die genommenen, auch neutralen, Schiffe ſammt 
der Fracht als gute Prife wegzunehmen; es find das ſchwere 
Straffolgen, welche nicht eintreten dürfen, wenn bie Blocade 
keine „effective“ war. 


192 


Beranlafjung zu der genauen Regelung diefer Begriffe 
hatte abermals ein Mißbrauch gegeben, den England von 
jeiner überlegenen Seemadt im 17. und 18. und im Anfang 
diefes Jahrhunderts noch gemacht hatte, indem es jofort bei 
dem Ausbruch des Krieges, z. B. mit Franfreid, alle feind- 
lihen Küften, Golonien und Häfen für blofirt erflärte, ohne 
jelbftverftändlich dieſe fämmtlichen weit geftredten Linien that- 
ſächlich abſperren zu Fönnen; es concentrirte feine Kriegs— 
flotte an einem Punkt zu entjcheidender Wirkung gegen bie 
ſchwächere, bier feftgehaltene feindliche Flotte und ließ nur 
gelegentlih eine oder die andere Fregatte an den übrigen 
Häfen Freuzen, melde dann unerbittlih jedes hier ange: 
troffene neutrale Schiff bei dem Ein- oder Auslaufen als 
blocadebrechend megnahm: dadurch wurde der gefammte 
Handel der Neutralen mit allen Theilen des Franzöfifchen 
Gebiets, ohne wirkliche, einer Belagerung vergleichbare, Ab: 
ſperrung aufgehoben. 

In dem legten Kriege begegnete die eigenthümliche Er- 
iheinung einer Blocade Franzöfiiher Häfen und Küften- 
ftriche nicht durch die feindliche, jondern durch die Franzö— 
fifhe Flotte felbft. Nachdem nämlich die Deutihen Truppen 
in Nordfranfreihd bi8 an den anal vorgedrungen waren 
und unter Anderem Rouen, Dieppe und Fecamp bejegt hatten, 
erklärte die Regierung der nationalen Vertheidigung in einer 
Notification vom 13. December gegenüber den neutralen 
Mächten diejfe Häfen und alle weiteren, welche etwa nod in 
die Hände der Deutichen fallen follten, für blofirt durch die 
Franzöfiihe Seemadt. 

So auffallend, äußerlich betrachtet, die Erſcheinung der 
Blocade der eigenen Häfen ift und fo felten fie in der Ge— 
Ihichte des Seefriegs vorfommen mag — ich geftehe, daß 
mir ein früheres Beifpiel überhaupt nicht befannt ift — fie 
ift ohne Zweifel kriegsrechtsmäßig. Wenn z. B. im Land: 
krieg eine Franzöfifhe Feftung vou den Deutichen genommen 
und bejegt, nunmehr von SFranzöfifhen Truppen fammt 
ihrer umgebenden Landſchaft cernirt worden, wenn etwa die 
Bourbati’jche Unternehmung zu einer Wiederbelagerung von 
Schlettſtadt, Neubreifah, Straßburg oder zu einer Belage- 
rung der Belagerer von Belfort geführt hätte, — unftreitig 
hätten die Franzöfiihen Landheere den Zugang und Ber: 
fehr des von ihnen cernirten Franzöfiihen Gebiets, Allen, 
auch den Neutralen, unterfagen und mit Gewalt verhindern 


193 


fönnen; — was durch die Blocade-Erflärung vom 13. De: 
ember gejchah, war nur eine Anwendung defjelben Princips 
auf die Franzöfifhen Seeftreitfräfte. Der Zwed der Maß- 
regel war, die Zuführung von Lebensmitteln und Vorräthen 
aler Art zur See den Deutſchen Bejagungen dieſer Häfen 
abzufchneiden: namentlich ftand zu erwarten, daß der Unter: 
nehmungsgeift der Engländer, welcher bisher mit jo großem 
Eifer und Erfolg Waffen und Material jeder Art über den 
Canal den Franzofen zugeführt hatte, einen ſolchen Liebes- 
dienft gegen gute Bezahlung in richtiger Neutralität auch den 
Deutihen zu erweijen bereit fein werde. 

Es jollte die Erleichterung der Verpflegung dieſer Theile 
der Deutjchen Armee auf dem Seeweg, ftatt auf dem gerade 
für dieje Truppen mweiteft geftredten Landweg, abgehalten 
und die Deutſche Bejagung dadurch vielleiht zum Abzug 
dermocht werden. Freilih traf die Maßregel faum min- 
der Schwer die Franzöfiiche Bevölkerung diejer Gegenden, 
welhe, von jeher auf den Seeweg für ihre Bebürfniffe 
vielfahb angemwiejen, in Folge des Krieges weder aus den 
von den Deutjchen bejegten Gebieten im Dften noch aus dem 
freien Hinterland im Süd-Weften Zufuhr erhielten, da aus 
(egterem die Bauern und übrigen Verkäufer in die Deutſchen 
Kinien einzubringen theil® nicht wagten, theil® durch die 
sranzöfifhen Behörden verhindert wurden. Bejonders machte 
ih in dem außergewöhnlich ftrengen Winter der Mangel 
an Heizungsmaterial empfindlich fühlbar, da auch die Eng: 
liſchen Kohlenſchiffe durch die Blocade fern gehalten wurden; 
ein Decret der Franzöfiichen Regierung vom 9. Januar 1871 
Nellte deshalb für die Zufuhr von Kohlen eine Ausnahme 
von der Hafenfperre auf. 

Die Deutfhen Küften murden wiederholt in Blocabe 
erflärt und zwar zuerft durch Blocadebrief des Vice-Admiral 
Foutichon, Commandant der Franzöfifchen Flotte in der 
Nordiee, vom 12. Auguft, damals ftationirt vor Helgoland: 

krnab wurde dem Gouverneur der Inſel und dem Eng: 
liſchen Eonful in Cuxhaven die Verhängung der Blocade 
vom 15. Auguft an über die ganze Deutjche Küfte von der 
mel Baltrum bis nördlich der Eider angezeigt; neutrale 
und Franzöfifche Schiffe erhielten eine Frift von 10 Tagen 
dorgeitredt, um binnen derjelben ihre Befrachtung zu voll: 
enden und die blofirten Häfen zu verlaffen. 

der dahn. Bauſteine. V. 1. 15 
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Eine Anfrage der Englifhen Regierung (Depefche des 
Lord Lyons vom 18. Auguft) führte zu der Interpretation, 
daß in der zehntägigen Frift der legte Tag, der 25. Auguft, 
noch voll „bis zum Abend” (correct wäre gemwejen „bis 
Mitternacht“) zu Gunften der neutralen Schiffe gezählt 
werben jolle, daß aber eine gleiche Vergünftigung wie für 
den Auslauf für den Einlauf neutraler Schiffe, welde 
einem blofirten Hafen zuftrebten, nicht gewährt werden könne. 
Der damalige Franzöfifhe Minifter des Aeußern, Fürft 
de la Tour d’Auvergne, mies in feiner Antwort vom 
19. Auguft darauf Hin, daß dieje Verfagung des freien Ein- 
laufs die neutralen Schiffe nicht mit unmittelbarer Gefahr 
(danger imminent) bedrohe, da fie der Wegnahme nur dann 
unterlägen, wenn fie, na vorgängiger Benachrichtigung (von 
ber über ihren Beftimmungshafen verhängten Blocade) dur 
einen der blofirenden Kreuzer, gleichwohl durch die Linie zu 
dringen verfuchten. Bon dem Nachtheil, daß das neutrale 
Schiff vor dem in gutem Glauben angefegelten Beftimmungs- 
bafen umfehren muß, ſchweigt die Franzöfiihe Antwort. 

Die Ereignifje von Sedan führten zur Aufhebung der 
Blocade am 13. September, doc erſchien jpäter die Fran- 
zöſiſche Flotte abermals auf Befehl der Regierung der na: 
tionalen ‚Vertheidigung in der Nordfee, ohne daß die aber: 
mals verhängte Blocade zu völferrechtlichen Erörterungen 
Anlaß gegeben hätte. 


14. Die Bedjtsuerhältniffe der Wentralen zu den SKriegsparteien. 


Alsbald nad Ausbruch des Krieges erflärten die übrigen 
Europäifhen Mächte, neutral bleiben zu wollen, theilten 
diefe Erklärungen einander und ben Kriegsparteien mit und 
einzelne berjelben brachten ihren Statsangehörigen die aus 
der Neutralität folgenden Pflichten (und Rechte) der Privaten 
in Erinnerung. Diejenigen Staten, deren Gebiet in bebenk: 
liher Nähe des muthmaßlihen Kriegsfchauplages lag, 
Belgien, Niederlande, Luremburg und die Schweiz“) erhielten 


) In Deutichen —— zu freilich, General Bourbali 





für den Fall, daß ih Entfag von Belfort gelinge, Au 
gebt, m zu dem — Ds. "enlanten Cinbrucs in : die Fr 
alität des Gebiets nicht zu refpectiren; glüdlichermeile 


blieb ihm die — erſpart. 
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von den Kriegsparteien die ausbrüdliche Zuficherung der 
Reſpectirung der Neutralität ihre8 Gebiets: — mobei bie 
gleiche Refpectirung dur den Gegner als ſtillſchweigende 
oder auch ausgedrückte Vorausfegung galt. Die Neutralität 
Belgiens ift befanntlih durch folidarifhe Garantie der 
Signatur-Mächte des Londoner Vertrags vom 17. April 1839 
gededt und diesmal wurde diefe „Gejammt = Verpflichtung” 
nit wieder, wie vor einigen Sahren, (1867, 19. Jul., 
Erklärung Lord Stanley3 im Haus der Gemeinen) von 
Engliiber Seite dahin ausgelegt, daß nur wenn alle 
Garanten mitwirkten, England ala Einzelgarant zur Ber: 
theidigung der Belgifhen Neutralität durch Kriegsmittel 
verbunden fei, — ein Meifterftüd juriftifcher Interpretation, 
welches eine Gefammt- Garantie defto mwerthlojer macht, je 
größer die Zahl der Garanten! — Diesmal erklärte vielmehr 
Lord Hohn Ruffel im der Sitzung des Dberhaufes vom 
2. Auguft, England erkenne feine Verpflibtung an, Belgien, 
d. h. die Belgifche Neutralität, zu ſchützen. Auch ſchloß 
die Königin von England einen gleichlautenden Bertrag 
mit jeder der Kriegsparteien, wonah England fi zur 
friegeriichen Mitwirkung mit jeder der Kriegsmächte ver: 
pflichtete für den Fall der Verlegung der Neutralität des 
Belgifhen Gebiet? durch die andere Kriegsmacht, jedoch nur 
innerhalb der Grenzen Belgiens und fomweit es der Zweck — 
Schutz der Belgiſchen Neutralität — erforderte; diejer Ber: 
trag jollte in Kraft bleiben für die Dauer des ausgebrochenen 
Krieges und noch für zwölf Monate nach Ratification des 
Friedens-Schluffes, der ihn beenden würde. 

Die Verpflichtungen und Rechte der Angehörigen neu— 
traler Staten im Kriegsfall find theils durch allgemeine 
Geſetze geregelt), theil3 werben fie im einzelnen Fall in 
Ausführung jener Gefege durch Verordnungen näher be— 
ſtimmt: ſolche Neutralitäts-Ordonnanzen (namentlich Verbote 
der Ausfuhr und Durchfuhr von Pferden, Waffen, Munition), 
haben im Laufe des Krieges außer den angeführten Staten 
noch erlaſſen: Deſterreich, Italien, Spanien, Dänemark, 
Belgien, Niederlande, (auch Japan, Auguſt 1870). 

Kriegsſchiffe der Kriegsparteien mit ihren Priſen dürfen 
ihre Priſen in dieſen Häfen weder verkaufen noch abtreten: 


— — — 


9) Nordamerilanifches Neutralitätsgeſetz vom 20. April 1818, 
Englifcher foreign Enlistment act. 59. @eorg III. c. 69. 
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fie follen in Niederländiſche Häfen nur einlaufen dürfen im 
Fall der Seenoth oder um fich mit neuen Borräthen (auch 
an Kohlen) zu verjehen, um ihren nächften Heimatshafen 
aufzufuchen; treffen Schiffe beider Parteien in einem Nieder: 
ländifhen Hafen zufammen, fo darf das jpäter den Hafen 
verlaffende erft 24 Stunden nah Abgang des Feindes ab: 
fegeln: — um nicht einen Zufammenftoß in Niederländifchen 
Eigen- oder Küften: Gewäfler nothwendig herbeizuführen; 
abtafeln dürfen ſolche Kriegsichiffe nur nad eingeholter 
Regierungserlaubniß. 

Die Dänifhe Verordnung vom 26. Yuli unterfagt 
namentlihb den Stat3angehörigen, den Kriegdmarinen der 
beiden Parteien Lotſen oder Transportmittel zu gewähren; 
auch von der Engliſchen Regierung erging eine Anmeijung 
an die Lotjen, ihre Dienfte auf die Englifhen Eigen: Ge: 
mwäfler im engften Sinne (db. h. die Englifhen Häfen und 
deren Umgebung im Umkreis von drei Meilen) und auf 
folde Schiffe zu befchränfen, melde nicht in Friegerifchen 
Dperationen begriffen find. 

Bekanntlich wurde die Fortführung des Widerftandes 
nah Sedan und Metz den Franzojen ganz wejentlich dadurch 
erleichtert, daß die Englifhe Privatinduftrie und Handels: 
Ihaft die Zuführung von Waffen, zumal Gemwehren, in die 
Franzöfifhen Häfen im ausgebehnteften Maße betrieb; die 
Ausrüftung und Bewaffnung der Loire: Armee, der Nord: 
Armee, der Dft:Armee und zahlreiher Franctireurs und 
Mobilgarden gefhah namentlich dur Englifhe (und Ameri: 
fanifche) Lieferung. Es liegt auf der Hand, in meld 
ſchwerer Weile die Intereſſen der Deutſchen Kriegfüb: 
rung durch diefe Thätigfeit von Angehörigen neutraler 
Staten geſchädigt wurden und es ift befannt, daß der 
Preußiſche Gefandte in London, Graf Bernftorff, in der 
Geftattung dieſer Waffenlieferung durch ihre Unterthanen 
eine Verlegung der Neutralitätspflichten der Engliſchen Re 
gierung erblidend, Beſchwerde erhob, welche nah einem leb— 
haften Depeichenmwechjel mit dem Britifhen Minifter des 
Heußern, Lord Granville, mit der Ablehnung der Deutſchen 
Forderungen endete. Hier klafft abermals eine der Lüden 
des Völferrechts, auf deren Befeitigung durch vertragsmäßige 
Fortbildung der ungenügenden Sätze des bisherigen Kriegs: 
rechts wir durch dieſe Erörterungen hinweiſen möchten. 
Denn fo jehr wir die moralifche und rationelle Berechtigung der 
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Deutihen Beſchwerden anerkennen, — wir müfjen einräumen, 
da wir in der Handlungsweife (rejpective Unterlafjung) der 
Britiihen Regierung eine Verlegung des dermalen beftehen: 
den Völkerrechts nicht zu erkennen vermögen. 

Feſt ftehen in diefen Fragen folgende Süße: die Re: 
gierung eines neutralen States jelbft darf einer Kriegspartei 
Baffen und andere Kriegs: Contrebande nicht zuführen und 
fie darf auch nicht abfichtlich und fyftematifch die Begünfti- 
gung einer Kriegsparteit) durch Zuführung von Kriegs: 
Eontrebande von Seiten ihrer Statsangehörigen geftatten; 
ferner dürfen die Kriegsſchiffe der Kriegspartei neutrale 
Schiffe, welche dem Feinde Eontrebande zuführen, wegnehmen 
und jedesfall die Gontrebande- Fracht als gute Priſe behalen. 

Dagegen eine Berpflihtung der neutralen Re— 
gierungen, die Contrebandirung ihren Unterthanen abjolut 
ju unterfagen und durch Meberwahung unmöglih zu 
machen — eine ſolche, in ſolcher Allgemeinheit und Trag— 
weite zu formulirende Verpflichtung befteht im dermaligen 
Völkerrechte nicht: mit Recht hat man bemerft,*) daß, wenn 
j. B. Belgien oder ein anderer der oben genannten Staten 
ein Waffenausfuhrverbot nicht erlaflen hätte, in dieſer 
Unterlaffung allein eine Verlegung der Neutralität: Pflicht 
niht zu erbliden geweſen wäre: ein jus quaesitum auf 
ſolche Maßregeln haben die Kriegsparteien gegenüber den 
Reutralen nicht: es ift eine Frage politifcher Erwägung, ob 
der einzelne neutrale Stat zu diefer allerdings in den 
meiften Fällen aus Zmedmäßigfeitsgründen dringend gebotenen 
Mafregel fchreiten will. 

Und dann fragt ſich noch, ob, nah dem öffentlichen 
Recht des einzelnen States, die Negierung ohne Weiteres 
ein ſolches Verbot erlaffen fann? 

Auf dieſe Frage reducirte fih im vorliegenden Fall 
der zwifhen Graf Bernftorff und Lord Granville geführte 
Streit: der Vertreter Englands antwortete mit einem: „non 
possumus“ des Englijchen öffentlichen Rechts. 

Denn leicht war es dem Preußiſchen Gejandten geweſen, 
nachzuweiſen, in wie eminentem Maße gerade im vorliegenden 
Falle durh die Waffenausfuhr die Deutſchen Iniereſſen 


9 Dein ! Kriegkreiht l..c.; übereinftimmend jest auch Rolin- 


daequ ..p. 69. 
ftlafe, der Mitredacteur der Revue internationale II. p. 
613 f., vgl. Rolin-Jaequemyns 1. p. 67. 
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allein gefchädigt, die Franzöſiſchen allein gefördert wurden, 
da ja nur Frankreich der neuen Ausrüftung bedurfte. Und 


ein offenbarer „dolus“, eine gegen Treu und Glauben im 


völkerrechtlichen Verkehr mit Bewußtſein verftoßende Heuchelei 
war e3, wenn bie Englifhe Preſſe, im Bündniß mit den 
Intereſſen der Waffenfabricanten und Lieferanten, höhniſh 
die Gleichheit der beiden Wagſchalen durch den Hinweis auf 
das den SKriegsflotten beider Staten gleihmäßig zuftehende 
Recht, die Contrebande wegzunehmen, darthun wollte. 

Der Umftand, daß die Kleine deutihe Kriegsmarine 
vor der Franzöfifchen Uebermacht die offene See nicht halten 
Eonnte, hob ja ihatfächlich diefe Gleichheit der Stellung auf 
und moraliſch betrachtet heißt es nicht die Pflicht der 


Neutralität mit dem Ehrgefühl eines Gentleman erfüllen, |. 


wenn man, nad) den gegebenen Umftänden durch Unterlafjung 


— — — — 


einer Maßregel, die man treffen kaun und nur nicht treffen 
will, die eine Kriegspartei weſentlich ſchädigt, die andere | 


mwejentlih unterftügt. Diejes ſich an die Stelle der Rechts— 
frage jchiebende, die Moral und die Ehre berührende Ge: 
fühl bat die Animofität, mit welder von der Deutjchen und 
der Engliſchen Preſſe diefe Frage erörtert wurde, bedeutend 
verbittert. 

Der Preußiſche Vertreter ftellte jelbft nicht den Sat 
auf, die Unterlaffung jener Maßregel ſei die Nicht: Erfüllung 
einer internationalen Pflicht: er beſchwerte fih nur, daß it 
biefem Kriege die Englifche Regierung nicht von dem ihr 
durch die beftehende Engliſche Geſetzgebung an die Hand 
gegebenen Befugnifien Gebrauch gemacht habe, die Engliſchen 
Kaufleute von jenem Gontrebande- Erport abzuhalten und 
daß diefe Haltung im Widerſpruch ftehe mit Präcedenzfällen 
der Englifhen Politik. 

Die einſchlägigen Engliſchen Geſetze find die sect. 150 
des Customs consolidation Act. 16 und 17. Bictor. e. 107, 
nach welchen „die Ausfuhr von Waffen und Kriegsbedarf x. 
verboten werden kann durch eine Königliche Proclamation 
oder durch Verordnung des Statsrathes (order in couneil).“ 
Hienach ſchiene die Maßregel allerdings, ohne Befragung 
des Parlaments, in die Willfür der Regierung geftellt: allein 
man hat überzeugend dargethan,*) daß nad dem Geift und 
ſtillſchweigenden Willen diefer Gejeßgebung ein ſolches Aus: 





) Weſtlake, Nevue Internationale Il. p. 655. 
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fuhrverbot nur entweder abjolut, d. h. nach allen Ländern 
ober gar nicht ſoll erlaffen werden können. Nun könne aber, 
fährt jene Argumentation fort, eine fremde Regierung un— 
möglich eine jo jchwere Beeinträchtigung der Handelsfreiheit 
und des Erwerbs lediglih im eigenen Intereſſe und im 
Namen der internationalen Neutralitätspflichten der Eng— 
lichen Regierung anfinnen, dieje vielmehr ein jo erorbitantes 
Berbot nur dann ergehen laffen, wenn das eigene National: 
intereffe dies erheifche. Da dies im vorliegenden Falle nicht 
behauptet werden könne, dürfe die Regierung das Berbot 
nicht ergehen laſſen. 

Formel wird ſich dagegen jchwerlich etwas einwenden 
laffen: aber bezüglih des „eigenen nationalen Intereſſe“ 
drängt fi, materiell betrachtet, die Wahrnehmung auf, daß 
aub in diejer wie in jo mander anderen völferrechtlichen 
Frage in letter Inſtanz die Auslegung der Grundjäße von 
dem Intereſſe und von der Macht der Betheiligten beeinflußt 
ft. Es wäre recht wohl denkbar, daß eine Englijche Re: 
gierung die günftige Stimmung Deutſchlands jo hoch ans 
ihlüge, um „im eigenen nationalen Interefje“ diefes Wohl: 
wollen durch das fragliche Ausfuhrverbot zu erfaufen; mit 
autem Gewiſſen könnte ein Englifber Stat3mann 3. B. eine 
Allianz gegen America oder Rußland „im eigenen Engliſchen 
Intereſſe“ durch jolches Entgegentommen als nicht zu theuer 
bezahlt betrachten. Oder, wenn Deutichland in der Lage 
geweſen wäre, jenes Berbot unter Kriegsandrohung mit 
einer Flotte zu unterftügen, welche der Britifchen ebenfo 
überlegen wäre wie die Deutſche Landmacht der Engliichen: 
— dann hätte wohl die Engliſche Regierung jenes allgemeine 
Ausfuhrverbot auch „im eigenften Nationalinterefje Englands“ 
zu erlaffen für gut befunden. 

E3 empfiehlt fih, durch Bertrag unter allen Mächten, 
den Neutralen die Verpflihtung aufzulegen, mit allen gejeß: 
lihen Mitteln ihren Angehörigen die Gontrebande zu unter- 
jagen und abzujchneiden; entgegen ftehende Verfaſſungs— 
beftimmungen müßten im Wege der Geſetzgebung bejeitigt 
werden, d. h. es muß verallgemeinert, e3 muß dur Verträge 
jur Regel erhoben werden, was ohnehin dur einzelne 
Berträge zwiſchen einzelnen Staten vereinbart ift: jo hat 
gerade England die von Graf Bernftorff angeführten 
Präcedenz- Fälle abweichenden Verfahrens gegenüber anderen 
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Staten daraus gerechtfertigt, daß England gegenüber ben in 
jenen Fällen betheiligten Staten (Spanien 1814, Däne: 
marf 1848) fih durch befondere ausdrüdliche Verträge ver: 
pflihtet babe, feinen Unterthanen die Contrebande zur 
Unterftügung der Feinde jener Mächte nicht zu geftatten. 

In einzelnen practiihden Fragen hat die Englifche Re: 
gierung richtige und Deutſchland nicht ungünftige Ent: 
jheidungen getroffen. 

So hat das Cabinet Gladftone auf eingeholtes Gut: 
achten der Kronjuriften einer Engliſchen Geſellſchaft, melde 
im Intereſſe und Auftrag Frankreichs gleih zu Anfang 
des Krieges die Aufforderung erhielt, ein unterfeeijces 
telegraphijches Kabel von Dünkirchen nah einem nördlichen 
Punct, wahrfcheinlid Dänemark zu legen, erklärt, daß in 
der Ausführung diejes Unternehmens unter den damaligen 
Umftänden eine Berlegung der Neutralitätspflichten liegen 
würde: dieſes Privatunternehmen follte und konnte ja nur 
der Einen Kriegspartei dienen, während freie Waffenausfubr, 
an ſich betrachtet, beiden zu Statten fommen fonnte. 

Gleichwol gelangte der berühmte Juriſt Sir R. Phillimore 
in dem vor ihm verhandelten Fall des Schiffes „Inter— 
national” zu einem abweichenden Ergebniß. Diefes Schiff, 
befradptet mit einem Telegraphen: Kabel, das zwiſchen ver: 
ſchiedenen Puncten der Franzöfiichen Küfte (von Dünkirchen 
nad Cherbourg, der Halbinjel Cotentin nah der Bucht von 
St. Brieuc, der Halbinjel von Duiberon nah Verdun fur 
Garonne über Belle-Isle-en-Mer und Royan) gelegt werben 
follte, wurde von den Zollbeamten am 21. December 1870 
angehalten und gemäß obiger Entſcheidung feine Feithaltung 
befohlen durch „warrant‘‘ des Stats - Secretaird des foreign 
office vom 27. December. Die Eigenthümer von Schiff 
und Fracht verlangten nun von dem Aomiralitätshof 
fofortige und unbedingte Freigebung von Schiff und Fradt 
und vollen Schadenerjaß durch den Fiscus. 

Die anzumwendenden Gefegesftellen find in dem neuen 
„foreign enlistment act.“ 1870. 33 und 34. Viet. ec. 9: 
„wenn Jemand in dem Gebiet Ihrer Majeftät abjendet oder 
abjenden läßt ein Schiff mit der Abfiht oder Kenntniß oder 
vernünftigermaßen zu hegenden Annahme, daß daſſelbe in 
dem Militair- oder Seedienft eines fremden States im Krieg 
mit einem (England) befreundeten Stat folle verwendet 
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werden“: — jo wird darin eine Verlegung dieſer Acte exr— 4 
blidt.“) 


Den möglichen Zweifel, ob auch militairifche Telegraphie 
im Sinne dieſes Geſetzes zu dem Militairdienft zu zählen 
fi, löft $. 13 derjelben Acte durch bejahende Entſcheidung. 

Der Richter (Sir Phillimore) ftellte nun zuerft feft, daß 
die Legung des Kabels erfolgen follte in Erfüllung eines 
Vertrages (vom 28. November 1870) zwiſchen dem General- 
director der Poſten und XTelegraphen Frankreichs einerjeits 
und der Engliihen Telegraphen: Gefelihaft andererfeits: 
der Wortlaut dieſes Bertrages laſſe — fahren die Ent: 
\heidungsgründe fort — zunädft (prima facie) nicht an- 
nehmen, daß das Unternehmen dem Militair- oder Seedienft 
Frankreichs dienen follte. Die ganz verſchiedene Frage, ob 
der Gegenftand des Transportes, das Kabel, den Charakter 
von Kriegs= Eontrebande trage oder nicht, fomme hier nicht 
zur Entſcheidung: indem die Beftrafung der Zuführung von 
Contrebande dem Kriegägegner zuftehe, der das Recht der 
Begnahme übe. Man könne nur jagen: ähnlich wie bei 
dem Begriff der Eontrebande, wo auch die befonderen Um: 
Hände des concreten Falls Gegenftänden von an fich zweifel: 
haftem Gebrauhszwede den Charakter von Kriegs- Eontre: 
bande verleihen können, vielleicht (!) liege Anlaß vor, 
anzunehmen, die Ladung de3 „International“, unverfänglic 
m gewöhnlichen Zeiten, habe unter den beftehenden Kriegs— 
verhältniffen einen dem militairifhen oder Seedienft Frank: 
teichs dienenden Zwed. Dabei bemerkt der Richter, daß 
die gewöhnliche techniſche Unterfcheidung zwischen Militair: 
Zelegraphie und bürgerlicher Xelegraphie im Poftdienft 
keineswegs die Subfumtion des fraglichen Kabels unter 
erfteren Begriff und die Beftimmung des Statut3 ausschließen 
würde, wenn bemiejen wäre, daß das Kabel ausſchließlich 
oder im Allgemeinen im militairifchen Dienft des States 
verwendet worden ſei.“ Diejer Beweis jei nicht erbradt: 
die Englifhen und Franzöfifhen Zeugen hätten zu Gunften 
der Hagenden Gefellihaft ausgefagt: dieſe liefere regelmäßig 


6) f any person in Her Majesty’s dominions dispatches or 
“auses or allows to be dispatched any ship with intent or know- 
Iedge or having reasonable cause to — that the same shall 
or will be employed in the military or naval service of any foreign 
state at war with any friendly state, such person shall be deemed 
to have committed an offence against this act. 
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nur den gewöhnlichen Boften Telegraphen, die Beitimmungen 
und Ausdrüde des Vertrages ließen auf einen militairifden 
Zwed nicht ſchließen. In Wirklichkeit ſei es zwar wahr: 
iheinlih, daß unter den gegebenen Umftänden die tele 
graphiiche Verbindung von Dünfirhen und Berdunzfur: 
Garonne theilweife von der Franzöſiſchen Regierung als 
Mittel, mit ihren Truppen zu verkehren, werde benuft 
werden, doch würde es hierzu noch der Zuſätze und Bor: 
rihtungen bedürfen, mit welden fi die Gejellichaft nicht 
zu befaflen habe und keinenfalls könne diefe Wahrſcheinlid— 
feit die Linie ihres urſprünglichen und hauptſächlich commer: 
ciellen Charakters entkleiden. 

Aus diefen Gründen wird die Freigebung des Fahı: 
zeugs jammt Fracht ausgeſprochen: „aber, wird in ziemlid 
ſchroffem Widerfprudh beigefügt, der Anſpruch auf Ent: 
Ihädigung und Koftenerjag wird abgewieſen, da die Regierung, 
in Rüdfiht der befonderen Umftände des Falles, ihre ſchweren 
Verpflihtungen richtig würdigend, einen vernünftigen und 
Be Grund hatte, das Schiff und feine Ladung anzu: 
alten.” 

Dies Urtheil des Richters, Sir Phillimore, der mit 
Grund als eine hohe Autorität in diefen Fragen gilt, er: 
ſcheint ſehr anfechtbar, wie ſchon die ſeltſame Motivirung 
der Abweifung der Entjchädigungsforderung ambdeutet. 
Es genüge die Bemerkung, daß, wenn der Gebrauch des 
Kabel3 durch die Franzöfiihe Regierung zum Verkehr mit 
ihren Truppen auch nur „vernünftigerweife angenommen 
werden durfte”, (having reasonable cause to believe) 
die Vorausjegung des Statuts in diefer Richtung gegeben 
und nur die Erwägung noch anzuftellen war, ob aud bie 
mittelbare Berwendung des Schiffes (zur Legung des 
Kabels) zu Kriegszweden durch jenes Geſetz verboten ſei — 
eine Frage, die Referent bejahen zu müſſen glaubt. 

In einer anderen Frage läßt die formell richtige 
Enticheidung wieder wie oben empfinden, daß au dem 
Völkerrecht gegenüber die thatfächlihe Macht von höchſtem 
Belang ift und beflagen, daß die Deutfhe Seemadt nicht 
wie die Franzöfifche alle Rechte des Seekriegsrechts auszuüben 
in der Lage war. 

Als fih nämlich das Gerücht verbreitete, die Franzöfiſche 
Flotte in der Nordſee beziehe ihre Kohlenvorräthe direkt 
aus Engliſchen Häfen, beantwortete der Minifter Gladftone 
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eine hierauf gerichtete Interpellation in der Sikung des 
Unterhauje3 vom 1. Auguft dahin, daß nad dem Gutachten 
der Kronjuriften, Fahrzeuge, befractet mit Kohlen, um einer 
Kriegspartei den nöthigen Vorrath zur Fortjegung ihrer 
militäriihen Operationen zu liefern, als diejer Kriegsflotte 
zugehörige Transportichiffe zu betrachten und daher (ohne 
Rüdfiht auf ihre „Neutralität“, d. h. neutrale Nationalität), 
der Wegnahme dur die Kriegsflotte der Gegenpartei unter: 
worgen jeien. Man kann nicht wol mehr verlangen: leider 
fonnte nur eben die Deutiche Flotte von diefem Rechte feinen 
Gebraub machen! 

Die Frage, ob Steinkohle Kriegs: Contrebande fei, ift 
ſeht beftritten.. Die Franzöfiihe Regierung hatte dieſelbe 
(Journal officiel 27. Zuli) verneint, in England wurde fie 
biäher bejaht, der Attorney= General erklärte jedoch in ber 
Sifung des Unterhaufes vom 28. Zuli, eine kategoriſche 
Antwort nicht abgeben zu können. Referent bat feinen 
Zweifel, daß heutzutage die Lieferung von Steinfohlen für 
Kriegsdampfer ganz ebenso Eontrebande ift wie die Lieferung 
von Segeln oder Maften für Kriegs: Segeljchiffe von jeher 
als ſolche galt. 

Unter den Fragen über Recht und Pflicht der Neutralen, 
welche ſonſt noch im Laufe des Krieges aufgetaucht, heben 
wit die Nachſtehenden hervor: 

Anf eine Anfrage des Bundeskanzler-Amts, ob die 
belgiſche Regierung den Transport Deutſcher Verwundeten 
und Kranken durch Belgiſches Gebiet in die Deutſche Heimat 
geltatten werde, erklärte der Belgiſche Minifter des Aus» 
wärtigen, M. d’Anethan, dagegen feine Bedenken zu tragen, 
borausgejeht, daß die Franzöfiiche Regierung das gleiche An- 
erbieten im Intereſſe der Franzöfiihen Verwundeten ans 
nehmen werde. Diefe aber antwortete, daß fie in ſolchen 
ITransporten Preußifcher Verwundeter eine Verlegung der 
Reutralität des Belgifchen Gebiets erbliden würde, worauf 
die beabfichtigte Maßregel unterbleiben mußte. 

Es läßt fich nicht beftreiten, daß hierbei Frankreich im 
\ormellen Recht war, da die Betrerung und Benugung neus 
ralen Bodens allen Soldaten der Kriegsparteien ohne Unter: 
ſcheidung, ob zur Zeit kampffähig oder fampfunfähig, nicht 
geftattet, vielmehr mit der Entwaffnung und Internirung 
dedtohet ift umd es läßt fich ja auch nicht leugnen, daß in 
der Abkürzung der Route für die heimfehrenden Verwundeten 
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in der That ein — freilich ſehr geringfügiger — Vortheil 
für ihre Kriegspartei darin erblidt werden fann, daß bie 
begleitende Bededungs:, Heil: und Hilfs-Mannſchaft früher 
wieder auf den Kriegsſchauplatz zurüdfehren Fann. Der 
Buchſtabe der Genfer Convention gewährt der Franzöſiſchen 
Weigerung gegenüber feinen Anhalt, wohl aber darf man 
jene Weigerung als dem Geift dieſes Vertrages direct wider: 
ftreitend bezeichnen und eine Fortbildung der Genfer Grund: 
lagen durch ausdrüdliche Anerkennung des Saßes verlangen: 
„zransporte von Berwundeten und Kranken dürfen 
unter dem Schutze des rothen Kreuzes vom Kriegs: 
ſchauplatz durch neutrales Gebiet in die Heimat ge: 
leitet werden: die Regierung de3 neutralen States ift 
berechtigt und verpflichtet, ſolche Transporte zu ge: 
ftatten, zugleih aber Maßregeln der Controle gegen 
Mißbrauch zu treffen, namentlih die Transporte 
durch eigene Truppen von einer Landesgrenze zur 
anderen zu geleiten; die Gegenpartei hat auch dann 
nicht das Recht, in foldher Geftattung eine Verlegung 
der Neutralität zu erbliden, wenn, nad Lage ber 
Dinge und der Grenzen, ihr Feind den alleinigen 
oder größeren Vortheil aus folder Erlaubniß zieht.“ 

Frankreich hätte nämlid damals zwar unverkennbar 
geringeren Bortheil aus der gleihen VBergünftigung gezogen: — 
jpäter aber änderte der Schlag von Sedan bie ganze Situation. 
Nahdem Taufende von Franzofen auf Belgiſches Gebiet 
übergedrängt, noch mehrere Taufende Frank, verwundet, 
hilflos diht an der Grenze auf Deutihe und Belgiſche 
Menschlichkeit angewieſen waren: — jetzt nahm die Franzöſiſche 
Regierung ihre Einſprache zurüd und Referent hatte jelbit 
eine große Evacuation von Verwundeten und Reconvales: 
centen aus den Spitälern von Donchèry durch Belgien (über 
Bouillon) zu geleiten. 

Bei Gelegenheit des Webertritt3 verjprengter Franzofen 
auf Belgifches Gebiet wurde von Franzöfifhen und Belgifchen 
Blättern verlangt, die zum Schutze der Neutralität aufge: 
ftellten Cordon Truppen follten nur in Scharen oder be: 
waffnet angetroffene Soldaten interniven, nicht aber Bereinzelte 
oder Unbewaffnete. Mit Recht hat die Belgifche Regierung 
feine ſolche Unterſcheidung gemadt, da nicht nur die Be: 
tretung und Benußung ueutralen Bodens zum Behuf feind: 
lider Handlungen wider die andere Kriegspartei, nicht minder 
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die Bejchreitung defjelben in der Abficht, fih dadurch der 
Sefangennehmung zu entziehen, nicht geftattet iſt.“ 

Am 9. December 1870 verhandelte die Belgifhe Kammer 
der Abgeordneten über das Verlangen der in Lüttich inter: 
nirten Franzöſiſchen Soldaten (unverwundet über die Grenze 
Gedrängte, Berwundete, von den Schlachtfeldern durch Hilfs— 
colonnen Aufgelefene und nah Belgiſchen Pflegorten Ver: 
bradte, endlih aus Deutſcher Gefangenihaft nah Belgien 
Entlommene) unbewaffnet (durch England oder Holland) nad 
Frankreich zurückkehren zu dürfen, ein Antrag, den fich zwei 
Belgifhe Abgeordnete angeeignet hatten, da Belgien nur ges 
bunden jei, aufgenommene Franzöfiihe Soldaten nicht un— 
mittelbar wieder über die Franzöfifche Grenze zu entlaffen! 

Mit Recht verwarf die Kammer mit 72 gegen 7 Stimmen 
jenen Antrag und zwar auch bezüglich der Verwundeten, 
melde zur Entlafjung bejonders empfohlen worden: e3 hätte 
dazu gar nicht der Berufung auf die jpecielle Belgifche Neu— 
tralitäts-Ordonnanz bedurft, welche Internirung der Mann: 
ihaften und fchriftliches Ehrenwort der Offiziere, die Waffen 
in diefem Feldzug nicht mehr wider den Gegner zu führen, 
zur Bedingung der Aufnahme machte: dieſe Drdonnanz 
dringt nur die ohnehin beftehenden völferrechtlichen Grund— 
jäge in Erinnerung, welche auch für die Verwundeten eine 
Ausnahme nicht aufftellen. Webrigens wurden die kriegsun— 
taugliben Verwundeten, ſowie jene, deren Herftellung voraus: 
chtlich erft nach dem Friedensſchluß zu erwarten ftand, jpäter 
mit Zuftimmung Deutichlands nah Frankreich entlaffen, die 
geheilten Kriegstaugliden internirt behalten. *”) 

Bezüglih der aus Deutjchland nah Frankreih ent: 
fommenen Kriegägefangenen wurde fpäter ein Ausfprud der 
Belgifhen Gerichte veranlaßt. Ein Franzöfifcher Unteroffizier 
war aus der Feftung Deug entiprungen und auf Belgifchem 
Gebiet durch die Gendarmerie aufgegriffen worden: er er: 


..) Rolin-Jaequemyns I. p. 72, dem mir diefe Frage entnehmen, 
iſt der an Anfiht: er fügt bei: „Die Abficht, auf einem anderen 
Buntt edroheten Baterlandes wieder Dienst zu nehmen.” Dies 
üt mol nicht als mwefentlich gedacht: auch wer auf neutrales Gebiet 

t, lediglich um fich für die Dauer des Krieges in Sicherheit zu 

‚ unterliegt der Bean. 

Mit beſtem Zug bemerkt Rolin: Saequemyns I. p. 72, daß bei der 
age Belgiens und der Entwidelung feiner Verkehrsmittel die bloße 
Verfperrung der Franzöfifchen Grenze für Die Nufgenommenen Die 
ganze Maßregel der Entwaffnung :c. illuforifch machen würde. 
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Härte, er jei ohne Paß und habe die Abfiht, nah Frant: 
reih zu gehen. Der Pla: Commandant von Brüflel lieh 
ihn nah den Weifungen des Kriegäminifteriums in Gent 
interniren. Der Internirte aber erhob Civil» Klage gegen 
den durd den Kriegsminifter vertretenen Stat auf fofortige 
Aufhebung diefer widerrechtlichen Freiheitsbeſchränkung: der 
Stat behauptete Unzuftändigkeit des Eivilgerichts, wegen Un: 
abhängigfeit der öffentlichen Gemwalten von einander. Der 
Gerichtshof verwarf dieſe Einrede, erklärte fih für zuftändig 
und befahl den Parteien die Einlaflung, „da die vom Kläger 
wiederverlangte Freiheit ein bürgerliche8 Recht ift und nad 
Art. 92 der Berfaffung die Entjcheidung über alle Streit: 
fälle über Ausübung der bürgerlichen Rechte den Gerichten 
zufteht.” Aber auf erhobene Berufung reformirte der Ge— 
richtshof von Brüffel dies Erfenntniß, und erflärte die Un: 
zuftändigfeit des Civilgerichts, „da der Befehl der Internirung 
eine weſentlich militärifhe Maßregel fei, dem med, der 
verordbnnenden Behörde und den betroffenen Perſonen nad, 
in militärifhe Anordnungen aber die Civilgerichte nicht ein: 
greifen könnten und enblich der Kläger nicht ein inländifcer 
oder ausländifher Privatmann fei, der den Perfonen und 
Gütern gewährten Schuß der Belgiichen Geſetze anrufe, 
fondern ein fremder Soldat, deſſen Baterland mit einem 
anderen Stat im Kriege begriffen und der, verpflichtet die 
Belgifche Neutralität zu refpectiren, ebendadurch den Map: 
regeln unterworfen fei, welche die Militärbehörde zum Schuge 
diefer Neutralität anorbnet und gegen melde das Geich 
feinen Recurs an die Civilgerichte zuläßt.“ 

Rolin-Jaequemyns (I. p. 74) tadelt beide Erfenntnifie, 
deren erfte8 den Stat außer Stand fehe, eine internationale 
Verbindlichkeit zu erfüllen, deren zweites aber in bedenklicher 
Weiſe jede Zuftändigkeit der Eivilgerichte gegenüber militäriſchen 
Anordnungen ausfchließe: er verlangt, indem er richtig be: 
merkt, daß der Erlaß von Gefegen in den Einzel-Staten 
nicht außsreiche, Regelung der Frage durch international 
Verträge. Völlig mit letterer Anforderung einverftanden, 
müffen wir doch, auf dem Boden des dermaligen Reis, 
einen neutralen Stat für verpflichtet erklären, entjprungent, 
auf feinem Gebiet ergriffene Kriegsgefangene nicht ohne 
Weiteres in ihre Heimat reifen zu laflen. 

Gegenüber den von Deutfher Seite häufig und heftig 
gegen die Belgifche Regierung und Bevölkerung erhobenen 
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Anfhuldigungen parteiliber Handhabung der Neutralität zu 
Gunften der Franzofen und zu Ungunften der Deutſchen hat 
Rolin Jaequemyns mit Recht geltend gemacht, daß Sympathien 
der Privaten, die ſich nicht in Verlegungen der Neutralitäts- 
pflichten äußern, feinen Gegenftand völferrechtlicher Beſchwerde— 
führung bilden und daß für ſolche Verlegungen durch Private, 
den Beweis ihrer Eriftenz vorausgefegt, die Regierung doc 
nur dann verantwortlid gemacht werden könne, wenn fie 
diefelben verhindern konnte und fahrläffig oder böswillig 
nicht beftraft hat. Diefe Borausfegungen aber träfen bei 
ven theil3 geradezu erfundenen, theils jehr übertriebenen 
Berlegungen der Neutralitätspfliht durch Belgier nicht zu: 
wirkliche Berlegungen habe die Regierung theils gehindert, 
theils geahndet. 

In der That, zu juriftiichen, völferrechtlich geltend zu 
machenden Beſchwerden haben die beweisbaren Handlungen 
und Thatjahen, welche von Deuticher Seite der Belgiichen 
Bevölferung Schuld gegeben wurden, gar nicht oder nur in 
er Ausnahmefällen Anlaß gegeben. Wohl begreiflich 

aber ift die erbitterte Sprache der Deutſchen Organe, bie 
moraliſche Beichwerbeführung über die oft in verlegender 
Weiſe zur Schau getragene Vorliebe vieler Belgier für die 
Ktranzofen, und Mißgunſt gegen die Deutichen. Auf meiner 
kurzen Reife durch Belgien konnte ich mich übrigens ebenfo 
von den franzöfiichen Sympathien der Bevölkerung als von 
der durchaus correcten Haltung der Regierung und aller 
ihrer Organe, auch der ftädtifchen Behörden, und der Offiziere 
und Mannfchaften der Cordon-Truppen überzeugen. Während 
J. B. die Bevölkerung von der Grenze an bis nad Bouillon 
den unmittelbar vor meiner Evacuations-Colonne einher: 
reitenden und fahrenden Bedienten-Troß des gefangenen 
Kaijerd mit Wein und freimillig gereichten Erfriſchungen 
aller Art überhäufte, gelang es mir nur ſchwer und in 
manchen Fällen gar nicht, für meine Verwundeten Waſſer 
und Brod zu faufen. Dagegen leiftete Herr Guizeret, 
Bürgermeifter von Bouillon, alles Erdenkbare an Eifer für 
Unterbringung und Verpflegung meiner Pflegebefohlenen, was 
ıh um jo nachdrücklicher hier hervorhebe, als derſelbe Mann 
Ipäter der Bernadläffigung feiner Pflichten gegen Deutſche 
Verwundete angellagt wurde. Und nie werde ich den Bel: 
giſchen Gapitain vergeflen, welcher, nach meiner Antwort auf 
jeine Frage, „mas ich da brächte?” — „Deutiche Verwundete 
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von Sedan” — jeine Truppe die Gewehre präjentiren lieh, 
bis mein Zug vorüber war. — 

Was die Belgiiche Preſſe anlangt, jo ift deren gegen 
Deutſchland feindjelige Haltung auf erfolgte Andeutung durd 
den Bundesfanzler von dem Belgiihdem Minifterium des 
Heußeren anerkannt, die Zugeſtändniß aber mit der Er: 
klärung begleitet worden, daß eine Behinderung der Preſſe 
in ihrer freien Meinungsäußerung in Belgien") der Re 
gierung nicht zuftehe. In der That, die Preßfreiheit gleicht 
dem Speer des Achilleus, welder allein die Wunden beilen 
fann, die er gejchlagen. 

Bei der Lage Belgiens und der Schweiz hart an dem 
Kriegsihauplag hat ſich manche feinere und verwidelte Frage 
bezüglihb Benußung ihres Territoriums durch Angehörige 
der fich befriegenden Staten zu feindlichen Zwecken ergeben. 
Selbitverftändlich hat man Werbungen unter der Bevölkerung 
der neutralen Staten oder Bildung von fremden Streit: 
fräften auf neutralem Gebiet nicht geftattet; intereffant ift 
der Verſuch, welcher unter der harmlojen Maske bloßer Geld: 
jammlungen zu Genf gemacht wurde, ein Corps „Franctireurs 
du Montblanc” zn organifiren: e8 wurden nämlich die in 
Genf lebenden Franzofen in den Zeitungen aufgefordert, ſich 
unter einer beftimmten Adreſſe einzuzeichnen, „um das Unter: 
nehmen durch Subjcriptionen zu unterftüßen oder in anderer 
Weiſe.“ Der Eidgenöffifhe Bundesrath forderte fofort die 
Gantonalbehörden von Genf zum Einfchreiten gegen dieſe 
Drganifationen auf. 

Nicht jo einfach ift die Frage zu löſen, inwiefern Ber: 
jonen, welche einer der ſich befämpfenden Armeen bereits 
angehören oder in eine derjelben eintreten wollen, neutrale: 
Gebiet als Reiſende paffiren dürfen. Der Eidgenöſſiſche 
Bundesrath hat hierin unferes Erachtens die richtige Unter: 
ſcheidung und Entjcheidung getroffen, indem er Wehrpflichtige, 


) In Der That wäre es fchwer in gelaffenen Worten zu 
qualificiren gemefen, wenn 3. B. die Defterreihifch-Ungarifche Regierung 
die von ihr erlafienen Verbote der Abhaltung von seiten zur Feiet 
der Deutſchen Siege in Villach, Gratz und Wien, wie man anfänglich 
u glauben — war, dadurch hätte rechtfertigen wollen, Daß jene 
Neußerungen der Sympathie der Deutich = Deiterreicher mit 
Stammesbrüdern Verlegungen der Pflicht der Neutralität gemeien 
wären! Die Regierung rechtfertigte dutch Erklärung vom 14. März 1871 
im Neichötage Die Mafregel vielmehr: „als Durch Die Aufrechthaltung 
der öffentlihen Ordnung geboten.‘ 
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weldhe einzeln, ohne Waffen und Uniform auf ihrem natür: 
lihen und gewöhnlichen Reiſewege da3 neutrale Gebiet be- 
rührten, auch dann frei paffiren ließ, wenn fie ausgefprochener: 
maßen auf dieſem Weg eine der Armeen zum Behufe des 
Eintritt3 in dieſelbe auffuchten, dagegen nicht geftattete, daß 
eine friegführende Macht fich jyftematifch des neutralen Ge— 
biet3 zur Durchführung von Mannjchaften zur Ergänzung 
ihrer Here bediente. Im Einzelnen war die Grenze freilich 
oft nicht leicht zu ziehen: lange paffirten unbehelligt — und 
mit Recht — junge Elfäfler, welche durch die Schweiz nad 
Südfrankreich zu den dortigen Truppenförpern eilten, dajelbft 
Dienfte gegen Deutfchland zu nehmen und der Umiftand, 
dab das Deutſche Elſäßiſch-Lothringiſche Gouvernement ſolche 
Handlung bei ſchwerer Strafe verboten hatte, war für die 
neutrale Schweiz fein Grund, jolche Bafjanten, die allerdings 
Kriegsverbrecher gegenüber der Deutjchen Decupations = Re= 
gierung waren, anzuhalten oder auszuliefern. Als aber 
iyftematifch von ganzen Scharen die gleiche Noute einge- 
ſchlagen und in Bajel ganz offen ein Franzöfifches Comite 
errichtet wurde, dieſe Durchwanderung zu organifiren, machte 
“ Bundesrath ſolchem Mißbrauch neutralen Bodens ein 
nde. 

Ebenfo unterdrüdte diefe Behörde einen Aufruf der 
„snternationalen Gejellfhafi” vom 4. September 1870, 
welder, in der Fortführung des Krieges durch die Deutjchen 
nah Sedan eine Bedrohung der Franzöfiichen Republif durch 
die Preußiſche Militär: Monarchie, aljo einen Angriff auf die 
„univerfelle fociale Republik“ erblidend, die Deutſchen Ar: 
beiter zur Dejertion in das Franzöfiiche Lager, die Schweize- 
tichen aber zur bewaffneten Agitation in gleichem Sinn — 
Fortreißung der republifanifhen Schweiz zum Kampfe an 
der Seite des republifanijchen Franfreich8 gegen dag monar— 
diſche Deutſchland — aufforderte; ſolche Provocation neu- 
waler Bevölkerungen zur Betheiligung am Kampf enthält 
allerdings ein unmittelbares Attentat auf die Neutralitäts- 
vliht des States. 

Von Berlegungen der neutralen Gebiete durch Armee: 
Theile der Kriegsparteien macht Rolin-Jaequemyns (II. p. 76) 
zwei Fälle namhaft; betvemale waren Franzöfiiche Franctireurs 
die Verleger: diefelben hoben am 7. December auf Belgifchem 
Boden eine Preußische Feldpoft auf, welche nach erhobener 
deſchwerde frei gegeben und entſchädigt wurde. — Richtig 
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iit, dab wenn diefe Poft, wie der Franzöſiſche Minifter des 
Aeußeren behauptet, auf Belgiihem Gebiet von bewaffneten 
Preußifhen Ulanen begleitet wurde, in folder Escortirung 
ebenfall3 eine Berlegung der Belgiſchen Neutralität lag. 

Ferner griffen ein Gapitain Huot und andere Franc: 
tireurs, die auf Schweizer Boden geflüchtet waren, auf diejem 
(im Canton Neuenburg) Preußiiche Barlamentaire an, meld: 
Schweizeriihen Behörden eine Anzahl von dieſen reclamitter 
Chaſſepots überbringen follten, tödteten einen Mann, ver: 
mundeten zwei und nahmen die Uebrigen gefangen. Die 
Gefangenen wurden natürlich als widerrechtlich gefangen aui 
erhobene Beichwerde freigegeben; die Franctireurs wurden 
von den Schweizer-Givil-Behörden vor ein Kriegsgericht ver: 
wieſen unter der Anjchuldigung, „eine Handlung gegen das 
BVölferreht begangen zu haben, geeignet, Feindſeligkeiten 
einer fremden Macht wider die Eidgenofjenichaft berbeizu- 
führen.” Unferes Wiffens wurden die Angefchuldigten frei 
geſprochen!: — fo haben wenigftens öffentliche Blätter berichtet. 

Bon dem der Schweiz dur Art. 92 der Schlußacte dei 
Wiener Eongrefjes eingeräumten Recht, im Kriegsfall das 
Gebiet des Chablais, Faucigny und ganz Savoyen nördlid 
von Ugine zu befegen, hat der Bundesrath, nachdem er bei 
Gelegenheit der Notification der Schweizerifchen Neutralitä: 
jenes Recht ausprüdlihd in Erinnerung gebracht, im Lauf 
des Krieges Gebrauch zu machen, nicht für angezeigt eradtet. 
Berwidelungen mit der Franzöfiihen Regierung wären mol, 
namentlich während des Regimes von Gambetta und dei 
Maffenaufgebots, die unvermeidlien Folgen der Ausübung 
jener Befugniß geweſen. 

Das neutrale Großherzogthum Luremburg wurde durd 
den Umftand in bedenkliche, ja, wie es vorübergehend jdien, 
böchft bedrohliche Verwidelungen mit Deutjchland gezogen, 
daß die Regierung, wie Rolin-Jaequemyns es treffend be 
zeichnet, einen Theil ihrer Souverainität auf eine fremde 
Privatgejellihaft (die Franzöfifhe Oſtbahngeſellſchaft) über: 
tragen und dadurch die neutrale Haltung des Landes ſchwet 
gefährdet hatte. Denn dieje Franzöſiſche Geſellſchaft, deren 
gefammtes Betriebs: und Verwaltungs: Berfonal aus Franzoſen 
oder doch von Franzojen, d. 5. von der franzöſiſchen Geſell 
ſchaft, vollftändig abhängigen Luremburgern beftand, that Alles 
mögliche zur Unterftüßung der Franzöſiſchen Kriegführung: 
namentlich zur Zeit, da die Deutſchen Truppen, nad dem 
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Fal von Meg, die Feftung Thionville cernirten (und fpäter 
belagerten), welcher durch jene Eifenbahn von Luremburg 
die Verbindung mit dem Auslande, mit den im Großherzog: 
tbum in großer Anzahl wohnenden Franzofen und durch 
deren Bermittelung mit den nicht befegten Theilen Franf- 
reih3 frei erhalten wurde: — Vortheile, welche noch ſchwerer 
wiegen al3 die Zuführung von Lebensmitteln durch dieſe 
Bahn in die bedrohete Feftung. 

Zu Anfang December (3. December) richtete der Bunbes- 
tanzler eine erz-gepanzerte Note an die Großherzogliche Re- 
gierung, in welcher er daran erinnerte, daß der König von 
Preußen zu Anfang des Krieges die Neutralität Luremburgs 
unter zwei Vorausſetzungen zu refpectiren verjproden, daß 
nämlich 1) auch Frankreich fie rejpectiren und 2) das Groß: 
berzogthbum jelbft fie ernftlich aufrecht halten werde. Beibe 
Borausjegungen feien nicht eingehalten worden: abgejehen 
von einer Reihe von Beleidigungen, welche die Bevölkerung 
dur Zuremburg reifenden Deutſchen Beamten zugefügt, bob 
der Kanzler als eine flagrante Verlegung der Neutralität 
die Berproviantirung von Thionville durch nächtliche Lurem- 
burgifhe Eifenbahnzüge hervor, melde ohne das Gewähren— 
laffen der Bahnbeamten und der Polizei unmöglich hätte 
ind Werk gejegt werden können; ferner die mafjenhafte 
(über 2000 Köpfe) Paſſage flüchtiger Franzöfifcher Soldaten 
und Officiere Durch das Großherzogthum nach der Gapitulation 
von Meg, um, mit Umgehung der Deutſchen Linien, wieder 
nah Frankreich zu gelangen und in die Armee einzutreten; 
dabei habe der franzöfifhe PViceconful in Luremburg ganz 
often im Bahnhof ein regelmäßiges Bureau errichtet, welches 
die aus der Deutſchen Kriegsgefangenichaft flüchtigen Soldaten 
mit Zeugniffen und Unterftügungen verfah, um ihre Neife 
nah Franfreih und den Eintritt in die Nordarmee zu er— 
leihtern. Die Großherzogliche Regierung habe nun nichts 
gethan, diefe Soldaten zu interniren oder an dem Eintritt 
in die Franzöfifhe Armee zu hindern oder dem Franzöfiichen 
Viceconſul feine offenen Verlegungen der Neutralität zu ver: 
bieten. „Unter biefen Umftänden erfläre der König von 
Preußen fich jeinerfeits nicht mehr an die Neutralität ge- 
bunden, werbe in den militärifhen Bewegungen der Deutſchen 
Here auf diefelbe feine Rüdficht mehr nehmen und behalte 
fh die Durbführung feiner Ansprüche wegen der Nichtein- 

14* 








212 


haltung ber Neutralität und die Anordnung von Maßregeln 
gegen Wiederkehr ähnlicher DVerlegungen vor.“ 

Auf den erften Anſchein hin glaubte man in dieſer Note, 
welche furze Zeit nach der einfeitigen Kündung bes Pariſer 
Vertrags von 1856 durch Rußland eintraf, eine Auffündung 
des Vertrags von 1867 über die garantirte Neutralität 
Quremburgs und eine unmittelbare Bedrohung der Unab: 
bängigfeit dieſes States erbliden zu müſſen: gleichjam eine 
zweite Anwendung der von Rußland jo eben aufgeitellten 
verwerflihen Theorie, daß ein Gontrahent internationaler 
Verträge diefelben einfach durch die Behauptung von Ber: 
letzungen durch den anderen Contrahenten als nicht mehr 
verpflichtend erklären dürfe. 

Aber eine Note des Kanzlers vom 24. December in 
Beantwortung einer Englifhen Depefche vom 17. December 
zerftreute dieje Beforgniffe und erflärte, daß man fi aui 
Deuter Seite nur militärifhe Bertheidigungsmaßregeln 
für diefen Feldzug habe vorbehalten wollen, deren Wahl 
und Durchführung unter Umftänden, je nach den Bedürfnifien 
der Kriegzlage, allerdings nicht erft von der Zuftimmung 
der Signatar-Mädhte von 1867 könne abhängig gemacht 
werben: „wenn zum Beiſpiel,“ jagt der Kanzler in 
jeiner zwingenden Sprade, „Marſchall Mac Mahon, bei 
Sedan feftgehalten, den Ausweg ergriffen hätte, quer durch 
Zuremburg auf Metz zu marſchiren, glaubt er wohl, wir 
hätten uns erſt an die Mächte behufs diplomatijcher Ber: 
mittelung gewendet, während unfere Truppen vor Meg dem 
Angriffe eines Feindes ausgeſetzt geweſen wären, deſſen 
Kräfte diefe Verlegung der Neutralität verdoppelt haben 
würde?” Nur die eigene Sicherheit, feine feindliche Map: 
regel gegen die Selbftftändigkeit des Großherzogthums jei 
durch jene Note angeftrebt. 

Dur eine Note vom 17. December ſuchte Mr. Servais, 
Minifterpräfident der Großherzoglihen Regierung, die Be: 
jchwerden des Bundesfanzlers als unbegründet zurüdzumeiien. 
Die Beleidigungen durchreifender Deutfcher Beamten jeien 
nicht nachgewieſen und von der Regierung nicht zu verant: 
worten. Die Berjorgung Thionvilles mit Vorräthen reducite 
fih auf einen einzigen Zug mit Lebensmitteln; Zuführung 
von Lebensmitteln, wie fie auch nad Deutjchland während 
des Krieges wiederholt erfolgt fei, enthalte keine Verlegung 
der Neutralität; zudem ſei die Bewegung des Zuges auf 
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Ftanzöſiſchem (!) Gebiet Gegenftand der Beſchwerde des 
Ranzlers, welche doch die Luremburgifche Regierung gar 
nit verhindern hätte fünnen; endlich fei der Zug nicht von 
Luxemburgiſchem Perſonal geführt worden, jondern von 
Angeftellten einer fremden Gefellichaft, deren möglichfte Ueber: 
wahung und Abhaltung von Neutralitätsverlegungen die 
Regierung fich beftändig habe angelegen fein laſſen. (!) 

Die Durchreiſe flüchtiger Kriegsgefangener wird nicht 
geleugnet, aber bezügli der Häufigkeit der Fälle Ueber: 
treibung in den Deutſchen Angaben behauptet: auch feien 
diefe Paffanten nicht unmittelbar aus Luremburg nad 
Frankreich, ſondern nad) Belgien gegangen: — als ob dieſer 
Heine Ummeg etwas an der Thatſache ändern Fönnte, daß 
die Großherzogliche Regierung ihre Verpflichtung der Inter— 
nirung unerfüllt gelaffen habe. Weift dabei der Minifter 
auf die Verträge von 1867 hin, welche dem Großherzogthum 
nur foviel Truppen zu halten geftatten, al3 die Aufrecht- 
baltung der Ordnung im Inneren erheiſche, fo gehört doch 
die Abhaltung von Scharen flüchtiger fremder Truppen von 
dem neutralen Gebiete, deren Durdzug die Anerkennung 
der Neutralität des States gefährdet, zu den Pflichten der 
Selbfterhaltung diefes States. Endlich habe die Regierung 
die Schritte des Franzöſiſchen Viceconjuls unter Verwarnung 
überwachen laſſen: da jedoch Feine ftrafbare Handlung 
deſſelben nachweisbar gemwefen, habe man fich mit einer Ber: 
wahrung begnügt, anderenfall3 würde man ihm das Ere- 
quatur entzogen haben: — ein Schritt, zu dem fich Die 
Zuremburgifche Regierung wenig jpäter (6. Februar) dennoch 
veranlaßt fand. 

Die Antwort des Bundesfanzler3 vom 6. Januar räumt 
ein, daß die Zuführung von Lebensmitteln nah Thionville 
durh Private und deren Geftattung durch die Regierung an 
th feine Verlegung der Neutralitätspflichten fei, behauptet 
aber, die Leute der Dftbahn hätten, unter Oberaufficht eines 
Luxemburgiſchen Ingenieurs, bei Thionville durch Preußifche 
Vorpoften weggenommene Bahnſchienen wieder gelegt: — und 
es ift unzweifelhaft, daß ſolche Mitwirkung eines Luxem— 
burgiihen Beamten (wenn jener Ingenieur im Dienfte 
der Regierung ftand) unftatthaft war. Aber fehon die nicht 
in Abrede geftellie unbehinderte Paſſage der flüchtigen 
Franzöſiſchen Soldaten enthält ohne Zweifel eine grobe 
Verlegung der Pflichten der Neutralität. 
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Gegen Ausgang des Krieges — Ende December — 
fahen fih nah der Auffaffung von Rolin-Jaequemyns 
Preußifche Truppen veranlaßt, bei Duclair, an der Mündung 
ber Seine, das allerdings gehäffige aber ohne Zweifel im 
See: und Land Kriege zu Recht beftehende Recht der Angarie 
in einer felten vorfommenden Anwendung auszuüben. Ein 
Franzöfiiches Kanonenbot war in die Mündung der Seine 
gedrungen und hatte durch fein Feuer den Deutſchen Truppen 
beträchtlihen Schaden zugefügt. Um ſich gegen das Berg: 
Fahren diejes Kriegsichiffes zu fihern, ergriffen die Deutichen 
ſechs, Engliſchen Unterthanen gehörige, Kohlenſchiffe und 
verjenkten fie in der Nähe der Mündung, um die Paflage 
zu jperren. Auf eine bei dem Englifhen Biceconjul zu 
Rouen von den Gapitainen und deren Mannfchaften ein: 
gereichte Beichwerde erhob Lord Granville eine Rechtsver— 
mwahrung, auf melde der Bundeskanzler mit der jofortigen 
Zufage von Unterfuhung und Entſchädigung antwortete. 
Durch Depeſche vom 8. Januar wurde der Preußiſche Ge: 
jandte zu London angewiefen, unter dem Ausdrud des Be: 
dauernd, daß die Truppen, zur Befeitigung einer Gefahr, 
zur Ergreifung jener Maßregel genöthigt geweſen feien, zu 
erklären, daß man die Entihädigungsanfprüde der Eigen: 
thümer anerfenne und die Entſchädigungsſumme, nad einer 
gerechten Schäßung der Schiffe, jofort zahlen werde, obne 
die Unterfuhung abzuwarten, wer in leßter Inſtanz die 
Entihädigungspflicht zu tragen babe (d. h. Frankreich ala 
einen Theil der Kriegsfoften?): follten bei dem Vollzug der 
Mapregel durch den Zwed der BVertheidigung nicht gerecht— 
fertigte Ausschreitungen vorgefallen fein, jo würde man dies 
noch mehr bedauern und die Schuldigen beftrafen. Mit 
diefer Erklärung und der Leiftung der Entſchädigung wurde 
die Sache beigelegt. 

Das Recht der „Angarie”, auch neutrale Schiffe gegen 
den Willen der Eigner, aber gegen volle Entſchädigung zu 
Kriegszwecken zu verwenden, ift zwar in neuerer Seit von 
Einigen*) angefochten worden (von Holtendorf, Encyclopädie 
der Rechtswiſſenſchaft, das Europäiſche Völkerrecht 1870. p. 820 


* Hautefeuille, des droits et des devoirs des puissances neutres 
en temps de guerre maritime III. p. 426; ähnlich Geßner, le droit 
de neutres sur mer p. 325. 
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bezeichnet es als zweifelhaft) allein man muß offenbar”) den 
Fall, in welchem zur Abwehr einer unmittelbar Leben, Frei- 
beit, Sicherheit bedrohenden Gefahr neutrale Schiffe ergriffen, 
ald BVertheidigungsmittel benugt und beſchädigt oder aud 
gerftört werden, von dem Fall der „Angarie” im eigentlichen 
Sinne unterſcheiden. 

Im erfteren Fal liegt „Angarie” gar nicht vor, jondern 
es macht der Kriegführende von dem ihm unbeftritten zus 
ſtehenden Recht Gebraud, im äußerften Nothfall, zum Zwed 
der Bertheidigung, ſich auch ſolcher Gegenftände zu bedienen, 
melde Angehörigen neutraler Staten eigen find, und zwar 
auh dann, wenn der zu macende Gebraud fie der Be- 
ihädigung oder Zerftörung ausjeßt: — freilich gegen volle 
Entihädigung. Diejer Fall aber lag bei Duclair vor: Die 
Paffage mußte zur Dedung der Truppen gejperrt werden 
und in Ermangelung anderen, hierzu dienfamen Materials 
griff man zu den neutralen Schiffen: — genau kraft bes 
gleichen Rechts, aus welchem eine Truppe, welde an Schieß- 
bedarf, Lebensmitteln, Pferden Mangel und deßhalb Gefahr 
leidet, fih ergeben oder erliegen zu müſſen, Transporte von 
Bulver, Brod, Pferden neutraler Eigenthümer, die in ihre 
Hände fallen, wegnehmen wird, kraft des gleichen Rechtes, 
aus welchem in dem Straßenfampf einer angegriffenen Stadt, 
Eifenbahn: oder andere Wagen im Eigenthbum neutraler 
Privater von den fich vertheidigenden Truppen in Barricaden 
mit verbaut werden. 

Solde Verwendung neutralen Eigentums jegt freilich 
ſtets eine unmittelbar bedrohende, anders nicht zu bejeitigende 
Gefahr voraus: alsdann ift aber nicht nur Verwendung, 
auch Zerftörung des neutralen Eigenthums geftattet. 

Damit ift die (von Rolin-Jaequemyns I. p. 87) richtig 
hervorgehobene Zweifelsfrage erledigt, ob die „Angarie“ 
außer der hergebrachten Benutzung der Schiffe zu Transport: 
jweden auch einen die Zerftörung involvirenden Gebrauch 
tehtfertige? Ein folder Gebraud, von Anfang gewollt, ift 
gar nicht Angarie, fondern Ausübung des erwähnten 
Nothrechts. 

Die eigentliche Angarie iſt auf die nothgedrungene un— 
entbehrliche Verwendung neutraler Fahrzeuge zu Transport— 


NMit Heffter, Phillimore und Rolin-Jaequemyns IL. p. 87; 
1. daſelbſt Die meitere mern 
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zweden gegen volle Entſchädigung zu beichränfen, in dieſer 
Beſchränkung aber aufrecht zu erhalten: bloße Erleichterung, 
Bequemlichkeit der Kriegführung fol aber die zwangsweiſe 
Verwendung neutraler Schiffe zum Transport nicht recht— 
fertigen. Die Entjcheidung freilihd, ob im erſten Falle die 
Borausfegungen jenes Nothrechts, im zweiten die der Angarie 
gegeben jeien, fteht bei dem Commandanten der Truppen, 
der zunächft feine Anordnungen gegen etwaigen Ungehorjam 
oder Widerftand der betheiligten Neutralen, (wie er bei 
Duclair von den Englifhen Matrojen verfuht worden zu 
fein jcheint) mit Gewalt durdzuführen befugt ift: — vor: 
behaltlidh feiner civilen und militärftrafrechtlihen Verant— 
mwortung. Hätte ih 3. B. die Maßregel von Duclair als 
eine unnöthige und deßhalb als eine Ausfchreitung des be: 
treffenden Truppen-Commandanten herausgeftellt, jo würde 
berjelbe, abgejehen von der Beftrafung wegen Verlegung 
neutralen Eigentbums im Krieg und der Gefährdung des 
Friedens zwiſchen Preußen und England dur ſolche Ber: 
legung Englifher Unterthanen, auch zum Erſatze des den 
Schiffseignern zugefügten Schadens civilrehtlih haben an: 
gehalten werben können. 

Alsbald nah Ausbruch des Krieges und Abberufung 
ber Gefandten der friegführenden Barteien von den gegneriſchen 
Höfen wurde der diplomatifhe Schuß der in Deutſchland 
mwohnenden Franzofen den Englifhen Gefandtichaften über: 
tragen, der der in Frankreich lebenden Deutſchen des Nord: 
bundes dem Gejandten der Vereinigten Staten, Mr. Waſh— 
burne, der Bayern und Badener dem Gefandten der Schweiz, 
der Württemberger dem Gejandten Rußlands: — eine Bunt: 
fchedigfeit, welche, glüdlicher Weife zum legen Mal, die un: 
möglich gewordene Lage der Süddeutſchen Staten anſchaulich 
ſpiegelte. 

Und in der That, während die Engliſchen Diplomaten 
feine Veranlaſſung fanden, ſich ihrer Franzöſiſchen Shut: 
befohlenen in Deutfchland anzunehmen, erwuchs den Be 
Ihügern der in Frankreich, zumal in Paris, lebenden Deut: 
ſchen gleih von Anfang des Krieges aus der übernommenen 
Vertretung eine Fülle von Laften, Mühen und Gefahren 
aller Art, welche ſich mit jeder Niederlage der Franzöſiſchen 
Here und zumal mit der bevorftehenden Einjchließung von 
Paris ind Unerhörte fteigerten und die Herren Wafhburn 
und Kern haben fib durch ihre aufopfernden und un: 
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tſchrockenen Bemühungen in Beihügung der Deutfchen gegen 
inen fanatiſchen Pöbel jedes gefellfchaftlihen Ranges die 
anfenswertheften Berdienfte erworben. 

Anfangs zeigte der Herzog von Gramont nicht übel 
ut, die Deutſchen Wehrpflichtigen, melde, auf ihre Ein- 
erufung bin, nah Deutichland abreifen wollten, mit Gewalt 
n Franfreih feſt zu halten und fuchte dies auf erhobene 
Einwendung Mr. Wafhburne’3 durch die „abfcheulihe Be: 
yandlung der aus Baden vertriebenen Franzöfifchen Flücht: 
inge“ zu rechtfertigen: — die zweite gehäffige officielle Ver: 
äumdung dieſes Großherzogthums,“) welches man für feine 
von jeher bewährte eifrige nationale Gefinnung bei einer 
Franzöſiſchen Invaſion befonders ſchwer zu treffen fich vor- 
vftedt hatte: deßhalb wurden ſolche Erfindungen gerade 
gen Baden gerichtet: denn es ift conftatirt und jegt von 
Franzöfiiher Seite eingeftanden, daß ſolche Mißhandlung 
oder Austreibung von Franzofen in Baden niemals ftatt 
gefunden hat. 

Bald verfiel jedob die Franzöſiſche Regierung in das 
entgegengefegte Ertrem einer gewaltiamen Ausweiſung aller 
Deutihen aus Paris und Frankreich und man mag bei 
Rolin-Jaequemyns (I. p. 66) nachlefen, welche Anftrengungen' 
die Bertreter derielben zu machen hatten, das Aeußerſte von 
ihren Schußbefohlenen abzuwenden, wobei der Nachfolger des 
Duc de Gramont, der Fürft de la Tour d'Auvergne, mit 
der gleichen Leichtfertigkeit wie fein Vorgänger die angebliche 
„Ausweifung aller Franzöſiſchen Unterthanen aus Preußen“ 
als Rechtfertigung der Eonceffionen an die Spionenfeherei 
und die Rachſucht der Parifer anführte. Und als ihm der 
Vertreter Amerikas die Unmwahrheit diefer Behauptung Fate: 
geriih durch ein aus Berlin eingeholtes Telegramm nachwies, 
entihuldigte er fih, „er habe die Thatfache für wahr ge— 
halten, weil fie fein College, der Minifter des Inneren, in 
einer Discuffion angeführt habe.“ (!) 

Als die Regierung der nationalen Vertheidigung Ange- 
rät der drohenden Einſchließung von Paris eine Delegation 
m Tours einfegte, verließen die Vertreter von England, 
Defterreich, Jtalien und der Pforte die Hauptftadt und folgten 
der Delegation nach Tours, fpäter nad Bordeaur. Die 





") Siehe Die erfte, bezüglich der angeblichen Badiihen Spreng- 
ueſchoſſe oben S. 128. * 
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in Paris zurüdgebliebenen diplomatiſchen WBertreter ver: 
langten durch Jules Favre von dem Bundeskanzler (Brief 
vom 24. September): 

1) Vorherige Anzeige der Beſchießung und Geftattung 
freien Abzugs vor deren Eröffnung. 

2) Einftweilen Erlaubniß, wöcentlih einmal Dur einen 
ausfchlieglih diplomatifhen Courier mit ihren Re 
gierungen zu verkehren. 

In feiner claffifhen, durh Kürze und Unanfechtbarkei: 
der Argumentation gleih ausgezeichneten Antwort vom 
27. September bebauerte der Kanzler, 

1) „daß militärische ntereffen ihm Mittheilungen über 

Zeit und Drt des bevorftehenden Angriffs auf die 
‚Feſtung Paris‘ unterfagten“; 
„daß der briefliche Verkehr aus und nad einer be: 
lagerten Feftung im Allgemeinen nicht durch den 
Kriegsgebraud geftattet fei und daß er, wenn aud 
die Beförderung offener Briefe der diplomatijchen 
Agenten, jofern ihr Inhalt nicht vom militärischen 
Gefihtspunfte bedenklich jcheine, geftattet werden ſollte, 
doch keineswegs die Meinung derer theilen fönne, 
welde das Innere der belagerten Feftung Paris 
für einen geeigneten Mittelpunft diplomatifcher Be: 
ziehungen erachteten.” 

Das diplomatiiche Corps erklärte die Beſchränkung das 
Verkehrs mit feinen Regierungen auf offene Depeſchen für 
unannehmbar und für den Fall der Aufrechterhaltung biefer 
Beſchränkung den völligen Abbruch der Verbindung mit den 
Regierungen für unvermeidlich. 

Obwol (wie Rolin-Jaequemyns I. p. 90 mit Recht be- 
merkt) die Präcedenzfälle, auf welche man ſich gegenüber dem 
Kanzler berief, nicht zutrafen, da fie fih auf die Paſſage 
diplomatifher Perſonen, nicht diplomatiſcher Briefe be- 
zogen, gejtattete jpäter die Deutſche Nachgiebigfeit bie 
wöchentliche Pafjage eines Courier des Amerifanijchen Ge: 
jandten mit verjchloffenen Briefen. 

Dhne Zweifel hat der Belagerer einer Feftung das 
Recht, jede Art von Verkehr und jeder Kategorie von in der 
Feftung eingejchloffenen Perfonen, alfo auch Diplomaten, 
„die einen ſolchen Aufenthaltsort für geeignet erachten“, zu 
verhindern, jo daß ich nicht (mit Rolin-Saequemyns 1. c.) 
von einer Gollifion von Rechten ſprechen möchte, deren 


2 
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ſtärkeres, das des Belagerers, vorgehe. Es befteht vielmehr 
dad regelmäßige Recht neutraler Diplomaten, ungehindert 
durch den Krieg mit ihren Regierungen zu verkehren, nicht, 
wenn fich dieſe Diplomaten in einer belagerten Feftung auf: 
halten. Nicht ihr entgegenftehendes Recht, nur die inter: 
nationale Höflichkeit und die’ Dankbarkeit für die außer: 
ordentlichen Berdienfte des Amerifanifchen Vertreters um 
feine Deutſchen Schugbefohlenen haben zu der oben bezeichneten 
ausnahmsweiſe ertheilten Erlaubniß geführt. 

Ohnehin hat ja die Deutjche Belagerungsarmee nicht 
nur allen Angehörigen der Gefandtichaften, fogar allen An: 
gehörigen neutraler Staten, unter einziger Vorausſetzung des 
Nachweiſes ihrer Identität und neutraler Nationalität, den 
freien Abzug aus Paris die allerlängfte Zeit der Einſchließung 
hindurch geftattet, unerachtet der ſehr erheblichen Schwierig: 
keiten der Durchführung diefer Maßregel, ja der nicht zu 
beftreitenden Gefährdung der Intereffen der Einſchließung 
durh die aus Paris fih Entfernenden, deren Verkehr mit 
anderen Theilen Frankreichs gar nicht zu verhindern war. 
Dagegen hatte die Franzöfiiche Regierung eine Zeit lang 
(Brief Jules Favre's an Mr. Wajhburne) der Entfernung 
der Neutralen Schwierigkeiten gemacht, wohl weil fie Mit: 
tbeilungen derfelben über die militärifchen, politifchen, focialen 
Zuftände von Paris beforgte, welche wenigftens mittelbar zur 
Kenntniß der Belagerer gelangen Eonnten. 

Als freilih nah Beginn der Beſchießung mehrere Mit- 
glieder des diplomatifhen und Conſular-Perſonals in Paris 
von dem Kanzler die Sicherung der Angehörigen der neu— 
tralen Staten und de3 Eigenthums gegen die Beſchießung 
verlangten’*) d. h. freien Abzug, erklärte derfelbe (Brief vom 
17. Januar an Mr. Kern) dieſes zwar aus Gründen der 
internationalen Höflichkeit auch jet noch den Gliedern des 
diplomatiichen Corps, nicht mehr aber allen Angehörigen 
neutraler Staten gewähren zu können. Und zwar mit vollem 
Recht: abgefehen von den zahllofen Inconvenienzen, welche 
die (nah Prüfung der Nationatität bei den Vorpoften) zu 
geftattende Paſſage von vielen taufend Menſchen durd die 
Deutichen Linien für die Einſchließungs-Armee während der 
ununterbrochenen Beſchießung im Gefolge gehabt haben würde, 
war ja auch der Belagerer auf den in der Feftung einreißen- 


=) Mote vom 13. Januar. 
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den Mangel an Lebensmitteln, als auf das einzig wirklich 
zwingende Mittel zu Erreihung feines Zweckes angewieſen: 
er hatte alfo ein ſehr ftarfes Antereffe daran und ein flares 
Recht darauf, dieſes Mittel nicht durch Verminderung ber 
Einwohnerzahl abzuſchwächen. Der Kanzler erinnert daran, 
daß bis zu diefem Tage der freie Abzug der Neutralen von 
Deutfcher Seite nicht behindert, ja durch wiederholte An: 
drohung der Einſchließung und Beſchießung Tängft geradezu 
provocirt worden fei, wie denn die betreffenden Regierungen 
ihre Vertreter längft ermächtigt, die Stadt zu verlaffen und 
fie aufgefordert hätten, ihre Nationalen rechtzeitig zu dem 
gleihen Schritt zu veranlaffen. 


Sclußbetradhtung. 


Die Beziehungen zu der „Regierung ber 
nationalen Bertheidigung”. — Der Abſchluß und 
die Bedingungen des Friedens. 


Durch die unblutige Pariſer Revolution vom 4. Sep: 
tember war die vom Kaifer Napoleon eingefegte Regenticaft 
ſammt Minifterium meggefefegt uud es war die Verfaffungs: 
form Franfreich8 aus einer Geblütsmonardie in eine Republil 
von zunächſt noch unbeftimmtem Charakter verwandelt: — 
d. h. wenigftens in Einer Stadt, der Hauptftabt freilich und 
dem Gentral:Organ Frankreichs. Ob, wie fonft geſchehen, 
auch diesmal das ganze Land, in welchem neben ber Railer: 
Iıhen noch zahlreihe andere Parteien der republifaniichen 
von der Färbung des 4. September entgegen ftanden, die zu 
Paris vollzogene Thatſache einfah hinnehmen, oder ob 
Bürgerkrieg ausbrechen, ob nicht in Paris felbft ſchon bald 
eine radicale Bartei die Männer des 4. September ftürzen 
oder ihnen doch die Herrſchaft de facto ſehr ftreitig machen 
werde: — das Alles war unmittelbar nach jener Revolution 
nicht mit Beftimmtheit zu entjcheiden und es wäre für bie 
Deutſche diplomatifche Leitung Feine geringe Verlegenheit ge 
weſen, wenn fie fib etwa am 6. September gelegentlid von 
der Regierung der nationalen PVertheidigung angebotener 
Waffenſtillſtands-Verhandlungen hätte entjcheiden follen, ob 
fie — damals — dieſe Regierung als Regierung de facto 
für ganz Frankreich, als Friegführende Macht anerkennt 
oder nicht. 
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Rob bevor an die friegführende Partei diefe Frage 
unausweichlich heran trat, hatten die neutralen Mächte ihre 
Bertreter angemwiejen, zu der neuen Regierung in Paris 
Stellung zu nehmen; bezeichnend ift dabei, daß die beiden 
Republifen — Nordamerifa und die Schweiz — ihre Ge: 
jandten jofort die Franzöſiſche Republif anerkennen, 
einzelne Staten: Italien, Spanien, Portugal, Griechenland, 
diefelben in officiellen Berfehr mit der Regierung der Re— 
publif treten ließen, während wieder andere Diplomaten fich 
zunächſt auf officiöfen Verkehr bejchränften. 

Während jener Ungemwißheit über Dauer und Macht: 
iphäre der Regierung vom 4. September fcheint, vorüber: 
gehend, unter anderen Möglichkeiten, der Deutjchen Diplomatie 
auh die Erwägung vorgejchwebt zu haben, ftatt mit den 
noch unbefeftigten Macthabern von Paris mit dem ge: 
Jangenen Kaifer zu verhandeln. Eine durch die Preußischen 
Behörden in den Blättern von Rheims vom 10. September 
veröffentlichte Erklärung befagt wenigftens, „daß die Deutfchen 
Mächte bisher feine andere Regierung in Frankreich anerkannt 
hätten als die des Kaifers Napoleon und daß in ihren 
Augen, bis zu einer neuen Ordnung der Dinge, — als 
ſolche wurden alfo die durch die Barifer Erhebung geſchaffenen 
allerdings noch ganz unfertigen Zuftände damals noch nicht 
angejehen — die Kaiferliche Regierung die einzige jei, welche 
in internationale Verhandlungen einzutreten die Ermächti— 
gung habe. 

Glüdlicherweije beharrte die Deutfche Leitung nicht auf 
diefer Auffaffung: e3 war vielmehr, nach Klaren Grundjägen 
des Völkerrechts,“ weder der Kaifer, der in feiner Eigen: 
haft al3 Kriegsgefangener der erforderlichen Willens-Unab— 
bängigfeit entbehrte, noch die Regentichaft, welche Feine Ge: 
walt mehr bejaß, zu Friedensverhandlungen ermächtigt, 
\ondern nur die Regierung de facto vom 4. September, 
vorausgeſetzt, daß fich dieſelbe wirklih als eine thatjächliche 
Inhaberin der Regierungsgewalt bewährte, was, wie wir oben 
bemerkten, in jenen Tagen erſt noch zu erhärten ftand. Es 
it alfo nicht der revolutionaire Urfprung diefer Regierung 
— diefer Charakter war ja als gefchichtlihe Thatiache nicht 
mehr zu befeitigen —, fondern der erlaubte Zweifel, ob fie 

”) Gut entwidelt von Esperſon, Profeſſor zu Pavia, le 
gouvernement de la defense nationale a-t-il le droit de conclure 
la paix avec la Prusse au nom de la France? Florence 1870, 


222 


wirkli eine dauernde Regierung von ganz Frankreich und 
im Stande jein werde, bie bei dem Abjchluß eines Friedens: 
vertrags für Frankreih zu übernehmenden Verpflichtungen 
auch wirklich zu erfüllen, was die Deutjche Leitung zur Vor: 
ficht bei etwaigen Anträgen von Seite der Pariſer Machthaber 
nöthigte. Allerdings mußte die von Jules Favre in einem 
Rundichreiben vom 17. September verheißene fofortige Ein: 
berufung einer National-Berfammlung, welde die Barijer 
Erhebung im Namen des ganzen Landes gutheißen follte, 
fofern fie dies that, auh Garantien für die Dauer und, 
furz gefagt: für die Gredit- Würdigfeit der Regierung der 
nationalen Bertheidigung gewähren. 

Unwillfürlih drängt fi der Vergleich auf, der weiſen 
und aufgeklärten Enthaltung der Deutjchen Leitung von 1870 
von jeder Einmiihung in die inneren Angelegenbeiten 
Frankreichs, (zumal in die Entſcheidung über monardiid: 
oder republifanifhe Berfaffung, welche das Franzöfifche Volt 
fih geben follte) mit der thörichten, ſtarr legitimiſtiſch— 
monardijchen Intervention, dur welche die monarchiſchen 
Mächte Europa’3 zu Ende des vorigen Jahrhunderts die 
Franzöſiſche NRepublif zu einem Berzweiflungsfampf ge 
zwungen hatten. 

Noch vor der Unterredung mit Jules Favre vom 
20. September zu Ferriöres hatte der Kanzler die Pariſer 
Regierung als eine Regierung de facto und als friegführende 
Macht anerkannt und durch jene berühmt gewordene Unter: 
redung thatjächlich abermals in unzmweideutiger Weife. Frei: 
li erklärte er in einem Rundfchreiben vom 27. September 
für „erforderlih, daß die Franzöfifhe Nation Vertreter 
wähle, welche allein die Legitimität diefer factifchen Re: 
gierung berftellen Fönnten, um den Abſchluß eines Friedens: 
vertrages mit derjelben nach den Grundſätzen des Völkerrechts 
(und Statsrechts) zu ermöglichen.“ 

Der Kanzler war bereit, zum Behuf der Vornahme von 
freien Wahlen, einen Waffenftillftand zu bemilligen. Die 
Verhandlungen jcheiterten befanntlihd an dem Verlangen ber 
während dieſes Waffenftillftandes zu geftattenden freien Ein: 
fuhr von Lebensmitteln nah Paris — ein Anfinnen, deſſen 
Zurüdweifung feineswegs (mie Guizot in einem Brief an 
die Times vom 8. Dezember 1870 behauptet hat), im Wider: 
ſpruch mit dem Bölferredht ftand: — denn die Verpflegung 
einer belagerten Feftung während eines Waffenftillftandes 
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verfteht ſich nur dann von felbft, wenn dadurch im Uebrigen 
der militärifche Status quo nicht zu Ungunften des Belageres 
verändert wird, wenn die Verpflegung ohne Aenderung ber 
günftigen Stellung des Belagerers zugeführt werben kann. 
Gerade dieſe militärifhen Erwägungen aber mußten zur Ab- 
lehnung jener Forderung führen. Hatte doch auch Napoleon 1. 
in dem Stalienifhen Feldzuge des Jahres 1796 Lieber bie 
Verhandlungen über einen Waffenftillftand abgebrochen, als 
daß er die Berpflegung der von ihm belagerten Feftung 
Mantua während der Dauer des Waffenftillftandes geftattet 
hätte, wofür ihm fein Gefchichtsichreiber, Thiers, befonderes 
Lob ertheilt. 

So bereitwillig übrigen® die Deutfche biplomatifche 
Leitung die September: Regierung als eine friegführende 
PBartei und als Regierung de facto anerfannt hatte, jo flug 
und energiich wies fie einen Verſuch Herrn Jules Favre's 
zurüd, über dieſe Anerkennung hinaus fofort aud die end— 
gültige und vorbehaltloje Anerkennung der Franzöſiſchen 
Republik vor dem Votum der Franzöfifben Nationalver- 
jammlung von Deutihland zu erzielen. Es jollte nämlich 
zu der in London behufs der Regelung der Pontus- Frage 
tagenden Eonferenz (nachdem Rußland durch Rundjchreiben 
vom 19. Dctober 1870 fib an gewiſſe Beichränfungen des 
Barifer Vertrags von 1856 für nicht mehr gebunden erflärt 
batte) Herr Jules Favre als Vertreter Frankreichs aus dem 
belagerten Paris durch die Deutſchen Linien hindurch reifen 
dürfen und es war ihm zu diefem Behuf ſchon am 23. 
December ein Paſſirſchein zugefiher. Herr Jules Favre 
reifte aber damals nicht ab, fondern fuchte vorher durch ein 
Rundſchreiben an alle Vertreter Frankreichs vom 12. Januar 
zu conftatiren, daß fein Erfcheinen auf jener Conferenz in 
zwei Fragen präjudiciell fein werde: 

1) liege darin eine factifhe Anerkennung der Fran— 
zöfifhen Republik von Seite aller auf der Conferenz 
vertretenen Mächte, alfo auch von Seite Preußens 
und feiner Deutfhen Verbündeten; 

2) verftehe fih von jelbft, daß er auf jener Gonferenz 
die Regelung der Pontusfrage nur als unterge- 
orbneten, als Hauptzwed aber die Anrufung der 
Intervention Europa’3 in dem Kampfe zwijchen Frank: 
reih und Deutſchland betreiben mwerbe. 
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Nachdem der Kanzler diefe officiell verfündeten lieblichen 
Prämiſſen des Erjcheinend Herrn Favres zu London in Er: 
fahrung gebracht, verweigerte er den erforderlichen Paſſirſchein 
in einem Schreiben vom 13. Januar, welches unter Anderem 
darauf hinmweift, daß Herr Favre in dem beſchoſſenen und 
dem Fall entgegen bangenden Paris dermalen wol mehr am 
Plate jei als in London und für Franfreih Dringenderes 
als die Pontusfrage zu bejorgen habe. 

Ueber die beiden wichtigften Bedingungen des Friedens 
— Bezahlung von 5 Milliarden Kriegsentfhädigung und 
Abtretung von Elſaß nebft einem Theile von Lothringen — 
hat fich befanntlich nicht blos in Frankreich ein lauter Chorus 
mißbilligender Stimmen erhoben. 

Defto erfreulicher ift e8, in dem ruhigen und gründ: 
lichen Urtheil eines Mannes wie Rolin-Jaequemyns die 
Sprade der Gerechtigkeit zu vernehmen. Er erflärt (I. p. 
99 f.) jene Summe nicht für übertrieben, weder, wenn man 
die Kriegsfoften und Verluſte Deutfchlands, noch, wenn man 
die Leiftungsfähigkeit Frankreichs als Maßſtab anlege. Die 
Rüderwerbung der alten Weit: Marken des Deutfchen Reichs 
gegen den dermaligen Willen der Bevölkerung rechtfertigt er 
Kraft des Princips der Nationalität: wir halten für allein 
entjcheidend das Motiv der nothwendigen Sicherung gegen 
den böfeften aller Nachbarn. 

Wir ſchließen diefe Erörterungen mit dem Ausdruck der 
achtungsvollften Anerfennung der Verdienſte des Herrn 
Rolin-Jaequemyns, deſſen unparteiliches, objectives Urtheil, 
echt juriſtiſches Raiſonnement und fleißige Materialienfamm: 
lung ſeine beiden Abhandlungen als wahre Muſter erſcheinen 
laſſen. Wir verweiſen alle Freunde ſolcher Studien auf die 
von ihm und einigen Freunden ausgezeichnet redigirte Zeit: 
ihrift: „Revue de droit international et de legislation 
comparee,“ 
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Der Vertrag von Mashingten und 
der Mallenhandel der Nenlralen. 


.. 


5 J. Wiſſenſchaft und die öffentliche Meinung hätten 
I guten Grund, fich jet, im Frieden, mit einer Frage 
Bin zu bejchäftigen, welche während des deutſch-franzö— 

IR ſiſchen Krieges für Europa und Amerifa eine in 
peinliehm Maß interefjante war und damals oft mit mehr 
Eifer als Sachverſtändniß erörtert wurde; feither ift es wie- 
der ftill darüber geworden: gewiſſe Leute haben ihren Vor— 
theil dabei, daß das Problem überhaupt nicht beſprochen 
werde, da es, wenn erörtert, nur gegen die Beftrebungen 
diefer gewiffen Leute gelöft werden fann; man wünjcht aber, 
dab es bei dem Ausbruch des nächſten großen Krieges noch 
auf dem Status von 1870 fih finde, um das „praftijche 
Princip“ der Ausbeutung und Verlängerung des Krieges zu 
— der Neutralen wieder recht einträglich verwerthen zu 
onnen. 

Der Reiz, in den Zeitungen zu leſen, wie ſich die Völ— 
fer fern an der Loire bekriegen, wird nämlich an dem be— 
baglihen Kaminfeuer noch bedeutend durch die mitunter« 
laufende Berechnung erhöht: wie viele Enfield-Büchſen oder 
New-York Breech-Loaders in einer einzigen Schlabt von 
Beaugency oder Le Mans zu Grunde gehen und nadge- 
liefert werden fönnen: wie viele Altbaiern, Medlenburger 
und Märfer vorher mittelft diefer neutralen Erportartifel 
„ausgeblafen” worden, das ift für den Gontocorrent ohne 
Belang, das nennt man eben „a practical prineiple.“ 

Aber auf die Dauer läßt ſich das Völkerrecht doch nicht 
= — günſtigſten Birminghamer Saldo allein abhängig 
erhalten. 

Bekanntlich haben die Vereinigten Staten von Nord— 
amerifa und das Königreich Großöritannien in dem Ars 
tikel 6 des Vertrages von Waihington die Verpflichtung 
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neutraler Staten anerkannt, die Ausrüftung, Bewaffnung 
und Abfahrt von Schiffen in und aus ihren Häfen zu ver: 
hindern, welche zu der Verwendung im Kriege gegen einen 
anderen Stat beftimmt find, mit welchem der neutrale Stat 
Frieden hält. 

In der Schlußclaufel des Artikels haben fich die con— 
trahirenden Mächte verpflichtet, diefe Negeln zur Kenntniß 
übrigen Staten zu bringen und fie zum Beitritt einzu: 
aden. 

Diefe Einladung ift bisher nicht erfolgt. 

Ueber die Gründe der Unterlafung hat Hr. Heinrid 
v. Kufferow in einem vortrefflih gejchriebenen Auflag in 
dem legt erjchienenen Hefte der „Revue de droit interna- 
tional“ jehr beachtenswerthe Auskünfte gegeben; wir möchten 
die allgemeine Aufmerffamfeit den wichtigen, zumal für 
Deutfhland wichtigen Fragen zulenfen, welde fib an dieſe 
Verhandlungen Ffnüpfen. 

Der Grund der Unterlaffung liegt offenbar darin, daß 
beide Staten, England und Nordamerifa, aud für fünftige 
Kriege an dem „praftiihen Princip“ fefthalten wollen: die 
Lieferung von Waffen an die Kriegsparteien durch Ange: 
hörige neutraler Staten enthalte Feine Verlegung der Neu: 
tralität, die neutralen Regierungen feien nicht gehalten, fol: 
hen Handel zu unterdrüden. 

Das hat der Lord Ehancellor in einer Rede vom 2. Juli 
1871 im Oberhaus ausdrüdlich erflärt. 

Nun ift aber obiges praktiſche Princip, fo praktiſch es 
für die engliſchen und die amerifanifhen Kaufleute fein mag, 
unvereinbar mit dem in Artifel 6 des Vertrages von 
Waſhington anerfannten Grundfag; denn offenbar ift bie 
Duldung der Zuführung von Kriegsfhiffen durch ihre Ans 
gehörigen, oder aud nur von ihren Häfen aus den neu: 
tralen Mächten um deßwillen dur den Artifel 6 in Zu: 
funft unterfagt, weil ein Kriegsſchiff Kriegscontrebande if: 
Kriegsihiffe find aber doch wahrlih nicht in höherem Maße 
Kriegscontrebande ald andere Waffen und Kriegsmittel; mas 
aljo von Kriegsfchiffen nah Art. 6 fortan gelten fol, muß 
confequent von aller Kriegscontrebande gelten. 

Diefe Wahrheit wird dermalen auch von hervorragen: 
den engliihen Autoritäten des Völferreht3 anerkannt: Sir 
Alerander ECodburn, das englifche Mitglied des Genfer Tri: 
bunals, erflärte ausdrüdlih, daß er in diefer Frage die An- 
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fibt der amerifanifchen, deutſchen, franzöſiſchen, italienijchen 
Schriftfteller und Lehrer des Völferrechts theile: „ein Schiff, 
ausgerüftet und beftimmt für den Krieg, ift offenbar Kriegs: 
contrebande:“ und einige Seiten weiter unten wirft er bie 
Frage auf: „Iſt im Princip irgend ein Unterjchied zwiſchen 
einem ſolchen Schiff und irgend einer andern zum Gebrauch 
im Krieg beftimmten Sache? Ich bin nicht im Stande, ir- 
gend melden Unterſchied zu jehen.” 

Daß nun der Grund der bisherigen Unthätigfeit der 
beiden Gontrahenten der angegebene ift, erhellt ziemlich deut— 
ib aus einem Schreiben des öfterreih-ungarifchen Bot— 
ſchafters zu London vom 11. März 1872 an das auswär— 
tige Minifterium zu Wien: „Lord Granville Hatte ihm mit: 
getheilt, daß der deutjche Reichsfanzler fich ziemlich ungünftig 
über den Art. 6 des Wafhingtoner Vertrages geäußert und 
erflärt habe: um ihn für Deutichland annehmbar zu machen, 
müßten die Beftimmungen über die Ausrüftung von Kriegs: 
ibiffen auf die Lieferung von Waffen und anderem Kriegs— 
bedarf ausgedehnt werden; diefe Forderung aber, meinte Lord 
Granville, ſei nicht erfüllbar wegen der Schwierigkeiten, 
welche die dadurch vorausgejeßte Gontrole bereiten würde.” 

Die Sade liegt alfo nun folgendermaßen: für England 
und Amerika beftand die Nothwendigfeit, die jogenannte 
Alabama-Frage dur eine Webereinfunft aus der Welt zu 
haften, weil fie fonft dem Krieg entgegen trieben; diefe 
Uebereinfunft hat für die Vergangenheit und für die Zukunft 
gewiffe Normen aufgeftellt, welde, conjequent durchgeführt, 
dad Berbot der Waffenlieferung in ſich ſchließen. Für 
Deutihland und die übrigen Mächte befteht Fein Intereſſe, 
lediglich jener Webereinktunft beizutreten, ohne Erweiterung 
derjelben auf ihre natürlichen Gonfequenzen: England aber 
wünjht nicht fein Verhalten in dem deutſch-franzöſiſchen 
Kriege discutirt zu ſehen und genöthigt zu werben, Fünftig 
auf den einträglihen Waffenhandel zu verzichten; in ftillem 
Einverftändniß mit Amerika wird alſo die Verpflichtung, 
die übrigen Mächte zum Beitritt zum Vertrag von Washington 
aufzufordern, unerfüllt gelaffen. 

Nun find die angeblichen Schwierigkeiten der Controle 
Märlih nichts als eine Ausflucht; die Wahrheit ift, daß 
(außer dem Intereſſe der Shopkeepers zu Birmingham) 
England beforgt, ein Verbot der Waffenlieferung werde 
nit angenommen werden können, ohne Feftftellung der Ar- 
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tifel, welche als abjolute Kriegscontrebande gelten, ohne 
Berbot der Wegnahme fogenannter relativer Kriegscontre: 
bande und ohne Abſchaffung des barbarifhen Princips der 
Seebeute überhaupt. England aber hält allein von allen 
Mächten das Princip der relativen Gontrebande aufredt, 
und eine ſehr mächtige Partei in diefem ftolzen Inſelreich 
erhebt jedesmal, wenn man von der Abjcaffung diejer pa— 
tentirten Seeräuberei auch nur leife zu ſprechen anhebt, ein 
klägliches Zetergefchrei; ja, fie findet, daß England aufge: 
hört habe, eine Großmacht zu fein, feit e8 durch den Pariſer 
Frieden von 1856 auf das Recht der ritterlichen Gaperei 
verzichtet hat; in der That, nachdem die Wegelagerung, das 
Werfen von Handelsmann und Handelsgut auf der ftaubi- 
gen Landftraße des ontinent3 jchon jeit dem ewigen 
Landfrieden von 1495 nicht mehr für ganz gentlemanlife 
galt, hatten die britifchen Eichenherzen auf den feuchten 
Bahnen des Deeans immer noch mit jo warmem Eifer 
diefem vergnüglihen und einträglicen Sport obgelegen. 
Jedesmal, jo oft ein Fortjchritt des Völkerrechts in diejer 
Richtung auch nur von ferne droht, gerathen Volk, Parla— 
ment und Minifterium des Vereinigten Königreichs in leb- 
bafte Beftürzung; als im Sahre 1871 das Gerücht auf: 
tauchte, das Königreich der Niederlande wolle bei Gelegen: 
heit der Brüfjeler Conferenzen jene Fragen anregen, wurde 
jofort das Minifterium im Parlament interpellirt, und be 
eilte fich, die beruhigende BVerficherung zu geben, daß nichts 
derartiges zu bejorgen jei. Ja, als im Laufe des Jahres 
1872 Graf Beuft wiederholt mit Lord Granville über dieje 
Probleme in Unterhaltung zu treten verfuchte, wich der eng: 
liibe Stat3mann jedesmal aus und meinte: dann müſſe aud 
die abjolute Rejpectirung des Eigenthums im Landfriege 
gefordert werben. Nicht übel! 

„Hauft du meine Seebeute, hau ich deine Requifitionen!” 

Glücklicherweiſe ftehen die Ausfichten gegenüber dem an: 
deren Contrahenten des Vertrags von Waſhington günftiger. 

Zwar hat auch Nordamerifa nicht die „Praris“ von 
1870 offen desavouirt, aber der Vertrag, welchen die Ber: 
einigten Staten unter dem 26. Febr. 1871 mit dem König: 
reih Stalien jchloffen, verwirft alle Seebeute, abgefehen von 
Kricgscontrebande, verwirft die „relative” Contrebande, be: 
Ihränft die Wegnahme auf die im Vertrag als Contrebande 
aufgezählten Artikel und gränzt die effective Blocade und 
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dad Durchſuchungsrecht (droit de visite, right of research) 
der Kriegsſchiffe in Schranken ein, welche gegen die bisheri- 
gen Mißbräuche fichern. 

Es ift mit Gewißheit anzunehmen, daß Amerika bereit 
fein wird, einen Vertrag gleichen Inhalts auch mit Deutjch: 
land abzujchliegen, die Größe der Handelsmarine und die 
(relative) Schwäde der Kriegsmarine, namentlih aber das 
Intereſſe der Vereinigten Staten, den Bertrag von Wafhington 
mit der ihnen günftigen Auslegung der fraglichen Principien 
auh von den übrigen Mächten anerkannt zu jehen, drängen 
dahin; es kommt hinzu, daß die Verftärfung der deutſchen 
Kriegsmarine in Fünftigen Kriegen die Zufuhr von Contre— 
bande minder gefahrlos und daher minder verlodend machen 
wird. Endlih würde Deutichland im Fall der Ablehnung 
feiner Forderung des Verbots der Waffenzufuhr jelbftver: 
tändlib dem Wajhingtoner Vertrag nicht beitreten, und da 
dermalen ſchon die deutihe Handelsmarine und der deutjche 
Schiffbau nur der englifhen und der amerifanifchen nad: 
ftehen, die aller andern Länder aber weit überragen, fo 
könnte Deutjchland durch Freie Geftattung der Ausrüftung 
von Schiffen zu Kriegszmweden in feinen Häfen allen Staten 
im Fall eines Seelrieges jehr empfindliche Nachtheile be= 
reiten; die öffentliche Meinung aber in Amerika fängt be- 
reits an, der Entrüftung Nechnung zu tragen, welche die 
zahlreiche deutjche Bevölkerung über die Waffenzufuhr an die 
Franzoſen äußerte. 

Was nun dieje anbelangt und die Gejchichte der dawider 
von deutjcher Seite erhobenen Bejchwerden, fo ift es ein Haupt: 
verdienft der erwähnten Abhandlung des Herrn v. Kufferomw, den 
merfwürdigen Grund nachgewiefen zu haben, welcher Preußen 
damals nöthigte, die erhobene Beihwerde gegen Amerika zu— 
jüdzuziehen; es war nämlich aus Ueberjehen und Fahrläffig- 
fit bei dem Abſchluß des legten Vertrages mit den Ver: 
einigten Staten vom Jahre 1828 ein Artikel des Vertrages 
von 1785 und 1799 herüber genommen worden, in welchem 
Preußen, damals ohne Seemacht und ohne Ausficht jemals 
eine Kriegsflotte zu erwerben, welche in einem Seekrieg auf 
neutralen Schiffen Kriegscontrebande wegzunehmen ftarf 
genug wäre, fich dem erorbitanten Sag unterwarf: daß jelbft 
amerifanifche Kriegscontrebande unter neutraler Flagge von 
preußifhen Schiffen (nur angehalten) nicht mweggenommen 
werden dürfe: — ein Sa, der allerdings im vollen Wider: 
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ſpruch mit den fonft geltenden Principien fteht. Als man 
während der Berhandlungen mit Amerika dic dem preußiſchen 
und dem amerifanijchen Diplomaten jelbft gleich überrafcende 
Entdedung diejes Bertragsartifels machte, mußte man jelbft: 
verftändlich auf preußifcher Seite jeden Rechtsanſpruch gegen 
Amerika fallen laffen, und dies wirkte auch auf die Nidı- 
verfolgung der gegen England erhobenen Bejchwerden. 

Der fraglie Artikel kann natürlich nicht in Geltung 
bleiben. Ohne Zweifel wird bei der ſchon durch dieſe Aen- 
derung herbeigeführten Revifion der Verträge zwiſchen Ame— 
rifa und Preußen der zwijchen erfterem Stat und Stalien 
abgeichloffene Bertrag maßgebend fein; auch die übrigen 
Mächte, Frankreich nicht ausgeſchloſſen, werden, wie Herr 
v. Kuſſerow überzeugend ausführt, die Anerkennung der 
neuen Grundſätze (Abſchaffung der Seebeute, aber Berbot 
der Ausfuhr von Waffen und Kriegscontrebande aller Art 
durch die Regierungen der neutralen Staten) auf die Länge 
nicht verfagen, und das alsdann völlig vereinzele Groß: 
britannien wird eine ſolche Iſolirung gegenüber dem Völker— 
zen! aller civilifirten Staten endlich auch nicht mehr ertragen 
Önnen. 

Aber da e3 immerhin noch geraume Zeit währen kann, 
bis der Abſchluß dieſer allerdings zulegt unvermeidlicden 
Fortentwidelung der Principien von Wafhington erreicht 
ift und da wir nicht ficher find, ob nicht in dieſer Wartezeit 
Deutichland von neuen Kriegen bedroht wird, jo möchten wir 
an alle, die e8 angeht, die Mahnung richten: einftweilen die 
Stärkung unferer Kriegämarine ja nicht im Vertrauen auf 
jene völkerrechtlichen Fortichritte zu vernadläffigen: „Ber: 
traut auf Gott,” ſprach Dliver Cromwell zu feinen Eifen- 
jeiten, „aber haltet Euer Pulver troden!” 

Diplomatifche Verhandlungen zur Umgeftaltung des 
Seerechts werben viel leichter von einer Macht geführt, wel: 
her man nicht die Schwäche ihrer Kriegsflotte fortwährend 
als treibendes Motiv ausgeſprochener- oder ftillfchmweigender: 
maßen zu unterftellen wagen darf. Und hätte Deutjhland 
im Sahre 1870 eine Kriegsflotte befeffen, welche dem eng: 
liſchen Waffenhandel auf offener See hätte begegnen können, — 
diefer Handel wäre nicht fo gefahrlos und [ucrativ, und die 
Weigerung, ihn durch eine Ordre des „privy Council“ zu 
verbieten, nicht fo Hartnädig geweſen. 
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Die deutsche Prouin „Jalsass- 
Kothringen“. ‘) 
(1870.) 
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I]: folgenden Betrachtungen, Warnungen und Wünjche 
2! bezüglih der wiedergewonnenen deutſchen Land- 
>. Ichaften beruhen zum Theil auf eigenen Eindrüden 
und Wahrnehmungen, zum meit größeren Theil auf 
völlig zuverläffigen Mittheilungen von alten Freunden in den be= 
freiten Gauen, welche die Wiedervereinigung mit dem Mutter: 
land immer erjehnt, aber faum noch gehofft hatten. Der 
geiftige Zufammenbhang ift ja hüben und drüben immer — und 
am treueften und liebevollften von den Männern der Kirche, dann 
auch der Schulen, der Archive und Bibliothefen — gepflegt 
worden: mögen die aus ſolchem Verkehr geichöpften Erfahrungen 
die unvermeidlihen Krifen der nächften Uebergangszeit zu 
lindern und abzufürzen, und die einen der Betheiligten von 
Mitgriffen, die andern von Slufionen und Mißverftändniffen 
oder von Mißftimmungen fern zu halten bejcheiden beitragen. 
Unjere Worte find mwohlgemeint: möge man fie an den ent= 
iheidenden Stellen — und dieje liegen unten und oben — 
aub wohl begründet finden. Nicht obgleich, jondern meil 
unjere Aeußerungen bie und da Anftoß erregen können, 
haben wir vorgezogen das Helmvifir aufzujchlagen. 
Straßburg ift Gudrun, die von König Ludwig entführte 
und endlich wieder befreite Königstochter: zwar hat fich die- 
jelbe, anders als die Heldin der Sage, mit ihren Räubern 
inzwifchen ziemlich nahe befreundet; allein die Befreier hätten 
auch nicht volle 200 Jahre auf fih jollen warten laffen. 
Glücklicherweiſe ift der Streit der Preſſe für und wider 
die Erwerbung bereit3 unnüß; dab das Eljaß und der un- 
entbehrlihe Theil von Lothringen genommen (oder behalten) 
wird, fteht feft, jo ummiderruflich wie der deutſche Sieg. 
Dat ſich damider in Deutjchland jelbit Stimmen erheben 


) So wird der Name amtlich lauten. 


‘ 
N 
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konnten, war eben nur möglich in — Deutjchland, d. h. in 
Deutichland wie es bisher war, aber nach feiner Auferftehung 
zu politiidem Leben nicht bleiben wird. Dagegen fpraden 
nur die Doctrinäre, die in der Arbeiter-Bloufe nicht minder 
al3 im Gelehrten Schlafrod vorkommen. 

Man bat Bolksabftimmung verlangt: wir wollen uns 
darauf einlafjen — in hundert Fahren. Wenigftens wollen mir 
die Wiedergewonnenen fo behandeln, und namentlih fo 
regieren, als ob e3 wirklich gelte die nächfte Generation frei 
wählen zu laffen. Der Widerftand gegen die Vergewaltigung 
durch Frankreich bei der Losreißung vom Reiche war lange 
Zeit jehr lebhaft, und ganz gelöft wurde der Zufammen: 
hang mit Deutſchland nie: Sprade, Sage, Sitte bezeugen e3. 
Vom Reich aufgegeben, gehörten die Entrißnen freilich zulegt 
fonder Widerftreben der Großmadt an, welche Europa immer 
blendete und häufig beherrſchte. Aber: 

„Laßt jehn, ob nicht zum Vaterlande 
Das Herz des Elſaß mieder neigt, 
Wenn ihr Da fi ftatt der alten Schande 
Den un deuticher Ehre zeigt.“ 
ahn, Gedichte II. Sammlung 5. 554.) 

Nehmet die Wiedergewonnenen in ein ruhm= und macht— 
und freiheitsftarfes Deutjchland auf, und dann, wenn die 
nächſten Gejchledter noch nah Paris hinüberjchielen, dann 
ſcheltet ſiie Aber die Treue, mit der fie an der wälſchen 
Ziehmutter bangen, auch diefe Treue ift eben: — deutid. 


I. Die Grenzlinie. 


Es fragt ſich alfo nicht mehr, ob wir im Weſten unfere 
„natürliche Grenze” — „Danf, Jude, daß du mich das Wort 
gelehrt” — nehmen, jondern nur wo wir fie ziehen werben. 

Es empfiehlt ſich nun die im folgenden gezeichnete Linie 
aus ftrategifchen, wirthſchaftlichen, ethnographiſchen Gründen, 
fie wird von den deutjchgefinnten Elſäſſern gewünſcht und, 
jehr gutem Bernehmen nad, hat diejelbe fichere Ausſicht auf 
Verwirklichung. 

Deutjchland behält das ganze Elfaß und den deutſchen 
Theil von Lothringen. 

Hierfür wird man hoffentlih Gründe nicht erft hören 
wollen. Außerdem wird man aber (leider!), aus ftrategifcen 
Erwägungen, auch einen Kleinen Strib Landes dazuſchlagen 
müſſen, deifen Bewohner franzöfifch ſprechen. 
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MWiderftrebend nimmt. man diejen widerftrebenden Erwerb. 

Die Schwierigkeiten, ja Gefahren, welche fih damit ver- 
fnüpfen — fie wären unüberwindlid, wenn ein deutjcher 
Mittelftat hier die Zügel zu erfaflen und zu führen hätte — 
hat man wohl erfannt: aber nad langer und Fühler Ab- 
wägung bat man die Nachtheile noch ſchwerer wiegend ge— 
funden, welche die ftete Bedrohung von Elſaß und Deutſch— 
— durch Metz und Diedenhofen mit ſich bringen 
würde. 

Deutſchland muß die wiedergewonnenen Landſchaften 
durch die Grenzregulirung ſelbſt ſichern können, und dieſes 
Gefühl der Sicherheit muß die Seelen völlig durchdringen: 
im Gegenfall würden die Einwohner einen Grund behalten, 
den Tauſch zu beklagen und die Revindicativn durch Frank— 
reich zu fürchten oder zu — hoffen. 

Würden jene beiden Feſtungen (und ihr unmittelbarer 
Rayon) nicht in unſere Hand gelegt, ſo wäre die Ver— 
änderung unſerer Weſtgrenze eine Verſchlimmerung, nicht 
eine Verbeſſerung: viel ſchutzloſer noch als Baden Straßburg 
gegenüber lag, würden Elſaß und Deutſch-Lothringen den 
lauernden Beſatzungen jener Veſten offen ſtehen. 

Das iſt entſcheidend.) Dieſem Bedürfniß gegenüber muß 
die Rückſicht auf die Wünſche der Wälſch-Lothringer (ja, 
was viel mehr ſagt, auf die eigenen Wünſche) ſchweigen. 

Deutſchland hat endlich begriffen, daß in dem großartigen 
Kampf um das Daſein der Völker, welchen wir Weltgeſchichte 
nennen, das oberſte Geſetz lautet: „Selbſterhaltung“, d. h. 
auch Selbſtſicherung. Rückfall in ſentimentalen Kosmopoli- 
tismus iſt nach ſolchen Opfern an Blut nicht mehr zu 
fürchten: auch in biefem- Sinn ift Blut ein ganz bejon- 
derer Saft. 

Wir find lange genug Amboß gemwejen. Ueber jene 
Stage, wo die ficherfte Grenzlinie zu ziehen, hat für ung 
nur ein Spruchcollegium zu urtheilen: der preußiſche General: 
tab. Ih dächte, er hätte es nicht verdient, daß man feine 
Urtheile jchelte. 

Die deutſche Grenze wird nun ungefähr — Modifica— 
onen im einzelnen werden nicht ausbleiben — folgender: 
mapen verlaufen. Wo Zweifel und Unklarheiten aus dem 


I) Da Schleifung der Feitungen unter Neutralifirung Des Ge- 


bietö nicht genügen würde, wird der Schluß Diefer Betrachtungen 
Kigen. 
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folgenden fi ergeben, wird in der Regel die Einhaltung 
der bisherigen Departements: (Moſel gegenüber Maag, 
Meurthe gegenüber Maas und Vogeſen, Oberrhein gegenüber 
Bogeien) und Arrondifjements: (Saarburg und Salzburg — 
Chäteau:Salins) Grenzen richtige Leitung gewähren. 

Die Linie beginnt im Norden unterhalb des lurem: 
burgifhen Eſch und Dubdelingen, läuft von Nümlingen, 
weitlih von Ottange und Wolmerange (werben deutjch) nad 
Süden über Audunsle-Roman, Briey (beide find franzöfid 
geblieben), Frianville, Chambley und noch eine kleine Strede 
jüdlih, wendet fih dann nah Dften unterhalb Wamilk 
(deutſch), fteigt nad Süden bis Noveant, zieht ſich dann ſtark 
jüdöftlih über La Lobe, Nomeny, Aulnois, Mancel, und 
überfchreitet unterhalb Aoricourt, defjen Bann halb deutid, 
halb franzöfiih, den Marne-Rhein-Canal. Bon da geht fie 
hart an Blamont (bleibt franzöſiſch) vorbei jüdöftlich bis an 
die Brüche (Breuſch), ſenkt fih dann ſüdlich, genau bie 
Grenze des Eljaffes (Nieder: und Dber-Rhein-Departement) 
einhaltend, weſtlich von Klingenthal in ziemlich gerader 
Richtung gegen Belfort, bis fie, weftlih der Savoureuft, 
das Schweizer Gebiet erreicht. 

Diefe Angaben, obwohl weder officiel noch officiös, 
dürften das Richtige ungefähr treffen. 

Es werden alfo, um einige der in diefen Wochen häufig 
genannten Orte ausfcheidend zu erwähnen, bei Frankreid 
bleiben: Longwy, Thiaucourt, Pont-a-Mouſſon und das 
leidenschaftlich franzöfifhe Nanzig, ferner Luneville, Baden: 
weiler, St. Die, Epinal, Remiremont, Plombières und 
Mömpelgard; dagegen werden an Deutjchland fallen: Sierd 
und Diedenhofen (Thionville), dann die mit dem ebelften 
deutfchen Blut befprengten Namen um Met: Mars la Tour, 
(leider Franzöfiih geblieben!)’) Gravelotte, Woippy, Gorze, 
Corny, Peltre, Courcelles; ferner Salzburg, Dieuze, Marial 
(natürlid Saarburg, Finftingen, Pfalzburg, Bitſch); von 
elfäßijhen Namen heben wir nod hervor: Wafjelnheim, 
Molsheim, Mutzig, Markirch, Schlettftadt, Nappoltsweiler, 
Colmar, Breifah, Münfter, Thann, Mülhaufen, Altkird. 

Es verlauter nun, daß man in ber Schweiz große 
Gewicht darauf lege, im Intereſſe Bafels und feines Handels 


°) So viele deutfche Helden ruhen dort! Nun fteht dort ein 
————— Monument und auf dem Friedhof ein chauviniſtiſches 
rabmal den Vorwerken von Mars gerade gegenüber. 
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nicht die franzöfiihe Nachbarſchaft völlig zu verlieren; man 
wünſcht die Abtretung des Gebiets, welches durch eine von 
Bajel über Zettingen und Altfirh, den Rhone-Rhein-Canal 
bis Belfort verlängerte Linie abgegliedert würde. Wiefern 
dieſe Wünſche erfüllt werden können, willen wir natürlich 
nit: daß aber die ftarfe Feſtung Belfort in deutſcher Hand 
bleibt — wenn wir fie nämlich erft haben — ift wohl zu 
erwarten. (Kam leider, leider anders!) Sehr verftändige 
Leute da drüben haben die Frage aufgeworfen: ob es denn 
wirklich unerläßlich jei, die Grenze unterhalb Gorze noch jo 
weit jüdlich zu ziehen: man will von den rabiaten Franzoſen 
jener Gegend fo wenige wie möglich herübernehmen; doch 
— man ſich natürlich gern bei Berufung auf ſtrategiſche 
ründe. 

Dagegen dürfte ſich empfehlen nach einer andern Rich— 
tung etwas mehr als bis jetzt beabſichtigt iſt zu nehmen: 
wenn man nämlich, anſtatt unterhalb Rümlingen und bei 
Ottange die deutſche Weſtgrenze beginnen zu laſſen, dieſelbe 
etwas weiter nordweſtlich ſchiebt, ſo trifft man die alte De— 
partementsgrenze zwiſchen Moſel und Maas; dieſe würde 
(bei Conflans würde ſie die nunmehr projectirte Linie treffen) 
ſich ſehr bequem als Markſcheide zwiſchen Frankreich und 
Deutſchland darbieten und einen großen Vortheil gewähren, 
nämlich die völlige Abſperrung Luxemburgs von Frankreichs 
Grenze. (Geſchehen als Aequivalent für — Belfort!) 

Es leidet nämlich keinen Zweifel, daß der Heimfall 
Luxemburgs an Deutſchland nur noch eine Frage der Zeit 
iſt.) Daß der jetzige Souverän dieſes in ſeiner von dem 
Jahre 1870 geſchaffenen Situation unmöglich gewordenen 
deutſchen Grenzgebiets gegen viele gute Worte und noch 
mehr gute Francs nicht zu einem billigen Abkommen ſollte 
zu bewegen ſein — ſolche Unbeugſamkeit möchten wir nicht 
vermuthen. Frankreich kann principiell den Gedanken käuf— 
lichen Erwerbs jenes Großherzogthums deshalb nicht wohl 
anftößig finden, weil vor ungefähr vier Jahren ein anderer 
Käufer fich gemeldet hatte — Frankreich ſelbſt. Den Kauf: 
preis wird 1870 wie 1867 Frankreich zu bezahlen haben, 
nur der Käufer ift an feiner Statt Deutjchland geworben. 


+) Mie fih die Dinge feither geitaltet haben, wird man Die 
Neutralifitung des Ländchens für genügend anfehen können — bis 
große Kataftrophen eintreten. bricheinlich wird alsdann die Neu— 
tralität des Grenzgebiet von Frankreich nicht refpectirt werden. 
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Was die Stimmung der Bevölkerung betrifft, jo ſcheint unter 
den Arbeitern, auf dem Lande und bei Fabrifanten gemifler 
Kategorien eine ftarfe Drehung nach der deutichen Seite ſchon 
begonnen zu haben. (Das war ein großer Irrthum!) 

Es leuchter ein, welchen Einfluß vor und während ber 
Zeit, da fich diejes naturnothwendige Wiederanwachſen eine! 
nur halb abgejchnittenen Gliedes vollziehen fol, die Ab: 
jperrung von Franfreib auf die Gemüther und die — 
Handelsbücher im Lande üben würde. 

Und dieſe bilden jenen Theil der Lectüre ihrer Eigen: 
thümer, welchem fie die meifte Zeit und das größte Intereſſe 
zuzuwenden pflegen. 

Die Neutralifirung des Großherzogthums reicht für bie 
Sicherung Deutſchlands nidt aus, jo wenig wie die von 
Meg und Diedenhofen (nebft Rayon). Man weiß in Deutib: 
land, daß Franfreihb vom Augenblid des Friedensſchluſſes 
an nad Rache lechzen wird, und daß, ſowie fih in Rußland 
zwei Augen jchließen, die Preußen günftige Haltung des 
Gzarenreiches, welde außer auf einer vorübergehenden 
Schwäche auf perjönlider Gefinnung beruht, in das Gegen: 
theil umſchlagen wird; der Kampf gegen die verbündeten 
Romanen und Slaven ift unvermeidlich: er wird Emit 
werden; in diefen Streit muß Deutjchland eintreten im Weiten 
von dem beften gebenkbaren Schilde gebedt; kindlich wäre 
es, die Reſpectirung des idealen Schußes der Neutralität, 
diefes Seidenfadens des Rechts, von den wüthendenGalliern zu 
erwarten: nur Stein und Eijen halten in ſolchem Kampfe vor. 

Um aber den Lockrufen der franzöſiſchen Stimmführer 
zu folgen und Franfreib durch Edelmuth „verföhnen“ zu 
wollen, d. 5. durch Verzicht auf Lothringen oder doch auf die 
wäljchen Zothringer bei Met, — dazu find die Deutſchen doch 
nicht mehr die rechten — Vögel. Frankreich wird nie verzeiben, 
daß es im Unrecht und im Machtheil zugleich gemelen. 


Näahme man feine Scholle vom Elſaß: — fie würden dod 
unabläffig laut nah Rache für Sedan fchreien. So möge 
das Geſchrei noch etwas lauter werden und — unge: 
fährlicer. 


I. Die Stimmung. 


Die Stimmung in Eljaß und Lothringen war befannt: 
lid entſchieden gegen die Wiedervereinigung und gereijt 
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gegen die Deutichen überhaupt: fie ift e8 zum großen Theil 
noch. Jedoch können wir mit voller Beftimmtheit — ohne 
Selbittäufhung und ohne Komplimente — verfihern, daß 
ne fich jchon vielfach jeit und vermöge der Organifation der 
deutihen Givilverwaltung gebefjert hat. Am meiften in den 
proteftantiichen Gemeinden: in den Fatholifchen wirft noch 
die mehr bösartige als dumme Verhegung nad, mit welcher 
man die Leute bearbeitet und um ihre Gemiffensfreiheit für 
den Fall des Gieges der „Preußen“ beforgt gemacht hat. 
Nah unſern Erfahrungen während vierwöchiger Fahrten in 
stanfreih halten wir die verwunderte Anfrage eines ge— 
fangenen Bretonen — in der Bretagne ift man noch viel 
„patriotijcher” als etwa im Elſaß — ob denn die „Preußen“ 
aub Chriſten jeien, nicht nothwendig für erfunden. 

Mit bejonderer Freude conftatiren wir alfo, daß die 
Berbefierung der Stimmung der unparteilihen und wohl— 
wollenden und im ganzen auch jehr einfichtsvollen deutſchen 
Eivilverwaltung zu verdanken ift, deren Vorzüge die Bes 
völferung laut anerkennt. 

Da wir im folgenden auch an einige Saiten rühren 
müſſen, welche minder mwohllautend tönen, führen wir gern, 
außer jenem allgemeinen Zeugniß der Bevölkerung, eine 
ganze Reihe von Maßregeln an, welche jehr wohlthätig ge= 
wirft haben. 

Sp die frühzeitige mit Energie und Umfiht ins Werk 
geiegte Wiedereröffnung des Poſt-, Telegraphen: und Eifen- 
bahnverfehrs: fofort nah Befriedigung der Anforderungen 
der Armeeleitung hat man für die Bebürfniffe des Civil: 
verfehrs in diefen Gebieten mit einem Eifer geforgt, der nad 
allen Seiten gute Früchte getragen. (Was Feldtelegraphiften 
und Eifenbahnperjonal für die Kriegführung geleitet, ver- 
dient höchſtes Lob.) 

Ferner hat die Wiedereinführung des Gendarmerie- 
dienftes den bejegten Ländern die öffentliche Sicherheit und 
. Ihmerzlich vermißtes Gefühl des Vertrauens wieder ge— 
geben. 

Sehr günftig hat gewirkt die amtlich angeordnete Er: 
hebung der Kriegsleiftungen und Kriegslaften aller Art, 
welde den hart mitgenommenen 2euten die bereits erlojchene 
Hoffnung auf Erjag wieder tröftlih angefaht; als ein 
Jeihen wohlwollender Fürjorge der Regierung hat man 
dankbar aufgenommen die theilmeife von der Civilverwaltung 
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ausgehenden Sammlungen für die friegsbedrängten Familien 
der neuen Provinz; befonders hat es rührenden Eindruds 
auf Straßburg nicht verfehlt, daß, während faum der legte 
Schuß von den Wällen verhallt war, die deutichen Städte 
bereit3 für die Beſchädigten fammelten: man bot ver 
Schmwefterftadt fogleih warm die Rechte und hielt im der 
Linken ſchon die Hilfe bereit für ihre Wunden. 

Auf dem flachen Land aber kehrten, fofort entlaffen 
und dankbar für dieſe Erlöfung, die lange — mitunter 
wochenlang — gequälten Fuhrwerke und deren Befiger in 
die verlaffenen Gehöfte zurüd: ftand doch bei Wendenbeim 
allein ein ganzer Park von 1500 folder Wagen. Diet 
Geipannfrohnden find leicht die härtefte Plage des im Kriege 
hart geplagten Bauers, der wirklib im Lager nur „fo zu 
jagen“ aud als Menſch gilt. 

Auch die rafhen Sicherungsmaßregeln wider die Rinder: 
franfheit haben den Leuten fehr eingeleuchtet, befonders 
natürlid die Zuſicherung baldigen Erjages für die von 
Amtswegen getödteten Thiere: doch hat man ftrengere Ab: 
Ihließung durch militäriihen Cordon gewünſcht. Das Tage 
lange Umtreiben der unbejcäftigten Kinder vermehrte die» 
Berwirrung und den Eindrud, daß alles aus ben Fugen 
gehe, von den Einflüffen auf die jungen Selen felbft zu 
ſchweigen; fehr erjprießlich war e3 daher, daß man zu An: 
fang (2) October den Schulunterricht wieder eröffnete, nad: 
dem man die bis dahin zu Spitälern benugten Schulgebäude 
geräumt und in Stand gejegt hatte. Langjam leitet man 
aud, zu früheft in Straßburg, die Selbftverföftigung der 
Truppen ein; die Leute athmeten hoch auf, denn fie batten 
in der That nichts mehr zu bieten. 

In einzelnen Städten dauern die Nequifitionen freilic 
leider noch fort: man wird fie wol nicht vermeiden Fönnen. 
Aber die — gelinde gefagt — Tactlofigfeit hätte man wol 
vermeiden mögen bei einer feftlichen Gelegenheit die Gemeinde: 
beamten einer hervorragenden Stadt feierlich zu einem Diner 
einzuladen, und am Tage darauf ihnen für die Gemeinde 
die — Rechnung des Diners vorzulegen. 

Was im befondern Straßburg betrifft, jo ift außer dem 
durch die Belagerung angerichteten Schaden, diefem „damnum 
quod emersit,“ das „lucrum cessans“ zu berüdfichtigen, 
welches durch die unvermeiblide Auswanderung reicher 
franzöfiiher Familien ſich ergeben wird. 
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Da hoffen nun die Straßburger auf ein großes „luerum 
quod emergat“: — auf die Entfeftigung ihrer Stadt. 

Es ift fiber, daß diefe Maßregel einen ganz außer: 
ordentlichen Aufihwung der Stadt, weit über das dermalige 
Niveau, zur Folge haben wiirde: Handel, Induſtrie, Gemwerf, 
der Luxus des Conſums, die Anziehung für Beſucher aus 
Deutichland, ja auch das Leben von Kunft und Willenichaft, 
würden in hohem Maße dadurh gewinnen, Straßburg 
würde für den Oberrhein ein deutfches Leben entfalten mie 
etwa Bonn und Frankfurt zufammen für Mittelrhein und 
Main, und, wenn irgend mit den ftrategijchen Bedürfniſſen 
vereinbar, jollte der Schritt nicht ungeſchritten bleiben. 

Ebenjo ficher aber ift, daß das Nothwendige dem 
Wünſchenswerthen vorgeht: gutem VBernehmen nad) ift die Frage 
noch nicht entjchieden. Sehr gewünjcht wird von den Straß: 
burgern die Einräumung einer unmittelbaren Stellung mit er: 
meiterter Selbftverwaltung, nad dem Mufter von Frankfurt am 
Main. Die Verſöhnung der grollenden Freiftadt, um welche 
Breußen auch geworben hatte: „as the lion woes his bride,“ 
wurde durh Gewährung der Selbftverwaltnng mächtig ges 
fördert; vielleicht würde das gleiche auch bei der im Sturm 
gefreiten elſäſſiſchen Hauptftadt der Fall jein. Freilich läge 
darin ein Zeichen von Bertrauen, welches durch die Haltung 
der Einwohnerichaft erft verdient werden muß. 

Endlih wäre es Flug, den Elfäfjfern, zumal den dabei 
beſonders intereffirten Straßburgern, ſchon jet und von 
Amtswegen die Erfüllung einer Erwartung auszufprecen, 
welche im Laufe der Zeit doch jedenfalls eintreten muß, 
deren beftimmte Zufage aber im gegenwärtigen Augenblid 
beſonders gut aufgenommen werden würde: nämlich die Aus: 
rührung der von der franzöfiihen Regierung projectirten 
Vicinal-Eifenbahnen. Welche Bedeutung dieſe für Induſtrie 
und Handel der Provinz haben, liegt klar vor Augen. Die 
betheiligten Kreife fürchten nun Bereitelung oder doch un: 
abjehbare Verzögerung jener Projecte dur den Krieg und 
die Wiedervereinigung. Amtliche Zufage und zugleich Feſt— 
Rellung der Reihenfolge und der Friften der herzuftellenden 
Bahnen würden jehr günftig wirken. 


IM. Zur Drganifation der Verwaltung. 


Die ganze deutihe Provinz Eljaß= Lothringen bedarf 
aus naheliegenden Gründen der Einheit in der Organifation. 
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Diefe wird nicht aufgehoben, jondern hergeftellt werden in 
der gleichmäßigen Berfaffung und Gonftituirung von drei 
Bezirken: „Ober-Elſaß“, „Unter-Elſaß“ und „Lothringen.“ 

Es ift fein Grund abzufehen für die Vorliebe, welde 
wenigftend im bdermaligen Stadium maßgebenden Orts zu 
walten jcheint, für die Benennungen „Ober-Rhein“ und 
„Rieder: Rhein” im Anſchluß an die franzöfiihen Departe: 
ment3-Bezeihnungen „Haut-Rhin, Bas-Rhin“. Meben der 
preußijchen, hejfiihen, baieriſchen Rheinprovinz haben jene 
Namen geographijch weder Recht noch Sinn. 

Ferner jollte man dermalen die Bezeihnungen deutices 
Poſtamt, deutſche Telegraphenftation, deutſches Zollamt, ftat: 
„königliches“ oder „königl. preußijches“, officiell gebraucen, 
da die Occupation und die Verwaltung zur Zeit noch ge: 
meindeutjch, nicht preußiih und nicht „königlich“ allein find. 
Unjere Schlußbetradhtung wird zeigen, daß bier feinerlei 
PBarticularismus, fondern nur die Freude am Correcten zu 
Grunde liegt. 

In der Auswahl der aus Deutfchland in die Eivilver: 
waltung abgeordneten Beamten fann man nicht vorfictig 
genug jein, und zwar handelt es ſich nicht nur um guten 
Willen, Intelligenz und Pflichttreue, melde ja in hohem 
Maße von der Bevölkerung an den bisherigen Delegirten 
anerfannt werden: auch die Form des Auftretens, der Ton 
des Verkehrs mit den Leuten ift bei einer erft zu gewinnen: 
den, theils verſchüchterten, theils mißtrauenden, theils ver: 
biffenen Einmwohnerfhaft von großer Bebeutung. Die 
franzöfifhen Beamten nun haben den Ruhm mit dem 
Rublicum in einem jehr artigen, theilnehmenden und durd: 
aus nicht „ſtrammen“ Begegnen zu verkehren, während ber: 
malen nicht alle unjere PBroconjuln die goldenen Früchte 
ihrer Weisheit in filbernen Schalen darbieten jollen. Keines: 
wegs Soll hiemit etwa überwiegende Berufung von ſüd— 
deutihen und Fernhaltung von preußiihen Beamten ge 
wünſcht fein; die rheinpreußifhen Beamten find fehr beliebt, 
und unverkennbar wirkt das ftammverwandte alemannild: 
rheiniſche Weſen auf den Elfähler günftig, während er id 
durh den „ftrammen“ — das Wort ift unentbehrlid — 
zugefnöpften und befehleriſchen Ton des altpreußifchen Be: 
amten fortwährend jehr mit Unredbt an feine Lage als 
Befiegter erinnert fühlt. Man weiß e8 eben nicht im Elijah. 
daß der Beamte in Dftpreußen und der Marf mit den 
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Männern der Landwehr nicht anders umfpringt: ebenjo 
ſcharf, raſch, knapp und wortkarg, ohne daß die Helden von 
Woippy ſich dadurch verlegt fühlen: denn fie find es ge— 
wöhnt und find in ihren Geſchäften von ähnlichem Auftreten. 
Auch die Elſäſſer werden fih daran gewöhnen, aber es eilt 
nicht jo mit diefer Zucht zu beginnen. 

Zu wünſchen wäre ferner, a) daß man von einer Maßregel 
feinen Gebrauch mehr machte, die bie und da ziemliches 
Mißfallen nicht nur bei den Betroffenen felbft erregt hat, 
nämlich von der Ausweiſung politifch verbächtiger Einwohner; 
wenigftens geborne Elſäſſer jollte man jetzt, nachdem bie 
Gefahr des Einverftändnifjes mit dem Feinde durch die 
Verlegung des Kriegsihauplages ferner gerüdt ift, nicht 
mehr ausweiſen; b) daß man auch die Requifitionen, wo es 
irgend angeht, ganz unterlaffen jollte, haben wir fhon an— 
gedeutet. 

Sehr fäuberlich wollen wir e) an eine fehr unfäuberliche 
Sade rühren. Es gibt Dinge deren Schein eine Vertrauen 
verdienende Verwaltung jo eifrig wie ihre Wirklichkeit 
meiden muß; dahin gehört 3. B. die Einrichtung einer 
geheimen Polizei. Im Elfaß, zumal in Straßburg, ift der 
Glaube an die Eriftenz eines ſolchen Inſtituts allgemein 
verbreitet, wie wir gern annehmen wollen, mit Unredt. 

Aber man ftößt fih daran, dab die Briefe 3. B. jo 
viel fpäter ausgetragen als von der Poſt empfangen werben, 
und dab gerade recommandirte Briefe diefe fürforgliche 
Quarantäne am längften auszuhalten haben. Vermeide 
man, wie die Sade, den Schein. Eine Borlefung darüber 
wie das fragliche Inſtitut gerade unter den obmwaltenden 
Berhältniffen, und im Vergleich mit den Enthülungen über 
die faiferliche Geheimpolizei, befonders übel angebracht wäre, 
wird überflüffig fein.*) 

Als Princip der gefammten Regierungsorganifation 
aber empfiehlt fi eine muthige Decentralifation im großen 
freifinnigen Styl: Berlegung des Schwerpunfts der Per: 
waltung aus der Präfectur in die Bezirfe (Kreife). 

Was die überfpannte Eentralifation aus Frankreich ge: 
macht hat, — wir haben es mit Staunen gejehen in diejen drei 
Monden (November 1870). Nun einmal practifch gezeigt mas 





’) Die unter a, b, c erörterten Dinge find fchon im Jahre 1871 
verſchwunden. 


delit Dahn. Baufteine. V. 1. 16 
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bie Decentralijation, das Selfgovernment, die Gemeinbdefreibeit, 
fur; was germanifches Statsweſen im Gegenfage zu roma: 
niſchem in dieſen durch den Nomanismus auch ſchon ſeit 
Jahrhunderten ſchwer geſchädigten deutſchen Landſchaften zu 
ſchaffen und wieder zu wecken vermöge. 

Wir wollen doch ja nicht den zu Paris aufgepflanzten 
„Freiheitsbaum” in den Wünſchen der Elfäfler durch de 
grünen Tiſch zu verdrängen ſuchen, fondern durch das 
Waldgrün wirklich freien Gemeinde-, und Provinzlebene. 
Wir jehen jhon an diefer Stufe unjerer Vorſchläge mir 
büben und drüben des Mains und des Rheins mander 
Vorſchlag ſich befreuzt und befegnet; gleihwol wird es im 
folgenden noch jchlimmer. 

An Stelle der unfreien franzöfifchen Gemeindeverfaflung 
ift eine neue, auf dem Princip der Freiheit und Selbftver: 
waltung ber Gemeinden ruhende zu feßen, etwa nad dem 
Muſter der badifchen. Die Zuftändigfeit de3 Gemeinderatbs, 
welcher bisher nur zweimal im Jahre zufammentrat um 
Rechnungen abzuhören, ift dem entjprechend gehörig zu er: 
weitern; von der gemeinfchäblichen Guratelgenehmigung darf 
nur die Erinnerung übrig bleiben an die „üble franzöfti: 
Zeit.” Dagegen ift in einer andern Richtung den Gemeinden 
ein beilfamer Zwang aufzulegen: bisher beftanden nämlid 
für die Armen-Unterftügung nur facultative, nicht obligato: 
riſche ‚bureaux de bienfaisance‘; an deren Stelle muß eine 
zwangsweife Organijation der Armenpflege in allen Gemein: 
den treten; jet fann man die Erwerbsunfähigen nicht mebr 
nach franzöfiihem Mufter zwiſchen das Hungertuch und bie 
deutfche Grenze ftellen, und gerade die fo fehr ungleihmäßig 
eingetretene Verarmung durch den Krieg erheiſcht möglicft 
gleihmäßige Vertheilung der Laft der Hilfe wie fie die Ge: 
meindehilfe nah dem Maße der Gemeinde-Umlagen (und 
dieſe nach der Gejammtiteuerbemefjung) gewährt. 

Da die Wahlperioden ſchon abgelaufen, find ganz freie 
Gemeindewahlen unverzüglid ins Werk zu ſetzen, um 
zwar mit Reinhaltung von den corrumpirenden (und cor: 
rumpirten) officielen Gandidaturen der franzöſiſchen Praris. 
Hat man fo ein gejundes reges Gemeindeleben ala Grund: 
lage der Decentralijation geſchaffen, jo empfiehlt fich ent: 
ſprechende Verkleinerung der Unterpräfecturen, welche, feitber 
jehr ungleihmäßig gegliedert, bald 80,000, bald aber 
300,000 Selen umfaßten. Bene lngleihmäßigfeit und 
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diefe Größe müſſen verfchwinden: ftatt der bisherigen 12 
wären etwa 36 bi3 40 (analog den Landrathsämtern) Unter: 
präfecturen, aber nicht mit diefem unfchönen, imperatorijchen 
Namen des „Bas:Empire,” ſondern etwa als „Kreisämter”, 
der Provincialregierung in Straßburg unterzuordnen. 

Dadurh wäre ein höchſt jegensreiher Schritt ermöglicht: 
nämlich die gänzliche Aufhebung der Präfecturen. 

Selbftverftändlih wird dieje Forderung lebhaft getadelt 
werden in allen jenen Kreifen welche, mehr oder weniger 
bewußt, das „NRegieren” (als die Thätigfeit einer großen 
Zahl glänzend repräfentirenber und ftrenge zügelnder Bureaur) 
als Selbftzwed betradten. Man kann fi aber 3. B. den 
baierifhen Stat recht wohl ohne die Kreispräfidien als 
fortbeftehend vorftellen und doch im übrigen ein leidlich ver: 
nünftiger Menjch jein. 

Die Befeitigung der Präfecturen ift aber freilid nur 
dann möglih, wenn man aufrichtig den Schwerpunft der 
Verwaltung in die in AZuftändigfeit bedeutend erweiterten 
Kreisämter verlegen und ohne Bevormundung freies Leben 
der Gemeinden in den Kreisämtern auffommen laffen will. 

Bei ehrlih gewollter Decentralifation und Selbftregie- 
tung muß für die bisherigen zwei (und ein halbes) Departe= 
ments mit einer Bevölkerung von noch nicht zwei Millionen 
eine einzige Provincialregierung, in Straßburg, ohne Mittel: 
inftanz genügen; ganz wie in Baden. 

Wir erwarten zwei Einwendungen gegen die Durch— 
führbarfeit diefer Zufammenfaffung: einmal die Eriftenz der 
Departementalfond®, der Armen:, Kranfen=, SHeilanftal: 
ten u. dgl., melde, zum Theil auf Stiftungen berubend, 
unantaftbar und nicht zu übertragen oder zu confundiren 
fein. Um aber alle Rechte und Intereſſen dieſer Fonds 
und Anftalten hinreichend zu wahren, dafür genügt es bei 
dem unten zu erörternden Provinciallandtag Ausſchüſſe, aus 
Selbftwahl hervorgegangen und je nah der Mitgliedſchaft 
und Zugehörigkeit der frühern Departemente ausgejchieden, 
aufzuftellen. 

Die zweite Schwierigkeit wird in den bisherigen De: 
partementalftraßen gefunden werben: dieſe fünnen aber ein: 
fach al3 gemeinfames Provincialgut und ihre Erhaltung als 
Brovinciallaft übernommen werden. (Auch bei der Grenz— 
regulirung taucht das Bedenken bezüglich der Departemental- 
fonds und Anftalten auf, und ift dur Verzicht auf die 
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Theilnahme an den bisher benügten gegen Einräumung der 
Benügung der benachbarten, nunmehr pflichtigen, zu heben.) 

Mit der Befeitigung der Präfecturen müßten auch die 
bisherigen „Conseils de prefecture“ verfhmwinden; an ihrer 
Stelle wäre ein einziger Verwaltungsgerichishof für die 
ganze Provinz Elſaß-Lothringen in Straßburg zu errichten, 
welcher eine doppelte Function haben würde: einmal als 
zweite und legte Inſtanz über den Kreisämtern und dann 
als Erſatz für die Entfcheidungen des Statsraths in Bari. 
Diefer Verwaltungsgerichtshof müßte aber nicht etwa unter, 
fondern neben ber Provincialvegierung in Straßburg ftehen 
und jeine Unabhängigkeit von jener durch Grundſätze ge: 
fhüßt fein, wie fie 3. B. der öſterreichiſche Entwurf enthält. 

Was die Finanzhoheit anlangt, ſei hier nur bemerkt, 
daß die Bevölferungen durh Einführung des preußifchen 
Syſtems in der Grundfteuer und den mittelbaren Steuern 
nicht verlieren, fondern eine gleihmäßigere Vertheilung der 
Steuerlaft und bei Erjegung der franzöfiihen „Contribution 
de patentes“ durch die preußifche Gewerbefteuer geradezu 
eine Erleichterung gewinnen. 

Der Reihthum der Provinz an Salz, Eifen und Bein 
ift befannt. Auf die Einrichtung des Zollweſens gegenüber 
Frankreich — nad Modiftcation des deutſch-franzöſiſchen 
Handelsvertragg — fol hier nicht eingegangen, und nur 
angedeutet werden daß, ſoweit ſtrategiſche Bedenken nicht 
entgegenftehen, im Intereſſe des Zollſchutzes die Grenzlinie 
auf einigen Streden der Vogeſen ein paar Stunden öftlid 
von dem ſcharfen Waldkamm zurüdzunchmen fein könnte, 
um dem Schmuggel wirkfamer zu begegnen. Eine wald: 
und weg: und waffenfundige Schwärzer-Bevölferung in den 
Bergſchluchten jenes „debatable ground“ fönnen wir in dem 
nächſten Kriege mit Frankreich ſchlechterdings nicht brauden. 


IV. Zur Organijation der Juſtiz. 


Selbftverftändlih ift die Zutheilung der Provinz ar 
Preußen oder an die Gentralgewalt (oder gar an mehrere 
Staten neben Preußen) präjudiciell für fo manche Frage ber 
Drganijation im Gebiete der Verwaltung und Yuftiz. Bon 
der britten angeführten Möglichkeit, die hoffentlich feine 
Wirklichkeit wird, ſehen wir ab: in den erften beiden Fällen 
würde an die Stelle de3 Pariſer Caſſationshofs treten ent: 
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weder ein befonderer „rheinifher Senat” am Dbertribunal 
zu Berlin, oder e3 liche fihb das Handelsobergericht zu 
Leipzig als Bundesobergeriht für die Provinz in allen 
Fällen als höchfte (oder ala Gafjationsinftanz) conftituiren. 
(Jegt das Neichögericht zu Leipzig.) Dringend empfiehlt 
N die Einführung des norddeutſchen Strafrechts an einem 
möglichft nahen Termin: 3. B. 1. Januar 1871; dann 
des norddeutichen Procefjes und der Gerichtsordnung (mit 
erweiterter Zuftändigfeit der Friedensgerichte) etwa vom 
1. Juli 1871; das allgemeine deutſche Handelsgeſetzbuch, 
die allgemeine deutſche Wechſelordnung und das nord: 
deutihe Geſetz vom 11. Juni 1870 über Urheberrecht 
müſſen jpäteftens mit dem gleichen Termin eingeführt werden 
(it befanntlich Alles bald geſchehen.) 


V. Militäriſches. 


Aus Gründen, welche Erörterung weder brauchen noch 
ertragen, ſcheint es ſehr dringend rathſam, der Provinz bis 
etwa 1872 Wehrfreiheit zu gewähren, d. h. Entbindung von 
jeder perſönlichen Wehrpflicht für Deutſchland; man denke 
an die Tauſende, welche auch aus dieſer unſerer Provinz 
der franzöſiſche Frevel in dieſem Krieg mit Tod, Verwundung, 
Krankheit, Gefangenſchaft, Verarmung heimgeſucht hat; von 
der Steuerpflicht, ſoweit ſie das Militärbudget deckt, wird 
man ſie nicht befreien können. Wenn dann vom 1. Januar 
1872 an die gemeindeutſche Wehrverfaſſung eingeführt wird, 
verſteht ſich zwar die fortlaufende Durchzählung der Re— 
gimentsnummern, z. B. 120. Infanterieregiment, von ſelbſt, 
aber die Beifügung der Provincialität wird nicht fehlen 
dürfen, alſo z. B. niederelſäſſiſches. Dabei wird man die nach 
bisherigem franzöſiſchem Statsrecht erworbene Militärfreiheit 
als ein jus quaesitum auch dann (ſelbſtverſtändlich nur für 
die 1870 und 1871 bereits frei geweſenen) reſpectiren müſſen, 
wenn dieſelbe nach der norddeutſchen Wehrverfaſſung dem 
Betreffenden auch nicht zukäme: insbeſondere fürchtet man 
im Sande die Beiziehung der Verheiratheten, welche nad 
bisherigem franzöſiſchem Recht militärfrei waren. 

Diefe Eremtion nit nur vom Dienft in der Linie, 
jondern auch in Landwehr und Reſerve, wird man wol thun, 
bald augzufpredden: jene Scheu ift ein ftarfes Motiv zur Aus— 
wanderung. Daß unfere Feldherren die Truppen aus dieſer 
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Provinz in einem noch in diefer Generation ausbrechenden 
Krieg gegen Franfreih wider ihre bisherigen Landsleute 
werden fechten laſſen, ift um jo weniger zu beforgen, als es 
Deutihland in diefem bevorftehenden Kampfe ganz gewiß an 
Feinden andern Orts nicht fehlen wird. 


VI. Eultus und Unterridt. 


Mit gutem Grund (wenn auch mit wenig Ausficht auf 
Annahme!) hat man neulich Frankreich als eine der Friedens: 
bedingungen auch die Einführung guter Schulen und Hebung 
der Volksbildung auferlegt willen wollen. Denn unläugbar 
bat neben manden unaustreiblihen Zügen des National: 
charakters unferer vielfach glänzenden und liebenswürdigen 
Nachbarn, welche ſchon Cäſar kennen gelernt hat, die vernach— 
läffigte VBolfsbildung den Napoleonismus und diefen Krieg und 
mande in bemjelben entfaltete gar nicht glänzende und gar 
nicht liebenswürbige Eigenſchaft zu Tage gefördert. 

Wir wollen unfere wiedergewonnenen Brüder nicht mit 
groben Bemerkungen empfangen, aber auch nicht mit Zügen, 
und es ift leider wahr, daß auch in Elfaß-Lothringen bie 
vielen Hundert Jahre der Vermiſchung und des nächſten 
Verkehrs aller Art mit den Franzofen, dann franzöfiiches 
Regime und Schulweſen nicht ohne Einfluß bleiben konnten. 

Bor allem ift „ein Stüd moderner Tyrannei“ den 
Leuten da drüben nicht zu erfparen: nämlich der höchſt wohl: 
thätige Schulzwang. Die „häusliche Freiheit” und bie 
„Familien-Autorität“ darf nicht als Freiheit, nichts zu lernen 
und als Autorität des Cure oder der Schulfchwefter auftreten. 

Böllige Befreiung der Schule von der Kirche müfjen 
wir — ich hätte bald gejagt, ihnen bringen: um das zu 
fönnen, müßten wir freilich vorher vermuthlich noch jeht 
lange vor der eigenen preußifchen und baierifhen Schulthäüre 
fegen — in einer Landſchaft wahrlich dringend fordern, in 
welcher bisher in allen Gemeinden über 500 Selen bit 
Schulſchweſtern obligatorifh waren! Diefe Schulfchweftern 
müffen ausgetilgt werden, nicht aus der Erde, aber aus ber 
deutſchen Volksſchule im Elſaß. Die Berufung tüchtiger 
deutſcher Schullehrer in großer Zahl fcheint geboten: denn 
jenen franzöfifchen Collegen melde, etwa im Einvernehmen 
mit dem Herrn Eure, die Schulkinder gegen die deutſchen 
Verwundeten begeifterten, ift doch eine heilfame Concurren; 
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zu wünſchen. Schullehrer, Schulfehwefter, Cure und Schul: 
infpector waren die Hauptagitatoren gegen Deutſchland vor 
und in dem Krieg. Nothwendig müſſen aber auch bie 
franzöſiſchen Bezirksfchulinspectoren entfernt und durch deutfche 
erjegt werden: denn jene Herren würden bie Gontrole in 
dem dem deutichen Schulzwed entgegenftrebenden Sinn üben. 

Desgleihen ift die franzöfiihe Sprache in der Volks— 
Thule nicht etwa bloß aus ihrer Herrſchaft und obligatorischen 
Stellung zu vertreiben, fondern e8 muß verboten werben, 
daß in der Volksſchule die franzöfifhe Sprache gelehrt oder 
geſprochen werde; dagegen ift fie in den Mittel: und den 
Fortbildungsichulen zu lehren. 

Die franzöfifhen Colleges und Lyceen find, unter Bei- 
behaltung mander Vorzüge, nach dem Mufter der deutſchen 
Gymnafien umzugeftalten. 

Mit Freude begrüßen wir die berühmte Hochſchule zu 
Straßburg bei ihrem Eintritt in den Chor der deutſchen 
Schweitern. Welch' herrliche deutſche Mufenftadt wird das! 
Man ſpricht davon, daß zum Gurator der Univerfität ein 
Hiftorifer berühmten Namens an der rheinifhen Hochſchule 
beftimmt jei. Bisher trugen nur die Profefforen der pro: 
teftantiichen theologifhen Facultät in deutjcher Sprade vor. 
Das muß natürlich total anders werden. Wie viele der 
gegenwärtigen Profefjoren geneigt fein würden, in beutjcher 
Sprache zu lehren, vermögen wir dermalen noch nicht an— 
zugeben: ebenjomenig ob man neben den deutjchen Vor: 
lefungen (wie etwa in Innsbruck italienifche) Franzöfiiche zu: 
laffen oder vielleiht jogar bejondere Lehrftühle für dieſen 
Zwed beftehen laffen wird. Die Reorganijation wird aud 
bier eine vollftändige ſein müſſen. 


VI. Schlußbetrachtung. 


Gegen den Willen der Bevölkerung reißen wir bie 
Provinz von Franfreih los, weil wir glauben, daß dies 
Deutfhlands Recht, Ehre und Sicherung erheifcht, und daß 
auch die Wiedergemwonnenen — oder ihre Kinder oder doc 
Enkel — wieder deutſch empfinden und den Taufch fegnen 
werden. 

Mehr Zwang aber als unerläßlich joll man im 19. Jahr: 
hundert einer Bevölkerung bezüglich ihrer Statözugehörigfeit 
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wahrlih nicht anthun, am wenigften deutfhen Brüdern, Die 
man befreien, nicht unterjochen will. 

In der weitern Geftaltung ihres politifhen Schidjals 
wird man dem Willen der Elſäſſer und Lothringer fo weit 
Rechnung tragen müfjen als nicht zwingende Gründe ent: 
gegen ftehen. Unter den Möglichkeiten: 1) preußiich, 2) reichs- 
unmittelbar, 3) Vertheilung an Preußen und andere Staten, 
4) nur an andere Staten, 5) Errichtung eines neuen Klein: 
ſtats — bat der gejunde politiide Sinn der Bevölkerung 
längſt mit Entjchiedenheit gewählt: die Leute jagen — man 
fann e3 hören fo oft man will: „Wenn nicht mehr fran= 
zöftih, dann preußiſch.“ Anders ſprechen nur jene Unver: 
befjerlihen, welche die „Revindication“ herbeifehnen — Diele 
wünjchen die Vertheilung an Baiern und Baden. Die 
drei legten Möglichkeiten find wohl — Unmöglickeiten. 

Die drei Landichaften auseinander reißen oder fie zu 
einem jener kleinen Statengebilde aufpugen, welche nicht 
recht fterben, aber noch viel weniger recht leben fönnen: — 
das hat für Deutjchland weder Sinn noch Segen, und ein 
ſolches Gejhid wird der Provinz nie als ein Gewinn er: 
icheinen können gegenüber dem bisher genofjenen Antheil an 
dem Glanz und der Größe Frankreich. Bleibt aljo noch Die 
Wahl: preußifch oder „reichs“ (?) unmittelbar. Präjudiciell 
ift hier die Entſcheidung der ganzen deutſchen Verfaſſungs— 
frage, in der wir wohl das Richtige treffen, wenn mir 
möglichft viel hoffen und möglichſt wenig — erwarten. 

Se ftärker bei diefem Werke die Gentralgewalt geräth, 
defto eher könnte man die Provinz derſelben überlaffen. 

Denn klar ift es: wer Meg und Diedenhofen und 
200,000 Franzojen gegen Franfreih hüten fol, muß die 
ftärkfte, vajchefte Macht in Deutjchland in der feft geſchloſſenen 
Fauft halten. 

Wird das die deutjche Gentralgewalt werden? Wenn 
* dann ſoll ſie Schild und Schwert über Elſaß-Lothringen 

alten. 

Aber leider, wir glauben das nicht! Die „Reichsun— 
mittelbarfeit” — wir wiſſen ja noch gar nicht, ob es ein 
„deutiches Reich“ geben fol!) — oder „Bundes:Unmittelbar: 





) (Gerade in Preußen wollen viele Leute von „Kaifer und Reich“ 
nicht3 wiſſen: fte wollen ihren König für fich allein behalten. Und 
mas fie an Gultur (im Allerweiteiten Sinne) dem Weiche d. h. Dem 
Zufammenbang mit Mittel- und Süddeutichland ſeit ſechs Jahr— 
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keit“ fieht einem provijorifhen Ausfunftsmittel der Rathlofigfeit 
allzu ähnlid. Mit Proviforien der Verlegenheit fefjelt man 
nicht Neugewonnenes durch das Gefühl der Stäte. 

Man legt überall das bedrohlichfte Gut in den ſtärkſten 
Verſchluß. 

Widerlich klingt uns Süddeutſchen das Wort: man 
müſſe uns für unſere Leiſtungen im Jahr 1870 „belohnen.“ 

Die Handlung der Pflichterfüllung darf nicht und 
die Geſinnung, aus der ſie geſchah, kann gar nicht be— 
lohnt werden. Wir haben unſere Pflicht gethan: — das ver— 
dient keine Belohnung und wie wir ſie gethan haben, das 
entzieht ſich aller Belohnung. 

Auch ſcheint ein Gebietszuwachs für Baiern oder Baden 
(Württemberg müßte wieder anderwärts „belohnt“ werden) 
verbunden mit jenen höchft fchwierigen Verwaltungs: und 
Militär-Aufgaben eher eine Belaftung als eine Belohnung. 

Wohl willen wir, daß jpeciell für Baiern die Abtretung 
der Santone Weißenburg und Lauterburg (21,000 Selen) 
in Erwägung gezogen worden (der urjprünglice Vorſchlag 
der republicaniihen Regierung bot bereits dieſes Gebiet ’)), 
während noch „fein Fußbreit Landes“ als Schlagwort ihres 
rür die Barijer beftimmten Programms tönte, und nicht uns 
befannt ift es uns, daß eine Grenzberidtigung hier ſchon 
wegen der Gemeindemarfung an der Lauter, wegen Schwierig: 
keiten der Berwaltung und aus wirthidaftlihen Gründen 
erwünjcht erſcheint: ob aber nicht Verzicht auf jede Gebiets: 
erwerbung als lohnende Folge diefes Kriegs noch mehr im 
tiefer verftandenen baierifchen Intereſſe Liegt, ift wohl zu er: 
wägen. Indeſſen eine Fleine Veränderung wäre doch wohl 
Indicirt, aber nicht in der Pfalz, ſondern in Unterfranfen. 
dier liegen die legten beiden Enclaven im baierifchen Ge- 
biet, Dftheim, großherzoglich weimarifcher, und Königsberg, 
hetzoglich coburgifher Souveränetät, jede zu ungefähr 


hunderten verdanken, das — wiſſen fie leider nicht! denn deutſche 
Seihichte wird in Preußen vom „preußifhen Standpunct” aus 
gelehrt fehr, fehr lang. Hoffentlich wird's nun beffer, wenn on en 

Ausſchlag gebende Stat im neuen Neiche wird. „Der gefährlichite 
Bartitularismus ift der — preußiſche.“ Fürſt Bismard. Zufag von 1884.) 

) Nämlich von der bisherigen Grenzlinie der Lauter, und dem 
Rein weitlich jenes Stück, welches Lauterbach, Schleithal, Weißen- 
ih: Yimbah und Dambah umfaßt, und zwiſchen dieſem Drt und 
Bitih nach Norden in rechtem Winkel abgrenzt; das nächite Angebot 
enitrefte Diefe Abtretung bis Hagenau. 
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3000 Selen. Dieje Infeln der Gebietshoheit könnten füglic 
durh Abtretung an Baiern beieitigt werden, ciwa gegen 
Ueberlaffung einer der zahlreichen preußiſchen Enclaven in 
Thüringen an die beiden norddeutſchen Bundesftaten. Die 
dur jene Enclaven herbeigeführten Mipftände find groß, 
namentlich in der Marf Dftheim, wo wieder ungefähr hundert 
Grundftüde mit ſechs Häufern (die ehemaligen freiherrlid 
v. Stein'ſchen) mit mancherlei Rechten ausgeftattet, zu Baiern 
gehören; fogar der Wegbau bietet Schwierigkeiten dortjelbft, 
die man vergeblich durch Arrondirungen zu heben verjuchte. 

Bermehrt nun Eljaß:Lothringen, wie e8 nicht wohl 
anders angeht, abermals das ohnehin beftehende Uebergewicht 
Preußen? um zwei Millionen, fo ericheint, umgekehrt, aud 
dies präjudiciell für die Geftaltung der deutichen Verfaſſung. 

Wir wollen von dem deutſchen Verfaſſungswerk an 
diefer Stelle um jo viel weniger jagen, je mehr wir Grund 
zu haben glauben, die hochgeipannten Erwartungen berab- 
zuftimmen. 

Mit Unrebt Hat Herr Heinrih v. Sybel, ein alter 
Feind des „Kaiferthums deutfcher Nation”, die überall im 
Volkeswunſch auftaudbenden Namen: „Kaifer und Reich“ ala 
Bezeichnung für den neuen Bundesftat und deſſen Präſidenten 
befämpft. Deßhalb, weil das heilige römische Kaiſerreich 
deutfcher Nation der Zujammenfaffung deutſcher Kraft im 
deutijchen KönigthHum vom 10. bis in’3 14. Jahrhundert ge: 
Ihadet hat, ift nicht zu beforgen, daß heutzutag um jenes 
Namens willen die nüchternen Hohenzollern in Staufiſche 
Ertravaganzen verfallen jollten: fie werden ganz gemiß nict 
Italien um der eilernen Krone willen beherrſchen, Byzanz 
und Serufalem bejegen, fich als weltliche Befchirmer der 
ganzen Ehriftenheit geriren, oder auch nur als Schirmvogt 
Sanct Peters den heiligen Vater vertheidigen wollen. 

In vollem Gegenjag zu fol unpolitifher Romantik 
erbliden wir in dem Kaifertitel erftens den berechtigten Aus: 
drud des wieder erwachten und fieghaft erprobten Selbft: 
gefühls der deutichen Nationalfraft: es ift eben eine Wahr: 
heit, daß das unter Breußens Führung wieder vereinte 
Deutſchland nicht mehr die fünfte, ſondern die erfte europäiſche 
Großmacht geworden, Rußland, Defterreih und Frankreid, 
jedem für fich, mehr als gewachſen: das Faiferliche Präbdicat 
ift alfo feine Ueberhebung. 

Zweitens aber dürften fich die deutihen Könige nad 
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dem allgemeinen Sprachgebrauch der Diplomatie gegenüber 
einem Kaifer, ohne ihren Würden zu vergeben, leichter mit 
der von der Nothwendigkeit erheijchten Lage befreunden. 
Und Formen und Namen haben in jenen Beziehungen viel 
größere Bedeutung al3 wir bürgerlichen Sterdlichen in ber 
Regel annehmen oder begreifen. 

Doch zurüd zu unferem Eljaß-Lothringen. Die Geſetz— 
bung wäre in dem Fall der „Reichgunmittelbarfeit” nicht 
etwa theilweife an den jedesfalls einzurichtenden Provincial- 
Sandtag, ſondern ausſchließlich an den deutſchen Reichstag 
zu überweifen: die Sanction würde durch den Kaiſer unter 
Einvernehmen des Bundesrath3 erfolgen, an welchem natür— 
lih die ſüddeutſchen Staten theilhaben werben. Die Ueber: 
ihüfe der Einnahmen au3 den Steuern und zumal den 
Zoͤllen wären Preußen mit der Verpflichtung zu überlafjen, 
jährlih eine beftimmte Duote einem Provincialfonds, etwa 
nah dem Mufter des hannoverifchen, zuzumenden. 


* 


Um unſere Häupter rauſchen die Flügelſchläge einer 
großen Zeit: was wir in kühnſten Jünglingsbegeiſterungen 
mehr gewünſcht als gehofft, es fteht erfüllt vor unſeren 
Nannesaugen da: Elfaß-Lothringen ift wieder für Deutfch- 
land gewonnen. 

Fürften und GStat3männer, Feldherren und Soldaten 
haben glänzendes geleiftet gegen den Feind. Mögen jet 
auch alle die e3 angeht, Fürften, Statsmänner, Parteien, an 
Sclhftverläugnung und Opferwilligkeit das Rechte leiften. 
Die große Zeit hat das Geſchlecht nicht Fein gefunden 
in den Werfen des Kriegs, möchte fie es nicht Feiner finden 
In dem großen Werke des Friedens: der Herftellung des 
deutihen Stats. Nur in feinem Schuß und Rahmen wird 
auch Elſaß-Lothringen gedeihen und deutſch — bleiben. 
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Fine Kanze fir Aumänien.” 


Eine völferrebtlide und geſchichtliche Betrachtunge 


I. Allgemeiner Theil. 


S, 
TU chr Har ift mir bewußt: wer heutzutage in dir 
OA Donaufrage ein Wort für Rumänien wagt, ſchwimm 
ZA” gegen einen ftark fließenden europäifden Strom aı 
"AN und muß fi darauf gefaßt machen, daß ihm die 
zürnenden Wogen unjanft über dem Fühnen Haupte zu: 
ſammenſchlagen werben. 

Wenn wir es gleibwohl unternehmen, gejchieht es, 
einmal, weil wir, ohne unjere Ueberzeugung zu verlegen, 
vielmehr in Bethätigung derjelben, einigen Menſchen du 
unten, welche wir in alter — und auch in jüngfter — Zeit 
lieb gewonnen haben, einen Herzenswunſch damit erfüllen, 
ganz befonders aber, weil wir glauben, Gründe gefunden 
zu haben, welche die Regierungen des deutſchen Reiches und 
Defterreih-Ungarns veranlaflen könnten, wenigftens tbeil- 
weije die Strebungen Rumäniens in minder ungünftiger 
Stimmung als bisher zu erwägen, fofern, Furz gelagt, 
deren Berüdfihtigung, ganz abgejehen von der Rechts— 
frage, der Politik der beiden verbündeten Kaiſerreiche 
förderlich, nicht ſchädlich fcheint. | 

Kurz, wir führen die Sache Rumäniens, weil wir da: 
durch zugleich die Sache des deutſchen Reiches (und Defter: 
reihellngarng) zu führen glauben. 

Vorausſchicken müſſen wir freilich den Gtoßjeufzer, 
daß den Freunden Rumäniens das Fürſprech-Amt leider 
Gottes! niemand mehr erfchwert ald — die Rumänen felbit. 

Nicht die Regierung des Königs Karl, aber ander 
Leute in Bukareſt und Jaſſy, deren emwiges Verſtummen 
oder dauernde Weberfiedlung nah Auftralien die ebdelfte 
und erjprießlichfte Bethätigung ihres Patriotigmus wäre. 
Wenn es dieſe „Patrioten“ gefliffentlich darauf anlegten, 
gerade kurz vor der Entſcheidung diejenige Regierung, deren 


) Dem Andenken von Hugo Grotius. Haag, 3. Auguft 1883. 


| 
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Rohlwollen für Rumänien am mwichtigften ift, auf das 
Sröblichfte zu beleidigen und auf das PBitterfte zu reizen, 
jo könnten fie es nicht geſchickter angehen, als fie es durch 
gewiffe Reden verfucht haben. 

Wenn aber dies Ungeheuerlichfeiten find, für welche 
die Regierung nicht verantwortlich gemacht werden kann — 
man darf e3 gemißlih glauben, daß ſolche Vorfälle in 
Bufareft noch viel unangenehmer berühren, al3 in Wien 
und in Peſt —, fo ift doch auch, nicht gerade der Regierung 
ſelbſt, aber Blättern, welche als ihr nahe ftchend gelten, 
recht eindringlich zu rathen, nicht einen Ton anzujchlagen, 
der, geradezu hauviniftiih, ganz Europa Troß zu bieten 
droht, für den Fall, daß dies Europa die Forderungen des 
feinen Königreiches nicht ſofort ſämmtlich befriedigen follte. 

Mit dem Boden auf das „jus strietum“ und nun 
gar mit der Drohung des auch nur paffiven Widerftandes 
gegen die einmüthigen Großmächte ift nichts zu gewinnen 
und Alles zu verderben. 

Nachdem ih mih durch dieſe ſehr ernft gemeinten 
Worte vor dem Argwohn der Voreingenommenheit geſchützt 
zu haben glaube, will ich zuerft die Rechtöfragen erörtern, 
dem Schluß eine furze gejchichtlihe und politiiche Betrach- 
tung vorbehaltend. 

Rumänien muß verfuhben erftens Defterreih- Ungarn 
und das deutſche Reich zu überzeugen von der wenigſtens 
in der Billigfeit, in der „aequitas“ wohl begründeten 
Triftigfeit feiner Anfprüdhe und zweitens, — denn das 
Erfte reiht, wie die Weltgeſchichte lehrt, nit aus, am 
wenigften, wenn Hinter einem ſolchen „Anſpruch“ nicht eine 
ziemlih erfledliche Zahl von Bajonetten bligt — davon, daß 
die Gewährung feiner Wünſche den beiden Werbündeten 
nüßen, nicht jchaden wird. Gelingen dieje beiden Verſuche 
nicht, fo fann man ohne Kaflandräiichen Blid den Ausgang 
vorausjagen. — 

Die kurze Angabe der Rechtsquellen, dann der wich— 
tigften diplomatischen Depeſchen und einiger Literatur ift 
unerläßlich.”) 


) Das Material hebt an mit der Convention Nationale von 1792 
(Moniteur universel v. 1792 N. 127); dann folgt, mit Uebergehung 
—— Verhandlungen aus dem Jahre 1798, der Vertrag von 

aris vom 30. Mai 1814, die Protocolle ꝛc. des Wiener Congreſſes 
von 1815, PWrotocoll des Congreſſes zu Aachen vom 15. November 
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Ganz unzmeifelhaft und unbeftreitbar ift nab aln 
Grundfägen des Völkerrechts der Rechtsboden, auf weldim 
ber principielle Anjprud Rumäniens ruht: das wird ad 
anerkannt; man jchreibt uns: „Kein Statsmann Deutiib: 
lands, Englands oder Frankreichs hat beftritten, daß Ri— 
mänien ein gutes, vernünftiges, allgemein gültiges, vertrag:- 
mäßig begründete Recht vertheidigt.” 

Altes internationales Gewohnheitsreht und, feit Ende 
des vorigen Jahrhunderts (ſ. oben die Quellen= Angabe: ), 
eine Reihe von Statsverträgen erfennen übereinftimmend an, 
daß die Grundfäge über Regelung der Schifffahrt auf 
internationalen Strömen von jämmtliden fouverän:n 
Uferftaten gemeinfam durch Vertrag feftzuftellen find. 


1818, Brotocolle der Conferenz zu Wien vom 15.—23. März 18:5, 
Die Protocolle der Gonferenz zu Wien vom 1. Februar bis 18. Mir 
1856, Die einfchlägigen zent zu dem WBarifer Frieden vım 
30. März 1856, ferner der Donauslifer-Commiffton vom 29. Nov. 135% 
an bis 7. Nov. 1857, dann ein PBarifer Protocol! vom 6. Januar 1857, 
die Donaufcifffahrtsacte vom 7. November 1855, darauf Die Proto: 
colle der europäifhen Donau-Commiffion vom 17. December 1879, 
das Avant: Projet vom 12. Mai 1880, Protocol vom 18. Mai 1380, 
4. Juni 1880. — Daran reihen fih die Gorrefpondenzen der Mini: 
fterien, bis am 4. December 1880 wieder die Protocolle der Sigungen 
der Donaucommiffton beginnen 1881 — 16. Juni 1881. Darauf 
wieder die Gorrefpondenzen: Depefhe des Miniſters Statesco 
25. Mai 1782, ditto 9. Juni 1882, Depefche des Minifters Stourdza 
(Kilie) 21. Sept. 1882, ditto 25. Sept. 1882, ditto 17. Nov. 1882, 
Ditto 9. Dec. 1882, ditto 10. Dec. 1882, Memorandum des rumäni: 
{hen Gefandten in London 31. Dec. 1882, Depefche des Minifters 
Stourdza (Kilia) 5. Yan. 1883, ditto (Inſtruction) 30. Yan. 1883, 
ditto — 1. Febr. 1883, ditto Vertrag 1857) 23. Feb 
1883, ditto als Antwort auf Granville's Circular, abgedr. in Cöln. 
Zeitung und Gazette de Roumanie. Granville's Depeiche 11. Dec. 
1882, Serbifches Memorandum 29. Dec. 1882, Promemoria Karolyi 
19. San. 1883, Zweiles ferbifches Memorandum 6. Febr. 1883, 
Rumänifhe Broteitation 12. Febr. 1883, Granville's Antwort 
20. Febr. 1883, die Correfpondenz über die Donaufdifffabrt (eine 
englifche Depeihe vom 16. März 1883 und die Protocolle der 
Londoner —— vom 8. Februar bis 10. März 1883 mit ihrem 
Anhang: dem Règlement de Navigation, die Police Fluviale et de 
Surveillance, applicable a la partie du Danube situee entre les 
Portes de Fer et Braila. — Drei öfterreihifche Denkfchriften über 
die Donaufcifffahrtsacte vom 7. Nov. 1857 (Xeipzig 1858). — Bal. 
erner Etienne Carath&odory, du droit internationale concernant 
es grands cours d’Eau. Leipzig 1861. — Engelhardt, du Regime 
conventionnel des Eleuves internationaux. Paris 1879. — Ursiano 
Valerian, L’Autriche-Hongrie et la Roumanie dans la question 
du Danube. Jassy 1832, 
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Diefer in der Natur der Sache begründete Sa wird 
auf dem Wiener Eongreß aufgeftellt und dann in zahlreichen 
Schifffahrtsordnungen für Rhein, Elbe, Maas, Scelde an: 
gewendet, auf dem Parijer Congreß beftätigt. 

Solde gemeinſam berathene Flußſchifffahrts- und Fluß: 
polizei Ordnungen find im Berhältniß der contrahirenden 
Staten nach erfolgter Ratification rechtsverbindlihe Ver: 
träge, welche einfeitig nicht gefündet oder geändert 
werden können, fondern nur unter Zuftimmung aller 
Vertragenden; find fie gehörig publicirt, jo find fie im 
Inneren jedes der betheiligten Staten zugleich Landesgeſetz. 

Dabei wird ald Hegel vorausgejegt gleichmäßige, 
gemeinschaftlich ausgeübte, gleichberechtigte Aufficht über Die 
Ausführung der bezeichneten Reglements; dies erfordert 
ebenjo die Natur der Sache aus praftifhem Bedürfniß, wie 
die principielle Gleichftellung jouveräner Staten; die Ber: 
muthung jpricht für die Gleichberechtigung; Abweichung von 
derjelben, alfo ein Vorrecht, müßte von dem, der fie be: 
bauptet, als durch titulus specialis erworben, bewiefen 
werden. Jene NReglements werden von den Uferftaten ſelbſt 
ausgeführt; das folgt aus der jedem jouveränen Stat zu: 
ſtehenden PWolizei= Hoheit rejpective Gebiet3: Hoheit. Diefe 
Gebiets: Hoheit wird nur durb Vertrag — aljo unter 
Einwilligung des fraglichen Uferftates — und nur’ foweit 
beihränft, ala die einheitlihe Durchführung und Beauf: 
fhtigung jener Schifffahrts: und Polizei Ordnungen es 
etheiſcht. Die Uferftaten können alfo deshalb, weil «3 fich 
um vertragsmäßige Beſchränkung ihrer Souveränität handelt, 
von der Beichlußfaffung über ſolche Ordnungen und Regle: 
ment3 nicht ausgejchloffen werden. Die einzige ſcheinbare 
— aber eben nur fcheinbare — Ausnahme von der Regel 
bildet die „europäische Donaucommiffion“ (j. oben S. 254). Aber 
auh Bier ward in Wahrheit die Regel nicht verlegt. Denn 
wenn bier allerdings auch ſolchen Staten, die nicht Uferftaten 
And, Stimmrecht eingeräumt ward, fo gefchah dies unter 
ausdrüdliher Zuftimmung des alleinigen Uferftates der 
Nündungen: nämlih der Türfei als Mitbetheiligter an 
dem Barifer Congreß. 

Der Türkei gegenüber hatten aber die Mächte fehr 
jmwingende Gründe, ſolches Verlangen zu ftellen: diefelbe 
war notorifh unfähig, politiſch, financiell und technijch die 
Aufgaben zu löſen, die fih Europa vorgeftedt hatte; es 
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handelte fih um große technifche Leiftungen, über deren Um: 
fang man ſich im Anfang noch gar nicht Far war; und 
dazu Fam das entjcheidende politifhe Intereſſe, den bis 
dahin allein in jenen Fragen und Gegenden maßgebenden 
ruſſiſchen Einfluß durch den gemein-europäiſchen zu erfegen. 
Man wird nicht im Ernft behaupten wollen, daß das auf- 
ftrebende Rumänien von 1883 der zufammenfinfenden Türkei 
von 1856 gleich zu ftellen ift; man wird nicht einmal den 
minder entwidelten und minder ruhig geordneten Staten 
Serbien und Bulgarien die Schifffahrt: und Ufer Bolizei 
völlig erpropriiren (beinahe hätte ich gefchrieben: erftirpiren) 
dürfen unter dem bloßen Vorwand der größeren Zwed— 
mäßigfeit. 

Mas nun die Sonderftellung Defterreich8 betrifft, io 
darf wohl daran erinnert werden, daß diefer Stat aud 
in anderen Fällen, wie die Erfahrung jpäter gelehrt mit 
allzugroßer Beharrlichkeit feine Kräfte auf Gebieten ein: 
gejegt hat, auf denen fie mehr Nachtheile als Vortheile ein: 
trugen; hätte man die Stellung in Stalien und in Frankfurt 
am Main früher aufgegeben, — gegen werthvollen Entgelt 
— man bätte fie nicht jpäter nach colofjalen Dpfern jonder 
Entgelt aufgeben müfjen. Defterreich hat offenbar — früher 
wenigſtens — die Entwidlungsfähigfeit der Fleineren Ufer: 
ftaten unterſchätzt. 

Um aber die öfterreichifchen Tendenzen richtig zu würdi— 
gen, muß man etwas weiter ausholen. 

Diefelben waren urjprünglid (zumal 1857) gegen bie 
allgemeine Freiheit der Donaujcifffahrt überhaupt gerichtet. 
Aehnlich wie Holland im Anfang des Jahrhundert in Bezug 
auf den Rhein, trachtete Defterreich Sonderrechte und Privi— 
legien in Bezug auf die Donauſchifffahrt zu erwerben oder 
als erworben darzuftellen und zu befeftigen, — wobei etwa 
auch anderen einzelnen Uferftaten gewiſſe Sonderredte ein: 
geräumt werden follten. Da e3 damit den Mächten gegen: 
über nicht durchdrang, — auch die Uferftaten hatten Fein 
Intereſſe, dieſen Weg zu betreten — verlangte und erlangt: 
es zunächft die Rechte betreff3 des „eifernen Chores” und 
formulirte dann das berüchtigte Avant-projet de Rögle- 
ment, in diejem die alte Tendenz der Privilegien wieder 
erneuend. Die Mächte, welche früher in den principiellen 
Fragen Defterreih Widerftand geleiftet hatten, gaben nun 
hierin nah: — ein unmittelbares allgemeines Intereſſe war 
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für Europa nicht im Spiel, und um ber Eleinen Uferftaten 
willen wollte man e3 mit Defterreich nicht verderben. 

Nah dem Avant: Projet und den Londoner (Bars 
rerefhen) Beihlüffen erlangte nur Defterreih, nicht Ufer: 
fat der unteren Donau, die Rechte eines Mferftates an der 
unteren Donau, während die Uferftaten der unteren Donau 
nicht diefe Rechte für die obere Donau erhielten. 

Daß dies den oben niebergelegten völferrechtlidhen 
Grundfägen ſchnurſtracks miderftreitet, bedarf feiner Aus— 
führung; wo blieb die Zuftimmung ber Uferftaten, die hierzu 
erforderlich gewejen wäre? 

Um Defterreih die Rechte der Uferftaten einzuräumen, 
da, wo es Uferftat nicht ift, wird den Uferftaten die Fluß: 
polizei und die Ausführung der Schifffahrtsorbnung abge= 
nommen und die „Beauffihtigung” einer die Orbnung 
bandhabenden Commiffion übertragen, wodurch dieſe Beauf: 
ſichtigungs-Behörde ſich in eine Erecutiv- Behörde verwandelt. 

Die Stellung Defterreih& zu den Uferftaten konnte nad) 
diejem Eingriff in deren Territorial- und Bolizeis Hoheit 
eine freundliche nicht fein; um aber die dominirende Lage 
zu behaupten, ward die „dirimirende Stimme” eingeführt. 
Demgemäß ward der Fluß, mwas das Polizeigebiet betrifft, 
nicht, wie jonft allgemeine Regel, dem Thalweg nad, jondern 
der Quere nad) getheilt, und die Flußinfpectoren und Hafen- 
capitäne wurden nicht durd die Uferftaten, jondern durch die 
Commiffion ernannt. 

Legtere beiden Punkte hat Defterreich fallen laſſen; aber 
aufrecht erhalten bleibt: I. die Stellung d. h. die Fiction 
Deiterreih3 als Uferftat da, wo es Uferftat doch nun einmal 
nit ift, und II. der Ausſchluß der Uferftaten von der Fluß: 
polizei und von der Ausführung der Reglements. 

Gegen diefe beiden Punkte nun richtet fih der Wider: 
fand Rumäniens. 

Kein Menſch wird beftreiten fönnen, daß hierin nad 
den allgemeinen oben erwähnten Principien des Völferrechts 
das Recht auf Rumäniens Seite fteht. 

Man jagt nun, Defterreih habe bereits bedeutende 
Conceffionen gemacht, während Rumänien, an dem nun die 
Reihe jei, Zugeftändniffe zu machen, ftarr auf feinem Stanb- 
punkt ftehen bleibe. 

Die Wahrheit ift aber, daß Defterreih nur von den 
eignen, in dem Avant-Projet aufgeftellten, alle Grundjäße 

jeliz Dahn. Baufteine. V. 1. 17 
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des Völkerrechts der internationalen Flußſchiffahrt über: 
fehreitenden Forderungen zwei aufgegeben bat. Rumänien 
dagegen hat Zugeftändniffe gemacht, in denen es nicht völfer: 
rechtswidrige Forderungen, ſondern umgekehrt im Völkerrecht 
begründete Rechte aufgab und ſolche der gemeinjchaftlicen 
Commiſſion überwies; fo Erecutivrechte, welche es in ge 
wiſſer Ausdehnung dem Dber-nfpecteur und der Commiſſion 
jelbft übertrug. 

Man fagt ferner, die öffentlihe Meinung in Defterreid- 
Ungarn werde e8 nicht dulden, daß die Regierung fie durd 
Zugeftändnifje an Rumänien verlege. Das jollte man aber 
doch lieber nicht jagen. Iſt die Kaiferlich- Königlihe Re 
gierung jo ſchwach, daß fie, wenn fie von der Gerechtigkeit 
und Erjprießlichkeit einer Maßregel überzeugt ift, die Aus: 
führung unterläßt um der „öffentliden Meinung“ willen? 
Die öffentlihe Meinung der Deutfchen in Defterreich jchreit 
laut zum Himmel wegen jehr vieler Dinge; die 8. K. Re 
gierung läßt fie jchreien und thut, was ihr „gerecht und 
erſprießlich“ (!) fcheint. 

Uebrigens handelt es fich ja nicht um die öfterreichiiche 
Donau, fondern um die rumänifche, nicht um Rechte Defter: 
reich8, Tondern um Rechte Rumäniens, nicht um den Beſitz- 
ftand Defterreihs, jondern um den Rumäniens, und Die 
öffentlihe Meinung in Rumänien unterjcheidet fich von der 
— angebliden — in Defterreih= Ungarn darin, daß fie zwar 
von mwenigeren Häuptern getragen wird, aber unter dieſen 
Häuptern ift das der Themis. 

Aber man weiß ja, daß man die „öffentliche Meinung“ 
nur beachtet, wenn man eben will — übrigens nicht blos 
in Wien und Bet! — und obenein thut man Recht hierbei. 
Denn die Verfafjungsform, in welcher die formlofe und un- 
faßbare „öffentliche Meinung” der Souverän wäre, ift die Ver: 
fafjung der — Nnardie. 

Wenn fo die Forderungen Rumäniens dem Völkerrecht 
nur entjprechen, nicht widerſprechen, muß man von den Be 
Ihlüffen der Londoner Conferenz das directe Gegentheil be: 
haupten. 

Nicht nah einem Kriege, nicht indem ein Gieger dem 
unterlegenen Uferftat feine Bedingungen aufzwingt, jondern 
mitten im Frieden faßt eine Conferenz in einer Frage, in 
welcher beftimmte Grundfäße des Völkerrechts anerkannt find 
und in allen analogen Fällen befolgt werden, von deſſen 
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Grundfägen völlig abweichende Beichlüffe, ohne Mitwirkung 
der (übrigen) betheiligten Uferftaten, von denen an der 
unteren Donan Rumänien der bedeutendfte ift: denn daß 
diefer Stat nicht die Einladung annehmen kann, mit „be= 
rathender“ Stimme fich zu betheiligen, leuchtet ein: dieſe Be- 
fugniß enthält das Recht, zujuhören, was die Andern be— 
ihließen: nicht einmal eine Antwort auf feine Vorſchläge zu 
verlangen hätte ein folder Weiſe „Berheiligter” die Befugniß. 

Aber jene Bejchlüffe verlegten nicht nur die allgemeinen 
Grundſätze des objectiven Völkerrechts, fie verlegten auch be— 
ſondere völferrechtlihe Verträge und jura quaesita, ſubjec— 
tive, durch titulus specialis erworbene Rechte Rumäniens: 
fie enthalten einen Brub der auf dem Berliner Congreß 
feierlich gefchlofjenen Verträge. 

Auf demselben wurde die Unabhängigkeit des fouveränen 
State® Rumänien anerfannt und die Zuftändigfeit der 
europäischen Donaucommiffion von Iſaktſcha nach Gala aus: 
gedehnt. Zur Ausführung diejes Beſchluſſes (einen gegen 
defien Wirkungen für Rumänien etwa zn erhebenden Ein: 
wand werden wir unten zurüdmeifen) wurde ausdrüdlich 
Rumäniens Zuftimmung eingeholt durch den Vertrag vom 
2. November 1881 (Acte additionnel), und dieſes inter: 
nationale Document unterjchrieben von allen Großmächten 
und außerdem von Rumänien d. h. von allen an der euro: 
päiſchen Donaucommiffion theilnehmenden Staten. 

Die weitere Ausdehnung der Zuftändigfeit (Gerichts— 
barfeit) der europäifchen Donaucommiffion durch die Londoner 
Beihlüffe enthält aber ohne Zweifel eine Verlegung der an- 
erkannten Souveränität Rumäniens, da diefe Ausdehnung 
ohne Zuftimmung Rumäniens in territoriale Rechte eingreift, 
welche durch den Berliner&ongreß und die Acteadditionnel 
völterrebtlih anerfannt und bis dahin nie angefochten 
worden find. 

Mit dem practiichen Bebürfniß, mit der Nothwendig- 
teit aber kann man dieſe Nechtsverlegung nicht rechtfertigen, 
wie man wohl verfuht hat: denn Rumänien hat erklärt, 
dab e3 principiell durchaus nicht3 gegen die beabfichtigte Aus: 
dehnung der Zuftändigfeit jener Commiffion einwenden, viels 
mehr diejelbe gern billigen wird unter der für einen jouves 
tänen Uferftat jelbitverftändliben Vorausſetzung der Zus 
jiehung — nicht nur zur Berathung, jondern auch zur Bes 
ſchlußfaſſung. 

17* 





260 


Die Beihlüffe der Londoner Conferenz weichen abe 
ferner vollftändig ab von ihren völferrechtlichen Voraus: 
fegungen, Grundlagen und Borgängern: der Wiener Gon: 
greßacte von 1815, den Pariſer Verträgen von 1857, ben 
Londonern von 1871, dem Berliner von 1878. Während bie 
völferrehtlihen Normen gleihmäßige Behandlung des ganzen 
Stromlaufes vorausjegen, wird berjelbe hier in Regionen 
zerriffen; während das Princip lautet: Gleichberechtigung 
aller Uferftaten, werden hier einem Stat Privilegien ertheilt, 
der nicht Uferftat ift, jondern als folder „fingirt“ wird; 
während das Völkerrecht den Uferftaten bie Erecutive der ge 
meinfam befchloffenen Flußicifffahrtordnungen und Regle: 
ments den einzelnen Uferftaten je für ihre Uferftrede zutbeilt, 
wird fie bier den Uferftaten zu Gunften eines Nicht-Ufet— 
ftates abgenommen, deſſen Organe fih zu Wafler und auf 
dem Ufer einer Erterritorialität erfreuen jollen, wie fie font 
in fremdem Lande nur Souveränen und Gefandten zulommt. 

Sehen wir ganz ab von den dadurch verlegten Rechten 
der Uferftaten, — betrachten wir diefe Abmachungen ledig: 
lib vom Standpunct der Rechtsvergleichung, de lege ferenda, 
— fo müfjen wir in denſelben einen Rüdfal, einen Rüd: 
ſchritt erbliden hinter Stufen, melde die Entwidlung des 
internationalen Rechts und der Gefeßgebung in der Fluß: 
Iifffahrt jeit etwa einem Jahrhundert erflommen hatte. 

Betrachten wir nun aber jene Beichlüffe im Einzelnen 
und ſuchen wir ein Princip derjelben zu finden, fo ergiebt 
fih die abjoiute — Abweſenheit jedes Princips, ja die An: 
wendung der widerftreitendften Grundſätze auf benjelben 
Fluß: von ber gleihmäßigen, übereinftimmenden Behandlung 
der Flußihiffahrtsfragen, mie fie der Wiener Congreß als 
Princip aufgeftellt hat, finden wir die ftärffte Verleugnung. 

1) An der Dezacom - Mündung: ſchärfſte Durd: 
führung des Xerritorial- Princips: Rußland, der 
Uferftat, allein erhält die vollfommenfte, unbefchränktefte 
Machtbefugniß, Flußſchiffahrts- und Polizei-Ordnungen ein— 
ſeitig zu erlaſſen, d. h. alſo ohne Zuſtimmung der übrigen 
Staten zu octroiiren, ebenſo das alleinige, jeder Controle 
entrückte Recht der Ausführung; Rußland allein entſcheidet 
über die vorzunehmenden techniſchen Arbeiten im Strom und 
an der Mündung, — wie dies ausgebeutet werden kann, 
werden vielleicht in andern Stromtheilen Erfahrungen lehren, 
welche man Sandbänke nennt. — Rußland allein beſtimmt 
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bier die Schifffahrtögebühren: die europäifhe Donaucommilfion 
bat bier zu Gunften des weißen Czaren abbicirt: fie hat 
jogar jedes Beauffihtigungsreht aufgegeben! — 

2) Strede Braila bis zum eifernen Thor: bier 
gilt — denn variatio deleetat! — zur Abwechslung ſchärfſte 
Verneinung des Territorial:Principg: die Uferftaten 
find bier einfah mebiatifirt durch die internationale 
Commijfion, welche allein Schiffahrts: Polizei, Sciffahrts: 
ordnung, im Strom, in den Häfen, ja fogar auf dem Lein— 
pfad (marche-pied) feftftellt, beauffichtigt und ausübt: der 
Zeinpfad ift in der That bier ein marche-pied geworden: 
nämlich der Mediatifirung ad hoc. 

3) Zwei Mündungen (Sulina und St. Georg) mit 
der Stromftrede nad Braila bleiben unter der Botmäßigfeit 
der europäifhen Donaucommiffion, welche dur den Berliner 
Vertrag außerordentliche (fogenannte „erterritoriale“) 
d. h. durch die Landeshoheit der Uferftaten nicht befchränfte 
Machtbefugniſſe erhielt in Beſchränkung der Rechte 
Rumäniens, unter Rumäniens Zuftimmung, um der Ge: 
jammt-$nterefjen willen: fehr jhön und löblih! Aber 

4) diefelbe jouveräne europäifhe Commiſſion läßt fich 
durh den Londoner Bertrag in ihrem eigenften technifch 
nothwendigen Gebiet dadurch beſchränken, daß fie technijch 
notwendige d. 5. nah dem einmüthigen Beſchluß aller 
Commiffionsglieder für die Schifffahrt unerläßliche Arbeiten 
im Strom am Tehatal d’Ismail nicht beſchließen darf, 
wenn ein einziger Stat jein Beto einlegt. Dieſer Stat 
heißt Rußland: dafjelbe Rußland, welches völlig unab: 
bängig von ganz Europa und feiner „Donau= Gommiffion“ 
an der Drzacow- Mündung jede beliebige technifche Arbeit be= 
Ihliegen und ausführen darf: wenn nun Stimmen völlig ob- 
jectiver unparteiijcher Techniker ohne jede Ausnahme hervor: 
heben, daß die Arbeiten am Tehatal d’Ismail von der größten 
Bedeutung find für Erhaltung der Sciffbarfeit der Sulina- 
Nündung, fo hat man Urſache, die Stellung Rußlands zu 
beneidven, weldes bier allein vertiefen, dort allein ver: 
fanden darf. 

9) Auf der Strede vom Fifernen Thor bis zur Mün— 
dung der Mer: — wieder einmal zur Abwechſelung! — 
Anerfennung de3 Territorialprincip3 in vollftem 
Umfang: Ausjchliegung der unteren Uferftaten von jeder 
irgendwie geformten, auch nur außerordentliben Mit-Ueber— 
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wachung: Bejeitigung jeder Zuftändigfeit einer Commiſſion: 
Grundjäge, melde denen des Barifer Vertrages über freie 
Schifffahrt gewiß nicht entiprechen. 

Man fieht, ftatt der Principien bat von Strede zu 
Strede das Intereſſe, die Macht, die jehlauere Politik ent: 
ſchieden. 

So erfreut ſich denn jetzt die ſchöne blaue Donau ſtatt 
der zwei Regimes (der europäifhen Donaumündungs-Eom: 
miffion und der Uferftatencommiffion) einer jhönen Decade 
von fich ſchroff gegenüberftehenden: nämlich 1) Württemberg, 
2) Baiern, 3) Defterreih, 4) Serbien, 5) Rumänien, 6) Eijer: 
nes Thor, 7) Commijfion mirte, 8) Europäifche Commijfton, 
9) Ruſſiſch-rumäniſches Regime von Kilia, 10) Ruſſiſches 
Regime Oczakow. 

Aber am Eifernen Thor befteht vollends ein Streid- 
Quartett von vier Regimes nebeneinander. 1) Canaliftrte 
Flußftelle, 2) öſterreichiſches Ufer, 3) jerbifches Ufer, 4) ru: 
mänijches Ufer. Dabei will der eine Mufifant Brummbaß 
und erfte Violine zugleich jpielen, die drei andern halten 
feinen Taft, Rumänien fpielt in einem fort, mit Verachtung 
aller Baujen, ein allegro con fuoco, und das Ganze ver: 
mehrt die Harmonie des europäischen Concerts. 

Das Recht ift die vernünftige Friedensordnung 
einer Menſchen-Genoſſenſchaft in deren äußeren Beziehungen 
— jo habe ich es definirt: aber entweder ift meine Defini- 
tion falfh, oder jenes Arrangement, das eher eine unver: 
nünftige Unfriedensordnung heißen könnte, fällt nicht unter 
meine Definition. „Aber es wird jchon fo fein müſſen!“ 
fagt man im lieben Baierland, wenn man etwas abfolut 
nicht billigen fann. — 

Man wird zugeben: der durch die Londoner Beſchlüſſe 
geihaffene Rechtszuſtand ift, rein objectiv betrachtet, ohne 
Rückſicht auf verlegte Rechte Einzelner, nicht gerade ein be 
friedigender zu nennen. 

Was find nun gegenüber jenem gewiß verbefjerung?: 
fähigen und verbefjerungsbedürftigen Rechtszuftand die For: 
derungen Rumäniens? 

I. Die Uferftaten follen außer dem durch die Londoner 
Beichlüffe ihnen zuerfannten Recht auf den Thalweg des 
Fluffes und der Ernennung der Fluß: und Hafen-Inſpectoten 
auch die Executive der Polizei und der Reglements wie bie 
ber behalten: — man will alfo nur den bisherigen Befif- 
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fand an Rechten vertheidigen, nicht neue erwerben. Dies 
entipricht allein dem normalen Völkerrecht, wie e3 auf allen 
internationalen Strömen dur die Verträge anerfannt und 
geregelt ift. Dabei joll aber, um jede Incorrectheit fern zu 
halten, die internationale Commiffion a) die Aufficht über 
genaue und gleihmäßige Ausführung der Reglement3 üben, 
ri b) die oberfte Flußgerichtsbarfeit in zweiter und leßter 
anz. 

ll. Da die Commiffion nit nur aus Vertretern der 
Uferftaten gebildet wird, fol der Titel, der zur Antheil- 
nahme berechtigt, jpeciell berücfichtigt werden: 1) Bulgarien, 
Rumänien, Serbien als Uferftaten; 2) Europa durd einen 
Vertreter der Donau: Commilfion (ausgenommen Defterreich 
und Rumänien); endlich 3) Defterreih ala ſolches, nicht 
ala Wferftat. was es nun doc einmal nicht ift, aber wegen 
jeined weit überwiegenden Handels. Die Koften der Com— 
milfton übernehmen die Uferftaten allein. Einer Fortdauer 
der Commiſſion für hundert Jahre, aber nur mit Unfünd- 
barkeit bis dahin, würde Rumänien alddann wohl zuftimmen. 

II. Vollberechtigte Theilnahme Rumäniens an den Be: 
tathungen und Beſchlüſſen der Gonferenz über dieje ſpe— 
ciellen Fragen. 

Diefe Darlegung der objectiven völferrechtlihen Grund: 
läge, der davon abweichenden bisherigen Londoner Beſchlüſſe 
und der Anſprüche Rumäniens zeigt, wie mir jcheint, daß 
Rumänien nur verlangt, was dem Völkerrecht entipricht. 

Wir wollten aber auch die politifche Seite der Frage 
betrachten; denn das Harfte Recht eines Heinen States dringt 
bei den Mächtigen nicht immer durch, falls dafjelbe deren 
Volitik widerftreitet. 

Rumänien felbft argumentirt hiebei folgendermaßen: 
wir behaupten durchaus nicht, daß wir uns all diefen Er: 
wägungen anjchließen fönnen, werden dann aber geltend 
maden, was uns vollbegründet fcheint. 

Rumänien jagt: wir find im Beſitz. Wie jollen wir 
aus dem Beſitz entfernt, wie jollen ohne unjere Zuftimmung 
die Londoner Beichlüffe durchgeführt werden? Durch mili- 
täriihe Maßregeln? Würden diefelben nicht den Frieden ge— 
fährden? Iſt das von Defterreich verlangte Vorrecht jo 
notbwendig im gemeinzeuropäifchen Intereſſe, daß deſſen ges 
waltiame Durchführung auf die Gefahr einer neuen Bewe— 
gung in der Balfanhalbinfel geboten erſcheint? Würde 
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Gewaltanwendung bie Sympathieen für Defterreih da unten 
fördern oder nicht vielleicht Rußland zu Statten fommen? 
Sf es für Defterreih, für das deutſche Neih, für den 
europäifchen Frieden vortheilhaft, die Feinde Deſterreichs 
zu vermehren? Iſt es auch nur nothwendig, Rumänien 
ebenjo unter dem Obereinfluß Defterreih3 zu halten mie 
Herzegowina, ‚Bosnien, Montenegro, Serbien? ft es wohl: 
gethban, Bulgarien die Ausführung des Berliner Vertrages 
zu erlaſſen in Beziehung auf Tribut, Feftungen, Statsſchuld, 
Regelung des türkiſchen Befiges, während Bulgarien Vaſall 
der Pforte ift, dort thatfählih den Rufen die Herricafı 
einzuräumen, den Griechen Landesermeiterungen gegen ben 
Berliner Vertrag zu gewähren, Rumänien aber neue Be: 
Ihränfungen von Hoheitsrechten aufzulegen? 

Wie gejagt, wir fünnen nicht die Stärfe aller Bier vor: 
gebrachten Argumente gleich hoch anjchlagen. 

Wir möchten unjere Freunde in Rumänien bejonders 
davor warnen, fi von paffivem Widerftand (oder gar an- 
berem?) deßhalb etwas zu verjpredhen, weil die Bejorgnik 
vor einem neuen Auffladern der orientaliihen Frage oder 
doch der Zündftoffe auf dem Balkan die Großmädte, zumal 
Defterreih, abhalten würden, Gewalt zu brauden. 

Das könnte doch ganz anders und recht jhlimm für 
Rumänien ausfallen. 

Es ift zwar richtig: wenn es da unten einmal fchiekt, 
dann kann Niemand wiflen, wo und wann es zulegt ſchießt. 

Aber es ift denkbar, daß die Großmädte doch einig 
bleiben und unter jehr ſchweren Berluften des jungen 
Königreihes in idealer und materieller Hinſicht 
ihren Willen durchſetzen; das möchten wir Rumänien 
erijparen und deshalb warnen wir noch einmal vor allem 
chauviniſtiſchen Troß. 

Und ferner: wird jene neue Erſchütterung heraufbe— 
Ihmworen, drohen dann den Anfängen des jungen Reiches 
nicht viel ernftere Gefahren, als die Nichterfüllung allerdings 
berechtigter Wünfche enthält? 

Ein ganz anderer Grund ift es, aus weldem wir den 
Regierungen von Defterreih-Ungarn und dem deutjchen Reiche 
die Erfüllung der im Rechte wurzelnden Forderungen Ru: 
mäniens als dem eigenen Intereſſe der verbündeten Kaijer: 
reihe entſprechend empfehlen möchten. 

Zwar ift es gewiß eine Phrafe, eine maßloje Webertrei: 
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bung, da3 Königreih Rumänien „eine füböftliche deutſche 
Mark“ oder „einen vorgefchobenen Poſten der Hohenzollern“ 
Be — mir wär's ja lieb, wenn's ſo wäre, aber es iſt 
nicht ſo. — 

Gleichwohl ſteht ſoviel feſt: Deſterreich-Ungarn und 
folgeweiſe das deutſche Reich haben ein Intereſſe daran, daß 
dieſer kleine nicht-ſlaviſche Stat beſtehen bleibe, materiell 
blühe und in ſeinem ſtatlichen Selbſtbewußtſein keine Ein— 
buße, keine Herabdrückung erleide. 

Es mag ja ſein, daß Defterreih durch Gewährung jener 
Bünfhe kleine materielle Vortheile für den Augenblid auf: 
gibt, welche die Durhführung der Londoner Beihlüffe ihm 
gewähren würde. 

Gibt es aber nicht auch eine Politik, welche über folce 
Meine Bortheile hinaus und hinüber nach höheren Zielen 
ausblickt? 

Iſt es wirklich höchſte öſterreichiſche hohe Politik, zu 
ſagen: das wirthſchaftliche Aufblühen dieſes kleinen States 
würde verhindern, es wie früher als bequemen Conſumenten 
an der Hand zu behalten, es ift befjer, es bleibt unmündig 
und dient unſern wirthſchaftlichen Zwecken, al3 daß es jelbft- 
Händig wird? 

Sind ſolche Erwägungen die höchſten, die entjcheiden- 
den? Hören wir darüber gewiß glaubhafte Zeugen, die 
tuffifhen Diplomaten — wir baben fie ja hier nah am 
Pregel, die Herren: — „Certainement,“ jagte jüngft ein 
jolder, „nous commettons des fautes, möme des bevues; 
mais nous avons ces bons Autrichiens, qui se chargent de 
tout arranger pour le mieux de nos interets.“ — 

Kann man nit in Defterreih- Ungarn ftatt folcher 
negotiorum gestio für Rußland — die fehr überflüffig ift, 
denn ſchon die Mandatare arbeiten vortrefflih für das— 
jelbe! — ausnahmsweiſe auch einmal jo denken: ein freies, 
ielbitändiges, materiell blühendes, von eignem Statsbewußt: 
ſein erfülltes und getragenes Rumänien ift eine wichtige 
Baftion gegen Rußland? 

Und follte diefe Erwägung für das deutſche Reich ganz 
werthlos jein? 

Die Zeit ift doch dahin, da die ruſſiſche De, 
„thurmhoh” über jeder möglichen Störung lag Man 
braucht weder Prophet noch „Politiker“ von Profeſſion, 
nur fimpler Hiftorifer zu fein, um einzujehen, daß der 
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Panflavismus feinen Tag des Angriffs erleben wird. 
Mag der jebige Kaifer von Rußland die fFriedlichiten 
Abfihten haben, — wir bezmeifeln nicht die Aufrichtigkeit 
der hierüber vor Kurzem abgegebenen feierliben Berfide 
rungen! — hat er fie immer gehabt? wird er fie immer 
haben? immer haben Fönnen? Werden nicht die unheim: 
lihen Gemwalten in dem unheimlichen Reich gegen des Kaiſers 
Willen — ohne Kaifer, — erplodiren? 

Der Angriff des Panjlavismus ift nad unferer Ueber: 
zeugung nur eine Frage der Zeit. 

Soll man diejer Gefahr gegenüber eine zwar Elein, 
doch einmal vorhandene anti-ſlaviſche Schanze an der Donau 
ſchwächen oder ftärfen? 

Der Regierung von Defterreich-Ungarn an das Herz zu 
legen, was deutjche Arbeit in Rumänien geleiftet hat, unter: 
lafjen wir: e8 fönnte ja nur fhaden, fo lange das deutſche 
Element in dem Kaiferftate ſelbſt in der jegigen Behandlungs: 
weiſe fich befindet. 

Aber jollte nicht die Regierung des deutjchen Reiche 
längft im Stillen erwogen haben: Bieles und Großes it 
in Rumänien gefchehen: es ift ein entwidlungsfähiges Voll 
aus großer Noth gerettet, e3 ift ihm die Bahn zu höherer 
Zivilifation eröffnet worden. Wir Deutichen haben um 
Meiften Urſache, uns defjen zu freuen, denn nur die Mit 
hilfe treuer deutſcher Hände hat dort in kurzer Zeit jo Br 
friedigendes geleiftet — im Bergleih mit dem 1866 vorge 
fundenen Zuftand. Soll man jenen Bau ftärfen oder 
ſchwächen? — 

Sollte alſo nicht auch ein Intereſſe des deutjchen Reiches 
an Erhaltung und Kräftigung Rumäniens beftehen? 

Borentfcheidend für die Beantwortung diefer — und 
mancher anderen — Frage ift freilich die Zukunft der deutſchen 
Bevölkerung in Defterreich. 

Wird die alt-ehrwürdige Habsburgifhe Monardie zu 
einer flavifch-magyarifchen Perſonal-Union degradirt, wobei 
die Deutfhen im Lande nur als Cultur- Dünger übrig 
bleiben, — dann müßte fich das Verhältniß eines folden 
Monftrums von einem Statsweſen zu dem deutjchen Reich 
doch einigermaßen anders geftalten als das dermalige Bünd— 
niß ebenbürtiger Reiche. 
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II. Beſonderer Theil. 


Nab Erörterung der allgemeinen Gefichtspunfte gehen 
wir zur Betrachtung der Detailfragen über, wobei Wieder: 
holungen nicht ganz zu vermeiden find. 

Wir folgen dabei im Wefentlihen den Ausführungen 
der rumäniſchen Antwort vom 12/24. Mai 1883 auf die 
Note des Grafen Granville vom 14. März, aber nicht 
ohne gelegentlih unfere ergänzenden oder auch abweichen: 
den Bemerkungen anzufügen. (Bgl. unten Anmerkung 
L und M). 

Es war, wie wir jahen, völferrechtlih vollbegründet, 
daß Rumänien, ſobald es von der nad London zu be- 
rufenden Gonferenz erfuhr, die vollberechtigte Theilnahme 
(„a y partieiper eflectivement“) in Anſpruch nahm, d. 5. 
auf gleihem Fuß mit den übrigen Staten, um die Aus: 
führung der Verträge über diefen Fluß zu fichern. 

Diefe Forderung ftügte fib I. auf die im Völkerrecht 
teftgeftellten Präcebenz- Fälle; II. auf die Stellung Rumäniens 
an der Donau; III. auf die Rumänien durch den Bertrag 
von Berlin und die fih an denfelben fchließenden Acte ein— 
geräumte Rechtsftellung. 

Das Protocol vom 15. November 1818 vom Eongreß 
zu Naben, das allen Staten das Recht mwahrt, theilzunehmen 
an Berathungen über Gegenftände ihrer befonderen Inter— 
fen, enthält nur eine jpecielle Anwendung des Princips, 
weldes der Wiener Congreß für eine Reihe von Fällen ganz 
allgemein aufgeftellt und befolgt hatte. Die acht Großmädhte, 
welhe damals zu Wien die Grundfäße für die Schifffahrt 
auf den internationalen Strömen beriethen, ftellten in einer 
vorbereitenden Sitzung das Programm der Verhandlungen 
tet und beſchloſſen, alle Uferftaten zur gleich: und vollbe- 
tehtigten Theilnahme (participation effective) einzuladen: 
alſo, da es fih um Rhein, Maas, Schelde, Mofel, Main 
und Nedar handelte, wurden zur „participation effective‘ 
eingeladen: Baden, Württemberg, Baiern, die beiden Heflen, 
Frankfurt, Naſſau und Holland. Das praktiſche Intereſſe 
und das Necht erheifchen dies übereinftimmend: welcher 
Schade durch Mafregeln am Ober: oder Unterlauf den 
Üerftaten des Mittellauf3 zugefügt werden fann, Weber: 
ſchwemmung oder Gefährdung der Schiffbarkeit, leuchtet ein: 
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und das Bett des Stroms, ob auch nicht die entgleitende 
Welle, welche, wenn fie nicht privatrechtlih occupirt wird, 
res nullius ift, fteht unter der Territorialhoheit oder dod 
dem Grenzſchutzrecht des Uferftates, der alfo in diefen Rechten 
verlegt wird durch Maßregeln, welche über diefe Strede 
wafjerbededten Bodens ohne feine Zuftimmung von Andern 
beihlofjen werben. 

Rumänien nimmt an der Donau eine der bedeutendften 
Stellungen ein. Der untere Lauf des Stromes von dem 
eifernen Thor bis an das Meer, der dritte Theil der ſchiff— 
baren Donau bejpült ununterbroden die rumänischen Ufer: 
(von der Mündung der ler oberhalb Ulm bis an das 
Meer 2741, von Berciovara bis Sulina 893 Kilometer. 
Rumänien befitt hiebei den größten Theil der Donau: 
mündungen) und mehr als zwei Drittel der Uferftreden 
(Serbien 87, Bulgarien 466, Rumänien 1221). Rumäniens 
Handel (Ausfuhr und Einfuhr) liefert der Seeſchifffahrt und 
der Flußſchifffahrt (Bergfahrt und Thalfahrt) das Haupt: 
element und wird ftet3 wachſende Entwidlung erfahren, 
wann das Königreich, nad) jorgfältiger Durbführung feines 
Eifenbahnnetes, feine Anftrengungen auf die Verbefjerung 
der Donaufdifffahrt richten wird. 

Diefe Stellung Rumäniens und die Anerkennung feiner 
Unabhängigfeit, welche der Heine Stat zwar an der Eeite 
Rußlands, aber in höchſt achtbarer Bravour ſich erfämpfte, 
— man erinnert fich der Zeit, da die Moskowiter, nachdem 
fie lange die Mitwirfung der Numänen im offnen Felde, 
die Ueberfchreitung der Donau an große Schranken gebunden, 
recht eindringlich um Hilfe riefen: „venez & notre secours, 
les Tures nous e&crasent“, und man bat mit warmer 
Achtung die Eleine Schar in der Feuertaufe beobachtet — 
haben dem jungen Königreih den Platz in der europätisen 
Donaucommiffion verſchafft, den Art. 53 des Berliner Ver: 
trages ihm an der Seite der fieben Mächte einräumt, welde 
diefelbe nach dem Vertrag von Paris von 1856 bisher allein 
ausmadhten. Die nothmwendige Folge ift, daß Rumänien zu 
allen Handlungen diefer Commiſſion zugezogen werden muß. 

Denn Rumänien ward in diefe internationale 
Commiſſion aufgenommen mit gleiher Berechtigung 
und aus benfelben Rechtsgründen wie die andern 
Theilnehmer. 

Kein Vorbehalt ward in diefer Richtung gemacht: Ru: 
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mäniens Stimme hatte von Anfang an gleiche Rechtöbe- 
deutung wie die der andern Staten; Rumänien bat jchon 
den Borfig in der Commiſſion bekleidet und jehr weſentlich 
Theil genommen an der Neuherftellung oder Revifion aller 
Reglements, welche dermalen die Schifffahrt auf dem Inter: 
lauf des Stromes ordnen. 

Diefe gefammte Stellung ift nur die nothwendige Rechts 
folge der fogenannten Zuſatz-Acte (acte additionel), welche 
die Acte vom 2. November 1865 über die Schifffahrt auf 
den Donaumündungen in Einklang zu bringen hatte mit 
den Feftjegungen des Vertrages von Berlin. Dieje Acte 
wurde gezeichnet zu Gala am 28. Mai 1881 von den 
fraft des Barifer Bertrage® vom 30. März 1856 in 
dem Schos der europäilhen Donaucommiffion vertretenen 
Mächten und von Rumänien, das durch Artikel 53 des 
Vertrages von Berlin vom 13. Juli 1878 zur Theilnahme 
berufen wurde. 

Dieje Acte ift für alle Contrahenten gleibmäßig recht3- 
verbindlich und fann nur unter Zuftimmung aller Signatar: 
mächte mobdificirt werden, da feine derſelben fi durch 
Rebtsverwahrung eine privilegirte Stellung oder ein ein— 
ſeitiges Aenderungsrecht vorbehalten hat. 

Wenn bienah Rumänien an jeder Berathung über die 
Donauſchifffahrt mit bejchließender Stimme Theil zu nehmen 
berechtigt ift, kann man diefen Stat erft recht nicht aus: 
ſchließen von der Mitwirkung bei Beichlüffen über die Schiff: 
tahrts-Reglements, Flußpolizei und Fluß: Auffihbt vom 
eifernen Thor bis Galag, melde Normen nah Ar— 
titel 55 des Berliner Vertrags ausgearbeitet werden jollen 
„durch die europäiihe Commiſſion unter Mitwirfung von 
Delegirten der Uferftaten.” Das Recht erjcheint noch mehr 
unbeftreitbar gegenüber dem PBerfahren, das man einge- 
Ihlagen hat, indem man das Project des NReglements von 
Gala den Berathungen der Gonferenz unterftellte.e Die 
europäifhe Commiſſion konnte diefe Acte, Fraft ihrer binden 
den Geſchäftsordnung und der conftanten PBraris, nur aus: 
arbeiten mit einftimmig gefaßten Beihlüffen. Da über die 
Beftimmungen des Gapitels IN. Einverftändniß nicht erzielt 
ward und die Zuftimmung Rumäniens fehlte, Fonnte aus 
jenen Berathungen fein rechtswirkſamer Act hervorgehen, der 
den von Artikel 55 des Berliner Vertrag erforderten 
Charakter getragen hätte und einer Gonferenz vorgelegt 
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werden könnte, ald Ergebniß der Arbeit der in jenem Ver— 
trage vorgejehenen „Specialcommijfion“. Das wäre em 
mandatum sine mandante und nichtig nad allen Grund: 
fägen de3 Vertragsrechtes. Gleihwohl ging man von den 
fonft beftändig eingehaltenen Grundfägen ab und legte der 
Gonferenz eine Acte vor, welcher die Unterfchrift der Haupt: 
betheiligten fehlte. 

Diefes ungewöhnliche Verfahren enthielt einen unmittel: 
baren Eingriff in unbeftreitbare Rechte. 

Aber die vollberechtigte Theilnahme Rumäniens an der 
Conferenz wurde dadurch noch mehr rechtsnothwendig. Aud 
ſchienen eine Zeit lang die Mächte dieſe zweifellojen Rechte 
anerkennen zu wollen. 

Defterreih-Ungarn erklärte ſchon im April 1883, der 
Wunſch Rumäniens fei begründet, und der k. k. Bevoll: 
mächtigte erklärte der Gonferenz, nach der bejonderen durd 
den Vertrag von Berlin gejchaffenen Lage könne Rumänien 
zugelafjen werden zu der Erwägung der drei Fragen, welde 
den Gegenftand der Konferenz bildeten — (Ermägung, 
consideration: das ift aber nicht Beichlußfaffung). 

Noch beftimmter erklärte fih Großbritannien durch 
Lord Granville im Gircular vom 11. December 1882 und 
in der Gonferenz ſelbſt: e3 hoffte, daß Rumänien werde 
zugelafjen werden mit dem gleihen Rechte wie bie 
andern Mächte (was in der öfterreichifchen Erklärung 
niet enthalten ift), da es ſchon in der „europäijchen Com: 
miſſion“ vertreten ift und ebenfo in der vorgeichlagenen 
„gemilchten Commiſſion“ vertreten fein wird. Die Regierung 
der franzöfiihen Republik endlich erklärte, die einmal ver: 
jammelten Vertreter der Mächte Fönnten auch die Regierung 
von Rumänien einladen, in die Gonferenz einen Abgeordneten 
zu entjenden, der mit gleichem Recht (au möme titre) Theil 
u — hätte wie die Signatarmächte des Vertrages von 

erlin. 

Der erſte Artikel der Zuſatzacte vom 28. Mai 1881 
ſchloß eine ſtreng buchſtäbliche Auslegung des Artikels 54 
des Vertrages von Berlin aus, nach welcher man hätte an— 
nehmen können, daß ſich die Signatarmächte vorbehalten 
hätten, „allein zu entſcheiden über die Verlängerung der 
Befugniſſe der europäiſchen Commiſſion und über die ihr 
nothwendig jcheinenden Modiftcationen.“ 

Diefer Paſſus, für ſich allein betrachtet, jceint 
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zunächſt dieſe Befugniffe Rumäniens als einer unter jenen 
Signatarmächten nicht begriffenen Statsgewalt auszufchließen. 

Allein die Grundregeln aller Recht3auslegung erheiſchen, 
den einzelnen Sat eines Bertrages nicht für fih allein, 
fondern im Zujammenhang mit dem gejammten Vertrags: 
werk auszulegen. 

Hier aber ift es diefer Artikel fogar felbft, welcher 
jene Auslegung ausjchließt. 

Denn derjelbe Artikel 1 ſetzt feit: „daß die Rechte, Be— 
fugnifje und Freiheiten (immunites: nämlich Eremtionen 
von der Territorialhoheit) der europäiſchen Donaucommilfion, 
wie fie fih aus den Verträgen von Paris vom 31. März 
1856, von London von 1871, von der Acte vom 2. No— 
vember 1865, wie aus dem Vertrag von Berlin vom 
13. Juli 1878 vorhergehenden Acten und Entſcheidungen 
ergaben, fort und fort für die Beziehungen zu den 
neuen Uferftaten maßgebend bleiben follen und 
dag jih ihre Wirkung bis Galag erftreden ſoll.“ 

Hiernah muß dieſe Acte als authentifche Interpretation 
des Berliner Bertrages (Artikel 1) gelten, und Rumänien 
ald einer der acht Staten, welche die europäiihe Com— 
miffton bilden, hat das Recht, ſich hierauf zu ftügen. (Bol. 
unten Anmerkung C.) 

Wie fann man hienach, auf eine Auslegung des Ar— 
ttfela 1 fich berufend, weldhe nit den ganzen Artikel 
zu Grunde legt, behaupten, jene Signatarmädte dürften 
allein, ohne Zuziehuug Rumäniens, jene Rechte, Befugniffe 
und Freiheiten (droits, attributions et immunites) einer 
Commiffion ändern, welche ihre Gewalt auf rumäniſchem 
Gebiet ausübt? 

Dhne Zweifel liegt bier die für die Wiffenfhaft, für 
das theoretifche Völkerrecht intereffantefte Frage des ganzen 
Streites: nur eine widerwifjenihaftliche Auslegung kann zu 
dem Ergebniß gelangen, daß Rumänien ausgeſchloſſen fei. 
Denn jede Auslegung ift widerwiſſenſchaftlich, welche „pro- 
posita una vel altera parte“ nicht das Ganze einer Lex 
oder auch Lex contractus erwägt; und jede Auslegung ver: 
Nößt wider die Grundregeln der Hermeneutif, welche, ohne 
Roth, in einen Vertrag einen Selbſt-Widerſpruch hinein 
Interpretirt. Dies ift aber der Fall, wenn man nad dem 
einen Satz des Artikel 1 nur die Signatarmäcdte für berufen 
erflärt, während der andere deutlich angiebt, wie diefes Recht 
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der Signatarmächte durch das anerkannte Recht der neuen | 
UÜferftaten und der Staten, welche Glieder der euro: 
päifhen Commiſſion find, ergänzt refpective modificitt 
werden fol. Die Auslegung, welche wir befämpfen, beachtet 
lediglid daS documentum referens sine documento relato, | 
ein Fehler, der jedem Rechtscandidaten im Eramen zum 
fihern und wohlverdienten Durchfall verhelfen würde. 

Die Regierungen haben fih auch der theoretijchen 
Richtigkeit diefer Auslegung nicht ganz verjchliegen können, 
wenn fie gleih praftiih aus Gründen, melde in ganj 
anderem Boden al3 dem der Wiſſenſchaft wurzeln, zu einem 
entgegengejegten Ergebniß gelangten. 

Im höchſten Grade bezeichnend für die diplomatiſche 
Kunft ift die Wendung, mit welcher eines der Cabinette gegen: 
über dem rumäniſchen Prot eſt über die juriftiihe Schwierig: 
feit hinweg zu gleiten unternimmt, wobei es aber doc zu 
einem „gewijfermaßen“ jeine Zuflucht zu nehmen ge: 
nöthigt ift. 

Man vergleiche (unten Anmerkung D) die Anmwort Lord 
Granville’3 vom 20. Februar 1883, während derjelbe Statd: 
mann in feinem Rundfchreiben an die engliſchen Gejandt: 
Ihaften vom 11. December 1882 Rumänien ohne jolde 
Einihränfung ganz ohne Weiteres für de jure ausgejchlofien 
erflärt, weil es nicht Signatarmadht des Berliner Vertrages fei. 
(Bgl. unten Anmerfung E und F.) 

Die rumänifhe Regierung glaubte daher, unter jolden 
Umftänden die Theilnahme an der Conferenz ablehnen zu 
müflen und durfte die in Abmefenheit Rumäniens gefaßten 
Beichlüffe diefer Conferenz als für Rumänien nicht verbind: 
lih betrachten. (Bgl. unten Anmerkung H.) 

Ein fühner Schritt für einen kleinen Stat: aber das 
Recht ift für die Kleinen wie für die Großen, und feine 
Logik zählt nicht die Bataillone, jondern wägt die Gründe. 

Die entgegengejegte Theorie würde das verberblice 
Interventionsprincip wieder einführen, mährend bie 
Nicht: Intervention das Palladium der KRechtsficherheit 
und des Schuges für alle Staten ift, nicht nur für bie 
fleinen; denn eine gliederreiche Eoalition von „Intervenienten“ 
ift Schließlich ftärfer als der ftärkfte Einzelftat. Dies Princip 
der Nicht: Intervention verlangt aber, daß Fein Stat ver: 
pflichtet ift, auf feinem Gebiete Beihlüffe anderer Staten, 
auch nicht europäische Beichlüffe auszuführen, denen er nicht 
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vorher zugeftimmt hat, oder bei denen er nicht wenigjtens 
mitgeftimmt hat und überftimmt worden ift, wenn er aus— 
nahmsweiſe, wie hier, die Zuftändigfeit einer Commiſſion 
anerfannt hat, vorausgejegt, daß nicht auch in diefem Fall 
die Majorifirung vertragsmäßig ausgejchloffen ift oder der 
Einzelftat ein Beto hat, wie Rußland oben ©. 261. 

Gleichwohl hat die rumäniihe Regierung die Ber: 
fügungen des Londoner Bertrages geprüft mit dem auf: 
tichtigen Wunſch, fie dem Recht und den Intereſſen Rumäniens 
entiprecbend zu finden und — unter Rechtsverwahrung gegen 
das eingejchlagene Verfahren ohne aus demjelben als einem 
Rräcedenzfall ein Präjudiz gegen fih erwachſen zu lajjen. 

Die wichtigfte Beitimmung des Londoner Vertrags be— 
trifft die Berlängerung des Beitandes der europäifchen 
Tonaucommilfion auf vierundzwanzig Jahre und nach deren 
Ablauf die Erneuerung auf je drei Jahre. Rumänien hat 
bereit3 früher diefem Beſchluß beigeftimmt und eifrig feinen 
Beifall geſpendet; es freut fich der hierdurch geficherten 
Fortdauer einer Einrichtung, deren mohlthätige Wirkung 
heute allgemein anerkannt ift. 

Aber gegen andere Beitimmungen jenes Vertrages hat 
Rumänien Bedenken erhoben, weil fie allgemeine Grundjäße 
des internationalen Rechts und auch SpecialsBerträge zu 
verlegen jcheinen. 

Eine Ausdehnung und zugleich eine Einjchränfung der 
Gewalten der europäiſchen Commiſſion ift in jenem Vertrage 
vorgejehen, ebenjo die Möglichkeit, ein Jahr vor dem Ende 
der dreijährigen Perioden Verfaſſung und Befugnifjfe der 
Commiſſion zu verändern. 

Daß dieje Veränderungen nur den Großmächten zuftehen 
jolen, verlegt die unftreitbaren Rechte Rumäniens als un- 
abhängigen Uferftates, und bisher nach dem Berliner Ber: 
trag und der Zuſatz-Acte gleihberechtigten Gliedes der 
europäiichen Commiſſion. Ohne Zuftimmung Rumäniens fann 
dieje Gleichberechtigung nicht aufgehoben werden: am We: 
nigften, wo es fih um Novation der wichtigften Grund: 
lagen, d. h. der Zuftändigfeit diejes internationalen 
Organe handelte Auch auf eine ſolche völkerrechtliche 
societas unius negotii find, aus dem Begriff der Souveränis 
tät und einer societas aequa, nicht inigua und dispar, abs 
geleitet, die Grundjäge anzumenden, welche bei einer privat- 

Felit Dahn. Baufieine. V. 1. 18 
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rechtlihen societas die Majorifirung principiel ausſchließen, 
* es ſich um Novation des Geſellſchaftsvertrages felbit 
banbelt. 

Das Gleiche gilt von der Beftimmung, welche Streitig: 
keiten zwiſchen den ruffiihen und den rumänifchen Behörden 
einerfeit3 und der europäiſchen Commiſſion andrerjeit3 über 
die den Arbeiten bei Tchatal d'gsmail zu gebende Aus: 
dehnung den Großmädhten allein zur Entſcheidung übermweit. 

Indeſſen: hier gilt da3 Bedenken Rumäniens wol nur 
ber Form dieſes einfeitig gefaßten Beſchluſſes: ein Scieds: 
gericht kann allerdings nur beftellt werben, falls beide Streit: 
parteien ed anerkennen: Rußland hat dies gethan, da ed an 
der Londoner Gonferenz Theil nahm, nit aber — bisher 
— Numänien. Jedoch wird dieſer Stat die hohe Ywed: 
mäßigfeit internationaler Schiedsgerichte gewiß nicht ver: 
fennen und auch, falls eben nur feine allerdings unerläßlid: 
Zuftimmung eingeholt ift, ſich dem bier vorgeichlagenen 
Areopag unterwerfen. 

Dagegen weiſt Rumänien mit Recht darauf hin, das 
im Jahre 1856 die europäifhe Commiffion nur bergeftell 
werden konnte durch Vertrag zwiſchen den Mächten und 
der Türkei, dem damaligen Haupt=Uferftat und zugleich dem 
damaligen „Suzerain der Donaufürftenthümer“, welcher dieſe 
bei völferrechtlihen Acten vertrat. Auch in den Sahren 1866 
und 1871 glaubten fich die Mächte nicht befugt, die Gerichts: 
barfeit der europäifhen Commiffion von Gala nad Braila 
auszudehnen gegenüber Einfpruh der Türkei. Wie Fönnte 
man aljo jegt diefe Gerichtsbarkeit ausdehnen auf ein neues, 
bisher ihr nicht unterftelltes Stüd des rumänifchen Gebiets 
ohne Zuziehung und Zuftimmung Rumäniens? — Dieler 
Einwand ift geradezu unmwiderleglih, wenn man mit Redt3: 
gründen operiren will und nicht mit Willfür und Gemalt. 
Wie könnte man Rumänien nehmen, was ihm unftreitbar 
gehört, und Rußland etwas geben, worauf es nad ben 
Verträgen Feinerlei Anſpruch bat? 

Dies würde aber gejchehen durch gewiſſe Beftimmungen 
de3 Londoner Vertrages, welche auf das Tieffte jenes Princip 
der Gleihförmigfeit erfhhüttern, daß der Wiener Congres 
für die Negulirung der Schifffahrt auf internationalen 
Strömen aufgeftellt und deſſen Wohlthaten die Verträge 
von Paris 1856 und von London 1881 gerade ber untern 
Donau fo reichlich zugemwendet haben. 
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Diefe Verträge hatten, wie wir oben ©. 259 f. fahen, 
für die ganze ſchiffbare Donau nur zwei Regimes aufgeftellt: 
da3 der internationalen maritimen Autorität und das der 
Autorität des Flußgebiet3 im engeren Sinn, indem beide 
den Uferftaten eine ihren Rechten entjprechende Stellung 
anmwiejen. 

Der Bertrag von Berlin trennte die Donau in zwei 
beftimmte Theile: — zu Berg und zu Thal des eifernen 
Thores; hienach bildeten ſich für den oberen Theil mehrere 
getrennte Regimes, und der Vertrag von London von 1883 
jbafft nun vier verjchiedene für den unteren Theil. 

Dabei wird die europäiſche Commiſſion in ihren erterri- 
torialen, verwaltenden und vollziehenden Gewalten zugleich 
eingefhränft und, was die Grenzen ihrer Zuftändigfeit be- 
trifft, erweitert. 

An der Mündung von Dezafom übt der Landesherr 
(Rußland) die Regelung der Schifffahrt und die Flußpolizei 
völlig unabhängig und ohne jede Kontrole einer gemeinfamen 
Autorität der Uferftaten oder einer internationalen Behörbe. 

An der jogenannten gemifchten Kilia-Mündung wendet 
jeder der Uferftaten unmittelbar jene NReglements an, melche 
für die Sulina-Mündung gelten. 


Das Reglement der Schifffahrt und der Flußpolizei für 
die Donau von dem eifernen Thor big Braila hbermeit einer 
internationalen Commiſſion die ausgebehnteften Befugniffe 
für Verwaltung und Vollziehung und hebt die aus ber 
Zerritorialhoheit fließenden Rechte der Uferftaten auf deren 
Gewäſſern und Uferftreden auf. Die Errichtung diefer ver: 
ihiedenen Regimes ift gewiß nicht den Intereſſen der Schiff: 
fahrt und des Handels zuträglich: die Gefchichte der Fluß: 
ſchifffahrt lehrt zu eindringlich die großen Nachtheile, welche 
ſolche Verſchiedenheiten zur Folge haben. 

Andrerjeit3 hat Rumänien niemals gefordert, daß irgend 
ein Theil der Donaumündungen der Zuftändigfeit der euro- 
päiſchen Commiffion jolle entzogen werben. 

Die Regierung des Königs Karl bedauerte alfo lebhaft 
die geihaffene allgemeine Lage wegen der unvermeidlichen 
nadtheiligen Folgen und bob hervor, daß durch das Lon— 
doner Reglement zwei Hauptgrundjäße des bisherigen Fluß: 
ſchifffahrtsrechts verlegt jeien: 

18* 
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J. Das Brincip, daß die Klußpolizei jedem Stat für 
deſſen Waflerftrede zufteht, als natürliche Folge, als Aus: 
übung feiner Territorialhoheit: — wir jahen oben ©. 254 f. 
in welchem Sinn und in welder Einichränfung dies un: 
zweifelhaft richtig. ift. 

I. Das Brincip, daß in Gejeggebung und Ueber: 
wachung Staten, die nicht Uferftaten find, gleiche Rechte mit 
den Uferftaten nur unter der Borausjegung ausüben können, 
daß ihnen ſolche kraft eines europäifchen Mandats übertragen 
find: — was, wie oben gezeigt, Zuftimmung der Uferftaten 
al3 Regel voraugfegt. 

Die diefe Principien verlegenden Beftimmungen waren 
der Grund, aus welhem Rumänien zu Gala nicht mit der 
Mehrheit ſtimmen Fonnte, jo daß aljo der Entwurf deö 
Reglements die erforderliche einftimmige Annahme nidt 
erlangte 

Die Meinungsverfchiedenheit betrifft in Wirklichkeit nur 
den Titel III jenes NReglements, „Vollſtreckung und Ueber: 
wahung“. 

Dbwol nun Rumänien fih der Mehrheit nicht an: 
geichloffen Hat, verweigert es doch durchaus nicht, alle für 
die volftändigfte Freiheit von Schifffahrt nnd Handel auf 
der Donau unerläßlihe Beitimmungen anzunehmen. 

Am Gegentheil: da jeine Intereſſen mit den allgemeinen 
aller Nationen eng verflochten find, wünfcht es dieſe Freiherr 
in umfangreichfter Ausdehnung verwirklicht. 

Rumänien nimmt dabei nur in Anſpruch die Aufredt: 
haltung der Ausübung unveräußerliher und fundamentaler 
Rechte eines unabhängigen und jouveränen States. Nach— 
dem ein Flußreglement von den Uferftaten und den euro: 
päiſchen Großmächten berathen und einmüthig bejchlofjen it, 
das der Schifffahrt und dem Handel volle und ganze Frei: 
heit fiert, zu defien Ausführung und Beobachtung ſich die 
Uferftaten feierlich verpflichteten, jcheint es nicht angemeſſen, 
gerade von Rumänien die Aufopferung eines wejentliden 
Theils feiner Verwaltungs: und Bollziehungs:Gemalten zu 
verlangen. 

Der Zwed des Flußreglements ift ja nicht Verringerung 
jener Befugnifje, jondern lediglich Sicherung der Freiheit 
des Fluſſes: und nur ſoweit diefer Zwed jene Verringerung 
als Mittel vorausfegt, kann fie, im Wege vertragsmäßigen 
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Berzichts des bisher unbeſchränkt berechtigt gewefenen Ufer: 
ftat3, angejtrebt und erreicht werben. 

Die mwohlthätigen Wirkungen des Reglements würden 
gelähmt werden, wollte man gleich von Anfang an Eonflicte 
ibaffen und Mißtrauen ſäen auf einem Gebiet, auf welchem 
friedliche3 gemeinjames Handeln jo nothmwendig erjcheint und 
gegenfeitiges Vertrauen allein einen dauernden und für Alle 
erſprießlichen Stand der Dinge begründen fann. 

Sm Uebrigen ftehen ſowohl die Präcedenzfälle als das 
Flußredt in Widerijpruh mit der Situation, melde das 
Broject des Neglements von Galatz für die Uferftaten ab» 
wärt3 des eijernen Thores herftellen möchte. 

Ale Flußſchifffahrtreglements vertrauen die Polizei der 
Schifffahrt den Uferſtaten an; feines macht der gemeinfamen 
Behörde ſolche Zugeftändniffe, wie bier Rumänien einzu 
räumen fich bereit erflärt hat. 

Dieje Zugeftändnifje wiegen um jo jchwerer, als Die 
Uferftaten oberhalb des eifernen Thores ihrerfeitS den oberen 
Theil des Stromes den Staten de3 Unterlaufes gejperrt 
haben, und die Gegenjeitigfeit, ebenfalls ein nothwendiges 
und fundamentales PBrincip des Flußredts, auf die Donau 
nicht mehr angewendet wird. 

Die Wiener Schifffahrt3acte von 1857 räumt ganz und 
ohne irgend welche Einſchränkung die Flußpolizei den Ufer: 
ftaten der Donau ein. 

Zahlreiche Artikel diefer Acte, befonders Art. 96 und 97, 
beweiſen dies. 

Der erfte beftimmt: die Regierungen der Uferftaten 
werden fich gegenfeitig die Maßregeln mittheilen, melde fie 
zur Ausführung diefer Acte ergreifen werden. 

Der zweite ftellt feft: die permanente Ufercommilfion 
wird in den Schranken ihrer Zuftändigfeit die Ausführung 
und die Einhaltung der Bertragsbeftimmungen dieſer Acte 
überwachen. 

Dafjelbe Brincip ift noch in jüngfter Zeit für die Dauer 
anerfannt worden, in dem Vertrag zwijchen Defterreich: 
Ungarn und Serbien vom 10. Februar 1882. Die Artikel 
6, 7, 11, 12, 13, 15 dieſes Vertrages erfennen jedem der 
beiden Uferftaten das Recht zu, die Flußpolizei durch ihre 
eignen Beamten auszuüben und ftellen feine andern Regle— 
ment3 auf, al3 die zur Zeit geltenden ferbijchen Geſetze, Ge: 
bräudhe und Gemohnbeiten, welde nab Möglichkeit mit den 
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auf dem öſterreichiſch- ungariſchen Ufer geltenden Reglements 
in Uebereinftimmung gebradht wurden. Diejer Vertrag fennt 
feine andere „Ueberwachung“, als jene felbftverftändlice, 
melde fih aus der gegenfeitig geſchuldeten Hilfe und Unter: 
ftügung der Behörden der beiden Staten ergiebt. Wir müflen 
doch die Frage aufwerfen, auf welchen Redtstitel hin man 
im Sabre 1883 Rumänien Rechte beftreiten will, welde man 
reihlih und ohne Anftand Serbien im Jahre 1882 einge 
räumt hat? Aus weldem Rectstitel man dem als jouverän 
und unabhängig anerkannten Königreih Rumänien Rede 
beftreiten will, melde man im Jahre 1857 ſchon den beiden 
„Fürſtenthümern Walachei und Moldau” einräumte, welde 
damal3 von Europa als Vaſallen der Pforte betrachtet 
wurden? Diefelben Länder und Bevölferungen, damals von 
der Türkei abhängig, bilden jegt den als ſouverän aner: 
fannten Stat Rumänien: find fic dadurch minder fähig oder 
berechtigt geworden, heute jene Rechte auszuüben, die man 
ihnen damal3 anvertraute und gönnte? (Vgl. unten An: 
merfung K.) 

Hat nicht in dieſen ſechsundzwanzig Jahren die Schiff: 
fahrt auf der unteren Donau einen beträchtlichen Aufihwung 
genommen, ohne anderen Schuß al3 ben der rumäniſchen 
Regierung, melde fich ſtets der volliten Freiheit der Schiff: 
fahrt günftig gezeigt hat? 

Der hier vorliegende Widerſpruch muß jedermann in die 
Augen leuchten. 

Die allgemeinen Interefjen des Handelsverfehrs und der 
Bölfer erheifhen von den Uferftaten eines internationalen 
Stromes die Annahme freiheitlicher und gleichförmiger Fluß— 
reglement3 und eine durch eine gemeinfame Autorität aus: 
geübte Ueberwahung der Anwendung diefer Reglement. — 

Aber Verzichte und folgeweife auch vertragsmäßige 
Selbftbefhränfungen in der Ausübung von Hoheitsrechten 
werden auf das Strengfte d. h. einfchränfend ausgelegt, und 
Princip ift hiebei, das nur, fofern der Zwed jene Beſchrän— 
fung als Mittel erfordert, die Beſchränkung als gewollt an: 
zunehmen ift: bie Beihränfung muß ausdrüdlic ausge: 
ſprochen oder doch durch die zu Grunde liegende ratio 
negotii unerläßlich gefordert jein. 

Dieſe unbeftrittenen allgemein anerfannten Rechtögrund: 
fäge über Auslegung von DVerzichtöverträgen find aud auf 
internationale Verträge anzuwenden. Das Gegentheil könnie 
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nur eine Theorie behaupten, welche die Rechtsnatur völfer- 
rechtlicher Verträge überhaupt leugnet: eine Theorie, welche 
wir ihrer eignen Unmöglichkeit ſchweigend überlafjen. 

Aus der Annahme der „Ueberweifung” zu Gunften der 
freien Schifffahrt und der allgemeinen Intereſſen ift aber, 
nab den oben erörterten Lehren vom Verzicht, keineswegs 
abzuleiten das Aufgeben von Rechten der Souveränität über 
die oben aufgeftellten Schranken hinaus, die Gejfion der ge= 
jammten Ufer: Hoheit, alſo eines Theile® der Territorial: 
hoheit, die Herftellung eines ganz abnormen Rechtszuftandes, 
die Anerkennung einer privilegirten Strom und Ufer: Herr: 
ihaft von Staten, welche Uferftaten — nicht find. 

Unter ſolchen Borausfegungen würde das Fluß: Regime 
nicht mehr feine Aufgabe erfüllen, nämlich die Intereſſen 
Aller zu gemwährleiften und zu jchüßen. 

Gegründet auf die befonderen Vortheile und Interefjen 
eines einzelnen States könnte es angewendet werden zur 
wirthihaftlihen und commercielen Schädigung der Uebrigen 
oder zu einem lediglich politiihden Zwed. 

Unter demfelben Gefichtspunct hat Rumänien die Theil: 
nahme Defterreih- Ungarns an der für die Donau unters 
halb de3 eifernen Thores herzuftellenden Flußcommijfion be= 
traten müſſen. Alle Commijfionen für Flußauffiht find 
zufammengejegt ausjchließend aus Abgeordneten der Ufer: 
taten, ausgenommen die europäifhe Donaucommijfion. 

Handelte e3 fih um den ganzen Lauf der Donau von 
der Einmündung der Iller bis zu dem Gebiete der Zuftändig: 
feit der Ueberwahungscommiffion, jo fünnte das Recht auf 
Vertretung in diefer Commijfion feinem Uferftat verweigert 
werden, Defterreich-Ungarn jo wenig als Rumänien. 

Nachdem aber die Donau in zwei ſcharf getrennte Theile 
geipalten worden, nahdem die Uferftaten unterhalb des 
eiſernen Thores von jeder Einmiſchung in die Ueberwachung 
des oberen Theiles ausgejchloffen find und feinerlei Gegen 
feitigkeit in diefer Hinficht mehr anerfannt wird, haben die 
oberen Uferftaten feinen Nechtstitel mehr, aus welchem fie 
beanfpruchen könnten, als Uferftaten des Unterlaufes anges 
jehen zu werden. Defterreih-Ungarn ift nun einmal nicht 
Donau-NUferſtat zwiſchen dem eifernen Thor und Galag, fann 
alſo aub in der für dieſe Stromftrede herzuftellenden 
Commiſſion nicht als Uferftat auftreten. Seine Schifffahrt: 
und Handels-Intereſſen. mögen fie noch jo beträchtlich fein, 
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fönnen ihm Gleichftelung nicht begründen mit den Uferftaten, 
deren Lage und Rechte hierdurch ſchwer bedroht würden. 

Andernfalls, wenn beträchtliche Intereſſen an ſich und 
ohne weiteres, ohne vertragsmäßige Anerkennung oder einen 
andermweitigen titulus specialis, (mie 3. B. Gewohnheitsrecht, 
Vorrechte, Ausnahmsrechte zu begründen völferrechtlih im 
Stande wären, hätte auch Großbritannien das Nect, jolde 
in der europäiihen Commiſſion von Galatz für fih in An: 
Iprud zu nehmen. Denn Großbritannien hat faft drei Viertel 
des gefammten Handels und der Schifffahrt an den Mün— 
dungen. 

Hier liegt übrigens der Punct, an welchem Rumänien, 
ohne feinen Rechten und Interefjen etwas zu vergeben, durch 
eine offene loyale Erklärung Schwierigkeiten bejeitigen, ein 
entgegenftehendes Miftrauen entwaffen fönnte und jollte. 

Wir glauben nicht ſchlecht unterrichtet zu fein, wenn mir 
anführen: Defterreih-Ungarn und die ihm nächit ftehende 
Regierung glauben nit daran, daß der Eifer Rumäniens, 
die Stellung jenes Kaiferftates in der neuen Ueberwachungs— 
Commiſſion ihrem titulus nah genau feftzuftellen, lediglich 
principielen Erwägungen entjpringe. Man argmöhnt: 
Rumänien will diefe Feſtſtellung nur deshalb, weil es jo 
Deiterreih=- Ungarns Einfluß auf eine furze Zeit bejchränft, 
nämlich auf die Dauer der neu berzuftellenden Commiſſion, 
auf deren baldige Auflöfung und zwar Auflöfung obne 
Hoffnung einer Wiedererneuerung Rumänien fpeculire. 

Andeutungen, die uns von verfhiedenen Seiten gedrudt, 
gefhrieben und geſprochen zugegangen find, beftätigen dieſe 
Annahme bis zur zmeifellojen Gewißheit. 

Wohlan! So möge die Regierung des Königs Karl in 
feierliher Weife und mit bindender Wirkung ausfprewen, 
daß ihr eine ſolche Speculation fern liegt. 

Zwar hat fie bereit (Note vom 14. März I. J.) 
Härt, daß fie die dauernde Sicherung jener Verhältniie 
auf der Donau als eine Wohlthat anerkennt und beglüd: 
wünſcht, aber es wäre doch wohlgethan, noch dazu ausdrüd: 
lih zu erklären, daß man aub Defterreih = Ungarn in 
jener Commiſſion die dauernde, feinen Sntereffen entſprechende 
Vertretung durchaus nicht mißgönnt. 

Hier Scheint die Aufgabe zu liegen, welche durd eine 
offne loyale Manifeftation der Regierung zu Bufareft in 
Bälde zu löſen ift. 
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Nun ſoll e3 zwar ſchon etlichemale in der Weltgeſchichte 
vorgeflommen fein, daß ein mächtiger Stat um beträchtlicher 
Handel3e oder anderer Intereſſen willen ganz einfach Vor: 
rechte in Anſpruch nahm und durdjegte, welche er nicht im 
Mindeften als begründet nachweijen fonnte: — aber jolches 
Vorgehen liegt außerhalb der Grenzen, innerhalb deren das 
Völkerrecht fi bewegt. Das it Gewalt, Willfür, oder, 
euphemiſtiſch ausgedrüdt: Politik! 

Aber ſoweit find mir mwenigftens dermalen (1883) in 
diefer Frage noch nicht. 

Rumänien beftreitet nicht die Eriftenz jener ſchwerwie— 
genden öfterreichifich-ungarifchen Intereſſen und hat feine Ein- 
wendung gegen die Vertretung dieſes States in der neuen 
Ueberwachungscommiſſion. (Vgl. unten Anmerf. A, B, D, G.) 
Rumänien hat fein Intereſſe, dem Kaiferreich die Möglich: 
feit zu verweigern, die richtige Anwendung der Grundfäße 
der Freiheit, melde das Flußreglement aufftellt, zu über: 
wachen. 

Rumänien wünſcht nur den Rechtstitel feſtzuſtellen, aus 
welchem jeder Stat in dieſer Commiſſion vertreten iſt. 

Die Organiſation der neuen Ueberwachungscommiſion 
an fih verſtößt gegen die Regel, welche nur Uferftaten in 
eine ſolche zuläßt. 

Man hat ausnahmsweije die Abgeordneten von Staten, 
die nicht Uferftaten find, dabei zugelajjen, um die Weber: 
wahung noch wirfjamer zu machen. 

Nur auf Grund diefes fozufagen „europäiſchen“ Titels 
nehmen die Großmächte jelbft an der Seite der Uferftaten 
Theil an der europäifchen Commijfion von Galatz. 

Eine Abweihung hiervon würde dem Stat, zu deſſen 
Gunften fie beliebt würde, eine privilegirte und beherrſchende 
Stellung einräumen, welde der Freiheit des Fluffes nicht 
juiräglih und ohne Beispiel wäre. 

Allerdings ift Belgien zur gemeinfamen Ueberwahung 
der Schelde zugelaffen. (Bgl. unten Anmerkung G.) 

Aber e3 ift zu erinnern, daß die Schelde Belgien und 
Holland durchfließt, daß dieje beiden Staten Uferftaten find, 
und nach dem Vertrag von London vom 19. April 1839 a. 99 
auch vollftändige Gegenfeitigkeit zwiſchen beiden hergeftellt ift 
in Allem, was die Flußihifffahrt betrifft. 

Velgien find hier nicht höhere Nechte eingeräumt als 
Holland, und in den Verträgen und Reglements über die 
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Schifffahrt auf Schelde und Maas findet fich feine Beſtim— 
mung, welche die Flußpolizei Holland entzöge und fie Belgien 
gäbe oder umgekehrt, oder die unmittelbare Autorität Ufer: 
ftaten durch eine gemeinſchaftliche Behörde erjegte. Die ge 
meinfame Ueberwachung der Schifffahrt beichränft fich auf die 
allgemeine Ueberwachung der jchiffbaren Pafjagen, der Balen 
und Bojen, bes Lotjendienfte3 und die Maßregeln, melde 
im Intereſſe der verſchiedenen Schifffahrt «Unternehmungen 
zu nehmen find. (Convention vom 20. Mai 1843, Artikel 68.) 

Dieſe Ueberwahung wird ausgeübt, verbunden ober 
getrennt, dur Special» Commifjfare (Bertrag von London 
vom 19. April 1839. Art. 9. Convention vom 20. Mai 1863 
Art. 3. 67. 69), von denen jeder unmittelbare Thätigfeit 
nur auf den Gewäſſern feines States zu entfalten beredtigt 
it (l. e. Art. 51. 52. 57). Bei Meinungsverjchiedenheiten 
beider Commiſſare entfcheiden die Regierungen (l. e. 50. 52. 
68. 69. 71). Jedem der beiden Staten fteht es zu, bie 
Schifffahrts-Lotſen-, Baken- und Arbeit3-Polizei getrennt von 
dem andern State zu unterhalten und auszuüben und zwar 
lediglih im eigenen und alleinigen Namen. (l. c. Art. Tl. 
Vertrag vom 5. November 1842 Art. 9. 20). 

Das Ergebniß diefer unparteiliden und billigen Pr: 
fung des Londoner Vertrages vom 20. März 1883 ift hiernad: 

I. Rumänien hat unbeftreitbare Rechte auf Theilnabme 
als vollberechtigtes, namentlich ftimmberedtigtes Mitglied 
einer Conferenz, welche die Angelegenheit der unteren Donau 
zum Gegenftand hat: 

1) als UÜferftat, 
2) ala Mitglied der europäiſchen Donaucommiffion, 
3) als Mitunterzeichner der Zuſatz-Acte vom 28. Mai 1381. 

1. Da Rumänien, nur mit berathender Stimme 
zugelaffen, nicht Theil nehmen fonnte, ohne feinen Rechten 
zu vergeben, haben die Beſchlüſſe diefer Conferenz für Ru: 
mänien feine verbindliche Wirkung. 

II. Die Zufagacte vom 27. Mai 1881, ein gültiger und 
in aller Form abgefchloffener und ratificirter völkerrechtlichet 
Vertrag, kann einfeitig nicht geändert werben. 

IV. Das Reglement der Schifffahrt und Flußpolizei 
unterhalb des eifernen Thores kann nicht zur Aufgabe haben, 
die Rechte der Uferftaten zu verlegen, fondern nur, durd 
diefelben die Freiheit der Schifffahrt und des Handels zu 
ſichern. 
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Nadtrag. 


So eben vernehmen wir, daß zwei Mächte bereits 
einige der rumäniſchen Forderungen befürworten: fo die Zu— 
(afung dieſes Königreichs in die Gonferenz mit befchließen- 
der Stimme, in allen die Donau betreffenden Fragen. Bes 
süglih der Forderung, daß Defterreih in die gemifchte 
Commiffion nicht al3 fingirter Uferftat, jondern fraft euro: 
väiihen Mandat eintrete, wollen jene beiden Mächte einen 
Mittelweg einſchlagen, der die Stellung Defterreihs in der 
Sommiffion umgrenzt, ohne den Londoner Beihluß umzu— 
hoßen. „Das find für die Berftändigung glüdverheißende 
Sterne. ") 


Anmerkung A. 


Le Ministre des Affaires Etrangöres à I’Envoy6& de 
Roumanie ä Paris. 


25 Mai 1882. 
Monsieur le Ministre, 


Par mes döpöches du */,, et du */,, Mai courant, je vous ai 
communiqu& la teneur des instructions que nous venions de 
donner à notre Delegu& dans la Commission Europ6eenne, au 
sujet de la proposition dont le gouvernement de la Röpublique 
a pris Tinitiative, et qui concerne la surveillance et l’ex&cution 
des röglements pour la partie du Danube comprise entre les 
Portes-de-Fer et Galatz. Je vous ai explique, ä cette occasion, 
dans quelles circonstances nous avions &t& oblig6s d’expedier ces 
instructions avant d’avoir pu vous faire parvenir les observations 
je nous dösirions soumettre à l’impartial et bienveillant examen 
du Cabinet de Paris, en r&ponse aux considerations contenues 
dans la Note que Monsieur le Baron de Ring a bien vonlu 
m'adresser, en möme temps que 8. E. me remettait le texte de 
cette proposition. 

Jexprime l’espoir que le Cabinet de Paris voudra bien 
ons tenir compte de ces circonstances et qu’il appreciera avec 





..) sn allem Wefentlichen übereinftimmend haben ſich Die gleich- 
Ka Auguft und September 1883) erſchienenen Abhandlungen von 
dolgendorffs, Rumäniens Uferrechte an _der Donau, Leipzig 1883, 
und Geffdens, La question du Danube, Berlin 1883 ausgeſprochen. 
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la möme bienveillante impartialité des motifs qui ont dieté nos 
resolutions, 

Nous avons examine la nouvelle proposition avec Ik 
desir sincöre d’y trouver les bases d'une solution juste et eqni- 
table, car nous apprecions toute l’importance qu'il y a pour la 
Roumanie ä ne pas s’isoler dans une question d'interet Europeen. 
et de deferer, autant que la defence de ses droits et de ses 
propres interets le lui permet, aux vues et au desir des autres 
Puissances, 

Mais, si l’on veut bien se reporter, ä Paris, au pre&cedentr: 
negociations relatives à la Commission mixte, si [on veut bien 
eonsiderer les motifs pour lesquels le gouvernement Roumain a 
cru devoir s’opposer à la creation de cette nouvelle autorit£. 
avec le caractere qu'on voulait lui donner et les conditions dans 
lesquelles il s’agissait de la constituer, on y trouvera l'explication 
de l’opposition unanime et sans distinction de partis que cette 
proposition, telle qu'elle est actuellement formulee, a rencontre 
au sein du Parlement et dans le pays entier. 

La proposition prend, en effet, pour base la partie € dı 
projet de röglement, telle que nous la trouvons dans lextrait 
des dernieres deliberations de la Commission Europ6enne, et. 
faisant une nouvelle distribution des Delegues constitutifs de la 
Commission mixte, elle y introduit un einquiöme membre, cheisi 
pour une periode de six mois et par ordre alphabetique des 
Puissances, parmi les membres de la Commission Europeenne. 

Oette modification, ainsi que le droit röserv& à la Commis 
sion Europ6enne de demander A la Commission mixte des ren- 
seignements concernant celles de ses decisions qui toucheraient 
a la libert& de la navigation, les prescriptions plagant sous son 
contröle le röglement intsrieur de la Commission mixte, ainsi 
que les instructions d’un caractere general et r&glementaire 
(art. 1 et 3, derniers alineas), cet ensemble des dispositions es! 
certes d’une grande importance, car il &tablit une correlation 
plus intime entre les deux Commissions; il subordonne, en partie, 
l’action de la Commission mixte à celle de la Commission 
Europ£enne, et il met, jusqu’& un certain point, un contrepoids 
à l’influence pröponderante que la partie C du projet de regle- 
ment assurait exelusivement à l’une des grandes Puissances au 
sein de la Commission mixte. 

Mais, d’autre part, le nouveau projet maintient ä la Com- 
mission mixte son caractöre d’autorite administrative avec le droit 
pour elle d’ex&cuter les röglements et de faire la police fluviale; 
il admet l’Autriche-Hongrie à ötre repr6sentee dans la Com- 
mission, non seulement comme Deleguee de la Commission 
Europeenne, mais aussi d’une facon permanente, au meme titr 
que les Etats riverains; il lui confere de droit la presiden« 
perpetuelle de la Commission. Sur ces points essentiels et fon- 
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damentaux il n’y a pas de difference sensible entre l’ancien et 
le nonveau projet; ce dernier, aussi bien que le premier, ne se 
borne pas & instituer une simple autorit€ de surveillance, mais 
il enlöve aux Etats riverains le droit de exécuter eux-m&ämes 
les röglements et de faire la police flnviale chacun dans ses 
eanx; il attribue ces pouvoirs à la Commission mixte et il 
maintient à l’une des grandes Puissances appel6es à y participer, 
ane position exceptionnelle et privilögiee imcompatible avec le 
prineipe d’une parfaite egalit& qui doit &tre maintenue en faveur 
de tons les pavillons. La voix pr&ponderante elle-möme, qui 
avait precödemment souleve des objections unanimes, se trouve 
en partie maintenue, car, par le fait de la double representation, 
almise au profit de l’Autriche-Hongrie et de la Roumanie, ces 
denx Etats auraient & tour de röle deux Delegues au sein de la 
Commission mixte et disposeraient alternativements de deux voix 
dans deux sessions sur huit. 

En n’envisageant que les points essentiels et en laissant de 
echte les disposition de detail, assez importantes en elles-mömes, 
qui en sont la consequence, on pourra aisement se rendre compte 
des motifs pour lesquels le gouvernement Roumain s’est vu dans 
impossibil®& de donner son adhesion à la nouvelle combinaison. 

Ce quiil est de mon devoir de relever avant tout, c’est que, 
dans cette proposition il n’est tenu aucun compte des droits 
essentiels du pays comme Etat riverain. Nous avons tonjours 
admis pour l’application des r&glements la surveillance la plus 
rigoureuse, exerc&e de maniere à garantir l’entiöre liberte de la 
navigation sous les conditions d'une parfaite égalitéé pour tous 
les pavillons. 

Quant A T’execution de ces röglements, nous n’avons cesse 
de la revendiquer comme un droit ind&niable des Etats riverains. ' 

Pour ce qui est sp&cialement de la partie du Danube, com- 
prise entre les Portes-de-Fer et Galatz, la Roumanie y a tou- 
joars exere6, avant comme aprös le trait& de Berlin, une autorit& 
qui ne Jui a jamais été contestee et dont elle n’a use que dans 
[intert de la libert@ et du döveloppement de la navigation. 
Elle a toujours traité d’une manidre &gale tous les pavillons et 
va porte atteinte A aucun intöret, car elle trouvait, dans l’ob- 
servation de ces principes, la satisfaction de ses propres int6röts. 
, Le maintien de ce droit dans ses mains, nous pouvons l’af- 
Armer sans crainte d’etre d&mentis par les faits, n'est nullement 
incompatible avec la libert& la plus absolue de la navigation et 
avec Ja sauvegarde des intöröts commerciaux de tous les Etats 
sans distinetion; elle offre, au contraire, sur ce point, une 
garantie de plus qu’on ne saurait nier. 

En ce qui concerne l’organisation de la surveillance, nous 
persistons à croire que l’article 55 du trait& de Berlin n’autorise 
pas la creation d’une nouvelle autorité fluviale en amont de 
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Galatz, et qu’il resulte, tant de l’esprit de cet article que les 
deliberations du Congres de Berlin, que cette surveillance revient 
a la Commission Europeenne qui l’exercerait par l’organe dun 
Commissaire delegue& par elle. 

Dans ma de£peche-circulaire du 15/27 Decembre 1331, 
No. 24,476, j’ai déreloppé les arguments sur lesquels nous nous 
fondons dans les deux questions, connexes entre elles, de la 
surveillance et de l’ex&cution des röglements.. Qu’il me seit 
permis de les resumer ici. 

Les dispositions du trait& de Berlin, relatives au Danube, 
ont pour base les actes internationaux anterieurs, c’est-ä-dir 
l’acte final du Congrös de Vienne, le trait€ de Paris de 1856 
et le trait& de Londres de 1871; ces sont ces actes qui, seul, 
peuvent servir de norme dans la solution des questions sur les- 
quelles le trait€ de Berlin ne se prononce pas d’une maniöre 
formelle. Le régime conventionnel, consaere par l’acte de 1815 
pour les fleuves internationaux, peut se resumer comme suit, en 
ce qui concerne la surveillance et l’ex&cution des r&glements: 

a) Adoption d’un reglement commun ä tous les Etats 
riverains; 

b) Execution des röglements par ces mömes Btats; 

c) Contröle exerc& par une Commission centrale compos& 
des Délégués des Etats riverains et dont les attributions, limitees 
à celles d’une Commission de surveillance, sont soigneusement 
döfinies. 

Le Congrös de Paris, en &tendant au Danube l’application 
des principes généraux établis par le Congres de Vienne, a post, 
à l’exemple de ce dernier, par quelques dispositions sp6ciales. 
les bases du nouveau régime auquel ce fleuve devait être soumis. 

De möme qu’en 1815, on a stipule J’institution d’une Com- 
mission riveraine dont la composition et les attributions ont étéÂ 
determinses par Tart. 17. Le trait6 de Paris ne contenant 
aucune clause spéciale concernant l’execution des röglements, il 
ne restait qu'à appliquer les principes généraux de l’acte de 
1815 qui attribue cette ex&cution aux Etats riverains. 

Le trait& de Berlin ne contient aucune disposition sp6ciale 
relativement à l’execution des röglements et à l’organisation de 
la surveillance; il se refere par consöquent, en ce qui concerne 
l’ex&cution, au principes gensraux du Congrös de Vienne et du 
droit des gens, en vertu desquels l’exöcution appartient aux 
Etats riverains. 

Quant à l’organisation de la surveillance, le fait que l'ar- 
ticle 55 ne contient aucune disposition formelle, autorige-t-il ls 
eonclusion que la Commission Europsenne a, sous ce rapport, 
une latitude absolue et que le Congrös n’a pas indique les bases 
de cette organisation? 
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On peut affirmer, tout d’abord, que ce trait& exelut l'idée 
de la formation d’une nouvelle autorit& fluviale. 

Nous avons rappel® plus haut que la Commission centrale 
pour le Rhin ainsi que la Commission riveraine du Danube ont 
et6 institudes en vertu de stipulations expresses; est-il, d&s lors, 
permis de supposer que le Congr&s de Berlin, s’il avait eu en 
vae linstitution d’une nouvelle autorité, aurait eru inutile den 
determiner la composition et la comp6tence par des dispositions 
speciales? Il est impossible de l’admettre. 

Est-ce & dire que le Congres de Berlin ait négligé de pour- 
voir & la surveillance de la police sur cette partie de Danube? 

Les deliberations qui ont précédé la r&daction de l’article 55 
peuvent nous 6clairer sur ce point. 

Le trait& de Berlin a posé, à cöt& des principes dejä &tablis 
en 1815 et 1856, un nouveau principe, special & la partie du 
Danube qui nous occupe, celui d’une participation directe et 
permanente de l’Europe (non seulement des riverains) à la sur- 
veillance de la police fluviale. 

En effet, les premieres propositions soumises au Congres, 
dans la söance du 2 Juillet 1878 (Protocole XT), portent qu’un 
Commissaire, delegu& par la Commission Europ6enne, veillerait 
à lex&ention des röglements. 

ll est vrai que cette disposition n’a pas été insérée dans 
Tartiele 55, mais aucune objection n'a éêté élevée par aucun des 
Plönipotentiaires, ni dans la seance du 2 Juillet, ni dans le 
eourant des deliberations relatives à la question du Danube, 
eontre le principe m&me de l'intervention Europeenne dans la 
surveillance des röglements. 

La modalit& de cette surveillance n'a pas été considerde par 
le Congr&s comme un de ces prineipes majeurs que seul il 6tait 
appel® & sanctionner, et elle a été nattrellement réservée pour 
etre determinde par les dispositions des röglements. 

Je crois avoir suffisamment démontré que ni le trait& de 
Berlin ni celui de Paris n’ont enleve aux Etats riverains le droit 
de faire la police dans leurs eaux et que, d’aprös le texte et 
Tesprit de l’article 55 du trait& de Berlin, c'est la Commission 
Europsenne elle-möme qui doit être charg6e de la surveillance, 
quelle exercerait par l’organe d’un Commissaire. 

Telle est la solution que nous croyons la plus juste, la plus 
pratigne et que nous venons de nouveau soumettre A l’acceptation 
des Puissances. 

Notre Delegue à Galatz a recu pour instructions d’en faire 
Vobjet d'une proposition formelle, 

Si cette proposition n'&tait pas prise en consideration, et si 
tontes les pnissances adheraient A la creation d'une nouvelle auto- 
rité fluviale, nous ne saurions donner une meilleure preuve de 
deference et de l’esprit de conciliation qui nous anime, qu’en y 
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adherant & notre tour. Mais notre consentement serait necessair- 
ment subordonne A la condition que... .... les attributions 
de la nouvelle autorite fussent strietement celle d’une Commission 
de surveillance. Cette derniere denomination serait m&me plus 
en rapport avec sa mission que celle de Commission mixte. 

En adjoignant aux trois repr&sentants des Etats riverains deux 
membres de la Commission Europeenne, à l’exelusion du Deligzu 
de Roumanie, choisis A tour de röle pour une période de six moi, 
on donnerait pleine satisfaction A tous les interets et on imprime- 
rait A la Commission son veritable caractöre, qui doit etre celu 
d’une surveillance exerc&e au nom de l’Europe, 

Notre Delegu& a recu, en consequence, pour instructions, 
dans le cas ot notre proposition serait écartéeé, de formuler ä lar- 
ticle premier de la proposition du gouvernement frangais un amen- 
dement dans le sens que je viens d’indiquer. Si cet amendement 
etait rejets A son tour, toute base nous manquerait pour pouvoir 
prendre part à la discussion des autres articles. 

Si, au contraire, il etait accepte, nous aurions à presenter 
aux autres articles les amendements qui d&coulent naturellement 
du premier et qui se trouvent formules dans le contre-project qu* 
Jai eu Fhonneur de vous transmettre. 

Les amendements trouvent leur explication dans les consi- 
derations developpetes plus haut; je me bornerai, en consequenee. 
à les examiner ici d’une maniere sommaire. 

A Tarticle 2 nous proposons la suppression de l’alinda d’apre 
lequel cette Commission subirait, s'il est besoin, les modifications 
qu'il pourrait devenir necessaire d’introduire dans sa Constitution 
et dans ses pouvoirs. 

Si, comme nous devons le supposer, aucune modification ne 
saurait être apportee, si ce n’est dans la m&me forme et dans les 
mömes conditions que celles qui ont presid& A l’&laboration des 
röglements, cette elause devient superflue. 

On aurait, d’ailleurs, de la peine à s’expliquer comment cettz 
Commission, qui, dans l’esprit de la proposition frangaise, aurait 
une durée limit& à huit ans, pourrait se trouver dans la n« 
cessit© de modifier, dans ce court intervalle, les bases fondamen- 
tales de sa constitution, et encore moins pourrait-on comprendre 
comment ces modifications ne seraient subordonndes qu'à une 
seule condition, celle de la co-existence des deux Commissions. 

Les amendements proposes à l’article 3 ont pour objet de 
definir les attributions de Ja Commission, en les limitant & celles 
d'une Commission de surveillance. 

Je ne pense pas qu'en definissant ainsi les attributions de 
la nouvelle autorit& A creer, on amoindrisse son prestige, comme 
on a voulu le soutenir, et qu'on rende son action illusoim. 
Est-ce amoindrir une institution, est-ce porter atteinte à son 
prestige que de circonscrire son action dans les limites qui lu 


289 


sont assigenees par les traites et par la nature m&me des choses? 
Nous avons pris, d’ailleurs, pour modöle les dispositions des 
reglements en vigueur sur les autres fleuves internationaux. 

A T’article 4, nous proposons une nouvelle r&partition des 
frais d’administration entre les Etats riverains, en rapport avec 
l’etendue des rives que chacun d’eux possede. La part de la 
Roumanie serait de quatre septiöme, celle de la Bulgarie de 
deux septiömes et celle de la Serbie d'un septiöme. 

L’Autriche-Hongrie, dans notre systöme, ne devant plus 
participer dans la Commission au m&me titre que les Etats ri- 
verains, il est naturel de ne pas lui faire supporter une partie 
des charges. 

Le droit r&eserv& aux Etats riverains d’ex&cuter les rögle- 
ments et de nommer, en cons&quence, les sous-inspecteurs entraine 
la necessit© d’un nouveau mode de sectionnement de cette partie 
du feuve. 

Dans chaque Ptat, les sections d’inspection devraient s’öten- 
dre jusqu’au thalweg senlement, & l’exception de la partie du 
fleuve dont les deux rives appartiennent au mäme Etat. Ce 
systeme s’impose d’ailleurs par la largeur considerable du fleuve 
et par les differences de moeurs et de langue entre les peuples 
qu'il separe. 

Un dernier amendement concerne les appels ports devant 
la Commission (article 11). Nous croyons juste de donner aux 
parties interessees la facult& d’opter entre l’instance d’appel de 
"autorit& territoriale respective et la Commission de surveillance. 
Cette facult& offrirait souvent l’avantage d’acc&lerer la marche 
dun litige, pour la solution duquel on devrait attendre, sans cela, 
les reunions periodiques de la Commissions de surveillance. 

Si, cependant, ce dernier amendement rencontrait quelqu’- 
objeetion, nous n’entendrions point qu’il püt faire obstacle A une 
ntente sur les autres points. 

Telles sont, Monsieur le Ministre, les conditions essentielles 
sous Jesquelles il nous serait possible d’accepter, comme base 
des negociations, la proposition dont le gouvernement de la R&- 
pablique a pris linitiative. 

En acceptant ces modifications et en donnant, ainsi, une 
!gitime satisfaction aux demandes du pays, les Puissances feront 
un acte de justice, sans diminuer en rien les garanties qu'elles 
sont en droit d’exiger sur cette grande artöre internationale. 

Je vous pris, Monsieur le Ministre, de vouloir bien donner 
!eeture de cette d&pöche A Mr. le Ministre des Affaires Etrangöres 
et de ini en laisser copie, si Son Excellence vous en exprime 
le desir. 

Veuillez agréer, etc. 

(Signe) Statesco. 


zelit Dahn. Baufteine, V. 1. 19 
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Anmerkung B. 


} Le Ministre des Affaires Etrangöres a l'Envoyé de 
1 Roumanie à Vienne. 

} 
h 


17. November 18832. 
ih Monsieur U’ Envoye. 


La Commission sp£@ciale, charge par le Trait6 de Berlin 
d’&laborer le röglement de navigation, de police fluviale et de 


4 surveillance, depuis les Portes-de-Fer jusqu'& Galatz, s’est s&parde 
sans aboutir A une entente complete sur toutes les questions en 
Ü discussion, 


L’attitude que le gouvernement du Roi a cru devoir garder 
en cette occasion Ötait de ne pas s’eloigner des principes et des 
dispositions des Traites de Paris et de Berlin. 

La libert® absolue de la navigation devait @tre la base prin- 
cipale du nouveau röglement. Elle a &t& constamment declare 
comme une eondition essentielle de la prosperite politique et 
&conomique de Ja Roumanie. Que deviendraient en effet nos 
intöröts @eonomiques, si des entraves pouvaient être élevées A 
la navigation du grand fleuve, qui fournit & notre commerce les 
moyens de transport les plus naturels, les plus sürs et les meins 
colteux? Quels changements ne pourraient pas survenir dans 
notre situation politique meme, si nous rendions le Danube moin: 
accessible au commerce par des mesures 6troites et restrictives, 
qui @loigneraient de nous Jiinteret toujours croissant que nous 
porte le monde civilise? 

Le trait& de Berlin, en &largissant les pouvoirs de la Com- 
mission Europeenne du Danube, n'a pas enlev& aux Etats ri- 
verains, depnis Galatz aux Portes-de-Fer, leur droit d'exercer 
eux-memes la police fluviale, qui n'a été accordée, en aval de 
Galatz, A une Commission d’un charact£re international, que due 
manidre exceptionnelle.. Ce que le trait& de Berlin a decide. 
c'est que le nonveau röglement, qui sera mis en vigueur en amon! 
de Galatz, contienne les mêmes dispositions que celui qui regit 
le tleuve en aval, dans le but &vident d’assurer la liberte de 
navigation, ainsi que l’egalit& de traitement pour toutes les na- 
tions. Si on döcide que la police fluviale des eaux du Danube 
n'appartient plus aux Etats riverains, l’exterritorialit@ du Bas 
Danube est prononc6e pour la partie du fleuve sup6rieur, ce qui 
certainement n'est conforme ni & la lettre ni & l’esprit du Trait? 
de Berlin. 

Une Commission speciale doit surveiller l’application du 
röglement de navigation et de police. Sa composition a &i 
lobjet de vifs d&bats. Ceux qui doivent y prendre part d’une 
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maniere incontestable, ce sont les Etats riverains qui on les droits 
et les interets les plus directs. Toute autre participation & 
lexercice de la surveillance ne saurait &maner que de l’Europe 
et en vertu d’un mandat special. Cette participation parait ötre 
utile et même necessaire; d'un cöte, pour assurer completement 
le rgime de liberte et d'égalité &tabli sur le Danube, de l’autre, 
pour donner des gages d’impartialit& aux int6rets consid6rables 
que le commerce &tranger possede sur la partie du fleuve dont 
il est question. Aussi, l’adjonction aux trois membres des Etats 
riverains membres appartenant a la Commission Europeenne du 
Danube est-elle une consequence naturelle et logique de la si- 
tuation. 

Les interets generaux de la navigation demandent imperieu- 
sement que la Commission de surveillance soit &troitement liée 
a la Commission Europeenne, non seulement par les membres 
qui participeront à ses travaux, mais aussi par la surveillance 
constante qu'elle aura A exercer afin que les principes de la 
lihert® de navigation soient toujours et en toute circonstance 
sauvegard6s. 

Partant de ces points de vue, j'’examinerai les divergences 
qui se sont produites au sein de la Commission speciale, dans le 
but de concilier les interets généraux de la navigation avec nos 
propres intöröts et ceux des autrss Etats, et d’aboutir ainsi à 
une entente commune, dont le r&sultat serait le developpement de la 
navigation sur la grande artere fluviale qui traverse notre pays. 

En ce qui concerne le rögime de la navigation et de la police 
fiuviale, l’entente pourra s’&tablir aussitöt que nous ferons pre6- 
valoir le grand principe de la liberte, auquel nous nous sommes 
associes des le commencement des delib6rations. 

Aussi, les reserves faites par notre Délégué aux articles 6, 
3 et 67 du röglement n’ont-elles été produites en réalité qu’ä 
la suite des divergences survenues dans la Commission au sujet 
de Vex&cution et de la surveillance de ce röglement. 

La libert® du Danube &tant proclam6e, il est certain que 
les lignes douanitres des Etats qu'il traverse se trouvent placées 
sur les rives du fleuve. Tant qu'une operation de commerce 
avec la rive n'a pas eu lieu, l’action douani6re ne peut s’exercer 
sur les bätiments en voie de navigation ou A l’ancre dans le lit 
du fleuve. Le texte adopté par la majorit6 A l’article 6 parait 
done suffire complötemant pour sauvegarder les droits des rive- 
rains, car on ne saurait subordonner la libert& de navigation aux 
Mesures plus ou moins complötes et efficaces des differentes ad- 
ministrations douanieres. 

De l’article 1-er du röglement proclamant la navigation 
entierement libre et plagant les bätiments marchands de toutes les 
nations sous les conditions d’une parfaite &galite, il rösulte qu’on 
ne peut admettre de distinetion entre les bätiments de mer et 
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les bätiments ou transports fluviaux. L’introduction d’un traite- 
ment diffrent, en ce qui concerne les papiers de bord, ne sanrait 
done ätre soutenue rigoureusement, car on ne pourrait pas forcer 
les bätiments de mer à se munir de deux pagiers de bord, les 
uns provenant du pays auquel ils appartiennent, les autres de 
l'autorit& d'un des Etats riverains. Une inegalit& de condition 
pourrait aussi donner lieu à l’&tablissement de droit de p£age, 
bases uniquement sur le fait de la navigation du fleuve, ce qi 
serait contraire à l’article 2 du reglement, 

La liberte complete du pilotage a &t& inscrite dans l’article 67. 
Neanmoins, en vue des difficultes que la navigation pr&sente dans 
certaines localites, on a cere& un service de pilotes brevet&s par 
la Commission, dont l'’emploi reste facultatif. Cette disposition 
semble preferable à la mesure d’&tablir des pilotes brevetées par 
plusieurs autorites fluviales, ce qui aurait pour consequence une 
confusion et des malentendus au detriment des facilit&s qu'on a 
voulu ereer en faveur de la navigation. 

La disposition qui soumet le fleuve, dans la section de Galatz 
à Braila, aux röglements de navigation et de police de la Com- 
mission Europeenne, ne le place pas sous l’autorite de cette Com- 
mission et ne lui donne pas vis-A-vis de la Commission de sur- 
veillance le caractöre d’exterritorialit£ qu’on les eaux du Bas- 
Danube en aval de Galatz. C'est dans ce sens que doit ätre 
comprise la r&serve du Del&gu& de Roumanie à l’article 96, et 
nullement dans celui d’etablir une difförence entre la navigation 
maritime et la navigation fluviale. 

Si nous passons de ces dispositions generales à celles qui 
concernent la police fluviale, on ne saurait la soumettre & deux 
regimes, celui des riverains dans les ports et les eaux de&clardes 

“appartenant aux ports, et celui de la Commission de surveillance 
sur le reste du Danube, — de même qu'on ne peut exiger que 
les Etats riverains, par un sectionnement artificiel du fleuve, 
soient declarde défchus de la possession et de l'autorité qui leur 
appartiennent en vertu du droit des gens et des traites. Il re- 
sulterait meme de l’adoption de ces mesures une confusion d'idees 
et de droits, un malaise de situation, qui ne tarderaient pas & 
se faire sentir. Le sectionnement du fleuve d’apr&s la possessiou 
actnelle des riverains est donc une necessit& qui resulte des droits 
et des faites existants. Il en est de même de la police fluviale. 
Elle doit &tre exerc&e dans leurs propres eaux par les Etats 
riverains et en leur nom, conform&öment aux prescriptions du 
reglement, au moyen d’agents nommés parfeux; et l’action de 
la Commission de surveillancee commencera là oü il s’agirait 
d’une mauvaise application des röglements ou du maintien de 
Tunite de cette application et des interets généraux de la nari- 
gation. 

La Commission de surveillance exercera donc ses attributions 
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par son inspecteur, — par le droit d’appel qui doit lui être 
devolu tant en la qualit& qui lui est accordee par sa propre 
constitution, que par la n&cessit6 de maintenir l’unit& dans l’appli- 
eation des dispositions röglementaires, — enfin par l'influence 
que ne peut manquer d’acquerir une autorit& appelöe à main- 
tenir les grands prineipes qui r&glent la navigation des fleuves 
internationaux. 

En ce qui regarde les d&penses d’administration proprement 
dite et de travaux & faire dans le fleuve pour ameliorer sa si- 
tuation, il est logigue qu'elles soient support6es par les riverains, 
du moment oü, conform&ment aux principes les plus larges en 
cette matitre, toute restitution de d&penses, m&me utiles, faites 
en faveur de la navigation, a &t& abandonnde. II est tout aussi 
naturel que des depenses et des charges nouvelles ne peuvent 
etre imposees aux Etats riverains sans leur consentement, car 
on doit tenir compte des exigences, pour certains Etats riverains, 
du rögime constitutionnel, en vertu duquel toute d&pense de l’Etat 
est basde sur un vote special et annuel du Parlement. 

En me referant aux arguments &mis plus haut sur la com- 
position de la Commission de surveillance, lintroduetion de Dé— 
lögues appartenant d&jä & la Commission Europeenne du Danube 
necessitera que son siöge soit A Galatz, qui deviendra ainssi le 
eentre de l’action de police fluviale et de navigation sur le Da- 
nube. C'est de lä que l’influence bienfaisante de la Commission 
Europ&enne se fera sentir plus efficacement et plus promptement. 

J'aime à esp6erer que les idees qui viennent d’&tre exposdes 
eontribueront A amener le rapprochement si dösirable, et que des 
amendements aux projets de la majorité et de la minorite finiront 
par etablir une entente complöte, qui donnera satisfaction A tous 
les droits et à tous les intörets. 

C'est dans ces vues que je joins aux prösentes instructions 
une redaction amendee des articles 97 à 108 du Röglement de 
navigation, de police fluviale et de surveillance pour la partie 
du Danube depuis les Portes-de-Fer jusqu’A Galatz. 

En terminant, j’attire portieulitrement votre attention sur le 
prix que met le gouvernement du Roi, non seulement à ce que 

Commission de surveiilance soit rattach6e à la Commission 
Europgenne du Danube, mais à ce que cette dernière ait le droit 
et Tobligation de veiller à la sauvegarde du grand principe de 
la libert6 et de l’&galitö de la navigation, et que son existence 
sit reconnue et maintenue dans toute son integrite, ainsi qu'elle 
a été 6tablie, d&veloppee et fixe par les Traitees de Paris, de 
Londres et de Berlin. J’ajouterai que c'est la une conditio sine 
qua non de l’assentiment du gouvernement Roumain & l’6tablisse- 
ment de la nouvelle autorit& fluviale qu’on désire er&er. 

Veuillez agreer, etc. 

(Signe) D. Stourdza. 


— —— 
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Annexe à la döpäche du 7 Novembre 1882. 
Article 1. (97) 


L'execution du present röglement est placée sons la sar- 
vejllance d'une autorit& fluviale, dite Commission de surveillanc. 
dans laquelle la Commission Europeenne du Danube sera re- 
presentee par deux Delegues, et les Etats riverains, à savoir, 
la Bulgarie, Ja Roumanie et la Serbie, chacun par un Délégué 
L’un des membres de la commission de surveillance, sera nommf 
à la majorite des voix par la Commission Europ&enne pour tote 
la duree de la Commission. 

L’autre membre sera design& ä ce möme effet par orire 
alphabetique des Puissances. 

Le roulement alphabetique ne pourra pas designer les D*- 
legu@s de la Commission Europ&enne que figurent deja dans la 
Commission de surveillance à un titre quelcongne. 

La presidence sera devolue à celui qui repr6sentera la 
Commission Europ€enne pour toute la durdee de la Commissios 
de surveillance. 

La Commission de surveillance fera parvenir à la Commi+ 
sion Europeenne la programme de ses travaux au mois avant 
l'ouverture de chaque session. 

La Commission Europ&enne pourra demander a la Com- 
mission de surveillance, pour les modifier au besoin, les decision 
qui toucheraient à la libert& de la navigation ou & linterpreta- 
tion des règlements. 


Article 2. (98) 


Les pouvoirs de la Commission de surveillance auront ur 
duree egale à ceux de la Commission Europeenne du Danuke. 


Article 3. (99) 


La Commission de surveillance a pour mission de veiller 
la stricte observation des r&glements et de proposer les mesure 
necessaires pour l’amelioration de la navigabilite du fleuve & 
le developpement de la navigation. 

Dans ce but, elle nomme l’inspecteur, Iui donne des instrac 
tions et recoit ses rapports: elle recueille des &l&ments de natur 
a l’&clairer sur la maniere dont les röglements sont exécutés 
elle redige des comptes-rendus periodiques sur le mouvement et 
l'etat de la navigation; elle donne des instructions, par l’entre- 
mise du Délégué de l’Etat riverain respectif, a tous les agents 
de la police fluviale; enfin, elle juge en appel tous les litigrs 
dont elle aura &t& saisie par la partie int6ressee conformemen! 
au present reglement. 

La Commission de surveillance tiendra chaque annde deut 
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sessions ordinaires qui seront fix&ees de maniöre à &viter la 
rennion simultanee de la Commission de surveillance et de la 
Commission Europeenne. 

Les decisions seront prises à la majorit& des voix, sans que 
toutefois la Commission de surveillance puisse par ses d&cisions 
imposer a un Etat riverain quelconque des obligations ou des 
charges nouvelles, auxquelles il n’aurait pas prealablement 
consenti. 

Elle arrötera elle-möme le röglement interieur pour l’ordre 
de ses travaux, ainsi que les instructions speciales A ses agents 
tonchant l’exereice de la surveillance, sauf les points sur les- 
quels le present röglement aura statu& lui-m&me. 

La Commission procedera, dans sa premiere session, à la 
nomination des agents designes A l'art. 5 sous les N-os 1 et 4. 

Le r&glement interieur et les instructions d’un caract£ere 
general et röglementaire, telles que celles dont il est question 
dans l’art. 9 de l’Acte-public du 2 November 1865, relatif à la 
navigation des embouchures du Danube, seront communiques 
prealablement à la Commission Europ6eenne, et ne seront ap- 
pliques qu'après que celle-ci les aura trouves conformes aux 
prineipes qui ont servi de base au present röglement. 


Article 4. (100) 


Les frais d’administration seront ä la charge exclusive des 

Etats riverains. Il seront support&s dans la proposition suivante: 
4 septiömes pour la Roumanie, 
2 septiömes pour la Boulgarie, 
1 septieme pour la Serbie. 

A la seconde r@union ordinaire, la Commission surveillance 
firera son budget pour l’annde suivante. 

Les contributions des Etats riverains seront faites d’avance 
pour chaque semestre. Les amendes pergues pour contravention 
an pr&sent r&öglement seront versdes dans la caisse de la Com- 
mission de surveillance pour ötre affectees aux besoins du service, 
et diminueront d’autant la part contributive des Etats riverains 
dans les frais d’administration. 


Article 5. (101) 


Les agents ci-apr&s d&signes fonctionneront, chacun dans le 
ressort qui lui sera assigne, savoir: 
1) Un inspecteur; 
2) Des sous-inspecteurs: 
3) Des capitaines de port; 
4) Un secr&taire et des agents subalternes. 
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Article 6. (102) 


Les agents designes A l’article précédent seront choisis 
parmi des personnes competentes; ils seront nomme&s et retribus 
ainsi qu'il suit: 

L’inspecteur sera nomme& et retribu@ par la Commission de 
surveillance, ainsi que le secretaire et les agents subalternes, et 
fonctionneront directement sous ses ordres. 

Les sous-inspecteurs et les capitaines de port seront nomme&s 
et retribu6s par les Etats riverains respectifs, lesquels feront 
part à la Commission de surveillance de la nomination de ces 
agents ou de leur remplacement. 


Article 7. (103) 


L'inspecteur est appel& ä veiller & la striete observation des 
dispositions du present röglement et à mettre de l’ensemble 
dans son application. 


Article 8. (104) 


La Danube, sur la rive gauche, sera divise en 4 sections: 

La premiere s’e&tendra des Portes-de-Fer à Beket inelusi- 
vement; 

La seconde, de Beket jusqu’a Zimnicea inclusivement; 

La troisicme, de Zimnicea a Calarash-Silistrie: 

La quatri&me, comprenant les deux rives, de Calarash- 
Silistrie jusqu’a Galatz inclusivement. 

Sur la rive droite, il sera divis& en 3 sections: 

La premiere s’&tendra des Portes-de-Fer jusqu'à l'embou- 
chure du Timok; 

La seconde, du Timok à Nicopolis inclusivement; 

La troisiötme de Nicopolis à Silistrie. 

Chaque section s’&tendra jusqu'au thalweg. 

La police fluviale dans chaque section sera faite par les 
sous-inspecteurs et les capitaines de port nommés par les Etats 
respectifs. Pour la quatri&me section, il y aura un seul sow- 
inspecteur, pour les deux rives, nomme par la Roumanie. es 
agents auront à se conformer, dans l’accomplissement de leur 
täche, aux instructions que leur donnera la Commission par 
lentremise du Délégué de Il’Etat dont ils relövent. 

La residence de chacun de ces agents sera ult&rieurement 
fixe par les Etats respectifs de concert avec la Commission de 
surveillance. 


Article 9. (105) 


Les Etats riverains pröteront a la Commission de surveillance 
2 eoncours dont elle pourra avoir besoin dans l’accomplissement 
e sa täche. 
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Article 10. (106) 


Les ports ou öchelles situ6s sur le parcours de chaque 
section fluviale, et pour lesquels les Etats riverains auront 
institu& des capitaines de port, conform&ment aux dispositions 
du present röglement, ne seront pas compris dans le ressort du 
sous-inspecteur de la section. 

Les ports ou &chelles serönt places sous la juridietion des 
capitaines de port lesquels relöveront directement, ainsi que les 
sous-inspecteurs, de l’Etat qui les aura nommös. Ils suivront 
neanmoins les instruction de l’inspecteur, ponr tout ce qui con- 
cernera leur action sur la voie fluviale 

On entend par la dönomination de port, au sens du present 
röglement, toute la partie du fleuve comprise entre deux lignes 
droites partant, normalement aux rives, des limites d’amont et 
daval des dits ports ou chelles et se prolongeant jusqu'au thalweg. 

Si la rive opposee appartient au même Etat, le port com- 
prend &galement la partie du fleuve située au-delä du thalweg 
entre les deux lignes prolongses jusqu’A la dite rive, à moins 
toutefois qu’il m’existe sur les rives, dans les mömes eaux, un 
port ou @chelle muni d’un capitaine de port. 


Article 11. (107) 

Les attributions speciales de la police judiciaire fluviale 
seront exerc&es par les sons-inspecteurs et les capitaines de port, 
par chacun dans la domaine de son ressort. Ces agents con- 
naitront en premiere instance des contraventions au pre&sent 
röglement et appliqueront les amendes prövues par le dit rögle- 
ment. Les sentences seront rendues au nom du souverain du 
pays qui les aura nomme6s. Les appels contre ces sentences 
seront portes devant la Commission de surveillance qui jugera 
en dernier ressort. 


Article 12. (108) 
La Commission de surveillance aura son siege à Galatz. 


Anmerkung C. 


Le Ministre des Affaires Etrangöres aux Envoysös de Rou- 
manie & Londres, Paris, Rome, Vienne, Berlin, St. Pöters- 
bourg et Constantinople,. 

9 Decembre 1882, 
Monsieur U’ Envoye, 
Le trait& de Berlin a rendu la Roumanie souveraine des 


embouchures du Danube. Elle a succ&d& à la Turquie, sans re- 
strietion aucune, dans la possession de ce territoire. 
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Aussi, l’article 53 du traité a-t il introduit la Roumanie 
dans la Commission Europ‘enne du Danube au même titre que 
les grandes Puissances qui y partieipaient déjà depuis le traite 
de Paris. | 

C'etait un acte de justice et d’&quit que de reconnaitre la 
position exceptionelle occupee par la Roumanie et les interits 
considerables qu’elle possede sur la partie du fleuve, soumise ä 
la juridietion de la Commission. On ne pouvait la destituer de 
son action normale sur des eaux dont on venait de lui donner 
la possession. 

Aux termes de l'article 54 du traite, une deeision doit etre 
incessamment prise sur la prolongation des pouvoirs de la Com- 
mission Europ‘enne. La reunion d’une Conference appelee 4 
consacrer cette prolongation est imminente 

La participation de la Roumanie à cette conference paralt 
etre indiqu6e par la nature m&eme des choses,. 

Des lors que la possession des embouchures du fleuve lu 
a 6te devolue, et qwelle a &t& admise dans la Commission 
Europeenne du Danube, elle ne saurait etre exelue d'une Reunion 
convoquee specialement A leffet de decider sur llexistence et 
l’organisation möme de cette institution, 

I est A considerer que le droit de participation de la Roo- 
manie se fonde tant sur les propositions anciennes et permanentes 
du droit international que sur la situation r&emment consaere 
par l’Europe. 

En effet, d’une part, le protocole du Congrös d’Aix-la-Cha- 
pelle du 15 Novembre 1818 statue que „dans le cas oü der 
reunions auraient pour objet des affaires sp@cialement liees aux 
interets des autres Etats de l’Europe, elles n’auront lien que 
sous la reserve expresse de leur droit d’y participer.“ 

D’autre part, la Roumanie a signé avec les autres Puissances 
„l’Acte additionnel A l’Acte publie du 2 Novembre 1865, relatif 
A la navigation des embouchures du Danube, en date du 28 Mai 
1881,“ ainsi que „le Röglement de navigation et de police appli- 
cable à la partie du Danube comprise entre Galatz et les embou- 
chures arröte par la Commission Europeenne le 19 Mai 1881.“ 

La signature du plenipotentiaire Roumain impliquait des 
lors que la Roumanie serait 6galement appel6e A se prononcer 
direetement, et de pair avec les autres Puissances, sur toutes 
les questions relatives à la Commission Europ6enne du Danube. 

Enfin, il est utile d’observer que le cabinet de Vienne, par 
nne Note adressee au gouvernement Royal A la date du 11 Avril 
a. c., s’est montr‘ favorable à la participation actuellement re 
vendiqu6e par la Roumanie. 

“ Aussi, le gouvernement du Roi est il persuad& que les vues 
des autres Cabinets ne seront pas moins bienveillantes, et ne 
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denieront pas à la Roumanie un droit que lui a été dejä re- 
connu par leur propres decisions. 

Vous ötes autorise, Monsieur PEnvoyé, A exposer les consi- 
derations ci-dessus enoncdes A 8. E. Monsieur le Ministre des 


Affaires Etrangöres de....... et A lui laisser copie de la 
presente depäche. 


Venillez, etc. 
(Siene) D. Stourdza. 


Anmerkung D. 


Le Ministre des Affaires Etrangöres aux Reprösentants 
de Roumanie à l’Etranger. 


10 Decembre 1882. 
Monsieur U’ Envoye, 


Les negoeciations qui ont eu lieu A Vienne pour amener 
lentente si d6sirable entre le gouvernement du Roi et celui 
«’Autriche-Hongrie sur la question du Röglement de navigation, 
de police fluviale et de surveillance depuis les Portes-de-Fer 
jusqu’A Galatz, n’ont malheureusement pas abouti. Le Comte 
Kalnoky a declar& nos propositions inacceptables, comme 
seloignant des principes du projet Barrere. 

Les divergences entre les deux propositions portent sur 
deux points prineipaux: — l’exereice de la police fluviale, — la 
composition de la Commission de surveillance. 

Le projet Barrere enlöve aux Etats riverains l’exereice de 
la police fluviale et le donne à la Commission mixte, &tablissant 
ainsi sur la partie du Danube depuis Galatz jusqu'aux Portes- 
de-Fer l’exterritorialit& du fleuve, qui n’avait été stipul&e par le 
Trait6 de Berin que pour la partie en aval de Galatz. 

En vertu du projet Barrere, les riverains ne possedent plus 
qu'une domination th6orique sur la partie du fleuve qui est leur 
propri6te. La domination effective du fleuve est remise A la 
Commission mixte, composde de Délégués de la Bulgarie, de la 
Serbie et de la Roumanie comme Etats riverains, de l’'Autriche- 
Hongrie, au titre special de ses intöröts commereiaux, et de la 
Commission Europsenne du Danube. C'est l’Autriche - Hongrie 
qui a la position preponderante dans la nouvelle Commission & 
laquelle on pr&pare en mäme temps la succession de la Com- 
mission Europeenne à l’&cheance de la nouvelle prolongation qui 
ni sera accordee. 

Le projet du gouvernement Roumain revendique pour les 
Etats riverains leur droit incontestable d’exercer la police fluviale 
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sur leurs eaux, conform&ment au r&glement, tout en se soumettant 
A la surveillance et au contröle de la nouvelle Commission, qui 
est en outre chargee de veiller A l’application uniforme des 
regles &tablies. 

Dans la composition de la Commission, le projet Roumain 
tient compte de l’elöment plus directement interesse des Etats 
riverains, et des interets generaux de la liberte de navigation 
et de l'égalité des pavillons. 

Il n’a pas néanmoins perdu de vue les intsrets considörables 
que l’Autriche-Hongrie possede sur le Bas-Danube, et lui a 
assur6 une place speciale dans la Commission de surveillance, 
en vertu d'un mandat Europeen. Le projet Roumain relie plus 
etroitement les deux Commissions, donne une influence plus con- 
siderable & la Commission Europ@enne, et n’en prejuge pas dis 
A prösent la dissolution. 

Le prineipe qui a donne naissance à la r&glementation de 
la navigation da Danube par les traitös de Paris, de Londres 
et de Berlin, 6tait que les intéréêts généraux de la navigation 
sur ce fleuve ne pourraient être sauvegardes que par la prösen« 
et la collaboration constante de l’Europe. Un quart de siece 
a prouv& combien ce prineipe a 6t6 salutaire, necessaire, indis- 
pensable. Les interets de toutes les nations ont &t& sauvegard&s, 
et ces interets generaux, se multipliant de jour en jour, ont fa- 
vorise les interets sp6eiaux des riverains du grand fleuve. 

Il &tait done naturel de relier Ja Commission de surveillance. 
qu’on vonlait &tablir entre les Portes-de-Fer et Galatz, à l’existence 
et au maintien de la Commission Europeenne du Danube. Qu 
pourrait en effet mieux veiller & ce que l’application des grands 
prineipes de la navigation internationale füt effective, à ce quil 
ne s’y glissät une action pröponderante, une influence exclusive, 
de nature A entraver le d&eveloppement &gal et &quitable du com- 
merce et de la navigation? 

Le but du Trait& de Berlin &tait de faire beneficier, sur 
une plus grande 6tendue, la navigation du Danube des principes 
d’egalit& et de liberte. Ces prineipes, la Roumanie les a tous 
jours respectes, et il ne lui 6tait pas difficile de donner son 
concours à leur developpement, car elle ne jouissait d’aucun pri- 
vilege particulier auquel elle eüt dü renoncer. Pourrait-on par 
contre soutenir que le trait de Berlin ait eu en vue de fair 
disparaitre la Commission Europeenne, & laquelle il venait de 
donner une extension de juridietion et de droits, ou qu'il ait eu 
l'intention de substituer, dans un court délai A cette Commission 
internationale, gardienne des intérêts généraux, une autre insti- 
tution dans laquelle l’action Europ6enne eüt fait place ä celle 
d’une seule Puissance ? 

Des raisons majeures ont donn& lieu, il est vrai, & une situs- 
tion exceptionelle dans les eaux des embouchures du Danube eı 
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aval de Galatz. Mais, c'est dans l’interet —** cedeſt 
situation a été cr&&e sur la partie maritime du fleuve vu proi 
de TEurope m&me, reprösentee avec des droits egaux par les 
sept grandes Puissances auxquelles a été adjointe ulterieurement 
la Roumanie. Aucun Etat ne devait avoir une pr&ponderance 
queleonque.. La Commission Europsenne fut revetue de droits 
et de privileges au depens des Souverains territoriaux, mais au 
profit de la navigation et du commerce de toutes les nations. 
lustituéée par le trait& de Paris de 1856, pour mettre cette partie 
üu leuve „dans les meilleures conditions possibles de navigabilit6*, 
la Commission, „agissant en vertu de ce mandat, est parvenue 
i realiser d’importantes am&liorations dans le regime de la navi- 
gation, notamment par l'ouverture de l’embouchure de Soulina 
aux bätiments d’un grand tirant d’eau, par l’ex&cution de tra- 
vauıx de correction et de curage dans le cours du mäme bras, 
par l’enlevement des bätiments naufrag6des et par l’6tablissement 
Jun systeme de bouées, par la construction d'un phare à l’em- 
bouchure de St. Georges, par l’institution d’un service r&gulier 
de sauvetage, et par la cer&ation d’un höpital de marine a Sou- 
— enfin, par la règlementation de la navigation et la police 
uviale*. 

C'est ainsi que l’autorit& de cette Commission n'a fait que 
grandir avec chaque annee de son existence, que son maintien 
est devenu une nécessité de premier ordre, et quelle est consi- 
re à juste titre, comme devant prösider encore longtemps à 
la surveillance du regime international du Danube. 

La Commission Européenne a er&& la navigation des embou- 
chures du fleuve, mais sa situation en amont de Galatz est toute 
üfferente et ne presente pas jusqu’aux Portes-de-Fer des diffi- 
eultes pour la navigation, qui a toujours été trös active dans 
ces eaux. 

Aussi, l'intention du trait& de Berlin etait-elle „de prolonger 
les pouvoirs de Ja Commission Europ&enne du Danube“ et „d’ela- 
borer des röglements de navigation, de police fuviale et de 
surveillance, depuis les Portes-de-Fer jusqu’& Galatz, harmoni- 
sant avec ceux édictés pour le parcours en aval de Galatz.“ 

‚. C'est sur ce terrain, le senle juste et &quitable, qu’on doit 
eriger la Commission de surveillance. 

Si les Etats riverains doivent y partieiper à cause de leurs 
ınterets immediats et considsrables, et à cause de leur position 
meme de Souverains des rives et des eaux du fleuve, — la Com- 
hission Europ6enne ne peut pas ne pas ©tre appelde à envoyer 
ss Delögues pour sauvegarder, en amont de Galatz, les interets 
seneranx qu'elle defend elle-möme en aval. 

Telles sont les raisons majeures qui font de la Commission 
de surveillance une &manation de la Commission Europ6enne et 
(u s’opposent A ce que cette nouvelle creation soit le premier 
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pas vers l’&loignement de l'influence Europeenne sur la navigation 
du Danube. Comment pourrait-on introduire logiquement d’autres 
el&ments dans la Commission de surveillance que ceux immediate- 
ment et directement interesses et ceux qui y entrent avec un 
mandat Europeen? Faire participer & la Commission de sur- 
veillance un Etat quelconque à un titre exceptionel, qui ne tire- 
rait origine ni de la puissance territoriale de cet Etat, ni dun 
mandat Europeen, serait créer à la nouvelle Commission une 
position qui ne la rattacherait pas à la Commission Europeenne, 
en ferait des le debut sa rivale, et lui assurerait sa succession 
d’autant plus facilemement, qu'il suffirait, pour l’obtenir, de la 
disparition du Délégué Europeen. Dans ce cas, il est clair que 
les riverains resteraient en face de la Puissance dotéé d'une 
position exceptionnelle, et qu'on substituerait ainsi les interets 
partieuliers aux interets communs reprösentös aujourd’hui par 
l’Europe. Ce nouveau regime embrasserait aussi les eaux des 
embouchures du fleuve oü les intsröts de la Puissance à laquelle 
on aurait accord& la pr&ponderance peuvent ätre peu considerables 
Les interets généraux des nations peuvent r&clamer que les 
riverains d’un fleuve international abandonnent certains droits 
stroitement li6s A toute souverainete, et soient surveill&s dans 
l’exereice de certaines fonctions sur le fleuve par une Commission 
speciale defendant les interets gensraux. Mais, on ne saurait 
deduire de ces pr&misses l’abdication complete de tous droits et 
la cessation de toute autorit6 sur les eaux fluviales de la part 
des riverains. Ils doivent donner autant qu’il est n&cessaire pour 
assurer le rögime fluvial. Sous ce rapport, la Roumanie a fait 
dans les eaux maritimes du Danube complete abstraction de 4 
situation territoriale Dans ces eaux, c'est en faveur de ]'Europ 
et des grands travaux qui devaient les rendre navigables quelle 
a restreint ses droit souverains. En faveur de quelle idee large 
et generale la d&possederait-on sur la partie en amont de Galatz’ 
Donner à certains Etats des garanties particuli6res et efü- 
caces, pour les interets considerables de leur commerce, n'implique 
pas que ces interets puissent leur créer un titre quelconque egal 
aux droits des Etats riverains et en vertu duquel ils r&clame- 
raient une pr&öponderance basee sur l’absorption des droits des 
riverains. Encore faudrait-il 6tablir la preuve qu’une pareille 
situation, avce les privil&ges dont elle serait entourée, füt indis- 
pensable pour la protection de ces interöts. 
Les principes ci-dessus &nonces paraissent ne pas pouvolf 
etre contestes. Une action contraire serait une innovation dans 
le regime de la navigation des fleuves internationaux, plus encore, 
une restrietion des princips établis sur cette matiere par ın 
progres constant depuis un siecle, 
Nous ne nions pas aux grandes Puissances voisine de la 
Roumanie le droit de sauvegarder leurs interets. Ne peuven!- 
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elles pas le faire sans aucune entrave, en participant aux travaux 
de la Commission Europeenne? Serait il juste de prötendre que 
ces interöts ne peuvent être sauvegardes qu'ä la condition de 
meconnaitre ou d’annuler les nötres? 

Le monopole de la navigation que la Compagnie austro-hon- 
groise a de fait sur une grande partie du Danube, ne peut donner 
à l’Autriche-Hongrie un droit de souverainet6 sur les eaux du 
fienve, tel qu'il ne pourrait exister que pour les riverains.. On 
ne saurait devenir souverain d’une riviere par l’unique raison 
qu’on a des interöts de commerce et de navigation A defendre. 
Ce que l'Autriche-Hongrie a le droit de r&clamer, ce que nous 
Ini aecordons volontiers, c'est de participer A la surveillance de 
ces interets. Ce droit, elle ne peut n&anmoins le reclamer comme 
riveraine, en vertu d'une souverainets qu'elle ne possede pas sur 
la partie du Danube en aval de Portes-de-Fer. Ce droit, elle 
ne peut l’avoir qu’en vertu d'un mandat Europeen. 

L’Autriche-Hongrie a elle-möme reconnu cette situation, 
quand elle a accept& de faire partie du Comit& d’&tudes du nou- 
veau reglement, & la suite de la proposition du Délégué de la 
Grande-Bretagne dans la Commission Europ6enne, portant „qu'il 
serait opportun de former exelusivement le Comit& d’&tudes de 
Delegues des Puissances non riveraines de la partie du fleuve, 
afin de mettre tous les Etats riverains dans des conditions iden- 
tiques à l'égard de la pr&paration d'un reglement qui a pour 
eux un interet special.“ 

Les intsrets de la Compagnie austro-hongroise seraient-ils 
plus eonsiderables et plus importants que ceux du commerce 
meme de la Roumanie? Et celle-ci n’a-t-elle pas constamment, 
depuis un demi-siecle, fourni à cette compagnie toutes les faci- 
litös possibles qui ont contribu& pour beaucoup à son d&veloppe- 
ment et A sa puissance? 

En reconnaissant les interets d’autrui, en leur donnant pleine 
&curit& et sauvegarde, en acceptant toute surveillance sup£rieure, 
afin que les droits et interöts d’aucun ne fussent léſsés, la Rou- 
manie fait tout ce qu'elle doit. On ne saurait exiger d’elle quelle 
abandonne sa position et ses intörets. 

L'Autriche-Hongrie s’est reserv&e une situation exclusive sur 
le Danube en amont des Portes-de-Fer Sans vouloir examiner 
ce qui justifiait cette restriction aux dispositions du trait& de 

aris, nous n'y saurions trouver une cause A sa pr&ponderance 
sur le Danube en aval des Portes-de-Fer. 

Si on accorde une pr&ponderance A un de nos puissants 
voisins, ne devrons-nous pas l’accorder töt ou tard aussi & l’autre? 
Et, dans cette lutte d’influence politique, que deviendraient nos 
intröts &conomiques? Serait-il juste qu'ils p6riclitent, tandis que 
ce sont enux qui dominent le Danube depuis les Portes-de-Fer 
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jJusqu’& la mer et qui donnent l’aliment le plus considerable A 
la navigation? 

En &mettant les principes ci-dessus enonc&s, le gouvernement 
du Roi pense defendre non seulement les propres interets de la 
Roumanie, mais les interets généraux de la libert& de navigation 
et d’egalit€ des pavillons, — n’empieter ni sur les droits ni sur 
les interets d’autres Etats, — et accorder aux interets austro- 
hongrois toute protection et toute securite. C'est done avec m 
vif regret que nous devons constater le rejet de nos propositions 
par le cabinet de Vienne. Nous laisserons au temps de prouver 
que notre resistance n’a pas eu sa source dans un esprit d’hosti- 
lite, soit generale contre les deeisions de l’Europe, soit particu- 
liere contre le grand Empire voisin. Des grands interets &cono- 
miques indiquent une entente des deux Etats voisins comme ntile 
et profitable: mais, pour que cette entente soit solide, il faut 
qu’elle soit basee sur le respect des droits et des interäts rici- 
proques des parties. 

Tel est, Monsieur l'Envoye, l’ordre d’idees ot vous vondrez 
bien vous placer pour justifier notre attitude. Tels sont les 
arguments que vous etes prie de faire valoir, A titre de pour- 
parlers simplement verbaux, au sujet d’une question oü la Roo- 
manie est si &minemment interesse 

Veuillez, ete. 

(Signt) D. Stourdza. 


Anmerkung E. 
Le Comte Granville aux Ambassades de Sa Majeste. 


Foreign-Office, 11 Decembre 1882. 


My Lord, 
Sir, 


La Roumanie n’ayant pas pris part de Berlin ne peut pas, 
en droit, demander une place & une conference convoquee pour 
deliberer sur un des articles du Traite. Mais, par l'art. 58, 
elle est devenne un membre de la Commission Europ6enne da 
Danube, et, par cons&quent, il serait juste qu’elle füt plac6e dans 
la position la plus favorable pour exposer ses opinions à toute 
conference qui se reunirait conformement & l’invitation que le 
gouvernement de S. M. a faite aux Puissances pour l’examen 
de certaines questions qui se rapportent A la navigation du 
Danube. Voudriez-vous done communiquer au gouvernement 
pres duquel vous ötes accrédité ma pr&cedente dépéche. Vous 
donnerez à entendre confidentiellement que, quoique le gouver- 
nement de S. M. ne desiderait en aucune facon antieiper sur 
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les decisions des Puissances dans la conf6rence en s’adressant A 
la Roumanie pour ötre r&presentee à une telle assemblee, il 
serait heureux d’apprendre que le gouvernement ....... serait 
favorablement disposse A re que la Roumanie füt invitée à en- 
voyer un representant, q.ınd les Puissances seront assemblées 
en conference, qui assisterait à ses röunions sur le même pied 
que celui des Puissances signataires du trait& de Berlin. 
BE 
(Signe) Granuwille. . 


Anmerkung FE. 


Es ist interessant, die k. k. Ausführung hierüber 
zu hören: 


„Pro memoriä“ communiqu6 au Comte Granville par le 
Comte Kärolyi. 


19 Janvier 1883. 


Comme la Roumanie continue à s’agiter pour obtenir une 
modification de la proposition Barrere, le gouvernement Austro- 
Hongrois desire, vu l’ouverture prochaine de la Conf6rence, ne 
laisser aucun doute, qu’en aucun cas, il deviera des principes 
essentiels de cette proposition. Ces principes sont les suivantes: 

I) Nous considerons que c'est un droit qui nous appar- 
tient') d’&tre r6presentes par un Delögu& dans la Commission 
pour cette partie du fleuve entre Galatz et les Portes-de-Fer. 
N nous est impossible d’admettre les vues de la Roumanie, que: 
4 partir da point oü le Danube quitte notre territoire, les Etats 
riverains seuls ont le droit de röglementation pour les inter6ts 
de Ja navigation, qui est pourtant là, presqu’exclusivement, 
autrichienne. Ce serait equivalent à l’abandon sans defense de 
008 interets si nous n'insistions pas sur ce point, qui, de plus, 
a obtenn l’assentiment de toutes les Puissances. 

2) Nous ne pouvons confier qu’& la Commission mixte l'éxé- 
eution dn R£glement de police fluviale et non aux autorites 
territoriales, car, en ce qui touche les interöts de notre naviga- 
tion, nous ne pouvons placer une confiance illimit6e en leur im- 
partialitE et leur sinc£rite. 

Jai recu l’ordre de communiquer les points ci-dessus au 
gouvernement Britannique, ne doutant pas de son adhesion A ces 
deux points, afin qu'il soit, d&s maintenant, informé exactement 

') (Bestreitet Rumänien nicht, es frägt sich nur aus welchem Titel.) Graf 
Kärolyi unterlässt es — in beklagenswerthem Schweigen — uns über den Rechts- 


grund dieses „Rechtes“ zu belehren: es sind eben Interessen, nicht Rechte, 
auf die man sich beruft. 


Felit Dahn. Sauſteine. V. 1. 20 
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des limites des concessions possibles pour nous à la Conference, 
en ce qui concerne les dömarches de la Roumanie. 


Anmerkung G. 


Le Ministre des Affaires Etrangeres au Ministre de 
Roumanie à Londres. 


1 Fevrier 1883. 
Monsieur Ü’Envoye, 


On a täche, dans les derniers temps, de justifier le regime 
qu’on desire voir introduit dans l’application des Röglements de 
navigation du Danube, depuis les Portes-de-Fer jusqu'à Galatz, 
en liidentifiant avec le régime de navigation 6tabli sur l’Escaut 
et la Meuse. 

L'argumentation fondee sur cette comparaison se base sur 
le prineipe que le riverain d’amont a un droit incontestable de 
naviguer en aval et, par consöquent, de participer aux mesures 
propres à assurer la surveillance de cette navigation. 

Ce prineipe, qui est reconnu dans la l&gislation des fleuves 
internationaux, ne peut être appliqu& d'une fagon absolue. De 
la participation à la surveillance de la navigation on ne saurait 
deduire, à titre de consequence inevitable, l’exercice en commun 
de la police fluviale par les riverains et les non-riverains. 
Cette manière de procéder aboutirait n&cessairement à imposer 
aux riverains d’aval un vasselage sui generis de la part des 
riverains d’amont qui pourrait conduire à un vasselage politique. 

Personne ne conteste actuellement aux riverains d’amont le 
droit de naviguer dans les eaux de leurs voisins inferieurs, pas 
plus qu’on ne pourrait interdire à ceu-ci l’usage des eaux flu- 
viales superieures. On admet, &galement d’une maniere incon- 
testable, pue tous les riverains d’un fleuve ont un droit égal 
à la surveillance et à l’administration de la navigation. 

Mais, ce qui n’est pas moin constant, c'est que le droit 
commun de tous les riverains ne peut donner à aucun d’eux ou 
a un non-riverain un droit superieur quelconque, ni annuler les 
droits incontestables des autres riverains, dont l’abandon n'est 
pas n6cessaire pour assurer et sauvegarder la liberte la plus 
complete de navigation et de commerce. 

Les non-riverains sont partout exclus d’une action directe 
sur la navigation des fleuves internationaux, sauf aux embouchnres 
du Danube. 

La Belgique est certainement admise dans la Commission 
de surveillance commune de l’Escaut, mais il y a entre les deut 
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Etats une parfaite r&ciprocit6: les droits de la Belgique ne sont 
pas plus grands que ceux de la Hollande, et on ne saurait 
trouver, dans les traités et Reglements de navigation de l’Escaut 
et de la Meuse, aucune disgosition qui enl&ve Ja police fluviale 
à la Hollande pour la donner à la Belgique ou vice versa. 

Les actes précités ne font que garantir mutuellement l’emploi 
libre et sans entraves de la navigation. 

L’article 9 du trait& de Londres du 19 April 1839 concer- 
nant la separation de la Belgique et de la Hollande (Martens, 
Nouveau Recueil XVI, 733) „statuant la plus parfaite r&eiproeite 
et egalite, decide qu'il sera loisible aux deux pays d’6tablir, 
dans tout le cours de l’Escaut et à son embouchure, les services 
de pilotage juges necessaires et que le pilotage et le balisage 
ainsi que la conservation des passes de l’Escaut en aval d’Anvers 
seront soumis ä une surveillance commune, exerc6e par des 
commissaires.* 

Le Trait& du 5 Novembre 1842, conclu entre la Belgique 
et les Pays-Bas, au sujet de leurs limites et de la navigation 
des eaux interieures (Martens, Nouveau Recueil General III, 613) 
ttablit que chacun des deux gouvernements aura une administration 
de pilotage separde (article 9) et que chaque gouvernement 
sengage A faire et à entretenir les travaux juges n6cessaires 
pour l'ame£lioration de la navigation, conform&ment aux projets 
approuves d'un commun accord (article 20). 

La convention du 20 Mai 1843, conclu entre la Belgique 
et la Hollande, en ex6cution des Traitöss du 19 April 1839 et 
da 5 Novembre 1842 ıMarttns, Nouveau Recueil General V, 245) 
est encore plus explicite à cet egard. I y est stipule — qu'’une 
surveillance commune sera exerc‘e sur la navigation, par des 
commissaires sp&ciaux, soit conjointement, soit söpar&ment (art. 
367): — que cette surveillance aura pour but principalement 
linspeetion générale des bou6es, balises, passes navigables et du 
service du pilotage, ainsi que les mesures & prendre dans l'intérôt 
de ces divers services, pour autant qu'elles n’exeödent pas les 
pouvoirs des commissaires et qu'elles ne r&clament pas une de6- 
eision des gouvernements respectifs (article 68); — que les in- 
spections des commissaires peuvent ätre faites soit conjointement, 
soit individuellement, et, qu’en cas de desaccord ils en r&fereront 
à leurs gouvernements (art. 69); — que les commissaires de l’un 
et de l’autre gouvernement, ayant pris isolöment connaissance 
d'une eontravention des pilotes qui n’appartiennent pas A leur 
nation, stabliront le fait par des preuves, et d@nonceront 
officiellement les pilotes coupables aux commissaires de leur 
nation, pour leur faire infliger les peines méritées ou pour en 
rendre compte au geuvernement qui doit en connaitre (art. 71); 
— que les deux inspecteurs pour la navigation de la Meuse 
exerceront leurs fonctions exelusivement dans les limites du pays 
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auquel ils appartiennent. et qu'ils se r&uniront pour s’entendre 
sur les propositious & faire à leurs gouvernements, dans l’interet 
du commerce et de la navigation (art. 50 et 52). 

En comparant ces dispositions & celles des articles 97 et 
108 du projet de R&glements du 8 Juin 1882, il est aise de 
constater combien elles different les unes des autres. Les droits 
des riverains sont certainement plus consid6rables que ceux que 
le gouvernement roumain se reserve dans son projet, et les 
attributions de la Commission de surveillance du Danube sont 
infiniment plus importantes et multiples que celles que les com- 
missaires communs exercent sur l’Escaut et sur la Meuse. 

Mais la difference principale est une égalité complete entre 
les deux Etats, au lieu que le Danube se trouve divise en trois 
grandes sections: la section inferieure soumise a la juridiction 
exterritoriale de la Commission Europeenne; la section sup£rieure 
appartient exlusivement à l’Autriche-Hongrie et la sections inter- 
mediaire est précisément celle ot l’on veut etablir un regime 
tout nouvean. Tandis que la Belgique admise dans la Com- 
mission commune de TEscaut et de la Meuse, ne s'est pas 
reserv6e des droits exclusifs de navigation dans ses propres eaut, 
l’Autriche-Hongrie exclut du Danube superieur toute action des 
riverains inferieurs, et desire s'assurer une position 6gale & celle 
des riverains, en se basant seulement sur leurs intérêts mat£riels 
qu’elle a à defendre. 

D’autres actes de navigation sur des fleuves internationaux 
prouvent 6&galement que nulle part on n'a exigé des riverains ce 
qu’on desire se faire donner sans necessite sur le cours du Da- 
nube, des Portes-de-Fer à Galatz. 

Les actes de navigation de l’Elbe du 23 Juin 1821 et du 
12 Avril 1868 et l’acte de navigation du Rhin du 17 Octobre 
1868 n’enlövent nullement la police fluviale aux riverains. Is 
l'exercent, tout au contraire, dans la plus large mesure: les 
travaux sont exécutés par chaque Etat separ&ment; les sentences 
sont prononcees ee premiere instance par les tribunaux terri- 
toriaux acte de l’Elbe de 1844, art. 46, 48, 51, 53. — Acte du 
Rhin de 1868, art. 28, 33, 34, 35) et en derniere ipstance par 
la Commission centrale ou les Cours d’Appel (arte du Rhin, 
art. 37, 38 et 39); le fleuve est separe en sections dans la 
longueur de son thalweg (acte du Rhin, art. 41); les Etats ri- 
verains nomment les inspecteurs de navigation, lesquels doivent 
signaler à leurs gouvernements respectifs les besoins &ventuels 
de la navigation et leur demander leur instructions snr les me- 
sures à prendre A cet égard (acte du Rhin, art. 42); — enfin, 
la Commission centrale n’a que les attributions de surveillance 
saperieure et d’instance consultative sauf sa position d’instance 
ayant ä juger les appels sur les plaintes qui Ini sont adressces 
(acte du Rhin, art. 45 et 46). 
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C'est l’arröt& de la Republique Francaise du 16 Novembre 
1792 qui a pos& les premiers jalons de la libert& fluviale en 
deeidant que „le cours des fleuves est la propriete commune et 
inalienable de toutes les contrees arrosdes par leurs eaux, et 
qu’une nation ne saurait sans injustice occuper exclusivement le 
canal d’une riviere, et empöcher les peuples voisins de jouir des 
memes avantages qu'elle.“ C'est ce principe qui a prévalu dans 
la legislation fluviale et qui s’est d&veloppe jusqu’a devenir un 
prineipe international. Accept& et pratiqu& dans le sens le plus 
large, il ne peut enlever aux riverains des droits inherents à 
lexistence et aux interöts mömes d'un Etat. De ce qu'un Etat 
a des interöts consid&rables de commerce et de navigation dans 
les eaux d'un autre Etat, il ne s’en suit pas quils doivent 
eclipser compl&ötement ceux de ce dernier. Qu’il s’agisse, au lieu 
de la Roumanie, d’un grand Etat Europ6en, on se convaincra 
tout aussitöt que de telles exigences ne sauraient être reconnues. 

ID m’a paru n&cessaire d’envoyer à V. Ex. ce court expose, 
afın qu’Elle y puise les &löments nöcessaires de discussion au 
sein de la Conference. 

Veuillez, etc. 

(Signe) D. Stourdza. 


Anmerkung H. 


Le Ministre de Roumanie à Londres au Ministre des 
Affaires Etrangöres de S. M. Britannique. 


12 Fevrier 1883. 
Monsieur le Comte, 


Par ordre de mon gouvernement, j'ai eu l’'honneur d’adresser 
aV.E, en date du 2 Fövrier, une Note pcur demander que la 
Roumanie füt admise à prendre part à Conference relative à la 
question du Danube, sur le même pied que les autres Etats re- 
presentös dans la Commission Europ&enne du Danube. 

V. E. ayant bien vonulu me communiquer la decision prise 
ä ce sujet par les Reprösentants des Puissances signataires du 
traitE de Berlin, j'ai l’'honneur de porter à la connaissance de 
V. E. que le gouvernement du Roi ne saurait accepter une 
Situation qui ne lui accorderait qu’une vois consultative et qui 
ne nit permettrait pas de prendre part aus d£cisions de la 
Conference. 

Par cons&quent, Monsieur le Comte, je me trouve dans la 
necessitö de döcliner l'honneur d’assister aux séances de la Con- 
ftrence et, an nom du gouvernement du Roi, je fais les reserves 
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les plus solennelles et je proteste contre les decisions qui se- 
raient prises sans la participation de la Roumanie, en les d£- 
elarant non obligatoires pour elle. 
Veuillez agreer, etc. 
(Signe) Ion Ghica. 


Anmerkung I. 


Le Ministre de Roumanie à Londres au Ministre des 
Affaires Etrangöres. 


\TELEGRAMME)) 


20 Fevrier 1883. 


Je viens de recevoir, du Prösident de la Conference, une 
reponse à notre protestation. En voici le texte: 

„Monsieur le Ministre, jai sonmis à la conference la Note 
que vous m’avez fait l’honneur de m’adresser et dans laquelle 
vous me faites part de la resolution prise par le gouvernement de 
S.M. le Roi de Roumanie, relativement A l’invitation adresse à 
Son Plönipotentiaire d’assister aux séances de la Conference. Jai 
été charg& de vous prier de bien vouloir faire parvenir A votre 
gouvernement les regrets de la Conference de ce qu'il n'a pas eru 
devoir autoriser son Plenipotentiaire à accepter cette invitation. 

„La raison qui a amene les Plönipotentiaires des Puissances 
à adopter, dans leur deuxieme séance, la resolution qu'ils ont 
prise concernant la Roumanie, consiste dans le fait que la Confe- 
rence a cru devoir se considerer „en quelque sorte!* comme 
la prolongation et la suite du Congres de Berlin auquel la Rou- 
manie n'a pas particip& comme signataire. 

„Je me plais à croire que le gouvernement roumain voudra 
bien reconnaitre les raisons qui ont amen& la Conf6rence à adopter 
la resolution qu'elle a eru devoir prendre. En attendant, et pour 
le cas de votre abstention prolong6e de la r&union, j'ai l'honneur 
de mettre & votre disposition les protocoles des séances & titre 
eonfidentiel et pour l’information de votre gouvernement.“ 

Recevez, etc. 

(Sign) Granville. 
(Signe) Ion Ghica. 
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Anmerkung K. 


Le Ministre des Affaires Etrangöres au Ministre de 
Roumanie à Londres. 


(TELEGRAMME.) 


23 Fevrier 1883. 


Un des arguments les plus forts, relatifs à l’exereice de la 
police fluviale par les riverains, est fourni par l’act de naviga- 
tion du Danube de 1857 (7 Novembre). 

Cet acte, conclu entre TAutriche, la Bavidre, la Turquie, 
le Wurtemberg, la Moldavie, la Valachie et la Serbie, assigne 
aux Etats riverains l’exercice de la police fluviale dans les eaux 
du Danube. 

De nombreux articles de cet acte en font foi. 

Les articles 23 et 42 statuent que chaque gouvernement 
riverain designera les ports et les lieux de chargement et de 
döchargement. 

L’art. 32 impose aux gouvernements riverains, en cas de 
naufrage, de prendre des mesures de sauvetage et de süret£. 

Liart. 33 donne à la competence de chaque gouvernement 
Tetablissement du service de pilotage. 

L’art. 34 r6serve aux gouvernements riverains d'établir des 
röglements plus detaillös de navigation et de police fluviale, et 
reconnait applicables les lois et prescriptions de chaque pays 
riverain dans les cas non prevus par l’acte de navigation. 

L'art, 36 fait ex&cuter par les Etats riverains les travaux 
d’ame&lioration que la Commission riveraine, d’accord avec les 
gouvernements riveraims, aurait trouvé nöcessaires. 

Dans l’art. 39, les gouvernements riverains promettent de 
donner tous leur soins pour am&liorer la navigation du fleuve, en 
dehors des travaux jugés necessaires par une entente commune. 

L’art. 40 statue que les gouvernements riverains prendront 
les mesures n&cessaires pour que les moulins et autres établisse- 
ments ne puissent jamais entraver la navigation. 

Les dispositions des art. 40 et 41, concernant le libre pas- 
sage donn& aux navires et aux radeaux par les ponts et l'en- 
tretien des chemins de halage, ne peuvent certainement £tre 
comprises autrement que devant ötre ex&cutdes par les gouverne- 
ment riverains. 

Mais la preuve la plus manifeste de l’intention de cet acte 
est fonrnie par les art. 46 et 47. Le premier oblige les gou- 
vernements riverains de se communiquer r£&ciproquement les 
mesures qu'ils auront prises pour l'exécution de l’acte. 

Le dernier decide que la Commission riveraine permanente 
dont les attributions et les conditions organiques seront fixées 
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par une entente ultörieure, veillera à l'exécution et au maintien 
des stipulations de l’acte. Cet article ne donne pas des pouvoirs 
illimit6s à cette Commission, puisqu'iil parle des limites de ss 
attributions. 

Lorsque l’Autriche, de concert avec les autre riverains du 
Danube, adoptait ces dispositions, la Roumanie ne formait encore 
que deux Principautes consider&es comme vassales de la Turquie, 
non par des representants, mais par des Délégués. Pourtant, 
on les traitait de pair avec les autres riverains et on ne leur 
niait pas en droit, une prötention declar& aujourd’'hui exhorbitante 

La Roumanie qui a fait des pas serieux dans son developpe- 
ment, meriterait-elle moins de confiance en 1883 que les deux 
principautes en 1857? Si on veut avoir des preuves de la puis- 
sance organisatrice du pays, nous ne citerons que deux points 
saillants: le solde constant du budget en exc6dent, quoiq il soit 
tomb& dans l’espace des huit derniöres annees, la prise en pos- 
session et l’administration par l’Etat de tout le r&sean des 
chemin de fer qui traversent le pays. 

Une mefiance n'est pas done admissible concernant la capa- 
eitE organisatrice et technique d’appliquer les Röglements de 
navigation et de police fluviale. 

L'Europe et nos co-riverains ne peuvent pas nous refuser 
aujourd’hui ce qu'ils nous accordaient il y a vingt-cing ans. 

(Signe) D. Stourdza. 


Anmerkung L. 


Le Ministre des Affaires Etrangöres de S. M. Britannique 
aux Reprösentants de l’Angleterre à l’Etranger. 


Londres, le 14 Mars 1833. 


My Lord, 
Sir, 

Je vous transmets, ci-jointes, les copies des Protocoles des 
Conferences qui ont été tenues sur la question de la navigation 
du Danube, et le Traité sign& par les Plenipotentiaires, cela 
pour votre enseignement personnel. 

Vous savez que, par le Trait& general de paix conclu entre 
la Grand-Bretagne, l’Autriche, la France, la Russie, la Sardaigne 
et la Turquie, à Paris, le 30 Mars 1856, l’Empereur de Russie 
consentait à la rectification de sa frontiere de Bessarabie en 
change de certains ports, villes et territoires, afın d’assurer 
plus complötement la libert6 de la navigation du Danube: et 
que, par le traitö de Paris du 16 Janvier 1837, conclu entre 
les memes Puissances, une partie du territoire ainsi cédé par 
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la Russie, comprenant les iles situ6es entre les difförentes 
branches du Danube ä son embouchure, et formant le Delta de 
ce fleuve, fut replacde sous la souverainet6 immediate de la 
Sublime Porte. L’ötendue de cette portion de territoire fut 
exactement designsee sur une carte annexee au dernier Traité; 
elle comprenait toutes les iles, a partir du Belgarod ou l’issue 
ia plus au nord de la branche de Kilia, jusqu’a la branche de 
St. Georges ou la branche la plus au sud du Danube, plus l’ile 
des Serpents; ainsi, chaque debouch& du Danube, dans la mer, 
navigable & ce moment, ou pouvant ötre rendu tel dans l’avenir, 
fat compris dans les limites de ce territoire. 

Daprös l’article 15 du trait& de 1856, les Puissance con- 
tractantes stipuldörent entre elles que les principes adoptes par 
le Congres de Vienne de 1815, en ce qui concerne la naviga- 
tion des fleuves qui separent ou traversent differents Etats, 
seraient appliqu&e au Danube et à ses embouchures. 

Elles döclar&rent que cette stipulation faisait dès lors partie 
da droit public de l’Europe et la prirent sous leur protection. 

I fut aussi stipul& qu’aucun péage ne serait prélevé, base 
sulement sur le fait de la navigation du fleuve; qu'aucun droit 
ne serait percu sur des marchandises se trouvant a bord des 
navires; que les Röglements de police et de quarantaine seraient 
redigds de telle sorte qu'il puissent faciliter, autant que pos- 
sible, le passage des navires, et que, & part cela, aucun 
obstacle, quel qu'il soft, ne serait oppos& & la libre navigation. 

Le 16-&me article du m&me Trait& stipulait qu’une Com- 
mission serait nommee, dans laquelle chacune des Puissances 
serait represent6e par un Delögue; et que cette Commission 
serait chargde de designer les travaux nöcessaires à ex6cuter 
au-dessons d’Isaktcha et de les faire ex&cuter; d’enlever, aux 
embouchures du Danube, aussi bien qu’aux parties avoisinantes 
de la mer, le sable et autres obstacles qui les obstruaient, afin 
de mettre cette partie du fleuve et les dites parties de la mer 
dans le meilleur 6tat de navigation possible, et de döterminer 
les droits fixes à prélever pour döfrayer les döpenses occa- 
sionnees par ces travaux. Dans le i8-e article du m&öme 
Trait6, il fut entendu que cette Commission Europ6enne aurait 
completE ses travaux dans l’espace de deux anndes, et que 
pendant ce temps une Commission riveraine permanente, dont 
la composition 6tait réglée par l’article précédent du traite, 
aurait &labor& des Röglements de navigation et de police Huviale 
et elimin& les obstacles qui empöchaient encore l’application au 
Danube des stipulations du Trait6 de Vienne: les Puissances 
Signataires, assemblöes en Conference, ayant été informees du 
fait, aprös l’avoir enregistr6. prononceraient alors la dissolution 
de la Commission Europeenne, et, à partir de ce moment, la 
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Jommission riveraine jouirait des mêmes pouvoirs que ceux 
dont la Commission Europeenne avait été investie. 

En consequence de ces dernieres stipulations, la Commission 
riveraine, composde des Delögues de l’Antriche, de la Baviere, 
de la Turquie et du Wurtemberg et des Commissaires de la 
Serbie, de la Moldavie et de la Valachie se r&unirent et &laborerent 
des Reglements qui furent portes devant la Conference siegeant 
à Paris en 1858. Mais la forme dont 6taient revetus ces 
Reglements et la nature des plusieurs des points proposes ne 
rencontrerent pas l’approbation de la majorit& des grandes 
Puissances; ils furent done renvoyes à la Commission Europ6enne 
pour etre revus et corriges. Des articles additionnels furent 
elabor‘es par la Commission riveraine et presentes en 1859: mais 
les Reglements, comme un tout, donnerent encore lieu a objection 
de la part de la Conference de Paris, et la Commission 
riveraine ne s’est pas reunte depuis. 

En 1866, la question de la prolongation de la Commission 
Européenne fut portse devant la Conference de Paris: il fat 
demontr& que FPœuvre qu'elle avait accomplie &tait revetue dun 
caractere beaucoup plus serieux qu’on ne l'avait d’abord espéré 
et que, meme alors, l’on pouvait dire qu’elle &tait tont-&- fait 
accomplie. La Conference vota que la Commission serait pro- 
longee pour un terme de eing ans, mais elle exprima des veux 
pour le prompt achevement des travaux, et aussi pour que la 
Commission riveraine dressät, le plus töt possible, un plan de 
Röglements tel qu'il püt ètre approuve, Le Plenipotentiaire 
proposa, & cette occasion, que les pouvoirs de la Commission 
Europeenne fussent etendus jusqu’a Braila, et parce que cea 
constituerait une division plus naturelle du fleuve, eu egard a 
sa navigation, qu'Isaktcha, et pour d’autres raisons pratiques. 
mais cette proposition rencontra de l’opposition. 

La durée de la Commission Europeenne fut ainsi prolonge 
jJusqu’en 1871. Pendant ce temps, des difficulies avaient surg! 
en ce qui touche la vonstitution de la Commission riveraimne. 
Les deux Principautes de Moldavie et de Valachie avaient ä 
unies sous un meme gouvernement, mais ce gouvernemen! röclama 
le droit d’avoir deux representants à la Commission riveraine, 
un pour la Moldavie et lautre pour la Valachie, en cons- 
quence de la lettre du Traite de Paris du 30 Mars 185#. 
Cette question mit obstacle aux r&unions suivantes de la Com- 
mission riveraine pour des travaux pratiques. D'un autre 
cöte, afin de completer les travaux du Danube, plus speciale- 
ment à la branche de Soulina, la Commission Europeenne se vl 
furcee de contracter un emprunt qui fut garantı par toutes les 
Puissances reprösentees dans cette Commission, à lexception de 
la Russie, et il semblait probable qu’une periode de douze ans 
serait necessaire pour s’en acquitter. La question, à cette 
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phase, fut portee devant la Conference tenue A Londres en 1871, 
et, par un trait& conclu entre les Puissances le 13 Mars de 
cette meme annee, il fut convenu que la duree de la Commission 
Enropeenne serait prolongee pour une autre periode de douze 
ans, c’est-ä-dire jusquau 22 avril 1883. 

Par le meme traite, il fut stipul& que les conditions de la 
fiture reunion de la Commission riveraine, &tablie par l’ar- 
tiele 17 du trait& de Paris du 30 Mars 1856, seraient fixees 
par un accord pröalable entre les Puissances riveraines, sans 
aucun prejudice de la clause relative aux trois provinces Danu- 
hennes, et que, en tant qu'une modification quelconque ä l’ar- 
tiele 17 du traité de Paris seraient impliquee, elle formerait la 
base d'une Convention speciale entre les Puissances co-signa- 
taires. La proposition d’&tendre les pouvoirs de la Commission 
Enropeenne jusqu’a Braila fut renouvelöe, mais elle rencontra 
encore des objections. 

Par article 45 du Traitö de Berlin du 13 Juillet 1878, 
il fot stipul& que la Principaut& de Roumanie rendrait à l’Em- 
prreor de Russie cette portion du territoire Bessarabien qui 
avait été enlevee & la Russie par le Traite de Paris de 1856, 
bormee a l’ouest par le canal-central du Pruth, et, au sud, par 
ie canal-central de la branche de Kilia et l'’embouchure de 
Stari-Stambul, c’est-A-dire, la plus au sud des bouches de Kilia. 
la frontiöre Russe fut ainsi etendue, au sud, au-delä de celle 
asiguie A Ja Roumanie en 1857. Le traite de 1856 avalt 
erclu du territoire Roumain toute partie des embouchurus du 
Danube: tandis que toutes les bouches de Kilia à l’exception de 
= de Stari-Stamboul faisaient maintenant partie du territoire 
tusse. 

Par l’article 46, les iles composant le Delta du Danube, 
aussi bien que l’isle des Serpents et les districts et territoires 
y mentionnes, furent ajoutös A la Roumanie. 

Par Yarticle 52 il fut declar& que, afin d’augmenter les 
garanties de la libert€ de navigation sur le Danube, reconnue 
“mme un besoin d’inter&t Europeen, les Hautes Puissances 
oontractantes decidaient que toutes les forteresses et fortifica- 
'ions existant sur le cours du fleuve, des Portes-de-Fer à ses 
embouchures, seraient rasées, et qu’aucune autre ne serait 
devée; qu’aucun vaisseau de yuerre ne naviguerait sur le 
Danube au-dessous des Portes-de-Fer, à l’erception des vaisseaux 
de tonnage löger au service de la police fluviale et des douanes. 

Par article 53, il fut stipul& que la Roumanie serait 
representee a la Commission Europeenne. I fut declar& que la 
Uommission etait maintenue dans ses fonctions, et qu’elle les 
*1ercerait à l’avenir, jusqu'à Galatz, en complöte ind&pendance 
des autoritös territoriales; et tous les Traites, arrangements, 
ades et decisions relatifs a ses droits, privileges, prerogatives 
⁊ obligations furent confirmös. 
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Aux reunions du Congrös qui avaient precede la signature 
du Trait& de Berlin, le Baron Haymerle, Yun des plenipoten- 
tiaires Antrichiens, soumit quatre articles contenant, entre 
autres, une proposition d’etendre la duree de la Commission 
Europeenne audela de l’annee 1883, jusqu’a ce qu'un nowe 
accord soit conclu, et dans ses observations il fit allusion & cette 
motion comme contenant le principe de la permanence de la 
Commission Europeenne. Il fut allégué cependant que cette 
proposition entrait dans trop de details; les Plönipotentiaiss 
Russes souleverent aussi des objections et, enfin, il fut consigw, 
dans l’article 54 du Trait& de Berlin, que, un an avant l'expi- 
ration dfi terme assigne à la durde de la Commission Eum- 
pfenne, (c’'est-&-dire le 24 Avril 1883), les Puissances s’enten- 
draient au sujet de la prolongation de ses pouvoirs, ou de 
modifications quelles jugeraient convenables d’y introduir. 
L’artiele 55 du meme trait& stipule que les Röglements de navi- 
gation, de police fluviale et de surveillance, pour la partie dı 
fleuve entre les Portes-de-Fer et Galatz, seraient &labores par 
la Commission Europ6enne, assistee de Délégués des Etats 
riverains, et qu’ils seraient mis en harmonie avec ceux qui 
avaient été ou seraient faits pour la partie du flenve en avıl 
de Galatz. 

En execution de l’article 55, un Comit& de la Commission 
Européenne, nomme dans ce but, dressa des projets de Rögle- 
ments pour la partie du fleuve comprise entre les Porte-de-Fer 
et Galatz, Ces Röglements furent soumis à une assembl* 
plöniere de la Commission, à laquelle assistaient aussi les D*- 
löguös de Serbie et de Bulgarie et il fut propos& que l’applic- 
tion des celauses y contenues serait confiéé à une Commission 
mixte, dans laquelle l’Autriche serait reprösentee aussi bien qu* 
les Etats riverains. Il aurait sembl& difficile de faire une ob 
jeetion queleonque valable à la pr&sence de l’Autriche dans un 
telle Commission, en se rappelant les importants interets com- 
merciaux qu'elle avait en jen Il y avait, de plus, un précédent 
au cas, celui du Scheldt, oü les Puissances avaient decide, & la 
Conference tenue à Londres de 1830 à 1832, que la Belgigqu. 
vu les interöts commerciaux d’Anvers, devait possöder voix &galt 
à celle de la Hollande dans l’administration des embouchures & 
ce fleuve, quoique les dites embouchures fussent entieremen! 
situ&ees sur territoire Hollandais. Ceci fut aftirme comme ın 
prineipe dont les Puissances ne se departiraient pas, et la Hul- 
lande, après beauconp de ressitance, finit par le reconnaitre 

Selon ce prineipe, l’Autriche doit @tre considerde comm* 
possedant un droit indubitable à une voix dans l’administration 
de cette section du fleuve, quoiqu'elle ni soit pas actuellemen! 
riveraine. 

Mais, il fut, de plus. propose que le membre autrichien de 
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eette Commission mixte en füt le President et que, comme Pre- 
sident, il eüt voix pr&ponderante dans les cas oü les opinions 
seraient balanc&es. Le gouvernement de Sa Majest& considera 
que, en de telles circonstances il serait desirable qu’un appel füt 
fait à la Commission Europ6eenne contre toutes les decisions de 
la Commission mixte, comprenant de questions de principe. Les 
Etats riverains, de leur cöte, s’opposerent vivement aux pro- 
positions du Comit& des Röglements en ce qui concerne la situation 
predominante accordee à l’Autriche, l’opposition principale venant 
de la Rumanie. 

Après beaucoup de discussion st£riles concernant la reserve 
da droit d’appel, une solution fut proposee par le Commissaire 
Francais, M. Barröre, portant que l’Autriche, Ja Roumanie, la 
Serbie et la Bulgarie auraient, chacune, un Representant à la 
Commission mixte, et que chaque membre de la Commission 
Europeenne la presiderait successivement, pendant six mois, 
dapres l’ordre alphabetique du pays qu'ils representent. Le 
membre autrichien en serait le President, mais ce n'&tait que 
pure affaire de courtoisie envers une grande Puissance, puisqwil 
waurait pas une plus grande autorite ni plus de privilöges 
quaucun des autres membres. 

La Roumanie, cependant, soulevait encore des objections. 
Elle s’opposait à Ja presence d’un membre autrichien quelconque 
a la Commission mixte, et s’opposait à la formation de toute 
Commission pour la mise en viqueur des Röglements sur ceite 
section du fleuve, declarant que les powvoirs &xecutifs devait etre 
conferes auc gouvernements des Etats riveraines, car autrement 
leurs droits de souverainete territoriale seraient violes. 

Nonobstant cette opposition, les Röglements, tels qu'ils 
avaient et& &labores par la Commission Europ6eenne, conform&ment 
4 la proposition du Commissaire Francais, furent &ventuellement 
adoptös et signes par tous les Commissaires et Deligues, celui 
de la Roumanie excepte, le 2 Juin 1882. 

Le gouvernement Roumain persista dans son oppositon. Le 
gouvernement Bulgare fit aussi des reserves portant que les 
membres Autrichien et Roumain de la Commission Europeenne 
devaient ötre exelus de la presidence de la Commission mixte, 
puisque ces deux Pays 6taient déjà repr6sentös par les membres 
permanents. 

Ces deux gouvernements, de plus, soutenaient que les sous- 
nspecteur, qui devaient agir sous l’autorit& de la Commission, 
devaient ötre nommés par rapport aux rives du fleuve et anx 
Etats qui possedaient ces rives, et non, comme le proposaient 
les Röglements, pour les sections transversales du fleuve. II fut 
objeete, d’un autre cot@, qu'un tel changement amönerait de 
serienses difficult&s practiques, et impliquerait l’exereice d’une 
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juridietion séparée des rives opposees d’un fleuve dont le lit est 
continuellement changeant. 

Pendant le cours de negociation qui eurent lieu au sujet de 
ces Röglements, et de la formation de la Commission mixte, le 
gouvernement autrichien annonca que son consentement & un 
prolongation des pouvoirs de la Commission Europ&enne, apr’s 
le 25 Avril 1883, dependrait des arrangements auxquels on 
arriverait, et s’ils etaient tels qu'ils pussent &tre consider 
comme le satisfaisant. 

Le gouvernement Russe, de son cöt€, donna à entendre que 
son eonsentement à une prolongation dependrait de certaines 
concessions A faire au sujet de la branche de Kilia, gnoique ne 
disant pas quelles &taient exactement ces concessions. 

Le principal argument du gouvernement Russe, en reclamant 
de telles concessions, se trouve dans le fait que, tandis qui 
lorigine le droit exelusif d’ex&cuter des traveaux à une quel- 
conque des bouche du Danube avait été conféôrè A la Commission 
Europeenne, cette Commission avaient, en pratique, abandonn 
toute idee d’ex&cuter des travaux dans la branche de Kilia: et 
que, donc, sa juridietion dans cette branche ne devrait plus etr 
maintenne. 

L'état des affaires, A l'automne de 1882, était dom 
comme suit: 

Les pouvoirs de la Commission Europeenne avait été pr 
longés, par le trait& de Londres des 1871, jusqu'au 24 Avril 15»: 
mais, pendant la discussion des diverses question devant la Con- 
ference, l’accord sur la nouvelle prolongation, stipul&e par lar- 
ticle 54 du trait& de Berlin, n’avait pas été obtenu. 

Les Röglements à &laborer, suivant l’article 55 du mem 
trait, avaient été approuves en substance par tous les Etats 
ayant voix dans la question, Ja Roumanie exceptée. 

Les pouvoir de la Commission Europeenne ne s’etendaien! 
que jusqu’a Galatz: tandis que, pour plusieurs raisons pratiques 
il semblait au gouvernement de Sa Majeste qu'il serait con- 
venable de les #tendre sur les douze milles existant entre Galatz 
et Braila, ce qui aurait pour eflet de places tous les bätiments 
sous un m&me jeu de Reglements, administr&es par le meme corps 

Les divergences d’opinion qui s’&taient manifestöes ne sem- 
blaient pas offrir d'obstacles insurmontables, et, dans ces “r 
constances, trouvant que les autres Puissances y &taient favora- 
blement disposces, le gouvernements de Sa Majeste decida de 
lancer des invitations aux difförents gouvernements afin de r&unir 
leurs representants en Conference à Londres pour diseuter des 
points suivants: 

!. L’extension des pouvoirs de la Commission Enropeenn 
du Danube jusqu'à Braila: 
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2. La confirmation des Röglements à &laborer d’apres 
larticle 55 du Trait& de Berlin; et 

3. La prolongation des pouvoirs de la Commission Euro- 
peenne. 

Les invitations furent lancees le 11 Decembre 1832 et la 
Conference tint sa premiere seance le 8 Fevrier 1883. A Tlou- 
verture des discussions, une question se posa au sujet de la 
facon dont les petits Etats riverains seraient représentés à la 
Conference. Le gouvernement de Sa Majeste aurait, avec plaisir, 
admis un representant Roumain sur le möme pied que ceux des 
autres Puissances, partant de ce point de vue que cette ad- 
mission n’&tait due qu'aux interets que la Roumanie avait en 
jen dans les questions à debattre, et que par ce fait aucun pre- 
eedent n’etait cr&& qui obligeät de consulter le gouvernement 
Roumain sur des questions d’int6ret general Europeen, dans les- 
quelles il n’&tait pas materiellement intéressé. Il fut, cependant, 
objeet& que la Conference &tait en quelque sorte la continuation 
du Congres de 1878; que les questions à debattre survenaient 
des articles 54 et 55 du Trait& de Berlin; et qu'en ces cir- 
constances, le caract£re Europeen de l’assemblee devait £&tre 
maintenu. Ces arguments s’appliquaient aussi à la Serbie. Con- 
squemment, les Plenipotentiaires se d&clar&rent, à la majorite, 
en faveur de l'admission des repreösentants de Roumanie et de 
Serbie avec voix consultative; tandis qu'il fat propos& que les 
observations des reprösentants de la Bulgarie, auxquels des fa- 
alites furent offertes d’assister aux Conförences, seraient ex- 
posöes en termes propres par l’ambassadeur de Turquie, et cette 
deision fut adoptee. 

Le gouvernement Serbe accepta la position ainsi ecréée ä 
sn Representant; les gouvernements Roumain et Bulgare pro- 
testörent. Le premier refusa de prendre part & la Conference 
avec voix consultative seulement, et déclara qu'il ne se con- 
siderait pas comme engag& par les decisions qui seraient prises 
sans sa participation. Le gouvernement Bulgare s’opposa à la 
döfense de ses droits par un autre reprösentant que par ses 
propres delegues et, &ventuellement, protesta contre tout change- 
ment qui serait fait sans son consentement aux reglements &la- 
bores selon l’article 55 du Trait& de Berlin. 

N fut décidé que l’on communiquerait les Protocoles de la 
Conference aux representants Roumain et Bulgare. 

proposition d’&tendre les pouvoirs de la Commission 
Europeenne jusqu’ä Braila fut vote A l’unanimite, sur la re- 
strietion que les décisions prises sur la question &taient pro- 
visoires et aptes à ötre rappelces si l’on n’arrivait à aucun 
accord au sujet de la prolongation des pouvoirs de la Com- 
mission Europ6enne. 

Lors de la discussion de la question des Reglements pour 





320 


la section du Danube de Galatz au Portes-de-Fer, un accord 
unanime reconnut le droit de l’Autriche d’etre repr6sentee A la 
Commission mixte pour cette partie du fleuve, et les pouvoirs 
executifs A assigner A ce corps. Une declaration fut signee & 
vette effet, que tous les Plenipotentiaires adoptaient les Rögle- 
ınents, exprimant l’espoir que les Etats qui ne prenaient pas 
part aux deliberations de la Conference prendraient en con 
sideration ce vote unanime et les adopteraient aussi. En meme 
temps, le Plenipotentiaire Autrichien donna acte des concessions 
suivantes que son gouvernement £tait pret à faire pour satis- 
faire la Roumanie: — Il abandonnerait la double repr&sentation, 
‚urvenant du fait de son repr6ösentant A la Commission prenant 
son tour de service à la Commission mixte, et ce, & condition 
que la Roumanie ferait de meme. Il accepterait le mode de 
nomination des inspecteurs adopte par la Roumanie (et la Bul- 
varie), esperant en m&me temps que des garanties seralent 
tournies pour obvier aux difficultes pratiques surgissant d'un tel 
systeme, 11 admettrait que les sous-inspecteurs fussent choisis 
par les Etats riverains, nomme6s par la Commission mixte et 
confirmes par les Etats riveraius; ou qu’ils fussent choisis par 
la Commission et nomme6s par les Etats riverains. Dans la 
scance suivante du 7 Mars le Plenipotentiaire Autrichien accepta, 
sur les instances du Pl&nipotentiaire Francais, une autre modi- 
fication, d’apres laquelle les sous-inspecteur seraient nommes et 
retribuss purement et simplement par les gouvernements des 
Etats riverains qui feraient connaitre à la Commission mixte et 
leur nomination et leur renvoi. 

Ces modifications obtinrent le concours des autres Pleni- 
potentiaires et ont pris corps dans le Röglement amend£ anneıt 
au Traite. 

La question plus importante de la prolongation des pouvoirs 
de la Commission Europ6enne se presentait à la discussion. 
L'ambassadeur Russe m’avait, le 5 Fevrier, expligue que son 
gouvernement desirait jouir du pouvoir, dans ses propres eaut, 
d’exceuter tels travaux d'ing6nieurs réclamés par Ja position 
6eonomique de la Bessarabie et des ports sud de la Russie. M 
n'avait aucune intention, me dit-il, d’intervenir dans la liberte 
de la navigation, ou de causer des dommages au port de Soulina. 
qui &tait la grande route internationale: il &tait desireux de 
prendre en consideration Topinion éexprimée par la Commissivn 
Europeenne au sujet des travaux d’ing6nieurs et des peages, mals 
il reclamait que le droit de souverainet& de la Russie fut reoonnü 
sur Ja branche de Kilia A partir du Techatal d’Ismatl jusqu’ä la 
mer, et que cette partie du fleuve füt entierement soustraite 4 
la juridietion de la Commission Europ6eenne, & condition d’arriver 
A une entente avec cette Commission sur toutes les questions 
tonchant à la route internationale. Il ajouta que le gouvernement 
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Russe ne pouvait consentir A une prolongation de la Commission 
Europeenn® que si la Conference admettait la l&gitimite de ces 
demandes. 

Les propositions qu'il soumit d’abord au gouvernement de 
Sa Majesté ne purent être considerees comme acceptables, 

D etait, pourtant, vrai que la Commission Europ6enne n’avait 
pu jusqu’& ce jour exe&cuter des travaux dans la branche de 
Kilia, ou aux embouchures de cette branche du Danube; et, par 
la nature coüteuse de ces travaux, il ne semble pas y avoir 
d’espoir prochain de voir la Commission en état d’entreprendre 
de tels travaux. Le gouvernement de Sa Majesté, dont le but 
a et tout le temps de fournir des facilit6s A la liberté, sans 
entraves, du fleuve &tait donc prêt à accepter une modification 
telle des pouvoirs de la Commission Europeenne qu’elle reconnüt 
le droit au gouvernement Russe de prendre cette question en 
main, sans intervention illögale de la part de la Commission; 
mais telle ne fut pas la proposition du gouvernement Russe. 
Le gouvernement de Sa Majeste etait pret aussi A veiller & ce 
qu'il n'y eüt aucune infraction aux principes reconnus par le Con- 
gres de Vienne, et confirmes par les Conventions et Trait6s 
suivants, si le gouvernement Russe voulait toucher des p6ages 
dun caractöre tel qu'ils ne serviraient qu’A couvrir les d&penses 
oeeasionnees par l’importance des travaux de cette nature et 
dont la navigation retirerait un bénéfice important. 

Un tel droit avait déja &t& conc&de, concernant les Portes- 
de-Fer, aux Etats riverains par le Trait& de 1871 et & l’Autriche 
par le Trait& de Berlin. 

Mais, avant d’entreprendre aucuns travaux, ou percevoir des 
peages, il serait n&cessaire, d’apres le gouvernement de Sa 
Majestö, que les plans de ces travaux fussent &tudi6es, de facon 
A etablir le fait que leur ex&cution ne causerait aucun dommage 
A la branche de Soulina, et que les péages fussent fix6s de facon 
a £viter tout froissement entre les autorit&s de la bouche de 
Kilia et Ja Commission Europ6enne à la bouche de Sonlina. 

Si des garanties convenables &taient obtennes sur ces points, 
le gouvernement de Sa Majest& ne voyait aucune raison d’insister 
pour que Ja Commission Europ6enne se trouvät dans la situation 
de reclamer le droit de nommer ses propres officiers pour le 
eontröle direct de la navigation ou pour la perception des droits 
dans les limites de travaux projetes. 

La question fut debattue sur cette base entre l’ambassadeur 
Russe et moi-möme à difförentes reprises, mais sans rösultat 
definitif. 

Le 20 Fevrier, Son Excellence d&posa devant la conference 
les propositions de son gouvernement, reproduites dans le 4-e 
Protocole des s&ances. 


Felit Dahn. Bauiteine. V. 1. 21 
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Un ajournement eut lieu pour la prise en consideration de 
la question, apres des communications avec quelques plenipoten- 
tiaires et des suggestions venant d’eux, je soumis, & la r&union 
suivants de Ja conference, le 24 Février, une formule amendöe 
des articles, &labor6ee en vue de satisfaire aux desirs du gon- 
vernement Russe, en tant que cela pouvait se faire sans diminuer 
les garanties auxquelles le gouvernement de Sa Majestö et les 
autres Puissances attachaient de l’importance. 

La question fut encore debattue dans la r&union du l-er et 
du 7, et fut finalement röglee d’apr&s les termes suivants, in- 
seres au Traite: 

Il est entendu que la Commission Europ6eenne n’exercera 
aucun contröle effectif sur la partie de la branche de Kilia dont 
les deux rives appartiennet à l'un des Etats riverains de cette 
branche. En ce qui concerne cette partie de la branche de 
Kilia qui coule entre les territoires Russe et Roumain, afın 
d’assurer l'uniformite, de l’administration sur le Bas-Danube, les 
R£glements en vigueur sur la branche de Sonlina seront appliquss 
sous la surveillance des Délégués Russe et Roumain & la Com- 
mission Europ6enne. 

En m&me temps, il est stipul&, par une declaration inseree 
au 7-&me Protocole (seance du 7 Mars) que les Agents de la 
Commission Europ6enne auront accös à la branche de Kilia et 
à ses embouchures pour leur renseignement. 

Au cas oü la Russie ou la Roumanie entreprendrait des 
travaux dans la branche de Kilia, soit dans la partie qui söpare 
leurs territoires respectifs, soit dans celle qui coule exclusivement 
dans les territoires de l’une d’elle, l’autorit& compétente com- 
muniquera les plans de ces travaux à la Commission Europeenne 
en vue seulement d'établir qu'ils n’entravent en aucune fagoı 
l'stat de navigabilit& des autres branches. Les ouvrages déj 
eleves au Tchatal d’Imail demeurent à la charge et sous le con- 
tröle de la Commission Europ&enne du Danube. Dans le cas 
d'une difference surgissant entre les autorit&s Russe ou Roumaines 
et la Commission Européenne relativement aux plans des travaux 
A entreprendre dans la branche de Kilia, ou d’nne difference 
dopinion dans cette Commission concernant l’extension qu’il serait 
utile de donner aux travaux du Tchatal d’Ismail, le cas sera 
soumis directement aux Puissances. 

La Russie a le droit de percevoir des péages pour couvrir 
les depenses des travaux entrepris par elle. Mais il est stipul&, 
en vue de fournir une garantie aux interöts r&ciproques de la 
navigation de la branche de Soulina et de celle de Kilia, que 
le gouvernement Russe mettra les gouvernements reprösentes & 
la Commission Europ&enne en possession des Röglements rels- 
tifs aux p&ages qu’il croira devoir introduire, afin d'assurer une 
entente sur cette question. 
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Par une deeclaration, inseree de möme au 7-&me Protocole, 
il est &tabli que les mots ci-dessus impliquent qu'une telle en- 
tente est nöcessaire avant qu'un systeme quelconque de droits 
puisse etre mis en vigueur. 

Vous remarquerez, d’apr&s ce qui précède, que les travaux 
dingönieurs qui ont &t& exécutés par la Commission Europ&enne 
au Tehatal d’Ismail ont form& le sujet d’une mention spéciale 
dans le trait& qui vient d’ötre signe. Le Tchatal d’Ismail est 
le point auquel les eaux du Danube Moyen se separent, une 
partie coulant vers la branche de Kilia, tandis que l’autre prend 
une direction plus au sud et forme ce que l'on pourrait appeller 
la brauche de Toultcha. Cette derniöre se divise encore elle- 
möme en deux branches, celles de Soulina et de St. Georges. 

Les travaux auxquels il est fait allusion furent entrepris à 
cause du banc de sable qui se forma dans la branche de 
Toultcha, juste en aval du Tchatal d’Ismail. Ce banc fut le 
resultat de causes naturelles, c-A-d., la hauteur extraordinaire 
atteinte par les eaux du Danube en 1870 et 1872; les travaux 
enrent un succös entier, et firent disparaitre le banc de sable 
dune facon qui n'eſt certes pas été atteinte par le draguage. 
D’apre l’opinion d’ingenieurs comp6tents il sera toujours possible, 
par l’entretien de ces travaux et leur extension convenable, en 
cas de necessite, de rögler le courant des eaux de facon à em- 
pecher la branche de Soulina de subir quelque det&rioration par 
des causcs naturelles survenant & ce point, vu en consäquence 
ei — ex&cutös dans la branche de Kilia, et ce, A un prix 


.. Quant & la dur&e des pouvoirs de la Commission Europ£enne, 
jai propose, au nom du gouvernement de Sa Majeste, que ce 
corps soit declar& permanent: les Plenipotentiaires Allemand et 
Autrichien döclar&rent qu’une prolongation de huit à dix anndes 
rentrait dans les vues de leurs gouvernements, mais que, plus 
longue serait la durde du terme de prolongation propos&, plus 
desireux seraient leurs gouvernements de l’accepter. Les Plé- 
mpotentiaires Francais et Italien penchaient du cöt& de la per- 
manence de la Commission. - Il fut, enfin, vot& à I’unanimits que 
les pouvoirs de la Commission Europ&enne seraient prolong6s 
pour une periode de vingt et un ans et qu’& l’expiration de ce 
terme la Commission continuerait à exercer ses fonctions pendant 
un laps de temps de trois ans en trois ans, à moins que, un an 
avant l'expiration d'un de ces termes de trois ans, l’une des 
Puissances Contractantes n’ait donné avis de son desir de pro- 
poser des modifications à la constitution ou aux pouvoirs de la 
dite Commission. 

La raison du choix de ce terme de trois ans est que c'est 
la periode qui terminera la liste des membres de la Commission 
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Europ6eenne qui president, pendent six mois chacun, la Commis- 
sion mixte. 

Finalement, par l'article 8 du présent trait&, il est stipul& 
que tous les Traites, Conventions, Actes et Arrangements relatifs 
au Danube et à ses embouchures sont maintenus dans celles de 
leurs clauses n’ont pas été abrog6es ou modifiees par les pre- 
cedentes stipulations. 

Il fut expressäment entendu que cette declaration compre- 
nait Ja clause inser& au Trait& de Berlin, et dans des Traites 
pr6cedents, defendant l’&rection de fortifications. 

Le gouvernement de Sa Majest& pense que de tels ar- 
rangements seront satisfaisants. La Commission Europ6enne est 
aujourd’hui dans l’exercice de fonctions depuis plus d'un quart 
de siöcle, & la satisfaction generale, et les a exerc&s de fagon 
A meriter la confiance de tous. C’eüt &t& un malheur grave si 
son existence avait pris fin par suite de discussions entre les 
Puissances. Par l’accord actuel, elle a &t& prolong&e pour une 
longue suite d’anndes, dans le but, il faut l’esperer, d'une pro- 
longation indeterminee. Ses pouvoirs ont été &tendus d'une 
maniere qui semblait, au gouvernement de Sa Majest&, dösirable 
pour le bien du commerce maritime. 

D'un autre cöte, il n’y a aucune raison de craindre que 
ses operations rencontrent des obstacles ou que son efficacite 
soit altöree par les concessions faites à la Russie et A la Ron- 
manie touchant la sourveillance de la branche de Kilia. Le 
droit, accord& A la Russie et à la Roumanie de faire dans cette 
branche et A ses embouchures des travaux de nature commereiale 
dans le but d’am&liorer la navigation, ne peut pas non plus ätre 
eonsider& autrement que comme avantageux au commerce in- 
digöne et &tranger, toutes pr&cautions ayant &t& prises pour que 
les travaux eux-memes, comme les droits à prelever pour ces 
travaux, ne soient pas de nature A porter atteinte A l’entretien 
convenable du canal de Soulina. 

Les Röglements pour la section du fleuve entre les Portes- 
de-Fer et Braila, réglés par la Commission Europ6enne, apres 
avis des Del&gu6s des Etats riverains, ont &t& encore amendes 
pour aller au-devant des objections faites jusqu’aujourd’hui, par 
les gouvernements riverains, A quelques-unes de leurs stipu- 
lations. 

Une periode de six mois a été assignee pour l’&change des 
ratifications du traite, periode pendant laquelle il faut esperer 
que l’on aura Tadhesion des Puissances riveraines. 

Le desir unanime des Pl&nipotentiaires pendant leurs dis- 
enssions a été que les vaux des ces Etats obtinssent la con- 
sideration qui leur &tait due, et le gouvernement de Sa Majestd, 
eroyant que l’accord intervenu est de nature favorable à leurs 
interets, n'hesite pas A les prier instamment de l’accepter, et 
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prient les autres Puissances qui ont pris part au Trait& de se 
joindre à lui dans cette d&marche. 
Je suis, etc. 
(Signe) Granuville. 


Anmerkung M. 


Le Ministre des Affaires Etrangöres à l’Envoys de 
Roumanie à Londres. 


24, Mai 1883, 
Monsieur U’ Envoye, 


Aussitöt que les premidres ouvertures furent faites pour 
r&unir a Londres une Conference, dans le but de r&gler difförentes 
questions relatives ä la navigation du Danube, la Roumanie de- 
manda à y participer effectivement, c’est-A-dire, sur le möme 
pied que les autres Etats appelees à assurer, de concert avec 
elle, Tex&cution des traites concernant ce fleuve. 

Cette demande était basde sur les pr&c&dents &tablis par le 
droit international, la position que la Roumanie occuppe sur le 
Danube, la situation qui lui a été créée par le Trait& de Berlin 
et les actes qui en decoulent. 

Le Protocole du 15 Novembre 1818 du Congres d’Aix-la- 
Chapelle, qui reserve A tous les Etats le droit de participer aux 
reunions ayant pour objet leur interöts speciaux, n'est que l’ap- 
plication d’un principe mis en pratique au Congres de Vienne 
dans plusieurs questions de cette nature. 

En effet, les huit grandes Puissances, r&unies A Vienne pour 
delib6rer sur les questions relatives A libre navigation des rivières 
qui traversent plusieurs Etats, fixörent, dans une seance pr&para- 
toire, le programme des negotiations, et convinrent d’inviter les 
Plenipotentiaires de Bade, de Baviöre, de Hesse Darmstadt, de 
Hesse-Cassel, de Francfort, de Hollande, de Nassau et de Wur- 
temberg à prendre une part effective aux r&unions au sein des- 
quelles devaient ötre discutös et d&cides les principes généraux 
de la navigation des fleuves, aussi bien que les röglements 
sp£eiaux de navigation du Rhin, de la Meuse, de l’Escaut, de la 
Moselle, du Mein et du Necker. 

Cette procedure fut appliqu&e à tous les arrangements flu- 
viaux ut&rieurs, dont les riverains ind&pendants n’ont jamais été 
exclus. Il &tait de toute justice de leur reconnaitre un droit 
aussi incontestable.. Les riverains ne sont-ils pas, en effet, dans 
ces questions, les plus interesses? et, est-il admissible qu'un gou- 
vernement ind&pendant se laisse majoriser dans ses propres eaux, 
direetement ou indirectement, par des decisions prises et des 
arrangements conclus en dehors de sa participation? 
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La Roumanie occupe sur le Danube une position des plus 
importantes. Le cours inferieur de ce fleuve, depuis les Portes- 
de-Fer jusqu’& la mer, formant le tiers de toute sa longueur nari- 
gable, baigne d’une manidre non interrompue les rives Roumaines 
(2741 kilomötres de l’embouchure de !'Iller, en amont d’Ulm, 
jusqu'à la mer; 893 kilometres de Verciorova à Soulina). La 
Roumanie possede dans ce parcours la plus grande partie des 
embouchures du Danube, et plus des deux tiers du döveloppement 
des rives (87 kilomötres rives Serbes, 466 kilometres rives Bul- 
gares, 1221 rives Roumaines). Son commerce d’importation ou 
d’exportation fournit A la navigation fluviale ou maritime, d’amont 
on d’aval, son principal élé ment, et recevra un d&veloppement 
toujours croissant lorsque, aprös avoir donn& tous ses soins & 
T'etablissement de son r&seau de voies ferr&es, la Roumanie diri- 
gera tous ses eflorts vers l’am&lioration des conditions de la 
navigation danubienne. 

Cette situation ainsi que la reconnaissance de son indépen- 
dance ont valu & la Roumanie la place que l’article 53 du traite 
de Berlin lui a assignee dans la Commission Europ£enne, à cöte 
des sept Puissances qui la composaient en vertu des stipulations 
du Trait6 de Paris de 1856. 

L’ind&pendance de la Roumanie devenant un fait acquis et 
reel, et Jes embouchures du fleuve entrant pour la majeure partie 
en 84 possession, on devait n&cessairement l’associer à tous les 
actes emanant de la Commission Europeenne du Danube 

La Roumanie fut admise dans cette Commission internationale 
au meme titre que ses autres co-participants. Aucune reserve 
ne fut faite à cet égard, et son vote eut, d&s le premier jour, 
la möme valeur que celui des autres Etats. Elle a dejä en 
V'honneur de prösider cette assemblee, et a participe effectivement 
à l’&laboration ou & la revision de tous les Röglements qui 
— — aujourdhui Ja navigation de la partie maritime du 

euve. 

Cette position regut une consseration solennelle en vertu de 
l’Acte-additionnel qui devait mettre l’Acte-public de 2 Novembre 
1865, relatif & la navigation des embouchures du Danube, en 
harmonie asec les stipulations du Trait& de Berlin, Cet acte 
fut signe A Galatz, le 28 Mai 1881, „par les Puissances repr- 
sent6ees au sein de la Commission Enropsenne du Danube, en 
vertu du Trait& de Paris da 30 Mars 1856, et la Ronmanie 
qui a été appelöe à en faire partie par l’article 53 du Traite 
de Berlin du 13 Juillet 1878.“ Il lie d’une maniöre dgale 
toutes les parties contractantes. Aucune d'elles ne s'étant r&serve 
une situation privilögiee ou une position sp6&ciale quelcongue, 
cet acte ne saurait &tre modifi& qu’avec le consentement de tous 
les signataires. 

Si les pr&c&dents de droit international et la situation sp& 


327 


ciale de riveraine, si la participation & la Commission Europ6enne 
du Danube et la signature de l’Acte-additionnel de 1881 consti- 
tuaient pour la Roumanie le droit incontestable de prendre une 
part effective à toute deliberation touchant la navigation du 
Danube, on pouvait encore moins l’en &carter lorsqu'il s’agissait 
de decider des Röglements de navigation, de police fluviale et 
de surveillance, depuis les Portes-de-Fer jusqu’A Galatz, qui, 
en vertu de l’art. 55 du Trait& de Berlin, devaient ätre 
„elabores la Commission Europ&enne assist6ee de Délégués des 
Etats riverains.“ 

Ce droit parait encore plus ind&niable en presence de la pro- 
cédure adoptée pour soumettre le projet de Röglement de Galatz 
aux deliberations de la Conferenec. La Commission Europ6enne 
ne pouvait élaborer cet acte qu’en procedant, en vertu de son 
Reglement interieur et de la pratique constante, par des deci- 
sions prises à l'unanimite des votes. L’entente n’ayant pu 
setablir entre les parties deliberantes sur les dispositions du 
Chapitre 3, et le consentement de la Roumanie faisant defaut, 
aucun acte, portant le caractère requis par l’article 55 du Traite 
de Berlin, et propre & ötre prösent& à une Conference comme 
le travail de la Commission speciale pr&vue par le Traite, ne 
pouvait en resulter. On s’&carta pourtant des principes con- 
stamment pratiques, et l’on presenta à la Conference un acte 
auquel manquait la signature du principal interesse. 

Cette procedure inusit6e portait une atteinte directe A des 
droits incontestables. Mais la participation effective de la Rou- 
manie à la Conference n'&tait-elle pas plus justifi6e, ne devenait- 
elle pas plus necessaire encore? 

La bienveillance avec laquelle la plupart des grandes Puis- 
sances accueillirent notre demande, concernant notre participation 
aux deliberatious de la Conference, nous avait fait esperer que 
des droits aussi &vidents et aussi naturels ne seraient plus mis 
en doute. 

L’Autriche-Hongrie reconnut, des le mois d’Avril 1883, la 
lögitimit& du desir de la Roumanie, et son Plönipotentiaire de- 
clara à la Conference, qu’en raison de la situation sp&ciale eréée 
„par le Trait& de Berlin, la Roumanie pouvait &tre admise & 
la consid6ration des trois questions qui forment l’objet de la 
reunion de la Conference.“ 

La Grande-Bretagne fut plus explicite encore, car Lord 
Granville exprima dans sa circulaire du 11 Decembre 1882, et 
au sein de la Conference, „l’espoir que la Roumanie y serait 
admise sur le m&me pied que les autres Puissances, d’autant 
plus qu’elle se trouve dejä representee dans la Commission 
Europeenne et qu'elle aura &galement son representant dans la 
Commission mixte dont la formation est proposee;“ — et le 
gouvernement de la Röpublique Frangaise pensait aussi „que les 
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reprösentants des Puissances, une foi r&unis, pourraient inviter 
le gouvernement Roumain à envoyer à la Conference un delegue 
qui prendrait part aux deliberations au meme titre que ceux des 
Puissances signataires du trait& de Berlin.“ 

Notre attente fut d&gue. La decision des Puissances nous 
assigna une position inacceptable: celle d’etre „consultes et en- 
tendus,“ sans avoir de vote delib£ratif. 

L'article premier de l’Acte additionnel du 28 Mai 1381 ex- 
cluait une interpretation strietement litterale de l’article 54 du 
Trait€ de Berlin, en vertu de laquelle on aurait pu admettre 
que les Puissances signataires se sont réservé de decider „seules 
de la prolongation des pouvoirs de la Commission Europeenne 
et des modifications qu'elles jugeraient n&cessaires d’y introduire.“ 
Ce möme article stipule, expressement, „que les droits, attri- 
butions et immunites de la Commission Europeenne du Danube, 
tels qu'ils r6sultent des trait6s de Paris du 30 Mars 1856 et 
de Londres de 1871, de l’Acte-public du 2 Novembre 1865 
ainsi que des actes et decisions anterieurs au trait& de Berlin 
du 13 Juillet 1878, continueront à régir ses rapports avec les 
nouveaux Etats riverains, et leur effet s’&tendra jusquä 
Galatz.“ 

La Roumanie, l’un des huit Etats composant la Commission 
Europeenne, n’est-elle pas en droit d’invoquer ce texte comme 
linterpretation authentique du trait& de Berlin? 

Comment pourrait-on, après cette Convention, modifier, en 
dehors de la Roumanie, les droits, attributions et immunit&s d'une 
Commission qui exerce ses pouvoirs sur le territoire Roumain? 

Le gouvernement de S. M. le Roi se crut donc en devoir 
de decliner l’'honneur d’assister, dans ces conditions, aux s&ances 
de la Conförence de Londres. Il considera comme non obliga- 
toires pour la Roumanie des decision prises sans sa participation. 
Celles-ci ne pouvaient, en effet, infirmer un principe incontestable 
du droit international, à savoir: qu'aucun Etat n'est tenu d’exe- 
euter sur son territoire des d&cisions Europ&eennes qu'il n’aurait 
pas discut6es et auxquelles il n'aurait pas pröalablement consenti. 

Pour donner, n&anmoins, une preuve de sa deference envers 
les grandes Puissances, le gouvernement de S. M. le Roi a exa- 
mine les dispositions du trait& de Londres avec le desir sincöre 
de les trouver conformes aux principes gen&ralement introduits 
dans la lögislation fluviale ainsi qu’aux droits et interets de la 
Roumanie. 

La plus importante des decisions inscrites dans le Traite est 
celle qui concerne la prolongation de la Commission Europ6enne 
du Danube, pour le terme de vingt-quatre anndes, et son r- 
nouvellement &ventuel pour de nouvelles p6eriodes triennales. Le 
gowvernement Roumain a eu dejä l'occasion de s’exprimer A « 
sujet d'une maniere nette et pr&cise, et ne peut qu’applaudir ä 
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une decision destinee à assurer, pour ainsi dire, la permanence 
d'une institution dont. l’action bienfaisante est aujourd’hui univer- 
sellement reconnue. 

Nous ne saurions pourtant passer sous silence certaines dis- 
positions du trait& qui semblent porter une atteinte directe à des 
principes non contestes du droit international et A des conventions 
speciales. 

Une extension, en möme temps qu'une restrietion des pou- 
voirs de la Commission Europ6enne y est projetse, ainsi que la 
possibilitE de modifier, un an avant l’expiration d’une des pério- 
des triennales, la constitution et les pouvoirs de cette Commis- 
sion. Ces modifications, reservees exclusivement aux grandes 
Prissances, ne lesent-elles pas les droits incontestables de la Rou- 
manie, Etat riverain indöpendant, faisant partie de la Commission 
Europeenne? N’en est-il pas de m&me de la disposition qui sou- 
mettrait directement aux grandes Puissances, seules, les divergen- 
ces „entre les autorit6s de la Russie ou de la Roumanie et la 
Commission Europé nne quant à l’extension qu'il pourrait con- 
venir de donner aux travaux du Tchatal d’Ismail?« 

La Commission Europ6enne n'a pu ötre &tablie en 1856, 
qu’apr&s un accord entre * Puissances et la Turquie, alors le 
prineipal riverain, et la Puissance à laquelle &tait reconnu le 
droit de parler au nom des Principaut6s. En 1866 et 1871, 
les Puissances ne se sont pas cru en droit d’&tendre Ja juridietion 
de la Commission Europ6enne de Galatz & Braila, à la suite de 
l'opposition de la Turquie. Comment pourrait-on 6tendre au- 
jourd’hui la juridietion de la Commission à une nouvelle partie 
da territoire -Roumain en vertu d'une decision prise sans la 
participation de la Roumanie? Comment pourrait-on prendre & 
velle-ci qui lui appartient d’une maniere incontestable, tandis 
qu'on donne à la Russie ce quelle n’avait pas d’apres les 
Traitös? 

Cette mesure parait d’autant plus inexplicable, que les mo- 
tifs qui ont determine l’Europe à reconnaitre & la Russie des 
droits exelusifs sur le bras d’Oczakow subsistent dans toute leur 
plönitude en faveur des droits de la Roumanie. 

Ces questions ne paraissent pas inoportunes en face des dis- 
positions du Trait& de Londres, qui modifient profond&ment le 
regime d’uniformite introduit dans la lögislation des fleuves inter- 
nationaux par le Congrès de Vienne, et dont le Bas-Danube 
devait bendficier largement en vertu des Trait6s de Paris de 
1856 et de Londres de 1871. Ces actes avaient eréé sur tout 
le cours du Danube navigable, deux rögimes, — celui de 
lantoritö maritime internationale, et celui de l’autorit& fluviale 
proprement dite, accordant tous deux aux riverains une place 
qui leur revenait de droit. Si, & la suite du Trait& de Berlin, 
qui söpara le Danube en deux parties distinetes — celle en 
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amont et celle en aval des Portes-de-Fer—des r&gimes diffsrents 
les uns des autres se formörent sur la partie d’amont, le Traite 
de Londres de 1883 donne naissance à quatre regimes diff6rents 
dans la partie d’aval. 

La Commission Europeenne est maintenue dans ses pou- 
voirs exterritoriaux, administratifs et ex&cutifs, subissant une 
restriction en m&me temps qu’une extension des limites de 
Jaridietion. 

Sur le bras d’Oczakow, lautorité territoriale oetroie le Rägle- 
ment de navigation et exerce la police fluviale dans une complete 
ind&pendance et en dehors de tout contröle d'une autorits com- 
mune, riveraine ou internationale. 

Au bras mixte de Kilia, chacun des riverains applique 
directement les Reglements en vigueur dans le bras de Sonlina. 

Le R£glement de navigation et de police fluviale, destin 
au Danube depuis les Portes-de-Fer jusqu’A Braila, attribue & 
une Commission internationale les pouvoirs administratifs et ex- 
eutifs les plus larges, et supprime les droits territoriaux des 
riverains sur leurs eaux et sur leurs rives. 

L’etablissement de ces divers regimes n'est certes pas favo- 
rable aux interets de la navigation et du commerce; car l'his- 
toire de la navigation fluviale est trop pr&sente à la m&moire 
de tous pour que l'on puisse oublier les grands inconvenients 
qu’une diversit& pareille entraine necessairement après soi. 

Il est necessaire, d'un autre cöte, de rappeler que le go- 
vernement de S. M. le Roi n’a jamais demand‘ qu’une partie 
quelconque des embouchures du Danube füt soustraite & la 
juridietion de la Commission Europ6enne. 

Si cette situation generale doit &tre vivement regrettee, en 
vue des r6sultats qui en seront la consöquence inevitable, le 
gouvernement Royal ne saurait passer sous silence la sitaation 
cr6e par le Röglement de navigation, de police fluviale et de 
surveillance annex& au Traité. 

Deux principes fondamentaux de la legislation fluviale ont 
et& alteres par le Röglement mentionne: 

1) le principe que la police fluviale appartient à chaque 
Etat sur ses propres eaux, et n'est que le libre exercice de s& 
souverainete, et 

2) le principe, qu'en matiöre de legislation et de sw- 
veillance les Etats non-riverains ne peuvent jouir de droits 
egaux à ceux des riverains, que s’ils les exercent en qualite de 
mandataires de l’Europe. 

Les dispositions contraires à ces principes ont empeche le 
gouvernement de S. M. le Roi de se ranger A Galatz du edté 
de la majorite, pour faire obtenir au projet de Röglement en 
discussion l'ananimite exigee. La divergence ne subsiste en 
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realitE que sur le Titre III de ce Röglement intitul& „Exécu- 
tion et surveillance.“ 

Ne se ralliant pas à la majorit6, le gouvernement Royal 
ne sest pas plac& sur un terrain exelusif, niant ce qui serait 
indispensable pour £tablir sur le Danube la libert& la plus 
eomplöte de navigation et de commerce. Au contraire, ses 
interets &tant &troitement lies aux interöts generaux de toutes 
les nations, il desire voie pratiquer cette libert€ de la maniöre 
la plus large. Ce qu'il r&clame, c'est le maintien de l’exereice 
de parties „inaliönables et fondamentales de l’ind&pendance et 
de la souverainet& des Etats.“ 

Un reglement fluvial ayant &t& discut6 et consenti d’un 
eommun accord par les riverains et l’Europe, assurant à la 
navigation et au commerce pleine et entiere libert6, les riverains 
sengageant solennellement à l’ex&cuter et A le respecter, il ne 
parait ni opportun ni utile d’exiger de la Roumanie le sacrifice 
dune partie essentielle de ses pouvoirs administratif et ex&cutif. 
Ce n’est pas la diminution de ces pouvoirs qui forment le but 
des Reglements fluviaux, mais bien les dispositions concernant 
la libert& des fleuves. 

Ne serait-ce pas paralyser les effets salutaires des Règle- 
ments que de creer, des le d&but, des conflits, et de jeter la 
mefiance ]A otı une action paisible est si nöcessaire, oh la con- 
fiance r&ciproque seule est capable de fonder un état de choses 
stable et qrofitable A tous. 

Du reste, les pr&cödents ainsi que la législation fluviale 

sont contraires A la situation que le projet de Röglement de 
Galatz voudrait eréer aux riverains sur le Danube en aval des 
Portes-de-Fer. II n’y a pas un röglement de navigation fluviale 
qui ne confie la police de la navigation aux Etats riverains, et 
qui fasse A Y’autoritE commune des concessions pareilles A celles 
que la Roumanie s'offre à accorder. Ces eoncessions ont d’au- 
tant plus de poids que les riverains d’amont des Portes-de-Fer 
ont ferm& la partie sup6rieure du fleuve aux riverains d’aval, 
et que la r&ciprocit& — qui forme aussi un des prineipes n&ces- 
saires et fondamentaux de la l&gislation fluviale — ne se trouve 
plus appliqu6e sur le Danube. 
‚. L’acte de navigation, &labore A Vienne en 1857, donne en- 
tierement et sans restrietion aucune, la police fluviale aux 
riverains du Danube. De nombreux articles de cet acte, et 
principalement les articles 46 et 47, en font foi. Le premier 
decide que „les gouvernements des pays riverains se communi- 
qaeront reciproquement les mesures q’uils auront prises pour 
Pexecution* de l’acte de navigation. Le dernier statue que „la 
Commission riveraine permanente veillera, dans la limite de ses 
attributions, à l’ex&cution et au maintien des stipulations“ de 
tet acte. 
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Le me&me principe a &t& reconnu encore tout r&öcemment. 
pour le Danube, par le Trait& conelu entre l’Autriche - Hongrie 
et la Serbie le 10 Février 1882. Les articles 6, 7, 11, 12, 13 
et 15 de ce trait& reconnaissant & chacun des deux Etats 
riverains le droit d’exercer la police fluviale, par ses propres 
fonctionnaires, n'&tablissent d’autres Röglements que les lois, us 
et coutumes serbes, actuellement existants, mis le plus possible 
en harmonie avec les Röglements de la rive austro -hongroise. 
et ne prevoient d’autre surveillance que celle r&sultant de l’aide 
et de l’appui mutuels que se doivent les fonctionnaires des 
' deux Etats. 

Nous demandons, avec raison, ä quel titre on pourrait con- 
tester, en 1883, à la Roumanie, des droits largement et sans 
difficult& reconnus à la Serbie en 1882, a la Valachie et A la 
Moldavie en 1857, alors que ces deux Principaut&s &taient con- 
sider6es par l’Europe comme vassales de la Porte, et que la 
navigation du Danube interieur a pris un essor considerable, 
sans autre protection que celle des gouvernements roumains qui 
se sont toujours montres favorables & la libert& la plus absolue 
de la navigation. 

D y a là, 6videmment, une contradiction qui ne saurait 
&chapper à personne. 

Les interets generaux du commerce des nations exigent 
. des riverains d’un fleuve international l’acceptation de Räögle- 
ments fluviaux lib6raux et uniformes, et une surveillance exerc#* 
sur l’application de ces Röglements par une autorit® commune: 
mais on ne saurait döduire, de l’acceptation de cette surveillanc 
en faveur de la libert& et des int6röts généraux, l'abandon des 
droits souverains, la cessation de toute autorit& riveraine et 
l’&tablissement d’une position exceptionnelle et d'une domination 
privilögi6e des non-riverains. Le regime fluvial ne serait plus 
alors destine à garantir et A sauvegarder les interöts de tom. 
Base sur les raisons sp6ciales et utilitaires d'un seul Etat, il 
pourrait &tre dirige au detriment &conomique et commercial des 
autres, ou vers un but uniquement politique. 

C'est au möme point de vue que le gouvernement de 8. M 
le Roi a envisag& la partieipation de l’Autriche-Hongrie & la 
Commission fluviale à er6er en aval des Portes-de-Fer. 

Les Commissions de surveillance fluviale, quel que soit leur 
titre, A l’exception de la Commission Europ6eenne du Danube. 
ne sont composses que de délégués des Etats riverains. Sil 
s’agissait de tout le cours du Danube, depuis l’embouchare de 
’Iller jusqu'au domaine de la juridiction de la Commission de 
surveillance, le droit d'avoir un délégué dans la Commission de 
surveillance ne saurait ötre conteste à aucun des riverains, & 
l'"Autriche-Hongrie pas plus qu’ä la Roumanie. Depuis que le 
Danube a été scind& en deux parties distinctes, que les riverains 
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daval des Portes-de-Fer sont exclus de toute immixtion dans 
la surveillance de la navigation d’amont, et que toute r&ciprocite 
est supprimee sous ce rapport, les riverains d’amont ne possedent 
aucan titre en vertu duquel ils pourraient r&öclamer d'être con- 
sideres comme riverains d’aval. 

L’Autriche-Hongrie n’est pas riveraine sur le Danube entre 
les Portes-de-Fer et Galatz. Elle ne saurait donc figurer 
comme Etat riverain dans la Commission fluviale & &tablir sur 
cette partie du fleuve. Ses interäts de navigation et de commerce, 
fussent-ils les plus considerables, ne peuvent lui cr&er une posi- 
tion egale A celle des riverains, annullant la situation et les 
droits de ces derniers. S’ils en était autrement, et si des 
interets consid&rables pouvaient donner naissance à des privilöges, 
lä Grand-Bretagne aurait le droit d’en r&clamer dans la Com- 
mission Europ6enne de Galatz: car elle possöde aux embouchures 
pres des trois quarts du commerce et de la navigation. 

Le gonvernement de 8S. M. le Roi ne nie pas les interets 
de l’Autriche-Hongrie, et admet volontiers qu’une place lui soit 
reservee dans la nouvelle Cemmission de surveillance. Il n’a 
aueun intöret A lui denier la faculte de veiller à l’application 
loyale et sincöre des principes de libert& &tablis par le Rägle- 
ment fluvial. Ce qu'il desire, c’est de distinguer le titre auquel 
chaque Etat fait partie de cette Commission. 

L’organisdtion möme de la nouvelle Commission de sur- 
veillancee est une exception à la règle gänerale qui n'y admet 
que les riverains. Des délégués d’Etats non riverains y sont 
introduits, afin que la surveillance soit encore plus reelle et plus 
eficace. Ce n’est qu’ä ce titre Européen que les Grandes 
Puissances partieipent elles-mömes, à cöt& des riverains, dans la 
Commission Europeenne de Galatz. Ce n'est qu'à ce titre que 
les non-riverains peuvent participer à la nouvelle Commission. 
Une situation differente erderait à l’Etat auquel elle serait 
dvolue, une position privilögise et dominante, defavorable à la 
libert& fluviale, et dont on ne saurait fournir aucun exemple. 

La Belgique est certainement admise à la surveillance com- 
mune de l’Escaut: mais il faut considerer que l'Escaut traverse 
la Belgique et la Hollande, que ces deux Etats se trouvent 
riverains sur ce fleuve, et qu’une parfaite réciprocitô est &tablie 
entre eux pour tout ce qui concerne la navigation fluviale 
(Trait6 de Londres du 19 Avril 1839, art. 9). — Les droits 
de la Belgique ne sont pas superieurs à ceux de la Hollande, 
et on ne saurait trouver, dans les traités et Röglements de 
navigation de l’Escaut et de la Meuse, aucune disposition en- 
levant la police fluviale A la Hollande pour la donner A la Bel- 
zique, on vice-versa, ou remplacant l’autorit6 immediate des 
fiverains par un pouvoir commun. 

La surveillance commune sur la navigation se borne à l’in- 
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spection generale des bouées, balises, passes navigables, et du 
service de pilotage, ainsi qu’aux mesures à prendre dans l'interöt 
de ces divers services (Convention du 20 Mai 1843, art. 63). 
Elle y est exerc&e conjointement ou s6par&ment des commis- 
saires sp&ciaux (Trait& de Londres du 19 Avril 1839 art. 9 — 
Convention du 20 Mai 1843, art. 3, 67, 69), chacun deux 
n’ayant une action directe que sur les eaux de l’Etat auquel ils 
appartiennent (Convention eitee, art. 51, 52 et 71). C'est aux 
gouvernements des deux Etats de decider, en cas de desaccord 
entre les Commissaires (Convention cit6e, art. 50, 52, 68, 69, 71). 
La police de la navigation, du pilotage, du balisage et des 
travaux à entretenir on à exe&cuter appartient a chacun des 
Etats söpar&ment, et y est exerc&e en leur nom propre (Trait‘ 
du 5 Novembre 1842, art. 9, 20. — Convention cite, art. 7]). 

En examinant avec impartialit et &quit& les disposition du 
Trait€E de Londres du 10 Mars 18383, on arrive n&cessairement 
aux conclusions suivantes: 

1) La Roumanie a des droits incontestables à la participa- 
tion effective aux deliberations d’une Conference ayant pour 
objet les affaires du Bas-Danube en vertu de sa triple position 
de riveraine, de membre de la Commission Europeenne du Danube. 
et de cosignataire de l’Acte-additionnel du 28 Mai 1881. 

2) N’ayant pu prendre part aux deliberations de la Conf- 
rence de Londres, les decisions prises par cette Conference ne 
peuvent avoir force obligatoire pour la Roumanie. 

3) L’Acte-additionnel du 28 Mai 1881, &tant une conven- 
tion r&gulidrement et valablement conclue et ratifide, ne saurait 
ötre modifi6 unilat&ralement. 

4) Le Reglement de navigation et de police fluviale en 
aval des Portes-de-Fer ne saurait avoir pour but de porter 
atteinte aux droits des riverains, — mais d’assurer par eux la 
libert& de navigation et de commerce. 

En exposant les considerations pr&cödentes, le gouverne- 
ment de S. M. le Roi croit remplir un devoir imp6rieux vis-a-vis 
de l’Europe, animee de tout temps des sentiments les plus bien- 
veillants A son &gard. Confiant dans l’esprit de haute justice et 
d’equit6 des Cabinets Europeens, il espdre que ceux-ci voudront 
bien examiner, de concert avec lui, les questions soulevées à la 
Conference de Londres, afin qu'il puisse leur &tre donns une solu- 
tion &quitable et satisfaisante pour les droits et les intörets de tous. 

Vous ötes pri de laisser copie de la pr&sente depäche & 
Lord Granville. 

Veuillez, etc. 

(Signe) D. Stourdza. 
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Zum Werdegang des deutschen 
Königthums.” 


— IR — 


I. Nah alter Sitte feiert auch unfere Hochjchule den 
18. Januar, den für die Geſchichte Preußens und des 
deutfchen Reiches hochwichtigen Tag der Königsfrönung und 
der Broclamation der deutſchen Kaiſerwürde. 

Wohlbegründet ift diefe Sitte: denn innig ift die Wechjel- 
wirfung von Stat und Wiſſenſchaft; nur in einem freien 
und feiner Macht und Ehre ftolz bewußten Stat gedeiht 
jener männliche, jelbftftändige und ſelbſtbewußte Geift, der 
bh mit Erfolg an die höchften Probleme der Forſchung 
wagen darf. Und andererjeit3 hat grade der Stat der 
Hohenzollern faft immer — mit wenigen unerfreulichen Unter: 
bredungen — es erkannt, daß der Geift der Wiſſenſchaft 
nicht ein ſchädlicher Dämon, fondern ein guter Geift, ein 
Geift des Lichtes ift und auch dem erzgerüfteten Stat ein 
erwünjchter Bundesgenoffe. Auch die Wiſſenſchaft ift eine 
Baffe: darf man doch von des Grafen Moltke Feldherrn— 
Ihaft rühmen, daß fie umgekehrt die Waffe zur Wiffenfchaft 
erhoben hat. | 

Das Königthum, deifen Ehrentag wir heute feiern, hat 
den preußifchen Stat gefhaffen und das deutſche Reich; das 
preußiihe Königthum ift hervorgegangen aus dem älteren 
deutihen FürftenthHum, welches geradezu im Gegenfag zu dem 
Königihum aufgefommen war; feitdem aber der König von 
Preußen unter dem Namen „Deutfcher Kaifer” als Präſident 
an die Spite des deutjchen Bundesftates getreten, ift jener 
uralte Gegenfaß verjöhnt und aufgehoben: ein Landesfürft 
it zugleich unter dem Namen „Kaifer” der lebendige Aus 
drud geworden für die nationale Einheit. Das war freilich 
auch ſchon im Mittelalter der Fall geweſen, wenn ein Herzog 
der Sachſen oder der Franken oder der Schwaben deutjcher König 
hieß; aber der große Unterſchied liegt glücklicherweiſe in fol: 
gendem: dieſer preußijche Landesfürft hat, um den mittelalter: 


!) Ein (erweiterter) alademifcher Feitvortrag (18. I. 1884). 
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liben Ausprud zu brauden, eine „Hausmacht“ Hinter ſich, 
welche die Dauer, die Unantaftbarkeit feiner Machtftellung im 
Reiche gewährleiftet. In diefem Sinne feiern wir den preu: 
Bilhen Krönungstag nad jeiner über Preußen hinausgreifen: 
den, in feiner deutichen Bedeutung durch eine Betrachtung der 
Geſchichte nicht des preußiichen FürftentHums, jondern des 
deutfchen Königthums. 

1) Was die Entitehung des germaniſchen Königthums 
betrifft, jo ift heutzutage eine früher beftrittene Frage als 
entjchieden anzufehen. Ein geiftreicher deutſcher Hiftoriker, 
Heinrich v. Sybel, hatte in einem im Jahre 1844 erſchie— 
nenen Buch das Erwachen diejes Königthums aus germa- 
nifher Wurzel geläugnet, vielmehr dafjelbe aus römijder 
abgeleitet: „Jene Führer von Barbaren haben mit dem Jm: 
perator Dienftverträge geſchloſſen, dadurch erft find fie die 
fogenannten Könige ihrer Völker geworden.” Dieje Theorie, 
obzwar fie Herr v. Sybel in der vor zwei Jahren ericie: 
nenen neuen Auflage des Buches mit wenigen Modificationen 
wiederholt hat, ift vollftändig widerlegt und wird außer von 
ihrem Urheber heute wohl von Niemandem mehr vertreten. 

Es ift von mir nachgewiejen worden, daß das Königthum, 
in Scharf empfundenem Gegenfage zu den föniglojen Stämmen 
mit Grafen, ein altehrwürdiger Urbefig unjeres Volkes, aus 
rein germanifcher Wurzel erwachſen ift. Seine Grundlage 
ift mythologiſch heroiſch: die älteften Gefchlechter jeder Völker: 
ſchaft galten als die edelften. Adal heißt ſelbſt nichts anderes 
als Geſchlecht.) Das edelfte, d. h. ältefte Adelsgeſchlecht it 
daher das Ffönigliche, welches ganz folgerichtig überall bis zu 
den Göttern hinaufgeleitet wird: auf Wodan, Donar und 
Freyr. Auf das beftimmtefte unterjcheidet Tacitus Die gen: 
tes quae regnantur von füniglojen Stämmen. Könige hatten 
damals ſchon (100 nach Chriftus) bejonders die gothiſchen 
Völker: dieje jagen zu jener Zeit an der Oftjee, den Römern 
völlig unerreihbar. Dort walteten alſo germaniiche Könige 





) Dem entipriht auch Die fprachliche Bedeutung von Kömg: 
althochdeutich chunig, chuning, altſächſiſch cuning, angelſächſiſch 
eyning, cyng, altnordifch Konungs: immer betont es den Zufammen: 
bang mit dem Gefchlecht, mag man von gothifch Kuni (Genitiv Kunjis) 
ausgehen und — ing als Patronymicum faflen oder von dem alt: 
hochdeutichen Kuni, das für ſich allein König, bedeutete (zumal in Ju: 
nee — wie ——6 eyne-rice, cine-helm) „Sohn eines 

tannes edlen Geichlehts.” Wal. Kluge: etymologiiches Wörterbuch 
der deutſchen Sprache. Straßburg 1885, S. 175. 
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Jahrhunderte lang, bevor fie einen Dienftvertrag mit dem 
Imperator hatten jchließen fünnen. In der That: man hat 
nur die Wahl zwiſchen Tacitus und Herrn v. Sybel. Man 
wird Tacitus vorziehen müflen: — jhon wegen der Anci- 
ennität. 

2) Noch nit ausnahmäsloje, wie dieſe erfte, aber doch 
taft allgemeine Anerkennung hat meine zweite Aufftellung ge= 
funden: die nämlich, daß das Königthum über die Völker— 
ihaft und fpäter über das Volk hervorgegangen ift aus dem 
urfprünglich auf einen Gau befchränften, dem fogenannten 
Saufönigthum. 

Es ift hier nicht die Stätte und jetzt nicht die Stunde, 
hierauf näher einzugehen. Es genügt, feftzuftellen, daß ber 
Entwidlungsgang ganz unzweifelhaft fo verlief bei Alamannen 
und Franken. Bei den Alamannen ftehen im Jahre 357 
noch 17 ſolcher Kleinfönige neben einander, 140 Jahre fpäter 
herrjcht nur ein Volfsfönig der Alamannen. Bei den Franken 
fönnen wir im hellen Lichte der Geſchichte zufehen, wie einer 
diefer Gaufönige, Chlodovech, ſechs bis acht andere mit 
Namen genannte und außerdem, nad Gregor von Tours, 
„noch jehr viele andere” Gaufönige ausmordet, bis er endlich 
die ſämmtlichen Gaue der falifchen und der Uferfranfen als 
Volkskönig aller Franken beherricht. 

Ganz Aehnliches finden wir bei Duaden und Marko: 
mannen, aus denen jpäter die Baiern hervorgingen. Auch 
bei Bandalen und Weftgothen, bei den Nordgermanen in 
Schweden und Norwegen, ganz befonders aber bei den Angeln 
und Sadjen in England vollzog fih die Entwidlung in 
ähnlicher Weife: nur daß hier die Jarle und die Ealdormen, 
uriprünglih unabhängige Könige ihrer Landfchaften und 
Shires, noch eine zeitlang nach ihrer Unterwerfung unter 
den Völkerſchaftskönig als Unterfönige fortbeftehen. 

II. Forſchen wir nun nad den Gründen, aus welchen 
gerade das fränkiſche und nicht ein anderes, etwa das ojt- 
gothiſche Königthum, zu jenem Reichskönigthum wurde, 
welches die jämmtlichen ſpäter „Deutjche” genannten Stämme 
unter fich vereinigte, jo ergeben fich die folgenden zahlreichen 
und Schwer wiegenden Urjaden. 

Bor allem die glänzende kriegeriſche und politifche Be- 
gabung der erften merovingifchen Könige: ſchon Chil- 
perih3 I., dann Chlodovechs, feiner Söhne und auch noch 

zelit Dahn, Bauſteine. V. 1. 22 





338 


der Enkel: freilich mußte die ruchlofefte Gemifjenlofigkeit in 
der Wahl der politiſchen Mittel dazu erheblich beihelfen. 

Aber einzelne militäriſch und ſtatsmänniſch nod fo be: 
gabte Führer vermögen dauernde politifhe Werke nicht zu 
Ihaffen, wenn nicht in dem Volk, über das fie verfügen, 
entfprechende Eigenichaften gegeben find. 

Diefes war aber der Fal bei den Franken. Eine ge: 
wiſſe Rafchheit, leichte Beweglichkeit des Geiftes in Auffaffung, 
Entſchließung und Ausführung eignet den Franfen — frei: 
lih gepart mit ſprichwörtlicher Treulofigfeit — von ihrem 
erften Auftreten an. Sie waren dadurch ihren ſchwerfälligeren 
Nachbaren diefleit des Rheins bedeutend überlegen. Das 
Königshaus erjcheint in diefem Sinn nur als die Steigerung 
und Gipfelung des fränfifchen Nationaldarafters in feinen 
Vorzügen wie in feinen Fehlern. 

Bermöge diefer Rajchheit und in Folge des Einflufles 
der keltiſch-römiſchen Mifchbevölferung auf die Franken haben 
diefe auch viel früher als die rechtscheinifhen Völker eine 
den neuen Behältniffen angepaßte politiſche und militäriſche 
Drganifation im Sinne der Gentralifation erreicht; modern 
ausgedrüdt: die fränkiſche Mobilmadhung vollzog fi un: 
vergleichlich raſcher, ftraffer und jchneidiger als etwa die der 
Sadjen und Alamannen: welche Vortheile dieſes dem frän: 
kiſchen Erobererftate gewährte, braudt man nicht erft zu 
bemweijen. 

Dabei wollen wir nicht vergeflen, daß jene keltiſch-rö— 
miſche Mifchbevölferung den Franken außer Schwächen und 
jogar Laftern auch ganz ausgezeichnete Eigenschaften zu 
bradte. Jenes keltiſche, geiftreihe „argute loqui“, jene 
freilih etwas eitle Ritterlichfeit, jene glänzende Bravour 
des Angriffs, welche wir in unferen geiftreihen, tapferen 
und meiftens — wenn auch nicht immer! — liebenswürbigen 
Nachbarn im Weiten anzuerkennen alle Urſache haben. Im 
17. und 18. Jahrhundert hat man in Deutichland die 
Franzoſen überfhäßt: wollen wir uns doch jehr davor hüten, 
die Franzofen, wie nah dem legten Kriege vielfach geſchehen, 
zu unterfhäßen. 

Mit dem gefchilderten Vorzug hängt der folgende innig 
zufammen. Er wiegt fehr ſchwer; nämlich die unvergleiclid 
günftige geographiihe Lage des Stammfiges fränkiicer 
Macht: Galliend. Diefe Lage gewährte den Franken die 
Möglichkeit, alle Vortheile der römiſchen und chriftlicen 
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Eultur mit den Vorzügen der germaniſchen Waldeskfraft und 
Frifche zu vereinigen. Gerade durch dieſe Vereinigung aber 
waren fie allen übrigen Germanenreichen und Stämmen 
überlegen: den heidnijchen Barbaren auf dem rechten Rhein: 
ufer durch Eivilifation und Gentralifation in weltlichen und 
geiftlihen Dingen, den Germanenreichen tiefer im Süden, 
Weſtgothen, Dftgothen, Longobarden und vollends Vandalen 
in Afrifa, durch die Verjüngung, welche die Franken unab: 
läfig aus ihren rein germanifchen Dftlanden zu fchöpfen 
vermochten; jene Reiche tiefer im Süden waren für bag 
Germanenthbum auf das Ausfterben gefeßt: nicht einen Mann 
mehr erhielten fie zu der urjprünglich eingewanderten Zahl; 
jo mußten fie auf das Rafchefte mit den Vorzügen auch die 
Fäulniß der römiſchen Givilifation in fih aufnehmen, während 
die Franken, in Südgallien, in Neuftrien von folder Ber: 
derbniß ebenfalls früh ergriffen, wiederholt durch jene aus 
ftrafiiche Verjüngung geheilt wurden. Wenn der, wie es 
ibien, unheilbar fiechende Merovingerftat durch das auftra- 
fie Geflecht der Arnulfinge gerettet ward, fo ift dieſer 
Vorgang im Dynaftiewechjel geradezu harakteriftii für das 
Verhältniß von Auftrafien und Neuftrien überhaupt. 

Endlih wurde das fränfifhe Königthum über die an: 
deren hinaus auf eine Höhe von geradezu mweltgejchichtlicher 
Bedeutung dadurch gehoben, daß diejes Königsgefchlecht, als 
da3 erfte von allen germanijchen, das Chriſtenthum nicht in 
dem fegerijchen arianifchen, jondern in dem rechtgläubigen 
fatholifhen Bekenntniß annahmen. 

Dadurch trat diejes Königthum jofort in das innigfte 
Bündniß zunächt mit den katholiſchen Biſchöfen Gallieng, 
bald auch mit dem päpſtlichen Stuhle, d. h. mit der katho— 
liſchen Kirche, derjenigen Macht, welche in jenen Jahrhun— 
derten, da der römijhe Stat nicht mehr und der germa- 
nifhe noch nicht beftand, die einzige organifirte — und zwar 
genial organifirte — Gewalt war und die einzige Trägerin 
antiter und chriftlicer Eultur. Durch das Bündniß mit 
diefer Kirche überwand das fränfifhe Königthum äußerlich 
und innerlih alle fegerifhen wie heidnifchen Gegenmächte 
und konnte jogar, freilih nur um den Preis theofratijcher, 
höchſt unbeilvoller Verquidung von Stat und Kirche, das 
römische Kaiſerthum erneuen. 

II. Die Gründe, aus welden das gewaltige Reich der 
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Karolingen in drei Staten augeinanderbrah, waren bie 
folgenden: 

Erftend ganz einfach die Anwendung des fränkiſchen 
Privaterbredht3 auf die Thronfolge; wie nah dieſem Fa— 
milienerbreht Landgüter mit Hinterfaffen und Herden unter 
die Söhne getheilt wurden, ganz ebenjo behandelten nidt 
nur Chlodovechs Söhne im Jahre 510, auch noch der große 
Karl zu Anfang des neunten Yahrhundert3 ihren Stat. 
Auch Karl, obwohl er nun römischer Kaifer hieß, war der 
großartige römiſche Gedanke der Statseinheit nicht aufge- 
gangen, während doch ſchon um die Mitte des jechsten Jahr: 
hundert3 ein vielgejhmähter Seeräuberfönig, der Vandale 
Genferih, die Untheilbarfeit des States zum Princip der 
Thronfolge erhoben hatte. (Baufteine II S. 213). 

Zu diefem äußeren mehr formalen Grunde trat nun 
aber zweitens der folgende ftarf wirkende materielle. Nidt, 
wie man gewöhnlich lehrt, der Gegenjat der Nationalitäten 
hat das Farolingifche Reich gejprengt: wir tragen mit folder 
Annahme Anſchauungen des neunzehnten Jahrhunderts fon: 
der Fug und Recht in jene Zeiten; das klare Bewußtſein 
folder Gegenfäße fehlte damals völlig: feitdem die Wander: 
bewegungen zur Ruhe gefommen waren, db. h. jeit drei— 
hundert Jahren, kamen die Völker ja, abgefehen von dem 
etwa 850 noch unbebeutenden Handel, gar nicht in Be: 
rührung mit einander. Nicht die nationalen Gegenfäge, 
jondern der Mangel gegemjeitiger wirthichaftlicher und Eultur: 
Zufammengehörigfeit hat von innen heraus ebenſo fcheidend 
gewirkt wie jene Erbtheilung. Das ganz romanifirte lom: 
bardiſch-italiſche Reich, das weſtlich der Loire ftark, öftlic 
derfelben auch bereits erheblich romanifirte Frankreich, endlich 
das gar nicht romanifirte Dftfranfen (d. h. fpäter Deutih: 
land), durch die gewaltige und oft gemwaltthätige Politik des 
großen Karl mechanisch zufammengehalten, hatten, abgeſehen 
von dem geiftigen Bande des ChriftentHums, nichts mit 
einander gemein als ben einheitlichen Herrſcher. Jedes diefer 
drei Reiche hatte feine wirthſchaftliche Autarkie: fein Wun— 
ber, baß jedes berfelben, nachdem jene ftarfe Fauft fie nicht 
mehr zufammenzwang, ſich als ein felbftftändiges Ganzes 
abgliederte. Nur mittelbar hat dabei die Nationalität mit: 
gewirkt, ſofern die Cultur, insbefondere die flärfere ober 
ſchwächere Romanifirung, damit zufammenhing. Dieſes be 
zeugen vor allem die Sprachgrenzen. 
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IV. Die Gründe, welche zur Errichtung des deutſchen 
Königthums zu Anfang des zehnten Jahrhunderts führten, 
waren die folgenden. Es wäre abermals widergejchichtliche 
Uebertragung viel jüngerer Anfhauungen in jene Vorzeit, 
wollte man von einem deutichen Nationalgefühl als einer 
jener Urſachen ſprechen. Nein! Ein foldhes Gefühl der Zu- 
sammengebörigfeit aller deutichen Stämme als folcher beftand 
damals nicht. Was an Gemeinfinn über den Gau hinaus: 
tagie, fand in dem Stamm Befriedigung und Abjchluß. 
Vielmehr ſah e3 zu Anfang des 10. Jahrhunderts ganz da- 
nah aus, al3 ob nach Ausfterben der deutichen Karolinger 
die großen Stämme: Friefen, Sachſen, Thüringe, Franfen, 
Aamannen, Baiern, je ein Stat3gebilde für ſich ausmacen 
würden, mie ja auch Frankreich damals in eine Mehrzahl 
jelbftftändiger Herzogthümer auseinanderzufallen drohte und 
wie in Stalien die Statseinheit wirklich erloſch. Vielmehr 
bat e3 in Deutjchland langer Zeit und fchwerer, demüthigen- 
der Erfahrungen bedurft, bis jene Stämme erfannten, daß 
fie, jeder für ſich allein, ihrer Eriftenz nicht ficher waren: 
man darf jagen, daß erjt die furdtbaren Heimfuchungen 
durch die Normannen, dann aber ganz befonders durch die 
Ungarn die Stämme in härtefter Zucht zu dem Bemwußtfein 
erzogen haben, daß fie einander nicht entbehren Fonnten. 
Außer diefem Bedürfniß gemeinfamer Vertheidigung war es 
geraume Zeit nur das Chriſtenthum, was die Deutjchen, im 
Gegenfage zu ihren öftlichen und nördlichen Nachbarn, zu: 
fammenschloß, während gegenüber den „Wälſchen“ im Weften 
und Süden nun die Spradgrenzen ftärfer in Wirkfamkeit 
traten. 

V. Diejen wenigen, obwohl allerdingg mächtigen, 
Momenten, welche für das Königthum wirkten, ftand eine 
ganze Reihe von ſehr ftarfen Gründen entgegen, bie zu dem 
Erliegen des Königthums im Kampfe mit den Gegenmächten 
führen mußten. 

Bor allem das verberbliche Wahlprincip: vergeblich be— 
mühten fih gar manche der tüchtigen Männer, welche von 
Anfang des 10. bis Ende des 13. Jahrhunderts den deutſchen 
Königsthron ſchmückten, die Krone in ihrem Haufe erblich 
zu maden. 

Sie handelten dabei keineswegs bloß aus dynaſtiſcher 
Selbſtſucht, fondern im mohlverftandenen Intereſſe des 
Reiches. Alle dieſe Verfuche fcheiterten, auch der beiden 
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genialen Staufer, Heinrih VI. und Friedrichs II.; leßtere 
bot den Fürften als Gegenleiftung für die zu gewährende 
Erblichfeit der Krone fogar die unbeſchränkte Erblickeit 
ihrer Zehen: vergebens! Dieſe reichsverberberifchen Fürften 
wußten zu gut, daß fie thatfächlich ſolche Erblichkeit ohne 
jebe Gegenleiftung durchſetzen fonnten. Al nun aber im 
16. Zahrhundert die Kaiferfrone wirklich, wenigſtens factiſch, 
erblich geworden war im Haufe der Habsburger, und als 
diefe zugleih das andere fo oft angeftrebte Ziel früherer 
Könige — eine bedeutende Hausmacht — in ganz gemaltigem 
Umfang erreicht hatten, da jchlugen dieſe beiden lang er: 
jehnten Errungenfchaften unter den obwaltenden Umftänden 
vielmehr zum Nachtheile des deutfchen Volkes aus: denn in 
diefem habsburgiſchen Weltreiche, in deffen Grenzen feit der 
Entdedung des neuen Erdtheils die Sonne nicht mehr unter: 
ging, wogen fpanifche, niederländifche, italienijche Intereſſen 
oft jchwerer als die deutſchen und galt bie deutjche Königs: 
frone häufig nur als Mittel zu den Zwecken der habsbur— 
giſchen Weltpolitif. 

Ferner mußte verderblich wirken das Lehenprincip, weldes 
der Neichsverfaffung zu Grunde lag. Alles Lehenmwejen hat, 
gleihfam einem Geſetz der Schwere folgend, einen Zug zur 
Allodification, d. h. der Vaſall, in deſſen Händen Beſih, 
Verwaltung und Fruchtgenuß mit dem Rechte der Vererbung 
liegen, wird allmälig zum Eigenthümer, während in den 
Händen bes Lehnsherrn der Schein, d. h. die Urkunde feines 
Rechts, fich zulegt zu einem bloßen Schein im anderen Sinne 
verflüchtigt. In zwei Anwendungen hat fich dieſe Entwid: 
lung in Deutſchland vollzogen: im großen und im Fleinen, 
an den Fürften- und an den Bauern=Lehen. Die Fürften: 
Lehen wurden allobificirt 1806, d. 5. die Lanbesherren 
wurden fouverän: die BauernsLehen 1848, db. h. die Rechte 
der Gutsherren wurden ohne Entihädigung aufgehoben oder 
gegen geringmwerthige Entſchädigung abgelöſt. Aber freilid, 
fittlid und politifch waltet dabei ein großer Unterfchied: die 
Fürften vollendeten in der Zerftörung des Neiches ihre neun 
Jahrhunderte hindurch fortgejegte Anmaßung der königlichen 
Rechte, während umgefehrt die Ablöfungsgefege der Jahre 
1848/49, ein vielhundertjähriges Unrecht gut machend, dem 
deutfchen Bauer zurüdgaben, was ihm Gewalt, Lift und 
wirthſchaftliche Noth entriffen hatten: das volle Eigenthum 
an feiner freien Scholle. 
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Dagegen darf man nicht, wie immer noch gejchieht. den 
„Haß der Stämme” als Grund der Auflöfung des König: 
thums anführen; es gilt auch hier analog das oben Be: 
merkte: ein ſolcher Hab der Stämme als folder gegen ein» 
ander beftand gar nit. In den erften Jahrhunderten des 
Reihes war der Verkehr noch fo ſchwach entwidelt, daß die 
Angehörigen der verfchiedenen Stämme faft nur in dem Heer: 
bannund auf dem Reich3tage mit einander in Berührung traten; 
dabei kam es denn freilich zumeilen zu Streit und Raufhändeln 
mancher Art, aber keineswegs — oder doch nur höchft jelten — 
in der Weile, daß „Stammeshaß“ fich darin ausgetobt hätte. 
Wie follte der Baier den Frieſen hafjen oder der Lothringer 
den Niederöfterreiher, von deſſen Eigenart, ja Eriftenz er 
wenig wußte? Freilich: gehaßt und gefämpft wurde weiblich 
während des ganzen Mittelalters; aber mit wirflihem, fo 
reht deutihem Haß haben fih doch immer nur verfolgt — 
bie lieben Nachbarn: hier, an der Grenze, fand der Streit, 
die Reibung ftets reiche Nahrung. So haßte der Sachſe den 
Thüring, der Thüring den Heſſen, der Hefe den Franfen, 
der Franfe den Schwaben, der Schwabe den Baier: alfo ftet3 
Nachbar den Nachbar, aber nicht um des Stammesgegenjapes 
willen; denn Glieder des gleichen Stammes, wenn fie nur 
Nachbarn find, erweiſen fich die Ehre des Haffes oft mit 
wahrer Auszeihnung. Wie grimmig haben fih doch Nieder: 
ſachſen und Mittelfachfen befämpft, und wie viel feltener ift 
z. B. der Streit zwijchen Baiern und Schwaben gemejen, 
als der blutige Haß unter den dem gleichen gemeinbaju— 
variſchen Stamme angehörigen Baiern im engeren Sinne 
und den Defterreihern, zumal den Tirolern! Jene Kriege 
waren viel weniger der Ausbrud von ftammthümlichen 
Gegenfägen ald das Ergebniß der Politik hadernder Dy— 
naftien. Es ift daher auch falſch, die chroniſche Oppoſition 
der Herzoge gegen das Königthum als Ausdruck der „be— 
rechtigten Individualität der Stämme“ auszugeben. Jene 
„Oppoſition“ iſt einfach Rebellion und ſelbſtiſche Felonie; 
das, jo zu ſagen, claſſiſche Beiſpiel ſolcher Oppoſition bilden 
die Welfen im Herzogthum Sachſen: wohlan, die Welfen 
find gar fein ſächſiſches Geſchlecht, ſondern ein ſchwäbiſch— 
bairiſches; ſie waren alſo gewiß nicht berufen, als Vor— 
lämpfer ſächſiſcher Stammeseigenart aufzutreten. 

Endlich war ſelbſtverſtändlich ein Hauptgrund des Er— 
liegens des Königthums gegenüber den zur Landeshoheit 
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aufftrebenden Fürften die Verbindung der deutfhen Königs: 
frone mit der lombardijchen Königsfrone und mit Der rö- 
miſchen Kaijerfrone, jowie der hieraus folgende weltgeſchicht— 
lihe Kanıpf mit dem Papſtthum, in welchem der Kaifer als 
Vertreter des Statsgedankens nothwendig unterliegen mußte, 
fo lange die Köpfe der Menjchen — nit etwa bloß der 
Geiftlihen, auch der Laien — erfüllt waren von derjenigen 
Theorie über das BVerhältnig von Stat und Kirche, melde 
der heilige Auguftin aufgeftellt hatte. 

Es ift längſt erfannt worden, daß dieje in Stalien und 
gegen Rom zu führenden Kämpfe Zeit, Geld, Mannfchaften 
und Kraft unjerer Könige jo ſtark in Anſpruch nahmen, daß 
fie darüber ihre dringendite Aufgabe: die Niederhaltung der 
Fürften, zu löfen nicht vermochten. 

Für die politifche Gejchichte unjeres Volkes war aljo 
jene Berfnüpfung mit Stalien und Rom ohne Zweifel ſchäd— 
lih. Allein für feine Eulturentwidlung war fie von größtem 
Vortheil; diefer Verbindung mit Stalien war es zu danken, 
daß unfer wirthichaftli arme Volk, unjer von der Hei: 
mat antifer Cultur allzu fern nach Nordoft abgelegenes Land 
gleichwohl ſeit Ende des 10. Jahrhunderts einen Grad der 
Civilifation gewannen, welcher die Deutfchen nicht allzu weit 
hinter den Franzoſen zurüdjtehen, die anderen Völker des 
Nordens und Dftens aber jehr weit überragen ließ. 

Ein breiter und mächtiger, wohlthätig befruchtender 
Strom höherer Eultur, edleren Gefchmades, reiheren Com: 
fort in Kunft und Kunfthandwerf, Häuferbau und Haus: 
einrichtungen und feinerer Lebensſitte ergoß fi von Benedig 
und Mailand her über Bozen nach Augsburg durch ganz 
Süd: und Mitteldeutfchland noch über den Main hinaus 
etwa bis an die Elbe: noch bis heute läßt fich diefe Strömung 
in zahlreichen Nachwirkungen erkennen: das Land öftlich der 
Elbe ift ungleich länger in rauher und dumpfer Barbarei 
befangen geblieben, wozu freilib auch die Miſchung der 
Bevölkerung mit undeutihen Stämmen erheblich beitrug. 

Hauptaufgabe der Geſchichtswiſſenſchaft aber ift nit, 
zu loben oder zu tadeln, fondern das Geſchehene als noth: 
wendig zu begreifen und darzumeijen. 

Eine grobe Berfehlung hiegegen ift es, wenn immer 
und immer wieder gewiſſe Leute jene Kaiferpolitif unferer 
Könige mit häßlichen Worten tadeln. Diefe Tadler, mehr 
PBarteipolitifer als Gejchichtsforicher, übertragen Borftellungen 


345 


der Jahre 1849—1865 in das 10. Sahrhundert. Diefe 
Herren haben nicht gelernt, daß jene Könige gar nicht anders 
handeln konnten. Nicht die Staufer, nicht Otto J., ja auch 
niht Karl der Große, ſondern ſchon Ehlodoveh zu Ende 
de3 5. Jahrhunderts hat durch das Bündniß feines Königs 
thums mit dem Fatholifhen Epijfopat den verhängnißvollen 
Weg eingeihlagen, den die Nachfolger gar nicht mehr ver— 
laffen fonnten. Warum nicht fonnten? Erſtens aus einem 
tatlih militärifchen, zweitens aus einem fittlich religiöfen 
Grunde. 

Als die Ungarn nah furdtbaren, mehr al3 hundert 
jährigen Berwüftungen unſeres Landes dur ein treffliches 
Syftem von Marken und Burgen und dur fieghafte Schlach— 
ten im Dften hinausgemwiejen waren, drangen fie von Süden 
ber in das Reich: in das meifterloje Stalien ergofjen fie fich, 
das völlig unfähig war, ſchwache Mannſchaften jaracenijcher 
Seeräuber, gejchweige die zahlreichen Schwärme der madgya- 
then Unholde abzumehren. Bon Stalien aus bedrohten 
nun und ſchädigten die Ungarn Sahrzehnte lang, durch Die 
UÜpenpäffe dringend, den ganzen Süden unferes Reiches: 
Dito der Große würde feine dringendfte Königspflicht verlegt 
haben, hätte er dieſe Gefahr nicht abgewendet: man beherrjcht 
aber einen Bergübergang nur durch Beſetzung des dem 
Feinde zugefehrten Zuganges: Nordoftitalien wenigftens 
mußte gegen die Ungarn gededt werden: die Staliener 
onnten das notorifch nicht: alſo mußte der deutſche König 
ſeinen Herſchild über jene Lande halten. 

Zweitens aber: nad hohem Aufihwung, zu dem die 
Kirhe in Rom im 8. und 9. Jahrhundert durch eine Reihe 
Nttlih und geiftig ausgezeichneter Päpfte erhoben worden, 
war fie zu Ende des 10. und bis Mitte des 11. Jahr: 
hunderts in einen Pfuhl giftigfter Fäulniß verfunfen. Alle 
Zeitgenofien, zumal die Jialiener felbft, erfannten Klar, daß 
die Römer, die Italiener überhaupt, die ganz unentbehrliche 
Kirhenreform nicht durchführen konnten; das Fonnten nur 
volbringen jene ftarfen und reinen Männer, welche nördlich 
der Alpen die deutfche Krone trugen; der Todesſchrei ber 
verfintenden römischen Kirche war es, das verzweifelnde 
Slehen der nach Rettung ringenden italienifchen Bilchöfe, 
was, wie Dito den Großen, jo Heinrich III. nah Stalien 
tief und nah Nom. 
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Man hat nun freilich eingewendet: „Ei, was ging den 
deutfchen König die römifche Kirche an? Hätte er fie eben 
verfaulen laffen und zu Grunde gehen; dann hätte es feinen 
Gregor VI., feinen Innocenz II. gegeben.“ 

Mer jo jpricht, redet unmilfend und frivol. Denn er 
weiß nicht, daß die römiſche Kirche in jener Zeit — mohl: 
verftanden, wir reden vom 10. Jahrhundert, nicht vom 19. 
— nahezu die einzige, jedesfall3 die unvergleichlich wichtigſte 
Trägerin der Cultur war. Jene deutfchen Könige aber, die 
Dttonen und die Heinriche, zumal auch der Rothbart, waren, 
wenn fie auch, fehr gegen ihren Willen, den heißeften Kampf 
gegen die Päpfte als Träger der Ideen Auguſtins und 
Gregord Führen mußten: — fie waren alle (mit einziger 
Ausnahme wol des großen Staufers Friedrichs IL) fromme, 

von der Wahrheit des ChriftentHums, von der göttlichen 
Einfegung und abfoluten Unentbehrlichfeit der Kirche im 
tiefften Herzen überzeugte Männer: ihr Gewiſſen zwang je 
gebieterifch, wenn fie es vermochten, dieſer verfinfenden Kirche 
die rettende Hand zu reichen. 

Ich kann diefen Gegenftand nicht verlaflen, ohne 
wenigftens in ein par Worten einen Ausdrud zu verurtbeilen, 
der, in ben legten Jahren bis zum Ueberdruß wiederholt, 
ebenjo gejchmadlos wie unrichtig ift: man nennt eine Dr 
müthigung des States durch die Kirche: „einen Gang nad 
Canoſſa.“ Nichts kann verfehrter jein. Vorauszuſchicken if, 
daß der großartige Kampf zwiſchen Stat und Kirche auch 
in jenen Jahrhunderten (wie in diefem) nur von einer ganz 
unwürdigen Gejchichtsauffaffung zurüdgeführt werden fann 
auf jubjective böfe Leidenſchaften der Päpſte oder ber Kaiſer. 
Vielmehr war der Conflict ein nothmwendiger, ein tragiicer. 
Seine Wurzel lag in dem mnveftiturftreit: ebenfalls eine 
Soige jener wunberlieblihen Verquidung zwiſchen Stat und 

irche, für melde auch heute mande Leute ſchwärmen. Als 
Gregor VII. jenen Streit aufnahm, war er Anfangs — bald 
riß ihn freilich die Maßlofigkeit über jede Schranke hinaus 
— in vollem Recht: unmöglich fonnte die Kirche durch einen 
Laien, den beutichen König allein, einen Erzbifhof von Köln 
oder Biſchof von Wirzburg einfegen laffen. Aber aud der 
König war in vollem Recht: denn unmöglich konnte er id 
vom Papſt einen Herzog von Sachſen ober Herzog von 
Oſtfranken — dieſe Reichlehen waren mit jenen Bisthümern 
ipso jure verbunden — aufzwingen laffen. Die einzig mög: 
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lihe Löfung des Gonflict® wäre gemejen die Herausgabe 
jener weltlichen mit den Bisthümern und Abteien verbundenen 
Hoheitsrechte: ala aber Papſt Paſchalis dies einmal vorfchlug, 
hätten ihn feine zornigen HH. Prälaten bald umgebradt. 

Was aber Heinrihs Gang nach Canoſſa betrifft, fo 
mar derjelbe einmal Gewiſſenspflicht und zweitens zugleich 
das ausgeſucht Gejcheidtefte, was er thun Fonnte. Heinrich 
war wegen Simonie und anderer Sünden mit vollem Recht 
gebannt: er mußte fih als Fatholifcher Chrift, wie jeber 
Andere, durch Kirchenbuße aus dem Banne ziehen. Ein Ges 
bannter Ffonnte auf die Dauer nicht Kaifer und König 
bleiben. Heinrichs Feinde in Deurfchland, die Mehrzahl ber 
Fürſten, hatten ihm daher, theil aus Haß und Bosheit, 
theil® aus religiöfer Ueberzeugung eine leßte Frift vorgeftredt, 
ſich, bei Meidung der Abjegung, aus dem Bann zu löfen. 
Der König ging nah Canofja und unterwarf fich der wohl: 
verdienten Kirchenbuße: aber er löfte fih dadurch rechtzeitig 
aus dem Bann und entwand damit feinen Feinden Die 
allergefährlichfte Waffe. Daß der Papſt ihn dabei in den 
äußeren Formen jchonungslos behandelte, hat ihm politifch 
— und davon allein reden wir — nicht gejchadet: die Auf: 
hebung des Bannes wirkte jofort in Stalien wie in Deutfch: 
land auf das günftigfte. Daß der Bann fpäter erneut wurde, 
gehört nicht hierher. Am deutlichiten zeigt aber die Bedeutung 
jenes Ganges der Umftand, daß die Feinde des Königs fid 
jede erdenflibe Mühe gaben, ihn mit Gewalt davon ab: 
zubalten, jo daß er nur heimlich, in Verkleidung, über bie 

n nah Stalien zu gelangen vermochte. 

VI Die politiihe und ftatsrechtlihe Form, in welcher 
ſich Jahrhunderte hindurch in ſehr langjamem Proceß Die 
Auflöfung des Reiches allmälig vollzog, war nun bekanntlich 
die, daß die Fürften, urfprünglich lediglich Beamte des Königs, 
die ihr Amt als Lehen empfingen, fich in dem Gebiet ihres 
Amtes zu erblihen Dynaften erhoben, alle Hoheitsrechte all- 
mälig erwarben, diejelben zur jogenannten „Landeshoheit“ 
feigerten und biefür zunächft die thatjächliche, endlich aber 
au die rechtlich anerfannte Souveränetät erwarben. 

Dieje verfafjungsgeichichtliche Entwidelung lehrt, daß der 
Begriff Souveränetät, wenn er auch ſprachlich ftet3 daffelbe 
bedeutet, — dies zu behaupten erfordert nur die Weisheit eines 
Duartaner8 — doch in verfhiedenen Fällen einen ſehr verſchie— 
denen, reicheren oder ärmeren, unbefchränften oder mechfelnd 
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beichränften Inhalt von Rechten haben fann, ja, dab Ge 
bilde entftehen können, welde unzweifelhaft Staten find, 
ohne doch wahre Souveränetät zu haben. 

Will man nicht gejchichtswidrigen Doctrinarismus mit 
Formeln treiben, jo muß man erkennen: e3 ift nicht möglid, 
in dem gejchichtlihen Fluß diefer Rechtsentwidlung Bretter: 
wände aufzuführen und danad zu fcheiden „bis geftern war 
das Reich fouverän und nicht die Territorien, von heute ab 
find nur die Territorien fouverän und nicht mehr das Reid.“ 
Man muß vielmehr jagen: das alte Reich, urjprünglic ein 
Einheitsftat, Löfte fih allmälig in einen Bundesftat auf, in 
welchem die Souveränetät des Gejammtftat3, getragen von 
„Kaiſer und Reich“ (die im Reichstag vertretenen Reichsftände) 
die Souveränetät der Territorialftaten auf Grund der Reiché— 
verfaflung beſchränkte, wie umgefehrt die von den halbſouve— 
ränen, jpäter ganzjfouveränen Territorialftaten erworbenen 
Hoheitsrechte die Souveränetät des Reiches beſchränkten. In 
dem legten Jahrhundert feines Beftehens fehlt es aber an 
einer wahren Gentralgewalt dem Reiche jo ſehr, daß das— 
jelbe auch nicht mehr als Bundesftat, vielmehr cher als 
Statenbund erfcheint. 

Der Gründe und Mittel, aus und mit welchen die auf 
ftrebende Landeshoheit fiegte, gab es recht viele. 

Ihr Kampf richtete ſich nah zwei Seiten: nad oben 
gegen die Nechte des Königs, und nah unten, gegen bie 
hergebrachten „Freiheiten und Nechte” der Inſaſſen, die ja 
ursprünglich nur Unterthanen des Königs, durchaus nidt 
der Landesfürften geweſen waren. 

Die Urfachen des Erliegens des Königthums in diejem 
Kampfe haben wir bereits erörtert. 

Ihre Landesangehörigen aber verwandelten die Fürften 
allmälig in Unterthanen durch allerlei Mittel. Micht ohne 
Bedeutung war die Ausbildung der Feuerwaffen im Zu: 
fammenhang mit dem immer häufiger werdenden Einrichten 
ftändiger Soldtruppen. Der Dienft der gepanzerten Ritter 
verlor für die Fürften ebenfo an Werth, wie die Wider: 
ftandsfähigkeit der Burgen und der berittenen Reifigen fant. 
Aber wirkjamer noch al3 der „miles perpetuus“ ftand den 
Landesherren in dem Kampfe gegen die Freiheiten und Rechte 
feiner Zandftände bei der „Doetor Romanus“. In der That: 
das recipirte römiſche Recht ward die ftärtfte Waffe in den 
Händen der Landesheren für diefen Kampf. Denn dieſe 
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Doetores juris Romani fanden den „‚princeps legibus solutus“, 
den abjoluten Monarchen, im Sinne der byzantinifchen Ber: 
faſſung des VI. Jahrhunderts, nicht, wie etwa die Glofja- 
toren des AU. Sahrhunderts gewollt, in dem Kaifer, fondern 
in ihrem Landesfürften. Ein Gräuel waren ihnen daher 
jene Freiheiten und Rechte der Stände und anderer Corpo= 
rationen: als „collegia illieita“, al3 „conspirationes‘‘ be= 
handelten fie jene Verbände und deren Berfammlungen. 

Mit ſehr fchroffer Gewalt, oft mit zmeifellojer Ber: 
legung formalen Rechts braden die Fürften überall fiegreich 
jenen Widerftand. Daß fie überall Sieger blieben, hat feinen 
legten Grund darin, daß fie gefchichtlich, politifch betrachtet 
den Fortſchritt zum Beſſeren vertraten, den neuen Gedanken, 
dem die Zukunft gehörte: den Gedanken der Statseinbeit. 
Der Stat des aufgeflärten Abjolutismus, welchen die allg 
damals auf den Trümmern der ftändifchen Rechte erbauten, 
wurde der lange und beängjtigend drüdende Engpaß, durch 
welchen allein das deutſche Volk aus dem verrotteten Feu— 
dalftat des Mittelalter3 heraus und — freilih nicht ohne 
die jehr entgegengejegt arbeitende Mitwirkung der franzöfifchen 
Revolution! — in den modernen Rechts: und Repräſentativ— 
tat gelangen fonnte. 

Daß jenes Borgehen der Landesfürften ſchließlich zum 
Vortheil der Unterdrüdten jelbft gedieh, darf aber ung Ju— 
riften nicht dazu verleiten, etwa mit ber beliebten Unter: 
iheidung von formalem und materiellem Recht ihr Thun zu 
beibönigen; es giebt fein anderes als formales Recht: das 
jogenannte materielle Recht ift nicht Recht, fondern Zweck— 
mäßigfeit: — beiten Falles Moral. Des Juriften Ehre aber 
ift, die Verlegung des formalen Rechts nicht minder, wenn 
fe von oben, wie wenn fie von unten ber begangen wird, 
bei ihrem waren Namen zu nennen: fie ift und bleibt Rechts: 
bruh und, wenn mit Gewalt durchgeführt, Revolution. 

Wenn nun aber auch die Geſchichtsforſchung als Willen: 
haft nicht Partei zu ergreifen bat, fo tritt doch an den 
deutihen Patrioten die Frage heran, auf welche Seite er fi 
in dem mehr als acht Jahrhunderte füllenden Kampf zwiſchen 
der Reichsgewalt einerjeit3 und den aufftrebenden Landes- 
fürften andrerfeit3 mit feinen Wünfchen und Sympathien zu 
tellen hat? Die Antwort ift einfah: jo lang das König- 
thum nur noch irgendwelche Hoffnung hat, die centrifugalen 
Gewalten zu bändigen und die Reichseiuheit zu erhalten, 
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müfjen wir als Deutihe in alle Wege gut königlich ge 
finnt fein. 

Selbſtverſtändlich kann man darüber ftreiten, von wann 
ab die Sache des Königsthums al3 verloren gelten muß. 
Man wird aber nicht weit fehl greifen, wenn man mit dem 
jähen Tod des gewaltigen Staufer Heinrihs VL, alfo zu 
Ende des 12. Jahrhunderts, jedesfalld aber mit dem Unter: 
gang des ftaufifhen Haufes, aljo ein Jahrhundert jpäter, 
die Sache des Königthums als unrettbar verloren erkennt. 

Bon da ab kann der deutjche Patriot feine ganze Hof: 
nung für die Zukunft unferes Volkes nur darein jegen, daf 
aus einem der größeren weltlichen Territorien allmälig ein 
politifches Gebilde erwachſen möge, das, freilih im Kampf 
mit der verfinfenden Neichsgewalt und auf deren Koften, 
vermöge übermwiegender Hausmadt die anderen Territorien 
unter feiner Führung verfammeln und fo aus den Trümmern 
des alten Reiches einen neuen deutichen Gejammtitat empor: 
bauen möge. 

Welcher von den im 14. und 15. Jahrhundert erwad: 
jenden größeren weltliden Staten diefe Zufunftsaufgabe 
löfen werde, — ob Kurſachſen, ob das Haus Habsburg oder 
Kurbaiern oder Kurbrandenburg — das war nob im 17. 
und 18. Sahrhundert nicht zu erkennen, wenn aud die Be: 
fämpfung der deutfchen Reformation, richtiger gejagt: die 
jejuitiihde Gegenreformation in dem Fatholifch gebliebenen 
oder wieder katholiſch gemachten Defterreih und Baiern die 
Ausfichten diefer Staten, wenigftens für Norddeutſchland, fo 
gut wie vernichteten. 

Aber Kurſachſen, der erfte die Reformation jchügende 
Stat, dem es auch an guten Negenten durchaus nicht völlig 
gebrach, Fonnte, zumal wenn man an ein Auseinanderbrechen 
des Reiches in eine Fatholifche ſüdliche und eine proteftan- 
tifche nördliche Gruppe dachte, wenigftens für die letztere ge 
raume Zeit mehr Ausfichten auf die Führerfchaft zu haben 
jcheinen als Kurbrandenburg. 

Wir alle fennen die Gründe, aus welchen fich dieſes zu 
Bunften Brandenburg: Preußens geändert bat. Der Haupt: 
grund heißt kurz und gut: die Tüchtigkeit der Hohenzollern. 

Und fo hat fih denn — nadträglid — herausgeſtellt, 
daß das Emporwachſen des brandenburgifchpreußifchen States, 
freilih auf Koften des alten Reiches, das einzige Mittel wer: 
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den ſollte, al3 die Zeit erfüllet war, den neuen deutichen Stat 
zu errichten. 

Die wirklichen Verdienfte der Hohenzollern um Preußen 
und Deutichland find von fo granitner Wucht, daß fie es 
wahrlich nicht nöthig haben, wenn ihnen eine unwiſſende oder 
unehrliche Geſchichtsſchreibung falſche andichtet, welche fie gar 
nit haben Fonnten. 

Es ift nit wahr, daß die Hohenzollern von Anfang 
an, aljo jhon im 15. und 16. Jahrhundert „deutiche Po— 
litif* getrieben haben. 

Deutiche Politik, wie wir fie etwa jeit der Vorbereitung 
Preußens für die Befreiungsfriege verftehen, und mie fie 
1870 glorreih zum Siege geführt wurde, bat e3 in jenen 
Jahrhunderten überhaupt nicht, namentlich auch nicht bei den 
Habsburgern gegeben. 

Die Hohenzollern trieben hohenzollern'ſche Hauspolitif, 
ipäter brandenburgifch-preußifhe Statspolitif. Danken wir 
ihnen doch auf das innigfte, daß fie diefes, das Einzige was 
te thun konnten, jo meifterhaft gethan haben: danken wir 
ihnen, daß fie in der mühjamen, ſchweren Arbeit jener Jahr: 
hunderte diefen preußifhen Stat fo erzogen und gerüftet 
haben für Frieden und Krieg, daß er endlich, als deutjche 
Politif wieder möglich, ja recht dringend nothwendig gewor: 
war, — denn ein halbes Jahrhundert, von 1815 bis 1864, 
hatte Preußen dieje feine Aufgabe unerfüllt gelaffen — 
jolde führen fonnte mit fieghaftem Schwert. 

So jchliegen wir, wie wir begonnen. Der Jahrhun— 
derte füllende Kampf zwiſchen Neichsgewalt und Landes: 
fürftenthHum ift dadurch beigelegt, daß ein Landesfürft eine 
Hausmacht erworben hat, jo übermädtig ftarf, daß durd 
diefelbe centrifugale Beftrebungen von vornherein zum Miß: 
erfolg verurtheilt find. Da diefer Landesherr zugleich Prä— 
fident des Gefammtftates ift, fo ift der Gedanke der „Landes: 
hoheit“, früher der furchtbarfte Feind der Reichsgewalt, nun 
jelbft in den Dienft der Reichsgewalt geftellt, und fo ift es 
nit eine Phrafe, ſondern eine begeifternde Wahrheit, wenn 
wir jagen: der 18. Januar ift nicht nur der preußifche 
Krönungstag — er bedeutet die Krönung des deut- 
ſchen Statsgedanfens mit dem Gieg. 
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Geber Pulslehung und Verlassungs- 
geschichte der Städte im Desischlan 


en ie beiden in dem Titel dieſes Aufſatzes angeführten 
Begriffe find ſcharf auseinander zu halten: ihre 

AR Vermiſchung und Verwechſelung hat lange Zeit die 

ER richtige Erfenntniß gehemmt und trübt auch heute 
noch Auffaffung und Darftellung von Arbeiten, welde an 
fih in dem einen oder dem anderen der beiden Probleme 
Berdienftliches zu Tage fördern. 

Die Antwort auf die Frage: „Was ift eine Stabt?“ 
ift durchaus nicht jo einfah und leicht, al3 man mol zu 
meinen fich verſucht fühlt. 

Nicht nur in verjchiedenen Zeiten und bei verfchiedenen 
Völkern wechjelt die Begriffsbeftimmung jelbftverftändlich fehr 
erheblih: — aud in derſelben Zeit und bei demſelben Volk, 
das in eine Mehrzahl von Stämmen oder Staaten gegliedert 
ift, fönnen ſich abweichende Definitionen finden. 

So fann man 3. B. nach heutigem preußiihem Redt 
jene Frage nur ganz formell dahin beantworten: Stadt ift 
eine Sidelung, in welcher eine der zehn preußiſchen Städte: 
ordnungen gilt. Dies allein ift entfcheidend; weder auf Größe 
noch auf Grundlage des wirthichaftlichen Lebens des Verbandes 
fommt es an; regelmäßig zwar werden umfangreichere und 
überwiegend auf Handel und Gewerk ruhende Gemeinden 
Städte fein; aber e3 ift wol denkbar, daß eine Fleinere, 
überwiegend auf Aderwirthichaft ruhende Niederlafjung (von 
fogenannten „Aderbürgern”) Stadt ift, weil eines jemer 
Gefege in ihr gilt, während ein größerer, überwiegend 
Handel und Handwerk treibender Verband Dorf oder Markt: 
fleden geblieben ift. 

Im Mittelalter war das Kennmal (mie wir mit einem 
guten deutſchen Wort jagen Fönnen, ohne das griechiſche 
„Kriterium“ zu bemühen) ganz ebenfo ein rein formales wie 
heute nach preußiichem Recht: eine Stadt war eine Sibelung, 
welche „Stadtrecht“ erworben hatte durch bejonderen Er: 
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werbstitel, meift durch Fönigliche, jpäter landesherrliche Ver: 
leihung, aber aud wohl durd Erfigung oder, bei fehlendem 
nachweisbarem Rechtstitel, durch unvordenkliche Zeit, welche 
durh eine Rechtsvermuthung den fehlenden Beweis des 
Titel3 erjeßte. 

Mit dem Erwerb des Stadtrehtes war ausnahmslos 
verbunden der Erwerb des „Mauerrechtes”, jus murorum 
(„Den Bürger und den Bauer jcheidet nit man die Mauer,” 
jagt ein Rechtsfprichwort), und faft ebenfo ausnahmslos 
dad „Marftrecht,“ jus nundinarum. 

Dieje Begriffe mußten feftgeftelt fein, bevor die Er— 
örterung einerjeit3 der thatjächlichen Entftehung der Städte, 
andererfjeits ihrer Berfaffungsgeichichte als bejonderer, von 
dem flachen Land unterjhiedener Verbände anheben Fonnte. 

E3 handelt ſich zuerft um die gefchichtlihe, dann um 
die juriftiiche Geneſis der Städte. 
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Der thatſächlichen Geſtaltungsweiſen, in denen die Städte 
in Deutſchland erwuchſen, gab es eine manchfaltig abge— 
ſtufte Reihe. 

Jedermann weiß: die Germanen im ſpäteren Deutſch— 
land lebten in Einzelhöfen und in Dörfern. Städte kannten 
fie nicht, und ſie mieden es lange Zeit, ſich in die keltiſch— 
römiſchen und römiſchen Feſtungsſtädte zu ſetzen, welche ſie 
an Donau und Rhein vorfanden und ſeit Ende des dritten 
Jahrhunderts allmälig eroberten, plünderten, durch Feuer zu 
entwehren ſich oft vergeblich abmühten und dann halb ver: 
drannt und Halb entfeftigt liegen ließen, begnügt mit der 
Anfidelung auf dem offenen Lande um die bezwungenen 
Städte ber. 

Immerhin ift thatfächlich eine nicht unbeträchtliche Zahl 
von jpäteren deutſchen Städten aus ſolchen alten keltiſch— 
römischen und römiſchen Städten auch in dem jpäteren 
Deutichland (abgefehen von dem jpäteren Frankreich) hervor: 
gegangen: wir nennen nur beijpielshalber Salzburg, Augs— 
durg, Kempten, Regensburg, Paſſau, Linz, Wien, zahlreiche 
Städte der Schweiz, Straßburg, Mainz, Koblenz, Trier, 
Köln, Leyden und gar viele der fleinen rheiniſchen und 
bolländiichen Orte. 


Felir Dahn. Bauſteine. V. 1 23 
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Wie fih im einzelnen dieje Erhaltung oder Fortführung 
oder Erneuerung der Römerftädte geftaltet hat, willen mir 
freilih faft nie zu jagen; mir ftellen neben die Erhaltung 
die Erneuerung, denn die Fälle find nicht allzu jelten, in 
denen wir römische Drte vorübergehend völlig verödet und 
verlafjfen, erft nach geraumer Zeit gleichſam neu entdedt und 
wieder befidelt wiſſen. (Salzburg). 

Dffenbar waren in der Erhaltung vor anderen jolde 
Städte begünftigt, welche der Sitz eines Biſchofs waren oder, 
jeit der Verbreitung des Mönchsweſens, ein berühmtes 
conobium bargen. 

Abgejehen davon, daß Bisthümer nach kanoniſcher Vor: 
Ihrift nur in bedeutenderen Städten, in vortheilhafter Lage 
errichtet werden follten, trug das hohe geiftliche und fitrlice 
Anjehen, trug die kluge, muthvolle und treue Beharrlichkeit der 
Biſchöfe und Nebte in joldhen Städten gar viel dazu bei, 
die Bewohner, auch nah Flucht und Abzug der Faijerlichen 
Beamten und Legionen, nah Niederbrehung der Mauern, 
unter der Herrichaft und in der Nachbarſchaft der Barbaren 
beifammen zu halten an den altvertrauten, heiligen, Fultur: 
reihen Stätten. Gerade der Umftand, daß die Germanen in 
den erften vier bis fünf Jahrhunderten fih durchaus nidt 
in die Städte jelbft drängten, mußte das Verbleiben der 
alten Bewohnerſchaft erleichtern. Die Germanen aber miß— 
bandelten nun nicht weiter die unjchädlich gemachten unter: 
worfenen Städte, deren Märkte fie gern auffuchten, Erzeug: 
nifje einer Cultur zu kaufen, welcher fie nicht mehr ent: 
rathen mochten, ohne fie Schon ſelbſt herftellen zu können. 

Abgeſehen von diefen altrömiſchen Niederlaffungen, find 
Städte jehr häufig entftanden durch Erweiterung von Dörfern, 
wie Einzelhöfe bei Vermehrung der Gefippen oft zu Dörfern 
erwuchjen, indem fich die heranwachſenden Söhne, aus der 
Were des Vaters und des urſprünglichen Hofes jcheidend, 
neben demjelben in eigenen Höfen auf neu von ihnen ge: 
vodetem Lande niederliegen: jo ift gar manches Dorf im 
Laufe der Zahrhunderte zur Stadt erwachſen, indem die 
Zahl der Häufer fortwährend ftieg und die für Handel und 
Verkehr oder für Vertheidigung oder Beherrſchung des Um: 
landes günftige Lage einen König oder Landesfürften bemog, 
die Ummwallung der bisher offenen Sidelung zu verftatten 
oder anzuordnen. 

Ganz bejonders häufig haben fichb Dörfer, ja aud wol 
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bloße Fährenhäuslein und Einzelgehöfte an Furten und 
Brüden allmälig zu Städten erweitert, wie zahlreiche Städte— 
namen darmweijen: Furth, Fürth, dann DOchjenfurt, Schwein- 
furt, Frank(en)furt, Brud, Brüd (in Zufammenfegung, wie 
Zweibrüden u. j. w.). Selbftverftändlich iſt die Ueber: 
Ihreitung von Flüffen mitteljt der Furten viel älter als die 
mittelft der Brüden; daher finden fich. jchon in der freilich 
arg verderbten Aufzählung von bewohnten . oder doch mit 
einem beftimmten Namen bezeichneten Drte in Deutſchland, 
welhe Ptolemäus (c. 150 n. Chr.) gewährt,. mehrere mit 
—gööpdov, Furt, vadum, jehließende: 3. ®. Tuliphurdum, 
Super-phurdum, welde nicht als Dörfer oder gar. als 
Städte, ‚vielmehr meift eben nur als Bezeichnungen von 
Flußübergängen aufzufafjen find. 

Eine dritte Gruppe von Städten ift entftanden durch 
Anziehung, durch Umfidelung, welche wir von „Erweiterung“ 
unterſcheiden; dieſe Ausdrüde find bier zum erftenmal ge= 
braucht: fie jcheinen unentbehrlih,. um beftimmte, an fich 
verfhiedene VBeränderungsformen jcharf auseinander zu halten, 
was durchaus nicht ausfchließt, daß in einzelnen Fällen Er: 
mweiterung und Anziehung, Umfidelung zugleich, nebeneinander 
oder nacheinander, in Wirffamfeit traten. 

Sehr oft war der Ausgangspunct der jpäteren Stadt 
ein einzelnes Gebäude: nicht in der Weife, daß die nad: 
wachſenden Kinder und Enkel des Begründers der urjprüng- 
lihen Sidelung, aus diejer jelbft hervorgegangen, die Um: 
gebung rodeten und mit jüngeren Gehöften bededten, jondern 
ſo, daß die urfprüngliche Einzelniederlafjung wegen der Vor: 
theile, welche fie zu gewähren fchien, andere mit ihr in feinem 
Zufammenhang ftehende aus Nähe und Ferne anzog, fich in 
der Nachbarſchaft dieſes Magnetes anzufideln. 

Der Grund oder die Mehrzahl von Gründen, welche 
jolhe Anziehungskraft übten, konnte jehr verjchieden fein: 
wirthihaftliche, ftrategifche, geiftliche Urjachen fonnten wirken. 

Wir greifen Beijpiele diefer drei Gruppen heraus. 

Fähren, Furten, Brüden und die an denjelben er: 
tihteten Gehöfte erwiejen ſich als Ausgangspuncte größerer 
Sidelungen nicht nur durch „Erweiterung“, auch durch 
deranziehung Fremder: wie ja überhaupt Ströme, Flüffe, 
Seen, auch ſchon größere Bäche die Dorffidelung begünftigen 
(im Gegenfat zur Hoflidelung), da, wer überhaupt in jolcher 
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Landſchaft wohnen will oder muß, fih an das Waſſer und 
deſſen manchfaltige Vortheile und Reize herandrängt. 

Dft waren e3 Gründe der Sicherung, welche, wenn 
einmal an bejtimmtem, etwa durch natürliche Feſtigkeit 
empfohlenem Ort ein wehrſam Gebäude ragte, die Bewohner 
der Umgegend heranlodten, jei e3 für immer, ſei es für 
Beiteh der Gefahr hier Zuflucht zu fuchen. 

Unter diefen Gefihtspunct fallen uralte Niederlaffungen: 
ein hoch auffteigender, faft unzugänglicher, jedesfalls leicht 
zu fperrender Felskegel, ein Bergfamm oder auch eine „Aue“, 
ein „Wört”, ein Eiland in Strom oder See gewährte zuerft 
einer Sippe oder einer geringen Zahl von Nachbarn Shut; 
ferner Wohnende erfannten die Vortheile ſolchen Sites und 
zogen, vorbeugend drohender oder ausmeichend herein: 
gebrochener Gefahr, dahin nad, fidelten ſich Dicht um bie 
ſchirmende Burg, die fpäter dieje Häujer manchmal in den 
Kreis ihrer äußerften Umwallung einzog. 

In ſpäteren Zeiten traten dann an die Seite der ein- 
fachften natürliben Feftungen auf Fels und Berg und im 
Waſſer Fünftlich errichtete: Ringwälle, Schanzen aus Erde, 
Rafen, Steinblöden; noch fpäter, nahdem man von Kelten 
und Römern den Steinbau kennen gelernt, aufgemauert: 
Wartthürme, Schuß: und Zufluctorte, allmälig burgähnlid, 
in welche das Landvolk zujammenflüchtete, die Wehrunfäbigen, 
die Herden und Vorräthe mitführend, von der Höhe herab 
fih vertheidigend und dur die Ummauerung vor Nieder: 
brennung geſchützt, bis der übermädtig in das Land gefallen: 
Feind wieder abgezogen oder durch heranrüdenden Entjat 
verſcheucht worden war: viele Jahrhunderte vor den Tagen 
Heinrich I. Hatten fich die Germanen (übrigens ganz früber 
ebenfo Gräco-Italiker, Kelten, jpäter Slaven, Stalier u. ſ. w.) 
vor Römern, vor feindlichen germanifchen Nachbarn, dann 
vor Hunnen, Avaren, Bulgaren, jpäter vor Normannen, 
zulegt vor Ungarn in ſolchen Ringmällen geborgen. 

Es war aljo durchaus nichts Neues, nichts Unerhörtes, 
al3 jener wadere König Heinrich I. gegen die madgyariſchen 
Unholde an geeigneten Plätzen Wart: und Schugthürme, 
auch wohl hier und da umfangreichere Zufluchtsburgen an: 
zulegen den meift bedrohten Gauen einjchärfte: es war mur 
die fraftvolle, zielbewußte und der Häufigkeit nach verftärkte 
Anwendung uralter Schußmaßregeln, melde wider Feinde 
jeder Art jeit grauer Vorzeit gebraucht worden waren. 
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Aus dem Angeführten erhellt, daß der tüchtige Sachje 
ganz ebenjo ungejchichtlid der „Städteerbauer” wie der 
„Vogler“, der „Finkler“, der „Bogelfteller” heißt. 

Es ift kaum begreiflih, wie man immer wieder Deutſch— 
land „unter der Regierung diejes Königs mit zahlreichen, 
wohl bevölferten Städten bededt werben” läßt. 

Wirthichaftlide Vortheile jeder Art boten Einzelhöfe 
(ville) oder Dörfer (viei) für Neuanziehende befonders dann, 
wenn die ältere Sidelung im Eigentbum oder doch in der 
Schuggewalt des Königs oder einer Kirche, zumal eines 
Bisthums oder Klofters, ftand. Dieje Wirthichaften wurden 
unvergleichlich befjer, jorgfältiger, mit reicherem Betriebs: 
capital geführt als andere; alle VBerbefjerungen des Aderbausg, 
der Viehzucht (3. B. Einführung werthvollerer Raſſen), jpäter 
dann des Wein-, Dbft: und Gemüfebaus wurden in den 
föniglihen und in den geiftliben Befigungen früher ange: 
wendet, aus Stalien eingepflanzt. Die Aufficht über die 
Wirthſchaftspflege war hier durch Königsreht und durch 
Kirchenrecht viel ftrenger vorgefchrieben, viel genauer ge= 
bandhabt; dazu fam, daß der Fönigliche villieus oder der 
der geiftlihen Anftalt, jpäter dann der Vogt (advocatus) 
bier ſtets bereit war, mit gemwaffneter Schar Raub und 
andere Verbrechen abzumehren oder zu verfolgen und zu 
beftrafen. 

So erflärt e3 fih, daß zahlreiche Städte allmälig um 
tönigliche, bifchöfliche, Elöfterliche Einzelhöfe (ville) oder auch 
aus jolhen Dörfern (viei) erwachjen find: feltener, aber auch 
zuweilen, um Höfe von weltlihen Großen, häufiger dann 
in jpäterer Zeit, nach dem Wiederauffommen der Stammes: 
berzoge und der Ausbildung der Landeshoheit, um Fürftliche 
Befigungen ber. 

Mit den weltlichen, wirthichaftlichen Anziehungsgründen 
der Kirchen: und Kloftergüter verknüpften fih, der Natur 
der Sache nach, meift unfcheidbar für unfere Wahrnehmung, 
teligiöfe Beweggründe, melde die Nähe einer Kirche, eines 
Kloſters empfahlen, unvergleichlich werthvoll machten. 

Galten doch dem frommen Glauben der Zeit als Rechts: 
fubjecte, als Eigenthümer ſolchen Kirchengutes nicht Die 
juriftifchen Perfonen, nicht die Kirchenftiftung des Bisthums 
oder die Korporation des Klofters, fondern, in voll über- 
Rugtem Ernft, die im Himmel lebenden Heiligen, welche die 
Ramengeber und Schußpatrone diefer Kirchen und Klöfter 
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waren; es galt nun aber zugleib al3 fromme, für das 
Seelenheil im Jenſeits erjprießliche That, wie es eine Flug, 
für das wirthſchaftliche Gedeihen auf Erden vortrefflic 
förderjame Maßregel war, fih in der Nähe der Kirche, des 
Klofters als Schugbefohlener, Pfleghafter, Vögtling nieder: 
zulaffen, vom Biſchof oder Abt Land zu nehmen oder die 
eigene Scholle dem Heiligthume zu jchenfen, wenn nicht gar 
als unfreier Knecht in Eigenthum des Heiligen überzugeben, 
deſſen Fürſprache im Himmel, deſſen bejondere Fürforge 
auf Erden man dadurd gewann. 

So find um Kirchen und Klöfter viele Dörfer, jpäter 
dann Städte erwachſen. 

Endlich fehlt e8 auch nicht ganz an Beilpielen dafür, 
daß mit bewußter Abficht gleih von Anfang an von Fürften 
nicht bloße Burgen oder Dörfer, fondern Städte durd 
Herbeirufung von Kolonen gegründet wurden. 

Mir meinen hier nicht nur die der Zeit des aufgeklärten 
Abjolutismus — dem fiebzehnten und achtzehnten Jahrhundert 
— angehörigen Fälle der Fünftlihen Anlegung fürftlider 
Refidenzen, 3. B. Karlöruhe: auch im Mittelalter jchon be 
gegnete Aehnliches. So ward Freiburg im Breisgau durd 
planmäßige Kolonijation von den LZähringern gegründet: 
begonnen von Berthold II. 1091, ausgeführt von deſſen 
Sohne Konrad 1120. 

Damit haben wir die wichtigften thatjächlichen Ent: 
——— und Entſtehungsformen der Städte auf— 
gezählt. | 


II. 


Ein noch fo großes Dorf ift aber feine Stadt. Bir 
haben daher nun zu unterfuchen, in welcher Weiſe juriftiid 
eine Sidelung, welche bisher nicht Stadt geweſen und ge 
heißen, zur Stadt wurde. | 

Eiu Rechtsſprichwort jener Tage bejagt: 

Den Bürger und den Bauer 

Scheidet nichts alö die Mauer: (oben S. 353) 
und richtig ift, daß es ebenſowenig ummauerte Dörfer ald 
mauerloje Städte gab. 

Allein dadurch, daß die Bewohner oder etwa der Vogtel: 
herr eines Dorfes dafjelbe mit einem Graben umzog und 
mit Steinmauern umbegte, wurde eine Stadt nicht hergeftelt; 
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vielmehr Hatte dieſe Thatſache ſolche Wirfung nur dann, 
wenn fie recbtmäßigerweife geſchah: das heißt mit Bewilligung 
des deutjchen Königs, der urjprünglich allein im Neiche das 
jus eircumvallandi, jus muniendi bejaß und aus diefer 
Nachtfülle Heraus einzelnen Fürften auf deren Antrag die 
Erlaubniß ertheilte. 

Es jcheint, daß anfänglid und in einzelnen Fällen 
wenigftend, Died, das heißt dic mit föniglicher Erlaubniß 
vollzogene Ummwallung, genügte, einer jolden Sidelung die 
Bezeihbnung Stadt, civitas, urbs, oppidum, einzutragen. 

Aber dies wäre ein bloßer Name und die Ummauerung 
ein rein Thatjächliches geblieben: ein Inſtitut des öffentlichen 
Rechtes und folgemweife die Möglichkeit einer Verfaſſungs— 
entwidelung im ftatsrechtlichen Sinne fonnte ſich an ſolchen 
Borgang erſt dann fnüpfen, wenn die Sidelung nicht ein 
bloßes Nechtsfubject des Privatrechtes blieb, wie etwa eine 
Etiftung, jondern wenn die Stadt als eine befondere Pers 
\önlichfeit des öffentlichen Nechtes anerkannt, wenn fie nicht 
nur thatſächlich, auch ftatsrechtlih ausfchied aus dem Ber: 
dbande des fie umgebenden offenen Landes: das heißt, fie 
mußte der Amtsgewalt des Gaugrafen entrüdt und als ein 
unter befonderer Gericht3hoheit und Polizeigewalt ftehendes 
Gemeinwesen anerfannt werden. 

Dies geſchah in den allermeiften Fällen durch ausdrüd- 
lihe fönigliche (Später, bezüglich der Territorialftädte, landes— 
herrliche) Verleihung; man nannte das „urbem libertare“, 
„eine Stadt freien”: das heißt frei machen von der Amts: 
gewalt des Grafen (oder jonftigen ordentlichen Beamten) des 
umliegenden Gaues, aub einer Gidelung „Stadtrecht 
ſchenken“; nun gefchah dies gewöhnlich zugleich in derſelben 
Urkunde, in welcher der König dem Fürften (oder den Ein: 
wohnern des bisher offenen Fleckens felbft) das jus circum- 
vallandi, das Mauerrecht, verliehen hatte. 

Sehr früh (wenn au wol nit, wie man behauptet, 
uriprünglich allein) gejhah die Löfung der Stadt aus dem 
Berbande des umgebenden Gaues in den bifhöflichen Städten: 
* * jenen, in welchen ein Erzbiſchof oder Biſchof ſeinen 

itz hatte. 

Hier erwarben die Biſchöfe bald die Grafſchaftsrechte 
für ihre Stadt und deren Weichbild, im Zuſammenhang mit 
den uralten, zum Theil bis in die Merovingerzeit empor: 
feigenden, fogenannten Immunitätsprivilegien der Kirchen 


* 
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und Klöſter, gemäß welchen dieſe nicht nur von den Steuern 
und ſonſtigen Leiſtungen (munera) der Grundbeſitzer befreit 
(negatives und älteres Moment der Immunität), ſondern 
obenein mit der Befugniß verjehen wurden, ſelbſt für eigene 
Rechnung Steuern, Gebühren, Gefälle von den Inſaſſen zu 
erheben (pofitives, jüngeres Moment der Immunität). Daber 
durfte der Graf des Königs das immune Gebiet einer ſolchen 
Kirche gar nicht betreten oder doch nur, um über ſolche Ein: 
mwohner oder Grundftüde die Föniglichen Hobeitsrechte zu 
üben, welde zwar innerhalb der Immunität lebten oder 
lagen, aber nicht dem Biſchof untergeben waren. Um nun 
Streitigkeiten über die Zuftändigfeit in ſolchen Fällen abzu: 
Ihneiden, au um den der Immunität nicht untergebenen 
Inſaſſen die Vortheile der Nechtshilfe und des Schutzes 
durch eine ftet3 leicht nahe zu erreichende Behörde — den 
Ding: und Waffenvogt der Kirbe — zu gewähren, wurde, 
meift auf Antrag diefer Einwohner felbft, die Zuftändigfeit 
de3 Biſchofs auch über die nicht zur Immunität Gehörigen 
ausgedehnt, jo daß er dur feinen Vogt (oder ambdere 
Beamte) über Stadt und Weichbild die Grafſchaftsrechte 
überhaupt ausübte: es ward nun von Rechts wegen mit dem 
Bisthum die Grafenwürde verknüpft und mit demielben 
zugleich übertragen. Der Biſchof, felbit als Graf Lebens: 
mann des Königs, belehnte weiter feinen Vogt mit ber 
Grafihaft; nur den Blutbann, das heißt die Befugnik, 
einem Gericht, das auf Todesftrafe erfannte, vorzuftehen und 
das Todesurtheil zu vollftreden, mußte ein folder Vogt 
unmittelbar vom König, konnte ihn nicht vom Biſchof 
empfangen, weil nach einer ſchönen, aber leider jehr geſchichts— 
mwidrigen Nedensart „die Kirche nicht nad Blut dürftete“ 
(ecclesia non sitit sanguinem). 

Sole Immunitätsprivilegien für das Stadtgebiet er: 
hielten, in Beftätigung fchon früher ertheilter Rechte, die 
Biihöfe von Trier 898, Hamburg 937, Wirzburg 99% 
(wiederholt 1017, 1025, 1049), Schleswig, Ripen, Arhus 979 
(1014, wieberholt 1056, 1061), Chur 959, Straßburg 982 
(wiederholt 988), Speier 989, Bamberg 1034 (wiederholt 
1058, erweitert 1103), Paſſau 999, Magdeburg 965 (wieder: 
bolt 973, 976, 979, 985). Früher noch als in Deutſchland 
erhielten in Stalien die Biſchöfe Stadt und Weichbild im 
Umfang oft bis zu vier oder fünf Meilen, und zwar nit 
bloß (wie z. B. Trier) die Immunität für die Hinterſaſſen 
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der Kirhe, bald auch die vollen Grafſchaftsrechte über den 
ganzen Bau: jo Trient 1027, aber auch Cambrai 1007. 

- Dazu drängte wie die Frömmigkeit jo auch der welt: 
liche Vortheil der Ummohner: denn damals war allerdings 
„unter dem Krummſtab gut wohnen“: das heißt, Wirthichaft, 
Rechtspflege und Polizei in den geiftlihen Befigungen waren 
ftrenger geregelt, jorgfältiger überwaht und — meiftens 
wenigftend — milder und menfchlicher gehandhabt, von mehr 
gebildeten und gefitteten Machthabern, al3 die weltlichen 
Großen zu fein pflegten. Aber auch die Politif der Könige 
hatte gute Gründe, diefe Entwidelung zu begünftigen. 

Gegenüber dem immer erfolgreicheren Trachten der großen 
weltlihen Gejchlechter, ihren Machtbefit abzurunden und fich 
aus Beamten des Königs im erbliche Dynaften zu ver: 
wandeln, empfahl e3 ſich dringend, Grafichaften mit Bis: 
thümern zu verknüpfen, mobei das erbliche Feitfegen be— 
ftimmter Familien ja ausgefchloffen war; und es gab damals 
gar manche mwaderen Bilhöfe und Aebte in Deutjchland, 
welde in dem jchweren Doppelfampf der Könige wider die 
päpftliben Anmaßungen und die Felonie der rebellifchen 
Fürften des Königs. treuefte Verbündete waren: — bald 
jollten die heranwachſenden Städte ebenfalls zahlreiche kräf— 
tige Stüßen der Krone werden. So erklärt e3 ſich, daß mit 
Ende des zehnten Jahrhunderts die Bijchöfe nicht nur über 
ihre Stadt, auch über andere Gebiete die Grafjchaftsrechte 
von den Königen erhielten. 

Was zuerft (meift) in bijchöflichen Städten gejchehen war, 
wurde bald auch in anderen Städten nacdhgeahmt: nicht der 
Gaugraf des umgebenden flahen Landes, ein anderer Vaſall 
des Königs ward mit der Graffchaft oder mit der Vogtei 
und mit den zahlreichen hieran gefnüpften Hoheitsrechten des 
Gerihtsbannes, Polizeibannes, Finanzbannes belehnt; 3. B., 
wenn oberhalb der Stadt eine diefe jchirmende und be— 
herrſchende Burg fich erhob, ein Burggraf, wie zu Nürnberg. 

Erft jetzt Fonnte fi eine befondere Verfaſſungsgeſchichte 
der Stadt entwideln: denn erft jegt war fie, wie thatfächlich, 
jo juriftifch eine Sondereriftenz geworden, die nun durch 
fönigliche Verleihung, durch Privileg, dann au durd Er: 
hung oder durch unvordenflihe Zeit zahlreiche Rechte 
erwar 


Unter „Stadtrecht“ verftand man aber (auch abgejehen 
von der Bedeutung oben S. 359: Anerkennung als Stadt) 
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anfangs ganz etwas anderes als jpäter; wir nennen beute 
3. B. „Augsburger Stadirebt” den Inbegriff der Säge 
objectiven Rechtes, melde in Augsburg 3. B. im Nadbar: 
recht, im Miethrecht, im ehelichen Güterrecht gelten. 

Urjprüngli aber bedeutete „Stadrecht“ nicht das ob: 
jective Recht, das in einer Stadt galt, jondern den Inbegriff 
der jubjectiven Befugniffe, Freiheiten und Rechte, welche einer 
Stadt, durch bejondere Rectstitel (Verleihung, Kauf, Ber: 
pfändung, Erfigung, unvordenkflide Zeit) erworben, als 
juriſtiſcher Perſon zufamen; ganz ebenjo, wie „Handelsrecht“ 
urjprünglid nit das in Handelsgeſchäften anzumendende 
Recht bedeutete, fondern das jubjective Sonderrecht: das 
Standesrecht der Kaufleute, wie es ein Fürften-, Ritter-, 
Dienftmannen:, Handmwerfer:, Bauernrecht gab, nach weldem 
diefe lebten und durchaus nicht nur in ihren Geſchäften, 
jondern 3. B. auch im chelihen Güterreht und im Ya: 
milienrecht, beurtheilt wurden. 

In ſolchem Sinn, als Zufammenftellung der Rechte 
der Stadtkorporation, wurde das Stadtrecht zuerſt aufge: 
zeichnet: das heißt, es wurden die föniglichen Verleihungs— 
urfunden, die Verträge mit dem Biichof oder weltliden 
Bogteiherrn hintereinander in ein „Stadtbuch“ zujanımen 
geichrieben.') 

Indeſſen lag ein Uebergang zu der jpäteren objectiven 
Bedeutung von Stadtrecht in folgender Richtung nahe. 

Das deutſche Recht kannte z. B. Feine Teftamente, 
ſondern nur Familienerbfolge. Oft wurde nun einer Stadt 
(als Korporation) vom König das Privileg verliehen, daß 
ihre Bürger ſollten Teſtamente errichten und aus ſolchen 
erben können (testamenti factio activa und passiva). Dies 


_.') Die wichtigſten und am häufigſten angeſtrebten und erreichten 
„Stadtrechte“ in Diefem Sinne, das heißt — waren, außer 
dem ſelbſtverſtändlichen Mauerrecht und dem Marktrecht, das Recht 
der Bürger, nur vor dem Gericht der eigenen Stadt Recht A gr zu 
müffen, vom gerichtlichen Zweilampf ganz oder Doch vor aus 
mwärtigen Gerichten befreit zu fein; dann —— der Meß und 
Marktgäfte wie auch der Bürger gegenüber ſolchen Gäſten, 6. Arreit 
und Arreftproceh, das Recht eigener Münzung, das Kranz, eg 
und Stapelreht an allen Waren, welche zu Schiff oder Wagen die 
Stadt vaffirten, römifches Teftirrecht, gegenfeitige Beerbung der 
Gatten bei unbeerbter de: das Necht, dat Stadtluft binnen Yabr 
und Tag frei mache, Befreiung vom Befthaupt, von anderen Beſit 
änderungsabgaben, vom Scürzenzins (fälfchlich fogenanntes jus 


primæ noctis), 
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war freilich zunächſt ein Stadtreht im jubjectiven Sinn: 
aber infolge dejielben ward es eben doch objectiven Rechtes 
in der Stadt, Teftamente zu erridhten und aus ihnen zu 
erben. Hehnliches fam bei den ehelichen Güterrecht vor: 
3. B. wenn nad dem privilegium Albertinum für Münden 
diefer Stadt das Recht verliehen ward, daß bei unbeerbter 
Ehe ein Münchener Bürger feine Ehefrau mit Ausſchluß 
ihrer Gefippen beerbte, jo ward dies eben objectives Erb: 
recht in München. 

Hatte fih nun in einer Stadt das allmälig jo zufammen- 
gewachſene objective Stadtredt längere Zeit bewährt, jo er: 
baten fich andere Städte von jener die Ueberſendung defjelben 
in Abſchrift und nahmen das Recht für fih an, oder fie 
ließen fichb mit demjelben „bewidmen” (was keineswegs nur 
in den höchſt feltenen Fällen geſchah, in denen eine Stadt 
durch Kolonijation von einer anderen gegründet ward); Die 
Tochterſtadt erblidte dann ın der anderen ihre Mutterftadt, 
und obzwar es eine Berufung im germanifchen Proceß 
nicht geben fonnte, wurde doc ein „gejcholtenes” (das heißt 
angefochtenes) Urtheil an das Schöffengericht der Mutter: 
ſtadt ala Dberhof eingejendet; oder auch die Schöffen der 
Tochterſtadt wandten fib um Nechtsbelehrung an diefen 
„Oberhof“, wenn fie erklärten, „des Rechtes nit weiſe zu 
fein“: das heißt, ohne folche ein non liquet ausſprechen zu 
müflen, was fie nicht durften. — Wie viel ftärfer die neuen 
gemeinfamen Handel: und Standes-, das heißt eben die 
Ipecififch ſtädtiſchen Intereſſen und Bedürfniffe waren als die 
althergebrachten Gruppirungen, ja jogar al3 die Gliederung 
in Stämme, geht daraus hervor, daß jolche Uebertragungen 
von Stadtredhten nicht nur an Städte des gleichen, jondern 
ſelbſt an folbe anderen Stanmesrechtes vorfamen. So 
wurde das Recht des mniederrheinifchen Köln (Uferfranfenr) 
auf das alamannijche Freiburg und von dieſem auf das 
alamannifcheburgundifche Bern übertragen. So wurde Köln 
Oberhof für Freiburg, Freiburg dann für zmweiunddreißig 
Städte. Frankfurt ward Oberhof für die Städte der Wetterau. 
Andere Bewidmungen waren die von Lübeck auf Straljund 
und jo zahlreihe andere Städte, daß das Sprichwort im 
Shwange ging: „Lübiſch Recht und Lübifch Geld regiert die 
ganze (norddeutſche) Welt“; aber Lübeck jelbft war von Soeit 
aus bewidmet worden. Zumal magdeburgiich Recht ward 
wie auf Brandenburg und Stendal, jo auf Kulm und von 
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da aus — indirect — als Kulmer, Kölmer Recht auf viele 
Städte des Nordoftens (Dftpreußen, Weftpreußen) verpflanjt. 

Die Städte gewannen nun aber, abgejehen davon, daf 
fie eigene Gemeinweſen mit einer bejfonderen Berfafjung 
wurden, eine große Bedeutung wie für die wirthichaftliche 
und Kulturgefchichte, jo auch für die politifhe und für die 
Verfafjungsgejchichte einmal dadurch, daß innerhalb ihrer 
Mauern, unter Verwiſchung der alten Ständeunterjdiede, 
ein neuer Stand fich bildete: der deutjche Bürgerftand, der 
in Erjegung und Nachfolge des auf dem flachen Lande faft 
völlig ausgeftorbenen oder vielmehr in Hörigfeit herabge— 
drüdten Standes der Gemeinfreien der Träger einer neuen 
Zeit und ihrer Bildung werden follte; dann aber dadurch, 
daß die Städte als juriftifde Perfonen Sik und Stimme 
auf den Reichstagen: die Reichsſtandſchaft, erlangten, jo daß 
das Neih, außer auf den Neichsfürften, Reichsgrafen und 
Neichsfreiherren, auch auf den Reichsſtädten als reichsun— 
mittelbaren Trägern rubte bis in die Tage feiner Auf: 
löfung (1803 und) 1806. 

Erledigen wir zunächft das zulegt Angedeutete. Ur: 
jprünglich waren und hießen alle Städte „königliche“, da 
ja der ganze Reichsboden urjprünglic unmittelbar und aus: 
Ihließend unter dem Könige ftand, deſſen Herzoge und 
Grafen lediglich als Beamte deſſen Gewalt auszuüben hatten. 

Allmälig aber unterjchied man „bijchöfliche” Städte, in 
welchen der Erzbiſchof oder Biſchof als ſolcher die Graficaft, 
mit der geiftlihen Würde verknüpft, erwarb, und „könig— 
liche“ oder „NReichsftädte”, in welchen ein königlicher, nicht 
ein bifchöflicher Vogt die Hoheitsrechte übte; beide zufammen 
bildeten die „freien” Städte im Gegenfaß zu den einem 
weltlichen Landesheren untergebenen Zerritorialftädten. Die 
„freien Städte” erlangten auch die NReichsftandfchaft, doch 
Ihwanfte der Sprachgebrauch. Freie Städte nannte man 
eine Zeit lang nur diejenigen bifchöflichen Städte, melde 
fih von der bifchöflihen Stadtregierung frei gemacht und 
Selbftverwaltung erlangt hatten, Neichsftädte hießen alle, 
welche Reichsftandfchaft hatten. Seit dem fiebzehnten (oder 
\hon dem fechzehnten) Jahrhundert aber nannte der Kaijer 
auch die Städte der erften Kategorie „Reichsſtädte“, und 
nun fam für alle, welche nicht Territorialftädte waren, der 
Doppelname: „freie und Reichsſtadt“ oder „freie Reichsftadt” 
in Uebung. Nachdem zuerft die Neichsftädte in Gruppen 
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nab ihren großen „&onföderationen”, Städtebündniffen 
(„„Hanſa“, „rheinifcher”, „ſchwäbiſcher Städtebund“) eine 
anfangs nicht feſt geregelte Vertretung auf dem Reichstag 
erlangt hatten, nahm dieſe Gliederung und Vertretung 
ſpäter eine durch Gewohnheitsrecht, zuletzt durch Reichsgeſetz 
genau fixirte Geſtaltung an; das „Collegium der Reichs— 
ſtädte“ als ein drittes neben dem der Kurfürſten und dem 
der Fürſten und Herren ſpaltete ſich ſeit 1474 in zwei 
„Bänke“, die „rheiniſche“ (mit 14) und die „ſchwäbiſche“ 
Bank (mit 37 Städten), alſo zuſammen 51. Das Direc— 
torium führte die Stadt, in welcher der — urſprünglich ja 
wie der Aufenthalt des Königs wechſelnde — Reichstag ge— 
halten wurde; erſt ſpät wurde Regensburg Sitz des Reichs— 
tags und noch ſpäter (ſeit 1663) ward derſelbe hier permanent. 

Länger müſſen wir verweilen bei der anderen durch 
die Städte und in ihren Mauern bewirkten Umgeſtaltung: 
der der Stände. 

Wie wichtig auch für die Rechtsentwickelung das rein 
Thatſächliche der Umwallung wurde, haben wir geſehen. 
Aber dieſe gemeinſame Mauer, wie ſie nach außen den 
Bürger von dem Bauer ſchied (ſiehe oben), ſchloß auch nach 
innen alle, die hinter dieſer Umhegung lebten, zu einer 
engen Gemeinſchaft der Intereſſen zuſammen. Zunächſt Ge— 
meinſchaft der Sicherung: es war für den Edlen wie für 
den Gemeinfreien, ja auch für den Halbfreien und Unfreien, 
für den Hauseigner wie für den, der zur Miethe wohnte, 
für den Kaufmann wie für den Handwerker, für den 
Schöffenbaren wie für den Pfleghaften von gleichem Werth 
und Intereſſe, daß die ſchirmende Mauer vertheidigt werde 
gegen die Fürften oder gegen den Landadel der Nachbarjchaft, 
melde gar gern die freie Stadt fich unterwarfen, die reiche 
Stadt plünderten oder brandidhagten. So ward denn für 
ale Wehrfähigen gleich verpflichtend ein Neihendienft der 
Bade bei Nacht und Tag auf den Wällen, in den Thürmen, 
an den Thoren eingerichtet, dem fich feiner entziehen durfte; 
Waffen- und Wachtgemeinſchaft verband fo alle Einwohner. 
Dann Gemeinschaft der wirthſchaftlichen Grundlagen: 
auf Gewerf und auf Handel -beruhte der Reichthum und 
mit diefem die Macht, der Einfluß der Städte; das gemein- 
jame Markt: und Meßrecht, gemeinfame Handelsfahrten, 
gemeinfame Wertheidigung der Schiffe und Wagen auf den 
jo wenig fiheren Waller: und Landftraßen des Reiches und 
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feiner Nachbarländer verfnüpfte Angehörige der verjchiedenen 
alten Geburtsftände, dazu kam die gemeinfam zu betreibende 
äußere Politik des vielgefährderen Gemeinwejens, die gemein: 
jamen Intereſſen bei den Verhandlungen mit dem König, 
dem Bilchof, dem Vogt, dem nächften Landesherrn, den be- 
freundeten oder auch feindlichen, nebenbuhleriihen Städten, 
endlich die gemeinfamen Sntereffen, welche die Nachbarſchaft, 
das dichte Nebeneinanderleben in den engen Gafjen ber 
uriprünglich To ſchmalen Stadt mit fich brachte; Sicherung 
diefer Gaſſen und Pläße gegen Räuber, Diebe, Brand. bald 
auch die Anfänge einer Baus, Feuer:, Straßen-, Markt-, 
Lebensmittel-, Sanitätspolizei, wie denn in den „Statuten“ 
der Stadt zu allererft, früher als in den Reichsgejegen und 
den Landrecten, ein polizeiliheg Element hervortrüit. 
Bon diefen jehr ftarf wirkenden gemeinfamen Intereſſen 
des praftiichen, zumal des mwirthichaftliben Lebens der 
Gegenwart traten nun die älteren Unterſchiede ftändijcer 
Sliederungen, modten fie auf dem offenen Lande auch noch 
fortbeftehen, innerhalb der Stadt ganz in den Hintergrund. 
Es bildet ſich hier ein neuer Stand, der, an fich weder 
Berufs: noch Geburtsftand, lediglich auf dem Wohnort und 
der Zugehörigkeit zu der Stadtgemeinde fich gründete: der 
Stand der Stadtbürger, „eives“, „burgenses“. Dies waren 
urjprünglich, der Bedeutung der Mauer gemäß, nur bie 
innerhalb der fteinernen Ummallung Wohnenden. Nun gab 
es aber eine Klaffe von geringeren, ärmeren Leuten, welde 
zwar nicht hinter der Steinmauer, wohl aber unmittelbar 
vor derjelben wohnten und innerhalb der äußeren vorge: 
ichobenen Befeftigung, welche nicht aus Stein, aber aus 
Pfahlwerk errichtet zu fein pflegte. Man nannte die bier 
MWohnenden, fofern fie auch als Bürger gelten follten, 
„PBrahlbürger”; es waren Halbfreie oder meift Schutzhörige, 
Pfleghafte, homines advocatitii, welche als Winzer, Gärtner, 
Taglöhner, fleine Bauern meift auf fremder Scholle hier 
lebten und dieſe die Stadt unmittelbar umgebenden Gärten 
und Felder bebauten. Ließ man aber einmal Jemand als 
Bürger gelten, den „die Mauer nicht befing”“, fo konnte 
man nun diefe Ueberjchreitung der urjprünglichen Voraus: 
feßung leicht noch weiter ausdehnen, falls ein Bedürfniß der 
Stadt dies erheifchte. Ein folches Bedürfniß oder doch 
lebhaftes Intereſſe beftand aber allerdings: von hohem 
Werth war es den Kaufleuten, 3. B. von Nürnberg, auf 
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ihren weiten und vielgefährdeten Handelsfahrten, etwa über 
den Brenner bis nad Venedig, häufig an den raubbedroh: 
ten Straßen befreundete Männer zu treffen, welde mit Rath 
und That den Reifenden beiftanden, fie „hauften und hoften“, 
ihnen jo die Einkehr in den meift unjauberen und oft un 
ſicheren Herbergen eriparend, etwa auch gemwaffnetes Geleit 
gewährend und bei jeder Fährlichkeit als Beiftand, zumal 
als Bürgen, eintretend, To von dem Gaft die Verhaftung 
abwehrend, melde über Fremde leicht verhängt ward auf 
Klage eines Einheimiſchen. So ſuchten die Städte ganz 
ſyſſematiſch freie Landjaljen, ſchöffenbar Freie auf dem offenen 
Sande, auch etwa Nitter in wichtig gelegenen Burgen, oft 
viele hundert Stunden weit wohnend, als Pfahlbürger — 
Ehrenbürger würden wir heute jagen — zu gewinnen, 
welche alsdann reilende Bürger zu befchügen ein (oft gut 
bezahltes) Intereſſe und eine ausdrüdlich übernommene Ber: 
plihtung erhielten. Die Kaifer jchritten jpäter auf Antrag 
der Fürften und Ritter durch Reichögefege gegen das Inſtitut 
der Pfahlbürger in diejem Sinne, dag heißt fingirter oder 
Ehrenbürger fern von den aufnehmenden Städten, ein; 
wenn auch Eiferſucht und Neid der Stäbdtefeinde hierbei 
mitwirkten, jo ift nicht zu beftreiten, daß die häufige und 
maploje Anwendung folder Fictionen ſchädliche Folgen hatte: 
möbejondere ward dadurd die Zuftändigkeit der ordentlichen 
Gerichte oft unleidlicb durchbrochen und damit die Rechts— 
ſicherheit geftört, da dieje Pfahlbürger, ganz wie die Mauer: 
bürger, fich auf das jehr vielen Städten zufommende Privileg 
beriefen, nur vor dem Rath ihrer Stadt Recht geben zu 
müfjen, (oben ©. 362) jo daß der Kläger jein Recht wider fie, fern 
von jeiner Heimat und gegen alle Negeln über die Zuftändigfeit 
der Gerichte, vor einem für den Pfahlbürger meift im voraus 
partetiich eingenommenen Nichter zu jucben hatte. Reichsge— 
jege hoben das Inſtitut auf. 

Wenn jo in den „Bürgern“ ein neuer Stand erwuchs, 
tar ein Theil dieſer Bürger in einen Stand ein, der fid 
im Lauf des elften Jahrhunderts auf dem offenen Lande 
gebildet hatte: in den Stand der Nitter. Urfprünglich war 
dies ein reiner Berufsftand. Nitter war jeder, der fich der 
ttermäßigen Lebensweiſe befliß: das heißt, nachdem er 
(nah voraufgegangener Lernzeit als Knappe) den Nitter: 
gürtel, das ceingulum militare, erhalten, in ven Ritterwaffen, 
ju Roß, im Herbann und in den Fchden auszog, während 
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der Bauer, dem die Waffen aus der Hand genommen waren, 
zu Haufe blieb, das Feld baute und eine Wehrfteuer ent: 
richtete. Allmälig aber war diejer Stand ein Geburtäftand 
geworden: man verlangte außer dem cingulum militare des 
bisherigen Knappen noch mindefteng zwei rittermäßige Ahnen: 
das heißt, auch Vater und Großvater mußten bereit3 Ritter 
geweſen jein; man jprach jegt nicht mehr von rittermäßigen, 
fondern von ritterbürtigen Leuten. Manche Bürger in den 
Städten traten nun ebenfalls in diefen Ritterftand ein: — 
unter Erfüllung der beiden Borausjegungen. Selbftver: 
ftändlih Fonnten dies nur die reicheren: und jo erwarben 
die Gejchlechter, „die Patricier“, das heißt eben die älteften, 
angejehenften jchöffenbarfreien Sippen, alſo große Grundbe: 
fiter von Häufern in und von Gütern vor den Mauern, 
diefen weiteren Vorzug, der fie von den anderen ärmeren, 
neu angefommenen Bürgern unterjfchied. Freilich war den 
patriciihen Nittern, dem Stadtadel, von den Schloß: und 
Sandrittern lange die volle Ebenburt, zumal die Turnier: 
fähigkeit beftritten. 

Beraten wir in Kürze auch die anderen Berufs: 
und Geburtsftände, deren Vertreter, in bunter Abftufung, die 
Straßen einer jolden Stadt erfüllten, jo find vor allem zu 
nennen die Welt: und die Ordensgeiftlichen ſehr verjchiedener 
Arten, die mit ihren Klöftern zumal in den bijchöflicen 
Städten, wie 3. B. Wirzburg, jehr zahlreichen Straßen und 
Plätzen ihre Namen aufgebrüdt haben. Alsdann die Mini: 
jterialen, Dienftmannen des Biſchofs oder des Königs oder 
deſſen PVogtes, in deren Händen das Stadtregiment lag, 
indem alle wichtigen Aemter der ftädtifchen Verwaltung 
durch bifchöfliches oder Fönigliches Lehen (Amtlehen: feudum 
offieii) ihnen übertragen war, jo das des Zöllners, des 
Miünzmeifters, des Marftmeifters, des Brückenwarts, der 
Befehl über die Neifigen der Stadtwache. Won irgend 
welchem Antheil der Bürger am Stadtregiment war ur: 
iprünglih in feiner Stadt die Nede. War dies dob aud 
weder möglih noch nöthig, da ja die Stadt anfangs unter 
der Amtsgewalt des Gaugrafen geftanden — und auf dem 
flachen Lande nahmen die Freien an der Regierung, der 
Verwaltung (wohl zu unterjcheiden von der Urtheilfindung 
im Genofjengericht) ja ebenfalls nicht theil — und, als fe 
hiervon gelöft worden, unter die ausfchließende Amtsgewalt 
des Biſchofs oder des königlichen Vogtes geitellt ward. 
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Ferner die oben erwähnten Patricier oder Geſchlechter: 
das heißt die älteften, erften Gejchlechter, welche urfprünglich 
tat allein al3.Schöffenbarfreie die Bevölkerung der Stadt 
gebildet, aljo felbftverftändlih von jeher Häufer innerhalb 
der Mauern, Gärten, Wieſen, Aeder im Weichbild beſeſſen 
und zuerft allein den Namen Bürger geführt hatten im 
Gegenjaß zu jpäter angelommenen, welchen man feineswegs 
Gleihftelung mit den alten Bürgern, Vollbürgern, den Ges 
ihlechtern gewährte, auch wenn fie perfönlich frei waren 
oder, als Unfreie oder Halbfreie ihren Herren oder Schuß: 
vögten entlaufen, vermöge des Recht3fages: „Stadtluft macht 
frei” — ein Privileg, das viele Städte erwarben — binnen 
Jahr und Tag (ein Jahr, ſechs Wochen und drei Tage) die 
Freiheit erjejlen hatten, jo daß die Vindicationsklage des 
Herrn nun abgewiejen ward. 

Dieje Patricier wurden zum größten Theil ritterbürtig; 
und als Scöffenbarfreie bildeten fie, wenn fie nur das er: 
forderlihe Minimalmaß von Grundbefiß in der Stabt in 
ihrer Sippe behaupteten, das Material, aus welchem bie 
Gerichtsſchöffen genommen wurden, welche, unter Vorſitz und 
Leitung des bifhöflichen oder königlichen Vogtes, im Civil- 
und Strafverfahren über Freie das Urtheil fanden. Sie lebten 
anfangs nur von dem Ertrag ihrer Güter, melde fie, ganz 
wie die Schöffenbarfreien auf dem offenen Lande, durch 
Unfreie, Halbfreie, Kolonen, Hinterfaflen jeder Art bebauen 
ließen; feit aber zu Ende des zehnten und im Laufe des 
elften Jahrhunderts der Handel, wie früher fchon in Stalien, fo 
au in den mächtig aufblühenden deutichen Städten, die Grund— 
lage des wirthihaftlihen Lebens geworden, da waren es diefe 
von Haufe aus reichiten Gejchlechter, welche, allein über ein 
große8 Betriebscapital und vermöge ihres Grundbefites 
über Credit (eben Immobiliar-, Realcredit) verfügend, den 
Großhandel in den einträglichften Zweigen, auch den Geld- 
handel, das Bankgejchäft, jeit es aus Stalien eingeführt 
war, an fih riffen und geraume Zeit ausfchließend behaupte= 
ten. Reihthum, Bildung, Weltkenntniß, Gejchäftserfahrung, 
Verbindung mit ausmwärtigem Adel, mit den Prälaten, mit 
den ſtets geldbebürftigen Fürften, daher großer Einfluß, 
fam ihnen allein zu: nicht den Neubürgern, Kleinbürgern, 
den erft fpäter und nicht mit Gleichberechtigung von aus— 
wärts her in die Stadt aufgenommenen, welche jehr oft nicht 
auf eigener Scholle jaßen, jondern Häufer, Kramläden, au 

Felix Dahn. Baufteine. V. 1. 24 
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Garten:, Wieſen- und Aderland von den „Geſchlechtern“ em: 
pfingen. Man darf die Geringeren den Plebejern im alten Rom 
vielfach vergleichen: fie waren oft Schußhörige.(obzwar perför: 
lich freie) der Patricier, häufig deren Schuldner, und hatten 
von dem Ertrage des mit geliehenem Capital an Geld und 
Waren betriebenen Geſchäftes Procentjäge an die vornehmen 
und reihen Gläubiger zu entrichten. Sie lebten vom Slein: 
handel und zumal vom Handwerk, meift nicht vollfrei, fon: 
dern halbfrei, ſchutzhörig. Außer Kram oder Werfftatt in 
der Stadt bejaßen fie wohl vor den Thoren einen Garten 
oder ein Stüd Aderfeld, von deren Ertrag fie lebten, un: 
mittelbar oder durch Feilbieten auf dem Marftplage der Stadt. 

Nicht viel tiefer als dieje Neuangefiedelten ftanden die 
alten Grundholden des Bisthums oder des Föniglichen Vogtes 
oder der PBatricier, die ebenfalls ala Taglöhner, Gärtner, 
Aderbauer, auch als Handwerker für ihre Schußherren auf 
deren Yedern oder in deren Fabriken, Werkftuben arbeiteten. 


II. 


Nachdem wir fo die ftändijche Gliederung der ſtädtiſchen 
Bevölkerung kennen gelernt, betrachten wir zum Schluß bie 
Entwidelung der Verfaſſung diefer Gemeinmwefen: fie verläuft 
in drei Perioden: 1) die Zeit der Wögteregierung; 2) die 
Zeit der Gejchlehterregierung; 3) die Zeit der gemeinjamen 
Regierung der Gefchlehter und der Zünfte. 

1) Urfprünglid und mehrere Jahrhunderte hindurch 
auch noch nad der Löfung der Stadt vom Gau begegnet 
in berfelben feine Spur von Selbftregierung oder Gelbft- 
verwaltung oder auch nur von Antheil der Bürger am 
Stadtregiment, ja nicht einmal eine Controlle deffelben. 

Vielmehr lag die geſammte Regierung der Stadt in der 
Hand des Biſchofs (oder des Königs), der fie dur den 
biſchöflichen (oder königlichen) Vogt ausübte. Diefer, der 
Dingvogt, waltete der Gerichtöbarkeit in den casus majores, 
er bandhabte die Polizei, gewährte Schuß und Hilfe gegen 
Verbrechen, erhob die herfümmlichen Abgaben, vertheilte und 
überwachte die Neihendienfte (Fronden) und bot auf und 
befehligte das Fähnlein der Bürger, wann es auszog in den 
Tehden des Biſchofs oder in dem Herbann des Königs, 
ſowie bei Bewachung und Bertheidigung der eigenen Mauern; 
mandhmal aber ftand für dieje kriegeriſchen Aufgaben ein 
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befonderer Schirm: oder Waffenvogt neben dem Dingvogt. 
Vie bemerkt, waren e3 die ganz von dem Bifchof (oder dem 
König) abhängigen, weil perſönlich unfreien bifchöflichen 
(over königlichen) Minifterialen oder Dienftmannen, deren 
bh der Biſchof (oder König) und deſſen Vogt bei diefer 
Handhabung des Stadtregimentes bedienten; alle ftädtifchen 
Aemter, 3. B. auch das des Untervogtes (subadvocatus), 
auch Vicarius genannt, waren diejen Dienftmannen zu Lehen 
gegeben, welche auch in der Burg ober in dem Palatium 
wohnten und die Berfon des Biſchofs und des Vogtes un 
mittelbar zu ſchützen hatten: jo war es in Magdeburg, in 
Dinabrüd, in Köln, in Speier, in Trier, in Mainz, in 
Birzburg, in Straßburg, in Augsburg. 

2) Aber allmälig gelang es einem Theil der Städter, 
telbftverftändlich dem durch Reichthum und altvererbten Ein: 
fluß meift hervorragenden, Antheil an dem Stadtregiment 
zu erwerben. 

Die Ausgaben und die Laften, zumal die Waffendienfte 
der Stadt, Fonnten bei ftetem Anwachſen nicht mehr, wie 
died urjprünglich der Fall gemefen, von dem Biſchof oder 
königlichen Vogt aus feinen Einkünften und von den Dienft: 
mannen allein getragen werden: — man mußte die Bürger 
und zwar immer ftärfer mit heranziehen. Nun beftand aber 
keineswegs ein Befteuerungsrecht des Biſchofs oder eine Be- 
fugniß des Vogtes, die Waffendienfte der Einwohner einfeitig, 
ohne deren Buftimmung, zu fteigern. Die Geldnoth der 
Biihöfe und Könige ward immer ftärfer, immer häufiger; 
die Bürger Tießen fich auch meift bereit finden, für Zwecke, 
die ihnen ja ſelbſt im Intereſſe der Stadt nothwendig oder 
nützlich ſchienen, dem Bifchof Geld in leihen oder ihre bis- 
herigen Laſten zu fteigern: aber felbftverftändlich nicht ohne 
Öegenleiftung und zumal nit ohne eigene Prüfung der 
Eriprießlichkeit der angeftrebten Zmwede und der wirklichen 
Verwendung der bewilligten Gelder für die angegebenen 
Zwede. War ſchon hierdurch eine gewiſſe Weberwahung und 
Controlle des Stadtregiments, wenigftens nad einzelnen 
Rihtungen, beſonders des ftädtiihen Haushaltes, gegeben, 
Jo verftanden es doch die weltflugen, gefhäftsfundigen, reichen 
Kaufherren vortrefflih, die Geldverlegenheiten der Könige, 
der Biihöfe und Stadtvögte oder Burggrafen zur Ein: 
aumung viel weiter gehender Befugniſſe zu verwerthen, 
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Insbeſondere die damals übliche Form des Pfandredtes 
benugten fie ganz fyitematifch hierzu: fie ſchoſſen dem Biſchof 
die gewünſchte Summe vor, ließen ſich aber bafür bie Aus: 
übung der widtigften Ren in ber Stadt in.ber 
MWeife verpfänden, daß fie, die Bürger, diefe Hoheitsrechte 
an des Bifhofs Statt jo lange ausüben jollten, bis ber 
Biſchof durch Heimzahlung des Capitals das Pfand einlöft. 
Sehr oft fam ber Biſchof oder fonftige Stabtherr, wie wir 
ihn kurz nennen wollen, nie in die Lage, dieſe Einlöfung 
bewirken zu können: und fo blieb denn die Ausübung des 
verpfändeten Hoheitsrechtes fo lange bei der Bürgerſchaft, 
bis die Säcularifirung und Mebiatifirung (1803 und 1806) 
das Recht des Stabtheren ganz aufhob. In derjelben Rechts— 
form fam es dann freilich auch wohl vor, daß eine frühere 
Reichsſtadt ihre Freiheit verlor, wenn der König einem 
Zandesherrn die Vogtei über die Stabt verpfändete bis zur 
Heimzahlung eines Darlehens, das nie heimgezahlt wurde: 
jo erging es 3. B. Eger und Boppard. Auf diefen und 
ähnlichen Wegen, mandmal auch durch unverfchleierten Ab: 
fauf, erlangten die Bürger nady und nach Zollrechte, Münz— 
recht, Brüden: und Wegegelder, Marktgelder, Marktpolizei, 
Geleitsrecht, Judenſchutzgelder, aber auch geradezu die ganze 
Gerichtsbarkeit, ja die Vogtei jelbft, das heißt bie eigentliche 
Regierung und Polizeigewalt über die Stadt. So geſchah 
es in Lübeck 1247, Soeft 1278, Goslar c. 1280, Erfurt 1283 
(12842), auch die niedere Gerichtsbarkeit des Schultheißen 
erwarb Erfurt 1291, Magdeburg 1294, Frankfurt a. M. 1372. 
E3 wurde nun, unter Zuftimmung des Biſchofs, des Königs, 
des Vogtes ein Nath der Stadt gebildet, felbftverftändlid 
durh Wahl von und aus den reichften Schöffenbarfreien, 
welche ja ohnehin an den drei großen echten Dingen (tria 
magna placita) in jeder Stadt für die Urtheilsfindung un: 
entbehrlich waren; von und aus ben Gerichtsihöffen wurden 
nun auch die Rathsſchöffen geforen: an der Spite fland ein 
Bürgermeifter (consul, syndieus) oder ftanden auch zwei, melde 
die laufenden Gejchäfte führten, aber in wichtigen Fällen an 
die Zuftimmung des Rathes (senatus, senatores, aber auch 
consules) gebunden waren, welchem fie auch Jahr für 
Jahr Rechnung zu jtellen hatten. 

Manchmal wurden diefe Rechte wohl auch nicht fo Fried: 
li erworben, jondern durch einen dem Stadtherrn, ber etwa 
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von den Waffen der Bürger aus der Stadt in die Burg 
vertrieben und dort belagert ward, abgetrogten Vertrag. ”) 

Wie die obigen Jahreszahlen zeigen, kommt diefe Be: 
wegung im Laufe und gegen Ende de3 dreizehnien Jahr: 
hundert3 in Deutfchland zum Abſchluß: in Stalien vollzieht 
fih ein ganz ähnlicher Vorgang vermöge der früher erreichten 
Handelsblüthe der jo viel reiheren Städte um ein, ja faft 
um anderthalb Jahrhunderte früher. 

3) In der Natur der Sache lag e3 begründet, daß diefe 
ganze Bewegung zunächſt nur ausgehen Fonnte von denjenigen 
Bürgern, welche dem Stadtherrn durch Geld diefe Gewährungen 
abfaufen, ablöfen, abpfänden, auch etwa durch Machtund Waffen 
in der Stadt abtrogen fonnten und welche bisher fchon wenig: 
ftend ala Gerichtsjchöffen in die Gefchide der Stadt eingegriffen, 
3.8. aud das Grundbuch der Stadt geführt hatten. Das waren 
aber nur ganz ausfchließend die Reichen (in Köln hießen fie 
geradezu die Richeren, die Richer-Zechheit): das heißt die Ge- 
ſchlechter, die Patricier, die jegt auch meift ritterbürtig waren. 

So liegt denn nun, nach dem Gieg der emporftrebenden 
Bewegung, das Stadtregiment, fofern es dem Stadtherrn 
entzogen ift, ausichlieglih in den Händen der Gefchlecter: 
diefe allein find „rathsfähig”: das heißt wählbar in den 
Rath: lange Zeit übten fie allein auch die Wahl. 

Allein kaum ift die eben gefchilderte Erhebung zur Ruhe 
gelangt, al3 eine neue auf viel breiterer demokratischer 
Grundlage beginnt: auch fie endet mit dem Sieg der empor: 
frebenden, bisher unbillig ausgefchlofjenen, tiefer gelagerten 
Schichten der Einwohnerſchaft. 

Es beginnt nämlich nun der Kampf der Zünfte, das heißt 
der Handwerker, mit den PBatriciern, mit den meift ritter- 
lichen Großfaufherren, um Antheil am Stadtregiment; das 
vierzehnte, fünfzehnte zum Theil noch der Anfang des jech: 
zehnten Zahrhunderts ift von diefen Kämpfen erfüllt — in 
Jtalien wieder ein Sahrhundert früher: — Kämpfen, welche 


2) Einen ſolchen Vertrag mit Gewalt wieder zu brechen, wenn 

fie ſich ſtarl genug dazu fühlten, erachteten die Biichöfe dann Aa, 

‚nicht für Raub“: und gar manche Stadt wurde von dem Biſchof, 

den benachbarten Fürjten und Ritter oder gar der König Dabei unter: 

‚ wieder unter fein — urückgezwungen: ſo Osnabrück, 

ſter, Trier, Mainz, Wirzburg, Magdeburg. Später ward dann 

gar manche Reichsſtadt von den übermächtigen Yandesherren, die nie 

n t auf die Stadt befefien, mit Gewalt mediatifirt: jo Donau- 
nörth, Zwickau, Altenburg. 
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unvergleichli langwieriger waren, al3 das Emporringen vr 
Gefchlechter gegen bie Stabtherren geweſen. Sehr oft geling | 
es ben herrſchenden Familien, die erften Anläufe der Hand 
werker abzumwehren, bis dieſe, durch patricifhe Härte und 
Willkür gereizt, immer grimmiger auftreten. Sehr viel Blut 
flog damals in ben Straßen unferer Städte in heißen Gr 
fechten ber ritterlihen Junker in Helm und Brünne gegen bie 
Schmiebehämmer und Eifenftangen der Männer im Schugzkel: | 
das Rathhaus, auch wohl manch feftes Patricierhaus mit be | 
zinnten Thürmen, ward — und verbrannt: und mochten 
die Gefchlehter, mochten bie Zünfte fiegen: — auf dem Marlı: 
plat fand der Nachrichter tagelang Arbeit an den Gefangenen. 
Zulegt aber gewannen auch hier überall die Empor: 
ftrebenben die Oberhand, wie es Vernunft und Gerechtigkeit 
erheifchte. Denn es ift lehrreich, zu verfolgen, wie bei biefem | 
zweiten Kampfe die Zünfte ganz bie gleichen Gründe ber 
Billigkeit gegen die Gefchlehter geltend machten, welche diefe 
in dem erften gegenüber den Stabtherren jo lange und fo 
eifrig vorgebradt hatten: daß nämlich die veränderte Ber: 
theilung ber ftäbtifhen Laften — der Steuern und der 
Waffenleiftung — nothwendig auch eine Veränderung der 
Vertheilung der Berechtigungen erheifche. Wie die Patricier 
mit vollem Recht gegenüber dem Biſchof oder Vogt Antheil 
an Stabtregiment, Beihlußfaffung und Ueberwachung der 
Ausführung im Gebiete des ftäbtifchen Haushaltes, Ent: 
ſcheidung über Fehde und Friebe verlangt hatten, weil nicht 
mehr, wie im zehnten und elften Jahrhundert, der Stabthert 
und feine Minifterialen diefe Laften allein oder doc mweit 
überwiegend zu tragen Hatten, jo führten jegt die Zünfte 
den Gejchlechtern gegenüber aus, daß ihr früher begrünbeter 
Ausſchluß vom Stabtregiment jegt eine ſchreiende — 
keit ſei, da die Geldſteuern und die Blutſteuern nunmehr 
ganz überwiegend von den kopfreichen Zünften getragen würden. 
Kriege der Stadt * Beiſpiel gaben jegt nicht 
mehr — und feit dem Auffommen ber Feuerwaffe immer 
minder — die wenig zahlreihen Patricier den Ausfhlag, 
melde zu Roß, in Ritterwaffen, fochten, fondern bie dichten 
Maffen der gezünfteten Handwerker, die aus den rei ge: 
füllten Zeughäufern die trefflichften Waffen holten, zu Fuß 
auszogen, falls es Eile galt, auf Wagen, die von vielen 
Pferden gezogen wurden, bahinjagten und mit den Donner= 
büchfen beſſer al3 die „Ritter“ umzugehen wußten. 
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Es ift faft überrafchend, zu beobachten, wie damals in 
den beutjchen Städten von den Zunftmeiftern oft wörtlich die 
gleihen Gründe angeführt werden, welche anderthalb Jahr: 
taufende früher am Tiber von den tribuni plebis gegen die 
römischen Patricier waren geltend gemacht worden; und doch 
hatten Die beutfchen Grobſchmiede gewiß Livius nicht gelejen, 
der in den italienifchen Kommunen des vierzehnten und fünf: 
zehnten Jahrhunderts allerdings als Waffe von den „popolari‘ 
verwerthet wird. Die Gleichartigfeit der Verhältniſſe, zu— 
mal die gleich ftürmifche Anrufung der Billigfeit gegenüber 
der ftarren Feithaltung an Rechten, die ihre wirthichaftlichen 
und politifhen Gründe, ihre thatſächlichen Vorausfegungen 
eingebüßt, auf welchen fie fich dereinft, wohl motivirt, erhoben 
hatten, erflärt dieſe Webereinftimmung zur Genüge. Wieder 
einmal war ein urjprünglich vernünftiges Recht ein gehäffigeg, 
weil nicht mehr begründetes Vorrecht geworden. 

Entſprechend der Heftigfeit des Kampfes, der grimmen 
Erbitterung der Anftürmenden war denn auch die Umgeftaltung 
der ſtädtiſchen Verfaſſung oft eine fehr grundftürzende: in 
Köln zum Beifpiel wurde, nachdem ein Ausgleih von 1370 
dauernde Ruhe nicht Hatte bringen können, nad langen, 
harten Kämpfen 1396 die ganze alte Verfaſſung, vor allem 
die Gliederung der Bürgerfchaft, umgeworfen und zur Grund: 
eintheilung erhoben die Gliederung der Sieger: das heißt 
der Zünfte, unter Aufhebung der früher allein herrſchenden 
Richerzechheit. (S. 373). 

In anderen Städten ging e3 glimpflier ab. Doc 
wurde überall der bisherige Rath umgeftaltet: entweder fo, 
daß nur ein Rath beftehen blieb, der aber eine Zahl neuer, 
von und aus den Zünften gewählter Glieder aufnahm, oder 
io, daß neben den alten, Eleinen, ein junger, großer Rath, 
ausihlieglih von und aus den Handwerkern gekoren, geftellt 
wurde, deſſen Zuftimmung der alte, Kleine, patricijche in allen 
wichtigen Fällen einholen mußte und der ein allgemeines 
Ueberwachungsrecht gegenüber der Gefchäftsführung hatte. 
Auh die Neuerung begegnet oft, daß, ganz wie im alten 
Rom, die Plebejer je einen Konful für fih in Anſpruch 
nahmen, der zweite Bürgermeifter von oder doch aus den 
Jünften gewählt werden mußte. 

Lange Zeit bewährte fich die jo umgeftaltete Verfaflung 
der deutſchen Städte. 

Ihren Verfall führte materiell und wirthichaftlich die 
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unfäglide Noth des Dreißigjährigen Krieges herbei. Dazu 
fam aber, daß jene Tugenden, welche bereinft jeit dem elften 
Sahrhundert die deutihen Städte erhoben hatten, von den 
Bürgern mehr und mehr wichen 

Ihre friegerifche Tüchrigfeit, ihrewarme Gemeingefinnung, 
ihr weiter Gefichtäfreis, ihre begeifterte Hingebung an das 
Reid und an die Stadt, ihr wagender Unternehmungsgei 
hatte die Städte erhoben, fo daß die Galeren der Hania 
die Könige der flandinavifchen Neiche demüthigten: als aber 
alle diefe Tugenden in ihr Gegentheil umſchlügen, als bie 
Bürger, unfriegerifch, weichlich und feige geworben, ſich durd 
Geld und durch bezahlte Söldner von ihrer Kriegspflicht 
losfauften, als Vetterſchaft und Eidamſchaft wie die Zünfte 
fo den Rath verdarben, als Krämergeift und Furzfichtige, 
Fleinlich ſelbſtiſche KirchthHurmspolitif die Beſchlüſſe des Heinen 
wie des großen Rathes leiteten: — da waren bie Städte, 
von innen heraus verroftet, nicht mehr im Stande, dem 
Stat des aufgeflärten Abfolutismus, der Landeshoheit der 
gewaltig aufftrebenden Landesherren, zu wiberftehen, melde 
fie mit Hilfe des römiſchen Rechtes und der ftehenden Her 
unterwarfen. So wahr ift der Sag: Gemeinweſen werden 
nur durch diefelben Tugenden erhalten, durch welche fie be: 
gründet worden find. 


Zum deutfchen Reichs Herfaſſungsrecht. 
I. 





des deutjchen Reichsrechts, welde der thätige Gutten= 
tag’ihe Verlag unternommen hat. Sämmtliche bis: 
berige Arbeiten des Verfaſſers find verbientermaßen ſehr 
günftig aufgenommen worden: denn fie bewähren eine un: 
gewöhnliche Begabung für juriſtiſche Gonftruction. Aus 
diefe fnappe und doch inhaltvolle Darftellung des Reichs— 
ftatörechtes darf ala eine vorzügliche Leiftung bezeichnet wer: 

') Born, Philipp, Dr., Prof. das Statörecht des Deutfchen Reiches 


1. Bd. Das Verfaffungs: und Militärrecht. Berlin, 1880. Guttentag 
(XVI, 460 5. ud u. e T.: Lehrbücher des deutichen Reihärehte. \- 
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den. Sie wird fich gewiß, nach dem Wunſche des Verfaſſers, 
auch unter Nichtjuriften Freunde erwerben, zumal aber als 
alademiſches Lernbuh, neben dem umfafjenden Werfe von 
Laband, da3 mehr für den Lehrer beftimmt ift, unter ben 
Studierenden erfprießlich wirken. Mit Fug durfte der Ver: 
faffer in dem Vorwort fagen: daß er die kurze Fafjung, welche 
die Einreihung der Arbeit in die Guttentag’ishde Sammlung 
ihm auferlegte, nicht zum Dedmantel genommen, den ſchwie— 
rigen Streitfragen des Statsrechts und fpeciell des Reichs: 
Hatsrecht3 aus dem Wege zu gehen; er hat vielmehr ben 
principiellen Fragen ganz bejondere Aufmerkſamkeit gewidmet. 
„Richt Neigung allein zog ihn gerade nad dieſer Seite der 
Arbeit, fondern in erfter Linie die Erfenntniß, daß es dem 
Statsrecht nur dann gelingen könne, eine den übrigen Rechts— 
disciplinen ebenbürtige Stellung zu gewinnen, wenn Die 
principielen Grundlagen, jowie die einzelnen Begriffe zu 
einer analogen jcharfen Firirung gebracht werden, wie fie 
im Gebiet des Privatrechts feit lange gefordert und geleiftet 
wird. Deshalb wurden bejonders die jchwierigen Streit: 
fragen über den Rechtscharakter des Reiches, ja jchon über 
die juriftifchen Vorgänge bei feiner und des norbbdeutjcen 
Bundes Begründung ausführlich behandelt.” Dagegen wurde 
dad Detail von Specialgejegen und Vollzugsverorbnungen 
den breiter angelegten Werfen überlaflen. Der vorliegende 
Band enthält in fieben Büchern: die Entftehung des Neiches 
und der Neichöverfaffung, das Verhältniß des Neiches zu 
den Einzelftaten, die Rechtsbildung im Reich, die Drganis 
jation der Statsgewalt des Reiches, die Reihsangehörigkeit, 
das Militärreht und das Recht des Neichslandes Elfaß: 
Lothringen. Der zweite Band, welder in Jahresfrift er: 
Iheinen fol, wird das Verwaltungsrecht im engeren Sinne, 
das Gerichtsverfaffungsreht, das Sinanzrecht, endlich eine 
umfafiende Darftellung der Rechtsbeziehungen des Reiches 
zu auswärtigen Staten bringen. 

Die großen Vorzüge diejes Buches find klare Glieberung 
der Syſtematik, gewifjenhafte Arbeit aus den Quellen, fleißige 
derückſichtigung der Literatur, juriftifhe Durchdringung des 
Ihwierigen Stoffes. An einem anderen Orte werde ich meinen 
Widerſpruch ausführen gegen zwei principielle, folgenreide 
Grundgedanken des Berfaffers; einmal gegen den Sa: völfer: 
tehtlihe Verträge haben nur moralifche, Feine Rechtswirkung; 
fe gewinnen Rechtswirkung erft durch Publikation als Geſetze 


Dioiized | 





378 


und als ſolche natürlich nur innerhalb bes States, der Died Geſet 
erläßt; fie erzeugen Feine völferrechtliche Rechtöverpflichtung. 
Diefer Satz, der den größten Theil des Völkerrechts caffirı, 
ift eine Folge der irrigen Grundanfhauung, daß es Recht 
nur im einzelnen State gebe, vom Stat gejegt. Der Irrthum 
hängt zufammen mit einer Art Cultus gegenüber dem Sou— 
veränitätsbegriff: der Stat fol ſich nicht befchränfen Fönnen, 
alfo auch nicht durch Vertrag, mwenigftens nicht fo, daß da: 
durch eine juriſtiſche Wirkung entftehe; denn es fehle am 
„Zwangsrecht“ gegenüber dem jfouveränen Stat. Dem gegen: 
über fann nur wiederholt werben, was ih in „Vernunft 
im Recht” ausgeführt habe: die Erzmwingbarfeit ift nur 
fecundäres und nicht abjolutes Merkmal des Rechts: (der 
Schuldner ift infolvent, der verurtheilte Verbrecher entipringt: 
leges imperfectae find aud leges, quamvis sine poena). 
Der zweite Irrthum ift der Sa: nur das Neid ift Stat, 
weil nur das Reich Souverän; die fogenannten Gliedftaten 
find nicht mehr fouverän, folglich überhaupt nicht mebr 
Staten! Diefer Satz ift eine Folge des übertriebenen Sou: 
veränetätsbegriffs. Die Souveränetät ift freilich nicht tbeil- 
bar, wohl aber beſchränkbar: durch die Annahme der Reichs— 
verfaffung haben die 25 Gliedftaten ihre Souveränetät zu 
Gunſten des nun gefchaffenen Rechtsfubjects beſchränkt, in: 
dem fie diefem die Ausübung zahlreicher Hoheitsrechte über: 
trugen. Das Reich ift feinerfeits beſchränkt Durch die den Glied: 
ftaten verbliebenen (nicht, troß a. 78, vom Reich empfangenen!) 
Hoheitsrechte. Jene Auffaffung verftößt erſtens gegen die Ge 
Ihichte, zweitens gegen die Wirklichkeit der Dinge, fomie 
drittens gegen bie authentifchen Erklärungen Bismarck's und 
der in das Neich eintretenden Staten. Bevor ich zu dem 
Ergebniß mich drängen ließe, Preußen, Baiern, Sadien 
feien feine Staten mehr, würde ich die Prämifje, welde 
zu ſolchem Schluß nöthigt, jo lange auf ihre Unrichtigkeit 
prüfen, bis ich fie gefunden hätte. Der Fehler liegt aber 
viel tiefer: nämlich in den Grundauffaflungen, deren rechts— 
philofophifhe Schulung ungenügend ift. Uebrigens follen 
diefe Einwendungen durchaus nicht das reiche Lob beein: 
trächtigen, welches die ganz vorzügliche Arbeit in faft allem 
Detail des pofitiven Rechts verdient: aud hier find mande 
Dinge nach meiner Meinung (3. B. in dem Abſchnitt Gr 
bietshoheit) nicht richtig, aber das ift nebenſächlich. 
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1.9 

Die Arbeit von Garei3 bildet den Eingang des um— 
taffend angelegten Handbuch Werkes von Marquardjen, 
das zweifellos einem wiſſenſchaftlichem Bebürfniß entjpricht, 
wie der Herausgeber in der „Einleitung“ p. I—X über: 
zeugend darthut. Dies Allgemeine Statsrecht erörtert im 
l. Bud (Einleitung) die Grundbegriffe, die Abgrenzung 
des allgemeinen Statsrechts vom bejfonderen, des Statsrecht3 
vom Privatrecht, des Statsrechts von der Statslehre u. ſ. m. 
Das I. Buch handelt von der Herrſchaft des Stats (in 6 Ab- 
ihnitten); dag III. von der Gefeßgebung (in 3 Abjchnitten) 
das IV. von der Verwaltung (ebenfalls in 3 Abfchnitten.) 

Man müßte ein Buch Schreiben faum viel dünner als das 
vorliegende mit feinen faft 12 Bogen Hochoctav, wollte man, 
beipflichtend, zweifelnd, widerfprechend auch nur auf die hoch: 
wihtigen principiellen Fragen eingehen, welche hier be= 
handelt werden. Sch will hier nur über den wiſſenſchaftlichen 
Gefammtwerth, über die Art und Methode der Arbeit 
ſprechen und von jenen praejudiciellen Fragen Diejenigen 
berühren, welche objectiv die bedeutungsreichften find oder 
ee Behandlung durh den Berfafler befonder eigenartig 
erſcheint. 

Was nun die „Mache“ des Buches betrifft, ſo iſt ſie 
eine treffliche zu nennen: man ſieht überall, der Verfaſſer 
hat die behandelten Aufgaben nicht leicht, ſondern ſehr 
ernſt genommen und ſich geraume Zeit mit ihnen ge— 
tragen, bevor er zu einer ihn ſelbſt befriedigenden Löſung 
gelangte: er Hat nicht früher angefangen, zu lehren 

zu lernen. Die Literatur und die, der Natur der 
Sache nah, fehr verjchiedenartigen, den mandhfaltigften 
geiten, Völkern, Staten, Eulturftufen angehörigen Quellen 
ind mit emfiger Befliffenheit ausgefhöpft. Befonders er: 
freulih ift, daß nicht nach der herfömmlichen, freilich ehr 
bequemen Schablone das Material befchräntt wurde auf 
Blato-Ariftoteles, das römiſche Recht, ein par leichter zugäng: 
lihe Quellen des deutfchen und des romanischen Mittelalters 


— 





) Handbuch des öffentlichen Rechts der Gegenwart in Mono- 
graphieen. Serausgegeben von Dr. Heinrich Marquardfen, Profefior 
in Erlangen. Erfter Band. Allgemeiner Theil Erſter Halbband: 
I. Augem. Statöreht v. Dr. 8. Gareis. Profeffor und Kanzler der 
Univerfität Gieſſen. 
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und dann auf die modernfte Gejeßgebung der großen Cultur— 
ftaten: der Berfaffer hat erfannt, daß es, wie ich dies ſchon 
einmal ausgebrüdt, an fich ebenfo wifjenswürbig und belehrend 
ift zu erforfchen wie die Botocuden das Eigenthum auffaflen 
und das jus puniendi des State als Salvius Yulianus 
oder Anfelm Feuerbach darüber zu vernehmen. Es ift daher 
jehr löblih, daß die Rechtsbegriffe fogenannter Naturvölter, 
3. B. der (angeblichen!) „Wilden“ auf den Palau-Inſeln 
herangezogen wurden, wie fie in dem wahrhaft claffiihen 
d. 5. für Verwerthung folde Forſchungsfahrten mufter: 
giltigen Buh von Karl Semper (die Palau-Inſeln im 
Stillen Deean, Leipzig 1873) aufgezeichnet find: ein Werf, 
das jeder „Rechtsphilofoph“” wie jeder Anthropologe, ja jeder 
Gebildete kennen follte: daß ſolche Arbeiten nicht häufiger 
angeführt werben, ift daraus zu erflären, daß wir eben: 
werthige nicht befigen: do hätte Waitz, Naturvölter, 
herangezogen werden follen. — Diefe Grundlage ver: 
gleihender Rechtsgeſchichte ift die von mir längft für 
alle Rechtsphilofophie geforderte: auch das „allgemeine Statd- 
recht” kann fie nicht entbehren: denn nur diefe Methode 
entrüdt den vielfach befpöttelten Namen dem fonft voll be- 
gründeten Vorwurf, nur ein Statsrecht „im Allgemeinen“ 
zu fein, das aber nirgendwo und niemals gilt, galt und 
gelten wird: ich nenne dieſe Vorlefung daher feit Jahren: 
„vergleichende Verfaſſungsgeſchichte“, nicht „allgemeines 
Statsreht“: und gar mander Sat in dem vorliegenden 
Buch aud außerhalb des Abſchnittes „Statslehre“ ift bob 
Statslehre, nicht Statsrecht: d. h. aus Vergleichung 
abftrahirt, durch Conſtruction gewonnen: (mas, nebenbei 
gejagt, auch von gar mandem gilt was in dem fogenannten 
„gemein beutichen Privatrecht“ vorgetragen wird.) Die 
Ableitung der Aufgaben und Functionen des States aus 
„Intereſſengemeinſchaft“ ift jo folgerihtig wie möglich 
bier durchgeführt: aber „Intereſſengemeinſchaft“ befteht bei 
jeder Rechtsgenoſſenſchaft 3. B. aud in der Ehe, der Ge: 
meinbe, einem Kunftverein: e8 war,doch feftzuftellen, welche 
Intereſſen gerade die den Statsgenoſſen gemeinfamen find; 
dabei wäre dann noch viel ſchärfer ala es $ 7. geichehen, hervor: 
zuheben gemweien, daß es nicht nur utilitarifhe, materielle, 
auch ideale Intereſſen („Vernunftnothwendigkeiten“, ſage ich 
lieber) find, die den Stat wie das Recht erheiihen. — Was 
endlich die dermalen fo vielfach erörterte Rechtsnatur des 


381 


Bundesftates betrifft, fchließt fich der Verfaffer gegenüber 
Laband und Zorn einerfeits, gegenüber Calquhoun 
und Seydel andrerfeit® meiner Auffaffung (Baufteine I.) 
an: dabei wird aber in ben erftlen Sätzen biefer Dar: 
ſtellung ($ 41.) die „Zerſetzung ber Gliedftaten in ihren 
Elementen“ mehr betont als mit ber fpäteren richtigeren 
Darlegung vereinbar jcheint, melde die Gliedftaten in ihrer 
Souveränetät nur beſchränkt und deren Hoheitsrechte nicht 
erft vom Bundesftat „delegirt“ werden läßt. — 


III.) 


Die verzögerte Erſcheinung des zweiten Bandes von FZorns 
Berk motivirt der Verfaſſer fehr triftig mit dem Stoff und dem 
Umfang befjelben im Bergleich mit dem erften; in dem erften, 
weientlih verfaſſungsrechtlichen konnte auf die mannichfachen, 
zum Theil ausgezeichneten früheren Darftellungen vermwiefen 
und ein „Eurzgefaßtes Lehrbuch” des Verfaffungsrechtes gege— 
ben werden. Hier im Verwaltungsrecht und in dem „äußeren 
Statsrecht“, wie der Verf. das nennt, lag die Sache anders; 
der Stoff ift noch wenig juriftiih behandelt, das ganze 
Material mußte erft aus den Gefegen, Verordnungen und 
Statäverträgen herausgearbeitet werben bi in das Detail. 
Die befte Vorarbeit für das legt genannte Gebiet Hatte 
übrigens Berfaffer ſich ſelbſt geichaffen, in feinen vortreff: 
lihen Abhandlungen über die Deutfhen Statsverträge in 
der Zeitfchrift für die gefammten Statswiſſenſchaften 1880 
5. 1—39. und über das Deutſche Conſularrecht in Hirths 
Annalen 1882. Die mit dem Fleiß und ber Sauberkeit, 
welhe alle Arbeiten des Berfafferd auszeichnet, durchgeführte 
fet3 jelbftändig aus den Quellen jchöpfende Darftellung be- 
handelt in dem VII. Buche (Buch I—VII bilden Bd. D) 
die einzelnen Zweige der Reichöverwaltung (Poft-, Telegraphen- 
Eifenbahn:, Maß: und Gewichts-, Münz,= Bank-, Gewerbe: 
Weſen) im IX. das Reichsfinanzrecht, im X. die Gerichts: 
verfaffung, im XI. das „äußere Statörecht” bes Reiches. 
(Die Statöverträge, das Geſandſchaftsrecht, das Conſular— 
teht, das Seerecht in Friedenzzeit). Das Buch leiftet Vor: 
zügliches in allen biefen Gebieten; in manden ift es hors 
de eoncours: die gründlide Sorgfalt in Beibringung und 
Erfhöpfung des Materials und die fcharffinnige (manchmal 


) Zorn I. Band. S. ©. 377. 
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nur allzu fcharfe!) juriftifche Conſtruktion machen die Arbeit 
überall höchſt werthvoll. Dieſe volle und warme Anerkennung 
ſchließt nicht aus, daß ich die principiellen Bedenken nicht nur 
gegen einige Grundanjhauungen des Verfaſſers, auch gegen 
gewiſſe Seiten der Methode feiner Eonftructionen aufredt 
halte und auch gegenü diefem zweiten Bande in gar 
vielen wichtigeren Fragen, fo über das Weſen bes Bölfer: 
recht3, über Rechtönatur und Rechtswirkung von Statöver: 
trägen (vor deren Veröffentlihung in einem der vertragenden 
Staten als Gefeß), über die ben Gliedftaten durch das Reich 
nad unferer Meinung nur bejchränfte, aber nicht entzjogene 
Souveränität und allen Folgerungen hieraus, zu des Ber 
faſſers allergetreufter und beftimmtefter Oppofition zählen 
muß. Dabei fei aber gleich hervorgehoben, daß ich nicht im 
Mindeften den Theorien und der Methode (d. b. ber 
juriftifhen Methodelofigfeit) von Bluntſchli zuneige, deren 
Bekämpfung vielmehr ein Hauptverdienft des Verfaſſers aus: 
macht. Ich darf dies bier und jegt ohne Verlegung der 
Pietät gegen einen Verftorbenen ausſprechen, da ich bei 
Lebzeiten Bluntſchli's dieſem meinen Proteft gegen bie 
ftete Confundirung von Redt und von frommen Wünſchen 
und Poſtulaten oft genug, mündlich und brieflih, auch öffent: 
lid, ausgebrüdt habe. Ich kann mich hier auf Andeutung 
jener Differenzen mit dem Verfaſſer bejchränfen: ausführ— 
lihe Erörterung derfelben wird an anderem Orte ftattfinden. 
Auch in diefen Streitpunkten ift jedoch überall der Scharffinn 
und die Folgerichtigkeit des Verfaſſers vol anzuerkennen, 
mein Widerſpruch richtet fih nur gegen die Prämiſſen. 


Zur englifhen Verfaſſungsgeſchichte.“ 


I. 


f y ie Kenntniß der Geſchichte und des gegenwärtigen 
) Beftandes der englifhen Verfaſſung ift in Deutſch— 
* land noch keineswegs ſo allgemein verbreitet, als 

es nicht nur um ihrer praktiſchpolitiſchen Bedeu— 
tung willen wünſchenswerth wäre. Wir erinnern nur an 
die höchſt ſeltſamen Belehrungen, welche in ben legten 


') Das engliſche Parlament und ſein Verfahren. Ein praktiſches 
Handbuh von Thomas Erskine May. Aus der 1859 erfchienenen 
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Boden des Minifteriums Pforbten-Reigeröberg bie Neue 
Mündner Zeitung und, in merfwürbiger Uebereinftimmung 
biemit, jüngft bei Auflöfung der preußifchen zweiten Kammer 
(1863) die SternsBeitung über den Gegenfag von engliſchem 
Parlamentarismus und continentalem Gonftitutionalismus 
mit jener zuverſichtlichen Unrichtigfeit zum Beften gaben, 
die fih nur durch bie Vorausfegung ſehr geringer Kennts 
niffe der Lehrer ober doch menigftens ber zu Belehrenden 
erflären läßt. 

Bielfah herrſchen über englifhe Verfaſſungs- und Ge— 
ſellſchaftszuſtände noch die Anfichten, melde vor hundert 
Jahren Montesquieu mit mehr Begeifterung als Grünblich- 
keit entwidelte: Auffafjungen, welche, abgefehen von den zahl: 
reihen Schnigern des jehr geiftreihen, aber im Detail der 
Forſchung fehr unzuverläffigen ——— heutzutage ſchon 
deshalb häufig nicht mehr zutreffen, weil ſeit achtzig Jahren 
die ſociale Stellung der Stände, die Parteigruppirung und 
in jehr vielen wichtigen Gebieten, 3. B. in der Zufammen: 
fegung de3 Unterhaufes, aud der Charakter der Verfaſſung 
jelbft fich mefentlih verändert hat. Es ift daher recht er: 
freulih, daß feit einigen Jahrzehnten in Deutſchland durch 

wifienfhaftlihe und populär gehaltene Schriften für Ber: 
° breitung richtigerer und genauerer Vorftellungen über Stat 
und Gejelfchaft des Inſelreichs manches Verdienſtliche ge: 
leiftet worden if. Wenn das, einzelner Einwendungen un 
geachtet, höchſt anerkennenswerthe Werk von Gneift: „Das 
heutige englifhe Verfaffungs: und Verwaltungsrecht“ (IT B. 
1857 und 1859) feiner ganzen Anlage nah unter dem 
größeren Publikum, unter unfern Urmwählern und Wahl: 
männern, feine jehr ausgebreitete Verbreitung finden kann, fo 
And die vorliegenden Schriften gerade zu dieſem Behuf jehr 
geeignet und, unter Vorbehalt von einigen wenigen Bedenken, 
mit beftem Gemwiffen zu empfehlen. 

Beichäftigen wir uns, „as courtesy will have it,“ 
zuerſt mit dem fremden, von Oppenheim bei ung eingeführten 
Gaſt. Thomas Erskine May ift einer der Fenntnikreichften, 





vierten 
d. 6. eim. Leipzig, Mendelsjohn 1860. 

Die affungögei ichte Englands feit der Thronbejteigung 
Georg III. 1760—1860. Von Thomas Ersline May, C. B. In zwei 
Bänden. Band 1. Mit Genehmigung des Verfaflers aus dem Englifchen 
überfegt und bearbeitet von demfelben. Leipzig, Mendelsſohn 1862. 


Orzee des engliichen Originals überjegt und bearbeitet von 
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geihmadvollfien und, was in England zu allen Zeiten 
jelten, vorurtheilsfreiften Forſcher im Gebiet der politiſchen 
und der Statsrechtsgeſchichte ſeines Vaterlands. Seine 
Stellung als clerk assistant des Hauſes der Gemeinen 
gewährte ihm eine Thätigfeit in wichtiger Amtsftellung an 
der Tafel des Haufed. Sein Werf über das Berfahren des 
Parlaments bat in fünfzehn Jahren vier ſtarke Auflagen er: 
lebt und ift von ganz England mit dem größten Beifall auf: 
genommen worden; e3 giebt im Anſchluß an das befannte 
Buch von Hatfell, deſſen legte Ausgabe aber jhon 1818 er: 
ſchien, zum erftenmal eine Darftellung de3 gegenwärtigen 
Verfahrens beider Häufer des Parlaments. Das eigentliche 
Berfaflungsreht und die politiſche Gejchichte find, ſofern bie 
felben zum Berftändniß des Verfahrens nicht fchlechterdings 
unentbehrlih, durh den Plan des Werkes ausgefchlojlen; 
der Verfaſſer hat nachträglich in feiner im vorigen Sabre 
veröffentlichten „Verfaſſungsgeſchichte“ jene beiden verwandten 
Aufgaben wenigftens für die jüngfte Periode ihrer Entmwid: 
lung, für die legten hundert Jahre, mit dem gleichen Ge- 
ſchick gelöft. 

Das „Handbuh” erörtert zuerft die Zuſammenſetzung, 
Befugniffe und Privilegien des Parlaments (mobei gerade 
die Darftelung ihrer geſchichtlichen Entftehung ſehr klar und 
gründlich ift), dann defien Praxis und Verfahren in ſechs— 
zehn Kapiteln, von denen wir als bejonders wichtig hervor: 
heben: die Abjchnitte über die Regeln der Debatten und 
Abftimmung, über Voriadung und Vernehmung von Zeugen 
dur das Haus, über Gefhichte und gegenwärtigen Stand 
der Rechte der Gemeinen bei Geldbewilligungen und bei 
Statsanklagen. Was nun die Arbeit Oppenheims anlangt, 
fo ift der durdhaus fließenden und im Ganzen tadellofen, 
faft niemals an die Conftruction und die Idiome des Drigi- 
nal3 erinnernden und dadurch fi als Ueberſetzung ver: 
rathenden Sprade um fo mehr alle Anerkennung zu zollen, 
als es feineswegs leicht ift, die gerade im Gebiet des Rechts 
fo häufigen technifhen Ausdrüde und die im Parlament: 
und Barteitreiben oft auf fehlechten Wien und Wortipielen 
beruhenden Schlagwörter in verftändlichem Deutſch wieder: 
zugeben. Nicht einverftanden dagegen können wir fein mit 
einer zwiefachen Auslafjung oder Kürzung, welche Oppen: 
heim an dem Original vorgenommen. Es hat nämlich einmal 
alle Anmerkungen defjelben fofern fie nur (!) Duellenangaben 
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enthalten, unterbrüdt, wodurch er feinem Buch nicht nur für 
wiſſenſchaftliche Leſer — diefe werben des Originals ohnehin 
nit entrathen können —, fondern auch für folde Laien 
einen Theil feines Werthes entzogen, melde an der Hand 
diefes jehr zum Führer geeigneten Buches tiefer in die ein- 
Ihlägige Literatur einzubringen wünfchten. Ferner behandelt 
da3 dritte Buch des Driginald die „Privat: Bill“ (vd. 5. 
alle Anträge, welche zunächſt fein öffentliches Intereſſe be— 
rühren), die vielfach von der der publie bills abmeichende 
Behandlung und die verfchiedenen Arten berfelben. Die 
Ueberſetzung giebt von diefem ganzen dritten Buch nur einen 
därftigen Auszug im 1. Anhang, „weil daffelbe feiner eigen= 
thämlih engliſchen Berhältniffe wegen für Deutfchland von 
niht jo großem Intereſſe ſei, daß eine mwörtliche Uebertra- 
gung räthlich erjcheine.” Wir find darin anderer Meinung. 
Diele private bills find ſchon deshalb höchft werkwürdig auch 
für deutfche Lefer, weil fie denfelben den innigen Zufammens 
des Parlaments mit allen möglichen Intereſſen des 
iſchen Lebens zeigen, weil fie darthun, wie ber Engländer 
fi fortwährend in vertraulichfter Nähe zu feiner Volksver— 
tretung fühlt, beftändig an fie denkt und weiß, daß fie auch für 
den Einzelnen da ift, ja darin des Guten vielleicht zu viel thut, 
während der continentale Statsbürger nur allzuhäufig feine 
Kammern ſcheu aus der Ferne betrachtet als ein eigentlich 
ihn wenig angehendes, wol gar jenfeit feines Horizonts ges 
Snftitut, deſſen Haupt: und GStat3actionen man 
fal3 in der Zeitung naclieft und deifen Bildung ge— 
wöhnlich bei ven Wahlen eine unangenehme Aufregung und 
allerlei Berdrießlichkeiten mit fih führt. Es ift hierin feit 
14 Jahren (1863) manches beifer geworben; aber immerhin 
fönnen wir noch recht viel lernen aus dem Bilde lebendigen 
Zuſammenhangs des Einzelnen mit dem Parlament, welches 
die engliſchen Privatbills gewähren. 

Das zweite Werk, „die Verfaſſungsgeſchichte feit der 
Thronbefteigung Georg IL”, fchließt fih an das ausge— 
jihnete Buch Hallams an, (melches bis auf jenen König 
wicht) und hat, nad dem Urtheil Englands, deſſen Arbeit 
in würbigfter Ebenbürtigfeit fortgeführt. Die Eintheilung 
des Werks ift feine ftreng chronologiſche, ſondern es erörtert 
die wichtigften Factoren der Berfaffung für fih und ihre 
wechjelnde Wirkung und Balancirung unter den verjchiedenen 

delix Dahn. Baufteine. V. 1. 25 
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Regierungen, wodurch mitunter eine gewiſſe Unvollftändig: 
feit in der Darftellung einzelner Begebenheiten, häufiges 
Burüdgreifen auf denfelben Zeitabjchnitt herbeigeführt und 
namentlich darauf verzichtet wird, ein flares und nad allen 
Seiten abgerunbetes Bild der einzelnen Regierungen zu geben. 
Allein wenn überhaupt nirgends, fo fallen am menigften in 
England die Perioden der Entwidlung mit ber Regierungs: 
zeit der einzelnen Herrfcher zufammen, und es war mwohlge- 
than, den Zufammenhang ber Darftellung einer Regierungs: 
zeit zu opfern und dadurch eine zufammenhängende Dar: 
ftellung ber wichtigften Elemente ber Verfaſſung und ihrer 
Krifen zu gewinnen. So beſpricht der Berfafler zuerft ben 
Einfluß der Krone unter Georg IIL, der Regentihaft Georg 
IV. und der Königin Viktoria, die Stellung der „Prärago: 
tive der Krone” — wie man in England bie zentrale Re: 
ierungögewalt ziemlich unpaffend nennt — während ber 

inberjährigfeit oder Unzurechnungsfähigkeit der Souveräng, 
dann die Einkünfte der Krone, die Zivillifte, die Kronredhte 
bezüglich der königlichen Familie, das Haus ber Lords und 
die Pairie, das Haus der Gemeinen, und endlich in bem 
interefjanteften Abſchnitt das Verhältniß des Parlaments zur 
Krone, zum Volt und deſſen fo vielfah wechſelnde Bes 
mwegung, in welcher eigentlich die Verfaſſungsgeſchichte ihren 
eoncentrirten Ausbrud findet. Der Verfaffer, ſtets genöthigt, 
PBarteifragen zu berühren, hat im Ganzen feine im Vorwort 
gegebene Berheißung, jedem Barteiftandpunft fo fern als 
möglich zu bleiben, nah Kräften gelöſt. Indeſſen, da viele 
diefer Fragen nod in biefem Augenblid Gegenftand ber 
politifhen und focialen Kämpfe in England find, fo hat der 
clerk assistant of the house of commons in folden Dingen doch 
oft das wifjenjcaftliche „sine ira et studio“ ablegen und 
Farbe bekennen müflen. Diefe Farbe ift nun erfreulider 
Weife die Helle eines vernünftigen, maßvollen Liberalismus. 
Wir finden den Berfaffer in jedem Kampf auf Seite ber 
„Volksfreiheit“, als einen rüftigen Bekämpfer von königlichem 
Abjolutismus und von ftarren Adelsprivilegien; kurz, man 
würde ihn im vorigen Jahrhundert, da diefe Parteinamen 
noch mehr denn Namen waren, als einen „Whig“, als einen 
eifrigen Gegner der Hochtories bezeichnet haben. Die Oppen— 
heim'ſche Ueberfegung auch dieſes Buches ift, bei gleichen 
Schwierigkeiten, gleich vortrefflih und erfreut durch einen faft 
tadellofen Stil. 
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Leider kann man die nämlichen Vorzüge nicht mit ders 
jelben Unbedingtheit von dem Werf unferes Landsmanns 
Fiſchel rühmen, welches vielfahe Spuren von Flüchtigfeit 
und zu geringer Sorgfalt im Ausdrud zeigt, aber fonft, 
gerade zu dem Eingangs erwähnten Behuf, aufs Befte zu 
empfehlen if. Es beruht zwar feineswegs überall auf 
jelbftftändiger Duellenforfhung: und die bHiftorifhen Er— 
Örterungen find wohl der ſchwächſte Theil des Buches, zumal 
was die ältere Gedichte vor der Revolution, vor der Re— 
formation unter Seinrih VII. und vollends was die 
Sachſenzeit anlangt: aber dies vermindert keineswegs bie 
praktiſche Brauchbarfeit der Arbeit als eines populären 
Compendiums über modernes englifches Verfaſſungsrecht. 
Daß dabei die älteren deutfchen und englifhen Werfe von 
Biener, Lappenberg, Bauli, Bucher, Gneift, die beiden 
genannten von May, ferner von Brougham, Pally, 
Hallam, Disraely, Miß Martineau, Bowyer, Smith 
und natürlihd Mahon und Macaulay ehr reichlich benugt 
find — nur follten fie nit als „Quellen“ citirt werden —, 
gereicht dem Werk zum LXobe, nicht zum Tadel. Das Bud 
bat den Borzug einer klaren Ueberfichtlichfeit der Anordnung 
und präzifer, nur manchmal allzu fnapper Kürze. So ift 
es 3.8. doch gar zu dürftig, wenn die jo überaus wichtigen 
Grundbefigverhältnifje, die Lehre von den fees, entails, den 
verschiedenen Arten der estates jammt Erbordnung mit 
Einer, allerdings zwei Seiten langen Anmerkung abgefpeift 
werden; es wäre für eine zweite Auflage zu wünſchen, daß 
der Berfafjer die doch ungenügenden Anfnüpfungen an die 
Gejhichte vor Wilhelm IH. überall ausfallen laffen und den 
dadurdh gewonnenen Raum zu einer reichlicheren Ausführung 
feiner eigentlichen Aufgabe, der gegenwärtigen Berfaflung 
Englands, verwenden möchte. Das Buch behandelt in ver: 
Händiger Reihenfolge, nach einer furzen Einleitung, die das 
Weſen des englifhen Verfaſſungsrechts erläutert, zuerft die 
Quellen des englifchen Rechts und die „Grundrechte“ der 
Engländer (d. h. die eigentlichen ftatsbürgerlichen Rechte), 
die Stellung der Krone im Stat, die Statöverwaltung und 


2) Die Verfaffung Englands, Dargeftellt von Dr. Eduard Fifchel. 
Berlin. —— 1882. 8 : 
25* 
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die Statsfirche, die Gerichtsverfaffung und die Gemeinde: 
organifation, das Selfgovernement vor und nach ber Ne 
formbill, und endlich das Parlament; anhangsweiſe find die 
eigenthümlichen Statsrechtsſätze von Schottland, Srland, den 
Heinen Inſeln und den außereuropäiſchen Befigungen jkizzirt. 
Durh ein fehr gut angelegtes Regifter wird die praktiſche 
Brauchbarkeit des Buches, das fih namentlih zu raſcher 
Drientirung, zum Nachſchlagen über techniſche Ausdrüde ıc. 
eignet, weſentlich erhöht. 

Aber Herr Fiſchel hat noch mehr als das Berdienft, 
ein recht überfichtlihes und verftändiges Compendium ge 
fchrieben zu haben: er bat ein ſehr unbefangenes und jebr 
felbftftändiges, von den engliſchen und Eontinentalen Bor: 
urtheilen und Fonventionellen Schulmeinungen für und wider 
das engliſche Statswefen ganz unabhängiges Urtheil; er jtellt 
theils eine Reihe von neuen und meift richtigen Geſichts— 
punkten auf, theil3 auch vertritt er mit Geſchick die Ergeb: 
niffe der jüngften Forſchungen, welde vielfach den land: 
läufigen Anfichten widerfpreden und in Deutſchland nod 
wenig befannt find. 

So zählen wir zu den richtigen und wichtigen Auf: 
faſſungen den Nachweis, wie Heinrich VII. in feiner Refor: 
mation, welde man von ultramontaner Seite als lediglich 
in feiner fubjeftiven Laune, im Intereſſe feiner Ehefcheidung 
mwurzelnd darzuftellen liebt, nur die Politik der Plantagenets 
vollendet und dem alten Drang des englifhen States nad 
Losreißung von Rom Ausdrud gegeben hat, die Vermwerfung 
(nad) Macaulay’3 Vorgang) des angeblihd großen fittliden 
Unterfchiedes zwifchen der jogenannten great rebellion wider 
Karl I. und der fogenannten glorious revolution wider 
Safob II., die Ausführung der feit Ende des 17. und im 
Laufe des 18. Jahrhunderts ſich vollziehenden Abjorbirung 
des kleinen Grundbefies der free-holders und farmers durd 
die mafjenbaft anjchwellenden Latifundien der Ariftofratie 
und, im traurigen Zufammenhang hiermit, das Ueberhand: 
nehmen des Pauperismus und des Proletariat3, die Dar: 
ftelung der Abnahme des aufopfernden Gemeingeiftes der 
gentry, welche in unbefoldeten Ehrenämtern den größten 
Theil der Bürde des selfgovernement feit den erften Jahr— 
zehnten dieſes Jahrhunderts getragen, und deſſen gefährlice 
Erjegung durch zentralifivende und bureaufratifche Suftitus 
tionen nad Eontinentalen Muftern, endlich und insbefondere 
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aber die dem ganzen Buch zu Grunde liegende und in allen 
feinen Theilen durchgeführte principiele Thefis, daß feines: 
weg3 im Parlament allein oder aud nur vorzugsmweife bie 
Bürgihaft der englifhen Freiheit liege. Fifchel tritt mit 
Recht der von ber älteren Schule (Blackstone etc.) behaup: 
teten abjoluten Allmacht des Parlaments entgegen, er forbert 
Schranken gegen den oligarhifhen Mißbrauch der Parla— 
ments und findet diefe und fomit die wahren Garantien ber 
Freiheit in den felbfigewählten und felbitftändigen Lokal— 
behördben, dem common law, ben unabhängigen Reichs: 
gerihten in Weftminfter, dem überall wiederfehrenden Ge- 
nofiengericht einer wiederkehrenden Jury und dem hierdurch 
genährten Rechtsſinn des Volkes, in der großen Macht ber 
Öffentlichen Meinung und Preſſe, in der Abneigung gegen 
alle abftracten politifchen Theorien (welche aber ſeit 30 Jahren 
doh viele Wege in das Inſelreich gefunden haben!), in ber 
Abwesenheit einer felbitherrlihen Polizei und allgefügjamen 
Statsanwaltſchaft. 

So ſehr wir nun mit den meiſten dieſer Principien 
übereinftimmen, fo iſt doch Fiſchel in einem Punkt offenbar 
zu weit gegangen: in feiner Abgunft gegen die Parlaments: 
tegierung und Alles, was als Urſache oder Wirkung damit 
zuſammenhängt, alſo gegen die glorious revolution von 1688 
(bei deren Beurtheilung er zu jehr Mahon folgt), gegen ben 
großen Dranier, melden fie auf den Thron führte (über den 
er Guizots ungerechte Anficht theilt), gegen die Schwächung 
der „Prärogative der Krone” durch die großen Parteiführer 
des vorigen Jahrhunderts, endlich gegen den englifchen Adel 
und deſſen Machtftellung überhaupt. Wir wollen nur bei 
der legten Frage länger verweilen. Es ift ein Verbienft des 
Berfafiers, der einfeitigen Vergötterung des Parlamentarismus 
als ſolchen, welcher ſeit Montesquieu auf dem Kontinent ohne 
Beiteres als politifches Univerfalheilmittel gilt, entfchieden ent— 
gegenzutreten (gefchrieben 1863!) Wenn er S. 23 fagt: „Ohne 
Iofales Selfgovernement, ohne unabhängige, über öffentliches 
wie über Privatrecht entſcheidende Gerichte fommt man über 
ben verhüllten Abjolutismus im Stat nicht hinaus, gleich 
viel ob die Monarchie oder das Parlament ihn übt”: — ein 
Barlament ohne folhe Grundlagen nennt Bunfen mit Redt: 
‚une mauvaise plaisanterie* —, fo find wir damit ganz 
einverftanden. Aber Fiſchel geht nun ſeinerſeits in ber 
Kritit des Parlament? zu weit und hat bei feiner Beur- 
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theilung der engliſchen „Adelsherrihaft” in diefem Parla— 
ment unmwillfürlih den Fontinentalen, deutſchen Adel im 
Sinne. Ein folder Adel freilid würde nicht eine Wode 
England beherrſchen können; aber die englifche Ariftofratie 
bat eine andere politifche Vergangenheit, und eine ander 
politifhe Gegenwart: darum hat fie auch eine andere politifce 
Zukunft. 

Der englifche Adel hat eine andere Vergangenheit. In 
denſelben Jahrhunderten hat der englifche die Freiheit, der 
deutſche das Elend feines Volkes, feine Zerrifjenheit gejchaffen. 
Es liegt von Anfang an ein hochmwicdtiger und doch nod 
niemal3 hervorgehobener Unterfchied in den ebrgeizigen 
Strebungen des englifchen und denen des deutfchen Adels, — 
ein für die Gejchichte der beiden Staten und der beiben 
Stände entjeheidender Unterjchied. 

Beide, der englifche wie der deutjche Adel, ftrebten nad 
politifcher Herrichaft: aber in verfchiedenem Sinne, auf ver: 
ſchiedenen Wegen. Es ift befannt, aber leider noch nidt 
befannt genug, wie der hohe deutſche Adel, d. 5. die Her: 
zoge, Markgrafen und Grafen, welche der deutſche König ala 
jeine Beamten über die Provinzen feines Reiches geſetzt, die 
für die Gentralgewalt jo ungünftigen Verhältnifje des römiſch— 
deutſchen Kaiſerthums vom X. bis XVI. Jahrhundert mit 
mehr Glück und Beharrlichkeit als Loyalität und Patriotis— 
mus dazu benugten, fi in den ihnen anvertrauten Amts: 
Iprengeln allmälig zu erbliden und fouveränen Fürften zu 
machen, bis endlich von der Dbergemwalt ihres Amtsherm 
fein Schatten mehr übrig blieb: eine Entwidlung, welde 
im weftfälifchen Frieden ihren erften, in der Auflöfung 
bes Reichs ihren — vorläufig (jo gejchrieben 1863) — 
legten Abſchluß findet und ebenjo „legitim“ ift, wie wenn 
im 19. Jahrhundert die Präſidenten der acht bairifchen Kreiſe 
und die Vorſtände der größeren Landgerichte ſich eines 
Ihönen Morgens auf diplomatiſchem Wege dem Könige von 
Baiern als erblice und fouveräne Könige von Oberpfal; 
oder Schwaben, Kurfürften von Miesbah oder Tegernier, 
Großherzoge von Werdenfel® und Herzoge von Wolfrats: 
haufen anfündigen wollten. Der hohe deutſche Adel bat 
aljo feine politifhe Machtftellung nicht innerhalb de 
Neichsverbandes, fondern in deſſen Zerftörung, in der Zer— 
ftüdlung Deutſchlands und der Aufrichtung fouveräner 
Herrſchaft in jedem diefer Stüde gefucht und gefunden. Ganz 
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ander3 der Hohe englijche Adel: nicht minder troßig, ehrgeizig 
und herrichjüchtig als ihre deutſchen Vettern haben, wie diefe, 
ie englijchen Barone nnzählige Male ihren Königen den 
Horam verweigert, fie einige Male in offener Feldfchlacht 
ampit, gefangen, abgejegt, gebemüthigt, zu den größten 
eſtändniſſen gezwungen; aber niemals ift es ihnen ein- 
gerallen, den Reichsverband jelbft aufzulöfen: niemals haben 
ie Herzoge von York oder Kent oder Northumberland fich 
u Königen, zu von dem König und Parlament von Eng: 
1 unabhängigen Fürften aufzumerfen verfuht: — und 
Do war das „Königreih England“ jo gut aus den 
7 (oder 9) früher jelbftftändigen Königreichen der fogenannten 
angelfächfiihen Heptarchie erwachſen, wie das deutiche Reich 
aus der Bereinigung der früher jelbftftändigen Stämme der 
Franken, Sabjen, Friefen, Thüringe, Schwaben und 
Daiern. Daß die Fürften von Wales, Schottland und Ir— 
land ihre Kronen gegenüber den englifhen Eroberern zu be- 
Haupten oder wieberzugewinnen trachteten, wird man hoffentlich 
nicht ala Gegenbeweis wider unfere Thefis anführen wollen. 
Der engliſche Adel alfo ftrebte nach hoher Machtftellung 
innerhalb des Reichsverbandes; Simon von Montfort und 
ine „eifernen Barone” machten ſich nicht zu Königen, fondern 
gen es vor, dem König, den fie auf feinem Thron ließen, 
) vorzujchreiben, welche ihnen in feinem Reich Sicher: 
und Uebergewicht verbürgten. Die Inſellage des Landes, 
Oder ber richtige und politifche Sinn der Lords, oder andere, 
mehr zufällige Urſachen mögen diefer Handlungsweife zu 
nde liegen, — gleichviel, fie führte, wenn auch ohne, ja 
gen den Willen der Barone, al3bald dazu, daß die zunächſt 
den Adel der Krone abgerungenen Freiheiten und Rechte 
au den Städten und den Gemeinfreien zu gut famen, und 
jo ift die Hohe englifche Ariftofratie in der Vergangenheit 
der Segen, wie die deutſche der Fluch ihres Vaterlandes gewefen. 
Daß der britifche Adel feine günftige Stellung bewahrt 
‚ verdankt er nicht nur, wie gewöhnlich angenommen wird, 
durch das Princip der Primogenitur und die Fidei: 
fommifje zufammengehaltenen Grundbefiß, ſondern noch mehr 
dem Umftand, daß er auch in der Gegenwart no, wie 
dem Reichthum, jo dem Talent und der fittlichen und gei— 
figen Bildung nad, an der Spige der Nation fteht, was 
man von dem beutjchen Adel leider nicht immer rühmen kann: 
(leider jagen wir: denn ein Adel wie der englijche ift ein 
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Segen für das Boll. Uebrigens wollen wir Bürgerlichen 
nicht vergefjen — denn auch burgeoisie oblige! — mas wir 
in Krieg und Frieden gerade dem niederen Abel zu banken 
haben: von den Minifterialen Heinrich II. und der Staufer 
ab bis auf den Freiherrn von Stein, und bie Herrn von 
Bismard und Moltke [1884)). Natürlich haben wir babei 
nicht bloß ben hohen Adel, wie er im Oberhaufe vertreten 
ift, fondern den ganzen Mbel, alfo aud die gentry 
und zwar dieſe ganz vorzugsmweife im Auge. Fiſchel's 
Polemik gegen Parlamentsherrihaft und Dligardhie wäre 
vollfommen gerechtfertigt, wenn ber hohe Adel, wenn ba3 
Dberhaus das politiſche Schwergewidht in England befäße. 
Die Fuchsjäger und hochtoryſtiſchen Ultras, melde in biefem 
vorkommen, find freilih an Rohheit, Verranntheit und Un 
wiſſenheit vielfach dem fchlimmften Junkerthum vergleichbar. 
Aber die gentry ift ja bie Trägerin bes selfgovernment, 
alfo der Hauptftüge der engliſchen Freiheit; fie ift die Bes 
herrſcherin des Unterhaufes und das Unterhaus trägt ben Schwer: 
punkt der Verfaſſung. Es ift alfo ein Widerfprud, in ber 
Herrſchaft diefer gentry im Parlament, welche die Stüße ber 
Freiheit in den Gemeinden und Gerichten fein fol und ift, 
oligarchiſchen Standesegoismus zu befeinden. Und melcer 
Stand ift es denn eigentlih, ber in der gentry be3 linter: 
hauſes England beherrſcht? Es ift feineswegs der „niebere 
Adel” im Sinne bes Fontinentalen Statsrechts. Die gentry 
und ihre Macht beruht zum Theil auf größerem Grunbefig, 
ber aber fein „adeliger“ zu fein braucht, zum Theil auf ber 
größeren Bildung; die gentry fteht alſo dem Fontinentalen 
„bohen Bürgerftand, dem Hochbürgerthum,“ wie e3 auf 
Grund unabhängigen Wohlftandes höhere Bildung und feis 
nere Sitten verbindet, viel näher ala bem Fontinentalen 
nieberen Abel, dem leider fehr häufig Wohlftand und Bil: 
dung fehlen. Die gentry befteht eben aus ber Gejammtheit 
ber Gentlemen, fofern biefe feine Lords find, und bereits 
Thom. Smith (commonwealtb of England I. c. 20) jagt: 
„Gentlemen find jehr billig in diefem Königreich: denn Je— 
der, der bie Geſetze des States ftubirt, oder auf der Uni= 
verfität ber Gelehrfamkeit oder fonft den freien Künften und 
Wiſſenſchaften lebt, oder wer nicht durch feine Hände Arbeit 
fih ernährt, wer die Haltung, das Betragen eines Gentle= 
man bat, und bie Pflichten eines ſolchen übernimmt, gilt 
ohne Weitered als ein Gentleman.” Es zählen alfo zur 
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gentry, außer den großen Landeigenthümern Gelehrte, 
Juriften, große Kaufleute, Offiziere und Geiftlihe. Es ift 
demnach wahrlich nicht der „Adel“, fondern die oberfte 
Shit des dritten Standes, melde das Unterhaus und 
duch das Unterhaus England beherrſcht: alfo ungefähr die— 
jelbe Gruppe, welche in den fontinentalen zweiten Kammern 
vorherrichend vertreten ift, und die von jener Verwechslung 
ausgehende Polemik Fijchels gegen das „Ariftofratenregiment”“ 
fällt damit zu Boden. Freilich war eine Umgeftaltung des 
Parlaments nöthig, damit dafjelbe ein Spiegelbild des XIX. 
und nicht, wie das lange Zeit der Fall war, des XIV. 
und XV. Sahrhunderts fei: aber diefe Umgeftaltung ift denn 
auch im Wejentlihen dur die Reformen in unſerem Jahr— 
hundert erreicht worden; die mwenigftens relativen Ber: 
beflerungen, welche diefelben bewirkten, werden vom Ber: 
faffer wohl zu gering angefchlagen, wenn fie auch keineswegs 
allen Uebelftänden — am Wenigften der Beftehung — ab: 
geholfen haben. 

Befremdend ift es, wenn dem Parlament ein Vorwurf 
daraus gemacht wird, daß es zu wiederholten Malen die 
Erfordernifje des activen Wahlrechts gefteigert, 3. B. den 
Bahlcenfus erhöht habe, „gewiß gegen den Willen ber 
Kommittenten und deren bisherige Rechte aufhebend” — als 
ob es nicht in der Kompetenz der Gefeßgebung läge, ein 
Bahlgefeß zu ändern, — oder daraus, daß ſchon einige 
Male die Parlamentsmajorität nicht die Vollsüberzeugung 
vertreten, jondern der König und fein Minifter das Volk 
für fih, das Parlament gegen ſich gehabt habe. In diefem 
Fal hat der König ein jehr einfaches Mittel, auch im Bar: 
lament die Majorität zu gewinnen: er braudt nur dur 
defien Auflöfung an das Volk zu appelliren. Keineswegs 

find im modernen Nepräfentativfyftem, wie bei ben 
mittelalterlichen ſtändiſchen Korporationen, die Abgeordneten 
an die Inftruftionen oder die Meberzeugungen oder Vorur— 
tbeile ihrer Wähler gebunden: fie follen die politifhe In— 
telligenz des Volkes darftellen und können recht wohl darin 
ihren Wählern ziemlih voraus fein. Wenn 3. B. in ber 
nächſten Bairifchen Kammer die Gewerbefreiheit durchdringen 
jolte (geichrieben 1863), jo wäre fie, nah der Sanftion des 
Königs, nicht minder Rechtens, wenn auch bewiefen würde, 
daB die Majorität der Wähler fie nicht wolle. Wenn freilich 
der Abftand zwischen dem vorgefchrittenen Standpunkt der 
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Abgeordneten und der allgemeinen Bolsbilbung und Ueber: 
zeugung ein gar zu großer ift, wird Die Regierung unter 
Umftänden, um Sprünge in der Entwidlung zu vermeiden, 
den Anträgen ber zweiten Kammer die Sanktion verweigern ; 
zum Ueberfluß ift bei dem Zweilammer-Syftem ſchon durch 
das Dberhaus dafür geforgt, durch die „Mächte des Be: 
— daß nicht durch zu raſche Fortſchritte von den hi— 

oriſchen Vorausſetzungen der Nation hinweg geeilt werde. 
Aber unter andern Umſtänden werden die Krone und das 
Parlament ſich von einem vernünftigen Fortſchritt nicht ab— 
halten laſſen, mag der Unverſtand der Menge noch ſo ſehr 
Dagegen toben; fo erfolgte, wie die Aufhebung der Kornzoͤlle, 
die Emanzipation der Katholifen in England (1829) ent: 
ſchieden gegen den Willen der Mehrheit des englifchen Volkes, 
und doch gewiß mit Net. Es ift eben Aufgabe einer weifen 
Regierung, bier mit fiherem Takt je nad den Umftänben 
zu entfcheiben, 

Enblih, fo ſehr wir in den unabhängigen Reichöge: 
richten eine heilfame Schranke wider den Mißbraud ber 
Parlamentögewalt erbliden, möchten wir doch eine Umwand— 
Inng der damaligen „Ariſtokratenherrſchaft“ im Sinne bes 
allgemeinen Stimmrechts) oder ähnlicher bemofratifcher Re: 
formen, welche ber BVerfaffer in Ausficht ftellt, den Eng: 
ländern nicht wünſchen, ba dies (wie ©. 504 eingeräumt 
wird) der einzige, aber auch der fihere Weg wäre, welcher 
welder in England zur „Wieberaufrihtung ber Föniglichen 
Prärogative” d. 5. zum ftuartifhen Abjolutismus auf ben 
Trümmern des Parlaments und der Freiheit führen müßte. 
Da ift denn doch wahrlich die „Dligardhie der gentry“ d. h. 
die Herrihaft des unabhängigen und gebildeten Hochbürger: 
thums, vorzuziehen! Das englifhe Statsweſen leidet an 
einem und ehrlichen deutichen Theoretikern allerdings uner: 
träglihen Widerſpruch: England ift de jure, da die Krone 
ber Theorie nach ein abfolutes Sanktions- und Verwerfungs— 
recht der Parlamentsbeſchlüſſe hat, eine, wenn auch ftarf be: 
ſchränkte Monardie; es ift de facto eine „ariftofratifche” 
(jofern au die gentry eine Ariftofratie) Republik, da 
jenes Verwerfungsrecht gegenüber der Macht des Parlaments 
und ber öffentlihen Meinung factifch nicht geltend gemadt 
werben fann oder doch feit 1707 nicht mehr geltend gemadıt 


— Das ich 1884 noch ebenſo für „unproportional“ (im Sinne 
des Ariſtoteles) halte wie 1863. 
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worden ift: — denn daß jenes Recht das Kriterium des Unter: 
ſchiedes zwischen Monarchie und „Herrſchaft Mehrerer” (Arifto- 
oder Demo=fratie) bildet, jollte heutzutage nicht mehr beftritten 
erden. Und es leidet feinen Zweifel, daß aus jenem Wider: 
ſpruch heraus den Engländern noch einmal eine Revolution 
erwachſen Fönnte, furchtbarer, als fie je eine gehabt. Wenn 
nämlich einmal eine bedeutende PVerfönlichkeit auf dem Thron, 
im Bunde mit dem vierten Stand und den tieferen Schichten 
des dritten, gegen die Lord und die gentry jenes, nad 
engliidem Statsrecht unverjährbare, Kronrecht in einer der 
großen focialen Fragen wieder geltend machen wollte, oder 
wern ganz einfach die „abjtraften Theorien“, die ſchranken— 
loje Freihändlerlehre, das allgemeine Stimmrecht und bie 
fontinentale Demokratie, wie e3 gar nicht unmöglich, in 
dem Spnfelreih immer mehr Propaganda madhen und den 
Sturm auf die „Ariftofraten” im Parlament beginnen. (Im 
Jahre 1863 kannte man noch feine Fenier und Nihiliften). 
Was nah dem Untergang de3 Parlament? aus England 
würde, fann fein Menſch vorausfagen. Nur erinnern mag 
man fih, daß die Freiheit Englands im XVII. und mehr 
noch jeine mweltbeherrihende Macht im XVII, Sahrhundert 
und im Anfang des unfrigen durch die glorreichen Kämpfe 
gegen Spanien, Holland und das Frankreih Ludwig AIV., 
der Revolution und der Napoleons gerade von diejer fo viel 
geiholtenen gentry, von diefer „Parlamentsregierung” ge— 
Ihaffen worden ift. 

Und fchlieglid wird man dem englijchen Adel und Hoch— 
bürgerthum prophezeien dürfen, daß fie von dem Augenblid 
en, da fie nicht mehr durch Talent, geiftige und fittliche 
Bildung an der Spitze der Nation ftehen, da fie, in ſchläf— 
tiger und ftolz abgejchloffener Sicherheit hinter den Fort: 
ihritten ihres Volkes ftehen bleiben würden, ihre Macht- 
ftellung an die Krone oder an die Demokratie verlieren 
würden. Doc ift dies nicht fo bald zu befürchten. Adel 
und gentry in England haben einen unverfieglihen Duell 
der Berjüngung in dem freien und vollwirkenden Ehegenofjen- 
Ihaft mit den unter ihnen ftehenden Schichten des Volkes; wenn 
der Prinz von Wales das Kind des ärmften Farmers hei- 
tathet, jo wird fie feine Gemahlin mit ganz derjelben Wir: 

ng, wie wenn er eine Gzarentochter heimführt. Unſer 
deutiher Hoher Adel dagegen hat fich feit Jahrhunderten 
faftenartig abgeſchloſſen, vollwirkſame Ehen nur unter Eben: 
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bürtigen anerkannt, deshalb fait immer nur in feinen engen 
Kreifen geheirathet — und die gehäffigen Folgen folder Ab- 
iperrung find nicht ausgeblieben. Wenn Hoch-Adel und Gentry 
in England feit Jahrhunderten geiftig, fittlich und deshalb auch 
politiſch obenan ftehen, fo verdanken fie dies zum Theil dem 
Umftand, daß fie feine todte Kafte geworden, ſondern lebendige 
Glieder ihres Volkskörpers geblieben find. — Am gefährlichften 
für den dermaligen Stand ber Dinge in England aber wäre es, 
wenn die vielfach gemacdte Wahrnehmung fih als eine all: 
gemeine und dauernde herausftellen follte, daß ber gentry 
jeit den legten Jahrzehnten der aufopfernde Gemeinfinn 
immer mehr abhanden fomme, mit weldem fie früher alle 
Zaften des Selfgovernement, alle Opfer an Seit, Geld und 
Mühe zu tragen für die erfte Ehrenpflicht eines Gentleman 
erachtete und dadurch al’ jene Eentralifation und Bureau— 
fratie fern hielt, unter welder die Staten des Kontinents 
feufzen. Schon find ftarfe Einflüffe des fontinentalen Boli- 
zeiſyſtems fühlbar geworden, welches unter Statämännern 
wie Lord Ruffel und Genofjen große Bewunberer zählt. In: 
deſſen ift jene Erfcheinung wohl zum großen Theil daraus 
zu erflären, daß mande Berhältniffe unſeres modernften 
Kulturlebens gerade in England fo riefige Dimenfionen 
angenommen haben, daß ihre Leitung durch Private nad 
den Anfprühen der Gegenwart in der That gar nidt 
mehr oder doch nur durch Opfer, welche nicht zugemuthet 
werden können, möglich wäre, 3. B. das Armenpflegichafts: 
weſen. In London natürlid begann am Frübeften die 
bureaufratifche und Polizei-Verwaltung in vielen Dingen ganz 
unvermeiblich zu werben. Aber zu viel darf man mit dieſer 
Entſchuldigung nicht entfchuldigen wollen, und die Gentlemen 
mögen bedenken, daß, wenn fie zu bequem werben, fich ſelbſt 
zu regieren, die Nicht-Gentlemen ſich zuverfichtlid finden, 
welche ihnen diefe Mühe abnehmen werben. ') 


‚ 9 Daß man jedoch auch die „Selbftverwaltung” und das a 
Eingreifen der Gentralgemalt übertreiben kann, zeigen die Zuftä 
in Irland, mo Jahrelang Das gemaltige british empire Die elemen- 
tarſten Pflichten der St — nicht ek Leben und Eigenthum 
ea nich genügt bat. Das fällt aber freilich auch mit 
m Mett-:Spiel der politifhen Parteien um die Mebrheit im Unterhaufe 
er fchlimm ift es, menn das Getreibe des Parlamentarismus 
ie Statögemwalt fo verſtrickt, daß fle ihre einfachite, Dringendfte | rn 
zu löfen gar nicht oder viel zu fpät fich aufrafft. Zufag von 18%. 
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J* Recht iſt die vernünftige Friedens-Ordnung der 
äußern Willensverhältniſſe von Menſchen zu andern 

F Menſchen und zu Sachen.) Vernunftnothwendig ift 

> eine ſolche Ordnung, weil der Menſch ſeine begriff: 
lihe Aufgabe nur vollziehen, feinen vollen Inhalt nur entfalten 
fann, indem er handelt. Die Handlung ift der im Willen 
äußerlih gewordene Inhalt, die ericheinende Perfönlichkeit des 
Menſchen. Da nun jede Perfönlichkeit fi handelnd äußert 
und dazu gleichſam als Material der Körperwelt in Zeit und 
Raum bedarf, auf deren Benützung abftract betrachtet jede Per: 
fönlichkeit gleiches Anrecht hätte, jo bedarf es einer allgemeinen 
Willensordnung, welche die Einzelwillen in ihrem Verhältniß 
zu Raum und Zeit beherriht und durch den Nechtsfrieden 
die Freiheit, durch die Macht des Allgemeinen die Sicherheit 
de3 Einzelwillens herſtellt. — 

Das Recht ift alfo eine räumlich=zeitlihe Ordnung. 
Darin liegt, daß es nicht nur Zeit und Naum beftimmt, 
fondern auch von Zeit und Raum beftimmt wird. Daher 
haben die Raumverhältniſſe Einfluß auf die Verſchiedenheit 
der Rechtsbildungen: einmal indem gewiſſe Raumarten nad) 


RN De die Vernunft im Recht. Berlin 1881. S. 70 f.; Baus 
feine IV. 2. Berlin 1883. ©. 120 f. 
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Beichaffenheit und Inhalt befondere Rechtsnormen erheifhen 
(Sees, Berg:, Forft:, Waſſerrecht), jodann indem die Rechts— 
bildungen jelbft in den verjchiedenen Ländern differiren, von 
der Landesart, die auf die Volfsart einwirkt, mitbeftimmt. 

Wichtiger ift die Bedeutung der Zeit für das Recht. 
Am Begriff des Menfchen und feines Willens liegt ſchon 
die Veränderlichkeit: jene Willensordnung kann daher au 
nur eine veränderliche fein: d. h. es gibt eine Rechtsgeſchichte. 
Das Recht ift der Ausdrud der gegenwärtigen, nicht der 
ewigen Willensordnung und zwar je einer einzelnen Menſchen— 
genoſſenſchaft: es entjteht, ändert fib und vergeht daher mit 
der Gegenwart und mit jedem Entwicklungs-Abſchnitt diefer 
Genoſſenſchaft. In diefer Beziehung wirft alfo die Zeit 
beftimmend auf das Recht als ſolches — Aber die Zeit hat 
nob andern Einfluß auf das Recht, indem fie nicht objectives 
Recht innerhalb ihrer Perioden entftehen läßt, fondern geradezu, 
in Verbindung mit andern Momenten, fubjective Rechte, Be: 
fugniffe, fchafft oder aufhebt. Dies ift die Zeit als Ber: 
jährung im meiteften Sinne. 

Das Recht fol die Berhältniffe der Menjchen in 
Zeit und Raum ordnen, dauernden Frieden der Willens: 
fräfte bezüglich ihrer Objecte herftellen. Es beftimmt daher 
gewiſſe Regeln, unter deren VBorausfegung eine Perjönlichkeit 
gewilje Dinge oder gewilfe Handlungen anderer Menſchen 
in Anfpruch nehmen darf und durch die Macht der Allge: 
meinheit in ihrer Willensäußerung, in ihrer Herrſchaft ges 
Ihüßt wird: ein Recht im jubjectiven Sinn ift eine wegen 
Erfüllung und unter Einhaltung gewiſſer Borausfegungen 
durh das Allgemeine geſchützte Einzelherrſchaft über eine 
Sache oder über eine andere Perfönlichfeit oder doch über ein 
einzelnes Wollen: Müffen einer folden. Bei dieſer An: 
Ihauung des Berhältniffes der Menſchen zu den Saden gebt 
man von dem Idealen, dem Juriſtiſchen aus. 

Allein man fann auch umgekehrt dies BVerhältniß be: 
tradhten vom Standpunct des Thatfächlichen, des Materiellen. 
Wenn ein Menſch zu einer Sade in einem gewiſſen thatjäd: 
liben Berhältniß fteht, jo fann man aus den thatſächlichen 
Vorausjegungen auf das Recht jchließen. Dort wird vermöge 
juriftifher Borausfegungen eine thatfächliche Herrichaft geſchützt, 
jo zwar, baß, wenn fie auch thatjächlich geftört ift, fie doc 
juriſtiſch als ungeftört gilt und wieder hergeftellt wird; dies 
ift das Verhältniß von Eigenthum und jus possidendi: die 


rei vindicatio erzwingt unter und aus juriltiichen Regeln 
und Borausjegungen die Wiederherftellung einer thatſäch— 
lichen Herrſchaft. 

Hier aber, bei der Verjährung, wird umgekehrt, aus 
thatſächlichen Vorausſetzungen eine thatſächliche Herrſchaft ge— 
ſchützt — jus possessionis zunächſt nur wider thatjächliche 
Störung (Schuß de3 Beligers gegen andere Nichteigenthümer, 
ferner actio publieiana), aber auch geradezu gegen eine an ſich 
begründete juriſtiſche Herricbaft: oder mit andern Worten: 
eine nur thatſächliche Herricbaft wird unter Umftänden zur 
juriftifcben erhoben — Erfigung (und Klagverjährung). 

Dies ift Scheinbar eine Abweicbung vom Begriff des 
Rechts, welches ja eine ideale Ordnung des Materiellen ift, 
während bier gerade umgekehrt eine Ordnung des Idealen 
duch das Materielle geicbieht. 

Es erklärt ſich aber dieje Abweicbung doch völlig aus 
dem tiefern, lebendigern Begriff, aus dem Zweck des Nechts. 
Frieden ift das Ziel alles Nechts, Heritellung einer dauern: 
den Harmonie aller Einzelwillen und Einzelherrſchaften; zu 
deren Erhaltung Schafft es Negeln und VBorausjegungen, 
nah und unter denen eine Einzelherrſchaft geſchützt wird. 
Aber e3 wird die Anwendung jolcher Negeln dann nicht dulden, 
wenn fie unnöthig oder gar ſchädlich erſcheinen, wenn fie, Statt 
Frieden zu ftiften oder zu erhalten, einen beftehenden Frieden 
gefährden oder zerftören würden. Die abftracten Rechts— 
regeln find micht Selbſtzweck, ſondern Mittel zum böbern 
Vernunft: Zwed des Friedens. 

Wenn daher ein Berhältniß durch die Länge feines 
tubigen Beftandes, durch die Anerkennung der andern Einzel: 
willen den Frieden der Zeit erworben hat, jo erlangt «3 
unter Umpftänden auch den meihenden Frieden des Nechts: 
die habende Gemwere wird zur juriftifchen Gemwere: und 
wer diefen concreten Frieden aus den abjtracten Rechts: 
regeln heraus angreift, der handelt gegen Sinn und Zweck 
des Rechts: er ift daher nicht mehr im Necht, fondern im 
Unredt. 

Es ift der Idealismus des Nechts, daß der nichtbefigende 
Eigenthümer aus juriftiiben Gründen den Beſitz wieder er: 
obern Tann: e3 ift der Realismus des Rechts, daß fich der 
lange Befiß in Eigenthum, die Unbeklagtheit in Klagfreiheit 
verwandeln mag: beides aber erklärt ſich aus dem Begriff 
des Rechts als einer vernünftigen Friedensordnung. 

1. 
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In allen uns befannten Volfsrechten finden wir num 
aud den Einfluß der Zeit auf das Recht anerkannt: die Ver— 
jährung nad ihrer doppelten Richtung des Rechtſchaffens 
und Rectzerftöreng. 

Im römiſchen Recht ift die Erfigung bereit3 in der 
Zwölftafel- Gefeggebung anerkannt und aud die Klagver- 
jährung fommt bei einer großen und practijch jehr wichtigen 
Gruppe von Klagen — den prätorifhen und ädilitiſchen 
Straf: und Erſatzklagen — von Anfang an vor. Die übrigen 
Klagen jedoch waren perpetuae, d. 5. durch, feinen Zeit— 
ablauf zerftörbar. 

Erft im fünften Jahrhundert nah Chriftus wurbe ber oben 
entmwidelte Einfluß der Zeit auf das Net in burchgreifender 
Art anerkannt und auf die Verjährung aller Klagen — mit 
wenigen Ausnahmen — angewandt. Aus dieſer Rechtsbil— 
dung bat fih nun aber in Beziehung auf Obligationen eine 
große Streitfrage darüber entfponnen, ob im römiſchen Recht 
jenes Princip der Berjährung abfolut oder nur relativ 
durchgeführt, ob nach Ablauf der Verjährung noch ein Reft 
der obligatio als naturalis übrig oder ob die ganze obligatio 
ſpurlos getilgt jei. 

Auch bei dinglihen Rechten war dies früher beftritten. 
Nunmehr aber ift anerfannt, daß die Verjährung bei ding— 
liben Rechten nur die Klage, nicht auch das dingliche Recht 
zerftört und daß der Dinglich- Berechtigte fein Recht geltend 
machen fann auch nachdem die Klage durch Berjährung er: 
loſchen ift, vorausgefegt, daß nicht eine erwerbende Verjäh— 
rung einem Andern das Recht jelbft zugemwendet hat.” 

Sehr ftreitig aber ift die Frage noch immer bezüglid 
der perjönlichen Klagen und die Beantwortung dieſer Frage 
ift die Aufgabe vorliegender Abhandlung. Es verſteht ſich, 
daß die Entſcheidung nur aus den pofitiven Gründen 
der Quellen gefchöpft, nicht a priori aus dem Begriff bes 
Rechts und der Verjährung conftruirt werben darf: denn 
weil das Recht als ein hiftorifches erfcheint, jo herrſcht in 
diefem Gebiet die Macht der Gefchichte über die Macht des 
Begriffs und aud ein widerbegriffliches Geſetz ift Gefek. 

Allein einmal muß doc jedesfals das rechtsphiloſo— 
phiſche Urtheil über Begrifflichkeit oder Unvernünftigkeit eines 

?) Vergl. hierüber Löhr 1. c. p. 81, 82, Guyet ]. e. p. 89, 9. 


Vermeern 1. c. 358. Anders und richtig Büchel]. c. p. 37. San. 
1. e. 367—369. 
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Geſetzes erlaubt ſein und ſodann iſt gewiß ein mächtiger 
ſubſidiärer Entſcheidungsgrund zur Deutung eines be— 
ſtrittenen poſitiven Geſetzes die Uebereinſtimmung der einen 
oder andern Auslegung mit dem Begriffe des Rechts über— 
haupt und dem Zweck des betreffenden Rechtsinſtituts insbe— 
ſondere. Wenn ſich die poſitiven Gründe für zwei ab— 
weichende Auslegungen eines Geſetzes die Wage halten, ſo 
iſt gewiß für diejenige zu entſcheiden, welche mit dem Weſen 
des Rechts und des fraglichen Inſtituts, mit der ratio legis 
übereinftimmt und gegen jene, welche im Widerſpruch mit 
dem Sinne de3 Inſtitutes ftehen und den Zweck des Geſetzes 
vereiteln würde. 

Wenden wir diefen unbeftrittenen Sa auf unjere 
Streitfrage an, fo ift offenbar, daß a priori betrachtet nur 
die abjolute Theorie, d. h. diejenige, welche die Tilgung auch 
der naturalis obligatio behauptet, dem Begriff des Rechts 
und dem Zwed der Klagverjährung entjpricht, daß aber die 
relative Theorie, d. h. diejenige, welche den Fortbeftand einer 
naturalis obligatio nach der Verjährung vertheidigt, mit Sinn 
und Zwed diejes Anftituts in gradem Widerjpruce fteht. 

Denn nach dem Dbigen fann der einzige Grund jener 
Abweihung vom Charakter des Rechts als einer idealen 
Ordnung nur die Erhaltung des Nechtsfriedens fein: es fol 
ein durch lange Dauer feftgeftellter Friedenszuftand, ein un— 
unterbrochen anerkanntes thatjächliches Verhältniß, nicht auf 
einmal mit ſolchen Waffen angegriffen werden, melde nur 
da find, den Frieden zu ſchützen, nich* ihn zu verlegen, 
nämlich mit Nechtsregeln. Es muß aljo jene Wirfung der 
Zeit den Rechtsfrieden fichern, vollftändig und allfeitig fichern, 
jonft ift die ganze Abweichung nichts als zwedlofe, unbe— 
rechtigte Willfür. Wenn man aber die Forteriftenz einer na- 
turalis obligatio nach der Verjährung behauptet, jo ift offenbar 
der Sinn des Inſtituts verlegt und fein innerer Zweck ver— 
eitelt. Denn die überlebende naturalis obligatio fann zu einer 
reihen Anzahl neuer, jenem durch Zeit geficherten Frieden 
widerjprechender Berbindlichkeiten und Laften des naturaliter 
debens führen, ja es kann geradezu alle Wirkung der Ver: 
jährung aufgehoben werden, wenn biejer jpäter ein volles 
Hagbares Recht von gleihem Werthinhalt mit dem Ber: 
jährten gegen den Gläubiger erworben hat und ſich nun doch 
die Gegenrehnung jener verjährten, aber als naturalis obli- 
gatio noch fortwirfenden Forderung gegenüber feinem jungen 
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Recht gefallen laſſen muß. Da iſt es völlig ill 
einer Wirkung der Verjährung zu ſprechen; die 
laftet nahezn ebenfo Schwer auf dem Schuldner, al 
verjährt wäre; denn es ift ganz gleichgiltig, ob 

fie eingeflagt werden, zahlen muß, oder ob € 
auf welche er volles Recht hat, nicht verlangen 
der zu beforgenden Gegenrehnung; in beiden F 
Vermögen um 100 durh ein Recht des ( 
mindert und aller Unterfchied ift nur, ob diefi 
agendo oder compensando geltend macht. 

Die relative Theorie muß daher zugeben, 
Zwed der Verjährung in allen Fällen größtent 
meiften Fällen vollftändig vereitelt. Dies 
a priori ein ſchweres Bedenken gegen diejelbe, w 
paribus gewiß gegen fie entfcheiden müßte. 

Allein dies Argument gewinnt um jo m 
als auch die pofitiven Gründe für die relative 
Gründen für die abjolute Theorie keineswegs ge 
was nun vorerit auszuführen ift. 

Unfere Aufgabe gliedert fih daher von jelb! 
Theile: 

A. Negativer Theil: Widerlegun 

l. der directen: Gründe für die 

II. der indirecten: Theorie. 

B. Poſitiver Theil: Segründung 

I. der directen: } Beweiſe für db 

I. der indirecten: J . Theorie, 

Directe Beweile und Gegenbeweife find n 
iprüche der Quellen ſelbſt über die Wirfung der 
dofius II. im Jahre 424 n. Chr. eingeführten 
Berjährung. Denn die Argumentation aus d 
iheidungen über die Wirfuug der Verjährung 
temporales des ältern Rechts beruht ſchon auf 
ſetzung, daß die Grundfäße über die ältere 
analog auf die Neuere angewandt werben fü 
hat nun natürlich vorerft in dem Wortlaut 
und älteren Quellen Bemeife und Gegenbewei 
Diefe Gründe laffen fih nun aber, eben weil 
Wortlaut beruhen, nicht wohl auseinanderhe 
einem negativen und pofitiven Theil bejonder 
vielmehr ift e8 angemefjen, die betreffenden Geſet 
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und bei jedem zngleich zu erörtern, wiefern der Wortlaut 
für die relative oder für die abfolute Theorie ſpreche. 
Daher modificirt fich obige Eintheilung folgendermaßen: 
1. Abſchnitt: Wortlaut der Stellen über die 
neuere Berjährung. 
U. Abjhnitt: Wortlaut der Stellen über die 
ältere Verjährung. 
IM. Abfhnitt: Indirecte Bemweije aus den Wir: 
fungen der älteren Verjährung. 
IV. Abſchnitt: Andermweitige indirecte Beweise für 
die relative Theorie. 
V. Abſchnitt: Andermweitige indirecte Beweise für 
die abjolute Theorie. 


I. Abſchnitt. 
Wortlaut ber Stellen über bie innere Verjährung. ’) 


Im ältern römifchen Rechte waren alle actiones per- 
petuae: eine Ausnahme war es, daß gewiſſe prätorifche 
und andere Klagen binnen einer furzgeftredten Frift ange: 
fellt werden mußten. 

Erft im Jahre 424 nad Ehrifti wurde von Theodofius I. 
verordnet, daß alle Klagen in 30 Jahren angeftellt werben 
ſollten. (Const. un. Theod. Cod. de aectionibus certo 
tempore finiendis IV, 14.) Diefer Grundfag, befräftigt 
durb Valentinian II. (tit. 26 et 34), ging in das juftis 
nianifhe Recht über (c. 3 Cod. de praeser. 30 vel 40 
annor. 7, 39), modificirt durch Spätere Conftitutionen 
(e. 4—9 Cod, 1. e. 1 1—3 Cod. de annali exceptione 


Db nun diefe neuere Verjährung nod eine naturalis 
obligatio beftehen lafje oder nicht, muß primär der Wortlaut der 
ne entfcheiden. Er heißt, jo weit er hieher 
gehört: 

I. Constit. unica Cod, Theod. IV, 14, de actionibus certo 
tempore finiendis Imp. Theodosius A. Asclepiodoto PL. P: 
Sicut in rem speciales ita ad universitatem ac personales 


a) ei die a ———— Guyet 1. e. p. 79. Sav. 375. 
b) Für wigr abjolute Theorie: Kierulpb 213. Lö 


intenis in den Nahrb. p. 283. Vermehren 375. de 
63. Schilling 384. Braun 08. 
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actiones ultra triginta annorum spatium minime proten- 
dantur. Sed si qua res vel jus aliquod postuletur, vel 
persona qualicunque actione vel persecutione pulsetur, 
nihillominus erit agenti triginta annorum praescriptio 
metuenda: eodem etiam in ejus valente persona, qui 
pignus vel hypothecam non a suo debitore sed ab alio 
possidente nititur vindicare.. (Nam petitio finium regun- 
dorum in eo seilicet, quod nunc est, jure durabit.) 
$. 1. Quae ergo ante non motae sunt actiones triginta 
annorum jugi silentio, ex quo competere jure coeperunt, 
vivendi ulterius non habeant facultatem. (Nec sufficiat 
precibus oblatis speciale quoddam, licet per annotationem, 
meruisse responsum vel etiam judiecis allegasse, nisi, alle- 
gato sacro rescripto aut in judicio postulatione deposita, 
fuerit subsecuta conventio. In eandem rationemillis 
procul dubio recasuris, quae post litem contestatam, in 
judicium actioni deducta habitoque inter partes de negotio 
prineipali conflictu, triginta denuo devoluto curriculo, 
tradita oblivioni ex diuturno silentio comprobantur.) $. 3. 
Non sexus fragilitate, non absentia, non militia contra 
hane legem defendenda, sed pupillari aetate duntaxat, 
quamdiu sub tutoris defensione consistit, huic eximenda 
sanctioni. Nam cum ad eos annos pervenerit, qui ad 
sollicitudinem pertinent curatoris necessario ei similiter 
ut aliis annorum triginta intervalla servanda sunt. $. 4. 
Annorum autem curricula ita numerari conveniet, ut et 
illa in dimensionem tempora reducantur, quae ante 
nostrae mansuetudinis sanctionem jugi taciturnitate fluxe- 
rant. $. 5. Verum ne qua odioso nimis ac desidi queri- 
monia relinquatur, ei, qui se fiducia perpetuitatis actionem 
non movisse commemorat, decem post hauc legem anno- 
ram spatia continua superioribus addi praecipimus, ut si 
quidem ante sanctionem hac lege praefinitos annos decur- 
risse patuerit, praeter ea tempora quae manarunt, decem 
actori annorum spatia prorogentur, ita ut tempus illi hoc 
continuum ex legis tempore numeretur. Quod ei decem 
illi anni superesse videbuntur aut amplius, ulterius eum 
nihil desiderare conveniet, sed proprio lapsu temporis 
decurrente ad triginta usque consummationem debere suo 
spatio esse contentum; sin annos quidem restare non 
dubium est, sed infra decem illorum intervalla coneludi, 
nihilominus etiam sic eum spatium tantum oportebit 


9 


aceipere, ut decem integer numerus compleatur.) Post- 
quam hac definitione nulli movendi ulterius facultatem 
patere censuimus, etiamsi se legis ignorantia excusare 
tentaverit.. Datum XVII. Cal. Decembr. Constantinopoli, 
Vietore V. C. Cos. (424). 

Aus diefer Stelle hat man für die relative Theorie zunächft 
die Ueberfchrift des Titel benüßt, jo Guyet p. 81. Hies 
gegen ift bisher fpeciell nichts ermidert worden. Allein es 
muß bier gelten, was überhaupt gegen alle Argumente der 
Gegner aus den Ausbrüden „actio perimitur, finitur, ac- 
fiomi praescribitur“ einzumenden if. Es ift nämlich das 
Klagerebt die wichtigfte Neußerung der obligatio, ja vielfach 
das Einzige, wenn feine Gelegenheit geboten ift, das excep— 
tiviſche Recht in der obligatio geltend zu maden, ganz 
ander3 als bei den dinglichen Rechten, deren mefeniliche 
Aeußerung in dem dauernden Befig und Genuß befteht und 
für welde die actio nur Schuß, nicht Seele des Rechts 
ſelbſt iſt. Es ift daher ganz natürlih, daß die Quellen, 
wo fie die ganze obligatio in nuce bezeichnen wollen, nur 
die aetio nennen, die der Hauptinhalt ift. Im einer ganzen 
Reihe von Stellen bedeutet actio anerfanntermaßen nicht die 
bloße Klage, fondern die volle obligatio.) Iſt alfo in 
andern Stellen zweifelhaft, ob Klage oder Necht gemeint fei, 
fo fann man in einem Ausbrud, welcher anerfanntermaßen 
aub das Recht bedeutet, gewiß nicht einen Beweis dafür 
ieben, daß nur die Klage gemeint fein fönne, und bei der 
Verjährung um fo weniger, als hier, wie fich zeigen wird, 
eine gleiche, ja eine größere Anzahl von Stellen fich findet, 
melde von Erlöfhung der obligatio, nicht nur der actio 
reden. Man mwenbe nicht ein, daß bei diefer Synonymität 
von actio und obligatio auch umgekehrt die abfolute Theorie ſich 
nit auf Stellen berufen dürfe, mo obligatio genannt werde, 
weil ja bier ebenfo obligatio für aetio ftehen fünne. Es 
ft ein großer Unterjchied zwifchen beiden Fällen. Sagt eine 
Stelle actio für obligatio, fo folgt fie der Negel: a potiori 
ft nominatio und redet aljo höchſtens unvollftändig. 
Bürde aber eine Stelle nur die actio meinen und doch 


*) Fr. 3 pr. D. de bon. poss, 37, 1. vergl. mit fr. 49 u. 91 D. 
de V. S. 50, 16. fr. 14. 1. fr. 10 eod fr. 1.8.3 D. quando de 
Peeulio 15, 2. fr. 59 de leg. III. (32.) fr. 43 de usu legato 33, 2, 
fr. 4 pr, de aur. leg. 34, 2. etc. 
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obligatio jagen, fo jpräde fie geradezu unrichtig; denn: 
actio non extra obligationem, sed obligatio extra actionem. 

Dies hätten die VBertheidiger der abfoluten Theorie hervor: 
heben und nicht einräumen jollen, daß fi in diefer Beziehung 
Beweis und Gegenbeweis aufheben, wie 3. B. Kierulph. p. 213. 
Vielmehr beweiſen alle in diefer Hinficht für die relative Theorie 
angeführten Stellen aus obigem Grunde gar nicht? gegen 
den Wortlaut der Stellen, welche deutlich von der Aufhe— 
bung ber obligatio reden. Zwar hat man fi auf ben 
bombaftijchen Stil diefer Conftitutionen berufen, welcher eine 
ſtrenge Auslegung der Worte nicht ertrage, namentlich da 
den Kaijern unfere Gontroverfe nicht im Sinne lag: aber 
dies mag wohl hinreichen, einige unvollftändige, nicht aber 
unrichtige Ausdrüde in Menge zu erklären. 

Daß aber diefe Titelüberjchrift actio ftatt obligatio 
nennt, erklärt fih um fo mehr, da die Rubrik einen kurzen 
Ausdrud verlangte und der Name natürlih von der wichtig: 
ften Wirkung bergenommen wurde. Jedesfalls verliert 
dieſes Argument alles Gewicht, wenn man erwägt, daß an 
einer andern Stelle des juftinianifchen Coder in einer Titelüber: 
ſchrift anerfanntermaßen actiones ftatt obligationes ftebt; 
nämlich rubrica tit. 4, 11 „ut actiones et ab heredibus et 
contra heredes ineipiant.“ 

Mit Unrecht folgern daher Guyet und Roßhirt 1. ce. 
etwas aus der öftern Wiederholung des Wortes actio für 
ihre Anficht, — da noch andere Ausdrücke derſelben 
Stelle für die abſolute Theorie ſprechen: „si qua res vel jus 
aliquod-vel qualicunque persecutione — nihil ulterius de- 
siderare,“ welche beweifen, daß das Wort actio nur in dem 
Sinne von obligatio gemeint fein kann, fol ſich die Stelle 
nicht fortwährend felbft wideriprecen. 


U. Die Novellen Balentinian II. 


tit. XXVI. De triginta annorum a omnibus 
causis opponenda. 


Aus der praefatio: Quis ferat, institui jurgia quae 
avi ac proavi nescierunt? quae alia improbum litigatorem 
tam valida defensio submovebit, si possessorem nec saecula 
in infinitum transacta defendunt? Aus $. 3: lex Theo- 
dosii — qua humano generi profunda quiete prospesit, 
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constituens post triginta annos nulla penitus jurgia, quae 
medio tempore mota non fuerant, exeitari. Aus $. 4: post 
triginta annorum curricula nulla deinceps actio moveatur. 
Et negotium, de quo per expressa tempora sollenniter 
nemo pulsavit, novum nemo proponat. Aus $. 8: ut post 
triginta annos perniciosa omnium causarum propositio 
conquiescat. 


tit. XXXIV. de episc. jud. 


Aus $. 13 quingennium-intra quod debent omnia 
negotia consumi. 

Wenn nun auch die Worte bes tit. XXVI. — jurgia 
excitari — nulla actio moveatnr — etc. zunächſt auf Pro: 
tele gehen, fo ſprechen doch andere daneben ftehende Aus— 
drüde deutlih vom Erlöfchen der ganzen obligatio. So 
wird gejagt, daß das Theodofifche Geſetz „humano generi 
profunda quiete prospexit“: — dieſer Zweck wäre nicht er: 
reiht, wenn die obligatio noch durch compensatio, Bürg- 
Ibaft ꝛc. fortwirkte. Entſcheidend aber lautet der Sa: 
oulla deinceps actio moveatur et negotium de quo per ex- 
pressa tempora nemo pulsavit, novum nemo proponat. 
d. h. doch zweifellos: „Später joll einerfeits feine Klage mehr 
angeftellt werden können, anderjeit3 fol überhaupt das Ge— 
ſchaft, aus welchem in der beftimmten Zeit nicht geklagt 
worden, weiterhin nicht mehr geltend gemacht werden.” °) 
Endlih im Schlußſatz „ut pernieiosa omnium causarum 
propositio conquiescat“ kann causarum propositio unmögs 
ih bloß auf die Geltendmahung durch Klage geben. 


II. Const. 2. Codices Justiniani de praesentione triginta vel 
quadraginta annorum 7, 39. 


Male agitur cum dominis praediorum, si tanta pre- 
tario possidentibus prerogativa defertur, ut eos post 
quadraginta annorum spatia qualibet ratione decursa in- 
quietare non liceat etc. 

Wenn fib Guyet darauf beruft, daß nur von „in- 
quietare* d. h. von verklagen die Rede fei, fo ift dies ganz 





) Offenbar unrichtig überfegt Guyet: „wenn man biäher nicht 
| beat bat, fann man $ ever vollends gar nicht mehr.“ Negotium 
| nicht Klage, fondern Rechtsgeſchäft. 


| 
| 
| 
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unerheblihd. Denn dieje Stelle, zu einem ganz beftimmten 
Zwed erlaffen, — Schuß der Eigenthümer gegen die Pre: 
cariften d. 5. Verbot, dieſe zu behandeln wie possessores 
mit dem animus domini — denkt natürlid nur an die 
Borausfegungen des beftimmten Falles, den fie behandeln will. 


IV. Constitutio 4. eodem. 


— si quis contractus, si qua sit actio — quadraginta anno- 
rum currieulis procul dubio sopjatur, nullumque jus pri- 
vatum vel publicum in quacunque causa vel quacunque 
persona, quod praedictorum quadraginta annorum exstinetum 
est jugi silentio, moveatur. Sed quicunque super quolibet 
jure — sit liber et praesentis saluberrima legis plenissima 
munitione securus. 

Diefe Stelle fpriht durchaus nur vom jus, melces 
untergehe: und wo die actio genannt ijt, fteht contractus 
daneben. Da nun zwar actio recht wohl aud allein ftehend 
obligatio, niemals aber contractus allein ftehend jo viel als 
actio bedeuten fann, fo fann unmöglid, wie Guyet mil, 
das Wort contractus, da e3 neben actio fteht, eine pleo: 
naftifhe Erklärung der Letztern fein. Anaftas hat den Zwed 
beftimmt ausgeſprochen, mit diefem Geſetz Ausreden abzus 
jchneiden, wodurd man gegenüber den früheren Verjährung: 
gejegen bei einzelnen Rechtsverhältniffen Ausnahmen zu 
ftatuiren fuchte. 

Er will aljo gewiß genan reden. Wenn nun mur 
die actio erlöfchen, der contractus aber fortwirfen ſollte, 
fonnte er dann jagen: si quis contractus, si qua sit 
actio, — sopiatur? Gewiß nicht, wenn er nicht das gerade 
Gegentheil jagen wollte, von dem, was er dachte.) Aus 
den Worten „munitione securus“ läßt fi nicht mit Guyet 
folgern, daß nur vom Schuß gegen Klage die Rede jei: 
denn der Saß beginnt mit den Worten „super quolibet 
jure* und das „munitio* am Schluß fann alfo nur jagen, 
daß der Schuß diefes Geſetzes jedem Rechte angedeihen jol. 


V. Constitutio 7. eodem. 


Aus diefer Stelle führt Guyet die Worte des $. 4 für 
ſich an: „praescriptiones, quae actionibus opponuntur.“ 


®) Vgl. Vermehren, 346 seq. 
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Allein diefe beweiſen gar nicht. Denn in der ganzen Stelle 
wird nur von Verjährung der Pfandflage geiproden. Aber 
daraus barf doch nicht gejchloffen werden, daß Alles, was in 
der Stelle nicht ftehe, auch nicht gelten folle - 


VI. Constitutio 9 Cod. eod, v. Justinian 


— jure suo lapsi videbantur — suas fortunas ad alios 
translatas videntes. 

Mit Unreht hat man die abfolute Theorie auf bie 
Worte — jure suo Japsi — ftüßen wollen.) Denn da 
das Wort hier allein fteht, ohne erflärenden Zufag, nur 
mit Beziehung auf die ältern Gejege, jo fommt e8 lediglich 
auf die Erflärung der Legtern an; dieſe Stelle an fih kann 
ebenjomohl vom Klagereht als von der ganzen obligatio 
verftanden werben. Aber noch weniger fann man mit Guyet 
und Roßbirt die darin herrfchende Ausdrudsmeife actor- 
actio für bie relative Theorie anführen. Denn AYuftinian 
hat hier lediglich den Zwed, ftatt der gewöhnlichen 30 jährigen 
eine 40 jährige Frift für die Verjährung der Litispendenz 
anzuordnen und fpricht deßhalb zunächſt nur von der Wir: 
fung der Verjährung gegenüber der Klage. Dagegen fpricht 
deutlih für die abfolute Theorie der Ausdruck — suas 
fortunas translatas videre: denn von einer Webertraguug 
eined Vermögenstheild kann nur die Nede fein, wenn der 
frühere dem Gläubiger zuftehende Ausſpruch völlig erlofchen 
und daher der Schuldner nunmehr um fo viel reicher als 
jener ärmer ift denn zuvor. 

VI. Endlih Hat fih Guyet fogar auf eine Stelle 
des canonifhen Rechts berufen, nämlich auf e 6 i. f.X. 2, 
26 — quadragenalis praescriptio omnem prorsus actionem 
exeludit. Allein dies ift offenbar nur eine Nahahmung der 
römischen oben erörterten Sprachweiſe und daher fo unbe: 
mweifend wie bieje jelbft. — Das Ergebniß des Bisherigen 
it: der Wortlaut der Eonftitutionen enthält gar feinen Be- 
weiß für die relative, wohl aber ftarfen Beweis für die ab- 
iofute Theorie. Wäre nun der Wortlaut von Gonftitutionen, 
wie biefe find, überhaupt ein ftringente® Beweismittel, jo 
wäre der Streit bier bereit3 entſchieden. Allein da den 
Raifern unſere Gontroverfe nicht vorgefchmwebt, kann man 
auf ihre Ausdrüde nicht das volle Gewicht legen. Nicht 


) So Löhr p. 77 Vermehren 347. Sintenis 265. Büchel L c. 


m 
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quantitativer Mangel an Beweis oder die Eriftenz eine 
Gegenbeweifes, fondern nur die qualitative Unſicherheit dei 
Beweismittel ift der Grund, weßhalb auf dem Gebiet des 
directen Beweiſes allein die abfolute Theorie nicht ſchon als 
vollbegründet erjcheint. 


Il. Abſchnitt. 
Wortlaut der Stellen über die ältere Verjährung.) 


Als Theodofius II. die Verjährbarkeit aller Klagen ein: 
führte, geichah dies gewiß nur in dem Sinne, daß die 
Grundſätze über die actiones temporales des ältern Rechts, 
binfort auch für die actiones perpetuae des ältern Rechts 
gelten follten. Es wird daher mit Recht von Seiten beider 
Theorien aus den Quellenausdrüden über die ältere Ber: 
jährung auf das über die neuere Verjährung geltende Rechte 
geſchloſſen. Vorerſt fommt nun wieder der Wortlaut der 
ältern Quellen in Betracht. Hier wird aber bald von ciner 
exstinetio obligationis, bald von einer exstinctio juris ge: 
ſprochen und hier muß die obige Bemerkung, daß das Wort 
actio ftatt des Wortes obligatio nur ein unvollftändiger, 
aber richtiger Ausdrud ift, dagegen obligatio für actio ein 
unrichtiger Ausdrud fein würde, noch viel mehr gelten, ald 
bezüglich des Conftitutionenrecht3, welchem man viel eher als 
den claſſiſchen Juriſten und ihrer präcifen Sprade eine Un: 
richtigfeit im Ausdrud zutrauen kann. Hiezu fommt nob, 
daß die claffiihen Juriſten unfere Controverfe der Anmen: 
dung nach fannten und behandelten, obwohl fie theoretiih: 
erörtert nicht vorlommt. Im nächften Abfchnitt muß eine 
Neihe von Stellen beiproden werden, weldhe Wirkungen 
ausfiprechen, die nur von der Annahme des Ueberlebens oder 
Erlöſchens einer naturalis obligatio ausgehen konnten. Sie 
mußten alfo wohl wifjen, daß der Ausdrud über die Wirkung 
der Verjährung nicht gleichgiltig fei, weil man daraus andere 
practifche Confequenzen hätte zichen fönnen als fie für 
richtig hielten. 


) a) für Die relative Theorie Guyet p. 76. Savigny 374. 
nholzner 1. c. 530. 
b) für die abfolute Theorie Braun. e. V 


264, 
Kierulph 1. c. Vermehren 337. Büchel 63. Linde 207. Heim: 
bach 437. 


7 NO 
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Nun finden wir aber das merfwürdige und entfcheidende 
Factum, daß: 

1) alle Juriften, melde theoretiih für die relative 
Theorie zu ſprechen ſcheinen durh Ausdrüde wie — finitur 
actio, perimitur actio — praftifh d. h. in cafuiftifchen Er: 
örterungen offenbar die abjolute Theorie anwenden, d. 5 die 
obligatio auch als naturalis nicht überleben laffen. Daß 

2) alle Juriften, welche in caſuiſtiſcher Anwendung die 
relative Theorie zu befolgen fcheinen, theoretifche Ausdrücde 
gebrauchen, die für die abjolute Theorie ſprechen: — finit 
obligationem, 

3) Daß Fein Juriſt zugleich theoretifch und cafuiftisch 
die relative Theorie befolgt, daß aber 

4) dagegen mande Suriften ſowohl theoretifch als ca= 
ſuiſtiſch die abjolute Theorie ausſprechen und anmenden.?) 
Daraus folgt offenbar: 

1) daß die Bemweife für die relative Theorie aus den 
theoretiijhen Ausdrüden ganz zujammenfallen: denn 
wir müſſen jene Ausdrüde actio ete. nothwendig als 
für obligatio ftehend annehmen, da fich ſonſt derfelbe 
clajfiihe Jurift in feiner Theorie und Praxis wider- 
ſprechen würde, und aus demjelben Grund, 

2) daß die Beweiſe für die relative Theorie aus den 
cajuiftiihen Ausdrüden in Stellen, welche ohnehin 
jämmtlide auch für die abjolute Theorie ausgelegt 
werden können, in legterm Sinn ausgelegt werden 
müjjen, 

3) daß dagegen die Beweiſe für die abfolute Theorie 
und Gajuiftif ſich bis zur Evidenz unterftügend er: 
gänzen. 

Die für die relative Theorie angeführten Stellen find: 
von Baulus fr. 4 pr. D. 2, 7. „ut actionis dies exiret 
ft. 10 pr. D. 2, 11, tempore liberatus — actione non 
tenebatur.“ fr. 28 $. 4 D. 5, 1 fr. 29 D. 46, 2, von 
Ulpian fr. 1 $. 2, D. 2, 12. fr. 3. pr. eod. fr. 23 $. 3 
D. 46 Endlich fr. 2 pr. D. 2, 10 von Sulian fr. 10 D. 
27, 6 von Gajus fr. 2. D. 44, 3 von Marcellus. 

Dagegen jprechen für die abfolute Theorie zwei Stellen 
von Paulus: nämlich fr. 6 D 44, 7 „finit obligationem,“ 
jerner fr. 45 D. 26, 7 und diefe beiden fehlagen offenbar 


’) Die Richtigkeit Diefer Behauptung ergibt die folgende Ausführung. 


16 


jene vier, welche nur jcheinbar auf jener Seite ftehen. Denn 
von unferer Anfiht aus können diefe 6 Stellen recht mol 
mit innerer Uebereinftimmung erklärt werden, unmöglich aber, 
wenn man nach jenen vier Stellen annimmt, daß nur die 
Klagbarfeit der obligatio erlofhen fei. Daher hat man fr. 
6 auf andere Weife zu befeitigen geſucht: -jo fol fie nad 
Guyet deshalb nichts beweiſen, weil fie ex professo nur 
vortragen wolle, daß bei der verlöjchenden Verjährung der 
legte Tag abgelaufen fein müfje, und nur nebenbei auf die 
Wirkung Rüdficht nehme: — allein deßhalb wird doch Paulus 
nicht geradezu eine Unwahrheit gejagt haben! Wenn man 
nun nocd erwägt, daß derjelbe Paulus in fr. 37 D. 46,1 
und in fr. 7 8. 1 D. 44, 1 für die abjolute Wirkung ent: 
icheidet, jo fällt alle Beweisfraft jener vier Stellen für die 
relative Theorie. Sie müffen jo verftanden werden, daß 
theils eben nur die ftärkite Wirkung der Verjährung, die 
Klagzerftörung, hervorgehoben, theil3 actio gerade für obligatio 
gejagt wird, falls fich Paulus nicht viermal widerſprechen ſoll. 

Ganz ebenſo verhält es fich mit den drei für die relative 
Theorie angeführten Stellen von Ulpian: dieje werden näm— 
lich einerſeits völlig aufgewogen durch eine größere Anzabl 
von Stellen von dem nämlichen Ulpian, welde von Er: 
löfhung der ganzen obligatio reden fr. 1 SS. 1, 3 D. 15, 
2 usque ad annum produci obligationem“ fr. 18.7 D. 
17, 4 fr. 8 pr. D. 3, 5 „debitor liberatus“ fr. 25 $. 2 
D. 5, 3. fr. 98. 3 D. 12, 2. tr. 1. 8. 21 D. 37, 9 pr. 
38.1D.42, 8ete. Wir wollen nicht etwa fagen, bier liege 
eine Antinomie vor und die größere Anzahl der Stellen ent: 
Icheide für uns: denn nach unferer Auffaffung laſſen fich die un: 
vollftändigen Ausdrüde jener 3 Stellen durch den Vollſtändigen 
der Uebrigen erflären, ohne daß es der verzweifelten Annahme 
bedarf, Ulpian habe fich ebenfalls jo plump widerjproden, 
wie angeblich oben Paulus. Und ganz wie oben von Paulus 
haben wir von Ulpian wieder eine Stelle nämlich fr. 188.1 
D. 13, 5, worin diefer in cafuiftifcher Anwendung die abjolute 
Theorie, wie er fie in den citirten Stellen ausgejproden, 
durchführt. indem er behauptet, daß ein constitutum für eine 
verjährte Schuld nicht beftellt werden könne. Es ift alſo aud 
hier unthunlich, jene drei Stellen im Sinne der relativen 
Theorie zu erklären, da fi Ulpian fonft zweifach mider: 
iprehen würde. Ebenso kann auch die Stelle von Julian 
fr. 2 pr. D. 2, 10 unmöglich für die relative Theorie be 
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weilen: denn auch von Julian wiſſen wir, daß er cajuiftifch 
die abfolute Theorie befolgt. Denn einmal jagt Ulpian, dab 
Julian erflärt habe, vor Ablauf der Verjährung fönne aller: 
dings ein constitutum eingegangen werden und dies bleibe 
giltig auch nad der Verjährung. Darin liegt argumento 
a contrario, daß Julian nah Ablauf der Verjährung fein 
eonstitutum mehr beftellen ließ, was auch die Gegner aner- 
fennen, jo Savigny l. c. p. 402. Ferner berichtet Africanus 
in fr. 38 8. 4 D. 46, 3, daß Julian gelehrt habe, nad 
verjährter Hauptforderung werde auch der Bürge frei und 
der Gläubiger fönne ihn nur vermöge einer restitutio be— 
langen. Daraus erhellt, daß Julian die Fortdauer einer 
naturalis obligatio practifch geleugnet: er fann fie alſo nicht 
in fr. 2 D. eit. theoretiſch haben fortdauern lafjen wollen. 

Es bleiben alſo nur noch zwei Stellen, welche ohne ein 
absurdum für die relative Theorie benügt werden könnten, 
nämlich die von Gajus und Marcellus: da dieje aber nicht 
mie die für die abjolute Theorie fprecbenden Stellen dur 
cafuiftiiche Entſcheidungen unterftügt werden, jo müſſen fie 
in unferm Sinne gedeutet werden, damit fie nicht mit jener 
großen Reihe der Anderslautenden in unlöslichen Wider: 
ſpruch gerathen. 

Wenn man nun auch bei einigen der Stellen, in denen 
vom debitor liberatus und von tempore liberari die Nebe 
ift, vorſchützen fönnte, dieſe liberatio gehe nur auf die civilis 
obligatio, jo fann man dies doch entjchieden nicht bezüglich 
der fr. 25 8. 1 D. 46, 8 u. fr. 21 $. 2 D. 46, 1: denn 
diefe Stellen find von Afrifanus und derjelbe Afrifanus 
enticheidet in fr. 38 $. 4 D. 46, 3 caſuiſtiſch im Sinne der 
abjoluten Theorie, hat alfo gewiß auch diefe gemeint in Aus: 
drüden, welche ohnehin nur ſchwer anders gedeutet werden 
können.) 

Das Ergebniß dieſes Abſchnitis ift daher für die ab- 
folute Theorie noch viel günftiger als das des Erften: es 
zeigt ſich nämlich, daß alle für. die relative Theorie ange: 
führten Stellen bis auf zwei nicht für diefelbe bemweifen, weil 
fih font ihre Verfaſſer unlöslich widerſprechen würden, daß 
dagegen alle Stellen, welche für die abjolute Theorie gedeutet 
werden können, für fie gedeutet werden müſſen, follen fi 





0) Daß übrigens fr. 6, fr. 7, fr. 18, fr. 38 ete., wie gefchehen, 
ne Be feien, Darüber fiehe den nächſten slofchnitt, 
2 


Felit Dahn. Bauiteine V. 2. 
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ihre Verfaſſer nicht widerſprechen, und daß daher jene zwei 
vereinzelten Stellen, welde an ſich von beiden Theorien be: 
nüßt werden fönnten, auch nur in unferm Sinn ausgelegt 
werben müſſen. 


II. Abſchnitt. 
Andirecte Beweife aus den Wirkungen der älteren Berjährung.") 


Wir finden eine Reihe von Pandektenſtellen, welde von 
der ältern Berjährung und ihren Wirkungen handeln, und 
aus denen man auf die Fortdauer oder auf die Erlöfchung 
der naturalis obligatio ſchließen fann. Diefe Stellen find 
nun zu erörtern. 


A. fr. 37 D. de fidejussor. 46, 1. 


Paulus libro XVII ad Plautium. Si quis postquam 
tempore transacto liberatus est, fidejussorem dederit, 
fidejussor non tenetur, quoniam erroris fidejussio nulla est. 
D. h. die für eine verjährte, aber irrthümlich noch für be: 
ftehend erachtete obligatio bejtellte Bürgſchaft iſt nichtig. Da 
nun aber für die naturalis obligatio, wenn ſie überlebte und 
alſo noch beſtünde, ——— Bürgſchaft beſtellt werden 
könnte, arg. pr. 60 D. 46 1., jo folgt, daß nad der Ber: 
jährung ne naturalis quidem remanet obligatio. 

Diefen Ichlagenden Beweis haben die Gegner auf ver: 
ſchiedene Art zu.befeitigen verfucht: fo 

I. Weber, (welchem gefolgt find: Guyet, Glüd, 
Puchta, Unterholzner, Franke, Sintenis), indem er 
das „tempore transacto liberatus“ nicht auf die Verjährung 
bezieht, jondern auf eine obligatio ad tempus. Allein dieje 
Erklärung ift gewiß zu verwerfen (VBermehren, Büdel, 
Savigny), denn: 

1) tempore transacto liberari ift terminus technicus für 

die Verjährung (v. alle im — ar: 
Stellen, ferner fr. 8D. 7,4. fr. 188.4 D.4 


") a) für Die telatine gearie Meber nat. Verb. 397 bis 
400, Glück XV. 65. Fanke — 2u Le 
Buchta 1. c., Suet 77. Savigny 

b) Cie Die ne Theorie Dahn ad zu ı 5 
erom Sinten e 
. Büchel 65, Kierulpb. 1. c. Braun 1. c. 
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ete.): dagegen bei der obligatio ad tempus ift das 
Befreiende gar nicht die Zeit, fondern die Klaujel: 
„non tempore liberatur, sed pacto,“ — muß 
bei dem allgemeinen Ausdruck im Zweifel an die Ver— 
jährung gedacht werden; 


2) ift ſchwer denkbar, daf der Schuldner fi zwar der 


obligatio erinnert und deßhalb einen Bürgen beftellt, 
aber vergibt, daß fie betagt war und ihr Tag vor: 
über ift, während man mol eine verjährte obligatio 
für unverjährt halten und deshalb einen Bürgen für 
fie beftellen fan. (Diefer gute Gebanfe ift von 
Vermehren ausgeiproden). 


3) Großes Gewicht hat man mit Weber auf die Worte 


gelegt: „quoniam erroris nulla fidejussio.“ Der 

Grund, weshalb fidejussio nulla fei, werde alfo nicht 

darein gelegt, daß feine naturalis obligatio mehr 

übrig fei, jondern in den Irrthum, und fo fprecde 
die Stelle vielmehr für die relative Theorie, denn 
wäre feine naturalis obligatio mehr ba, fo bebürfte 

3 gar feiner Berufung auf den error. Allein 

a) died Argument würde nur wirken, wenn wirklich 
nad unjerer Auslegung der Stelle der error ganz 
unweſentlich und feine Erwähnung überflüffig wäre, 
wie Savigny behauptet. Dies ift aber nicht der 
Fal. Denn obwohl die naturalis obligatio er= 
loſchen, ift es doch unerläßlich, daß der Schuldner 
im error war: wußte er nämlich um die Verjährung 
und beftellte doch einen Bürgen, fo läge darin eine 
DWiederanerfennung der Schuld und Schuldner und 
Bürge hafteten aufs Neue, obwohl die alte obligatio 
völlig erlojchen war.“) 

b) die Worte „quoniam erroris nulla fidejussio“ 
laſſen fih aber außerdem noch jo erflären, daß 
fie, unter Verſchweigung eines Mittelgedanfeng, 
angeben, wie überhaupt der Schuldner dazu fomme, 
für eine verjährte Schuld Bürgſchaft zu beftellen 
(er hat nämlich nicht gewußt, daß die Schuld ver: 
jährt war); von der alten obligatio beftand nur noch 

'*) Siehe hierüber die treffliche Aus ng bei Büchel. Da 
Sao ns —— —— —— en 
Puchta Vorlef. 1. c. 


.. 
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ein error und für diejen Neft haftet der Bürge 
natürlich nicht, „quoniam erroris nulla est fide- 
Jussio,‘ 

II. Sranfe hat die Stelle (verglichen mit fr. 29, $. 6, D. 
17, 1.) auf die Befreiung des Bürgen binnen zwei Jahren 
nad der befannten lex Furia bezogen. Dies ift aber ganz 
unmöglich, weil nad der lex Furia nicht der Schuldner, 
jondern der Bürge tempore liberatur, hier aber ift die Rede 
vom Schuldner. Zwar denft Savigny, daß erft der Bürge 
einen Afterbürgen beftellt, allein in dem einfachen „quis“ 
unferer Stelle kann nur der Schuldner fteden. 

I. Nah Sintenis fol die Stelle deshalb nicht auf 
bie Verjährung gehen fönnen, weil nothwendig in der Bürg: 
Ichaftbeftellung eine Unterbrehung der Verjährung, alſo eine 
Anerkennung der Schuld liege. Allein eine Unterbrechung 
der Verjährung ift es nicht, weil die Verjährung bereits 
vollendet war und eine Anerkennung ift e8 gewiß nicht, wenn 
ber Schuldner in errore war. Könnte er doch fogar — mie 
fich zeigen wird und Sintenis felbft annimmt — die irr— 
thümlihe Zahlung der verjährten Schuld condiciren; aljo 
nicht einmal in der Zahlung liegt eine unbrdingte An: 
erfennung. Endlich joll fie deßhalb nicht von der Verjährung 
zu verftehen fein, weil es ein Unfinn wäre, daß der Schuld: 
ner ſelbſt nicht haften, aber einen Bürgen beftellen wolle. 
Allein er glaubt eben irrthümlich, felbft zu, haften. 

Diefe Stelle ift alfo gegen alle Angriffe zu halten und 
jpricht Ear und beftimmt für die abfolute Theorie. 


B. fr. 38 $. 4 D. de solutionibus 46, 3. 


Bewied die vorige Stelle, daß für eine verjährte 
Forderung feine Bürgſchaft neu beftelt werben Eönne, fo 
beweift diefe, daß eine vor Ablauf der Verjährung beftellte 
Bürgihaft mit der Vollendung der Verjährung untergebt, 
woraus wieder erhellt, daß auch die naturalis obligatio er: 
lofhen. (Die Erklärung diejer Stelle fiche bei Heimbad und 
Büchel; fie ift mit dem legtern dahin zu verftehen, daß fid 
der Bürge vor Verjährung der Hauptflage verbürgt.) Si 
quis pro reo reverso fidejusserit, qui, quum reipublicae 
causa abesset, actione qua liberatus sit, deinde annus 
praeterierit, an fidejussor liberetur? Quod Juliano non 
placebat, et quidem si cum fidejussore experiundi potestas 
non fuit; sed hoc casu in ipsum fidejussorem ex edicto 
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actionem restituidebere, quemadmodum in eum fidejussorem, 
qui hominem promissum occiderit. Beftünde eine naturalis 
obligatio fort, jo bebürfte es Feiner restitutio des Gläubigers 
gegen den Bürgen, weil dieſer fort haften würde, ſei es, 
daß er vor der Verjährung für die Schuld fih verbürgte, und 
diefe al naturalis obligatio nad) der Verjährung fortbeftünde 
oder daß er von Anfang an nur für die nach der Verjährung 
noch fortbeftehende naturalis obligatio fich verbürgte. Zwar hat 
Savigny eingewanbdt, die Stelle könne nicht auf die Klage: 
verjährung gehen, weil zu den Zeiten des Africanus nur 
die prätorifhen Klagen verjährbar waren, bei biefen bie 
absentia rei publicae cansa von dem utile tempus ipso 
jure abgerechnet wurde und e3 alfo gar feiner restitutio be— 
durft hätte. Sie müßte alfo auf die lex Furia gehen oder 
auf die Procckverjährung. Allein auf die lex Furia fann 
fie unmöglich gehen: denn diefe bezog ſich auf die Schuld 
de3 Bürgen, nicht des Hauptſchuldners; und an eine After 
verbürgung kann man bier noch weniger denfen als oben, 
denn „reus‘ ift der Hauptſchuldner. Ebenſowenig kann fie 
auf die Proceßverjährung gehen: denn einmal ift hiefür der 
Ausdrud litem tempore amittere der technifche, nicht actione 
liberari, und ſodann verbietet der allgemeine Ausdrud der 
Stelle, an ein fpecielleres und nicht erwähntes Verhältniß zu 
denfen, um fo mehr, als die Stelle ganz gut von der Klag: 
verjährung verftanden werden kann; denn auch ſchon im 
ältern Recht gab es an Klagen cum tempore con- 
tinuo, fo 3. ®. die querela inoffieiosi testamenti. 

Zwei Stellen, welde zu widerſprechen fcheinen, fr 29, 
$.6, D. 17, 1 und fr. 68, D. 46, 1, lauten wie folgt. 
Die erfte: Fidejussor, si solus tempore liberatus tamen 
solverit creditori recte mandati habebit actionem adversus 
reum; quanquam enim jam liberatus solvit, tamen fidem 
implevit et debitorem liberavit; si igitur paratus sit de- 
fendere reum adversus creditorem, aequissimum est, eum 
mandati judicio quod solvit recuperare; et ita Juliano 
videtur. Die Stelle fann unmöglih auf die Klagverjährung 
gehen; denn es heißt: fidejussor solus tempore liberatus; 
es wird aber nicht wol eintreten, daß die Bürgichaftsichuld 
früher verjährt als die Hauptſchuld. Daffelbe geht daraus 
bervor, daß erft die solutio des Bürgen den Schuldner be— 
freit. Endlib — und dies ift entfcheidend — gab es zu 
Ulpians Zeit noch gar Feine Verjährung der Bürgſchafts— 
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ichuld.’) Aber auch auf eine obligatio ad tempus fann man 
die Stelle mit Heimbab und Büchel nicht wol beziehen 
wegen bes Ausdrucks „tempore liberatus“‘, ſondern befier 
mit Franfe und Savigny auf die lex Furia. Die zweite: 
Tutor datus ejus filio, eui ex fidejussoria causa obligatus 
erat, a semet-ipso exigere debet, et quamvis tempore 
liberatus erit, tamen tutelae judicio eo nomine tenebitur 
ete. fteht ebenfomenig entgegen, denn fie erklärt die Fort: 
dauer der Bürgihaft, d. h. der Haftung, nicht aus einer 
naturalis obligatio fondern aus ber tutela. 


2.931,83 7-8 D.18 5 


de pecunia constituta vergl. mit fr. 18, $. 1, D. eod. $. 
7 debitum autem vel natura sufficit. $. 8. Sed et is, qui 
honoraria actione, non jure civili obligatus est, constituendo 
tenetur: videtur enim debitum et quod jure honorario 
debetur. Etideo et zen et dominus de peculio obstricti, 
si constituerint, tenebuntur usque ad eam quantitatem, 
quae tunc fuit in peculio, quum constituebatur; ceterum 
si plus suo nomine constituerint, non tenebuntur in id 
quod plus est. 

fr. 18. $. 1. Quod adjieitur eamque pecuniam quum 
constituebatur, debitam fuisse interpretationem pleniorem 
exigit. Nam primum illud efficit, ut si quid tunc debitum 
fuit, quum constituatur, nunc non sit, nihilominus teneat 
constitutum, quia retrorsum se actio refert. Proinde tem- 
porali actione obligatum constituendo Celsus et Julianus 
scribunt teneri debere: licet post constitutum dies tem- 
poralis actionis exierit. Quare et si post tempus obliga- 
tionis se soluturum constituerit, adhuc idem Julianus 

utat: quoniam eo tempore constituit, quo erat obligatio, 
icet in id tempus, quo non tenebatur. 

Hier wird offenbar gejagt, daß nah der Verjährung 
fein debitum mehr vorhanden fei, im gleichen Sinne wie 
bei der obligatio ad tempus; wie bei diefer anerfanntermaßen 
ne naturalis quidem remanet obligatio, jo muß das Gleiche 
von der Verjährung gelten. 

Ferner wirb die Forteriftenz des constitutum nad ber 
Verjährung behauptet, quia retrorsum actio se refert. Be: 


1) Nicht aber darf man, wie Heimbad, argumentiren: die Stelle 
lönne deshalb nicht Die Verführung — we "bet Diefer der Bürge 





condiciren fönnte: — denn Dies ijt petitio prineipii. 
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ftünde nun noch eine obligatio naturalis, jo würde dieje allein 
der Grund der Fortdauer des constitutum fein und der anges 
führte Grund wäre überflüffig und unrichtig. Auch dieſe 
Stelle will Savigny nicht von der Klagverjährung verftehen, 
einmal, weil Ulpian fi halb für die abfolute, halb für die 
relative Theorie entjcheiden würde; letzteres nämlich darin, 
daß er die Fortdauer des constitutum nad der Verjährung 
behauptet; allein daß dies feinen Grund nicht in der Eriftenz 
der naturalis obligatio hat, fondern in der Eigenthümlichkeit des 
eonstitutum, hat Büchel dargethan p. 61, p. 73. Sodann 
deßhalb, weil post tempus obligationis etc. nicht von der 
bloßen Verjährung der Klage gejagt werden könne: allein 
dies ift eine petitio prineipii nah Abſchnitt I. Um die 
Stelle auf die lex Furia beziehen zu fünnen, muß Savigny 
eine durchgängige Interpolation annehmen: denn dies Gejch 
betraf gar nicht das constitutum, von dem allein die ganze 
Stelle handelt: erft mit der unnöthigen Annahme folder 
Interpolation entfteht eine „Dunkelheit der Stelle.” 


D. fr. 25, $. 1 D. 46, 8 ratam rem habere. 


Procurator, quum ab eo aes alienum exegerat, qui 
tempore liberaretur, ratam rem dominum habiturum cavit; 
deinde post tempus, liberato jam debitore, dominus ratam 
rem habet. Posse debitorem agere cum procuratore 
existimavit, quum jam debitor liberatus sit; argumentum 
rei esse, quod, si nulla stipulatio interposita sit, conditio 
locum adversus procuratorem habitura sit, in locum autem 
eonditionis interponi stipulationem.'‘) 

Hienach fann, wer irrthümlich eine fremde Schuld be— 
zahlt, die condictio indebiti anftellen, was unmöglich wäre, 
wenn noch eine naturalis obligatio beftünde. Savigny will 
diefe Stelle, wie alle frühern, nicht von der Klagverjährung 
verfteben, weil fie ebenfogut von der lex Furia oder von ber 
obligatio ad tempus verftanden werben fönne. Da fie aber 
weder von der lex Furia verftanden werden fann — melde 
den Bürgen befreit, nicht den Hauptfchuldner, der allein 
bier genannt wird — noch von der obligatio ad tempus — 
melde nicht eine exceptio temporis, fondern eine exceptio 

* Cujacius ad African. tract. VI. in opp. prior. t. I. p. 
1406 — 1658. — * 
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pacti conventi erzeugen würde”) — jo muß fie denn doch 

von der Klagverjährung verftanden werden. Daß fr. 71, 8.1, 

D. 46, 3 nicht entgegenftebt, darüber v. Büchel p. 74. — 
Auch in 


E. fr. 1. $. 4, D. 4, 3. de dolo malo 


baben Heimbab, Büchel und viele Andere einen Beweis 
für die abjolute Theorie gefehen. Weil nämlich die actio doli 
al3 famosa nur ſubſidiär gewährt wird, falls der Betrogene 
feine exceptio hat, qua se tueri possit, und weil man dem: 
jenigen Gläubiger, welder, durch Betrug verleitet, die Klage 
verjähren laſſen, die actio doli gewährt wird, jo hat man 
daraus gefolgert, daß nach der Verjährung feine exceptio und 
aljo auch feine naturalis obligatio mehr übrig bleibe. Allein 
gegenüber der Ausführung Savigny’3 muß dies Argument 
wohl aufgegeben werden. Denn die actio doli wird nur dann 
verjagt, wenn der Betrogene eine exceptio hat, die ihn wirklich 
ſchützt, qua se tueri possit, z. B exceptio SC. Macedoniani, 
legis Cinciae, Plaetoriae, aber nicht ſchon deßhalb, weil er 
vielleicht einmal eine exceptio compensationis etc. aus der 
übrig gebliebenen naturalis obligatio benügen fönne. „Biel: 
mehr — fann Savigny fagen — wird hier die actio doli 
gewährt, obgleich eine naturalis obligatio übrig bleibt.“ 

Nachdem ſich nun gezeigt, daß die vier erften Stellen 
wirklich für die abjolute Theorie vollen Beweis machen, find 
jene Stellen zu betrachten, melde man für die relative 
Theorie anführt. 


A. const. 5. 6. (od. 8, 36. 


C. 5. Licet unde vi interdietum intra annum locum 
habeat, tamen exceptione perpetua suceurri ei, qui per 
vim expulsus post retinuit possesionem, autoritate juris 
manifestatur. 

Weil hier auch nad dem Jahr, in weldem das Snter: 
dift verjährt, nocd eine perpetua exceptio gewährt wird, 
müfje auch die naturalis obligatio noch fortbeftehen. Jedoch ſchon 
Heimbach hat dargethan, daß die Stelle völlig unerheblid: 
denn das interdietum unde vi verjährt binnen Zahresfrift 





5) ®ergl. auch Basil. IX. t, 11. ec. 25. Fabrot. I. p. 579. 
zpi0s Tip Ypüvo yikkav arshhusbar-iksudepmiizvar Tip Ypsvop, 
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nur quoad poenam, nicht quoad rem und natürlih muß 
der dejeetus, welcher für legtern Bejtandtheil noch die volle 
Klage hat, hierfür auch die exceptio haben. Ueber c. 6. 
v. Savigny ſelbſt p. 434. 


B. fr. 17—19, pr. D. 3, 5. de negotüs gestis. 


Man hat aus der Vergleihung des servus, qui natura 
debitor fuit, mit demjenigen qui temporali actione tene- 
batur, ſchließen wollen, daß auch diefer natura debitor fei. 
Alein das tertium comparationis liegt nady dem Zuſammen— 
bang der Stelle nicht in einer etwaigen gemeinjfamen na- 
turalis obligatio, fondern in der gemeinfamen negotiorum 
gestio. 


C. fr. 23. $. 2. D. 5, 2. de inofficiosis testamentis. 


Si duo sint fili exheredati, et ambo de inofficioso 
testamento egerunt, et unus postea constituit non agere, 
pars ejus alteri acereseit. Idemque erit, et si tempore 
exclusus sit. 

Daß diefe Stelle nicht mit Mühlenbruc für die re= 
lative Theorie benügt werden fann, hat dargethan Büchel 
Anhang p. 128. und ebenjo bezüglich: 


D. fr.5. $ 6. D. 44, 4. de doli mali et melus exceptione. 


Non sicut de dolo actio certo tempore finitur, ita 
etiam exceptio eodem tempore danda est; nam haec per- 
o competit, quum actor quidem in sua potestate 

t, quando utatur suo jure, is autem, cum quo agitur, 
non habeat potestatem quando conveniatur. 

Bermehren p. 356, Kierulph 4 214 und Savigny 
felbft haben p. 381 eingeräumt, daß all’ diefe Stellen für die 
telative Theorie nichts beweiſen. Es ift alfo auch in diefem 
Gebiet voller Beweis für die abfolute Theorie enthalten, 
ohne dab ihm ein Gegenbeweis gegenüber fteht. 
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IV. Abſchnitt. 
Die anderweitigen indirecten Beweife für Die relatine Theorie." 


1. Aus der Fortdauer der Pfandflage nad Ver— 
jährung der Hauptflage. 


Bon jeher wurde als das gemwichtigfte Argument für bie 
relative Theorie geltend gemacht, daß nad 


ec. 7. $. 1. Cod. 7, 39. de praescriptione triginta vel quadra- 
ginta annorum (Justinus.) 


Quamobrem jubemus hypothecarum persecutionem — 
non ultra quadraginta annos prorogari. — In actione 
seilicet personali jis custodiendis, quae prisca constitutionum 
sanxit justitia und 


c. 2. cod. 8. 31. de luitione pignorum (Gordianus.) 


Intelligere debes, vincula pignoris durare personali 
actione submota 

aud nad Verjährung ber perfönlichen Klage die Pfand: 
lage fortdauere; dies wäre unmöglih, ſchloß man, wenn 
nicht die verjährte Hauptfchuld wenigſtens als naturalis 
obligatio fortbauerte; und wirklich, jo lange dieſe Schwierig: 
feit nicht überwunden war, fonnte man bie abjolute Theorie 
nicht für ganz befeftigt anſehen. 

Sn der Geſchichte unferer Controverfe kann man daber 
zwei Perioden unterjcheiden — die erfte, in der man von 
Seite der abſoluten Theorie ben Oberſatz in obigem Schluß 
leugnete, und eine zweite, in der man den Unterſatz — die 
Fortexiſtenz der Pfandklage — wie man muß, zugiebt, aber 
gleichwohl die Folgernng leugnet, daß deßhalb die naturalis 
obligatio fortbauern müſſe, reſp. den Rückſchluß, daß ſich jene 
Fortdauer der Pfandklage nur aus der Fortdauer der 
obligatio erfären laffe. Epoche machend ift hier die Schrift von 
Büchel, worin diefer bargethan, daß der Grund der Fortdauer 
ber Pfandflage as die — einer naturalis — 


b) für die "Ssfolute — nu 390. Eu e 
RR 303. Mn Vangerow 265 
re 45 Kierulp ri üchel 40—61. 
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ei, fondern der Wortlaut in der intentio der formula der 
ıctio Serviana, jo daß umgekehrt nur um dieſer Eigen: 
bümlichfeit willen und nur in diefem einzigen Sinn eine 
sortdauer der naturalis obligatio angenommen wurde: Da: 
gegen hat auch Niemand meiter Einwendungen erhoben als 
Savigny, deffen Gegengründe im Folgenden zu betrachten find. 

Was nun die vor Büchel von Seite der abjoluten 
Theorie unternommenen Verſuche, jene Schwierigkeit wegzu— 
träumen, betrifft, jo muß man zugeben, daß fie ſämmtlich 
nibt gelungen find. Denn wenn 


A. ad ce. 2. cit. 


I. Donellus (Comment. ad h. t.) ftatt „durare“ „non 
durare“ leſen will, fo ift dies Auskunftsmittel zwar höchſt 
einfab, aber auch höchſt willfürlih, dur Feine Handjchrift 
unterftügt und in Widerſpruch mit c. 7. eit, 

II. Eujacius") bezieht die Stelle auf den in c. 1. eod. 
erwähnten Fall, wonach damit nur die Negel ausgedrüdt 
wäre: „pignoris causa indivisa“ und dies hält Mühlenbrud 
für die einzig richtige Auslegung, weil zu Zeiten Gordiang 
noch die Klag-Verjährung nicht beftanden habe, was auch Löhr 
und Unterholzner anführen. Allein die actiones temporales 
verjähren auch damals ſchon und die allgemeine Fafjung 
der Stelle verbietet eine jo jpecielle Deutung. 

II. Nicht richtig ift die Bemerkung (von Heimbach“),) 
die Stelle enthalte fein Wort von der Klagverjährung, denn 
actio submota ift ein hiefür gebräuchlicher Ausdrud: arg. c. 8, 
Cod. 8, 45. 

IV. Ebenjo wenig fann man (mit Löhr) die Stelle von 
einer von Anfang an nur als naturalis obligatio beftehenden 
obligatio erflären; arg. durare — submota actione. 

V. Auch fann man nicht (mit Buchholz) annehmen, die 
Stelle jpreche aus, daß im Falle der Gläubiger den Schuldner 
beerbt, nun die perfönliche Klage, nicht auch das — beffere 
— Pfandrecht gegenüber andern — ſpätern — Pfand: 
gläubigern erlöfhe: denn der ganz allgemeine Ausdrud läßt 
feine jo complicirte Conftruction zu. 

VI Endlih wird die Schwierigfeit auch nicht durch Die 
Erklärung von Sintenis befeitigt, die davon ausgeht, daß das 


ı7) Observationes V. 32, III 
Ihm find Viele gefolgt: fo Mühlenbrud). 
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perjönlihe Schuldverhältnig und das Ddingliche durch dir 
Berpfändung begründete auseinander gehalten werden mühten 
und daß daher auch nah der Berjährung der befigend: 
Pfandgläubiger fich müſſe gegen die Reclamation des Pfande 
durch exceptio jhügen Fönnen. Denn ift, wie wir mit Sintenis 
behaupten, durch die Verjährung die obligatio aud alä 
naturalis erlojchen, jo fällt nach befannten Nechtsregeln aud 
die obligatio accessoria des Pfandes. 

Aber wenn die Pfandichuld bezahlt wäre und de 
Schuldner die actio pignoratieia direeta anftellte, hätte eı 
nicht die replica solutionis gegen die exceptio pacti dei 
Pfandgläubigers oder vielmehr müßte nicht legterm dick 
exceptio ſogar verjagt werden? Und wenn der Schuldner 
bezahlt bat und das Pfand befitt und nun der Pfand— 
gläubiger die actio Serviana gegen ihn ausftellen wollte, 
hätte bier nicht der Schuldner die exceptio solutionis oder 
müßte vielmehr nicht die actio verfagt werden und müßten 
vincula pignoris non durare? Ganz dafjelbe aber muß gelten, 
wenn die exceptio temporis wie die exceptio solutionis die 
obligatio völlig zerftören joll. 


B. ad ce. 7. cit. 


Auch diefe Stelle kann weder 

I. (mit Löhr) von dem Fall verftanden werden, daß die 
Pfandflage verjährt fei, nicht aber die Hauptklage: denn die 
Stelle fpricht viel zu allgemein, um nur auf diefen jeltenen 
Fal bezogen werden zu fünnen, noch und zwar aus dem: 
felben Grunde 

II. (mit Heimbad) in dem Sinne, daß für die actio 
hypothecaria aus dem Pfandrecht für eine naturalis obl- 
gatio eine vierzigjährige Friſt laufen jolle, noch fann man 

IH. (mit Donellus J. 16. ec. 26 $. 8—10 und Com- 
ment, in Cod. in h. 1. p. 372) an eine Schuldflage denken, 
deren Verjährung durch Ausftelung eines Schuldſcheins 
unterbrochen worden, weil ja dadurch auch die Verjährung 
der Pfandflage wäre unterbroden worden ‘oder 

IV. (mit Kierulpb) dafjelbe — jedoch unter ausdrüdlider 
Verwahrung gegen die Unterbrehung der Verjährung de 
Pfandklage — anzunehmen, ift ebenfalls unthunlich, weil ale 
diefe Hilfsconftructionen durch den allgemeinen Ton der 
Stelle ausgejchloffen werden. 
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Vielmehr muß man einräumen, daß die Pfandflage bie 
Hauptihuld um zehn Jahre überleben fann. Daß aber dies 
ſich nicht aus der Fortdauer einer naturalis obligatio erflären 
läßt, hat Büchel p. 40 —61 ausführlich und vortrefflich darge: 
than (vgl. aud Franke J. c). „Der Prätor hat die Pfandklage 
davon abhängig gemacht, daß die Forderung noch nicht Durch 
Zahlung getilgt oder der Gläubiger ſonſt zufrieden geitellt 
jei, wad auch in den Fällen angenommen wurde, wo es mit 
dem Willen des Gläubiger nicht zu deffen Befriedigung 
gelommen war. Daher mußte die Pfandflage überall fort: 
beftehen, wo ohne Befriedigung des Gläubigers die Erlöſchung 
der Forderung dur einen außer dem Willen des Gläubigers, 
alfo in rechtlicher Nothwendigkeit, liegenden Umftand herbei: 
geführt wurde:“ (Morte Büchels) — aljo auch, wenn die 
Forderung durch Verjährung erlofchen: quia suas conditiones 
babet hypothecaria actio, id est si solutaest pecunia autsatis- 
factum est, quibus cessantibus tenet fr. 13 $. 4 D. 20, 1, 
veram est enim, non esse solutam pecuniam (vgl. bie 
nähere Ausführung des Princips und die Auslegung ber 
zum Theil ſchwierigen Stellen bei Büchel) fr. 13. $. 1 D. 
16, 1 quia verum est, convenisse de pignoribus nec 
pecuniam solutam esse. 

Daher befteht nicht wegen der naturalis obligatio nach der 
Verjährung das Pfand fort, jondern umgefehrt wegen des 
Pfandes, das aus obigem Grunde fortbefteht, wird in dieſer 
Hinſicht gewiſſermaßen eine Forteriftenz einer naturalis obli- 
gatio angenommen und dieß wird geradezu in den Quellen 
gejagt, „remanet ergo propter pignus naturalis obliga- 
tio* fr. 59 pr. D. 36, 1. 

Dagegen hat nun Savigny eingewandt: 

„Nur, wenn e3 gelte, die aequitas gegen das jus civile 
zu fhüßen, werde jenes jubtile Verfahren angewendet, aus 
den Buchſtaben des jus civile heraus zu argumentiren, um 
den außerordentliben Schuß durch restitutio entbehrlich zu 
machen. Dieje Art Nothwehr werde angewendet gegen die 
eonfusio, das SC. Vellejanum, endlich wenn, der Pfandfehuldner 
äinen Gläubiger zum Erben eingejegt und beauftragt habe, 
die ganze Erbichaft als Fideicommiß einem Dritten zu 
teftituiren. Bei der Verjährung aber behaupte die abfolute 
Theorie die Erlöfhung der naturalis obligatio im Intereſſe 
der aequitas ſelbſt und hier wäre es dann natürlich geweſen, 
diefer aequitas freien Lauf zu laffen und der gänglichen 


Digtizedby Google 


30 


Aufhebung der Schuld und des Pfandrechts nicht durd 
Bucftabeninterpretation in den Weg zu treten.“ 

Diefer Einwurf fcheint zwar gewichtig, ift es aber bei 

näherer Unterfuchung gewiß nicht. Denn 

1) fr. 13 eit. fpricht ganz allgemein aus, ohne Rückſicht 
auf aequitas, suas conditones habet hypothecaria 
actio, quibus cessantibus tenet. Wäre num nur die 
Umgehung des Gefeges aus Billigfeitsgründen die 
ratio obiger Entjcheidung, jo fünnte man doc nid: 
umgefehrt jagen, daß nur die Natur, die conditiones 
dieſes Gejeßes, das ja umgangen werben ſoll, der 
Grund der Entſcheidung fei. 

2) Der Ausdrud: remanet propter pignus naturalis 
obligatio ift grammatifch nur fo zu verftehen: es bleibt 
eine naturalis obligatio, weil ein pignus bleibt: un: 
möglich kann dies, wie Savigny will, bedeuten, wegen 
der naturalis obligatio beftehe das pignus fort, du 
ja ohne obligatio fein pignus beftehen fünne, dann 
müßte es ja heißen: remanet pignus propter natu- 
ralem obligationem. 

3) Bliebe nad der Verjährung eine nat. oblig., jo wäre 
es Doch verkehrt, wenn die römijchen Juriſten höchſt 
fubtil aus dem Wortlaut des Edicts hätten das Pfand 
erflären wollen, während dod der wahre Grund, — 
Fortdauer der nat. obl. — ganz hell vor Augen ge: 
legen wäre. 

4) Endlich, wenn aud nur der Schuß der aequitas ber 
Grund jener fubtilen Argumentation in ben citirten 
Stellen geweſen wäre, jo ift daraus nicht zu folgern, 
daß gegen die Verjährung, die ſelbſt die aequitas 
[hügt, jene Argumentation unzuläffig gemwejen wäre, 
fondern es ift zu erwägen: 

a) daß zwar die römifchen Juriften aus Gründen der 
aequitas wohl das alte Civilrecht der XII Tafeln 
umgangen haben, daß aber die actio Serviana dem 
prätoriſchen Recht, dem Edict angehört, welches 
jelbft die aequitas vertritt. Nun ift zwar aud die 
Verjährung im Intereſſe der aequitas eingeführt, 
allein ſchon daraus, daß bis in’3 5. Jahrhundert nad 
Chriſtus die Unverjährbarkeit der Klagen die Regel, 
die Verjährbarfeit die Ausnahme war, fehen mir, 
daß das römische Rechtsgefühl durchaus nicht fo un: 
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bedingten Ernſt machte mit der aequitas, welche in 
dem Gedanken der Verjährung liegt: und daraus er: 
klärt ſich vollftändig, daß fie dies prätorifche Inſtitut 
nicht abjolut der ebenfalls prätoriſchen actio Ser- 
viana gegenüber durchgeführt haben. 

b) Was das fpätere Necht betrifft, fo wird ausdrück— 
lib unterſchieden zwiſchen der Verjährung der 
Pfandklage gegenüber dem Pfandfhuldner jelbft 
(und defjen Erben) einerfeit3 und gegenüber einem 
Dritten anderfeits: gegen Dritte verjährt fie mit 
der Hauptklage in 30 Jahren: hier wird alfo die 
aequitas der Verjährung durchgeführt. Die Fälle, 
in welchen die Pfandflage die Hauptflage um zehn 
Jahre überlebt, find nun gerade ſolche, wo es un: 
billig wäre, einfeitig nur der aequitas der Ver— 
jährung zu folgen: der Pfandſchuldner felbft und 
der deſſen Perſon fortfegende Erbe fol erft 10 Jahre 
ipäter von den Folgen feiner eigenen Handlung 
frei werben: denn das Gegentheil, daß er wie jeder 
Dritte, der von der Verpfändung feinen Vortheil 
hatte, behandelt werben follte, wäregegen dieaequitas. 

Wir fehen alfo, wo die abfolute Wirfung der 
Verjährung ausnahmsweile nicht eintritt, da ift 
diefe Ausnahme nicht eine mangelhafte Durch— 
führung der aequitas, jondern vielmehr summa 
aequitas, 

So ſcheint der Gedanke Büchels nah allen Seiten 
gegen den Angriff Savigny’s vertheidigt werben zu können 
und da3 Haupt: Argument für die relative Theorie ift und 
bleibt entkräftet. 


I. Aus der Analogie der dinglihen Klagen.) 


Da nad der richtigen Faſſung auch die abjolute Theorie 
jugiebt, daß bei Verjährung der dinglichen Klagen das Recht 
an fih fortvauert (fiehe die Einleitung), jo hat die relative 
Theorie darauf einen Schluß der Analogie für die Forteriftenz 
einer naturalis obligatio bauen wollen. 

Alein dinglihe und perfünlihe Klagen find toto coelo 
verihieden, fo daß diefe Unterfheidung die summa divisio, 


) a) Für Die relative Theorie Puchta 1. c. Sav. 380. 
b) Für die abfolute Theorie Vangerow 263. Büchel 6, 33. 
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der Hauptunterſchied, genannt wird, der überhaupt unter 
Rechten und Klagen befteht. 

Bei dinglihen Rechten ift die Hauptiahe die durch 
dauernden Befiß und Genuß jedem Dritten gegenüber aus: 
Ichlieglich geübte Herrſchaft, die Klage nur eine ſubſidiäre 
Sicherung, ein Schuß gegenüber der Verlegung; da wäre 
es nun freilich verkehrt, ja unmöglid, mit der Erlöjchung 
dieſes Schugmitteld gegenüber Einem PBerleger auch das 
davon unabhängige Recht gegenüber allen Andern erlöjchen 
zu laſſen! Dagegen bei perfönlihen Rechten ift die Klage 
unzertrennlid vom Hauptinhalt des Rechts „obligatio est 
jus aliquem agendo compellendi ut faciat*, weßhalb 
actio und obligatio jo oft fynonym gebraucht werden. 
(Siehe Abſchn. I. u. I.) Bei obligatio befteht überhaupt nur 
Ein Gegner, bei dinglichen Rechten aber fann neben dem unredt: 
mäßigen Befiter noch jeder andere das Recht verlegen; wie 
alfo bei dinglichen Klagen dem unrechten Befiger gegenüber, 
jo muß bei obligatio gegenüber dem Gläubiger die ganze 
Geltendmahung des Rechts erlöihen. Daß bei dinglicden 
Rechten das Recht fortbefteht und gegen Andere ſowie gegen 
den Befiger jelbft, falls er den Beſitz wieder verloren, vom 
Berechtigten geltend gemacht werden fann, erklärt fich aus 
der Natur der dinglichen Nechte, ift aber unanmwendbar 
auf Obligationen, weil hier nicht von einem Befigrecht des 
Obligatus, wodurd der Gläubiger wieder fein Recht gewönne, 
und ebenſowenig von andern Gegnern außer dem debitor 
die Rede fein Fann. i 

Bon diefem Gefichtspunft aus erledigt fich auch der 
Einwand, daß 


II. Die Verjährung überhaupt nur auf die Klage 
gerichtet fei, nicht auf das Recht,” 


welchen die ältern VBertheidiger der relativen Theorie erhoben, die 
neuern aber jelbft aufgegeben haben; denn es ift flar, dab 
bei Obligationen dieje Unterfheidungen von Klage und Recht 
unzuläffig ift, da ihre Sele die Klage ift. Auch hat Kierulpb 
jener Anficht mit Recht entgegnet, daß nach ihrer Conjequen; 
gar Feine exceptio aud die naturalis obligatio zerftören 
fönne: denn jede exceptio geht zunächft nur auf das Redt 


*) a) Für Die relative Theorie Weber p. 54. Puchta |. c. 
b) Für die abfolute Theorie Savigny 1. c. Kierulph le. 
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der Klage. Auch kann man fih nicht auf den Ausdruck 
praescriptio temporis berufen: denn dieſer wird von Jufti« 
nian jogar von der usucapio gebraucht, melde doch gewiß 
Klage und Recht zerftört. 


IV. Aus dem Grundfag, daß Einreden nicht 

verjähren.”) 

Auch dieſes Beweismittel hat Savigny fallen laffen: 
denn die ratio jenes Gates fr. 5, S.6, D. 44, 4 cum actor 
quidem in sua potestate habeat quando utatur suo jure, 
is autem cum quo agitur non habeat potestatem, quando 
eonveniatur, gilt offenbar bloß von dem Fall, daß der Be: 
rechtigte nur eine exceptio hat, nicht aber, wie bei der Klag— 
verjährung, eine actio und eine exceptio, denn hier habet in 
potestate, quando utatur suo jure; aus bemfelben Grund 
tält au der Einwand, daß da naturales obligationes 


V, nit verjähren, wer anfangs eine civilis obligatio 
gehabt, nicht ſchlimmer daran fein dürfe:* 


denn er braudt ja nur zu klagen, um bies zu verhindern. 
Dbiges Argument auf einen Fall des Erbrechts angewandt 
würde lauten: Der Teftamentserbe A Schlägt aus, jo daß 
die Inteftaterben B und C eintreten: wenn nun B ftirbt, fo 
muß nicht nur CO Accrescenzrecht haben, fondern auch A, 
denn er darf nicht ſchlimmer daran fein, als C, ber ja von 
Anfang gar fein Klagrecht auf die Erbſchaft hatte. Dagegen 
dat Savigny . 


Vl. ein Argument aus der Natur der exceptio tem- 
poris als einer exceptio civilis aufgeftellt.”) 


Er unterfcheidet nämlich exceptiones ex jure gentium, 
welche im Intereſſe der aequitas wirken und ftet8 auch die 
obligatio naturalis zerftören, — jo die exceptio pacti, doli, 
jurisjurandi — und exceptiones ex jure civili, welche ftets 
tine obligatio naturalis übrig ließen, — jo die exceptio 


") a) Für Die relative Theorie Puchta. Göfchen 1. c. 
b) Für Die abfolute Theorie Vangerom 265. Büchel. 8. 
=), a) Kür die relative Theorie Göſchen 1. c. Savigny 380. 
b) Fur Die abfolute Theorie Vangerow 265. 
=) a) Für Die relative Theorie Savigny 378. 
b) Für Die abfolute Theorie Sintenis I. 303. Ban 
gerom 264. 


Klier Dahn. Bauſteine. V. 2, 3 
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SC. Macedoniani, rei judicatae, al3 NRetorfion wegen jus 
iniguum, exceptio ex beneficio competentiae, Prozeßver- 
jährung — da nun auch die praescriptio temporis nur 
eine exceptio juris eivilis jei, jo fönne auch fie nur die 
eivilis obligatio aufheben. 

Allein in diefem Schluß ift gewiß der Unterſatz nidt 
richtig und der Oberſatz — irrig. Denn was 

I. jene Eintheilung der Erceptionen betrifft und die 
darauf gebaute Regel, jo beichränfen ſich die Beifpiele jener 
fogenannten exceptiones civiles auf drei (SC. Macedonianum, 
Retorfion, Procekverjährung): denn 

1) die von Savigny angeführte exceptio rei judicatae 
läßt nach der richtigen Anjicht feine naturalis obli- 
gatio übrig, 

2) die exceptio ex beneficio competentiae ijt ihrem Be- 
griff nach feine Einrede gegen die Obligation, jondern 
gegen die Vollftredung und fann daher gar nicht bieher 
zählen; fie zerflört die obligatio gar nicht, alſo aud 
nicht die naturalis obligatio, ſondern fie ſuspendirt 
und modificirt die Unbedingtheit der VBollftredung. 

Drei Schwalben machen aber feinen Sommer und drei 
Beilpiele machen feine Theorie: um jo weniger al3 denjelben 
ebenfoviele Ausnahmen entgegenftehen würden, die exceptio 
legis Cinciae (Vaticana fragmenta $. 266) die exceptio 
SC. Vellejani und die exceptio rei judicatae, welche, obwohl 
fie exceptiones civiles im Sinne Savigny’3 find, doch aud 
die naturalis obligatio aufheben. 

II. Uber auch das ift nicht richtig, daß die exceptio 
temporis eine exceptio ex jure eivili fei. Denn bei ber 
Unterfheidung, ob ein Inſtitut dem jus civile oder ob es 
dem jus gentium angehöre, fann es nicht darauf anlommen, 
ob es im jus civile anerfannt fei oder nicht, fondern auf die 
interna ratio dejjelben. Sit das Motiv jene aequitas, jene 
naturalis ratio, welche in den Quellen ausdrücklich al3 das 
Weſen des jus gentium bezeichnet wird, dann ift die exceptio 
eine exceptio juris gentium und daß fie im jus civile aud 
anerfannt ift, kann ihr diefen Charakter nicht nehmen; da— 
gegen ſolche Inftitute, die auf dem rigor juris romani, auf 
dem formalen Charakter des ältern Rechts namentlich beruhen 
und die daraus abgeleiteten NechtSmittel, die gehören dem 
jus eivile an. 

Diefer Urfprung allein entfcheidet aber nicht fiber Die 
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Wirkung der Einrede. Es gibt auf dem jus eivile beruhende, 
welche die naturalis obligatio aufheben (exceptio legis 
Cineiae) und ſolche, die fie beftehen laſſen (exceptio SC. 
Macedoniani) und umgefehrt gibt e3 exceptiones ex jure 
gentium, welche die obligatio naturalis zeritören (exceptio 
doli) und ſolche, die fie beftehen lafjen (exceptio ex bene- 
firio competentiae). Das Kriterium über die Wirkung find 
oft beftimmte pofitive, biftorifche Gründe, meijtens aber der 
Zwed und Sinn der exceptio; jo zerftören die exceptiones 
rei judicatae und praescriptio temporis gewiß Die naturalis 
obligatio, weil jonft der Zweck — Herftellung des Rechts— 
friedens — vereitelt würde. Endlich 


VI au3 der Analogie der Procefverjährung 


fann man nicht auf die Wirfung der Klagverjährung jchließen, 
wie Savigny behauptet, weil die Proceßverjährung ihrem Be: 
griff nah nur den Frieden herftellen will bezüglich der Klage. 
Es wäre bei der Proceßverjährung wie bei der Verjährung 
der dinglihen Klagen wider den Begriff, ihnen die ftärfere 
Wirkung beizulegen. Dagegen bietet die exceptio rei judicatae 
eine Analogie für die Klagverjährung: jene will wie dieje den 
Rechtsfrieden des Beftehenden ſchützen und da fie, nad) der 
jwar noch beftrittenen, aber immer mehr fiegenden richtigen 
Anficht, abjolut wirkt, muß es auch die Klagverjährung, die 
den gleichen Zweck hat. 


V. Abſchnitt. 
Die indirecten Beweiſe für die abſolute Theorie. 


J. Argument aus dem Begriff der praescriptio 
temporis als einer exceptio perpetua.”) 


Löhr, welchem faft alle Bertheidiger der abjoluten 
Theorie gefolgt find, beruft fich einfach und gewiß mit Recht 
darauf, daß diejenige obligatio, welcher eine exceptio perpe- 
tua entgegen ftehe, in den Quellen befanntermaßen als 
inanis, quasi nulla bezeichnet wird, jo daß fie weder zur 
eompensatio, noch zu irgend einer, exceptio, noch zu Grund: 


2) a) für Die relative sack Guyet 65. Rofbirt 165, 
b) Für die abfolute Theorie Löhr 72. Vermehren 323. 
3* 
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lage einer obligatio accessoria gebraudt werden und die irr: 
thümliche Zahlung einer ſolchen condicirt werden kann, Fur; 
ne naturalis quidem remanet obligatio. 

Dies müſſe denn auch von der exceptio temporis gelten, 
die anerfanntermaßen eine exceptio perpetua jei. Diejem 
bündigen Schluß hat die relative Theorie auf doppelte Art 
zu begegnen gejudt: 

I. Die eltern und noch Guyet haben erwidert, daß 
diefer Grundfaß nur von jolchen exceptiones perpetuae gelte, 
welche auf das Recht jelbft gingen, nicht nur auf die Klage, 
wie die exceptio temporis — Diejer Einwurf ift bereits im 
vorigen Abſchnitt widerlegt. 

I. Die meiften Neuern haben dagegen eine distinetio 
in’3 Feld geführt. Nah fr. 19 D. 12, 6. fr. 40 pr. eod. 
fr.9 8. 4. D. 14, 6 müfje man nämlich unterjcheiden zwiſchen 
exceptiones in favorem debitoris introductae — und nur 
diefe zerftörten die obligatio auch al3 naturalis — und in 
odium creditoris introductae — diefe ließen eine naturalis 
obligatio beftehen.. Da nun auch die exceptio temporis in 
odium creditoris eingeführt fei, könne fie die naturalis obli- 
gatio nicht aufheben. 

Diefem Argument kann man aber wieder entgegnen, 
daß jein Oberſatz ebenſo falſch fei wie fein Unterfag. Es 
ift nämlich 

1) nicht wahr, daß jene distinctio das durchgreifende 

Griterium für die Wirkung aller Einreden bilde, 
und es ift 

2) nicht wahr, daß die exc. temp. in odium creditoris 

eingeführt fei, fie ift viel eher in favorem debitoris 
eingeführt und fpräde alfo obige Regel richtig, To 
ipräche fie für ung, nicht für die Gegner. Nehmen 
wir einftweilen 

I. die Regel an, jo Haben wir zu beweiſen, daß die 

exc. temp. nicht in odium creditoris, jondern in fa- 
vorem debitoris eingeführt jei. Diejen Beweis haben nun 
alle bisherigen Anhänger der abjoluten Theorie bereits 
vollitändig geliefert, indem fie nachweifen, daß wirklich 
die Quellen bei der Verjährung den Schuß des Schuld: 
ners gegen Klagen und andere Chicanen bezweden, 
denen gegenüber er feine Beweiſe nicht mehr beftellen 
fann. Daß dabei darauf Rüdfiht genommen wird, 
daß der Gläubiger als deses und negligens ſich über 
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ſolchen Schuß des Schuldner3 auch gar nicht beklagen 
darf, ſondern feine eigne Saumfal anklagen muß, ift 
natürlich; aber dies ift nicht die ratio ihrer Einführung, 
fondern nur ein Umftand, der die um de3 Schuldners 
willen Eingeführte auch gegenüber dem Gläubiger 
rechtfertigt. Daß dem fo fei, ergiebt die einfache Ver— 
gleihung der von den Gegnern und der von der abjoluten 
Theorie angefilhrten Stellen: in feinem von den für Die 
relative Theorie angeführten Ausdrüden ift gejagt, daß die 
Verjährung zur Strafe des Gläubigers eingeführt fei, 
fondern nur, daß dieſer ſich nicht beichweren könne, 
ihm gejchehe Unrecht. Dagegen ift in einer Reihe von 
Stellen gejagt, daß Schuß des Schuldnerd und des 
Rechtsfriedens Zwed der Einführung der Verjährung 
geweſen ſei. (Vgl. pr. Inst, 2, 6 de usuc. „Ne 
rerum dominia in incerto essent c. 4. cod. de praeser,“ 
omnes nocendi quibus libet modis artes omnibus re- 
secantes — si quis sit contractus, si qua sit actio- 
sopiatur c. ultima cod. de fundis patrim. 11, 61. 
„nullam vel molestiam aut quamlibet formidare in- 
quietudinem — pro certo habeant, suum esse — ut 
omnibus ad excludendam omnem quolibet modo 
movendam quaestionem - exceptio possit sufficere, 
Ferner cod 4. cod. 7, 39.“ plenissima munitione 
securus. c. 6. cod. c. 8. $. 1. „eodem praedictum 
auxilium — ut simili uti possit praesidio‘“ mit 
Nov. 111. praef. Dagegen jagen die von den Geg— 
nern angeführten Ausdrüde nichts c. un. Cod. Th. 4, 
14. „ne qua otioso nimis ac desidi querimonia re- 
linquatur e. 2. Cod. 7, 40. ut-sit aliqua inter desides 
et vigilantes differentia c. 3 C. 7, 40. „contra desides 
homines et sui juris contemtores.“ Dafür jpricht 
denn auch die ganze Gefchichte der Verjährung, bie 
Ausdrüde Cicero'3 (pro Caecina c. 26. 8. f. „usucapio 
fundi-hoc est finis periculi atque litium), der römifchen 
Juriften über die usucapio fr. 5. D. 41, 10. pro suo:“ 
ut aliquis litium finis esset. fr. 2. pr. D. 39. 3. de 
aqua et aqua pluvia: „minuendarum litium causa.‘“ 
(Bol. Gajus Comment. II. $. 4. fr. 1. D. de usurp. 
41, 3) und PValentinian II. über die Klagverjährung 
(t. 27. nov. 1. pr. $. 4. t. 35. nov. 1.$. 13. $. 14.) 
Dafür ſpricht — außer vielen andern Gründen bei 
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Büchel und Vermehren — daß es verfehrt wäre, 
den Gläubiger für etwas zu ftrafen, was er thun 
darf (nemo invitus ad agendum compellatur): er 
darf ja auf das Klagerecht verzichten.) 

Dafür enijcheidet endlich die rechtSphilofophifche Bedeutung 
der Verjährung, wie fie in der Einleitung entwidelt ift, welche 
zwar im Conflict mit den Quellen diefen nachſteht, aber, im 
Einklang mit ihnen, deren Gründe und unfere Auffaffung be 
fräftigt. — Spricht aljo obige Regel wahr, fo fpricht fie für 
uns und wir geben mit ihr ein Argument auf. 

I. Dies müfjen wir aber thun nach der Deduction von 
Savigny (Bergl. auch Arndts 1. ec.) Denn einmal giebt 
e3 exceptiones in odium creditoris, welche gleichwohl 
abjolut wirken — exeptio doli, metus — anderfeit3 ex- 
ceptiones in favorem rei, die Doch nur relativ wirken — 
die Proceßverjährung. — Man muß daher annehmen, 
daß die drei Juriſten, welche die Regel ausſprechen, fie 
nur aus den beiden Hauptfällen abftrahirten, die ihnen 
vorschwebten, der exceptio SC. Macedoniani und Velle- 
jani: um fo mehr als in zwei von den drei Stellen 
und zwar gerade in den ausführlichen Fafjungen direct 
von diefen beiden SC. geſprochen wird: die dritte losgt— 
rifjene Stelle ftand wohl in gleichem Zuſammenhang. 

Daher bleibt e3 bei unſerm Grundjag: Die exceptio 
temporis wirft abjolut, weil fie eine exceptio perpetua und 
eine bejondere Ausnahme für fie nicht nachzumeifen ift. 


I. Aus dem Begriff und Zwed der Verjährung.” 


Der legte und allerenticheidendfte Grund für die abjolute 
Theorie liegt aber im Zmwed der Verjährung jelbft, welcher 
durch die Anficht der relativen Theorie faft vereitelt wird. 

E3 wird heutzutage zugegeben: Zweck der Verjährung 
ift nicht Beftrafung des Gläubigerd, jondern Erhaltung 
des Nechtsfriedens: dafür ſpricht Dogmatik, Geſchichte, 


5) Freilich Darf man nicht in dieſem Verzicht Die ratio prae- 
scriptionis fehen, wie VBasquius 1. c. p. 444 denn: „nolent 
quoque praescribitur.“ 

*) a) Für Die relative Theorie: Savigny 380. 403. Weber 

iträge Puchta Ger. AI. 1. c. Donellus 1. ce. 
b) Für Die abfolute Theorie: Wernher, Leyſer, Mevius, 
itius, nd ꝛc. Unterholzner Schuld 
ae 310. Müblenbrud 1. c. Arndts 1. e. Sint. 
Jahrbücher 259. 266. Vermehren 351. 
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Philoſophie. Wenn man nun aber zuläßt, daß die für 
eine verjährte Schuld eingegangene Bürgſchaft den Bürgen 
und alfo mittelbar den Schuldner noch immer oder aufs 
Neue binde, daß der Schuldner die irrthümliche Zahlung 
einer verjährten Schuld nicht condiciren fönne, fann man 
doch dieſen Zuftand fortwährender Angft und Unruhe und 
Haftung feinen Rechtsfrieden nennen. Völlig zwedwidrig 
aber wird die relative Theorie, wenn fie auch die Gegenrechnung 
einer verjährten Forderung gegen eine unverjährte zuläßt. 
Benn A dem B 100 jchuldet, fo ift fein Vermögen um 
diefe 100 Fleiner, daS des B um dieſe 100 größer als 
es ohne diefe Schuld wäre: da laufen 30 Jahre ab: die 
Schuld ift verjährt: dadurch wird das Vermögen des A um 
100 größer, er gemwinnnt Ddiefe 100, das des B um 
100 Eleiner, fie haben aufgehört ihm zu gehören, A hat 
ein jus quaesitum darauf, daß dieje 100 fl. nicht mehr als 
passiva für ihn gelten. Da erwirbt A eine Forderung von 
100 gegen B: wenn nun B die verjährten 100 compenfiren 
fann, was geſchieht? Er kann einen Vermögenstheil, den 
er längft verloren, behandeln als hätte er ihn noch und 
dem A wird hinterher ein jus quaesitum wieder entzogen. 
Es ift ganz ala ob der B dem A ſagte: „Du haft 100 
von mir zu fordern, dagegen compenfire ich diejen leeren 
Geldſack. In diefem Sad waren früher 100: freilich 
babe ich die 100 aus dem Sad verloren, aber fie waren 
dob einmal darin und deshalb compenfire ich mit Recht 
meinen leeren Sad gegen Deine volle Forderung.” 

Dies Argument ift jo fchlagend, daß die Mehrzahl der 
ältern Juriften zu einer Zeit, da unfere Controverſe theo— 
retiſch noch gar nicht geboren war und im Princip noch 
gar nicht verhandelt wurde, doch ſchon die Gegenrehnung 
einer verjährten Forderung und damit im voraus die relative 
Theorie verworfen haben.”) Dies Argument hat auch jpäter 
Biele der neuern Juriſten theoretifch für die abjolute Theorie 
beftimmt, obwohl das Argument aus der Fortdauer der 
Pfandklage noch ſtark für die relative Theorie ſprach: ſeit 
aber diejes Bollwerk — das Einzig: Wichtige — durch 
Büchel gefallen und durh Savigny wohl nicht wieder 
aufgerichtet ift, muß das Argumentum ad absurdum aus 
der Gegenrehnung mol entjcheiden. 


*) So die Mehrzahl der Nelteren. 
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Zum Schluffe muß noch einer doppelten Mittelmeinung 
erwähnt werden, deren Würdigung nun nicht mehr ſchwer 
fallen fann. Nämlich 


1) Donellus behauptet, daß alle Klagen, für melde 


2 


— 


durch das ſie einführende Geſetz ſelbſt ſchon eine 
Verjährungsfriſt beſtimmt worden, durch die Verjäh— 
rung ipso jure erlöſchen (jo bie prätoriſchen Klagen), 
dagegen die übrigen, für melde erft durch jpätere 
Gefege die Verjährung eingeführt worden, jollen ope 
exceptionis untergehen, und zwar gründet er Diele 
Anficht darauf, daß es bei den prätoriſchen Klagen heiße: 
„intra annum actionem dabo.“ Daraus folgt aber 
nicht, daß post annum actio ipso jure denegatur, 
denn auch die SC. Macedonium et Vellejanum, melde 
befanntlich nur ope exceptionis wirfen, drüden fi ſo 
aus: arg. „Neve in eas actio detur“ fr. 2, Sl, 
D. 16, 1. und „ne eui actio daretur“ fr. 1, D. 14, 6. 
Ueberdie8 mußte ja auch bei den prätoriichen Klagen 
die „annua exceptio“ geltend gemacht werden, Die 
Verjährung wirkte alfo nicht ipso jure. 


Endlid haben Andere: Unterholzner, Mühlen: 
bruch und Arndts in der Art einen Mittelweg ein- 
geichlagen, daß fie zwar die Fortdauer einer naturalis 
obligatio annehmen, aber deren Gompenfabilität 
läugnen. SHiergegen ift zu erinnern: 

a) in den Quellen ift diefer Unterſchied nicht ber 
gründet, vielmehr 

b) ſprechen gegen diefe Anfiht alle Gründe, melde 
auch gegen die relative Theorie jprechen (ausge: 
nommen der Leßtgenannte): 

ce) ferner der allgemein anerfannte Grundjag der 
Quellen, daß alle naturales obligationes com: 
penfirt werden können: eine infompenfable naturalis 
obligatio ift eine contradietio in adjecto, 

d) da aljo nur praktiſche Angemefjenheit Grund jener 
Anficht ift, To ift es inconfequent, micht dieſe 
practifche Angemefjenheit durchaus und überall zu 
befolgen und daher ſowie die Compenfation jo aud 
die Bürgschaft 2c. bezüglich der verjährten Forde: 
rung auszufcließen und die condietio indebiti zu: 
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zulaffen, d. 5. mit andern Worten fich der abjoluten 
Theorie anzuſchließen.“ 


Aum deutschen Pfandrechl. ’ 


— — — nn —— 


— 
Eh | ee Abhandlung, melde eine Reihe von praftifch 
?: ebenfo als theoretifch interefjanten Rechtsfragen be— 


RS züglih der Wirkungen gleihmäßiger Hypotheki— 
7° firung einer Forderung auf mehreren Liegenjchaften 
des Schuldners in fehr gründlicher Weife erörtert, ift eine 
von den Arbeiten, welche in unferer heutigen Rechtswiſſen— 
Ihaft gewiß am lebendigften gefordert werden. — Bei 
der Fülle des Material3, melde die Rechtsgeſchichte dar: 
bietet, bei der drängenden Maſſe von praktifchen Fragen, 
welde das gegenwärtige Nechtsleben in feinem Uebergang 
aus der Zeit des Uebergewichts des römischen Rechts in eine 
neue von deutschen Rechtsbegriffen, von modernen Rechts: 
verhältnifjen beherrichte Periode angeregt hat, bei dem Bevor: 
ftehen vollends einer Codificatien unferes Civilrechts, ift das 
Princip der Arbeitstheilung das allein heilbringende. Der 
Wiſſenſchaft und dem Leben wird faum mehr gedient durch 
die unendliche Production von Compendien des deutfchen 
und römiſchen Gefammtprivatrechts, von Büchern, die zum 
größten Theil den alten gleihen Inhalt und nur etwa im 
Spftem oder in einzelnen Streitfragen eine unterfcheidende 
Selbftftändigfeit haben; gefördert wird die hiftorifche wie 
die dogmarifche Nechtsfunde heutzutage weit mehr durch 
Monographien, welche einzelne, der Bearbeitung würdige 


=) ch habe dieſe meine Inauguraldiffertation aus dem Jahre 1855 
bier aufgenommen, nicht, weil ich fonderliche Weisheit darin fände, 
\ondern weil fie, längſt vergriffen, fait alle Jahre wieder verlangt 
wird, gewiß nicht wegen ihrer Vortrefflichkeit, fondern weil Die Frage 
noch heute beftritten iſt. Auf Verfolgung der feit bald dreißig Jahren 
nachgewachſenen Literatur konnte ich mich nicht einlaſſen. 

Zur Lehre von den — — der deutſchen Rechte. 
Mit beſonderer Berückſichtigung der Baieriſchen Geſetzgebung; von 
Heinrich Dürrſchmidt. 
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Gegenftände in fo abjchließender Weife behandeln, daß man 
in Zufunft auf diefer Grundlage weiter bauen und diejen 
Theil des Rechtsiyftems als ausgeführt betrachten fann. 

Die vorliegende Monographie verdient nun das Lob, 
die Wiffenfhaft in diefem Sinne zu fördern, indem fie 
mit gründlicher Kenntniß des betreffenden Rechtsgebiets 
und gediegener juriftifher Denkweiſe klares Verſtändniß 
der einjchlägigen Creditverhältniffe verbindet, und Ddaber 
die vielen in Diefer Lehre weder von der Gejeßgebung 
und der Praris noch von der Wiſſenſchaft gelöften Zweifel 
in einer Weiſe zur Entſcheidung bringt, welche nicht minder 
der theoretifhen Folgerichtigfeit als dem praftifchen Be: 
dürfniß entſpricht. 

Das Nechtsverhältniß, welches die Abhandlung be 
trachtet und anftatt mit den bisher gebräudlihen Namen: 
„Beneral, folidarifche, Eorreal, Gefammt, oder Simultanbypo- 
thef” mit der pafjenderen Bezeichnung: Verbandhypothek be: 
nennt, — befteht darin, daß ein und diefelbe Forderung auf 
mehreren Gütern des Schuldners in der Art eingetragen ift, 
daß jedes einzelne Gut vollftändig für die ganze Forderung 
in Anjprud genommen werden fann, aber nad einmaliger 
Befriedigung des Gläubiger8 aus dem Erlöjfe des einen 
Pfandgutes die übrigen Güter von der Zahlung frei werden. 

Die interefjanteften der hiebei auftauchenden Fragen, 
deren Erörterung den Hauptinhalt der Abhandlung bildet, 
find nun folgende. 

Vor allem fragt es fih, ob nicht das Wahlrecht des 
Verbandhypothefgläubigers bezüglich der Pfandobjecte, aus 
deren Erlös er feine Befriedigung zu juchen hat, zu Gunften 
der Nachhypothefengläubiger zu befchränfen fei, da ihnen 
allerdings die unbeſchränkte Ausübung dieſes Wahlrechts 
unter Umftänden großen Nachtheil bringen kann, und zwar 
ohne Bortheil für den Verband: Hypothefengläubiger. In 
nachftehendem Beifpiele: 

Güter: I. I. IH. 
Erlöfe: 1000. 1000. 2000. 


Einträge A. 1879. 1000. 1000. a eier 
— B. 1880. 500. Hypothek. 


kann der Verbandhypothekgläubiger ebenſowohl das Gut J. 
wie das Gut II. zu ſeiner Befriedigung angreifen; wählt er 
nun das Gut I., fo erleidet der Nachhypothekengläubiger B. 
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den Berluft feiner Pfandfiherung: denn das Gut I. geht 
volftändig an A über, und auf den Güttern II. und III. 
ift B. nicht eingetragen. Wählt dagegen A. zu feiner Be- 
friedigung das Gut II, welches ja ebenfalls vollftändig zur 
Dedung jeiner Forderung ausreicht, jo bleibt dem B. feine 
Sicherung auf dem Gute I. unangetaftet. 

Bılligkeitsrückfichten, zufammengefaßt in dem alten, aber 
gewiß unrichtigen Sat: „quod tibi non nocet et alteri 
prodest, ad id potes compelli‘* haben nun einen Theil der 
Gejeßgebung und der Doctrin dahin geführt, den Verband: 
bupothefengläubiger in feinem Wahlrecht bezüglich der ihm 
verpfändeten Dbjecte infofern zu bejchränfen, als fie ihn an— 
halten, in den gefhilderten Fällen das von Nachhypotheken 
freie Pfand, wenn e3 zu feiner Dedung ausreicht, zu 
wählen, um auf diefe Weife die Nachhypothefengläubiger 
vor dem Verluſt ihrer Sichernng zu ſchützen. 

Diefer Anfiht gegenüber führt nun die Abhandlung 
in gejunder juriftifher Denkweiſe aus, wie ſolche Be— 
ſchränkung eines mwohlerworbenen Wahlreht3 aus bloßen 
Billigfeitsgründen einerfeit3 eine offenbar ungerechte, gegen 
alle Begriffe der obligatio und des Pfandrechts verjtoßende 
und anderjeit3 nicht einmal zmwedmäßige, weil den Grebit 
des Hypothekenweſens erjhütternde Inconſequenz jei. — Es 
iſt der überzeugenden Beweisführung der Abhandlung nur 
noch etwa die Bemerkung beizufügen, daß die Beſchränkung 
des Wahlrechts ganz mit Unrecht ſich auf die Billigkeit be— 
ruft, da ja der Nachhypothekengläubiger vermöge der Oeffent— 
lihfeit des Hypothefen- Buches reht wohl wußte, daß ihm 
eine Berbandhypothef vorausgehe und gleichwohl fih für 
genügend gefichert erachtete: volenti non fit injuria. 

Wenn nun aber das Wahlrecht des Verbandhypothefen= 
gläubigers nicht beſchränkt werden darf, was wird die Folge 
der Berbandhypothef für das verpfändete Gut oder vielmehr 
deſſen Eigenthümer fein? Eine ganz unverhältnigmäßige 
Shwähung des Eredits! Denn jeder jpäterfommende Eapi— 
talift wird fich weislich hüten, fein Capital auf einem der 
Güter anzulegen, über welche ficb der gefährliche Nerus 
einer Verbandhypothek erftredt: in dem obigen Beifpiel alfo 
wird der Eigenthümer der Güter I. II. und II., während 
er ohne die Verbandhypothef eine Erebitfraft von 4000 
zur Dispofition hätte, wegen der Verbandhypothek, melde 
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ihm doch nur 1000 Gapital gewährt hat, Fein weiteres 
Capital auftreiben könne. 

Um nun diefer Zerftörung des Credits der Grund: 
eigenthümer durch die Verbandhypothefen vorzubeugen, ohne 
doch das Wahlrecht des Verbandhypothefengläubigers zu 
beſchränken — eine Maßregel, welche ebenfojehr felbft wieder 
den Credit ſchwächen würde — muß die Gejeggebung auf 
andere Weile die verluftbedrohten Nachhypothefengläubiger 
zu jhügen ſuchen, und die Erörterung der hiezu gebotenen 
Mittel bildet den ferneren Hauptinhalt der Abhandlung. 

Untrennbar von dieſer Frage ift die weitere Streitfrage 
über die Art und Weife, in welcher die Befriedigung der 
vorhergehenden Verbandhypothek auf jedem der einzelnen 
Pfandgüter zu vollziehen ift, über das Princip und die Be: 
rechnungsweiſe, wonach die einzelnen Güter zur Dedung der 
Verbandhypothek beizutragen haben: auch in diefer Hinſicht 
— es ftehen fi über ein halbes Dußend von widerſtrei— 
tenden und zum Theil höchſt complicirten Berechnungsweiſen 
gegenüber — erjheint die Ausführung der vorliegenden 
Abhandlung als die zugleich richtigfte und einfachfte. Da 
nämlich die Verbandhypothek nichts anderes ift, ala die 
gleichmäßige Belaftung mehrerer ſelbſtſtändiger Objekte mit 
der Verpflichtung, die auf allen gleich groß eingetragene 
Forderung einmal zu deden, fo wird offenbar der Anteil 
jedes einzelnen Gutes an der Gejammtlaft dur die Zahl 
der belafteten Güter beftimmt. Reicht nun der Erlös eines 
einzelnen Gutes nicht aus, den ihn treffenden Antheil zu 
deden, jo wird der Ausfall dieſes Antheild gleihmäßig an 
bie andern Güter vertheilt, d. h. der Beitrag derjelben wählt 
für jedes einzelne um einen Quotienten, defjen Dividende 
der Ausfall, defjen Divifor die Summe der (dedungsfähigen) 
Güter ift; und in diefer Vertheilung des Ausfalls auf die 
dedungsfähigen Güter wird fo lange fortgefahren, bis die 
ganze Forderung gededt erjcheint, was jedesfalls immer 
möglich ift, da ja der Geſammtwerth aller "Güter jedesfalld 
die Gejammtforderung dedt. 

Auf Grund diefer BVertheilungsmarime baut die Ab: 
handlung die Sicherheit der Nachhypothefgläubiger auf, in: 
dem fie ihnen auf dem gejeßgeberifhen Standpunct das 
wichtige und billige Recht einräumt, im Fall einer Ber: 
luftgefahr Eintragung ihrer Nachhypotheken auf den von der 
Verbandhypothek ergriffenen Gütern zu verlangen oder doch 
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Erfag aus dem Erlöfe der von der Verbandhypothek nicht 
ergriffenen Güter zu fordern. Es fol nämlid immer be= 
rechnet werden, wie viel nach der obigen Marime jedes ein- 
jene Gut zu der Berbandhypothef beizutragen hätte, und 
wenn nun durch die Wahl des Berbandhypothefgläus 
bigerd, melde dabei ganz unbefchränft bleibt, ein Gut, auf 
welbem Nahhypothefengläubiger eingetragen find, über das 
Maß jener Berechnung hinaus bejchwert wird, jo dürfen die 
dadurh verkürzten Nachhypothekgläubiger Erfag aus dem 
Erlöfe der übrigen dem Berbanphypothefgläubiger zu Ge: 
bote ftehenden, aber von ihm nicht beanjpruchten Erlöstheile 
verlangen. Intereſſant ift zumal noch die Erörterung bes 
Verhältniffes der Nahhypothefgläubiger unter einander, zum 
Schuldner und zum Vorgläubiger. 


Aur Sheorie und Gesehnebung über 
eheliches Cülerrechl. 


— ER — 






). nachftehenden Erörterungen können ſich fnüpfen an 
eine durchgängige Kritik der Schrift über dieſen Gegen 
5 fand von Dr. Otto Freiherrn von Völbern: 
28 dorff, „Entwurf eines Gefeßes über das 
ehbelibe Güterrehbt auf Grund der Baieriſchen 
Statutarrehte”, Erlangen, welche die wichtigften theore: 
then Fragen und praktiſchen Aufgaben in diefem Rechts: 
gebiet zum Theil felbft behandelt, zum Theil wenigfteng berührt 
und die Heranziehung der Uebergangenen nahe legt. Der 
Natur der Sache nah hat ſchon der Entwurf weder blos 
Baierifches Recht zum Ausgangspunct, noch blos für bie 
porticulare Rechtsbildung Bedeutung. Die folgenden Be: 
merfungen werben fih nur auf dem Boden des gemein- 
deutfchen Rechts bewegen. 
Der Entwurf ruht auf einem umfaflenden Studium ber 
zahlreichen in Baiern geltenden particularen und flatutaren 
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Rechte; er will ein Eherecht aufftellen, „das diefe Verſchieden— 
heiten bejeitigt, ohne althergebrachte und mit dem Volksleben 
verwachjene Rechtsgewohnheiten zu ſchädigen,“ — eine Auf: 
gabe, die offenbar in vielen Fällen unlösbar ift; denn das 
neue Geſetz kann unmöglid, ohne auf die bezwedte Rechts: 
einheit zu verzichten, auch nur die berechtigtften und tiefftge: 
wurzelten Sonderbildungen fämmtlich aufnehmen. Daneben 
hat der Entwurf aud die außerbaierifhen Gefege und bie 
ſechs Baierifhen Entwürfe von 1808, 1811, 1814, 1825, 
1832 und 1856 berüdfictigt. 

Zur unerläßlihen Berftändigung über unjere Termino: 
logie jebiden wir das folgende Schema voraus. Die zum 
Theil abweichende Ausdrucksweiſe des Entwurfs können mir 
aus inneren Gründen, wie fich zeigen wird, ung nicht aneignen. 

Es gliedern fih uns die dermalen in Deutſchland vorfoms 
menden Güterrechts-Syſteme folgendermaßen. Entweder gilt: 

A, Nömifches Recht: — Syftem der Gütertrennung, 
Dotal-Syftem. 
I. Rein (Nr. 1) ober: 
II. mobdificirt durch Deutſches Recht: 
a. Dotalſyſtem im NENNEN daneben Errungenjchafts: 
Gemeinſchaft (Nr. 2), 
3 daneben Fahrnißgemein⸗ 
ſchaft (Nr. 3), 
c. a 2 daneben Errungenjcafts: 
und Fahrnißgemeinſchaft 
(Nr. 4). 
Oder: 
B. Deutſches Recht. 
J De der ren 
Rein (Nr. 5) oder 
b. mit particulärer Gütergemeinfchaft, 
a) mit — ——— (Nr. 6) 
2) „ Fahrniß: (Nr. 7) 
Dr ne: an — Gemeinſchaft. 
niß⸗ (Nr. 


Oder II. Syſtem der Gütergemeinſchaft (= —— 
a. allgemeine Gütergemeinſchaft (Nr. 9), 
b. particuläre 
a) Errungenſchafts⸗ \ 
B) Fahrniß- Gemeinschaft. 
y) Errungenſchafts- und Fahrniß⸗) 


daneben 


Digitized by Google 
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a. Gütertrennung (Nr. 2, 3, 4) 
ober 


b. Güterverbindung‘) (Nr. 6, 7, 8). 

Dabei verftehen wir unter Gütertrennung: Unbe⸗ 
rührtheit von Eigenthum, Verwaltung und Fruchtgenuß der 
beiden Gatten an ihren Vermögensgruppen, abgeſehen von 
dos und donatio propter nuptias; unter Güterverbindung: 
Unberührtheit des Eigenthums, aber Verwaltungsrecht und 
Frubtmitgenuß des Mannes am Frauengut; unter Güter: 
gemeinfchaft: condominium der Gatten, Verwaltungsrecht 
und Fruchtmitgenuß de Mannes an dem Frauengut (der 
idealen Hälfte des gefammten Gutes). 

Der Entwurf ftelt nun (Allgemeine Motive ©. 5), von 
geringeren Werjchiedenheiten abſehend, zwei Hauptiyfteme 
einander entgegen: 

1) das Verhältniß des gefonderten Vermögens, 

2) das BVerhältniß der allgemeinen Gütergemeinfchaft; 
unter 1) verfteht er aber nicht etwa das Dotalfyftem (Nr. 1 
unferes Schemas), fondern Güterverbindung und zwar mit 
Gemeinſchaft von Fahrniß und Errungenſchaft (alſo Nr. 8 
unſeres Schema3). 

Das reine Dotalfyftem, bemerkt der Entwurf mit Recht, 
bat fih als gejegliches nur ſehr wenig erhalten.” 

Viel häufiger findet fih das Dotalfyftem verbunden 
mit particulärer Gemeinfhaft und zwar am meiften mit 
der Errungenfchaftsgemeinihaft (Nr. 2), eine Combination, 
mit deren Empfehlung im Entwurf S. 7 wir ganz einver- 
fanden find. Nur durfte derſelbe hier noch nicht aus ber 
Verwaltung des Mannes argumentiren, da er ja nod von 
der Gütertrennung, nicht Güterverbindung ſpricht. Ferner 
it nicht zu billigen, um ber praktifh häufig vorfommenden 


') Die daneben Io Ay ade iſch en — 5* Combination: Gütertrennung 
im Allgemeinen mit g im Beſonderen (für Erxun m 
haft, iß oder beide) 5 fo weit ich ſehe, praftif 
land nicht vor. 
Es gilt in Baiern im S sauer er — im Vorder⸗ 
—— Recht, im Oeſterrei 5 Ge von 1811, in 
emmingen und theilwei e in rer sie (wo aber für „Handmerfer 
von der offenen Tafche h. die einen offenen Laden führen, * 
—* be Zahn, en — gilt), in den Deutichherrlihen Orten Frankens 
Er e rg d — Dein —— — er h * 
o as reine Dotaliy in 3a en Ehen der 
höheren Stände durch Vertrag vereinbart („verdingte Ehen“). 





— — — 


48 


Form Nr. 8 willen das reine Dotal:Syftem (Nr. 1) und 
die Errungenjchaftsgemeinichaft (als ſolche) al Ein Syſtem 
zu behandeln und aufzuftellen,; denn nicht blos find beide 
jyftematifch zweierlei, e3 kann fih ja auch Errungenſchafts— 
gemeinschaft mit anderen Formen, als gerade mit reinem 
Dotalfyftem verbindeu, — 3. B. die Formen Nr. 4 u. Nr. 6. 

Ein richtiger und glüdlicher Grundgedanke des Ent- 
wurfs ift dagegen, die Verbindung der Fahrniggemeinichaft 
mit der Errungenjhaftsgemeinfcaft gejeglich vorzuſchreiben, 
die Errungenſchafts- ohne Fahrniß-Gemeinſchaft gejeglich zu 
verbieten; es ift die eine aus genauer Kenntniß der Braris 
geihöpfte und erfprießlich verwerthete Einficht: „damit nicht 
fernerhin jene Frivolitäten und ſchmählichen Interventions— 
procefje vorfommen, welche jegt zum Nachtheile der Gläubiger 
und zum Hohne der Juſtiz unfere Gerichtshöfe erdrüden” — 
©. 8; es wird nämlich allzuhäufig, nachdem die gelammte 
Fahrhabe die Ereditanforderung des Ehemannes unterftügen 
belfen mußte, gegen die Erecution die Errungenſchaftseigen— 
ſchaft werthvoller Stüde beftritten und der Beweis der Ein- 
bringung in frivolfter Weife durch bedenkliche Erfüllungs: 
eide, Zeugeneide, zurückgeſchobene Haupteide geführt. Der 
Vorſchlag ift, mit einer wichtigen Ausnahme für Handels: 
leute, entfchieden zu empfehlen.”) 

Im Folgenden wird nun erörtert, daß das reine Dotal- 
Syitem in Wahrheit fih in Deutfchland nicht erhalten habe, 
daß vielmehr der Mann an allem Frauengut (au abge: 
jehen von der dos) als „eingebrachtem“ Gut jelbftveritänd- 
lih Verwaltungs: und Nießbrauchsrecht habe, daß es ein 
echte3 Römiſches Paraphernalgut nicht gebe, jondern nur 
ausdrüdlich jenen beiden Rechten des Mannes entzogene 
Güter, Sondergüter, bona recepticia, die Stelle der Römiſchen 

arapherna einnehmen, — Ausführungen anerkannter Wahr— 
beiten, wobei nur der Saß ©. 10, daß das Dotalfyftem in 
dieſer Geftalt in allen Deutſchen Barticularrechten auftrete, 
zu weit geht; vielfach ift die in die Geſetze recipirte Güter: 


) Damit Al die ifolirte Errungenſchaftsgemeinſchaft in Com: 
bination mit Gütertrennung und Güterverbindung (Nr. 2 und Nr. 6) 
practifch aus; zur Zeit gilt übrigens das Syſtem Nr. 2 in Baiern 
für mehr als zwei Millionen Ginwohner: nämlich im Gebiet des 
Codex maximil., des Code Napoleon, des Mainzer, Württemberger, 
Koburger, Solmfer Landrechts, der Stadtrechte von Regensburg, 
Rothenburg, Lindau, Rothenfels, Sonthofen nnd Ansbach, und bei 
unbeerbter Ehe im Wirzburger Recht. 
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trennung erft durch derogirendes Gewohnheitsrecht wieber 
geändert oder noch häufiger aus dem Geich in's Leben gar 
nicht herübergenommen worden. 

Ferner halten wir für (ſyſtematiſch) principiell verwerf- 
ih, daß ©. 8 die Frage nach dem gegenfeitigen Erbredt 
der Gatten zur Characterifirung der Güterrechte während 
der Ehe hereingezogen wird (gelegentlich der an ſich ganz 
tihtigen Bemerkung, dab thatjädhlih das reine Römiſche 
Dotaliyftem bejonders bei unbeerbter Ehe durch das vor— 
gehende Erbrecht des überlebenden Gatten alterirt werde). 
Die Hereinziehung der Erbanfprüde hat in Geſetzgebung 
wie in Theorie jehr viel zur Verwirrung der Rechtsbegriffe 
in diefem Gebiet beigetragen; fie macht eine flare und ſcharfe 
Scheidung ber Syfteme faft unmöglich, nicht blos, weil bie 
Rebrsbildungen in der erbrectliben Frage quantitativ faft 
unüberjehbar find (Statutariihe Portion, Voraus, fortges 
ſetzte Gütergemeinfchaft, Beifit, alle Arten von Witthum und 
Wittwen-Leibzucht, Morgengabe, Wittwengerade, verfangne 
Güter u. A.), mehr noch deßhalb, weil feine rechts-noth— 
wendige, begrifflihe Verbindung der einzelnen erbrechtlichen 
Inftitute mit den einzelnen Güterrechtsſyſtemen befteht, und 
meil überdem durch Willfür (Erbvertrag, wechjelfeitiges, ein— 
ſeitiges Teftament) auch die Verſuche folcher Verbindung 
durch Geſetz wieder bejeitigt werden. 

©. 11 wird eine an fi richtige Entwidelung in den 
Satz abgeſchloſſen: „Hierdurch nähert fih . . das Dotalrecht 
volftändig dem Spyfteme der fogenannten Gütereinheit, 
welches im Gegenjage zu dem erft fpäter aufgetretenen 
Eyfteme der Gütergemeinjchaft als das echt Deutihe von 
der neueren Theorie nachgewieſen, jüngft in harmonijcher 
Tetailausführung im Züricher Gejegbuche als alleiniges 
Syftem aufgeftellt wurde und mweldem auch das in dem 
Preußiſchen Landrecht aufgeftellie Eherecht den Grundzügen 
nad entjpricht. Diejes Syftem hat denn aud der nach— 
folgende Entwurf als das regelmäßige, das gejeglihe ans 
genommen.” 

Hiergegen müſſen wir erftend den Ausdrud „Güter: 
einheit”, der hier wie in der älteren Theorie für Güterver- 
bindung gebraucht wird, entjchieden verwerfen. Will man 
jenen Ausbrud überhaupt verwenden, jo fann man ihn aus 
ſprachlicher Nothwendigfeit offenbar nur gebrauchen für die 
denkbar engfte Vereinigung der beiden Gütermafjen; denn 

Felig Dahn. Baufteine. V. 2. 4 
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„Einheit“ bezeichnet eben ein innigere® Verhältniß ala 
„Trennung“ und Berbindung“ nicht nur, fondern jogar ein 
engere3 als „Gemeinſchaft“; unmöglih alfo fann man jenes 
Syftem, nad welchem die beiden Gütergruppen nur durch 
Verwaltung des Mannes verbunden werden, im Eigenthum 
aber getrennt bleiben, mit jenem engften Worte pafjend be: 
zeichnen. Wir brauden aljo Gütereinheit = Gütergemein: 
Ihaft, und gerade bei unferer Auffaflung des Nechtöver: 
hältnifjes in dieſem Syftem (ald Miteigentbum) empfieblt 
fih „Einheit“ noch mehr als „Gemeinſchaft“, weil jenes 
Wort noch energijcher die unitas der beiden Gruppen betont 
und die verlodende und unklare Borftelung eines joge: 
nannten „Oejammteigentbums”, wozu die „Gemeinſchaft“ 
leichter leitet, jchon ſprachlich ausſchließt. Wielleicht könnte 
man „Einheit“ für die allgemeine Gütergemeinfchaft rejer: 
viren, die particulären Communions-Syfteme mit „&emein- 
ſchaft“ bezeichnend. Das Züricher Geſetzbuch, auf das fid 
der Entwurf bezieht, hat fich jeder Bezeichnung enthalten, und 
deſſen Berfaffer, Bluntſchli, hat in feinem Deutfchen Privat: 
recht $. 198 die Bezeichnung der Güterverbindung als Güter: 
einheit ausdrüdliib und mit guten Gründen verworfen. 
Ferner wäre in dem angeführten Sag wohl ftatt „echt“ ur: 
ſprünglich“ zu ſetzen; denn echt Deutſch, wenngleich jünger, 
ift aud) die Gütergemeinschaft; und endlid „nähert fih“ nad 
der Gonftruction des Entwurfs das Dotalfyftem der Güter: 
verbindung nicht nur vollftändig, jondern fällt mit derjelben 
zufammen. 

Indeſſen, das find Nebenpuncte. In der Hauptſache 
bat der Entwurf ganz das Nechte darin getroffen, daß er 
die Güterverbindung als das gejegliche Syitem auf und die 
Gütergemeinfchaft facultativ daneben ftelt.e Dabei wäre 
aber fyftematifch richtiger, gejeßgeberifch einfacher und auf 
praktiſch angemefjener geweſen, die reine Güterverbindung 
(Nr. 5), nicht die Güterverbindung mit Errungenjdafts: 
und Fahrnißgemeinihaft, (Nr. 8) als Negel binzuftellen. 
Wenn der Entwurf meint (S. 7), falls die Eheleute dieſe 
Gemeinschaft nicht mit der Verbindung combiniren wollen, 
fo ſoll es ihnen frei ftehen, diefelbe auszuschließen, fo ift es 
doch gewiß logifcher, umgekehrt einen bejonderen Act ber 
Gatten nur zu einer Pofition, d. 5. zur Begründung, nicht 
zu einer Negation, der Ausfchließung der Gemeinschaft zu 
verlangen. 
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Die ſchwächſte theoretiihe Partie des Entwurfs fcheint 
uns die Erörterung über Begriff und Rechtsnatur der ehe: 
liden Gütergemeinſchaft; diejelbe aboptirt die verhängniß- 
volle Lehre vom Gefammteigenthum, welche, jelbft wenn man 
fie theoretiſch für die richtige hält, in ein Geſetzbuch aufzu— 
nehmen man große Bedenken tragen muß; thut man e3 
gleihwohl, jo ift die möglichft präcife Firirung des damit 
verbundenen Rechtsbegriffes und genaue, erihöpfende Auf: 
zählung aller feiner Rechtsfolgen dringend geboten; ber 
Entwurf hat dagegen die, nach unferer Auffaffung, am meiften 
unjuriftifche, weil am meiften unbeftimmte Verfion jener 
Theorie aufgenommen und daraus theil3 nicht erſchöpfende, 
theild inconjequente Folgerungen gezogen. 

Wir fhiden voraus, daß wir die Lehre vom „Geſammt-— 
Eigenthum“ (und die damit untrennbar verbundene von der 
„Genoſſenſchaft“), als eines dem Deutichen Recht eigenthüms 
lihen juriftifchen Mittelbegriffes zwiſchen condominium und 
AleineigentHum einer juriftifden Perfon (und zwiſchen 
societas und Corporation), hiſtoriſch für nicht begründet, 
logiſch für nicht conftruirbar und praktiſch für nicht brauch— 
bar eradten. 

In der Vorrede zu unferer Ausgabe des Deutſchen Privat: 
rechts von Bluntihli haben wir unjere Abweichung von diefen 
beiden Theorien bereit ausgeſprochen. Hier fann auf eine 
ausführlide Widerlegung jener Doctrinen nicht eingegangen 
werden; wir begnügen ung mit dem Hinweis darauf, daß 
die beiden wichtigſten Erjcheinungen, von denen die ganze 
Theorie ausgegangen,') die Allmände und eben die eheliche 
Gütereinheit,, hiftorifch eine andere Erklärung fordern und 
logiſch die jener Mittelbegriffe nicht ertragen, 

Die Allmände fteht nachweisbar im Alleineigenthum der 
Gemeinde, und die Gemeindegenofjen (aber nicht immer noth— 
wendig alle, wie jene Theorie erheijchen würde) haben daran 
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dinglihe Nutzungsrechte; will man nun ſolche Corporationen, 
deren Glieder dingliche Nutzungsrechte an gewiſſem Corpo— 
rations-Eigenthum haben, Genoſſenſchaften nennen, ſo iſt 
dagegen nichts einzuwenden: — es ſind das aber nur hiſto— 
riſche, thatſächliche Bildungen im Deutſchen Rechtsleben, 
keine dem Deutſchen Recht eigenen juriſtiſchen Mittelbe— 
griffe zwiſchen societas und Corporation; hätte die Stadt: 
gemeinde Rom nicht ganz dafjelbe Verhältniß ihrer Bürger 
zu Römifhem Stadtwald ꝛc. herftellen können? 

Bei der ehelichen Gütergemeinfhaft aber ift (abgejehen 
von entfchieden zu verwerfenden Auffaffungen) eine zweiſache 
juriftifche Conftruction möglich. Nach der weit übermiegenden 
Mehrzahl der Statuten?) ift das Rechtsverhältniß Miteigen: 
thum der Gatten je zur idealen Hälfte an dem Dbject ber 
Gemeinschaft, ohne Rüdficht auf das Größenverhältniß des von 
dem einen oder andern Gatten eingebrachten oder errungenen 
Vermögens. Diefes einjahe und flare Rechtöverhältnig wird 
nur dadurch der lediglich auf die praftifche Erfcheinung im 
Leben blidenden Betrachtung besNicht-Juriften, alfo der Gatten 
felbft und des mit benfelben als Gläubiger und Schuldner 
contrahirenden Publikums, getrübt, daß, dem Weſen der 
Deutſchen Ehe entſprechend, der Mann auch über die der Frau 
gehörige Hälfte feine Verwaltung erftredt und an derjelben 
den (ehelichen) Nießbrauch hat, welche Verwaltung und Nutz— 
nießung aber feineswegs dem Intereſſe der Ehe, alſo auch 
der Frau jelbft entgegen geübt werben dürfen. 

So empfinden freilib in normalen Verhältniſſen, bei 
ungeftörtem ehelichen Leben, die Gatten die juriſtiſche 
Hälftenfpaltung bes Eigenthums und das Verwaltungs: 
und Nutzungsrecht des Mannes nicht mit juriſtiſcher Be: 
ftimmtheit, d. 5. fie denken eben regelmäßig gar nicht an 
das Rechtöverhältnig: — fie denken ohne bejondere Veran: 
lafjung überhaupt nicht juriftifh. Diefen factifhen normalen 
Zuftand (der aber nicht ein juriftifcher Gedanken Zuftand ift) 
hat Blunſchli vor Augen, wenn er fagt, die Eheleute denken 
nicht bei jedem Tiſch und Stuhl an ideale Hälften; fie 
jagen nebeneinander: „das Vermögen gehört mir“ und 
„das Vermögen gehört uns“; fie unterfcheiden nicht bei 
dem völlig vermifchten und dem Einen Zweck der Ehe 


) So Das Nürnberger Recht, Das Baierifche Landrecht, Das 
Hohenloher Yandredt, Die Entwürfe von 1811, 1814, 1825. 
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dienenden Bermögen den Rechtsanſpruch de3 Mannes und 
den der Frau. 

Ganz richtig — ſo lange fie überhaupt nicht juriftiich 
denfen. So mie fie aber — feineswegs nur bei Auflöfung 
der Ehe — etwa aus Anlaß einer Meinungsdiffereng über 
Anlage, Berwendung einzelner Bermögensftüde, fih aus 
jenem Zuftand gedanfenlofen Hinlebens erheben und fich, 
um fie geltend zu machen, ihrer Rechte an dem gemeinfamen 
Vermögen erinnern, hört jene verfhwommene Unbeftimmtheit 
des „Geſammteigenthums“ nothwendig auf und eine andere, be— 
fimmte, wenn auch vielleicht unrichtige Vorftellung macht ſich 
geltend. Man kann nun aber doch nicht einen, wenn auch 
thatlächlich noch jo häufigen und wünjchenswerthen, Zuftand 
juriſtiſchen Nichtdenfens, eine Anjchauung, die eine Gemüths— 
ſtimmung und gerade der Ausſchluß juriftiichen Denkens ift, 
bei der juriſtiſchen Erklärung eines Nechtsverhältniffes 
zum Friterium wählen. 

Gleichwol ift dies gejchehen, nicht blos in der Theorie, 
aub in einzelnen Statuten. So jagt das Wirzburger Land: 
reiht (vielmehr die Ermahnung bei der Einkindjchaftung in 
dem Nachtrag zur Verordnung v. 3. Mai 1782 — 27. Juni 
1782 II. ©. 267): „daß der Eheleute ſämmtliches Ver— 
mögen... . jo zufammen und gemeinfchaftlihd vermifcht 
werde, daß feines mit Wirkung mehr jagen könne, Diefes 
oder Jenes ift mein.” — Das ift der erklärte Verzicht auf 
eine juriftifhe Conſtruction. 

Daß nun folde unglüdlihde und unbeftimmte Auf- 
fafungen eines hiftorifchen Rechtsverhältnifjes ung auch dann 
nicht nöthigen können, unſere theoretifche Conftruction nad 
ihnen einzurichten, wenn fie in Gejeßen, nicht blos in ber 
Theorie auftreten, leuchtet ein: — felbft dann, wenn folche 
Auffaffungen viel häufiger in Statuten begegneten, als es 
in der vorliegenden Frage glücklicher Weile der Fall ift. 
Sonft müßten wir ja auch die Deutihe Stammgutzftiftung 
ald Römisches Fideikommiß, die väterlihe Muntjchaft als 
patria potestas, den Erbvertrag als testamentum reciprocum, 
dad Urheberrecht als literariiches Eigenthum, den Wechfel 
bald als PVapiergeld, bald als ohne die Drdreflaufel nicht 
indofjabel faſſen u. dergl. m. 

Leider hat nun der Entwurf gerade die angeführte (Wirz- 
burgifhe) Faflung als die „umfaffendfte” (S. 14) feiner 
turiftiihen Geftaltung der Gütergemeinſchaft zu Grunde ge— 
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legt: a. 51 (bei der_Gütergemeinichaft wird) „Alles, was der 
eine Ehetheil an Hab und Gut, fahrend oder liegend hat, 
völlig mit dem Vermögen des Anderen vermifcht und Beider 
Gut dergeftalt Ein Gut, daß feines mehr mit Wirkung jagen 
fann „Dieje3 oder Jenes ift mein.“ 

Der Entwurf hat ja Autoritäten wie Bejeler und Blunt: 
ſchli u. A. für ſich; gleichwol müſſen wir dieje jeine Auffafjung 
und namentlich deren Formulirung entſchieden befämpfen. 
Diefelbe bietet auch praktiſch feinen einzigen Vortheil, den 
die Miteigenthumsannahme nicht auch gewährte (denn jelbft: 
verftändlich haftet nach unserer Conftruction den Gläubigern 
das Frauengut auf Grund der eheherrliben Verwaltungs- 
alfo auch Belaftungs: und — unter den geſetzlichen Voraus: 
jegungen — Beräußerungs:Befugniß), und mürde wegen 
ihrer Unbeftimmtheit gewiß in der practiihen Verwerthung 
zahlreiche Nachtheile der Verwirrung anrichten, wie jchon im 
Entwurf — wir werden ung alsbald davon überzeugen — die 
Borftellung der „Ehegenofjenfhaft” bedenkliche Confequenzen 
hervorgerufen hat. 

Theoretiſch und praktiſch viel glücklicher fcheint uns eine 
andere Auffaffung des fraglihen Rechtsverhältniffes, melde, 
wenn man Miteigenthum nicht annehmen will, fich in zweiter 
Reihe empfehlen würde, nämlich die Gonftruction der Ebe 
ala einer juriftiihen Perfon, in deren EigenthHum während 
der Dauer des ehelichen Bandes das jogenannte gemeinjamt 
Vermögen fteht, nach Außen einheitlich vertreten durch ben 
verwaltenden Mann in Intereſſe und Zweck des eheliden 
Lebens. Letztere Erjcheinung, welche das Verhältniß des 
ehelihen Vermögens nah Außen in manden Beziehungen 
der offenen Handels-Geſellſchaft mit Vertretung der firma 
durch Einen Geſellſchafter ähnlich geftattet, hat in der flatu: 
tariſchen Rechtsbildung ſchon der älteren Zeit, z. B. dem 
Kaſſeler Landredt von 1799, zur Auffaffung der Ehe als 
juriftifcher Berfon und Eigenthümerin des gemeinjamen Gutes 
geführt, und von dem älteren Haſſe und von Danz ift 
diefe Auffafjung auch theoretifch vertheidigt worden. Diejelbe 
bat zwar mande Schwierigfeiten und nicht die Vorzüge der 
einfachen Condominiums=Lehre: aber im Vergleich mit dem 
„Geſammteigenthum“ den großen Vortheil juriftifher Be: 
flimmtheit in der Wirfung, logifcher Klarheit in der Con: 
ftruction und biftorifcher Begründung in dem Uebergang aus 
der Güterverbindung, meld’ letztere namentlih aud de 
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Dunkfer’shen Annahme eines nur durch Erbrechte der Frau 
beihränften Alleineigentbums des Mannes gebricht. 

Schon ©. 16 findet fich eine nachtheilige Folge der un— 
Haren dee von Ehegenofjenihaft und Gefammteigenthum 
in dem Sage, daß bei der Gütergemeinfchaft die Gleichbe- 
tehtigung der Ehegatten mehr hervortreten müffe, als bei dem 
„geionderten Vermögen“; „denn dort ift e8 ja eben die Ge— 
noſſenſchaft als ſolche, welche berechtigt hat (ſoll wol heißen 
„iſt“), und es darf das ehelihde Mundium möglichft wenig 
überwiegen.” 

Diefer Sag widerjpricht der gejchichtlichen Geſtaltung 
bei der ehelichen Gütergemeinjchaft: er widerjpricht dem praf: 
tiben Bedürfniß des Lebens und er entjpricht nicht einmal 
ald nothmwendige Conſequenz der Gejammteigenthums = Vor: 
ftellung, obwohl er mit ihr zufammenhängt. 

Ale Gefeggebungen der ehelichen Gütergemeinicaft ge— 
Hatten dem Manne vermöge feiner ehelichen Gewalt wenigftens 
als Regel die Verfügung über das gejammte Gut. Das 
it auch das Einzige, was dem bei diefer Rechtsbildung 
treibenden Motiv entipricht. Gerade deshalb zum Theil hat 
ib ja nachweisbar in den Deutſchen Stadtrechten aus dem 
älteren Syftem der Güterverbindung allmälig im Intereſſe des 
Handels- und Gemwerbecredit3 das Syftem der Gütergemein- 
ihaft herausgebildet, weil man den Credit des Mannes durch) 
die unbedingte Haftung auch des Frauengutes erhöhen wollte; 
was half und hilft aber diefe Haftung, wenn die Frau in jedem 
Augenblid bei oder vollends nach der verpflichtenden Handlung 
de3 Mannes defien Verfügung behindern oder nachträglich 
die ihre Hälfte ergreifende Wirkſamkeit anfechten kann? — 
Dadurh werden die angeftrebten Vortheile diejes Syitems 
unerreihbar gemadht. 

Richtig ift allerdings, daß manche Rechte von jener 
Regel Ausnahmen geftatten; diefe aber find zum Theil nur 
iheinbar (fo bei der von dem Manne der Frau ausdrücklich 
oder auch ſtillſchweigend eingeräumten Verfügung „in rebus 
oeeonomicis vel domesticis“, bei längerer Abwejenheit des 
Mannes, bei gemeinfam betriebenen Gewerk oder Handel), 
zum Theil unſchädlich (jo wenn, wie im Preußiſchen, Bam: 
berger und Eichftädter Recht, einzelne Verfügungshandlungen 
des Mannes im Voraus vom Geſetz als nichtig oder an: 
fehtbar bezeichnet werden, wenn ohne Zuftimmung der Frau 
vorgenommen), zum Theil endlih Mißgriffe, denen die Ge: 
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jeßgebung nicht nach», fondern entgegenschreiten jol (jo wenn 
das Fränfifhe Recht der Frau ſechswöchentliche, vom Tag 
der Kenntnißnahme [1] laufende Friften zur gerichtlichen Ber: 
mwahrung gegen alle nachtheiligen einjeitigen Verfügungs— 
und Verwaltungshandlungen des Mannes mit der Wirkung 
der Aufhebung von Nachtheil und Gefahr für Die Frau 
einräumt, dann aber doch Gelddarlehen des Mannes hiervon 
ausnimmt; oder wenn das Nürnberger Recht überhaupt ein- 
feitig eingegangene Schulden — die Praris erftredt dies aud 
auf einfeitig vorgenommene PVeräußerungen — nur den 
BVortragenden verpflichten läßt, ausgenommen, wenn fie beiden 
Theilen zum Nutzen gereichen). 

Nah unferer Auffaffung verfügt der Mann über Die 
eine Hälfte des Gefammtgutes als Eigenthümer, über die in 
dem Eigenthum der Frau ftehende Hälfte Fraft feines ehe 
herrlichen Verwaltungsrechts, freilih nur im Intereſſe und 
Zwed der Ehe, weßhalb bei nachgewieſenem Mißbrauch diejes 
Rechts ihm daſſelbe bejchränft oder ganz entzogen werden 
fann, auch ohne daß die Vorausfegungen, ihm die Ber: 
waltung feines eignen Vermögens als Berjchwender zu ent: 
ziehen, gegeben zu fein brauden und ohne daß die Frau 
die Aufhebung der Gütergemeinihaft gerade nothmwendig 
verlangen müßte; freilich wird fie es in jenem Fall regel: 
mäßig thun fönnen und wirklich thun. 

Aber auch die Annahme von Genofjenihaft und Ge: 
jammt:Eigenthum zwingt nicht zu der vom Entwurf daraus 
abgeleiteten Conſequenz; e3 ift ja ganz angemefjen, wie 3. B. 
Bluntjchli thut, auch diefer Genoffenfchaft in dem Mann 
ihren natürlichen Vertreter nah Außen zu geben, der das 
Genofjengut dur feine Verwaltungshandlungen wie be: 
rechtigt jo verpflichtet. 

Im Folgenden behandelt der Entwurf den Umfang der 
Gütergemeinfhaft na drei Fragen: einmal, ob gewiſſe Güter 
ipso iure von der Gemeinihaft ausgenommen fein jollen? was 
er für Fideikommiſſe, Erbgüter und Lehen mit Recht bejaht 
(mir fügen das Urheberrecht und andere höchft perfönliche Rechte 
hinzu); fodann ftellt er die beiden Fragen nebeneinander: 

A. Soll es geftattet fein, Vermögen von der Güter: 

gemeinichaft auszunehmen? 
und 

B. Soll eine theilweife Gütergemeinfhaft zugelaſſen 

werden? 
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Die erfte Frage wird bejaht, die zweite verneint. Wir ger 
fieben, daß ung der Unterſchied zwiſchen den beiden Fragen 
jwar an ſich, aber nicht nach den Ausführungen ihrer Be— 
antwortung Mar ift. 

Der Entwurf geftattet S. 16 Einhandgüter, Voraus und 
dergleihen aus praftifhen Gründen, „theilmeife Güterge- 
meinſchaft“ dagegen nicht. Hiernach möchte man unter leßterer 
die Fahrniß⸗ und Errungenichaftsgemeinjchaft verftehen; dieſe 
jol aljo ausgeſchloſſen, nur allgemeine, nicht auch particuläre 
Gütergemeinschaft geduldet werden (wohin auch der Wortlauf 
auf S. 16 und die Berufung auf das fchon in älteren Rechten 
vortommende Berbot der Gütergemeinſchaft nah Theilquoten 
deutet); geftattet fol nur jein, nicht ganze Arten von Gütern 
(Liegenihaften, Eingebrachtes) im Voraus, fondern nur fpe: 
jielle Vermögensftüde und Vermögensrechte von der Güterge— 
meinfbaft auszunehmen, Dies ift auch die Tendenz der a. 51, 56, 
57, 61, von denen a. 56 jagt: „die Gütergemeinjchaft fann 
fih nur auf das gefammte . . Vermögen beider Ehegatten er: 
ftreden“, und a. 57: „ift bie Gütergemeinschaft nur als theilmweife 
eingegangen worden, fo leben die Eheleute im Güterftande des 
gejonderten Vermögens. Wie reimt fih nun aber mit diejem 
Sag der a. 62: „Es ift den Ehegatten geftattet, im Ehevertrage 
den Vorbehalt zu treffen, daß gewiſſe Stüde oder Beſtand— 
theile des gegenwärtigen oder zukünftigen Vermögens nicht zu 
der Gütergemeinfchaft gehören follen.” „Beftandtheile” find 
offenbar auch 3. ®. alle Liegenfchaften des gegenwärtigen und 
zulünftigen Vermögens, nicht nur das Landgut A. oder B.; 
jolte aljo die particuläre (Fahrniß- und Errungenſchafts-) 
Gemeinschaft durch a. 56, 57 ausgejchloffen werben, fo be: 
dürfte a. 62 einer anderen Faflung. 

Aber offenbar ift jenes gar nicht die Abficht des Entwurfs; 
denn nad der Ausführung S. 7 und 11 fegt der Entwurf 
jogar bei dem Syftem der Güterverbindung (d. h. bei ihm 
Güterftand des gefonderten Vermögens a. 1—50) die Er: 
rungenjchafts: und Fahrniß-Gemeinſchaft voraus, geitattet 
jevesfals neben der Güterverbindung der Liegenfchaften die 
faculative Einführung der Errungenfhafts: und Fahrnip: 
Gemeinfbaft. Hiernah vermögen wir die practijche Be: 
deutung der Beltimmungen in a. 56, 57 nicht recht einzu— 
jehen; particuläre Gütergemeinfhaft ift eben doch geftattet 
neben der Güterverbindung, und neben der allgemeinen 
Bütergemeinihaft kann fie ja aar nicht vorkommen. 
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Bollftändig einverftanden find wir dagegen mit ben 
Vorſchlägen des Entwurfs über den Anfang der Güterge: 
meinfbaft, daß nämlich, da dies Syftem nad dem Entwurf 
immer nur dur Vertrag begründet werben fann, wenn der 
Vertrag vor der Trauung geſchloſſen worden, der Zeitpunct 
der Trauung, wenn nach der Trauung der Zeitpunct des 
Bertragsichluffes der maßgebende fein fol. Rückwirkende 
Kraft diejes Vertrags (bis zur Trauung) wäre praktiid 
ebenjo unangemefjen wie die übrigen 4 in den Statuten be 
gegnenden Anfangstermine: Abſchluß des Ehevertrags (jhon 
vor deſſen Erfüllung), gefchlechtlicher Vollzug (befanntlid im 
Mittelalter jehr häufig Anfangstermin der durch Geſetz be 
gründeten Gütergemeinſchaft), Ablauf einer gemifjen Zeit 
ehelichen Zufammenlebens (Jahr und Tag in vielen Rechten), 
oder Geburt eines Kindes (und bei deflen Vorverfterben 
Wiederaufhebung der Gütergemeinjhaft!), — melde Termine 
jämmtlich geeignet find, auch bei redlicber Abficht Verwirrung 
zu erzeugen, und bei unrebliher Abfiht, Collufionen zum 
Nachtheil aller oder einzelner Gläubiger Thür und Thor 
zu öffnen. 

Damit jchließen die allgemeinen Motive des Entwurfs, 
deſſen Inhalt jelbft fich in allgemeine Beftimmungen (a. 1—9, 
dann Darftellung des Güterftandes des gefonberten Ber: 
mögens, a. 10—50, der Gütergemeinichaft, a. 51—95, Be: 
griff und Entftehung, a. 76—88, Rechtsverhältniſſe während 
der Ehe, 8. 89—100, Auflöfung der Gütergemeinihaft) 
gliedert. Wir beiprechen Hier, nach Erledigung der wichtigſten 
Principien, nur noch einige interefjantere Puncte, wobei es 
in der Natur der Sache, nicht in einer ungünftigen Beur: 
theilung des Entwurfs liegt, daß wir die Abweichungen 
mehr, als die Uebereinftimmung hervorheben. 

Das Gejeg will zunähft nur fubfidiär, d. h. in Er: 
mangelung ausdrüdlicher Vereinbarung der Gatten, den ebe: 
lihen Güterftand regeln, a. 2, fließt jedoch gewifje Verein: 
barungen aus: — fo alle gegen das Wefen der Ehe und bie 
Stellung des Mannes al3 Haupt der Familie verftoßenden, 
a. 4; ob es angemefjen war, ben Verzicht der Frau auf ihr 
eingebradhtes Gut und beider Gatten auf ihre Pflichttheila: 
rechte unter allen Umftänden jenem Berbot ebenfalls zu 
unterwerfen, ift doch zu bezweifeln; und wenn a. 3 Die ver: 
tragsweife Aufrehthaltung älterer im Inland bisher giltiger 
Güterrechte ausschließt, jo ift dies zwar zu billigen; aber 
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dat ausländijche Güterrechte gleichermaßen ausgejchlofjen fein 
jollen, dürfte praftiih große Schwierigkeiten finden; nad 
a. 8 jollen Eheleute aus dem Ausland, die fich im Inland 
niederlafjen, wenn fie feine Eheverträge oder nicht unzweifelhaft 
pactirte Gütergemeinjchaft mitbringen, nad Güterverbindung 
leben müſſen; haben fie Eheverträge geichloffen, jo müſſen 
diefelben (mas darin dem Baierifchen Eherecht widerjpricht, 
it ungiltig) binnen drei Monaten nach der Einwanderung 
bei Gericht hinterlegt (vermuthlih zum Behuf der Ber: 
öffentlihung? — fiehe aber die Note auf S. 20) werden, 
um aufrecht erhalten zu werben. 

Hiernach ift es aljo gleichwohl 3. B. einwandernden 
Franzoſen möglih, nad dem Güterrecht des Code civil zu 
leben; fie brauden nur dejjen Beftimmungen in ihrem (au 
erft nach der Einwanderung errichteten) Ehevertrag zu wieder: 
holen; der von a. 3 erftrebte Zweck muß alfo doch als un= 
erreichbar aufgegeben werden. Dagegen ſollen diefe Franzofen, 
welche abfichtlicy ohne Ehevertrag unter der Herrichaft des 
Franzöſiſchen Güterrecht3 diefe Ehe begründeten und aud 
nab ihrer Einwanderung nach demſelben fortleben wollen, 
genöthigt werden, dies erft auf einem Ummeg und in Um: 
gehung des a. 3 zu erreichen. Dies fcheint wenig zweck— 
dienlih und verftößt gegen die für das moderne Recht allein 
richtige Entfcheidung der Streitfrage über den Einfluß der 
Vohnfigveränderung auf das eheliche Güterrecht. 

Daſſelbe muß nad der richtigen Anficht, gemeinrechtlich 
(oder de lege ferenda, wie hier) geſprochen, unverändert 
bleiben. Es begreift ſich, daß im fpäteren Mittelalter (nach 
dem Verſchwinden des gerade entgegengejegten ſogenannten 
Princips der „perfönlichen Rechte“) auch das Eherecht der 
einzelnen Städte und Rechtögebiete als ein abjolut gebietendes 
gedacht wurde, daß man das objective Recht eines jeden 
Gebietes wie die unentrinnbare, unvermeidliche Necht3- 
atmoſphäre faßte, welche über diefer Stadt lagert und welcher 
jeder Einwohner unterworfen ift. Es leuchtet noch ganz be: 
ſonders ein, daß große Kaufftädte, welche für ihre Bürger 
dad Syftem der Gütergemeinschaft ausgebildet hatten, fremden 
Zuwanderern nicht geftatteten, für fi allein den Erebit 
gefährdende, die Arglift fördernde Abweichungen feftzuhalten.*) 


_. Und mir begreifen, wenn auch — noch in manchen 
Städten, wenigſtens für Handels- und Gewerbsleute, Die Güterge— 
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Aber der Anſchauung des Nechtslebens der Gegenwart 
entipricht e8, im Allgemeinen — abgejehen von bejonderen 
Ausnahmen im öffentlichen Intereſſe — die Geftaltung wie 
aller privatrectlihen Berhältniffe jo auch des chelicen 
Güterrechts der Vertragsfreiheit der Parteien anheim zu geben 
und nur jubfidiär durch Gejeß die nicht:pactirten Verhältniſſe 
zu regeln. Das ift ja aud der Standpunct des Entwurfs 
a. 2. Daraus folgt nun aber, daß in Ermangelung von 
ausdrüdlichen Verträgen das gefegliche Syftem des erften 
MWohnortes der Ehe das von den Gatten ftilljchweigend 
gewollte Syſtem ift und das dies (ſtillſchweigend) pactirte 
Eherecht dem nur fubfidiären Gefegesrecht des neuen Wohn: 
ortes wie jedes andere pactirte Eherecht vorgehen muß. 

Völlig gerechtfertigt ift die Vorſchrift ſchriftlicher Er: 
richtung aller Güterrechtsverträge, a. 5; wenn bdiefelben dem 
„Gericht“ zur Datirung und Aufbewahrung übergeben werden 
follen, fo dürfte wol auch der Notar für denfelben Zwed 
(Ausschluß der argliftigen Vor-Datirung zum Nachteil der 
Gläubiger) genügen. 

Bei den Beftimmungen a. 6 und 9 über Eherechts-Ver— 
träge Minderjähriger wollte der Entwurf offenbar nicht in 
die Bormundichaftsgefeßgebung übergreifen und deßhalb den 
wolbegründeten Sag: „Heirath macht mündig“ (d. h. den 
Mann), nicht mit Rechtszwang aussprechen; denn im Uecbrigen 
ift es ein danfenswerther Vorzug des Entwurfs, daß er 
lebensfähige Snftitute (und Ausdrüde) des Deutjcen 
Nechts energiich feſthält, ohne doch in einen Archaismus zu 
verfallen, der in einem Geſetzbuch am Uebelſten angebradi 
wäre. So redtfertigt es fich vollftändig, daß er die dem 
Mann an dem Frauengut zuftehenden Rechte aus der che 
liben Muntjchaft, a. 11 („Vormundſchaft“), ableitet, und 
daß er a. 12, 14 Begriff und Namen von Frauengerade, 
Morgengabe, Nadelgeld für gewiſſe Arten der fraulicen 
Sonderguts fefthält.”) 


meinfchaft als abfolut gebietendes Recht menigftens in der Wirkung 
gegenüber den Gläubigern feitgehalten oder mindeſtens Veröffentlichung 
eines abweichenden Güterſyſtems vorgefchrieben wird. 

) Mit Grund bemerkt er, Daß die Gerade, wenn auch nicht unter 
Diefer Bezeihnung — es iſt Das „End und Gebänd“ des Baieriihen 
Landrechts — noh in manden Rechtsbeziehungen unterſcheidbat 
—— fo im Concurſe, bei Scheidung, Er gang, Wiederver: 

eirathung; bedenklich dürfte übrigens a. 12 der vage Ausdrud „Die 
fonjtigen ihr verfönlich zugewandten Fleineren Geſchenke“ in de 
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Ebenjo find wir einverftanden mit den Beftimmungen 
über die Einkünfte aus dem Sondergut, a. 13 (fol aber die 
Frau niemals zurüdfordern können, was fie aus dem erfteren 
zur Beftreitung ehelicher Laften verwendet hat? auch nicht 
im Fal ausdrücklichen Vorbehalts? auch nicht, falls der 
Mann feiner primären Verpflichtung, die ehelichen Laften 
aus dem eigenen und dem eingebrachten Vermögen zu be: 
freiten, aus Arglift oder Nachläjfigkeit nicht genügt?); über 
eventuelle gerichtlibe Bevormundichaftung der Frau wegen 
unwirthichaftliber Verwaltung des Sonderguts, a. 17; die 
Regelung der Rechte an der Errungenſchaft, a. 18; über 
Zaration des Eingebrachten, namentlich die Beitimmungen 
zur Verhütung argliftiger Interventionen zum Nachtheil der 
Gläubiger (Urkunden über die Größe des Eingebradhten und 
Sondergutsqualität einzelner Stüde jollen nur dann gegen: 
über den Gläubigern bemeijen, wenn fie ein Jahr älter find 
ald die Entftchung der Forderung), a. 21—24; über das 
Verwaltungs: und Nießbrauhsreht des Mannes an dem 
Eingebrachten ohne Kaution und Nechnungsftellung, a. 25; 
das Recht der Frau, jederzeit notarielle Verzeichnung des 
Eingebrabten und ſchon bei entfernterer Gefahr der Ver— 
ſchwendung gerichtliche Auflage von Caution und periodiiche 
Rehnungsftellung zu verlangen, a. 26, 27; a. 28. Er— 
forderlichfeit der Zuftimmung der Frau zu Veräußerungen 


Kraris wirfen; wo ift Die Grenze zwifchen Mleineren und größeren 
Geihenfen, namentlich bei der Werfchiedenheit der Größe der ehelichen 
enöbeitände? Was — die angeblihe Auffaſſung der 
Morgengabe im älteren Necht als pretium pudieitiae anlangt (Note 
18. 15), fo iſt zwar richtig, Daß im fpäteren Mittelalter Dieje 
* des damals allein noch zu Grunde liegenden eigentlichen 
dankens (der — dieſes Inſtituts begegnet, — 
denn aus jener moraliſch-erotiſchen Vorſtellung allein erwächſt nun 
und nimmer ein Rechts inſtitut, — jedod zu bemerken, Daß in Der 
älteſten Zeit Diefe öffentlich (wenigftens vor der verfammelten Sippe) 
Kariprochene Gabe noch einen anderen juriftifchen Zweck hatte, nämlich 
‚ den animus maritalis des Mannes zu conitatiren und fo Das 
Recht der Frau und ihrer zu erwartenden Kinder gegenüber der Sippe 
des Mannes zu fichern: — eine Vorficht, welche in jener Uebergangs— 
xriode, Da Die alte heidnifche öffentliche desponsatio verfchwunden, 
die neue chriftliche Trauung aber noch nicht als wefentlicher * s⸗ 
vunct der Ehe durchgedrungen war und es alſo nach manchen Rechten 
an einem äußerlichen, —— Formunterſchied zwiſchen Ehe 
und Concubinat gebrach, keineswegs überflüfſig erſchien. Die weitere 
Ausführun dieſer rechtsgefchichtlichen Bemerfung muß einem anderen 
Urte vorbehalten bleiben. 
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ihrer Liegenjchaften durh den Mann, a. 29; Erjegung diejer 
Zuftimmung bei grundlofer Weigerung durch Nichteriprud, 
namentlih in Fällen echter Noth, a. 31, 32; Beftellung 
eine außerorbentliben Vormunds bei Snterceffionen der 
Ehefrau, a. 30; Wahrung des Rechtes der Frau an dem 
Ueberfhuß im Falle des a. 29; Vertretung der Frau be 
züglich des eingebrachten Gutes durh den Mann obne be: 
fondere Vollmacht, a. 34; Entziehung feines Verwaltungs: 
rechts, ja uratelbeftelung über den Mann im Fall 
nachgemiejener Verſchwendung oder Nichterfüllung feiner 
Alimentationspflicht, a. 35; Knüpfung wichtiger Verfügungen 
der Frau (Procepführung oder Proceßaufgebung, Ent: 
ſcheidung über Erbicaftsantritt) an die Zuftimmung dei 
Mannes und eventuelle Erjegung derjelben durch das Ge— 
riht, a. 36; Beichränkfung der Eingehung von Schulden 
durch die Ehefrau auf das Gebiet der Haushaltungsbedürf: 
nifje, a. 37, 38, 40, abgejehen von ihrem Sondergut, a. 40 
(jehr erjprießlich ift, gegenüber den ſchmählichen Interventionen 
gegen die Pfändung, die Vorjchrift des a. 41, daß die 
„gemeine Hausfahrniß”, d. 5. der Inbegriff der gewöhnlichen 
Hauseinrihtung unbedingt [abgejehen von der Gerade] für 
die im Intereſſe der Ehe eingegangenen Schulden [„ehelice 
Schulden“) hafte); endlich die vermuthete Vertretung des 
Mannes in allen Verhinderungsfällen durch die Frau im 
Gebiet der „ehelihen Verwaltung”, a. 43. 

Ale diefe Beftimmungen find einfah anzunehmen — 
Bedenken dagegen knüpfen fih an die a. 16, 19, 20, 28, 
(29), 39, 42; und unferes® Erachtens wäre, wie ſchon be 
merkt, die Hereinziehung der erbrechtlichen Fragen, a. 44—50, 
jo nahe fie liegt, in ein Gefeß über ehelihes Güterredt 
befjer unterblieben; ift die Ehe durch den Tod gelöft, fo 
gehören die Rechtsſätze, nach denen die vorhandenen Ber: 
mögensgruppen zwiſchen dem Weberlebenden und den Erben 
des verftorbenen Gatten ausgeſchieden werden, eben nicht dem 
ehelichen Güterreht an, und es wird jeder Verfuch, dieſe 
nn ander8 als im Zujammenhang mit dem ganzen 

rbrechtsſyſtem zu behandeln, fchon wegen des Pflichttheils 
rechts, großen Schwierigkeiten begegnen und fein erfchöpfen: 
des Rechtsbild gewähren können. 

Abgeſehen von diefem principiellen fyftematifchen Zweifel 
finden wir die einzelnen Rechtsgedanken der a. 44-50 
praftifch, einfach und verftändig. Es fol nämlich die Witte, 
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falls der Dann feine ehelihen Kinder hinterläßt, außer ihrem 
Eingebradhten und Sondergut die gefammte Errungenicaft 
und die Hälfte des Vermögens des Mannes „als Pflichttheil” 
erhalten: — aljo wol mit der Maßgabe, daß der Mann 
durch legtmwillige Verfügung ihr diefe Duote nur dann zu 
Bunften feiner Erben zu entziehen vermag, wenn er beftimmte 
Unwürdigfeitsgründe bezeichnen und der Erbe deren Eriftenz 
beweijen fann. 

Im entiprehenden Gegenfall ſoll der Wittwer die Er- 
rungenschaft und die Hälfte des Eingebradten als Pflicht- 
theil, die Hälfte des Sondergut3 der Frau dagegen nur in 
Ermangelung andermeitiger legtwilliger Verfügung derjelben 
erhalten, a. 44, 47; find ehelibe Kinder des verftorbenen 
Gatten vorhanden, fo behält der Wittwer (außer dem eigenen 
Vermögen) die ganze, die Wittwe (außer dem eigenen Ver— 
mögen) die halbe Errungenschaft; in beiden Fällen „vorbe— 
baltlih der Nugniegung am Kindergut”: — eine VBerweifung 
auf das Erbrecht, welche die Untrennbarkfeit aller hier be— 
bandelten Fragen nad dem Erbrecht jehr fühlbar madt. 

Nah a. 16 fol das Sondergut der Frau, wenn dem 
Manne die Verwaltung und Nutznießung deffelben aus: 
drüdlich eingeräumt wird, die Eigenjchaft des Eingebrachten 
annehmen, während die Theorie, 3. B. Bluntihli $. 203 
und das Züricher Gefegbuh $ 144, in ſolchem Falle den 
Mann wie jeden dritten Verwalter behandelt wiſſen will. 
Unjeres Erachtens ſoll man weder in jener, noch in biefer 
Rihtung eine zwingende Vermuthung aufftellen, vielmehr 
die Frage als eine Auslegungsfrage der Willensmeinung der 
Frau behandeln. 

Der a. 19 zählt, eine alte Streitfrage entjcheidend, was 
die Frau während der Ehe durch Erbſchaft, Schenkung oder 
Glüdsfälle erwirbt, zu dem Eingebradten, nicht zu er— 
tungenem Gut. Bezüglich der Glüdsfälle empfiehlt ſich dieſe 
Entiheidung mehr als die früher in der Theorie beliebte 
Abhängigmahung, 3. B. des Lotteriegewinnes von der 
Qualität des Geldes, mit welchem das Los erworben worden, 
jo daß, wenn das Anfaufsgeld aus dem Sondergut, dem 
eingebrachten oder errungenen Vermögen entnommen war, 
auh der Gewinn die entſprechende Eigenjchaft annehmen 
ſollie, — ein höchſt mißliches Beweis-Thema! Indeſſen, auf 
die nachweisbare Willensmeinung der Frau bei dem aleato— 
riſchen Geſchäft dürfte doch Rückſicht zu nehmen und auch 
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das Erforderniß der eheherrlihen Zuftimmung zu beadten 
jein. Die Deutjchredtlihen Familien: Erbfolge -Aniprüde 
bringt die Frau allerdings auch bei Lebzeiten des Fünftigen 
Erblaffers, 3. B. ihrer Eltern, al$ iura quaesita in die Ehe 
mit und ein; und auch die durch legtwillige Verfügung ibr 
anfallenden Römiſch-rechtlichen Erbanſprüche wird man nidt 
mwohl als Errungenſchaft fallen können. Freilich kann fd 
3. B. ein PVermächtniß, welches ihr zur Vergeltung für 
außerordentlihe Verdienſte um den Erblaffer, etwa Kranken: 
pflege 2c., zugewendet wird, dem Begriff der Errungenschaft 
jehr annähern, und eine vemuneratorifche Schenkung unter 
Lebenden, 3. B. zur Vergeltung folder Verdienfte, unter: 
fcheidet ſich (mach dieſer Seite betrachtet) nicht eben be 
deutend von einem ausbrüdlich für ſolche Pflege bebungenen 
Lohn, der ohne Zweifel zur Errungenihaft gehören würde. 

Nach a. 20 gehen eingebrachtes bares Geld und ver: 
brauchbare Saden in das Eigenthbum des Mannes über. 
Es fragt fih, ob das Geſetz nicht beffer thun würde, hier- 
über eine ausdrüdliche Aufftellung au unterlaffen und bie 
Enticheidung im einzelnen Fall den allgemeinen Rechtsgrund: 
fägen anheim zu geben, welche freilich in den meiften, aber 
nicht gerade in allen Fällen (ber verbraudbaren Saden) zu 
demfelben Ergebniß kommen würde; in fehr vielen Fällen 
wird es praftifch einer befonderen Regelung der Eigenthums: 
frage faum bedürfen. Soll aber diefe Beftimmung aufge: 
nommen werden, fo muß der Wortlaut des a. 10 geändert 
werden, wonach „im Güterftand des gejonderten Vermögens 
bei Abjchluß der Ehe nichts in dem Eigenthum des jedem 
Ehetheile zugehörigen Vermögens verändert wird und fein 
Ehegatte durch die Ehe Anſpruch auf das Vermögen des 
anderen erwirbt” — („vorbehaltlich der Beftimmungen über 
die Nußnießung des Mannes”, aber an feinem Eigenthum 
hat man feine Nußnießung). 

Mit der Beftimmung des a. 20 bezüglich des Eigen: 
thbumsüberganges fcheint auch a. 28 nicht recht zu ftimmen, 
wonach der Mann eingebradhte Forderungen und Schuld: 
briefe auf den Snhaber oder auf den Namen der frau 
ohne deren Einwilligung nicht cebiren, verkaufen oder 
auffündigen darf, widrigenfalls die Frau wie bei Gefahr 
der Verjchwendung (a. 26) handeln darf. Nach der herriden: 
den und wohlbegründeten Theorie hat der Mann diefe Rechte: 
er darf die eingebrachten Gapitalien der Frau, aud wenn 
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fie in den bezeichneten Rechtsformen auftreten, alfo 3. 8. 
Namen= oder Inhaber-Actien, Statspapiere verwalten, alfo 
auch veräußern, vertaufchen, anders anlegen auch ohne Zus 
fimmung der Frau; darin an ſich kann feine Gefährde er: 
blidt werden, und gegen wirkliche Gefährde, die fich hiermit 
wie mit anderen Berwaltungshandlungen verbinden fann, 
ftehen ja der Frau Sicherungsmittel zu Gebot. Es ift aber 
namentlich nach dem a. 20 des Entwurfs nicht abzufehen, 
weßhalb der Mann über eine eingebrachte Hundertmarf: 
Rolle der Frau fol als Eigenthümer jchalten, — eine ein= 
gebrahte Hundertmark- Statsobligation dagegen nur mit 
Zuftimmung der Frau joll veräußern Fönnen; in beiden 
Fällen haftet er ja eventuell für feine Verwaltung des 
Frauenguts. 

An dem Sat des a. 29 über die Haftpflicht des 
nahläjfigen Grund» und Hypothefenbuh= Beamten Enüpfen 
wir nur die einem andern Zujfammenhang angehörige und 
hier nicht näher zu erörternde Bemerkung, daß nad) unferer 
Anſicht aus praftiihen nicht minder al3 aus rechtsphilo— 
jophiihen Gründen (de lege ferenda gejproden), für jeden 
durch Arglift oder Fahrläffigkeit des Grundbuchführers (mie 
aller Beamten, deren fich zu bedienen der Stat den Privaten 
zwingt) angerichteten Schaden in erfter Reihe der Stat 
ſelbſt haftpflichtig fein jollte, der (wenn er nicht ſchon bei 
Anftellung des pflichtungetreuen Beamten eine culpa in eli- 
gendo begangen) jedesfalls den Privaten durch feine Zwangs— 
vorſchrift berechtigt, richtige Führung der Geſchäfte voraus: 
jufegen. Iſt der Beamte unfähig, aus feinem Vermögen 
den Schaden zu erjegen, jo hat der Stat (und zwar fofort, 
nicht erft nad Durchführung eines Fiscalprocefjes nach der 
fruchtlos gebliebenen Vollſtreckung in der Syndicatsflage), 
nicht der Private diefen Nachtheil zu tragen. 

So wenig wie die erbrecdhtlichen Anſprüche hätte der 
Entwurf (a. 39, 42) unjeres Erachtens die Regelung der 
Rebtsverhältniffie der Handelsfrau (femina mercatrix) 
und der Frau des Kaufmannes (uxor mercatoris) herein— 
jiehen, diefe Dinge vielmehr dem Deutjchen Handels: 
geſetzbuch, d. h. den Einführungsgefegen deſſelben überlafjen 
ſollen. Aber auch mit der Art der Entſcheidung dieſer 
Fragen in a. 42 können wir ung, wenigſtens in Einem 
Punct, nicht befreunden. Im Intereſſe des Credits und ber 
Gläubiger will nämlich der Entwurf nicht nur, wenn beide 

Felit Dahn. Bauſteine. V. 2. > 
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Gatten gemeinjam ein öffentliches Gemerbe treiben, jondern 
auch, wenn der Manı allein ein Kauf: oder Banquier: 
Geſchäft betreibt, thatſächlich d. h. dem materiellen Erfolge 
nab, in der Nichtung gegen Dritte, die Güterverbindung 
als Negel ausichliegen und die Gütergemeinjcaft als Regel 
wenigftens infofern vorjchreiben, daß den Gläubigern des 
Mannes auch das Eingebradte und das Sondergut der 
Frau haften fol. Bon diefer ftrengen Vorſchrift fol ſich 
nun die Frau (abgejchen davon, daß fie für vorchelice 
Schulden nicht hafter und das jogenannte Abdicationsrecht der 
Wittwe [Schlüfjelreht] ausüben kann) dadurd befreien 
fönnen, daß fie durch öffentlich auszufcreibende Verwahrung 
bei Gericht die Schuldenhaftung ablehnt. — Mit dem Bis: 
herigen könnte man ganz einverftanden fein und darin jogar 
den praftifchen Tact des Verfaſſers mit Befriedigung an— 
erkennen; aber nun knüpft er die befreiende Wirkung jener 
öffentlichen Verwahrung nob an zwei Bedingungen: 
„wenn fie a) fich fortan jeder Theilnahme am Geſchäft ent: 
hält, und b) die häuslide Gemeinfbaft mit dem 
Mann aufhebt.“ Letzteres geht doch viel zu weit und it 
ein entichiedener Mißgriff. Wenn man fon die Tendenz, 
Täuſchungen des Publicums zu vermeiden, in der Beltimmung 
a) zu weit getrieben finden kann (monad alſo die uxor 
mercatoris nie, ohne ihr ganzes eignes Vermögen zu ver: 
pfliten, troß ihres Protejtes, dem Mann in feinem Ge: 
ibäfte — 3. B. im Laden als Verkäuferin — an die Hamd 
gehen darf), fo führt die Beſtimmung b) thatſächlich für allı 
Ehen von Kaufleuten, fo lange fie im Leben als Ehen er: 
ſcheinen, zwangsmweife in der Wirkung nad außen die al: 
gemeine Gütergemeinichaft ein und hebt jenes Verwahrung: 
recht der Frau vollftändig auf in allen Fällen, in melden 
fie nicht auf „die häusliche Gemeinschaft”, d. h. aljo, auf 
die praktiſch wichtigſte Lebenserfheinung der Ehe verzichten 
will, ja auf die Ehe jelbit, da fie ja zu einfeitiger Ber: 
lafjung des Mannes während der Dauer der Ehe fein Recht 
hat und ihn dadurch zur Sceidungsflage oder zur Klagı 
auf gerichtlibe Zurüdführung berechtigen würde. 

Die a. 51—100 behandeln den Güterftand der Güter: 
gemeinjchaft, über deren Detailbeftimmungen wir uns kürzer 
faſſen, nachdem wir die principiellen Fragen größtentheils 
Ihon bei den allgemeinen Motiven beſprochen. Wir heben 
auch hier, unter voller Anerkennung des Verdienſtlichen und 


Digitized by Google 





67 


Einfihtigen in zahlreichen Anordnungen des Entwurfs 3. 8. 
a. 55, 56, 68, 71, 91, Ausihluß von Bedingung und Be- 
friftung, von ehr- und billigkeitswidrigen Bereinbarungen, 
Biederaufhebung der Gütergemeinjchaft, Behandlung der 
Liegenschaften, das Schlüfjelrecht der Wittwe 2c.) mehr unfere 
Bedenken hervor, als unjere Uebereinftimmungen. 

So ſcheint uns nicht zwedmäßig, dab a. 53 die bis- 
berige Unbeftimmtbheit in dem Sprachgebrauch der Gatten bei 
Begründung der Gütergemeinſchaft gewiffermaßen fanctionirt, 
indem er als Bactirung der Gütergemeinſchaft auch gelten 
läst Ausdrüde, wie „Hut bei Schleier, Schleier bei Hut“, 
„eib an Leib und Gut an Gut“, „zujammen heirathen“, 
einem jein Anwejen anheirathen und — in einer höchft be- 
denflihen clausula generalis!' — „ähnliche Ausdrüde”. 
Das ift offenbar vom Uebel. Es ift dringend zu wünjchen, 
dat der leidigen gemüthlihen Unbeftimmtheit in Gedanken 
und Worten, welche zu jo zahlreichen Procefjen und Chicanen 
unter den Gatten und gegenüber Erben und Gläubigern 
Anlaß giebt, ein gründliches Ende gemadt werde, ohne 
Rückſicht auf Namen alteingemwurzelter Uebung. Und der 
Entwurf hat ja das befte Mittel hierzu in der Hand, da er 
\ehr einfichtigermaßen die fchriftlihe Form und die gericht: 
lihe (notariele) Hinterlegung aller Eheverträge vorge: 
\6rieben (a. 5) und Gütergemeinjchaft nur als vertrags: 
mäßigen Güterftand zugelaffen hat (a. 7); bier lag es nahe, 
vorzufchreiben, daß in dem (am bejten nothmwendig vom 
Notar zu errihtenden) ſchriftlichen Vertrag und zwar im 
Contert das Wort „Gütergemeinichaft“ ganz eben fo ein 
weientliches Formerforderniß fein folle, wie — nad Deutichem 
Wechſelrecht — in der Wechſelurkunde das Wort Wechfel. 

Die Beihränfung des Rechts, Wiederaufhebung der 
Gütergemeinfhaft zu fordern auf ſechs Monate (a. 73) nach 
deren Begründung, fcheint eine zu kurz geftredte Frift; den 
Ablauf Eines (Wirthicafts-)Jahres follte jeder der Gatten 
füglich als Probezeit benugen dürfen; die Wiederaufhebung 
Iollte ferner (abgefehen von Ueberſchuldung de3 andern 
Gatten, a. 72—74) nicht blos in dem Fall geftattet fein, 
dab der eine Theil fein Vermögen um das Doppelte fo hoc 
angegeben (a. 75, übrigens mit Recht ohne Unterfchied von 
Atgliſt und Fahrläffigkeit), ſondern in jedem Falle von 
nachweisbarer wejentlicher Arglift d. h. einer folchen, die 

5* 
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auf den Vertragswillen des andern Gatten zum Abſchluß be— 
ftimmend einwirken fonnte. 

Für einen principiellen Fehler halten wir, wie jcon 
bemerkt, daß um der „Ehegenofjenfhaft” willen das Ber: 
waltungsredht des Mannes bei der Gütergemeinjcaft im 
Vergleich mit der Güterverbindung bedeutend verfürzt mir 
(a. 76, 77, 83): anftatt dem Manne wie dem gefchäft:- 
führenden Geſellſchafter der offenen Handelsgeſellſchaft ip“ 
iure das Vertretungsrecht der „Ehe-Genoſſenſchaft“, wenn man 
den Ausdrud durchaus fefthalten will, zuzumweijen (durd das 
praktiſche Bedürfniß des Lebens fieht fih der Entwurf dann 
doch zu Eonceffionen genöthigt, 3. B. a. 79, 80, melde alä 
unorganifche Ausnahmen erjcheinen; den Liegenschaften find 
auch hier Forderungen und Schuldbriefe auf Namen un 
Inhaber ohne Grund gleichgeftellt, a. 77); ftatt der bedenk— 
lihen Säße in a. 76, 78, 83 würde fih dann der einfad: 
Rechtsgedanfe ergeben, daß das Vermögen der Ehegenofien: 
ſchaft Durch deren natürliches Haupt, den Mann — e3 ift nidt 
abzujehen, warum er dies hier weniger als bei der Güter: 
verbindung fein fol — regelmäßig berechtigt und verpflicte 
wird; bezüglich aller Verfügung über Liegenfchaften (d. h. dr 
idealen Duote der Frau an denjelben) und anderer wichtigiter 
Dispofitionen wäre dann etwa die Zuftimmung der Frau 
erforderlich. 

Das Gefpenft der juriftifhen Perſon der Ehegenoflen: 
ihaft jchredt den Entwurf auch von dem natürlichen Ge 
danfen zurüd, daß zunächſt (vorbehaltlih der Pflichttheild: 
rechte der Kinder und eines analogen, dem überlebenden 
Gatten einzuräumenden Erbrechts, das bei gemeinfamen, nidt 
gemeinjamen und ganz fehlenden Kindern verfchieden zu 
regeln wäre) jeder Gatte leßtmwillig über feine ideale Hälfte 
verfügen kann; das entgegengejeßte Verbot in a. 85 dürfte 
im Leben auf Schwierigkeiten ftoßen. 

Endlich halten wir es nicht für gerechtfertigt, wenn der 
Entwurf a. 93—100 in Ermangelung gemeinfamer legt 
williger Verfügung auch bei beerbter Ehe dein Ueberlebenden 
AlleineigenthHum an dem gefammten Vermögen bei dem Tod 
des andern Gatten erwerben läßt. Dies liegt weder im 
Begriff der „ehelichen“ Gütergemeinſchaft, noch entſpricht es 
in den weitaus zahlreichiten Fällen der Abficht der Gatten, 
vorab des Erblafjers, und geräth mit den überall geltenden 
Plihttheilgrechten der Kinder in unlösbare Wideriprüdt. 
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Die Beihränfungen, zu welden dann im Intereſſe der Kinder 
der Entwurf a. 95—100 gedrängt wird, werden ihren Zwed 
nicht erreichen. 

Klar und einfach dagegen ergiebt ſich aus unferer Auf: 
fafung der Saß, daß in Ermangelung letztwilliger Ber: 
fügung die Kinder die Vermögenshälfte ihres verftorbenen 
parens erben, während der Weberlebende feine Hälfte an dem 
bisherigen condominium nun al3 Alleineigenthümer befigt. 
Ein etwaiges mit feinen Kindern concurrivendes Erbrecht auf 
une Quote der Erbichaft des BVerftorbenen jowie fein Ber: 
waltungs- und Nießbrauchsrecht an dem in das Eigenthum 
der Kinder übergangenen Erbe ift nicht im ehelichen Güter: 
tet, jondern im Erbrecht, beziehungsmeije in der Lehre von 
er — e— zwiſchen Eltern und Kindern feſt— 
zuſtellen 

Wir ſcheiden von dem nach vielen Seiten verdienſtlichen 
Entwurf, mit dem Wunſche, daß vorliegende Abhandlung 


auch außerhalb Baierns ihm aufmerkſame Beachtung zu— 
wenden möge. 
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Zum Handelsrecht, 


Ueber den Zeitpunkt der Perfection eines unter 
Abweſenden verhandelten Vertrags. 
Zu A. 319 — A. 324 des A. D. H. G. Be.) 


— 


id 

Ile diefe Frage babe ich in meiner Darjtellung des 

ZW, Handelsrecht (Bluniſchli, Deutſches Privarredt, 

— dritte Auflage. 8. 149, Seite 457) folgende Säpe 
3 aufgeftellt: 

„Dffenbar müfjen bier die logiſchen Grundjäge ent- 
ſcheiden, welde einen Vertragsabſchluß überhaupt, gleichviel 
ob unter Abwefenden oder Anmejenden, bedingen; bier if 
nun aber Elar, daß von einen „Consensus“, einem Zufammen: 
ichließen der beiden Willensmeinungen, erſt dann die Rede 
fein fann, wenn der Fragende die Nede vernommen hat; 
d. h. aljo unter Abwejenden, wenn die annehmende Antwort von 
dem Antragfteller geleſen wird, nicht ſchon in einem früheren 
Augenblid, nicht Schon, wann der Aufgeforderte den Antrag er: 
halten und in Gedanken bejaht hat, ebenjomenig, wann er den 
Annahmebrief gejchrieben oder auf die Poſt gejandt har oder 
diefe mir demjelben abgegangen ift. Denn im al’ diefen 


') Ueber Die Literatur vgl. Die reihe Zufammenftellung bei Thöl, 
Dandelsreht 8. 57. S. 365. f., welcher Vertreter feiner Anſicht 
tentfeidend jei der Augenblid der Erklärung) anführt, — wir könneu 
fie die „Erflärungstheorie” nennen — und zehn der entgegengejesten 
—— ſei der Augenblick, da der Antragſteller die Annahme 
erfährt, ins Bewußtſein aufnimmt) der „Vernehmungstheoriewie 
wir der Kürze wegen jagen wollen, Dagegen nur zwei einer Mittel: 
meinung: Bluhme in der Encyflopädie II. 1852. SS. 266 — 208 
und Zceurl, Beiträge zur Bearbeitung des römifchen Rechts 18% 
Nr. XI. S. 301 — 312; zu Diefer Gruppe tritt nun Windiceid, 
Lehrbuch des Pandectenrechts II. i. SS. 306 f. Außerdem find die 
Yiteraturangaben Thöl's noch zu ergänzen durch: Filippo Serafini, 
il telegrafo in relazione alla giurisprudenza civile e commereiale 
Pavia 1862; (Dafelbit und bei Mittermaier, Anh. f. civ. Pr. 46. £. 9. 
ausländiſche Yiteratur) ; Runge, Inbaberpag. $. S1. von Jhering, dahrb. 
für pt IV. Arndts $. 231. Keller, ©. 442; nod Weiteres bei 
Windiheid S. 157. 
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Zeitpunkten hat der Antragende die Annahme noch nicht ver— 
nommen und von einem Conjens fann fo wenig die Rede 
jein, wie wenn z. B. bei mündlihem Abſchluß die Antwort, 
welche ſchon ausgeſprochen ift, wegen eines Geräuſches oder 
wegen Schwerhörigfeit dem Fragenden nicht zu Uhren ge— 
drungen ift. Gleichwol hat das Geje die meines Erachtens 
rationelle Enticheidung getroffen, daß ſchon der Zeitpunct, 
„in welchem die Erklärung der Annahme behufs der Ab- 
iendung abgegeben it,“ als der Zeitpunct des Vertragsab: 
ſchluſſes gelten ſolle. Dieſe Entfcheidung ift außerdem 
unflar: die Erklärung it „abgegeben“ „behufs der 
Abjendung“ ſowie der Annahmebrief gejchrieben ift; dies 
war aber nicht die Meinung des Gejeges, fondern erft „wenn 
die Annahmeerklärung dem Diener gegeben ijt, fie zur 
Pot zu bringen,“ joll der Vertrag perfect fein, ein Zeit— 
punct, welcher offenbar jehr von Zufall abhängig und für 
den Eonjens ganz irrelevant iſt.“ 

Diefe Säge enthalten und begründen die Vernehmungss 
theorie und ich muß diefelben für den in obiger Dar: 
tellung vorausgejegten Modus des Offerts auch jegt 
nob für die logisch einzig richtigen halten. 

Indeffen hat mich die jehr ſcharfſinnige Conftruction 
vor Windſcheid“) auf eine nothwendige Ergänzung jener 
Varftellung geführt, auf die Berüdfichtigung der Möglichkeit 
anderer Dffertsformen, und damit auf nothmwendige 
Unterſcheidungen verjchiedener Fälle. 

Es fommt Alles darauf an, ob in dem Dffert bereits 
ein (wenigitens eventueller) Vertragsabſchluß-Wille erkenn— 
bar ausgejprocen ift oder nicht, ob der „Gläubiger: und 
Shuldner- Wille” (Windſcheid) nachweislih darin ausge— 
prägt ilt. 

Wenn nun in vielen Fällen hierüber die Worte des 
Offerts feinen Zweifel laſſen werden, jo it doch bei ver 
Kürze und techniſchen Schablonenform taufmännijcher Core 
teipondenz die Zahl der Fälle faum geringer, in melden der 
Bortlaut die Intention nicht det, dieſelbe unvollfommen, 
ja vielleicht unrichtig wiedergiebt. Es ift dann”) nad allen 
conereten Umftänden, wobei die Uebung im fraglichen Ge— 
Ihäftszweig, am fraglichen Markt, ja unter den beteiligten 


) Am Se Ort, befonders SS. 305, 306. 
) Anm. A. 578, 
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Firmen genau zu beachten find, ber wirkliche Wille des 
Dfferenten, nöthigenfalls ſogar gegen den buchſtäblichen Sinn 
des Ausdruds, zu ermitteln. Und dieſe Intentions-Aus— 
legung wird nit immer leicht fein; eine Wermuthung 
etwa hr den animus einer bloßen Anfrage als das minus 
läßt fich feineswegs aufftellen. Ebenjowenig greift die Unter: 
fheidung der beiden Seiten des Geſchäftes, je nachdem Kauf 
oder Berfauf ꝛc. angeboten wird, durd. Man vergleide 
folgende äußerfte Puncte: 

1) „Haben Sie nod 100 Stüd von dem in Ihrem legten 

Lagerverzeichniß zu 40 M. angejegten Tuch? und find 
Sie nicht geneigt, den Preis herabzujegen ?“ 

2) Ich kaufe 100 Stüd von Ihrem geftern eingejebenen 
40 M.-Tuch, wenn Sie daſſelbe zu 38 M. geben. 
In diefem Fall erſuche ih Sie, die Ware fofort zu 
verpaden uud an Herrn &. in Berlin zu ſchicken; 
Preis und Auslagen in Rechnung.“ 

Während 1) noch gar Fein DOffert, ift 2) ein vollftändig 
erflärter, nur noch bedingter Vertragsichlußmille; in jolden 
Fälen nun, in welden, für den Fall der Zuftimmung des 
Aufgeforderten, der Antragende feinen Willen bereits bindend 
erklärt hat, ift e3 freilich nicht Vorausfegung der Vertrags: 
perfection, daß der Antragende die Zuftimmung bes Aufge- 
forderten erfährt: der Vertrag ift perfect, fowie die (erfennbar) 
erfolgte Zuftimmung des Aufgeforderten zugleich die geftellte 
Bedingung des eventuell ausgeſprochenen animus erfüllt und 
zugleih den weſentlichen Vertragswillen des Aufgeforderten 
ausdrüdt. 

In dem Beifpiel 2) it nun die „Abgabe ciner Er: 
klärung“ im Sinne des a. 321 gar nicht nöthig. Wenn der 
Aufgeforderte gar nicht antwortet, fondern ftatt aller Antwort 
dem Auftrag des Auffordernden entfprechend die Waren abicidt, 
fo ift der Vertrag von dem Augenblid ab perfect, da der Auf: 
geforderte die Zuftimmung bei fich beſchloſſen hat. Es wird alio 
der Conſens jehr oft ftillfchmeigend erfolgen und, ohne Er: 
Härungsabgabe, aus concludenten Handlungen wie feine 
Eriftenz, fo auch der Zeitpunkt feiner Entftehung zu ermitteln 
fein. Wenn in unferem Beifpiel 2) der Aufgeforderte einen 
Tag nad der Abfendung des Tuchs einen Annahmebrief an 
den Auffordernden dem Diener giebt, ihn zur Poft zu bringen,“ 
fo wird man troß des a. 321 nicht erft in biefem ganz 
gleihgültigen Moment den Vertrag perfect werben laſſen. 
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Man fieht auch hieraus, daß jener Gedanfe und Ausdrud 
in a 321 nichts weniger als glüdlich ift. 

Will man die Erflärungstheorie feithalten, (was man, 
wie gejagt, logiſcherweiſe nur im Fall eines bindend, wenn 
auch bedingt, erflärten Vertragswillens des Antragenden kann) 
dann muß man confequent den Bertrag in dem Augenblid 
perfect werben lafjen, in welchem der irgendwie ermweislich 
erfolgte Conſens des Aufgeforderten mit der Erfüllung der Be- 
bingung zugleich den Zuſammenſchluß beider Vertragswillen 

wirft. 

Deßhalb ift Thöl's ©. 365 Ausdrud: „jo wie das Ja 
geſchtieben ift,“ jedesfalls zu eng. Richtig aber bezeichnet 
derjelbe die Gleihgültigkeit des Moments der „Abgabe an den 
Diener.” Das Gejet Fam zu diefem Gedanken offenbar, weil 
es erft, wenn der Aufgeforderte feinen Conſens nicht mehr 
ganz mühelos zurudziehen fann, den Conſens als einen wirk— 
liben betradtet. Abgeſehen von der logiſchen Unrichtigfeit 
diejes Gedanfens ift auch der gewählte Zeitpunct, jelbit 
praktiſch betrachtet, jener Abficht nicht entjprecyend. Denn ohne 
Weiteres fann fi) ja der Annehmende feinen Brief von feinem 
Diener wiedergeben lafjen und der Beweis, daß der Brief 
bon „abgegeben“, aljo der Vertrag bereits perfect geworden 
und der Conſens nachher erft einfeitig wieder zurüdgenommen 
wurde, wird nicht leicht zu erbringen fein. Wollte man Dies 
berüdjichtigen, jo empfahl fi vielmehr der Moment der 
Abgabe aus der Verfügungsiphäre des Aufgeforderten an die 
Bolt oder des Abgangs der Bolt. Indeſſen fommt hierauf 
praftiih überhaupt nicht viel an, weil in den meiften Fällen 
(aber nicht in allen) der Aufgeforderte, der zurüdtreten will, 
nad) der freilich fehr bedenflihen und von Thöl ©. 372 mit 
beftem Fug gerügten Beftimmung des a 320 feinen Wider: 
ruf auf außerordentlihem Wege vor oder zugleich mit der 
Annahme wird bei dem Antragenden eintreffen laſſen können. 
Das Richtige wäre: bei Mangel erklärten Vertragsſchluß— 
willens des Dfferenten: VBernehmungstheorie, (wobei möglicher: 
weile erft der dritte oder vierte Brief, je nachdem der zweite 
lautet, die volle Vernehmung ermwirkt, bei jedem Antragenden 
oder Anfgeforberten; vgl. Thöl S. 365: „es muß fo lange hin 
und her gejchrieben werden, bis ıc.), bei eventuell erflärtem nur 
durch den Conſens des Aufgeforberten bedingten Vertragsſchluß— 
willen ftrenge Erflärungstheorie in oben erörtertem Sinne. 

Denn daß „das bloße Schreiben des Briefes nur Vor: 
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bereitung der Erklärung fei, die wirkliche Willenserklärung 
erft darin liege, daß der Schreibende ſich des Briefes 
entäußert,“ kann man Windſcheid unmöglich zugeben. 
Nenn es, wie wir vorausjeßen, nur noch auf jene Bewegung 
im Geift und Wilen des Aufgeforderten anfommt, welde die 
Bedingung des Vertragswillens des Antragenden erfüllt, jo 
genügt eben ſchon die Vollendung jener Willensbewequng im 
Aufgeforderten zur Perfection des Vertrages; es bedarf unter 
Umftänden gar feiner Erklärung an den Antragenden, wenn in 
unferm Beijpiel 2) der Aufgeforderte nach Leſung des Offerts 
feinem Bader die Verpadung der 100 Stüd befiehlt oder jelbit 
vornimmt, fo ift im Augenblid des Befehls oder der begonne: 
nen Verpadung der Vertrag perfect. Das Nect erfordert 
nur um der Ermweislichfeit willen in ſolchen Fällen neben 
der Eriftenz auch noch eine Aeußerung des eriftent gemor: 
denen Willens des Aufgeforderten. 

War das Dffert nur eine Frage, jo genügt Windiceid’s 
Moment nicht und war es eine bedingte Willenserklärung, 
jo tritt die Bedingung ſchon vor Windſcheid's Moment ein; 
ob übrigens Windſcheid denfelben Moment wie a 321 meint, 
ift nicht ganz Ear: er ſcheint cher Abgabe an die Poft zu 
fordern. 

Eine bloße „Vorbereitung der Willenserklärung“ ift 
das Schreiben unter Abmwejenden offenbar jo wenig wie das 
Sprecden unter Anmwejenden, fondern in beiden Fällen der 
Ausdrud des Willens und Denkens. Windfcheid würde 
gewiß nie das Spreden eine „Worbereitung des Denkens“ 
nennen: weßhalb joll von der Schriftform der Spracde etwas 
Anderes gelten als von ihrer Mundform? Habe ib auf 
spondesne? „spondeo* geſprochen, fo fann ich es nicht mebr 
zurüdzichen: ich kann nur nod im Ausfprechen felbft inne 
halten. Habe ich auf die bedingte Willenserklärung des 
Antragenden meine Zuftimmung, welce die Bedingung erfüllt, 
geſchrieben, jo kann ich fie (abgejehen von pofttiver Geſetz— 
vorjchrift wie a 320) nicht mehr zurüdziehen: ich kann nur 
noch in der Aeußerung der Zuftimmung felbft inne halten. 
Weßhalb joll erft die Entäußerung des Briefes den Willen 
erklären? Wenn der Aufgeforderte in unjerem Beifpiel 2) 
den Annahmebrief in die Tafche ftedt, ihn in den Poſtſchalter 
zu werfen und dies aus Vergeßlichkeit unterläßt, ift deßhalb 
der Vertrag nicht perfect geworden? 

Daraus erweift ſich auch die Unterfheidung Scheurl's 
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(Jahrbuch für Dogm. II. ©. 258) als unrichtig: die Willens: 
erflärung jei vollendet durch Niederſchrift des Briefes, 
aber die Willenserklärung an den andern Theil erjt durch 
die Abſchickung, obwol derjelben die richtige Empfindung 
von dem Moment der Eriftenz der Erklärung zu Grunde 
liegt. Man hat über dem Wort „Erklärung“ überichen, 
daß die Erklärung ja nur Eine, nicht die nothwendig einzige 
Form des Conjensausdrudes ift; und blos auf die Erkenn— 
barkeit des Conſenſes fommt es (im Fall bereits erklärten 
Vertragsmwillens des Dfferenten) an. Früher vertheidigte 
Scheurl die Vernehmungstheorie, Beiträge ©. 307. 

Windjcheid glaubt die vorliegende Frage dadurch zu 
löien, daß er den Zeitpunct der Gebundenheit nicht für beide 
Contrahenten denjelben fein läßt, jondern den Aufforderer 
von dem Augenblid der Annahme: Erklärung des Aufge- 
forderten, diejen aber erft von dem Augenblid der Erfahrung 
jeiner Annahme auf Seite des Aufforderers gebunden fein läßt: 
die Perfectiongfrage wird hier umgangen oder, richtiger ge— 
jagt, die Perfection in ihren Wirkungen geipalten: es ift 
aljo gleibjam Erklärungstheorie für den Antragenden, Ber: 
nehmungstheorie für den Nufgeforderten. 

So fommt Windjcheid auf dem Wege theoretijcher Con— 
ftruction ungefähr zu demjelben Ergebnif, welches das Handels: 
geiegbuch aufgeftellt hat: nur daß dies den Aufforderer noch 
früher, nämlich ſchon beim Eintreffen feines Dfferts bei dem 
Aufgeforderten, gebunden fein läßt. Der von Thöl hervor: 
gehobenen Unverträglichfeit von a. 320 mit a. 321 ent— 
geht übrigens Windicheid dur die feinen und geiftvollen 
Ausführungen ©. 160 über die Entſchädigungspflicht des 
Widerrufenden doch nur zum Theil: der Aufgeforderte ift 
und bleibt kaufmänniſch betrachtet in einer überlegenen 
Epeculationsftelung. — 

Schließlich möchte ich bezweifeln, ob man nad kauf— 
männischer Praris den Fall, daß in dem Antrag die Er: 
Märung eines Gläubigerwillens, nicht eine bloße Anfrage 
liege, von vornherein als „Ausnahme“ bezeichnen und damit 
eine Präfumtion für die bloße Anfrage aufjtellen darf. Biel: 
mehr wird dies in jedem einzelnen Fal ohne Vermuthung 
für oder wider nach den oben angegebenen Geftchtspuncten 
ala Willensauslegunginterpretation zu behandeln fein. 

Zulag (1884). In den fpäteren Auflagen (V. Auflage 
1879) $. 306 Anm. 3 bat Windfcheid den einen ange: 
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zweifelten Sat aufgegeben. Demgemäß ift bier die ein: 
ſchlägige Erörterung geftrihen. Der Schlußſatz des $. 306 
behandelt nun die ſtillſchweigende Annahme: Erklärung. Das 
id übrigens (Anm. 2) nicht mit Necht unter die Vertreter 
der Erflärungstheorie eingereiht werde, erhellt wohl aus dem 
Eingang diejes Aufjages. (Vgl. Thöl, $. 239. V. Aufl.) 
Die neuere Literatur ſiehe bei Windſcheid 88. 305, 306. 
Der Grundriß des Deutſchen Handelsrechts (Grundriß des 
Deutſchen Privatrecht II.) wird darauf näher eingehen. 


Zum Orheberrecht.” 


— — — 


I 


1. Bairiſches Gefeh zum Schuße der Urheberredte an 
literarifchen Erzeugniffen und Werfen der -Kunft, 
vom 28. Juni 1865. 

2. Norddeutiches Bundes-Geſetz, betreffend das Ur: 
heberrecht an Schriftwerfen, Abbildungen, muſika— 
liihen Compofitionen und dramatiſchen Werfen vom 
11. Juni 1870. 

Es ift zu beflagen, daß diefe beiden Gejege neben ein: 
ander ftehen: zwar ift, wie die folgenden Betrachtungen 
zeigen werden, die materielle Nechtseinheit in mejentliden 
Puncten nicht viel geftört, wohl aber in einer Reihe von 
geringfügigen Fragen, in welchen Uebereinftimmung ebenfalls 
wünfchenswerth und leicht erreichbar geweſen wäre; und tie 
muß es das patriotifhe Gefühl und den Rechts-Sinn jedes 
Deutfchen Juriſten verlegen, in einem Gebiet, weldes ſo 
dringend auch formal einheitliche Regelung für ganz Deutid- 
land erheijcht und fich derfelben fogar unter der Herricaft 
des alten Deutfchen Bundes bereits erfreut hatte, dieſe for: 
melle Einheit zu vermiffen. Wie lange fol denn nod die 
KräfterZerfplitterung und Kräfter-Vergeudung der Deuticen 
Rechtsarbeit in Gejebgebung, Praris und Theorie fort: 
dauern? Soll fie denn auch noch in Materien befteben, 


!) Vgl. Die Bemerkung am Schluffe dieſes Aufjages. 
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welche, wie die vorliegende, die völlige Gleichheit in Ent: 
ftehung und Fortbildung des Rechts nicht minder zwingend 
fordern al3 etwa das Handel: und Wechſel-Recht? Sollen 
Schriftfteller, Künftler, Tonjeger und Berleger in Nord» und 
in Süd-Deutjchland immer noch fünferlei verſchiedene Geſetze 
und die dazu gehörigen Verordnungen bei Abjchluß eines 
Berlagsvertrags zu berüdfichtigen haben? 

Man hätte füglich den jogenannten Frankfurter Entwurf 
von 1864 annehmen können und follen. Für die bairijche 
Regierung lag übrigens die Nöthigung vor, das bisherige 
particulare Recht und auch den Frankfurter Entwurf zu mo: 
diftciren, jeit der Handelsvertrag zwiſchen dem Zollverein 
und Frankreich zu dem Abjchluß der jogenannten Literar: 
fonvention vom 24. März 1865 geführt hatte, welche mit 
dem 1. Juli jenes Jahres in Wirkſamkeit treten follte und 
Ausdehnung des Schuges des Urheberrechts über das bisher 
von dem Bairifchen Recht gewährte Maß erforderte. Damals 
war der Zeitpunct, da jämmtliche Deutſche Zollvereing= 
Staten einheitliche Umgeftaltung des Frankfurter Entwurfs 
hätten vornehmen und das jo mobificirte Geſetz einführen 
fönnen und ſollen. Da dies nicht zu erreichen war, mußte 
Baiern raſch allein vorgehen, um bis zum erwähnten Termin 
den Vertrag mit Franfreib in Geltung treten lafjen zu 
können. Selbftverftändlib mußte dann au, nad Auflöfung 
de3 Deutichen, bei Begründung des Norddeutichen Bundes 
der Schuß des Urheberrecht? als der Beauffichtigung und 
Gejeggebung diefes Bundes zugehörig bezeichnet werden, was 
denn aub im Art. IV. Nr. 6 der Norddeutjchen Bundes— 
acte gejchehen ift (leider mit Annahme der unglüdlichen 
Terminologie einer unmöglichen Theorie, nämlich der vom 
„geiſtigen Eigenthum“, die man wohl aus dem Preußifchen 
Geſetz von 1837 herüber genommen [und auc in der Reichs— 
verfafjung beibehalten hat. Zuſatz von 1884]). 

Unabweislib empfand man nun aber in Preußen und 
ganz Nord-Deutſchland im gefteigertem Maße dafjelbe Be— 
dürfniß, welches ſchon zur Zeit des alten Bundes fich geltend 
gemacht und zulegt zur Ausarbeitung des leider nicht mehr 
angenommenen Frankfurter Entwurfs geführt hatte: das 
Bedürfnig einer neuen Redaction des Urheber-Rechts. Und 
jwar waren es zwei Gebrechen des bejtehenden Rechtszu— 
Handes, melde gleich dringend Abhülfe forderten: einmal 
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die Ungleichheit, jodann die Unvollftändigkeit der geltenden 
Urheberrechtsgejeße. 

Das neuere Urheberrecht in Deutichland beruht auf den 
Bundesbeſchlüſſen von den Jahren 1832, 1837, 1841, 1845, 
1856 und 1857 wie dieje, zum Theil in größeren Geict: 
gebungen (Preußen 1837, Baiern 1840, Sadbjen 1844, 1845, 
1855, Würtemberg 1838, Braunſchweig 1842 u. a.) verar: 
beitet, zum Theil durch modificirende Einführungsgeiege in 
den einzelnen Staten publicirt waren; die Abweichungen im 
Detail waren dabei zahlreihb und die Weiterbildung dei 
Rechts durch die Praris in Ermangelung eines gemeinjamen 
Dbergericht3 ebenfalls eine ungleiche. Wie läftig dieſe Un: 
gewißheit des Rechts von allen Berheiligten: Urhebern umd 
Verlegern, empfunden werden mußte, leuchtet ein. 

Dazu trat nun die Unvollſtändigkeit auch der ausfübr: 
lichſten dieſer Geſetzgebungen. Einmal waren die Erfin: 
dungen, Umgeftaltungen, Bervollfommnungen, welde die 
legten 30—40 Jahre im Gebiet der bildenden und nad: 
bildenden Künfte und der Kunftgewerbe gebracht hatten, in 
den älteren Urheberrechts-Geſetzen gar nicht oder jehr unge: 
nügend berüdjichtigt: und doch hatten ſich an dieſe, zum 
Theil allerdings nur technifchen, Neuerungen, zahlreide 
Fragen und Zweifel von hoher praftifcher Bedeutung, nament: 
lich in ökonomiſcher Hinficht, gefnüpft. Sodann hatte fid 
auch im Gebiet der Schriftwerfe eine Reihe von Streitfragen 
aufgethan, welche, in den Gefegen nicht vorgejehen, in Praris 
und Theorie fehr verſchieden beantwortet wurden: z. B. in 
der Behandlung der Zeitungsartikel, der Beiträge zu Sammel: 
werfen, der Ueberfegungen 2c.; endlich tauchten auch in der 
Tonkunft und deren Verbindung mit Terten, dann bezüglid 
der Aufführung dramatischer, mufifalifcher und dramatiid: 
muſikaliſcher Werke zahlreihe von den Gefegen nicht gelöftt 
Schwierigkeiten auf. — 

Der Norddeutihe Bund mußte aljo in Bälde ein ein 
heitliches und vollitändiges Urheberrechts-Geſetz erlaffen; die 
Geſetz fand aber nun das erit Fürzlich erlaffene, auf Grumd 
des Frankfurter Entwurf3 ausgearbeitete, im Ganzen recht 
befriedigende bairifche Gefeg bereits in Geltung, daneben in 
den anderen Sübdftaten andere Gejege! Und fo gelten denn 
abermals in Deutichland nicht weniger als vier verſchiedent 
Gefege in einer Materie, welche dringend die Nechtzeinbeit 
erheijcht. 
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Wenn irgendwo im Gebiet des Nechtslebens, jo Liegt 
bier, an diefem monftröjen Erempel, die logiſche Unmöglich: 
keit des Ddermaligen Verhältniſſes zwiſchen dem Nordbund 
und den Südftaten Far zu Tage. Denn e8 fehlt (abgejehen 
von jchleppenden Bertragsverhandlungen zwiſchen den 4 
völferrecbtliben Gubjecten), an jedem Mittel, an jedem ver: 
fafjungsmäßigen Organ, einem ſolchen Mißſtand ein Ende 
zu machen. Hoffentlich ift, bis dieje Zeilen gedrudt werden, °) 
ein joldes Organ geichaffen. 

Uebrigens hatten früher wiederholt politiiche Gründe 
Preußen beftimmt, das Zujtandefommen eines auf Beſchlüſſen 
der Bundesverfammlung beruhenden Urheberrechts für ganz 
Deutichland zu verhindern; aus jolden Gründen widerjegte 
ih Preußen ſchon im Sahre 1862 aufs Entjchiedenfte den 
von Sachſen ausgehenden Verſuchen, den (umgearbeiteten) 
„Entwurf des Börjenvereinsausschuffes” durch eine Bundes: 
commiſſion prüfen und al3 Grundlage eines Bundesgejeßes 
über Urheberrecht verwerthen zu laſſen. 

Zwei hierauf gerichtete Bejchlüffe der Bundesverfammlung 
vom 16. Dftober 1862 und vom 16. Juli 1863 wurden 
gegen die Stimme Preußens gefaßt; die Ereignijje der 
nächſten Jahre verhinderten dann ohnehin die Annahme des 
jogenannten Frankfurter Entwurfs, der im Dftober 1864 
von der Bundesverfammlung den einzelnen Negierungen 
„empfohlen und mitgetheilt“ wurde. 

Daß 03 aber vorwiegend politiihe Gründe waren, 
welhe jpäter Norddeutichland davon abhielten, einfach das 
bairiſche Geie zu adoptiren, liegt auf der Hand; freilich 
wäre die Rechtseinheit auch hierdurch noch nicht erreicht, 
jondern die Gewinnung der andern beiden Südftaten zu dem 
gleihen Schritt noch erforderlich geweſen. 

Hoffen wir, dab in Bälde das Deutiche Parlament 
durch einfache Ausdehnung des Norddeutihen Geſetzes auf 
ganz Deutjchland die unerläßliche Rechtseinheit herftellt; diejer 
Bohltyat wollen wir in Baiern mit Freuden diejenigen Ab- 
weihungen unjeres Geſetzes zum Opfer bringen, welche wir 
für Vorzüge halten. 

Wir Legen im Folgenden das Norddeutſche Geſetz 
unferen Betrachtungen zu Grunde und werfen nur an ge: 
eigneten Stellen einen vergleichenden Seitenblid auf das 


2) Gefchrieben Oktober 1870, 
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bairifhe Recht; auf die Entftehungsgefchichte beider Geſetze 
gehen wir nicht ein.”) 

Der erfte Abichnitt von N. handelt von dem „ausſchließ— 
lihen Recht des Urhebers an Schriftwerfen“, bejpricht aber 
dabei nur das Eine, freilich das praktiſch wichtigſte Recht 
des Urheberd, das zur (mechanischen) Vervielfältigung; da 
aber der Titel des Gejeßes lautet: das Urheberredt an 
Schriftwerfen zc., jo ergiebt ſich als Gedanke des Geſetz— 
geber3, das gefammte Urbeberrecht jei erſchöpft und beſchloſſen 
in der ausschließlihen Verfügung über die mechaniſche Ver: 
vielfältigung. 

Dieſe Auffafjung ift nun zwar in einem Geſetz meniger 
ſchädlich als in einem Lehrbud, ift aber gewiß irrig: fie ift 
aus der in der Doctrin dermalen herrjchenden (zumal durd 
das im Uebrigen jehr verdienftvolle Werf von Wächter zur 
Herribaft gelangten) Anficht erwachjen, welche Urheberrecht 
und Verlagsrecht identifizirt. 

Das Verlagsrecht ift jedoch nicht identifh mit dem Ur: 
heberrecht, ſondern nur Eine, wenn auch die praftifch wid- 
tigfte, in dem Urheberrecht enthaltene Befugniß, ähnlich, wie 
das Necht des Eigenthümers, den Gegenitand jeines Eigen: 
thums zu verwerthen, nur Eine der im Eigenthumsrecht be: 
ſchloſſenen Befugniſſe ift. 

Rechtsphiloſophiſch betrachtet erweiſt ſich das Urheberrecht 
. als das von unſerer Rechtsordnung anerkannte höchſt per: 
fönliche Recht des Producenten eines Geiftesproducts, über 
dafjelbe ausſchließlich und unbejchränft zu verfügen. 

Der thatfählihe Grund dieſes Rechts ift einfach das 
mit feinem andern Verhältniß vergleichbare Verhältniß des 
Producenten zu dem Product, daS vinculum spirituale, 
— welches diejes Subject — und fein anderes gedenfbares 
mit diefem Dbject verbindet; darin liegt ſchon, daß das 
hierauf geftügte Necht ein Höchft perfönliches, auch durch den 


3) Bemerkt fei nur, daß Der in dem Entwurf des Norddeuticen 
Geſetzes enthaltene Abjchnitt V SS. 59—67 (über Die Werfe der bil: 
denden Künſte) Durch den Neichstag ausgefchieden und Die 5 — 
eines ſelbſtſtändigen Geſetzes hierüber (mit Berückſichtigung der Kunſt— 
induſtrie) von den verbündeten Regierungen erbeten ward; die Pho— 
tograpbie hatte ſchon der Entwurf ausgeichloffen; ferner wurde der 
S. 73 Des — über getheiltes Verlagsrecht an muſikaliſchen 

erken und der 8. 44 über gerichtliche Vollſtreckung (wonach das 
Urheberrecht — kein Gegenſtand der Execution ſein ſollte) 
geſtrichen; wir citiren N. = Norddeutſches, B. — Bairiſches Gelet- 
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Willen des Urhebers jelbft nicht auf einen andern übertrag- 
bares, weder zu veräußerndes noch zu vererbendes ift; nur die 
Ausübung einzelner oder aller in diefem Recht enthaltenen Be- 
fugnifje kann durch den Willen des Urhebers (3. B. Verlags: 
vertrag) oder durch Geſetz (Uebergang des Verlagsrechts auf 
die Familienerben) auf andere Perjonen übertragen werben. 

Es ift hier nicht der Drt, die entgegenftehenden Theorien 
(die Vrivilegiumsdoctrin, die Lehre vom fogenannten litera= 
rüihen Eigenthum und die Verlagsrecht3:-Theorie) in ihrer 
geihichtlihen Aufeinanderfolge zu betrachten oder das Ein 
feitige und Unzureichende ihrer logifchen Begründung aus: 
führlich darzuthun; nur in Kürze fol Einiges aus der Ent: 
widlungsgefchichte des Urheberrechts im Leben und feiner 
Behandlung — oder Mißhandlung — in der Theorie hier 
heraus gehoben werden. — 

Leicht der ftärkfte, aber auch der naivſte Einwand gegen 
unjere Auffaffung ift erft vor Kurzem in folgender Argu— 
mentation erhoben worden: 

„Es läßt fich nicht beftreiten, hat man gejagt, daß denk— 
barer Weiſe das Berhältniß des Producenten zu feinem 
Geiftesproduct, welches an ſich ein rein thatjächliches ift, 
duch die Rechtsordnung al3 ein zu fchüßendes angejehen 
werden fönnte, wie 3. B. das an fih aud zunädft nur 
thatſächliche Verhältniß des Erzeugers zu feinem Kind als 
patria potestas, oder Muntjchaft von der Rechtsordnung 
geihügt worden if. Es ift au richtig, daß, wenn bie 
Rechtsordnung dies Verhältniß anerkennen will, dieſes Recht 
des Urhebers, da jene Production ein Ausfluß feiner Indi— 
vidualität ift, da nur diefer Urheber diejes Product Schaffen 
fonnte, al3 ein aus der Perfönlichkeit abzuleitendes aufzu— 
faffen, al3 ein „perjönliches” zu conftruiren wäre. 

Aber leider, fährt man fort, ift jene Möglichkeit in Praxi 
abgejhnitten und diefe Theorie eben bloß Theorie. Denn 
das Römische Recht (und defjen fpätere Fortbildung durch 
die Bandekten-Doctrin) hat nun einmal jenen Schritt nicht 
getban: unfere Rechtsordnung ruht in der Lehre von der 
Rerfönlichkeit ausſchließlich auf Grundlage jener Doctrin und 
diefe hat ein für allemal alle Radien gezogen, welche aus 
dem Centrum des Begriff3 der Perſönlichkeit als anerkannte 
perfönliche Rechte gezogen werden follen; fie hat es unter- 
laffen, auch das Recht aus der geiftigen Production unter 

delit Dahn. Bauſteine. V. 2, 6 
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die feſt geſchloſſene Zahl anerfannter perfönlicher Rechte auf: 
zunehmen: alfo befteht ein ſolches Recht vor unferer Rechts: 
ordnung nicht und man muß, falls das praftifche Bedürfniß 
dies erheifcht, die Vervielfältigung, Verbreitung und etwaige 
pecuniäre Verwerthung eines Geiftegproductes durch ein 
weiter und tiefer nicht zu motivirendes: Lex ita scripta est 
zu Gunften des Urheber regeln.” 

Reicht ift e8, das Unzureichende in diefer Anſchauung 
nachzuweiſen. Sehr häufig verändert das wechjelnde Rechts: 
bewußtjein den Inhalt eines Rechtsbegriffs, vermehrt oder 
vermindert die Zahl der in einem Recht enthaltenen Befug: 
niffe: fo wird die perjönliche Freiheit bald aus der Natur der 
menschlichen Berfönlichkeit als folcher abgeleitet, bald durchaus 
nicht als nothwendiges Attribut der Menſchenwürde gedadt, 
fo wird mit dem Eigenthum an Liegenjchaften das Jagdrecht 
bald als ipso jure verbunden gedacht, bald nicht, u. ſ. w.; 
follen wir nun deßhalb, weil die Römer und die Nedtsent: 
widlung bis in das vorige Jahrhundert nicht dazu ge: 
langten, auch das Urheberrecht als Folge der Perjönlichkeit 
zu faffen, ausgejchlojjen fein mit der Befugniß zu einer 
ſolchen onftruction, obwohl unfer gegenwärtiges Rechtsbe— 
wußtfein fie erheifcht? 

E3 ging bier, wie es jo oft geht. Was in andem 
Zeiten und Cultur- wie Berfehrsverhältniffen nur als eine 
moralijche oder Anftandsforderung erſchien, wird fpäter, nad: 
dem veränderte Zuftände, vermögensrechtliche Intereſſen die 
Sade in neue Gefichtspuncte rüden, als ein von der Rechts— 
ordnung anerfannter und gejchüßter Anſpruch erfaßt. Ber: 
legungen des Urheberrechts durch Plagiate, durch unbefugte 
Veröffentlihungen von Manufcripten find auch in der Antike 
und im Mittelalter als PVerlegungen der Moral, des Ehr— 
gefühls, der guten Sitte empfunden worden — aud ganj 
abgejehen von vermögensrechtliher Schädigung — und unter 
Umftänden hätte das Römijche Recht in folben Fällen eine 
actio injuriarum wohl nicht verfagt. 

Wenn nun auch erft die Erfindung des Buchdruds und 
die gerade in den religiöfen und politifhen Kämpfen des 
16. Jahrhunderts für Schriften gewiſſen Inhalts durch die 
ftarfe Nachfrage raſch und gefteigert gewährte Möglichkeit 
öfonomifcher Verwerthung ſchriftſtelleriſcher Production zur 
Anerkennung des Urheber= oder des Verlagsrechts (zunähtt 
freilid nur in der Mißbildung von Ausnahmegefegen) ge 
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führt haben, jo folgt doch aus diefem Hergang feineswegs, 
dag nun auch Weſen und Kern des zu Grunde liegenden 
Rechts vermögensrechtlich fei. 


Der Urheber hat um feiner Urheberſchaft willen das 
Recht, 1) das Product zu zerftören oder zu erhalten, es 2) 
beliebig umzuarbeiten und zu ändern, 3) zu entfcheiden, ob 
e3 vervielfältigt werden ſoll oder nicht, erftern Falls 4) alle 
Modalitäten der Vervielfältigung und Beröffentlihung zu 
beftimmen und 5) die etwaige Einnahme aus dem Abjat zu 
beziehen; die Befugniffe der Bervielfältigung, Beröffent: 
hung, Verwerthung faßt man unter den Begriff Verlags: 
recht zuſammen. Es ift alfo klar, daß der Urheber neben 
dem Verlagsrecht noch eine Reihe anderer Nechte hat, welche 
nicht vermögensrechtlicher Natur find, ja daß auch nur die 
eine der drei im Verlagsrecht enthaltenen Befugniffe ver— 
mögensrechtlih if. Durch Willensact fann nun der Urheber 
die Ausübung der ſämmtlichen Rechte auf Andere über: 
tragen: er kann einem Kritiker 3. B. das Necht einräumen, 
die Schrift nah Ergebniß feiner Prüfung zu zerftören, zu 
ändern, der Deffentlichfeit zu entziehen oder zu übergeben, 
er kann das PVerlagsrecht felbft ausüben oder entgeltlich oder 
unentgeltlich einem Andern übertragen oder es vererben — 
es ift Elar, daß diefe Uebertragung der Ausübung einzelner 
oder auch aller Urheberrechte nicht das Urheberrecht felbft in 
der Perſon des Urhebers aufhebt oder einen Beweis gegen 
die perfönliche Natur dieſes Rechtes enthält. 

Aus dem Eigenthum an dem Stoff des Products, 3. B. 
dem Manufeript, fließen diefe Befugnifje nicht: e3 fann der 
Urheber im Voraus den Stoff, ja das ganze körperliche Product, 
B. da3 Gemälde, einem Andern gefchenkt, verkauft haben 
und gleichwohl hat er, nicht der Eigenthümer, jene Rechte von 
2—5. Endlich giebt es ja Geiftesproducte, welche, wie ein 
Vortrag, ein improvifirtes Gedicht oder Mufikftüd, jeder 
Grundlage, die Gegenftand des Eigenthums fein Fönnte, 
entbehren. 

Das Urheberrecht felbft aber „Eigenthum“ nennen ift 
ein Berftoß gegen Logik und Gefhmad; nur in jenem nicht 
ju billigenden Sprachgebrauch, der leider auch in einige 
Öefegbücher übergegangen, wonach alle einem Rechtsfubject 
jugehörigen Rechte als deſſen „eigen“ bezeichnet werben, 

6* 
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3. B. auch Forderungsrechte,) ift folder Ausdruck begreifz 
lid. Es waren aber gerade die Nicht-Zuriften, die Schrift: 
fteller und Künftler, welche zuerft oder doc zueifrigft das 
Urheberrecht als Eigenthum anerfannt wiffen wollten: gegen: 
über der Rechtlofigfeit, zu welcher die geiftige Arbeit durch 
die mangelhaften Nachdrucksgeſetze fo lange Zeit verurtkeilt 
war, wollten fie das Product derjelben wie das der phyſiſchen 
Arbeit durch den ftärkften, fo zu jagen: majfivften privat: 
rechtlihen Herrichaftsbegriff deden. 

In neuerer Zeit haben freilich die Franzöfifhen Schrift: 
fteller und Künftler aus diefer fchiefen, auch in das Fran: 
zöfifche Recht übergegangenen Terminologie‘) practiſche Con: 
jequenzen ziehen oder vielmehr ungemefjene Anſprüche durd 
jenen Ausdrud rechtfertigen wollen. Das Eigenthum nämlid 
vererbt fich bekanntlich in der Familie des Eigenthümerz, 
zumal in deffen Nachkommenſchaft, ohne zeitliche Begrenzung; 
das gleiche „droit eternel de l’auteur“ nahm man nun 
auch für dieſes droit de propriet&e in Anſpruch und wollte 
fih mit dem Schuß für Lebenszeit des Urhebers, jeiner 
Wittwe, und zwanzig Jahre nach feinem Tode zu Gunften 
feiner Kinder nicht begnügen. Mit Necht wurden dieje An: 
Iprüche auf der Verſammlung der Deutſchen, Franzöſiſchen 
und Belgifhen Künftler vom 27.—30. September zu Brüflel 
al3 unbegründet abgemwiefen und die Schußfriften ber 
Deutſchen und Franzöſiſchen Gejeßgebung als genügend an: 
erfannt. Das Urheberrecht, müfjen wir conjequent jagen, 
erlijcht mit dem Tode des Urhebers und es find nur Er: 
mwägungen der Billigfeit, aus welden man die Fortdauer 
des Verlagsrechts zu Gunften der Erben oder zu Guniten 
des Urhebers ſelbſt, der durch Verlagsvertrag das Verlags: 
recht (3. B. gegen Entgelt) auf eine Reihe von Jahren oder 
für immer übertragen hatte, noch einige Zeit nad dem 
Tode fortbeftehen läßt und ſchützt. 

Das Urheberrecht erlifcht mit dem Tode des Urhebers; 
aber um des fortdauernden Verlagsrechts willen werden 
Handlungen, welche dies Verlagsrecht verlegen, geahndet. 





#) Defterreichiiches Gefetbuch S. 353: Alles was Jemandem zu 
ehört, alle feine förperlichen und unkörperlichen Sachen, beißen fein 
Eoenisum. Preuß. Land-Recht I 8, 8. 2: Alles was einen aus 
ſchließenden Nugen gewähren fann, ift ein Gegenstand Des Eigentbums. 

’) Napoleon. Decret vom 5. Febr. 1810 a. 39 le droit de pro- 
priete est garanti à l’auteur etc, 
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Weder Erben noch Berleger dürfen aber, 3. B. was ber 
Urheber fraft des Urheberrechts darf, kraft ihres Verlags: 
recht3 Aenderungen, Umarbeitungen an dem Manufcript 
vornehmen. 

Nicht Fragen des Urheber-, jondern des Erb-Rechts find 
Unterfubungen darüber, wiefern 3. B. Teftamentserben ver: 
pflictet find, Weiſungen des Urheberg, in beftimmter Weife mit 
dem Nachlaß zu verfahren, zu befolgen. Daß nicht das Urheber:, 
jondern nur das Verlags Recht, (fofern es nicht Durch den 
Urheber anderweitig übertragen ift,) auf die Erben übergeht, 
erhellt 3. B. daraus, daß ohne Zweifel der Urheber feinen 
Teſtaments- und Inteſtat-Erben die BVeröffentlihung des 
binterlaffenen Werkes ganz unterfagen oder in beftimmter 
Form vorjchreiben darf; ferner daraus, daß gar fein Recht 
auf die Erben übergeht, fall3 der Urheber bei Lebzeiten das 
Verlagsreht für immer, d. h. für 30 Jahre nach feinem 
Tod übertragen und ber Berleger 3. B. das Honorar an 
den Urheber vol bezahlt hat. Auch ift es nicht Verlegung 
des nicht mehr beftehenden Urheberrechts, ſondern möglicher: 
weile Verlegung de3 Verlagsrechts oder mit der Injurien— 
klage zu verfolgen, (jo aub 3. B. vom Teftaments- 
volftreder,) wenn ein Dritter nachgelafjene Schriften des 
Erblafjers veröffentlicht, welche erft jpäter oder gar nicht 
veröffentlicht werden follten. 

Aus dem Erörterten dürfte fih ergeben, daß rechts— 
philofjophifh der Standpunct des literariſchen Eigenthums 
und der des bloßen Verlagsrechts nicht genügt; die Lehre 
vom Privileg aber verzichtet von Anfang auf jeden Stand: 
punkt: wird das „Privileg“ gegen Nabdrud dem Berleger 
gewährt, jo überficeht man, daß dieſer all fein Recht vom 
Urheber ableitet und nur durch fein Verhältniß zum Urheber 
fh vom Nachdruder unterfcheidet; der entgeltliche Erwerb 
des Verlagsrechts, worauf man im 17. Jahrhundert den 
Rachdruck legte, ift natürlich logiſch unerheblih; gewährte 
man aber das Privileg dem Urheber, jo jpeculirte man ent= 
weder, was urjprünglich die Regel war, auf die Brivilegiums: 
Zare oder man negirte das Urheberreht als ein von der 
Rehtsordnung allgemein anerkanntes Privatrecht und theilte 
willfürlihe Gnaden aus. 

Nah unferer Grundauffaffung find nun aber alle 
Producte, welche noch in Wahrheit ala Erzeugnifje eines indi— 
viduellen Geiftes und mit diefem durch das vinculum spirituale 
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verknüpft erfcheinen, nicht nur Schriftwerfe, Bildwerfe, Ton: 
werke, jondern ganz ebenso 3. B. Mufter, Modelle und alle Er: 
findungen auf techniſchem Gebiet, unter den Geſichtspunct des 
Urheberrechts zu rüden: es ift nicht abzufehen, weshalb z. 2. 
ein Chemiker bezüglich einer einzelnen chemiſchen Entdedung oder 
technifchen Erfindung nicht auch das Recht haben joll der 
Erhaltung oder Zerftörung, der Geheimhaltung oder Ber: 
öffentlihung und der Art und der Bedingungen der Letzteren 
wie bezüglich eines Lehrbuches der Chemie oder Technologie. 

Eine ganz andere, nicht eine juriſtiſche oder rechts— 
philofophifche, jondern eine volfswirthichaftspolizeiliche Frage 
ift e8, ob es zwedmäßig, nöthig oder möglich fei, die Aus: 
beutung folcher Erfindungen dem Urheber durch Patentſchutz 
eine beftimmte Zeit lang ausjchließlih zu fichern, aljo ein 
Analogon von Berlagsreht ihm zu gewähren. In neuefter 
Beit hat eine gewiſſe Schule in der Volkswirthſchafts-Politik 
das noch vor wenigen Jahren allgemein empfohlene Patent: 
Syſtem zu bekämpfen begonnen: — die praftifchen Gründe 
für und wider haben mit der prinzipiell richtigen Gleichftellung 
mit dem Schuß des Urheberrechts nichts zu fchaffen. (Siehe 
unten die folgende Abhandlung.) 

Am wenigften darf man aber zweifellos deshalb, weil 
man etwa, aus rein praftifchen Erwägungen, den Patentſchutz 
der Erfindungen befämpft und deren Ausbeutung durch „freie 
Eoncurrenz” empfiehlt, nun auch dem Urheberrecht an Schrift-, 
Bild- und Tonwerfen den Schuß wieder abftreiten wollen, 
wie dies im Norddeutichen Reichstag bei Berathung des 
8. 1 verſucht worden; das ift ein Fauftfchlag in das 
Antlig unferes NRechtsbewußtfeins, der denn auch von der 
allgemeinen Deutſchen Bildung und von hervorragenden 
Wort: und Schriftführern derjelben in gebührender Weile 
abgewehrt worden ift: dieje Verfolgung des „Mancheſter— 
Princips“ bis ins Abſurde ift ein Nüdfall in die Barbarei. 

Unfere Auffaffung beſchränkt das Urheberrecht — anders 
das Verlagsreht — auch nah andern Seiten nicht auf 
Schrift:, Bild: und Ton- Werke: ſchon die beiden Geſetze 
gehen in ihrem Inhalt weiter als in dieſen Titeln; denn 
einen rein mündlichen Vortrag, den fie ebenfalls fügen, 
fann man doch nicht ein „Schriftwerf” nennen. 

Aber wir haben feinen Zweifel daran, daß es aud an 
einem bloßen Dictum, einem „geflügelten Wort“, einem geil: 
reihen Apergu, (3. B. einem Buchtitel, der al3 folder ein 
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witziges Geiftesproduct fein fann, 3. B. „Napoleon le petit“), 
geſchweige denn an einer beftimmt formulirten politischen 
Idee, einem Feldzugsplan, auch vor und ohne Schriftliche 
Firirung, ein Urheberrecht giebt, das durch unbefugte Hand- 
lungen, auch abgefehen von Eingriffen in Vermögensrechte, 
verlegt werben fann: 3. B. durch falfehe Berühmung der 
Urheberſchaft; daß hiegegen unter Umftänden eine Klage, 
auch abgejehen vom Schadenerſatz, zugelaffen werden fann, 
it klar, wenn auch die Nechtsbildung noch nicht ganz fo 
weit gediehen ift und dahin neigt, nur in der Verlegung 
des Verlagsrechtes (durch „Nachdruck“ — ein ganz 
ungenügendes Wort, welches 3. B. die erftmalige unbefugte 
Veröffentlihung gar nicht, die Ueberfchreitung der vertrags— 
mäßigen Zahl von Eremplaren einer Auflage durch den 
Verleger nur höchft gezwungen bezeichnet) eine Verlegung des 
Urheberrechts zu erbliden. — 

Natürlich find wir uns völlig Har, daß wir mit diejen 
de lege ferenda ausgefprodenen, nur rechtsphilojophiich 
motivirten Anfchauungen mit der bermaligen Deutſchen 
Rechtsentwicklung und der herrfchenden Denkweife in jehr 
Ihroffem Gegenſatz uns befinden. 

Wir fehren nun zu den beiden Gejegen und deren 
Prüfung im Einzelnen zurüd. 

N. Handelt in feinem I. Abſchnitt von den Schriftwerken, 
B. gebraucht dafür a. 1. „literariſche Erzeugnifje“ — beide 
müfen aber au die rein mündlichen Vorträge „zum Zweck 
der Erbauung, der Belehrung oder Unterhaltung“, obwol 
dieje feine Schriftwerfe oder literarifchen Erzeugnifle find, 
bereinziehen. Beide Gefege verbieten die „mechaniſche“ Ver: 
vielfältigung; B. nennt a. 1. Abſ. 2, dem bisherigen, aber 
widerfinnigen Sprachgebrauch folgend, auch die eritmalige 
unbefugte Beröffentlihung eines Werkes „Nachdruck“; die 
Worte „ganz oder theilweife abgedrudt“, welche der Ent: 
wurf von N. aus B. herübergenommen, hat die Fallung 
des Gejeges mit Recht als überflüffig fallen Lafjen 

Bezüglich der Sammelwerke hat N. in $. 2 die bisher 
bon geltenden Grundſätze — Urheberrecht des Herausgebers 
an dem Ganzen, der Mitarbeiter an den einzelnen Bei: 
trägen — recipirt. Unter dem Herausgeber ift der geiftige 
Bater des Geſammtwerkes als joldhen zu verftehen, derjenige, 
welher das Unternehmen als Ganzes geiftig geichaften hat, 
im Unterfhied vom bloßen buchändlerifhen „Unter: 
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nehmer“: diefer der Verleger, fann, wie dies bei periodijcen 
Schriften, illuftrirten Zeitungen 2c. häufig der Fall ift, als 
„Redacteur“ zugleich der Herausgeber fein, aber er muß es 
nicht fein; er kann 3. B. nur das Verlagsrecht, nicht das 
Urheberrecht haben-°) Sein Recht Fann verlegt werden nicht 
nur duch Nahdrud des gefammten Unternehmens, fondern, 
praftiih häufiger und wichtiger, auch durch Abdrud und 
Ausbeutung einzelner Beftandtheile.. Juriſtiſche Perfoner, 
3. B. Afademien, Univerfitäten, gelehrte Geſellſchaften können 
ebenfalls als Herausgeber Urheberrehte an der Totalität 
von ihnen veranftalteter Sammelwerke haben; darüber N. 
$. 13. Eine Entfcheidung der Frage, ob bei einem auf 
Beftellung gearbeiteten Werke der Befteller oder der Bear: 
beiter das Urheberreht habe, wurde mit Recht in das Geſetz 
nicht aufgenommen: das ift offenbar im einzelnen Fall 
quaestio facti. Während unter Umftänden der Befteller, 
3. DB. ein Verleger, welcher eine populäre Darftellung des 
Krieges von 1870 bei einem Schriftfteller beftellt, wenn aud 
mit Beifügung einiger allgemeiner Directiven, an dem jo 
geichaffenen Buch offenbar ebenfowenig Urheberreht bean: 
ſpruchen kann, als etwa derjenige, welcher bei einem Schlachten: 
maler Epifoden aus den Schlachten diefes Krieges beftelt, 
find anderjeits Fälle denkbar, in welchen durch genaue Vor: 
zeihnung des Ideengangs eines Werkes der Befteller wenigftens 
mit dem Ausarbeiter in das Verhältniß der Miturheberjcaft 
N. 8. 9 B. a, 13 tritt; ja Letzterer kann denkbarer Weije 
als bloßer Gehülfe und der Befteller allein als Urheber 
erſcheinen. Die Frage, ob ein Beamter Urheberrecht habe 
an einem Kraft amtlichen Auftrags ausgearbeiteten Product, 
3. B. dem Entwurf eines Geſetzes, ift zweifellos zu bejaben: 
aber jeine Amtspflicht — ein ftatsrechtliches, nicht privat: 
rechtliches Verhältniß — kann und wird regelmäßig ihn davon 
abhalten, dafjelbe im Verlagsrecht auszuüben, ja wird ihn 
zwingen, die Ausübung deffelben dem Stat zu überlafien: 
ganz ebenfo wie ein Deffinateur Urheberredht an dem Mufter 
erwirbt, das er, im Dienft eines Principal arbeitend, er: 
findet, aber hier wirft das privatrechtliche vertragsmäßige 
Dienftverhältnig ganz ähnlich wie bei dem Beamten: der 
Principal allein, nicht der Deffinateur, darf dajjelbe ver: 

°) Vergl. Die jtenographiihen Berichte über die Verhandlungen 


* yrddeutchen Bundes, I. Legislaturperiode, Seſſion 1870. I. 
2 fg. IL, ©. 132 fg. 
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wertben: der Ausbrud im Mufterfchuggejeß, der den Prin— 
cipal zum Urheber macht, ift ſchief: er beruht auf der allen 
dieſen Gefegen vorfchwebenden Verwechſelung von Urheber: 
redt und von Verwerthungs-Recht an dem Product. 

Dagegen ift nicht zu billigen, daß N. dem Herausgeber 
von (nicht mehr gegen Nachdruck geſchützten) Inedita, welchen 
B. a. 11 dem Urheber gleich ftellt, jedoch unter Einräumung 
freieren Gebraudsreht3 an Dritte, jeden Schuß verjagt. 
Iſt auch der Herausgeber nicht an ſich der Urheber, „jo wird 
doch für den literariihen Verkehr das Product erft durch 
den Herausgeber geſchaffen.“) 

Die einzelnen Fälle, in welchen Auffindung oder Beſitz 
eines ſolchen Coder auf bloßem Zufall beruht, fommen nicht 
in Bergleih mit den jo viel zahlreichern, in welchen jchon 
das Finden die Folge wifjenjchaftlich geleiteten Sucdens und 
vollends die Herausgabe ohne fahmäßiges Studium ganz 
unmöglih if. Weßhalb fol ſolchem, oft epochemachendem 
Verdienft der Schuß, welcher jedem ſchlechten Compendium 
gewährt wird, verjagt jein? Einer Beeinträchtigung der 
Wiſſenſchaft, weil 3. B. der erfte Herausgeber feiner Aufgabe 
nicht gewachſen und nun das Publicum lange Zeit an die 
{hlebte Ausgabe gebunden ift (mie in den Verhandlungen 
des Reichstags geltend gemacht wurde), läßt fich leicht vor— 
beugen durch die zwedmäßigen Beftimmungen von B. a. 11.; 
wonah „von derartigen Schriften Dritten ein freierer Ges 
brauch ... geftattet ift, ſoweit derfelbe dur das Bedürfniß 
oder die Sitte des literarischen Verfehres gerechtfertigt ift, jo 
namentlih 3. B. das wörtliche Abdruden zujammen 
mit einem Gommentar oder als Beleg der vorgetragenen 
eigenen Anfichten“. Hiernach ift der Abdrud mit Varianten, 
Gonjecturen, richtigen Lesarten, mit einem anderen fritifchen 
Apparat freigegeben; mehr aber verlangt das Intereſſe der 
Biffenfhaft nicht; unterfagt ift nur die Ausbeutung fremden 
Verdienfte3 (oder auch Glüdes) durch Wiederabdrud ohne 
ſelbſtſtän dige Zuthat und ſolches Verfahren ift mit Recht 
verpönt. Zudem gewährt B. den Schuß dem Herausgeber 
nit wie einem Urheber auf Lebenzzeit und 30 Jahre nad 
dem Tode, jondern nur auf 15 Jahre von der Herausgabe 
an. Diefe Beftimmungen hätte N. recht wohl ohne „Beein- 
mädbtigung der Wiſſenſchaft“ aufnehmen Fönnen. 


N Vergl. Mandry, Commentar zu dem Bairiſchen Gefeg vom 
2. Juni 1865 ©. 170. Kritiſche Vierteljahresfhrift VII. S. 264. 
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N. 8. 3 erflärt gemäß der oben erörterten Identificirung 
von Urheber: und Berlagsrecht das „Urheberrecht“ für über- 
tragbar unter Lebenden und auf den Todesfall; richtiger ift 
die Faſſung von®. a.50 „das ausschließliche Recht des Urhebers 
zur Vervielfältigung oder Aufführung ift veräußer: 
lih und vererblich”, womit nicht das geſammte Urheberrecht, 
fondern nur dieſer eine Ausfluß deſſelben ald übertragbar 
bezeichnet wird. 

Die beftrittene Frage, ob auch der Verleger ohne 
Zuftimmung des Urheber fein Verlagsrecht veräußern 
fann, welche übrigens zunädft in die Lehre vom Verlags: 
vertrag gehört, ift vom Gejeß nicht entjchieden; fie ift richtiger 
Anficht nah zu verneinen, da fein Gontrahent dem Andern 
ohne deſſen Einwilligung einen Dritten ald Gläubiger oder 
Schuldner aufdrängen kann und der Urheber nur mit diefem 
Verleger contrahirt hat; auch abgejehen von der Zahlungs: 
fähigkeit Tann für den Urheber gerade diefe beftimmte Firma 
wegen ihres Anjehens in der literarifchen Welt, des Characters 
ihres Verlags, de3 Orts der Niederlafiung u. ſ. w. durch 
feine andere erjegbar fein und der Umftand, daß für ben 
Verleger das aus dem PVerlagsvertrag erworbene Recht in 
der Negel lediglich ein Vermögensrecht wie jedes andere ift, 
ohne Rüdficht auf die Verfönlichfeit des Urhebers, hat nit 
die Folge, daß dies auf Seite des Urhebers fich ebenjo ver: 
halte. Im Eoncurfe des Berlegers freilich wird der Urheber 
ſolche Behandlung des Verlagsrechts und aljo 3. B. Ueber: 
lafjung an einen Gläubiger des Verlegers an Zahlungsttatt 
nicht verhindern fönnen; aber durch Willensact des Ber: 
legers allein fann dem Urheber ein anderer Contrahent nidt 
aufgedrungen werden. 

N. 8. 5 wiederholt die Betonung der mechaniſchen Ber- 
vielfältigung in $. 1 in Mebereinfiimmung mit B. a. 1. 
was unter mechanifcher Vervielfältigung zu verftehen fei, bat 
das Geſetz nicht entjchieden, fondern mit Recht der Willen: 
ſchaft zur Erörterung überlaffen. Eine der interefjanteren 
hieran fih knüpfenden Streitfragen ift nun, ob auch das 
Abfchreiben als mehanifhe Vervielfältigung zu fallen jet. 
Wenn man nun auch in larer Nede Eopiren eine „mechaniſche“, 
d. 5. bier foviel als geiftloje, gedanfenlofe Bejchäftigung 
nennt, jo fann man doc in ftrenger, richtiger Ausdrud: 
weife von „Mechaniſchem“ nur da ſprechen, wo eine „Ma 
ſchine“, eine „Vorrichtung“, im Unterfchied von blofem 
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„Werkzeug“, wie Feder oder Bleiftift gebraucht wird. 
Sharacteriftiih aber für die hier in Frage ftehenden „Vor— 
richtungen“ und mechaniſche Vervielfältigung ift offenbar, ob 
durch Eine Operation eine Mehrzahl von Eremplaren her: 
geftellt oder doch zur Herftellung vorbereitet werden fann,”) 
was bei dem Abfchreiben nicht der Fall ift. Uebrigens haben 
auch weder N. no B. das Abjchreiben als mechaniſche Ver: 
vielfältigung gedacht, da fie beide es befonders erwähnen, 
freilich aber verjihieden behandeln. B. a. 5 betrachtet das 
Abichreiben literarifcher Erzeugniffe, felbft um Lohn und für 
Mehrere, nicht als Nachdruck und auch bezüglich mufifalifcher 
Compoſitionen muß richtige Auslegung des Gejeges zu dem 
gleihen Ergebniß gelangen, obwohl jelbftverftändlich hier 
durb Copiren dem Berechtigten viel leichter eine pecuniär 
empfindlich nachtheilige Concurrenz bereitet werden Fann als 
bei Büchern. B. verbietet nämlich in a. 21 nur die mecha— 
niihe Vervielfältigung von GCompofitionen, wozu Gopiren 
nicht gehört, und bezieht fich auf die in dem vorhergehenden 
Abſchnitt enthaltenen Vorjchriften, alſo auch auf a. 5, deſſen 
Ausſchluß bezüglich muſikaliſcher Producte nirgends als ges 
wollt angedeutet ift.”) 

N. $. 4 dagegen „Sieht das Abjchreiben als mechaniſche 
Vervielfältigung an, wenn es dazu beftimmt ift, den Drud 
zu vertreten.” Die Formulirung dieſes Gedankens ift un— 
glüdlih ausgefallen, da der Zwed einer Thätigfeit offenbar 
nicht darüber entjcheiden kann, ob fie als eine mechanische 
anzujehen ſei oder nicht: der Rechtögedanfe an fich aber ift 
richtig. Einmal wird durh ein mafjenhaftes Abjchreiben 
und Verbreiten — und nur, wenn auc dies gewollt, fann 
man jagen, daß jenes den Drud vertreten jolle — das Ent— 
feidungsreht bes Urhebers über Veröffentlihung und 
Riötveröffentlihung, alfo, abgejehen von der ökonomiſchen 
Seite, das mwichtigfte Necht des Urhebers verlegt, was bei 
kurzen politifchen oder auch poetifhen Producten auch durch 
bloßes Abfchreiben in jehr ausgedehnter Weije gejchehen 
lann. Sodann kann bei gewiffen Erzeugniffen, z. B. mufis 





— 


SHierin folge ih Mandry ©. 53; vergl. Kloſtermann, 
geiſtiges —— ©. 397 fg. 

..) Mebereinftimmend nn S. 197, deffen meiteren Ent: 
Ibeidungsgrund, Ablehnung des Antrags, das Abfchreiben von Noten 
ur Behuf des Handeltreibens mit den Abfchriften, Durch die Frank— 
urter Commiffion ich aber ala maßgebend nicht erachten kann. 
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kaliſchen Compofitionen Feineren Umfangs und bi Dramen 
(durch Abjchreiben von „Rollen“ und Souffleurbüchern zum 
Behuf der Aufführung) auch die pecuniäre Ausbeutung zum 
Nachtheil des Verlags: und Aufführungs- Rechts des Ber: 
fafjer8 eine fehr wirkſame fein. Es ift daher ein Vorzug 
von N. vor B., diefes Verbot aufgeftellt zu haben. Die 
vorgejhlagene Beſchränkung auf „im Drud noch nict er: 
ſchienene Schriftwerke“ würde die leßtgenannten Fälle nict 
getroffen haben und ward daher mit Recht durch die ge 
wählte erjeßt, welche nur etwa lauten follte: wie mechaniſche 
Vervielfältigung wird auch geftraft 2c.” 

N. 8 5 „Seht auch als Nahdrud an“ die unbefugte 
erftmalige Veröffentlichung eines Schriftwerks (ebenjo B. a. 1.), 
ferner von gemwiffen Arten von Vorträgen, nämlich von jenen, 
welche zum Zmwed der Erbauung, Belehrung oder Unter: 
haltung gehalten find; daß hier von „Schriftwerf“ nicht 
nothwendig und von „Nachdruck“ gar nicht zu ſprechen ift, 
haben wir ſchon bemerft. 

Das Richtige war, die Vorträge nicht als Schriftwerke 
(N.) oder Literarifche Erzeugniffe (B.) — ob fie nieder: 
gefchrieben worden, wird ausdrüdlih (B. a. 1.) als gleid: 
gültig betrachtet — fondern als „Geiftesproduct bejonderer 
Faſſung“ befonders zu ſchützen. Principiell find daher alle 
Vorträge, jofern fie als „Geiftesproducte” angefehen werden 
fönnen, zu ſchützen: ob dies der Fall, ift in conereto zu 
entjcheiden, 3. B. zu verneinen bei bloßem Vorleſen aus 
dem Buch eines andern Urhebers mit einzelnen eingehenden 
Bemerkungen, zu bejahen natürlich bei Auslegung eines 
Glaffifers ꝛc. Mit Recht hat daher B. a. 1 für die Regel 
alle mündlichen Vorträge ohne Unterfcheidung von JInhalt 
und Zweck zunächſt als geſchützt erklärt, im Gegenjag zu 
dem bisherigen Gefegesreht, 3. B. dem Defterreiciiden 
Geſetz $ 4, dem älteren Bairifhen Gefeg vom 15. April 
1840 a. 1, welde nur die zu den oben hervorgehobenen drei 
Zweden gehaltenen Reden ſchützten, oder dem Preußiſchen 
Geſetz $ 3, dem Würtembergifchen von 1838 $ 2, melde 
nur Predigten und Lehroorträge ſchützten. B. hat dann nut 
in a. 3 ausnahmsweise gewifje Arten von Neben (oder Bor: 
trägen: ein Unterfchied zmwifchen beiden wollte und fonnte 
nicht gezogen werden) als nicht gejchügt bezeichnet, nämlich 
folbe, melde bei den Verhandlungen der Gerichte, der 
Landes: oder Gemeindevertretungen oder bei politijchen Per: 
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jammlungen gehalten werden. NR. dagegen bat einmal 
S 5 b. nur Borträge, zu jenen drei Zmweden gehalten, für 
geihüst erflärt — aljo regelmäßig Vorträge ungeſchützt 
gelafjien — und dann abermals $ 7 d. für ungefchüßt er— 
Härt Reden, „welche bei den Verhandlungen der Gerichte, 
der politifden, communalen und kirchlichen Vertretungen, 
jowie Der politiihen und ähnlichen Verfammlungen gehalten 
werden.“ Da man zmwilchen „Reden“ und „Borträgen“ nicht 
unterfcheidet, ift diefe Redaction wenig glüdlih: denn daß 
3.8. ein belehrender Vortrag dann gleichwohl nicht gefhügt 
ift, wenn er in einer politijchen PBarteiverfammlung gehalten 
wird, verfteht fih nah $ 7 d. ohnehin. 

Man hätte in $ 5 alle Reden und Vorträge ſchützen 
und Dann die Ausnahme in $ 7 folgen laffen follen, welche 
u, publiziftiijche Intereſſe gewiſſer Vorträge hinlänglich 


Wenn N. $ 5 c. und d. auch die Verlegung des dem 
Berleger übertragenen Verlagsrechts durch den Urheber felbft 
und andererjeitS die Berlegung des von dem Urheber in 
gewifien Umfang zurüdbehaltenen Verlagsrechts durch den 
Berleger — der Urheber veranftaltet eine Concurrenzausgabe, 
der Berleger drudt mehr als die bevungenen Eremplare — 
„als Nahdrud anfieht”, jo ift das, wie aus unferer Bes 
zeichnung der beiden Fälle erhellt, nicht logiſch: im erften 
Fal liegt eine Verlegung des Verlagsrechts des Verlegers 
vor, eine Handlung, welche der Verleger nur um des ab: 
geſchloſſenen Verlagsvertrags willen dem Urheber unterfagen 
fann, im legten Fall eine Verlegung des hier in feinem 
Berlagsrecht verlegten Urheber; nur der zweite Fall ent: 
hält eine Verlegung des Urheberrechts, der erfte ift lediglich 
eine Verlegung des Verlagsvertrages. Freilid mußte man 
beide praftifch wichtige Fälle in das Geſetz aufnehmen, 
konnte nicht wohl den erften einem befonderen Geſetz über 
den Verlagsvertrag überlafjen, allein die Gleichftelung mit 
den Fällen sub a. und b. ijt nicht gerechtfertigt. Sagt nun 
B. a. 2, diefe Fälle „unterliegen auch dem Verbot des 
Art. 1%, „mechaniſche Vervielfältigung ohne Genehmigung 
des Urhebers“, jo trifft das zwar die unbefugte Handlung 
des Berlegers, aber gar nicht die des Urhebers. 

N. $ 6 regelt das Recht der Ueberjegung. Principiell 
ift bei unferer Grundauffaffung ein ausfchließliches Ueber- 
fegungsrecht des Urhebers nicht anzuerkennen; tiefere Einficht 
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in das Verhältniß von Gedanke und Sprache zeigt, daß zu: 
nächft jedes Geiftesproduct an die Sprade, in der es ge 
dacht ift, als wejentlich gebunden erſcheint: konnte „Hamlet“ 
ruſſiſch, konnten Kant's, Fichte's, Hegel’3 Werke portugieſiſch 
gedacht werden? Das vinculum spirituale verbindet den 
Urheber mit dem Produft nur in der Driginalipradhe; 
andererjeit3 liegt auch in der fchlechteiten Weberjegung, 
vermöge der eigenartigen Geſetze der Sprade, in melde 
übertragen wird, beftimmt jenes Minimum von felbit: 
ftändiger Geiftesarbeit, welches genügt, ein Urheberrecht an 
einem Geiftesproduct zu begründen, ein vinculum spir- 
tuale zwijchen dem Ueberſetzer und der Ueberiegung herzu— 
ftellen: wenn, wie wir fehen werden, jene® Minimum jogar 
bei der Photographie gegeben jein fann, wird e3 bei der 
Ueberfegung, die nicht „mechaniſche“ Vervielfältigung it, 
nicht fehlen. 

Gegen das freie Ueberſetzungsrecht ſpricht nur die Er: 
wägung, daß ohne das Driginal die Weberfegung nidt 
möglich wäre; aber um deßwillen dem Ueberſetzer ein jelbit: 
ftändiges Urheberrecht abjprechen, fann man nicht; denn mie 
oft läßt fich in der Wiſſenſchaft 3. B. nachweiſen, daß cine 
Arbeit, eine Entdedung, ein Fortfchritt fo weſentlich die eine? 
andern Urheber zur Vorausſetzung hat, daß fie ohne jene 
Borftufe nicht denkbar wäre; ſowenig nun Vorftufe zum 
Fortſchritt fich verhält wie Driginal zur Ueberfegung, — die 
„Unentbehrlichkeit” findet in beiden Fällen ftatt und dod be 
ftreitet Niemand dem Nachfolger das Urheberrecht an feinem 
Product. Wenn ferner wer einen Noman in ein Drama 
umarbeitet oder wer ein Gemälde plaftifch darftellt, ungmei: 
felhaft ein Urheberrecht an feiner Umarbeitung erwirbt und 
durch diejelbe das Urheberrecht des Andern nicht verlegt, ie 
ift auch hier die Umarbeitung ohne das Umzuarbeitende nid! 
denkbar; der Webertragung in eine andere Kunftform mus 
ce die Uebertragung in eine andere Sprachform gleid⸗ 

ehen. 

Der andere Grund ift die ledlich praktiſche Rückſicht darauf, 
daß durch die Ueberfegung dem Urheber eine wenigftens in 
manden Fällen den Abſatz des Driginal® empfindlih be 
einträchtigende Concurrenz gefchaffen werden kann, und daß 
man die Ausbeutung des Vermögenswerthes des Driginals 
auch in andern Sprachen lieber dem Urheber als einem An: 
deren gönnt. Das find aber offenbar Erwägungen des Jr: 
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terefies, nicht logifhe Forderungen des Nechts. Iſt e8 doc 
z. B. denkbar, daß der Umarbeiter eines Romans in ein 
Drama durch die Tantiemen und Honorare für die Auf: 
führung ein großes Vermögen erwirbt, während der Ver— 
faſſer des Romans gar fein oder ein ganz unbebeutendes 
Honorar erhielt: deßhalb wird man doch nicht diefem allein 
dad Recht der Dramatifirung zuſprechen wollen. 

Die Behandlung der Frage in Gefeßgebung und Doctrin 
bat jehr gewechſelt. Während noch Wächter $ 45 in der 
Ueberjegung regelmäßig Nahdrud erblidt und fie nur dann 
ausnahmsweiſe freigegeben willen will, wenn fie ihrem 
Berfehrsmwerth nad etwas weſentlich Anderes ift als das 
Original, — worauf es offenbar logiſch nicht ankommen 
kann — neigen die neueren Geſetze zu der principiellen Frei- 
gebung der Ueberfegung, und beſchränken dieſe nur aus: 
nahmsweiſe durch Zulafjung des Vorbehalt3 der Ueberjegung 
von Seiten de3 Urhebers. 

Wenn e3 vor dem Erlaf dieſer Geſetze zur Sitte ge- 
worden war, daß der Urheber (oder gar der Berleger) auf 
dem Titelblatt einen jolchen Vorbehalt beifügte, jo war das 
damals, jo lange die Frage des ausschließlichen Ueberſetzungs— 
rechts des Urhebers beftritten war, entweder überflüffig oder 
wirfung3los: fprab man dem Urheber jenes Recht ab, jo 
war die Claufel wirkungslos, denn Niemand fann fi Recte 
vorbehalten, die er nicht hat; ſprach man ihm das Recht zu, 
jo war fie überflüffig, denn das Necht der Ueberfegung wird 
ja dann durch die Veröffentlichung des Driginals nicht ges 
fährdet, vielmehr die Ausübung befjelben erft Dadurch ermög= 
lit. Erft nachdem die Geſetze regelmäßig jenes ausſchließ— 
lihe Recht negiren und es nur ausnahmsweiſe anerkennen, 
wenn es vorbehalten und binnen beftimmter Frift geltend 
gemacht wird, hat jene Clauſel juriftiiben Sinn. 

Die oben angeführte Rüdfichtnahme auf die Intereſſen 
des Urhebers de3 Driginals waltet nämlich mit nichten im 
allen Fällen gleihmäßig: in fehr vielen Fällen läßt fich be— 
baupten, daß bei der gänzlichen Verſchiedenheit der Abſatz— 
und Leferkreife dem Driginal als ſolchem burd die Ueber: 
ſehung gar feine Goncurrenz gemadt wird. In anderen 
Faͤllen freilih ift nicht nur eine ſolche Concurrenz zu bes 
forgen, fondern e3 ift auch von Anfang günftiger Erfolg der 
Ueberjegung in mehrere Spraden vorauszufchen. Gerade 
in diefen Fällen beſteht aber auch cin gemifjes öffentliches 
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Intereſſe an der Verbreitung de3 Products über mehrere 
Sprachgebiete. 

Die Combinirung diefer beiden Erwägungen hat zu dem 
in den neueren Gejegen ausgeſprochenen Rechtsgedanten gt: 
führt: e3 fol ausnahmsweife auf eine nicht zu lange Zeit 
dem Urheber die Ausbeutung feines Werkes aud in andern 
Spraden ausfchließlich eingeräumt werden, wenn er jofort 
bei Veröffentlihung des Driginal3 einen diefe Abfiht aus: 
drüdenden Vorbehalt mit veröffentlicht und binnen ganz 
furzer Friſt dieſe Anficht auch verwirklicht; fehlt es an einer 
diefer Vorausfeßungen, hat er 3. B. zwar gleichzeitig eine 
Ueberfegung angezeiat oder auch herausgegeben, aber ohne 
Vorbehalt des ausschließlichen Rechts, oder hat er von dem 
vorbehaltenen Recht binnen der gejeglichen Frift feinen Ge: 
brauch gemacht, jo kömmt das natürliche Intereſſe der Ber: 
breitung und das principiell anerkannte freie Ueberjegungs: 
recht wieder zur Geltung: der Urheber joll nicht mißgünftig 
Undern die Ausbeutung abjchneiden, ohne fie felbft vorzu: 
nehmen. Freilich fann der Urheber, abgejehen von der öko— 
nomiſchen Verwerthung, ein Intereſſe daran haben, daß jein 
Werk nur in einer guten, würdigen Ueberjegnng den andern 
Nationen befannt werde; dies Intereſſe fann er aber aus: 
reichend dadurch wahren, daß er die Ueberjegung jelbft vor: 
nimmt oder — was ihm natürlich freifteht, vgl. B. Art. 7. — 
durch einen Andern vornehmen läßt und nun dieje allein in 
der nächften Zeit nach Veröffentlihung des Driginals, in 
welcher erfahrungsgemäß die Nachfrage nad Ueberfegungen 
am Stärkften ift, verbreitet werden darf. Allerdings kann 
er nicht verhindern, daß nad Ablauf der furzen Frift feines 
ausfchließliben Rechts auch andere, vielleicht ſchlechte Ueber: 
ſetzungen erjcheinen; allein einerſeits werben dieſe deſto ge— 
ringere Verbreitung finden, je vorzüglicher die Ueberſetzung 
des Urhebers iſt, (welche, als die von ihm gebilligte, ohne— 
hin immer beliebter ſein wird) für welche ja gegen Nach— 
druck die regegelmäßige Schutzfriſt der vollen Lebenszeit und 
der nächſten dreißig Jahre beſteht, und andererſeits kann 
eben, wer ein Schriftwerk in die Deffentlichkeit giebt, den 
ſelbſtſtändigen, guten oder ſchlechten, Gebrauch, den andere 
Geiſter davon machen, nicht verhindern. 

Dem entſprechend gewährt N. dem Urheber eine fünf: 
jährige Frift von dem Erjcheinen der Ueberjegung an, wenn 
derielbe die vorbehaltene Ueberjegung binnen eines Jahres 
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nah dem Erjcheinen des Driginal3 zu veröffentlichen be— 
gonnen und binnen drei Jahren dieſe Veröffentlihung voll 
endet hat. 88 6 c. 15; ebenfo B. Art. 7, 8, 17. Auch in 
Detailbeftimmungen, auf welde hier nicht eingegangen wer: 
den fol, 3. B. über die Berehnung der Friften, über bie 
Behandlung der in mehreren Bänden oder in Lieferungen 
ericheinende Werke, ſowie der Dramen, flimmen beide Ge: 
jege im Weſentlichen überein; B. jpricht dabei einige Gonfe- 
quenzen aus, welche N. als jelbftverftändlich nicht ausgeführt 
bat: jo, daß der activ zur Sache Legitimirte ber Urheber 
des Originals oder der von ihm bevollmächtigte Ueberjeger 
oder der rechtmäßige, obzwar unbevollmächtigte, Ueberſetzer ift. 

Dagegen enthält N. 8 6 a eine befondere Beftimmung 
für zuerft in einer todten Sprache herausgegebene Werke: 
deren Ueberjegung in eine lebende Sprache ohne Genehmi- 
gung des Urhebers joll immer, auch ohne Einhaltung der 
Borausfegungen von $ 6 ce auf Seite des Berfafjers, als 
Nachdruck gelten. Diefe Schon im Preußiſchen Geſetz ent- 
baltene, von dem Börjenvereind: Entwurf aufgenommene, aber 
von der Frankfurter Commijfion abgelehnte Beftimmung: ift 
von B. mit Grund ausgefhloffen worden; während nämlich 
das Recht des Urhebers an einem ſolchen Werk fein anderes 
ift, als an irgend einem andern, alſo ftärferer Schuß gegen 
Ücberfegungen als für in lebenden Sprachen erfchienene Werke 
rechtlich nicht zu begründen ift, läßt fih auch ein Intereſſe 
hieran nicht behaupten; denn die gelehrten Kreife, an welche 
Ah ein 3. B. in lateinifcher Sprache gejchriebenes Werk 
wendet, find doch der Ueberſetzung in eine lebende Sprade 
nit bedürftig; es macht alſo die Meberjegung dem Werk in 
feiner eigentlichen Sphäre feine Concurrenz. Will aber der 
Verfaffer über jene Kreife hinaus fein Buch verbreiten und 
ih die Genauigkeit und zugleich die pecuniären Vortheile 
der Ueberjegung fihern, fo ift ihm das ja durch $S 6 c er- 
möglicht und es ift nicht abzujehen, weshalb er dabei mehr 
begünftigt fein foll als andere Urheber. Die Commiflion 
des Reichstags hatte daher guten Grund, die Streihung 
diefes Abfages zu beantragen. 

Ferner enthält das Geſetz unter b) die befondere Be: 
fimmung, daß, wenn ein Werf gleichzeitig im mehreren 
Epraben herausgegeben worden, die Ueberjegung in eine 
diefer Sprachen als Nachdruck anzujehen ift, auch ohne Ein: 
haltung der Vorausfegungen sub c); dies ftimmt mit dem 

Feier Dahn. Bauſteine. V. 2. 7 
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Preußiſchen Gejeg $ 4 Nr. 3, welches in diefem Falle alk 
Ausgaben als Driginalien behandelte und während der ganzen 
Schußfrift der Driginalien gegen Ueberjegungen in eine dieſet 
Spraden jicherte; der Entwurf hatte au hierin das Preu- 
Bifhe Recht beibehalten und die Reichſstags-Commiſſion nur 
die Mopdification beigefügt, daß die Heberjegungen von dem 
Urheber felbft herrühren müfjen. Mit Recht hat der Reid: 
tag dieſe Modification fallen laffen, da der Sachverhalt diejer 
Frage bei Einverftändniß des Urheber und des Ueberjeger: 
faum klar zu ftelen; außerdem bat er aber die Schutzfriſt 
für die „Ueberſetzung“ auf 5 Jahre von dem Erjceinen 
des „Driginalwerf3“ an, befchränft $ 15. Dabei wird alio 
zu Grunde gelegt, daß immer, wenn ein Berfafler ein 
Werk gleichzeitig in mehreren Spraden herausgiebt, die eine 
Arbeit fih zu der andern als Ueberjegung zum Driginale 
verhalten müſſe. 

Dies ift nun zwar in der Regel, aber keineswegs immer 
und nothwendig der Fall; es ift recht wohl denkbar, daß 
ein Schriftfteller 3. B. in Deutſcher und Franzöfiicher Sprade 
zugleich ein völferrechtliches Werk gedacht und gearbeitet bat, 
jo daß nicht jenes Filial- Verhältniß ftattfindet; die bloße 
Priorität der Zeit, d. h. das frühere Fertigwerden mit dem 
einen Manufcript, fann dabei natürlich nicht entjcheiden. 

Das Richtige ift vielmehr, dies als quaestio facti je 
im einzelnen Falle zu betrachten und biernab die Behand: 
lung zu richten. 

Zu diefem Ergebnii gelangt man nad B., welches über 
den Fall feine Beftimmung aufgenommen hat, abmeidend 
von dem Frankfurter Entwurfe $ 7, der denſelben ebenſo 
behandelt wie den Vorbehalt des Ueberſetzungsrechts. Nah 
B. ift alfo jedesmal zu unterſuchen, ob unter den mehreren 
gleichzeitigen Ausgaben das PVerhältniß von Driginal um 
Ueberjegung ftattfindet: in dieſem Fal hat der Urheber für 
das Driginal die normale Schugfrift; die anderen Ausgaben 
erweiſen fich als berechtigte Ueberſetzungen, — wobei es gleid: 
gültig ift, ob diefelben von dem Urheber des Driginals oder 
durch ihn veranftaltet find — im Sinne des Art. 7 Abfat 1, 
welche aber eben deßhalb, um ſich des Schußes zu erfreuen, 
an die dajelbft vorgezeichneten Vorausfegungen des Art. 8, 
Abjak 1 und 2 gebunden find; da nun die des Abjaf 2 
(rechtzeitiges Erjcheinen binnen der gefeglichen Frift) bei gleid: 
zeitigem Erjcheinen ohnehin erfüllt find, fo ift nur die for 
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male Berpflidtung, melde Art. 8 Abſatz 1 auferlegt, d. h. 
der ausdrüdlibe Vorbehalt, dieje aber auch unerläßlich, zu 
erfüllen. 

Ergiebt fib dagegen, — die Beweislaft dabei vertheilt 
fh nab allgemeinen Grundfägen — daß die mehreren Aus: 
gaben nicht im Verhältnig von Original und Ueberfegung 
zu einander ftehen, jondern jede jelbftftändig vom Verfaſſer 
gearbeitet ift, jo bat er für jedes diefer Driginalwerfe den 
dem Urheber von Driginalien zufommenden Schuß zu be— 
anjpruchen: e3 darf aljo ein Nachdruck erſt 30 Jahre nad 
jeinem Tode beginnen; gegen Weberjegungen aber darf 
er einerfeit3, und muß er andererſeits dieſe jämmtlichen 
Driginalien durch den gejegliben Vorbehalt des Art. 8 
ſchützen. Dieſes Ergebniß befriedigt logiſch ungleich mehr 
als das von N., wenn auch die ganze Frage praftifch nicht 
eben von großem Belang erjcheint. 

B. enthält außerdem noch in Art. 7 ausdrüdlic aus— 
geſprochen zwei zwedmäßige Beftimmungen: einmal, daß 
durch den Berlagsvertrag über das Driginal das ausſchließ— 
liche Ueberſetzungsrecht, vorbehaltlihd bejonderer Ueberein— 
kunft, nicht mit übertragen wird. Daraus folgt, daß, wenn 
ein Werk ohne den Vorbehalt des Art. 8 veröffentlicht wor: 
den, nun Jedermann gegenüber dem Verleger und auch dem 
Ucheber das Ueberjegungsreht hat; daß aljo vermöge ber 
allgemeinen Weberjegungsfreiheit einerjeit8 3. B. der Verleger 
auch ohne Zuftimmung des Urhebers eine Ueberfegung ver: 
anftalten und in Verlag nehmen darf, — felbftverftändlich 
vorbehaltlich des Rechts des Urhebers, in ſolchem Vorgehen 
einen dolus, d. h. Bruch ftillfhweigender Webereinkfunft 
bei Abjchluß des Verlagsvertrags, Verlegung der Voraus: 
gungen bei dieſem, nachzuweiſen; denn die bejondere 
Uebereinfunft muß nicht eine ausdrüdlice fein — wie 
andrerjeit3, abermals vorbehaltlihd des entiprechenden Be: 
mweifes auf Seite des Verlegers, der Urheber bei einen an— 
dern Verleger eine Ueberſetzung erjcheinen laſſen kann. Daraus 
folgt aber ferner, daß, wenn der Vorbehalt ohne Erwähnung 
de3 Verlegers erfolgte, derfelbe auch nur zu Gunften des 
Urhebers, nicht des Verlegers, gilt; daß alſo einerſeits der 
Urheber einem andern Berleger die Ueberfegung in Verlag 
geben und daß wegen unrechtmäßiger Ueberſetzung eines 
Dritten nur der Urheber, nicht der Verleger, Hagen kann. 
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| Denn, jo lautet die zweite der weiteren Beflimmungen 
| | bes Art. 7, (Abjak 4) „die Geltendmahung der aus diefem 
Dur! Verbot des Nahdruds entipringenden Rechte fteht bei Leber: 
Ber fegungen, wenn die Ueberſetzung eine rechtmäßige ift, dem 
Meberjeger, andern Falles dem Urheber des Driginales zu.” 
| | — Bei rihtiger Grundanfhauung (oben ©. 80 f.) und rich— 
tiger Auslegung des $ 28 wird man auch unter der Herr: 
n ſchaft von N., welches über beide Fragen ausdrüdliche Vor: 
fohriften nicht enthält, zu den nämlichen Ergebniflen ge— 
langen. 
| (Ich Hätte perfönlih ein ſehr ftarkes Intereſſe daran, 
mich gegen das freie Ueberfegungsreht wie gegen die freie 
„Berarbeitung” von Erzählungen zu Dramen und Opern: 
terten auszuſprechen. Ein vierbändiger Roman von mir ift 
in mehrere Spracden überjegt worden in Staten, mit welchen 
| wir (bis dahin!) feinen Schugvertrag befaßen. Derjelbe 
Roman ift gegen meinen Willen in ein Drama und in 
einen Dperntert umgearbeitet worden: derjelbe Roman und 
ein zweiter wurde von neun Verjchiedenen al3 Drama und 
als Dperntert in Angriff genommen, welche dann die Güte 
hatten auf mein Bitten davon abzuftehen. Aber: „amicus 
Felix, magis amica veritas.“ Ich muß meinem Brincip 
entſprechend mich für die beiden Rechts: Freiheiten erklären, 
bin aber felbftverftändlich jehr froh, wenn die Gejehgebung 
aus Billigfeitsgründen Schuß gewährt. Gerade da bie 
Civiliften von der ftrengften Obſervanz unferer Urheberrechts: 
theorie vorwerfen, fie ziehe philoſophiſch-äſthetiſch-poetiſche 
Fragen herein, um das Urheberrecht aus einem Vermögens: 
recht zu einem Perfönlichen zu machen, gilt es zu zeigen, daß 
„Bhilojophen” und „Poeten“ recht wohl wider ihr eignes Inter: 
effe die ftreng juriſtiſche Folgerung zu ziehen vermögen. — 
Faft humoriſtiſch wirkt das Beijpiel von Veränderung des 
Nechtsideald oder Rechtsbewußtſeins innerhalb Eines 
Menfchenalters, welches in diefer Frage fih im Falle von 
Mutter und Tochter ereignet hat. Vor ctwa 35 Jahreu 
verarbeitete Frau Charlotte Birch: Pfeiffer Auerbach's „Frau 
Profefjorin” zu dem Drama „Lorle”; Auerbach Flagte und 
ward abgemwiefen. Vor etwa fünf Jahren verarbeitete jemand 
den Roman „Die Geier-Walli” von Frau von Hillern, der 
Tochter der Frau Birch Pfeiffer, zu einem gleichnamigen 
Drama. Frau von Hillern Flagte und — obfiegte! Diele 
Eippe hat offenbar Glüd! „Habent sua fata Novellae!“ — 
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Nicht das Geſetz hat ſich geändert — das Reichsgefetz enthält 
eine unmittelbare Entſcheidung ſowenig wie die vor 30 Jahren 
geltende Bundesgeſetzgebung: aber die Rechtsanſchauung der 
Richter, das gerichtliche Gewohnheitsrecht. Ich gönne der 
Tochter den Erfolg, aber die Mutter hatte Recht; 1884.) 
N. S 7 zählt auf, was nicht als Nachdruck anzufehen 
it — nicht geihügte Producte — und nennt bier a) Die 
Aufnahme von Citaten d. h. einzelnen Stellen oder Eleineren 
Theilen eines bereit3 veröffentlichten Werkes. Anführung 
von Stellen aus ungedrudten Manufcripten ohne Zuftim- 
mung des Urhebers ift dadurch mit Recht als Nahdrud 
bezeichnet, ohne daß es an fi auf den Umfang des Ange: 
führten anfäme. Das Princip ſpricht B. Art. 6 richtig aus: 
„geitattet ift die Benutzung eines literariichen Erzeugniſſes 
zur Hervorbringung eines Andern, jofern fie nur der Haupt: 
jahe nah nicht in eine Umgehung des in Art. 1 ausge: 
ſprochenen Verbots ausartet“; ob dies der Fal, haben 
Richter und Sadverftändige zu ermefjen, wobei das quanti- 
tative Verhältniß wichtig, aber nicht allein entfcheidend ift; 
N. und B. geftatten ferner die Aufnahme von Auszügen und 
zwar N. in ein größeres Ganzes, jobald diejes feinem Haupt: 
inbalte nah ein jelbitftändiges wiljenjchaftliches Werk ift; 
ja jogar vollftändig dürfen nah N. bereits veröffentlichte 
Schriften von geringerem Umfange unter folder Voraus: 
ſezung aufgenommen werden. DB. beſchränkt dies mehr, die 
vollftändige Aufnahme geftattei e8 nicht, e3 fpricht nur von 
„anzelnen Abjchnitten“ und von „ganzen Stüden von andern 
Werken“ und verlangt nicht nur, daß das neue Werk ein 
„ielbftftändiges, wiſſenſchaftliches“ fei, fondern es muß für 
den Schul: oder Unterrichtsgebrauch beftimmt und eingerichtet 
und überdem, wenn das Driginal in einer fremden Sprade 
erihienen, „mit erläuternden Anmerkungen oder Ueberfegungen 
in deutfcher Sprache verfehen fein.“ Dadurch ift dem Miß- 
brauche eine engere Grenze gezogen, ohne der „Wiſſenſchaft“ 
zu ſchaden, denn ſolche „wiſſenſchaftliche Werke” werden doc 
meift dem Schul: oder Unterrichtsgebrauc dienen. B. hatte 
dabei Sammlungen, Chreftomathien bereit3 eingejchloffen 
neben Grammatifen, Ueberfegungs:, Lejebüchern, Literatur: 
geibichten mit Auszügen; N. dagegen nennt dieſe neben den 
ſelbſtſtän digen wiſſenſchaftlichen Werken, in melde Auszüge 
aufgenommen werben dürfen, noch bejonders, fügt den 
Kirhengebraub dem Schul: und Unterrichtsgebraud bei und 
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ebenjo „eigenthümliche literariſche Zwecke“, alfo z. B. eine 
Geſchichte des Drama's; ein folder eigenthümlicher „litera: 
riſcher Zweck“ wird aljo neben dem größeren Ganzen, das 
feinem Hauptinhalt nab ein jelbfiftändiges wiſſenſchaft— 
liches Werk ift, ftatuirt; außerdem verlangt N. noch Angabe 
des Urhebers oder der benugten Quelle, was zwar bei 
Sammlungen zu Unterrichtszweden, nicht aber bei allen 
„wiſſenſchaftlichen“ Werken, ohnehin geſchehen wird. 

Berjehieden behandeln N. und B. leider auch den Ab: 
drud von Zeitungsartifeln und ähnlichen Erzeugniffen: — 
leider, da auf diefem Gebiet doch wahrlich Nechtseinheit in 
Deutichland dringend wünjcenswerth. 

B. nämlich geftatter in Art. 9 den Abdrud von Zeitungs: 
artifeln in anderen Zeitungen in Original und Ueberjegung 
als Regel, doch darf der Urheber des Artikels (alfo nict 
der Verleger oder Herausgeber der Zeitung!) den Abdrud 
förmlich unterfagen, nur bei Artikeln politifhen Inhalis if 
eine ſolche Unterfagung nicht zuläffig (fol heißen: rechtsun— 
wirffam); auch bei erlaubtem Abdrud muß die Duelle an: 
gegeben werben, widrigenfalls der Redacteur der abdrudenden 
Zeitung auf Antrag des Eigenthümers der Zeitung, aus 
welcher abgedrudt worden, einer Geldftrafe bis zu 50 fl. 
unterliegt; den Artikeln werden Telegramme gleichgeftellt und 
den Zeitungen und deren Redacteuren die Zeitjchriften, pe: 
riodijche Sammelwerfe und deren Herausgeber. 

Diefer Artikel von B. ift nicht eben glüdlich gerathen. 
Einmal ift inconfequent, daß dem Urheber des Driginal: 
artifels allein, nicht auch dem Herausgeber, Redacteur oder 
Eigenthümer der Zeitung das Recht der Unterfagung des 
Abdrudes eingeräumt wird. Dffenbar mußte man auch dem 
Redacteur oder Eigenthümer (im Einvernehmen mit dem 
Urheber) das Unterjagungsrecht einräumen. Ferner ift die 
Ausnahme bezüglich der Artikel „politiichen Inhalts“ deßhalb 
bedenklich, weil es in fehr vielen Fällen ſehr zweifelhaft jein 
fann, ob ein Nrtifel „auch“ politifchen Inhalts ſei; das 
fann je nach den Beitverhältniffen fogar ſehr verſchieden be— 
urtheilt werden, 3. B. wird dermalen (Dftober 1870) ein 
Artikel über die Sprachgrenze in Lothringen oder über die 
franzöfifche Losreißung des Elſaſſes vom alten Reich oder eine 
Statiftif von Paris „politifhen Inhalts“ voll erfcbeinen, der 
etwa 1868 lediglich philologiſchen, gejchichtlichen, volfswirtb: 
Ihaftlihen Inhalts erfchienen wäre. Weiter gehört die Sicherung 
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einer Redaction gegen Ausbeutung von ihr bezogener und be= 
zahlter Telegramme nicht in ein Geſetz über Urheberrecht: denn 
ne ift nicht Urheberin des Telegramms und in der Regel befteht 
an Telegrammen überhaupt fein Urheberrecht, fie fallen unter 
jene bloße Notizen, amtliche und nichtamtlihe Anzeigen ıc., 
deren Bervielfältigung B. in Art. 3 nicht als Nachdruck be: 
trachtet. Das unleugbar beftehende Bedürfni des Schußes 
gegen Die Ausbeutung der Telegramme durch die Fleineren 
Blätter 2c. muß alſo auf andere Weife befriedigt werben. 
Endlich wird die ohnehin jehr weite Ausdehnung des Aus: 
druds „Artikel, welche in einer Zeitung erfcienen find“, 
nob bedentlicher durch die Gleichftelung der Zeitjchriften 
und periodijchen Sammelwerfe, welde eigentliche „Zeitungs: 
Artikel” häufig gar nicht enthalten, mit den Zeitungen. 

Eine richtige Auslegung des gefammten einjchlägigen 
Materials muß nämlich hiernach zu dem Ergebnif gelangen, 
dab Alles und Jedes, was in einer Zeitung, Zeitſchrift, 
einem periodifhen Sammelwerf erjheint, als „Artikel“ im 
Einne des Geſetzes zu betrachten iſt.“) Das ift aber ein jehr 
bedenfliches Refultat: denn hiernach ift nicht nur der Abdrud 
des ganzen Feuilletons, aller novelliftiichen, populär gehaltenen 
wiſſenſchaftlichen Beiträge in eigentlichen Zeitungen (ohne 
jedesmaliges Verbot) freigegeben, jondern felbft rein willen: 
ſchaftliche Zeitjchriften, periodifhe Sammelwerfe find gegen 
den Nahdrud ihrer umfangreichen und gediegenen Abhand- 
lungen nur gejbügt durch Wiederholung des Verbots von 
Seiten des Urheber bei jedem einzelnen Beitrag. 

Das entipricht offenbar nicht dem Bedürfniß und der 
Natur der Sache. 

Der Entwurf von N. hatte nun einerſeits rein thats 
ſächliche Berichte („Zeitungsnacbrichten”) dem Abdrud frei 
gegeben, weil an ſolchen Mıttheilungen ein Urheberrecht überall 
nicht beftehe, die eigentlichen „Zeitungsartikel“, „Leit: und 
Gorrefpondenz= Artikel” aber deßhalb, weil bei diejen aller— 
dings an fich unter den Begriff von Schriftwerfen fallenden 
Erzeugniffen das publiciftiiche Interefje und die Natur der 
Organe, in denen fie veröffentlicht werden, die freiefte Ver: 
breitung verlangen und zwar jo dringend, daß dieſe Er— 
wägung dem privaten Berbietungsreht überwiegt: in der 
Form von Flugichriften, Brochuren veröffentlicht fönnen ja 





0) Siehe die vortreffliche Unterfuhung bei Mandry S. 154— 160. 
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folde Producte von dem Urheber gegen Nachdruck ge: 
Ihüßt werden; dabei jegte man den ausjchließlih oder doch 
theilweife politifhen Inhalt ſolcher Artikel voraus und for: 
derte genaue Angabe der Duelle. Dagegen follten Feuilleton: 
Beiträge, Novellen und Aehnliches um deßwillen, daß fie in 
einer Zeitung abgedrudt find, den ihnen gebührenden Schutz 
nicht entbehren. 

Der Reichstag hat den Entwurf und den mit demjelben 
übereinftimmenden Gommiffionsantrag nicht unverändert an: 
genommen, fondern bei den freigegebenen Artikeln das Er: 
forderniß der Quellenangabe fallen laffen; man wollte die 
Erfüllung diejer Ehrenpfliht dem „Anftandsgefühl“ der Zei: 
tungen überlafjen und glaubte das um fo eher zu können, 
als die Erfahrung zeige, daß die ausgeplünderten Redactionen 
fehr eifrig durch öffentliche Bejchwerde den Mißbrauch ahnden. 

Man überfah, daß der zweite Grund den erften auf: 
hebt; die Erfahrung lehrt in der That, daß die Anſtands— 
pflicht nicht immer aus Furcht vor der im Uebrigen wirfungs: 
lofen öffentlihen Rüge erfüllt wird; es ift daher ein Vorzug 
von B., eine beftimmte Geldftrafe, al3 zu dem Ehren-Compelle 
binzutretendes Plus, anzudrohen, und wäre e3 nur deßhalb, 
weil durch Einleitung eines Procefjes, Veröffentlibung des 
Urtheils u. ſ. w. die Ehren-Rüge verfchärft wird. 

Ferner hat N. „Novelliftiiche Erzeugniffe und wiſſen— 
Ichaftlihe Ausarbeitungen”“, ohne Rüdficht auf den Umfang 
und ohne das Erforderniß eines Vorbehalts, gegen den 
Abdrud geſchützt, außerdem aber in fehr zwedmäßiger Weiſe 
bei „jonftigen größeren Mittheilungen“ die Unterfagung bes 
Abdrudes geftattet, ohne Nüdficht auf den Inhalt, fo daß 
die bedenklichen Unterfuhungen, ob politiſch, ob wiſſenſchaft— 
lih 20. wegfallen und auch politifche Artikel, wenn fie 
„größere Mittheilungen“ find, gefhügt werben fünnen. Da 
das Geje ferner nicht vorjchreibt, von wem die Unterfagung 
ausgehen muß, genügt es, wenn fie vom Urheber oder vom 
Redacteur oder vom Eigenthümer beigefügt wird und es ift 
überhaupt nicht erforderlich, die Perſon, welche unterjagt, zu 
bezeichnen. — 

Die in älteren Geſetzen, 3. B. dem Defterreichiichen, be— 
liebte Feftftellung eines Marimalmaßes von Drudbogen, 
welches die Entlehnungen im Lauf eines Jahres gegenüber 
je Einem Organ nicht überfchreiten dürfen, haben N. und B. 
mit Fug nicht aufgenommen. 
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Unbefhügte Dbjecte find ferner die von ber geje- 
jbenden Gewalt und den Behörden de3 States zum Zweck 
illgemeiner Senntnißnahme verbreiteten BVeröffentlihungen. 
Obmwol 3. B. an einem Geſetzbuch, einer Thronrede, einem 
Nanifeft entjchieden Urheberrecht befteht — S. 88), will in 
diefen Producten der Urheber fein Urheberrecht nicht in ber 
Ribung der Beihränkung der Verbreitung geltend machen. 
In anderer Richtung ift dies wol denkbar, wenn 5. B. einem 
Zuriften oder Stat3mann durch Arglift oder Fahrläffigkeit 
eine Abjurdität oder ein nicht Gewolltes in dem von ihm 
verfaßten Geſetz oder Manifeft in Mund oder Feder ge— 
hoben werden wollte, fönnte der Urheber Fraft feines Ur: 
heberrechte3 die Verbreitung der Nenderung hindern. N. zählt 
bier auf 8 7 d: Geſetzbücher, Gefeße, amtliche Erlafie, 
Öffentliche Actenftüde und (öffentliche ift wiederholt zu denfen) 
Verhandlungen aller Art; faft genau ebenjo B. Artikel 3.: 
amtlihe (und nicht amtliche; hier ift an Inſerate aller Art 
gedacht) Anzeigen, Geſetze und amtliche Verfügungen welt: 
licher oder kirchlicher Behörden, öffentliche Acte. 

Der Entwurf von N. hatte hier eine reiche Aufzählung 
einzelner Arten enthalten, nämlich: 

„d) amtliche und nicht amtliche öffentliche Anzeigen und 
Nachrichten aller Art, felbft wenn fie wie Feſtpro— 
gramme, Theaierzettel, Auctionsfataloge u. j. w. eine 
Reihe von Ereigniffen und Thatſachen fortlaufend 
ankündigen.” 

Diefe Veröffentlihungen hat man deßhalb nicht aufge: 
nommen, weil fie gar nicht wirkliche Autorenthätigfeit feien, 
was in den weitaus meiften Fällen richtig ift; wenn aus: 
nahmsweiſe eine folhe Ankündigung in äſthetiſcher Form, 
3.8. in bumoriftifcher, auftritt, jo muß, wenn wirklich eine 
Ankündigung gewollt und deren Form nicht nur Mittel zum 
üfthetiichen Zweck ift (die Abonnements: Einladungen des 
Londoner Bund, des Kladderadatſch u. ſ. w.), das Product, 
uneradhtet feiner fünftlerifhen Form, als von jenen Zweck 
behertſcht beurtheilt werden. 

Unter e) hatte der Entwurf außer den Gejegen ꝛc. noch 
die „gerichtlihen Erkenntniſſe“ genannt. Hier ift zu be— 
merken, daß jedesfalls, auch wo Deffentlichfeit des Verfahrens 
befteht, die Veröffentlibung der Urtheile mit Schonung der 
Intereſſen des Rufes, Gredites u. ſ. w. der Parteien, alfo 
mit Weglaffung der Namen, zu geſchehen hat. Ferner fteht 
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den Mitgliedern eines Collegiums, 3. B. de3 Berliner Ober: 
tribunals, des Leipziger Bundes-Oberhandelsgerichts, dei 
Nürnberger Handels: AppellationsgerihtS an einer veran: 
ftalteten Sammlung ihrer Erfenntniffe jelbftverftändlid ein 
Urheber: und ein an eine Buchhandlung übertragbares Ver: 
lagsrecht zu. 

Außerdem führte der Entwurf unter f) auf: „bereits 
durch den Drud veröffentlichte amtlihe Drudicriften, Ent: 
würfe, Gutachten, Rechtsſchriften und andere öffentliche Acte 
oder Verhandlungen, fofern nicht die competente Behörde 
oder der Verfaffer ſich das Recht zur ausjchließlichen Ber: 
vielfältigung . . . vorbehalten.” Das Geſetz hat auch bier 
vereinfacht. Wenn das Verlagsreht an einem neuen Geſeh, 
3. B. dem allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuch, dur 
den Stat einem Buchhändler übertragen wird, jo ift alio 
damit nicht ein ausſchließliches Verlagsrecht eingeräumt; der 
Vortheil befteht faft nur in der Priorität des Erjceinens 
auf dem Markt. Anders verhält es fih natürlich, wenn 
eine gejeßgebende oder berathende Commiffion, unter Ge 
nehmigung des übergeordneten Körpers, eine officielle Aus- 
gabe ihrer Berathungsprotofolle veranftaltet und das Ur: 
beberreht dem Nedacteur, dem Beſorger diefer Ausgabe 
überträgt, wie das bezüglich der Protocolle der Commiſſion 
zur Berathung des allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuches 
geichehen; diejes Urheber: und Verlagsrecht enthält wie ein 
anderes das Recht der Ausſchließung. 

Ob fich der BVerfaffer eines Gutachtens das Urheber: 
und Verlagsrecht vorbehalten fann, hängt von dem zwiſchen 
ihm und der Behörde abgeichloffenen Freidienft:Vertrag ab; 
auch ſtillſchweigender Vorbehalt und deſſen Anerkennung ift 
denfbar und durch befondere Honorirung des Urhebers für 
feine Arbeit keineswegs ausgejhlofen. Man fann aud 
nicht etwa in ſolchen Fällen, in welchen der Verfaſſer eines 
Entwurf3 einer Behörde fein Product zu beliebiger Ver: 
werthung, 3. B. auch Beränderung überläßt, eine Ueber: 
tragung des Urheberrechts an einen Andern und aljo eine 
Widerlegung unferes Princips oben ©. 80, 88 erbliden; viel- 
mehr bleibt das Urheberrecht wie die Urheberjchaft nad wie vor 
dem Verfaffer des Entwurfs; er brauct fih nicht als Ber: 
faſſer des vielleicht verſchlechterten Geſetzes behandeln oder 
fib das Urheberrebt an feinem Product — fofern nicht 
Amtspflichten, Amtsgeheimniß 2c. entgegenftehen — entziehen 
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zu laffen; er überläßt nur das Product, gegen oder ohne 
bejondere Vergütung, — letzteres wenn ihn 3. B. eine 
Amtspflibt zu ſolchen Arbeiten verpflichtet, — der Behörde, 
dem Stat zu beliebiger Benugung, alfo z. B. auch zur Ver: 
breitung im Buchhandel. Er überträgt (oder muB übertragen 
oder es wird die Hebertragung anticipirt durch die Uebernahme 
des Amtes oder Auftrags j. oben ©. 88) alſo in dieſem 
Fall jein Verlagsrecht, an deſſen Ausübung ihn ein anderes 
Rechtsverhältniß, 3. B. Freidienftvertrag oder Amtspflicht, 
verhindert und er überläßt, was ja jeder Urheber fanı, bie 
Verfügung über fein Werk, Unterdrüdung, Aenderung ꝛc., 
wie jonft etwa einem Vertrauensmann, dem Stat. Aber der 
Stat erwirbt nicht das privatrechtliche Urheberrecht, wenn 
er auch ftatsrecbtlich der Veranlaſſer des Geſetzes iſt. Im 
obigen Fall der Protocolle iſt zu entſcheiden: an den einzelnen 
Reden, Vorſchlägen ꝛc. hatten die Mitglieder der Commiſſion 
das Urheberrecht, waren aber gegen Nachdruck nach allge— 
meinen Grundſätzen nicht geſchützt. An der Redaction der 
Protocolle aber — wol zu unterſcheiden von der Redaction 
der Geſetze — hatte offenbar der Redacteur derfelben 
ohnehin Urheberrecht, wenn er auch durch Amtspflicht von 
Ausübung defjelben durch Veröffentlichung abgehalten mar. 
Tie Commiffion hat aljo, unter Genchmigung der Bundes— 
verſammlung, nicht, wie der ungenaue Ausdruf in dem 
Trorocoll der 156. Situng lautet, das Urheberrecht dem 
Trotocollführer erft übertragen, — das wäre weder möglich 
nob nöthig gemwejen — jondern ihn nur von den der Aus— 
übung entgegenftehenden dienſtlichen Pflichten entbunden. 
Das Urheberrecht an den einzelnen Gefegen aber fteht in 
nit mehr entwirrbarer Gemeinjchaft den PBerfaffern ber 
einzelnen Entwürfe, den Mitgliedern der Commiſſion, fpeciell 
der Redactions:Commiffion zu. Nach der herrjchenden Lehre 
geftalter ſich das freilich alles anders, aber weder klarer noch 
einfaber, und die geringe praftiihe Bedeutung der Frage 
fann uns nicht abhalten, aub an einem fo ſchwierigen 
Problem die Durchführbarkeit unſeres Princips zu erproben; 
man fieht, es führt zu der logiſch allein richtigen Löfung 
und auch praftiich nicht zu einem Ergebniß, welches da3 
des Lebens weniger befriedigt als die herrichende 
te, 
Nicht geſchützt find endlich nach N. d) die oben ©. 93 f. 
bereit8 erwähnten „Reden“. Dabei ift nur nadzutragen, 





108 


daß Predigten dur $ 5, b) („Borträge zum Zwed der Er: 
bauung“) bereit? gejhütt und Neben bei Verhandlungen 
kirchlicher Vertretungen (Synoden 2c.) durch $ 7 d) gebedi 
find; im Reichstag wurde beantragt, in $ 7 d) aud bie 
„religiöfen” Verfammlungen befonders zu nennen, um die 
bier gehalten Vorträge der Deffentlichkeit Preis zu geben, 
was in der That aus vielen Gründen fich empfiehlt. Die 
Ablehnung läßt nun manden Zweifel übrig: ein folder 
Vortrag kann bald nah $ 5 b) als ein zum Zweck der 
Erbauung gehaltener gefchügt, bald als eine bei Verhand— 
lungen einer den politifhen ähnlichen Verfammlungen ge 
haltenen Rede nach $ 7 d) freigegeben erjcheinen, auch wenn 
eine ſolche Verſammlung nicht als eine kirchliche Vertretung 
gelten kann. Meiftens zwar werden folde Anſprachen als 
erbauliche Vorträge nah $ 5 b) zu faſſen fein; allein Ber: 
fammlungen von Laien und Geiftlihen, welche auf Um— 
geftaltung 3. B. der Kirchenverfaflung, des Verhältnifjes von 
Kirche und Stat, Kirche und Schule hinarbeiten, find ent: 
ſchieden auch politifche Verfammlungen (oder doch den po: 
litifchen ähnliche), und die bier gehaltenen Reden folder 
Tendenz find freigegeben, während cine in der gleiden 
Verſammlung gehaltene „Predigt“ als Erbauung bezwedender 
Vortrag nah 8 5 d) geichüßt erichiene; oder joll fie glei: 
wol als eine in politifcher Verfammlung gehaltene „Rede“ 
ungeſchützt fein? 

Entjchieden ein Fehler war es, daß die Gommiffion des 
Reichstags den Vorſchlag des Entwurfs verwarf, wonach die 
Veröffentlibung von Sammlungen der Reben eines Ur: 
hebers an defjen Zuftimmung geknüpft fein ſollte. Das 
auch an ſolchen Producten beftehende Urheber: und Berlags: 
Recht darf nicht weiter beſchränkt werben, als einerjeit3 das 
Öffentliche Intereffe an ihrer rajhen und öffentlihen Ber: 
breitung erheifcht und andererfeit3 ihre Eigenart geftattet; 
dies beides reicht aus, um den Drud der einzelnen Rede in 
Zeitungen oder auch als Flugblatt ohne Befragen des Ur: 
hebers zu geftatten; aber das öffentliche Intereſſe verlangt 
nicht zwingend die Veröffentlihung einer ganzen Samm— 
lung folder Reden, alfo immerhin geraume Zeit nad ihrer 
Entftehung. Das geſchichtliche Intereſſe daran, daß die 
Reden eines großen Statsmannes 3. B. nicht verloren geben, 
wird durch die ftenographifchen Berichte, die Protocolle ſolcher 
Verfammlungen, die Zeitungen felbft gewahrt. Und dreißig 
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Jahre nah dem Tode des Urheberd fallen ja aud dieſe 
Mroducte ins Freie: — eine für die Geſchichtsſchreibung nicht 
zu lang bemefjene Friſt. Der Urheber muß das Recht 
haben, zu entjcheiden, ob feine Producte auch noch in anderer 
als der von ihm als Redner gemwollten (und vom Gejeg ihm 
hierbei auferlegten Form, der er ſich unterwirft, wenn er als 
Redner auftritt) Form verbreitet, ob fie ala ein Ganzes, als 
ein Spiegelbild feiner gefammten Thätigkeit auf diefem Ge: 
biet veröffentlicht werben follen oder nicht, — fo lang cr 
lebt wenigſtens. Man ermäge die Unbilligfeit, zu geftatten, 
daß dem Urheber, der felbft eine ſyſtematiſch geordnete, ge: 
feilte Ausgabe feiner Reden vorbereitet oder ſchon veröffent- 
liht hat, ein beliebiger Speculant mit einer unwürdigen, 
ungenauen Ausgabe zuvor fümmt oder im zweiten Fall ihm 
durch wenig veränderten Nachdruck Goncurrenz macht. 

Deßhalb beftimmt B. Art. 3 mit Recht, nachdem «3 in 
Abſatz 1 den Abdrud der einzelnen Rede geftattet, in Abſatz 2: 
„die Herausgabe von Sammlungen, worin eine Reihe 
von Reden deffelben Urhebers über verſchiedene Gegenftände 
ohne Genehmigung des Urhebers aufgenommen ift, deßgleichen 
der Abdrud von Sammlungen oder Bearbeitungen von 
Schriften der in Abſatz 1 bozeichneten Art ohne Genehmi: 
gung de3 Sammler3 oder Bearbeiters gilt als Nachdruck.“ 

N. folgte der in Frankreich herrſchenden Lehre‘) und 
dem engliihen Recht.“) 

Der Entwurf hatte auch bezüglich des Gebrauchs oder 
Mißbrauchs des Titels eines andern Werkes Beſtimmungen 
enthalten und die Frage, ob die Wiederholung des Titels 
an ih Nachdruck fei, mit Recht verneint wie auch B. Art. 
4 Abfap 1. | 

In Abſatz 2 geftattet aber B. ausnahmsweiſe Klage auf 
Unterdrüdung des angemaßten Titels und Scabenerfaß, 
wenn folgende drei Vorausfegungen (cumulativ) gegeben find: 

„a) der Titel muß zur Bezeihnung des behandelten 
Gegenftandes nicht unumgänglid nothwendig, 

b) überdies zur Srreführung des Publicums über die 
Identität de3 Werkes geeignet und 

€) dazu wirklich mißbraudt fein.“ 


4) Renouard II, S. 141. 
12) Geſetz von 1835, Art. 3. 
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Diefe Beltimmungen ſchloß der Entwurf zu N. aus, 
weil die Grundlage des hier gefährdeten Rechts oder Intereſſt 
nicht das Urheberrecht und weil der Gefchädigte in der Lage 
fei, mittelft anderer Klagen (actio doli) feinen Aniprud zu 
verfolgen, abgejehen von der Einleitung ftrafrechtlicher Ber: 
folgung (wegen Betrugs), fofern der Thatbeftand eines Ver: 
gehens in folder Titelbenugung gegeben jei. Die Reichs— 
tags:Commiffion aber lehnte die Aufnahme irgend welcer 
Beltimmung über Titelbenugung ab, „weil der Titel einer 
Schrift nicht ſelbſt wieder als Schriftwerf zu betrachten, daber 
jeine Benugung nicht ald Nachdruck zu ftrafen oder als ge: 
ftatteter Nachdruck auszunehmen ei.“ 

Diefe Argumentationen find falſch. Die ganze Frage 
ift zwar nicht von großer, immerhin aber von einiger Er: 
heblichfeit, da wiederholt in der Praris Rathlofigkeit über 
Zuläffigkeit und Art der Civil» Klage ſich in Fällen, ın 
welchen die Strafgejege verfagten, eingeftellt bat. 

Vorerft ift der Sa falſch, dab das Recht auf einen 
Titel nichts gemein habe mit dem Recht an einem Schrift: 
werf; der Titel ift eben ein Theil des Schriftwerfes, wenn 
auch nicht für fich allein ein ganzes Schriftwerf. Nach jener 
Anficht wäre 3. B. an dem geiftvollen Motto eines Buches 
auc fein Ueberrebt möglich, weil ein ſolches Motto fein 
„Schriftſtück“ if. Auch an einzelnen Stellen gäbe es dann Fein 
Urheberredt. Kann nicht ein Titel an ſich ein Kleines Kunft- 
werk fein? Gewiß. Wer fich berühmte, den Titel „Napoleon 
le petit“ erjonnen zu haben, würde das Urheberrect (in 
unjerem Sinne) Viktor Hugo's verlegen, auch wenn cr 
nicht durch Herausgabe eines zweiten Bamphlet3 unter dieſem 
Titel dem Verlagsrecht des Urhebers oder Verleger! mittelft 
Täufhung des Publicums über die Fdentität zu nabe tritt. 
An jedem Theil des Schriftwerfes befteht Urheberrecht, alio 
auch an dem Theil, den wir Titel nennen. 

Falſch ift daher auch der zweite Satz, daß der Anſpruch 
auf Enthaltung von Anmaßung oder Nahahmung eines 
ſolchen Titels nicht auf der Grundlage des Urheberrechts be: 
ruhe: auf welcher fonft? müſſen wir fragen? Daß, wenn die 
Borausfegungen der Anklage wegen des Betrugs oder der 
civilen actio doli gegeben find, der Geſchädigte auch zu dielen 
Nechtsmitteln greifen kann, ift Mar, ſchließt aber doc die 
Anerkennung eines aus dem Urheberrecht jelbft folgenden 
Rechts an dem Titel nicht aus. 
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Jedoch Liegt es in der Natur dieſes Theiles eines 
Schriftwerkes, daß die gleichlautende Herftellung ja auch ohne 
alle Entlehnung, alfo ohne alle Verlegung des Urheberrechts 
geicheben fann. So wenig nun, wenn, was vorfömmt, (Geibel 
und ich haben — ohne Entlehfnung — Eine Strophe in 
unfern Balladen „Gudrun“ und „Gudruns Klage“ wörtlich 
übereinftimmend gedichtet) zwei Dichter oder zwei Muſiker, 
völlig unabhängig von einander, einzelne Strophen eines 
BGedicht3, einige Tacte einer Gompofition gleichlautend 
ihaffen, in der Verbreitung des Products dur den 
Einen eine Verlegung des Verlagsrechts des Andern liegt 
— denn das Urheberrecht ift nicht verlegt, — jo wenig 
liegt in jehr vielen Fällen in der gleichmäßigen Be: 
nennung mehrerer Scriftwerfe, die den gleihen Gegen 
ſtand behandeln, eine Verlegung des Urheberrehts. Wenn 
binter einander zwei anonyme Flugjchriften des Titels „die 
fünftige Verfaſſung Deutichlands“ erjcheinen, oder zwei „Lehr: 
bücher de3 Deutſchen Privatrechts“ von zwei ganz gleich— 
namigen Autoren, worin liegt hier eine Verlegung des Ur: 
heberrechts? 

Es iſt alſo quaestio facti, ob eine ſolche Ueberein— 
ſtimmung auf Verletzung des Urheberrechts beruhe oder nicht; 
im erſten Fall muß das Geſetz eine Klage auf Unterdrückung 
des Titels aus dem Urheberrecht zulaſſen, ohne erſt noch die 
in B. aufgeſtellten Vorausſetzungen beizufügen, während um— 
gekehrt freilich, wenn dieſe drei Vorausſetzungen gegeben 
ſind, auch immer eine Verletzung des Urheberrechts gegeben 
ſein wird. B. verlangt immer den Nachweis des Schadens 
und der Argliſt; das iſt überflüſſig, denn alsdann würde 
die actio doli ausreichen. 

Beſonders mißlich iſt das Erforderniß der „Unentbehr— 
lichkeit“ des Titels zur Bezeichnung des Gegenſtandes: voll: 
fändiger Gleichlaut des gefammten Titels wird wol in feinem 
Fall unabänderlich nothwendig fein und verändernde Zufäge, 
wie fie 3. B. das Handelsgeſetzbuch Art. 21 Abſatz 2 gleich: 
lautenden Neufirmen auferlegt, werden fich bei gutem Willen 
— im Gegenfaß zu argliftiger Ausbeutung — leicht anfügen 
lafien. Man hätte daher, falls feine Verlegung des Urheber: 
rechts, feine Arglift und fein bereits eingetretener Schade zu 
verfolgen ift, die Richtung der Klage auf Aenderung des 
Titels allein zulaffen können. 

Die 88 8 bis 17 von N. enthalten Beitimmungen über die 
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Dauer des ausschließlihen Nechtes des Urhebers, melde im 
Wejentlihen mit der alten Bundesgefeßgebung und mit 2. 
übereinftimmen, nachdem die mwibderfinnigen (oben ©. 86) 
Beftreitungen des Schußes des Urheberrechts überhaupt abge— 
mwiejen worden: regelmäßig wird der Schuß gewährt für die 
Lebensdauer bes Urhebers und dreißig Jahre nah dem Tode 
beffelben. N. $ 8. B. Art. 12. Bei Urheberſchaft Mebrerer 
N. 8 9. B. Art. 10 ift der Fall unausfheidbarer Gejammt: 
production bezüglih eines Werkes von der Bildung eines 
Ganzen durch ausjheidbare Beiträge Mehrerer zu biejem 
Ganzen zu trennen. Im erften Fal entfteht (nach Analogie 
de3 condominium) wahre Miturheberjchaft: feiner der Ur: 
heber fann ohne Zuftimmung des Anderen das Werk, wenn 
auh mit Nennung des Miturhebers, veröffentlichen (im 
Gelbftverlag) oder das Berlagsreht an dem Ganzen einem 
Dritten übertragen oder das Werk verändern oder zerftören. 

Zu allen diefen und andern Entiheidungen, 3. B. Bor: 
behalt de3 Ueberfegungsrehts und Ausübung befjelben, be 
darf e3 der Willensübereinftimmung beider (oder der mehreren) 
Urheber: es dürfte 3. B. das von beiden vorbehaltene Ueber: 
ſetzungsrecht nicht Einer ohne Zuftimmung des Andern allein 
ausüben oder einem Dritten übertragen; gegen den unbe 
fugten Ueberfeger fann aber jeder auftreten, da das Recht 
eines jeden verlegt ift und der Verzicht auf die Verfolgung 
dieſes Rechts von Seite des einen Urheber dem Recht des 
Miturhebers nicht ſchaden fann. 

Der Tod des einen Urhebers könnte nun die Wirkung 
haben, daß zwar fein Miturheberrect erlifcht, aber die Schutz— 
frift bezüglich des Verlags:Rechtes zu Gunften feiner Erben 
— unter Lebenden fann er das Verlagsrecht einem Berleger 
ohne Zuftimmung des Miturhebers nicht einräumen, es giebt 
nur Ein Berlagsreht an dem Ganzen — 30 Jahre nad 
feinem Tode fortbefteht; dies wäre aber mit dem gleichzeitig 
fortdauernden Schuß des Rechtes des überlebenden Mitur: 
hebers nicht wol vereinbar; die Gejeßgebung hat daher in 
ſolchem Fal die Schugfrift einfach von dem Tode des Lest: 
lebenden an im Ganzen d. 5. für das gefammte Recht an 
dem Werk berechnet und den Miturhebern überlaffen, im 
Wege des Vertrages die Intereffen der Erben der früher 
Verfterbenden zu wahren. 

Im zweiten Fal — durch ausfheidbare Beiträge ber: 
geftelltes Geſammtwerk — hat der Herausgeber, wenn ein 
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folder bezeichnet ift, das Urheberreht an dem Ganzen für 
die regelmäßige Schutzfriſt; N. S 2, 8, 9. B. Art. 10, 12; 
it ein Herausgeber nicht genannt, jo wird das Werf als 
Ganzes 30 Yahre von der Herausgabe an geſchützt; N. 88 
9, 11 Abſatz 3, vorbehaltlich des Rechts des Urhebers durch 
Eintragung in die Eintragsrolle N. $. 39. B. Art. 52 die 
normale Schußfrift für das Recht zu gewinnen; jelbftverftänd- 
lid muß aber der Eintrag binnen 30 Jahren nad der Her: 
ausgabe, während des Laufe der erceptionellen Schußfrift, 
erfolgen NM. 8 11 Abf. 4. B. Art. 52. 

Wenn die Vorausfegungen für Annahme eines dur 
die Beiträge gebildeten Geſammtwerkes fehlen, („wenn diejes 
ein einheitliches Ganzes” im Sinne des $ 2 Abf. 1 nicht 
bildet) jo entfteht fein Urheberreht an dem Compler, aljo 
auch fein Schuß für dafjelbe: nur die einzelnen Beiträge find 
Gegenftand des Urheberrechts und des Schuges und es läuft 
rür Jeden die normale Schußfrift für das einzelne Product: 
der Umftand, daß fie zu einem Gompler äußerlich verbunden 
waren, übt dann überall nicht Rechtswirkung. 

Die Urheber der einzelnen Beiträge haben aber, aud 
wenn ein Urheberrecht des Herausgebers an dem Ganzen be- 
fteht, Urheberrecht an ihren Beiträgen für die normale Schuß: 
frift, bei anonymen und pfeudonymen Beiträgen für 30 
Jahre von der Herausgabe an, N. 88 2, 8, 9, 11, B. Art. 51. 

Das hat für Beiträge zu Werfen, bie ein „einheitliches 
Ganzes“ bilden, jhon N. $ 2 Abja 2 ausgeiproden; $ 10 
Rellt den gleihen Grundjag auf für die Urheber von Bei- 
frägen zu periodijhen Werfen (melde nicht immer als 
einheitliche Ganze im Sinne des $ 2 erjdeinen), wie Auf- 
age, Abhandlungen in Zeitichriften, Taſchenbüchern, Kalen- 
dern. Die Urheber jolder Beiträge find bei Ueberlaffung 
derfelben an eine Zeitfchrift regelmäßig nicht gewillt, das Ver— 
lagsrecht ohne Beſchränkung auf den Herausgeber zu über: 
tragen; in dem mit diefem abgejchlofjenen Verlagsvertrag 
übertragen fie ihm nur ein bejchränftes Verlagsreht, das 
Recht des Abdrudes in feiner Zeitſchrift; Hierdurch (und 
durh die etwaige Gegenleiftung der Honorarzahlung) wird 
der Inhalt diejes Verlagsvertrags erſchöpft und der Urheber 
lann vermöge feines urfprünglichen Verlagsrecht3 fein Product 
deliebig anderweitig verbreiten. 

Nur hat die Natur der Sache, das Intereſſe des Her: 
ausgebers, jeine Concurrenten nicht durch die auch von ihm 

Klier Dahn. Baunfteine, 2. V. 8 





114 


bonorirten Beiträge in gleichzeitigem oder bald folgendem 
Erſcheinen unterftügt zu jehen, es mit ſich gebradt, daß di. 
—— und Redactionen folder Unternehmungen ihr 

itarbeiter verpflichten, die Beiträge nicht in allzu rafcer 
Folge aud in Concurrenzwerken zu veröffentlichen und zwar 
bat die Uebung bier ziemlich übereinftimmend eine rift von 
zwei Jahren aufgeftelt; es verzichtet alfo der Urheber au 
die Ausübung jeines Verlagsrechts für diefe Zeit. Selten 
wird ausdrüdlich bei dem Abſchluß des Verlagsvertrags diel: 
Beltimmung in den meiftens ganz formlos abgeſchloſſenen 
Vertrag aufgenommen; die Redactionen machen befannt, daf 
fie diefe Beſchränkung allen ihren Mitarbeitern, abgeſehen 
von anderer Beredung, auferlegen und wer mit einer folden 
Nedaction contrahirt, von dem wird ftillichweigende Unter: 
werfung unter diefe Beichränfung angenommen, vorbehaltlid 
de3 Beweiſes der Arglift auf der einen oder entichuldbaren 
Irrthums auf der andern Seite. 

Am Weſentlichen übereinftimmend haben N. und 8. 
diefe Grundſätze des in Deutſchland, Franfreih, Belgien, 
Stalien, Spanien ziemlich gleihmäßig ausgebildeten Gewohn— 
beitsrecht3 einfach codificirt; in England dagegen darf der 
Urheber ohne bejondere Beredung jeinen Beitrag zu einer 
Zeitſchrift 2c. erft nah Ablauf von 28 Jahren anderweitig 
veröffentlichen. 

Beide Gefege laffen primär die Beredung entſcheiden 
und eventuell den ftilfehweigenden Verzicht auf die Dauer 
von 2 Jahren eintreten. 

Aber in einem mejentliben Punct gehen N. und B. 
auseinander: B. nämlich fagt Art. 10 Abjak 3: „der Ur- 
heber begiebt ſich — zu Ounften des Verlegers — nur der 
Befugniß, fein Erzeugniß innerhalb zweier Jahre nad Er: 
ſcheinen defjelben in einem andern derartigen Werke 
abdruden zu laſſen.“ 

Dagegen N. $ 10: „der Urheber darf (fie) aud ohne 
Einwilligung des Herausgebers oder Verlegers — nad) zwei 
Jahren anderweitig abdruden.“ 

Nah B. darf alfo der Verfaſſer eine Neihe von poli: 
tiſchen Auffägen, die er in einer Zeitfchrift veröffentlicht hat, 
fofort d. h. vor Ablauf der 2 Jahre als felbftftändige Flug: 
Ihrift oder in einer „Sammlung feiner fleineren Schriften“ 
oder feiner ſämmtlichen Werke abdruden, nur nicht im einer 
andern Zeitjchrift, nah N. dagegen ift innerhalb der Schup: 
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frift jeder „anderweitige“ Abdrud unterfagt. N. wahrt 
aljo das Snierefje des Verlegers, B. das Recht des Urhebers 
eifriger; praftiih von Belang ift übrigens höchſtens der 
Sonderabdrud, während die Aufnahme in der Sammlung 
der Werfe oder Heineren Schriften der Zeitjchrift wenig nach— 
theilig erſcheint. 

N. 8S 11 regelt in Uebereinftimmung mit dem Bundes- 
recht und mit B. Art. 14 die Schugfrift für die anonymen 
Werke: 30 Jahre von der erften Herausgabe an, vorbehalt- 
li des Rechts des Urhebers, dur Eintragung feines Namens 
in die Eintragsrolle ($ 39 fg.) die normale Schußfrift für 
ib zu gewinnen. 

Bezüglich der nacgelafjenen Werke hatte der Entwurf 
zu N., ebenfo wie die Deutiche Bundesgejeßgebung vom 
19. Juni 1845 3. 2 und B. Art. 15, die Schugfrift von 30 
Jahren von dem Erſcheinen an berechnet, vorausgejegt, daß 
dies Erſcheinen noch innerhalb der normalen Schupfrift, alfo 
vor Ablauf des 30. Jahres nach dem Tode des Urhebers er: 
folgt (legteres3 Erforderniß, bisher nicht unbeftritten, hat 8. 
mit Recht beftimmt aufgeſtellt). Dadurch ift nun allerdings 
die Möglichkeit gegeben, daß die Erben oder fonftigen Rechts: 
nabfolger eines Urhebers noch im 60. Jahre nach deffen Tod 
dad ausschließliche Verlagsreht an einem erft im 30. Jahre 
na diefem Zeitpunct herausgegebenen Werke haben. Allein 
dies Ergebniß ift nicht fo ungeheuerli; erfahrungsgemäß 
haben Fürften, Statsmänner, Diplomaten, Feldherren oft 
guten Grund, die Veröffentlihung ihrer Aufzeichnungen, 
Memoiren, Tagebücher, Correjpondenzen, aus Schonung für 
Ueberlebende, erft geraume Zeit nad ihrem Tode, 3. B. gerade 
nah Ablauf eines Menjchenalters von 30 Jahren, zu ge= 
taten; weßhalb fol ihnen dies verwehrt oder in ſolchem Fall 
ihren Erben der oft jehr bedeutende Vortheil der ausſchließ— 
lihen Ausbeutung für die nächſten 30 Jahre entzogen fein? 
ein erorbitanter Vortheil liegt ja darin um jo weniger, als 
der Urheber während feiner ganzen Lebenszeit und jeine 
Nachfolger die nächſten 30 Jahre nach feinem Tode dieſes 
Vortheils entbehrt haben, alfo in der Zeit, da das Intereſſe 
an und der Abjak von ſolchen Producten am Lebhafteften 
find; will man den Urheber für feine Discretion, die Erben 
für ihre Pietät in Befolgung folder Anweifung ftrafen? 

Leider hat fih die Commiffion des Neichdtagd und 
diefer felbft an der Abnormität eine noch im 60. Jahre 
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nach dem Tode des Urhebers gewährten Schutzes oder Vor— 
theils ausſchließlicher Ausbeutung geſtoßen, nicht bedenkend, 
daß der Vortheil ja doch nur 30 Jahre, alſo jedesfalls 
kürzer als in der Normalfriſt, genoſſen wird; jenem Wider— 
willen hat er die gerade in dieſen Fällen ſo höchſt wünſchens— 
werthe Rechtseinheit mit Deutſch-Oeſterreich und Süd— 
Deutſchland geopfert und in $ 12 den Schutz auf 
30 Jahre nah dem Tode des Urheber bejchränft (damit 
fteht nun das norbdeutiche Geſetz ganz allein: denn während 
3. B. das Englifche Recht nacgelafjene Werfe 42 Jahre 
nab ihrem Erjcheinen ſchützt, ftellt das Franzöſiſche den 
Herausgeber, alfo 3. B. die Erben, dem Urheber ganz gleid). 
Die Folge ift, daß jeder Urheber und defjen Nachfolger, die 
diefen den Bortheil der Ausbeutung fichern wollen, fortan 
Rüdfiht und Schonung fallen laſſen und die Beröffent: 
lihung ſchon bei Lebzeiten vornehmen oder dem Erben fofort 
nad dem Tode des Erblafjers geftatten und legtere fie, wo 
Verbote nicht vorliegen, möglichit bejchleunigen müfjen. 
Uebereinftimmend gewähren N. $ 13 und B. Art. 16 
den juriftifhen Perjonen (beide Gejege nennen Akademien, 
Univerfitäten, öffentliche Unterrichtsanftalten, gelehrte und 
andere [B. erlaubte] Gejellihaften [B. und Vereine], juri- 
ftiihe Perfonen) für die von ihnen herausgegebenen Werte 
die Schugfrift von 30 Jahren von ihrem Erſcheinen an; 
aljo nicht etwa 30 Jahre nach der Auflöfung einer ſolchen 
Anftalt, welde dem Tod eines natürlichen NRechtsjubjects 
entſpräche; denn ſolche juriftiiche Perfonen gelten (regelmäßia) 
als für immer begründet und beftehen (regelmäßig) jo lange, 
daß eine entſprechende Dauer der Schußfrift für von ihnen 
herausgegebene Werke fich nicht rechtfertigen würde. Ueber: 
flüffig einerfeit3 und irreführend andererjeits ift der Zuſatz 
in N., daß diefe juriftifhen Perfonen nur dann die Schutz— 
frift genießen, wenn fie al3 Herausgeber dem Urheber gleich 
zu achten find, unter Verweifung auf $ 2: das beißt alio, 
wenn die aus Beiträgen Mebrerer beftehenden Werke ein 
einheitliches Ganzes bilden. Dieſe Bedingung ift überflüffig: 
denn es verfteht fich, daß von einem Urheberrecht der Anitalt 
und einer Schußfrift ihres Verlagsrechts nur dann geſprochen 
werben fann, wenn die Anftalt als Herausgeber eben aud 
als Urheber erſcheint; hat fie nicht ala Herausgeber Urheber: 
recht, jo bat fie jelbftverftändlih gar fein Recht an dem 
Product, mag dies jonft in beliebiger Beziehung zu ihr 
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ftehen: 3. B. alle Miturheber find Mitglieder der Anftalt 
oder fie Haben fogar nur um der Mitgliebfhaft willen das 
Product berftelen fönnen: 3. B. die Profefforen einer Ju— 
riftenfacultät geben eine Sammlung der von ihnen als Bei: 
fitern des Sprudcollegiums gefällten Erfenntniffe heraus; 
bier liegt zwar ein Gefammtwerf vor, aber an demſelben 
bat nicht die Facultät oder Univerfität Urheberrecht, es be— 
ftehbt aber auch nicht blos Urheberrecht der einzelnen an ihren 
Beiträgen ($ 2 [2]), ſondern Miturheberfchaft aller an dem 
Ganzen (wenigſtens möglicherweife $ 9 [1]). 

Irreleitend aber und entfchieden verfehlt ift der Verweis 
auf $ 2, weil «3 hiernach den Anfchein gewinnt, es könne 
die Univerfität 3. B. nur dann als Herausgeberin des 
Werkes erſcheinen, wenn es fihb um ein durch Beiträge 
Mehrerer gebildetes Ganzes handelt: denn nur unter dieſer 
Dorausfegung ftelt $ 2 den Herausgeber dem Urheber 
aleih. Das kann aber nicht die Willensmeinung des Geſetz— 
gebers geweſen fein: denn ohne Zweifel fann z. B. eine 
Univerfität Einem ihrer Mitglieder den Auftrag geben, zur 
Ausarbeitung ihrer Geſchichte bei einem Jubiläum oder 
andern Feſt und nachdem fie etwa für diefen Freidienſtver— 
trag Honorar bezahlt, als Herausgeberin das ausfchließliche 
Berlagsrecht für fich binnen der Schupfrift in Anfpruc nehmen. 

B. Art. 16 (Abſatz 2) Hat gerade auch dieſen Fall und 
die Möglichkeit ins Auge gefaßt, daß der Urheber, der 3. 2. 
auf Beranftaltung der Akademie hergeftellten Arbeit von 
diefer, obwohl fie in die Schriften der Afademie aufgenommen 
wird, befondere Ausgaben veranftaltet, — was ihm in Er: 
mangelung entgegenftehenden, befondern oder allgemeinen 
(. B. in den Statuten der Akademie für ſolche Fälle feſt— 
geitellten) Vorbehalts freifteht; bier fommt ihm die normale 
Schutzfriſt zu Statten. 

N. $ 14 und B. Art. 19 enthalten Beftimmungen 
über Berechnung der Schußfrift bei folchen Werfen, welche 
„abtheilungsmweife* (B) „in mehreren Bänden oder Ab: 
tbeilungen” (M) erfheinen; im Inhalt übereinftimmend hat 
N. hier den Vorzug der logischen Anordnung: $ 14 berechnet 
nämlich die Schußfrift bei folden Werken von dem erften 
Eribeinen eines jeden Bandes oder einer jeden Abtheilung 
an; dabei ift (wie Abjag 2 zeigt) vorausgefeht, daß folche 
Verfe nicht „in den mehreren Bänden eine einzige Aufgabe 
dehandeln und mithin als in fih zufammenhängend zu be: 
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trachten ſind“; denn in dieſem Fall beginnt die Friſt erſt 
nach dem Erſcheinen des letzten Bandes oder der letzten Ab— 
theilung. 

Zu demſelben Ergebniß gelangt man auch bei richtiger 
Auslegung von B. Art. 19 (Abi. 1): „bei Werken, melde 
—— erſcheinen, jedoch ein Ganzes bilden, wie 
insbeſondere bei allen lexikaliſchen Werken — (die Hervor— 
hebung dieſes Beiſpiels enthielt auch der Entwurf zu R., 
man ließ biejelbe als überflüffig fort) — beginnt die Schuß: 
frift nad dem Erjceinen der legten Abtheilung.“ Was bei 
abtheilungsmweife erfcheinenden Werfen, melde nicht ein 
Ganzes bilden, gelten jolle, jagt das Geſetz uicht; man fann 
aber nur annehmen, daß bei jolchen jede Abtheilung als 
folde ein Ganzes bilde und aljo für jede die Schutzfriſt 
befonder8 nac dem Erjcheinen berechnet werde. Damit fteht 
auch nur ſcheinbar, nicht wirklich, im Widerfpruch der zweite 
Abjag des Artikels: „wenn jedoch zmwifchen dem Erjceinen 
einzelner Abtheilungen ein Zwiſchenraum von mehr als brei 
Jahren liegt, wird die Schupfrift für jede einzelne Abtheilung 
nah der Zeit ihres Erſcheinens berechnet.” Durch das 
„jedoch“ gewinnt e8 den Anjcein, als ob im Gegenjaß zu 
Abjag 1 nur in diefem Falle die angegebene Berechnung 
eintreten jolle, während doch der Gefeßgeber in 2 Fällen 
diefelbe eingehalten wiſſen will: 

1) einmal, wenn das Werf innerlich nicht als Ganzes 
zu betrachten ift, auch wenn bier die einzelnen Ab: 
theilungen nicht Durch einen Zwijchenraum von 3 Jahren 
getrennt find; und 

2) wenn das Werf, obwohl innerlih ein Ganzes, in jo 
langen Zwiſchenräumen erſcheint, daß die Abtheilungen 
äußerlich als jelbitftändige Ganze gelten. 

Richtiger hat dies N. gegliedert und ausgedrüdt, indem 
es in Abjak 1 die Regel der felbitftändigen Berechnung, in 
Abſatz 2 die Ausnahme für die ald Ganzes aufzufaflenden 
Werfe und in Abjag 3 von diefer Ausnahme wieder bie 
Ausnahme, aljo die Uebereinftimmung mit der Regel, mit 
den Worten aufftellt: „wenn indefjen zwiſchen der Heraus: 
gabe einzelner Bände oder Abtheilungen ein Zeitraum von 
mehr als drei Jahren verflofien ift, jo find die vorher er: 
jbienenen Bände, Abtheilungen u. ſ. m. als ein für ſich be: 
ftehendes Werk und ebenjo die nah Ablauf der 3 Jahre 
ericheinenden weiteren Fortjegungen als ein neues Werk zu 
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behandeln“; d. 5. es tritt in dieſer Ausnahme von ber 
Ausnahme die Regel des Abjag 1 ein. 

N. S 16 beftimmt wie B. Art. 48, dem Wortlaut nad 
abweihend, dem Sinn und Ergebniß nad übereinftimmend, 
daß bei Berehnung der Schußfriften das Jahr des Todes 
des Verfaſſers, beziehungsmweife das des erften Erfcheinens 
des Werkes oder der Ueberfegung, nicht einzurechnen fei: — 
eine Anordnung, welche zur Abjchneidung der oft ſehr miß- 
lihen Beweisführung über den Tag des Erfcheinens eines 
Buches oder über den nicht zu ermittelnden Todestag des 
Berfaffers getroffen worden. 

N. 8 17 ſchließt in Uebereinftimmung mit B. Art. 50 
(Abſatz 3) das Heimfallgreht des Fiscus oder anderer zu 
berrenlojen Berlafienihaften berechtigten Perfonen von dem 
„ausichliegliben Recht des Urhebers“ und feiner Rechts: 
nahfolger aus: der gewählte Ausdruck „ausfchließliches 
Recht des Urhebers“ entfpricht dem $ 1 von N. und fpricht 
wenigſtens nicht von dem Urheberrecht in dem Sinne, daß 
alles Recht des Urhebers in der ausfchließenden Verviel— 
falngung beftehe; in Wahrheit ift es eben lediglich das 
Verlagsrecht des Urhebers, um das e3 fi hier handeln 
tann. Hier ift nun Far, daß auch das Verlagsrecht mit 
dem Tode des Urhebers erlöjchen müßte, wenn nit aus 
den angeführten Gründen oben ©. 81 das Geſetz zu Gunften 
des Urhebers geftatter hätte, daß diefer noh auf 30 Jahre 
nah jeinem Tod einem Verleger das Verlagsrecht ein 
träumen oder durch legtmwillige Verfügung einem Tejtaments- 
oder Vertragd- Erben oder Vermächtnignehmer übertragen 
fann, jomwie daß zu Gunften der Familienerben in Er: 
mangelung von legtwilliger Verfügung das Verlagsrecht die 
gleibe Zeit fortdauern folle; nur in dieſen drei Fällen — 
Verfügung unter Lebenden, auf den Todesfall (einjchließlich 
des Erbvertrags), Familienerbfolge — findet die Anomalie 
der Fortdauer des PVerlagsreht3 nad Untergang des Ur— 
beberrecht8 ftatt; fehlt es an vertragsmäßig Verlagsberech— 
tigten, Teftament3=, Vertrags: und Familien-Erben und käme 
alſo das Recht des Fiscus auf erblojes Gut zur Anwendung, 
jo fehlt es aub an einem „Gut“: es befteht hier gar fein 
ausihliegliches Verlagsrecht mehr, das an den Fiscus fallen 
tönnte; dafjelbe ift mit dem Tod des Urhebers erloſchen und 
das Werk ins Freie gefallen. Diefe allein richtige Argumentation, 
und nicht die unrichtige, in den Verhandlungen des Reichstages 
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geltend gemachte — daß das Weſen des Urheberrechts in 
dem Recht der Negative, die Beichränfung des Rechts des 
Publifums auf freie Ausnutzung ſchriftſtelleriſcher Erzeugnifie 
beftehe, — führt zu den in den Geſetzen ausgefprocdenen 
Ergebnifjen. 

N 83 18—25 behandelt unter e) Entſchädigung und 
Strafen ausführlider al8 B. Art. 37—40. Ein Haupt: 
unterfchied befteht zwiſcheu den beiden Gejegen darin, dab 
N. 8 18 auch bei fahrläffigem Nahdrud, B. Art. 37 nur 
bei vorjäglihem (neben der Pflicht zur Entihädigung) Geld: 
ftrafe eintreten läßt; darin liegt ein praktiſch jehr weſentlicher 
Vorzug von N. Während nämlich Anfangs die Geieh: 
gebungen Arglift, Fahrläffigkeit und Zufall (entſchuldbaren 
Irrthum) nicht genauer unterſchieden und die Rechtſprechung 
daher ſchwankend bald nur den argliftigen Nachdruck, bald 
fogar auch den zufälligen mit Strafe verfolgte, das baieriſche 
Geſetz aber in der angegebenen Weiſe unterfchied, hat fib in 
der Literatur allmälig die Anfiht Bahn gebroden, daß zwar 
der entſchuldbare Nachdruck nur die Verpflichtung zur Heraus: 
gabe der Bereicherung (und die Einziehung der Eremplare 
und Vorrichtungen zur Verhütung weiteren Schadens) ohne 
Strafverfolgung und ohne Verpflihtung zu weiterer Ent: 
fhädigung erzeugen, daß aber fahrläffiger wie argliftiger 
Nachdruck außer der Entſchädigungspflicht auch Strafver: 
folgung nad fich ziehen jolle; mit Recht hat man in dem 
Neihstag und in der Commiffion uneractet der dawider 
erhobenen Bedenken dieje Entjcheidung recipirt; denn einmal 
ift gerade bei dem Nahdrud der Beweis der Vorjäglickeit 
gegenüber verfchuldetem Irrthum, alfo der Fahrläffiafeit, oft 
jehr ſchwer zu erbringen, andererfeit® würde der fahrläffige 
und vermögenslofe Nabdruder ganz ungejhädigt ausgeben, 
während ihn nah N. Freiheitsftrafe bedroht. 

Das Strafmarimum beträgt nah N. $ 18 1000 Thaler, 
nach B. Art. 37 1000 ft. 

Die Entfhädigungsberechtigten bezeichnet N. 1. e. mit 
„ven Urheber oder deſſen Rechtsnachfolger“ (d. 5. Verleger 
oder Erben) B. mit „jeden einzelnen Beeinträchtigten.“ 

Ein Vorzug von B. Art. 37 (Abſatz 1) und N. S 18 
(Abſatz 6) ift es, ausdrüdlich auszujpreden, daß der Nach— 
druder, wenn ihn fein Verſchulden trifft, nur bis zum Be: 
lauf feiner Bereicherung haftet, während ältere Gejege dies 
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nur aus AZufammenhalt ihrer Beltimmungen undeutlich 
folgern ließen. 

Das „fein Verſchulden“ ift von N., das auch den fahr: 
läffigen Nachdrucker ftraft, nicht nur zu Entſchädigung ver: 
pflihtet, dahin verengend gedeutet: $ 18 (Abjag 2): „wenn 
auf Grund entjchuldbaren, thatfächlihen oder rechtlichen 
Jerthums in gutem Glauben gehandelt worden”: — alddann 
bleibt die Beftrafung ausgeſchloſſen. Irrthum folder Art 
fann fich 3. B. auf das Todesjahr des Urhebers beziehen: 
es ift 5. B. der verfchollene Urheber durch die Tobdeserklärung 
als vor mehr al3 30 Jahren verftorben zu vermuthen ge— 
weien und es wird nach Beranftaltung einer nunmehr als 
Nehdrud erjheinenden Ausgabe der Beweis jpäteren Ber: 
ſterbens erbradt. 

N. 8 18 und B. Art. 37, 38 behandeln das Moment 
der Verbreitungs-Abſicht verfchieden; B. ftraft nämlid und 
verpflichtet zum Schadenserfag Jeden, der einen Nahdrud 
ausführt Art. 37, ohne die Abficht bei diefer Ausführung 
zu unterfuden; zum Begriff des Nachdrudes gehört aber 
nah Art. 1. nur die mechanische Vervielfältigung, nicht auch 
die Abficht der Verbreitung, und „ausgeführt“, d. h. voll: 
endet ift der Nahdrud, fobald einzelne Nachdrücke d. 5. 
mechaniſche Vervielfältigungen ganz oder theilweiſe hergeftellt 
ud Art. 37: wer aljo lediglih, um fie bei ſich aufzube- 
wahren, von einem neu erfcienenen Werk Abdrüde, 3. B. 
von befonderer Schönheit herftellt, fällt unter das Verbot 
des Gejeges und kann zwar nicht zum Erjaß eines Hier nicht 
denkbaren Schadens, wohl aber zur Strafe und Confiscation 
angehalten werden; ein Ergebniß, das auch die nahe liegende 
Gefahr des Mißbrauchs der in anderer Abficht hergeftellten 
Eremplare nicht zu rechtfertigen vermag. Nichtiger faßt N. 
Ss 18 Abjag 1 die Abficht der Verbreitung ſchon bei ber 
Serftellung, der „Veranftaltung“, des Nahdrudes als 
meientlih, um dieſe Veranftaltung als ſolche bereits zu 
trafen; im obigen Beispiel könnte alfo der Druder, der jene 
niht auf Verbreitung gerichtete Abficht beweiſt, nicht nach 
N. wohl aber nah B. beftraft werben. 

Beide Gefege flimmen aber darin jelbftverftändlich 
überein, die Verbreitung als folche, wenn fie auch von einem 
Andern als dem „Veranſtalter“, „Ausführer“ des Nach— 
drudes herrührt oder nah N., wenn der Ausführer, ber 
uriprünglich die Abficht der Verbreitung nicht hatte, ſpäter 
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diefelbe bethätigt, und zwar die fahrläffige wie die vorfäß: 
liche, zu verbieten: N. $ 25 B. Art. 38. 

N. 8 18 (Abjak 3) bat die Ummandlung der verwirkten, 
aber nicht beizutreibenden Geldftrafe in eine entjprecende 
Freiheitsftrafe ausdrüdlib ausgeiproden und zwar bis zu 
6 Monaten; B. Hat dieje Beitimmung des Frankfurter 
Entwurfs $ 37 (Abſatz 2) nicht aufgenommen; da aber ohne 
Zweifel Art. 27 des Bairiſchen Strafgejegbubes auch auf 
die Verurrheilung in Geldftrafe wegen Nachdrucks anzu: 
wenden iſt,“) nachdem B. Art. 61 die bier vorgejehenen 
ftrafbaren Handlungen je nad der Größe der angebrohten 
Strafe ald Vergehen oder Uebertretungen betrachtet und auf 
diefelben, fofern das gegenwärtige Geſetz nicht etwas Anderes 
beftimmt, die allgemeinen Beltimmungen des Strafgejegbudes 
angewendet wiſſen will, fo befteht principiell bezüglich dieſer 
Ummandlung Uebereinftimmung. Thatſächlich ergiebt ſich 
freilib große Verfbiedenheit bezüglihd der Dauer der Frei: 
beitsftrafe; denn N. geht darin nur bis zu 6 Monaten, 
während B., obwohl das Marimalmaß feiner Geldftrafe um 
750 fl. weniger beträgt als das von N., bis zu 11 Monaten 
und 3 Tagen Gefängnißftrafe auffteigt') (und bei dem Geld: 
marimum von N. bis zu 19 Monaten und 23 Tagen auf: 
fteigen würde), jo daß aljo fait die doppelte Freiheitzftrafe, 
aber faft nur die halbe Geldftrafe den nach bairiſchem Redt 
zu Richtenden trifft: — eine wirklich unerträgliche Ungleid- 
mäßigfeit. — 

Die Umwandlung der Geld» in eine Freiheitäftrafe ift 
nur deßhalb möglich, weil die Geldbuße nicht, wie 3. B. in 
England, als Privatftrafe an den Geſchädigten, jondern als 
öffentlihe an den Fiscus zu entrichten it. Von dem Nach— 
weis eines vermögensrechtlihen Schadens ift die Verfällung 
in dieſe Geldbuße nicht abhängig; ein $ (24) des Entwurfs 
von N., der diefen Sat ausdrüdlich ausſprach, wurde als 
überflüffig deßhalb geftrichen, weil nach $ 22 das Bergeben 


13) Abfak 2: wird Die gänzliche oder theilmeife Uneinbringlichleit 
der Gelditrafe durch ein Zeugniß der Erbebungsbeamten —— 
ſo dieſelbe bei Vergehen in Gefängnißſtrafe, bei Uebertretungen 
in Arreſtſtrafe umgewandelt werden. 

Bair. Strafgeſetz Art. 27 Abſatz 4: Hierbei tritt an Die Stelle 
von Gelditrafen bis zu Drei Gulden ein Tag Gefängniß, beziehungs- 
weiſe Arreft: bei —— Strafen werden drei Gulden einem eintägigen 
Gefängniß, beziehungweiſe Arreſt gleichgeachtet. 
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des Nachdrucks ſchon mit der Herftellung aub nur Eines 
Eremplares als vollendet, aljo auch die öffentliche Strafe ala 
verwirft gilt, wobei von einer Schädigung des Urheber oder 
Berlagsberedhtigten an feinem Vermögen nicht die Rede jein 
kann Daſſelbe muß gelten nah B. Art. 37 (Abſatz 5). 

Eine praktiſch ſehr zwedmäßige Beftimmung enthält N. 
s 18 (Abjat 4 u. 5), wonad der Gejchädigte nad Wahl 
entweder neben dem Antrag auf öffentliche Strafe eine Civil- 
Mage auf Entfhädigung anftrengen oder „Statt jeder aus 
diefem Geſetz entipringenden Entjchädigung” eine an ihn zu 
erlegende Geldbuße bis zum Betrag von 2000 Thalern be— 
antragen kann, für welde alle zu derſelben Berurtbeilten 
(4 B. Urheber und Berleger des Nachdrucks) ala Gejammt: 
ſchuldner haften, deren Zufprehung aber dann die Geltend- 
mahung eines weiteren Entjchädigungsanipruches im Wege 
der Eivilflage ausschließt. Der Geichädigte wird die Givil- 
age wählen, wenn der Schaden jene Marimalfumme über: 
Reigt und der civilproccehmäßige Beweis von Eriftenz und 
Höhe des Schadens ihm nicht ſchwer zu erbringen jceint; 
er wird im Gegenfall den Antrag auf Verhängung der 
Geldbuße an den Strafrichter bringen, den er zur Verfolgung 
des Nahdruders ohnehin auffordern muß. Unzuläffig aber 
wäre es, nach erfolgter Zuerfennung der Geldbuße den 
Mebrbetrag (Über die 2000 Thaler) des Schadens im Wege 
der Givilflage einzutreiben. B. entbehrt eine jolde Be— 
fimmung; nah Art. 62 haben über die Entſchädigungsan— 
ſprüche des Beihädigten immer nur die Givilgerichte zu ur— 
theilen; nur in der Pfalz kann der Beihädigte nah dem 
dort anerfannten Adhäfionsprincip zur Geltendmachung feiner 
Civilanſprüche als Civilpartei vor dem Strafgericht auftreten; 
Art. 62 (Abſatz 3). 

B. hat fich überhaupt in procefjualen Borjchriften auf 
das Unerläßliche befchränft, während N. im 8 19 eine Stelle 
aus dem Entwurf zu der ——— Civilproceßordnung 
aufgenommen hat: es ſoll nämlich das Gericht über Exiſtenz 
und Betrag einer Beihädigung und einer Bereicherung unter 
Bürdigung aller Umftände nach freier Ueberzeugung ente 
ſcheiden. Diefer Paſſus ift an Stelle zweier 88 des Ent: 
wurfs getreten, deren erfter ($ 19 des Entwurfs) in dem 
Fall, daß das Werk von dem Berechtigten noch nicht heraus 
gegeben war, den Betrag der Entſchädigung mit Rüdfichı 
auf die befonderen Umftände des Falls richterlih beftimmen 
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ließ und deren zweiter ($ 20 des Entwurfs) in dem Fall, 
daß das Werk von dem Berechtigten bereit3 herausgegeben, 
die Höhe des Schadens aber nicht bewiefen ift, den Betrag 
der Entihädigung nad Beichaffenheit der Umftände auf eine 
dem Berfaufswertd (Buchhändler-Nettopreife) von 50—1000 
Eremplaren der rechtmäßigen Ausgabe gleihfommende Summe 
vom Richter nah freiem Ermefjen beftimmen ließ. Bon 
diefen Vorſchlägen ging man ab, weil nicht in jedem Fall 
ein durchgeführtes Bemweisverfahren dem richterlichen Ermeſſen 
vorhergehen follte und weil die große Unbeftimmtheit zwiſchen 
dem Minimal: und Marimal:Betrag doch feine gegen Willkür 
fihernde Schranke zu gewähren fhien. Der Marimalbetrag 
von 1000 Eremplaren enthielt eine Reminiscenz an die alte 
Bundesgefeggebung, Bundesbeſchluß von 1845 Art. 5: „Die 
Entſchädigung hat in dem Verkaufspreiſe einer richterlich feft- 
zufegenden Anzahl von Eremplaren des Driginalmerfes zu 
beftehen, welche bi8 auf 1000 Eremplare anfteigen fann und 
eine noch höhere fein fol, wenn von dem Verletzten ein noch 
größerer Schaden nachgemwiefen worden ift.“ 

N. 8 20 behandelt die Verfolgung deſſen, der einen 
Andern zur Veranftaltung eines Nachdruckes „veranlaßt“ 
und unterftelt erfteren den in 88 18, 19 ausgejprocenen 
Rechtsfolgen — Entſchädigung und Strafe — und zwar 
jelbft dann, wenn der Beranftalter des Nachdruckes als der 
Verführte nah $ 18 (Abſatz 2 und 6) nicht ftrafbar oder 
erjagpflichtig fein follte; man hatte dabei die praftifch häufigen 
Fälle vor Augen, in denen der Verleger von dem angeblichen 
Urheber oder ſonſt angeblih Berlagsberebtigten in entjchuld: 
barer Weiſe getäufcht, d. h. von dem Urheber: oder Verlagsrecht 
diefes Contrahenten überzeugt worden ift: 3. B. derfelbe bat 
fihb als den Erben des Urheber ausgegeben oder als cr: 
mächtigten Ueberjeger oder er hat die Originalität des vor: 
gelegten Werkes betrüglich behauptet. In allen folden 
Fällen wird man von. dem Verleger die Einhaltung der 
Sorgfalt und Vorficht nicht nur eines verftändigen Mannes, 
fondern von dem gemwerbemäßigen Verleger die Sad: 
fenntniß und Umficht eines ordentlichen Gefchäftsmannes 
(d. h. alfo Verlags: Buchhändlers, Mufifalienhändlers u. f. mw.) 
verlangen dürfen; bat er fich unter Umftänden täufchen laſſen, 
denen ein ordentlicher Gejhäftsmann zu mißtrauen pflegt, 
(3. B. allzu niederes Honorarverlangen des angeblichen Ur: 
beber8 oder cr unterläßt genauere Prüfung der vorgelegten 
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Ermädtigungen), jo liegt in folder Handlungsmeife eine 
Fahrläffigfeit in Beranftaltung des Nachdrucks, welche das 
Geſetz S 20 (Abjak 2) ebenjo ahndet, wie wenn der Ber: 
lagsbuchhändler ohne Anregung durch einen Dritten fahrläffig 
einen Nachdrud veranftaltet hat. $ 18 (Abſatz 1): er haftet 
dem Berechtigten mit dem Verführer folidariich, ganz ebenfo 
wie wenn er „vorſätzlich“ d. h. mit Kenntniß der mangelnden 
Berebtigung des andern Gontrahenten gehandelt hat. 

Auffallen mag, daß das Gejet auch auf Seite des Ver: 
anlaſſers hier neben dem Vorſatz die Fahrläffigfeit für 
möglih hält und ſtraft. Die Gegner der Gleichftellung der 
Fabrläffigkeit mit der Arglift in $ 18 fochten jelbftver- 
tändlich noch mehr diefe Gleichftelung Hier an, indem fie 
behaupteten, dem VBeranlafjer werde der Vorja immer nach— 
aewiefen werden fünnen, aber aub müſſen, um ihn zu ftrafen. 
Mit Recht wurde aber biergegen geltend gemacht, daß die 
Fälle nicht jelten feien, in welchen Semand in gutem Glauben, 
aber eben doch fahrläffig, weil in nicht entjchuldbarem Irr— 
thum, 3. B. Rechtsirrthum, befangen, fich für verlagsbe- 
tehtigt hält und fein vermeintliches Verlagsrecht einem Ver— 
lagsbuchhändler überträgt; 3. B. aus Unfenntniß des vor— 
behaltenen Ueberſetzungsrechts oder defien Wirkung und 
Dauer oder, — ein Fall, der erft vor Kurzem einem viel: 
genannten Schriftfteller begegnet — ber Urheber glaubt, — 
freilih mehr als naiv! — unerachtet der abgefchloffenen 
Verlagsverträge über einzelne feiner Schriften diejelben bei 
einem andern Verleger in feinen „gejammelten Werfen“ 
abermals, vor Ablauf der Friften der Einzelverträge, er: 
iheinen laffen zu dürfen. 

„Die Strafbarkeit und Erjagverbindlichfeit der übrigen 
Theilnehmer am Nachdrud richtet fich nach den allgemeinen 
geieglihen Vorichriften” ($ 20 Abſatz 3): aljo z. B. die des 
DIruders, der die Nahdrudsqualität kennt, des Weberjegers, 
der auf Veranlaſſung des Verlegers wiſſentlich eine unbe: 
tehtigte Ueberſetzung liefert. 

B. enthält ftatt der Beftimmungen in $ 20 N. nur in 
Art. 61 den Hinweis auf die „allgemeinen Beftimmungen 
des Strafgeſetzbuchs“ bezüglich der Vergehen und Ueber: 
tretungen; hiernach wird man in ben meijten Beziehungen 
(8. 8 20 RN. Abſatz 3) zu den gleihen Ergebnijjen ge: 
langen, abgejehen von der fahrläffigen Veranftaltung oben 
&. 120 und Beranlaffung eines Nahdruds; eine „fahr: 
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läſſige Veranlaſſung“ ift ſowohl durch das Nahdrudsgeiet 
oben S. 120 als durch das Strafgeſetzbuch Art. 52—53 
von der Strafe ausgeſchloſſen; die Erfagpflicht aber läßı 
fih aus Art. 37 auch auf den Veranlaffer erftreden; denn 
er „führt einen Nachdruck aus“: — ob allein, wie 5. ®. der 
Verleger im Falle N. $ 18 oder durch einen andern wie der 
angeblich Berechtigte durch den Verleger N. 8 20, ift offen: 
bar gleichgültig. 

Es können hiernach beide Betheiligte ftraffällig oder 
beide ſchlechthin erfaßpflichtig oder beide nur bis zu ihrer 
Bereicherung haftbar fein. Dover es fann der PVeranlafier 
nur erjagpflichtig, der Verleger aber, der allein die Rechts: 
wibrigfeit entdedt und gleichwohl den Nachdruck „veranftaltet“, 
„ausgeführt“ hat, auch ftraffällig fein und umgekehrt. 
Kurz, es find alle Möglichkeiten der dreifach abgeftraften 
Folgen je bei dem Einen ohne Rückſicht auf die Haftbarkeit 
des Andern denkbar. 

N. 8 21 fg. und B. Art. 37 fg. behandeln ziemlich 
gleihmäßig die „Einziehung“ (N.), „Confiscation“, „Be 
Ihlagnahme” (B.) der Nachdrucks-Exemplare und Bor: 
richtungen. NR. bat den nob im Entwurf gebraudten 
gleihen Ausdrud „Eonfiscation“ verändert, um ftatt des 
ftrafrechtliben den civilen Character der Maßregel auszju: 
drüden, während B. die criminelle Confiscation und die rein 
präventive Beichlagnahme unterjcheidet. N. verlangt, daß die 
legteren ausschließlich zu der widerrechtlichen Bervielfäl: 
tigung beftimmt feien und es muß ein rechtäfräftiges, die 
Einziehung erfennendes Urtheil vorliegen. 

Daß, wenn nur ein Theil des Werkes als Nachdrud 
anzufehen ift fich die Einziehung nur auf den den Nachdrud 
bildenden Theil erftredt, hat N. S 21 (Abſatz 2) ausdrücklich 
ausgefproden, verfteht fi übrigens aub nah B. (vol. 
deſſen Art. 1) von felbft. Beide Gefege laffen die Maßregel 
aud bei fahrläffigem und felbft bei unverjchuldetem Nad: 
drud eintreten, was bei der Gefahr des Mißbrauchs der 
Eremplare und Vorrichtungen ganz gerechtfertigt ift. 

N. 8 21 (Abjak 4) B. Art. 37 (Abſatz 3): die ein: 
ezogenen Dbjecte werden entweder vernichtet oder, ihrer ge: 
ährdenden Form entkleidet, dem Eigenthümer zurüdgegeben 
N. 8 21 (Abfag 1) B. Art. 37. (Abjag 3 und 4), auch 
gegen die Erben des Beranftalter® oder Beranlafjers des 
Nahdrudes erfolgt die Maßregel nah N. $ 21 (Abjap 4; 
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B. ihmweigt hierüber: die Confiscation ift, al3 Strafe, nicht, 
wohl aber die Bejchlagnahme auch gegen die Erben an— 
wendbar) und fie trifft alle Eremplare und Vorrichtungen, 
welche fich im Eigenthum de3 Veranftalters, des Veranlaſſers, 
des gewerbsmäßigen Verbreiters des Nahdruds jowie des 
Druckers oder der Sortimentsbucphändler befinden, 8. 21 
(Abjag 3), nicht aber die in das Eigenthum des Käufers 
oder anderer Erwerber übergegangen find; auch bei dem 
bloßen Verfuh des Nachdrucks, der weder Beftrafung noch 
Entihädigungsverbindlichfeit des Nachdruckers zur Folge 
bat, erfolgt gleihmwohl die Einziehung der Nachdrucksvor— 
tihtungen $ 22 (Abjak 2), ebenfo auch bei nicht vorjäglicher 
gewerbsmäßiger Verbreitung $ 25 (Abſatz 2). 

In der Entjheidung ber beftrittenen Frage über die 
criminelle oder civile Natur diefer Maßregel haben aljo N. 
und B. ganz verſchiedene Wege eingefhlagen: N. kennt Feine 
„Sonfiscation“ und läßt die „Einziehung“ als Sicherheits: 
maßregel deßhalb auch da eintreten, wo eine Strafe nicht 
oder nicht mehr zuläffig; daher auch gegen den Nachdrucker 
ohne Verſchulden, gegen die Erben, oder nad Verjährung 
der Strafverfolgung $ 33, $ 36, fo lange noch folde 
Eremplare und PVorrihtungen vorhanden find; lektere Vor: 
ſchrift ift jchon deßhalb nothwendig, damit nicht nad) ein- 
getretener Verjährung unentdedt gebliebene Nachdrucksvorräthe 
verbreitet werden können.“) 

B. dagegen bat neben dieſe Präventivmaßregel ber 
„Beſchlagnahme“ — diefe entfpricht der „Einziehung“ von 
N. — die „Confiscation“ als Vermögensſtrafe geftellt; fie 
konn deßhalb immer nur die Eremplare, nicht die Vorrich— 
tungen, des Nachdrucks treffen, fie jeßt Arglift voraus — 
jahrläffiger Nachdruck wird ja nah B. nicht beftcaft, nur 
zur Entfhädigung angehalten — während die Beichlagnahme 
auch bei fahrläffigem, ja unverjchuldetem Nachdruck eintritt, 
und entzieht nicht nur vorübergehend Befig und re 
\ondern überträgt endgültig Eigenthum an den Fiscus (ab: 
geiehen von dem Ausnahmsfall, daß der Entſchädigungs— 
pflihtige unvermögend ift, die Entſchädigung zu bezahlen: als: 
dann werden die confiscirten Eremplare, jo weit nöthig, zunächft 
jur Befriedigung des BVerlegten verwendet, Art. 39 Abſatz 1). 


») Daß nah $ 26 (Abjag 2) die Einziehung der Nachdruds- 
remplare 2c. wie im Civilrechtswege aud im Strafrechtämege verfolgt 
merden Tann, fteht damit natürlich nicht im Widerſpruch. 
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N. 8 21 (Abjak 1) ift offenbar dahin zu verftehen, daß 
die Wahl zwifhen Vernichtung oder Rüdgabe der Vorrich— 
tungen nad Entkleidung von ihrer gefährdenden Form nit 
in die Willfür des Richters geftellt fein, fondern die Rück— 
gabe jedesmal erfolgen foll, wenn die fraglice Entkleidung 
vorgenommen werden fann. 

B. Art. 37 (Abſatz 2) verlangt ebenfalls wie N. $ 21 
(Abjak 1), daß im Strafurtheil die Confiscation der nad 
gebrudten Eremplare, ſoweit fie noch nicht in das Eigenthum 
dritter Perſonen übergegangen find, bei vorfäglihem Nad: 
drud ausgeſprochen werde; Art. 38 (Abjak 3) geftattet dann 
auch die Confiscation der in das Eigenthum des wiſſentlich 
mit Nachdruck Handel Treibenden übergegangenen Eremplare; 
dies ift auch dann zuläffig, wenn nur der Buchhändler, 
nicht der Urheber, der fahrläffig oder unverfchuldet, alſo 
unwiſſend, Nachdruck verbreitet hat, die Nahdrudsqualität 
fannte; 3. B. der Ueberſetzer hat nicht, wohl aber der Bud: 
händler, die Unrechtmäßigfeit der Ueberjfegung gefannt. 

Die confiscirten Eremplare gehen in das Eigenthum 
des Fiscus über; diefer kann fie vernichten oder bis zum 
Ablauf der Schupfrift aufbewahren und dann beliebig ver: 
äußern: innerhalb der Schugfrift kann er fie aber, fo lange 
ihnen nicht ihre den PVerlagsberechtigten gefährbende Form 
genommen ift — was bei Werfen der bildenden Kunft aller: 
dings leichter al3 bei Büchern zu bewerfftelligen — nur an 
ben Verlagsberechtigten, felbftverftändlih mit deſſen Ein: 
willigung, veräußern und wenn mehrere Perfonen an dem 
Verlagsrecht betheiligt find, an den Einen nur mit Berüd- 
fihtigung der Rechte des Andern: Art. 39 (Abjak 2): wenn 
alfo 3. B. der Urheber dem Verleger das Verlagsrecht nur 
für bie erfte Auflage von 1000 Eremplaren übertragen bat, 
darf der Fiscus nicht ohne Zuftimmung des Urhebers, der 
ficb biefür ein entjprehendes Honorar bedingen wird, dem 
Verleger die confiscirten Nahdrudseremplare verfaufen, weil 
dadurch das Intereſſe des Urhebers, alsbald zu einer zweiten 
Auflage zu gelangen, beeinträchtigt wird und der Verleger, 
der nur auf den Abjak der 1000 Eremplare ein (allerdings 
gegen Nachdruck zu jchügendes) Recht hat, nicht zum Nach— 
theil des Urhebers fi bei Gelegenheit des Nachdrucks durch 
Vermittlung des Fiscus bereichern darf. Andererfeit3 darf 
der Urheber in dem angenommenen Fal zwar die Nach— 
drudseremplare vom Fiscus kaufen, aber nicht vor Erjchöpfung 
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der Auflage von 1000 Eremplaren zum Nachtheil des Ber: 
legers verbreiten; nach Erjchöpfung der Auflage fann er über 
die gefauften Nahdrudseremplare frei verfügen, alfo fie im 
Selbſtverlag verbreiten oder diefelben dem nämlichen oder 
einem anderen Verleger durch Verlagsvertrag oder zur 
Kommiffion übertragen. 

Bei nicht vorſätzlichem Nahdrud (fahrläffigem und unver: 
ihuldetem) tritt nah B. Art. 37 ftatt der Confiscation bie 
Beihlagnahme der Eremplare ein; diejelben werben, und 
jwar nach Wahl des Nachdruders, entweder bis zum Ablauf 
der Schußfrift aufbewahrt und ihm (oder jeinen Rechtsnach— 
tolgern) alsdann, oder der gefährdenden Form entfleidet 
— jofern dies thunlid — ſofort zurüdzugeben; in der 
Regel wird bei werthvolleren Producten der Nachdrucker von 
der erften Alternative Gebrauh madhen. Wenn aber der 
jahtläſſige Nachdrucker, der auch nah B. menigftens ent: 
Ihädigungspflichtig ift, unvermögend ift, die Entſchädigung 
zu zahlen, jo wird jelbftverftändlich die in Art. 39 (Abſatz 1) 
allerdings nur für confiscirte, nicht auch für mit Beſchlag 
belegte Eremplare angeordnete Ueberlaffung der Nachdrucks— 
eremplare an den Gejchädigten bis zur Dedung feiner Ent: 
Ihädigungsforderung eintreten müſſen; dahin würde ja ſchon 
die Bollftredung des Urtheils durch Pfändung biefer Exem— 
plare führen. 

Die Vorrichtungen werben aber in allen Fällen, nicht 
nur bei vorjäglidem Nachdruck, auch nah B. Art. 37 (Ab: 
jag 4) mit Beſchlag belegt und entweder bis zum Ablauf 
der Schugfrift unverändert aufbewahrt oder nad Entkleidung 
von der gefährdenden Form zurüdgegeben. 

Bezüglihd der Berbreiter von Nachdruck unterjcheidet 
B. Art. 38 (Abſatz 3 und 4) mifjentliches und unwiſſent— 
lies Handeltreiben mit Nahdrud; im erften Fall tritt Con— 
Nication, im zweiten Beichlagnahme (nach Art. 37 Abſatz 3) 
ein.“) Wie der Fiskus die configcirten, jo fann der Eigen: 
thümer die nach Art. 37 (Abſatz 3 und 4 fahrläjfiger und uns 
verjhuldeter Nabdrud) und Art. 38 (Abſatz 4 unmifjentliche 
Berbreitung) mit Beichlag belegten Eremplare und Bor: 
tihtungen an die Verlagsberechtigten mit deren Zuftimmung 

„N. 8 21 EAbſas 3) verhängt Die Einziehung gegen den ge: 
—— eier ou — — Wintn En 
Nicht: Wien, vgl. $ 25 (Abfak 2). 

dan Dahn, Baufteine V. 2. 9 
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veräußern mit der oben erörterten Beſchränkung zu Art. 39. 
(Abjag 2). Art 40. 

N. F 21 (Abjak 5) geht bezüglich diefer Ermerbung 
der Eremplare und Vorrichtungen in mehr angemeflener 
Weife nicht von dem Recht des Nachdruckers und Berbreiters, 
fondern von dem Recht des Beichädigten aus und räumt 
diefem die Befugniß ein, diefe Gegenftände gegen die Her: 
ftelungsfoften zu übernehmen, infofern nicht die Rechte eines 
Dritten dadurch verlegt oder gefährdet werden, — derſelbe 
Gedanke wie in B. Art. 39. (Abſatz 2. u. Art. 40), fo daß 
e3 hierbei auf den Conſens des Nachdruders ꝛc. nicht an: 
fommt; und zwar foll der Berechtigte dieſe Befugniß der 
Uebernahme nit nur in der Form der GCompenjation oder 
Hingabe an Zahlungsftatt zur Befriedigung feiner Entſchädi— 
gungsforderung ausüben dürfen, fondern ganz allgemein; 
alfo auch in Fällen, in welchen eine Entihädigungsforderung 
(wegen unverfhuldeten Nahdrudes) gar nicht beftebt, 
gleichwol aber Einziehung ftattfindet nah SS 18 (Abſatz 6) 
u. 21 (Abſatz 4). Mit Recht hat man die Beſchränkung 
des Entwurfs (auf jenen Fall der Compenfation) erweitert. 

Sehr zu beklagen ift, daß die beiden Gejege in einer 
der praktiſch michtigften Fragen weit auseinander geben, 
nämlich, in der Normirung des objectiven Thatbeftandes des 
vollendeten Nahdruds; während nämlid N. S 22 den 
Nach druck erft ala vollendet anfieht, wenn „ein Nachdruds— 
Exemplar” — alfo vollftändig — hergeftelt worden, betrachtet 
B. Art. 37. (Abſatz 5) den Nachdruck bereits als vollendet, 
fobald einzelne Nahdrüde ganz oder theilweiſe hergeſtellt 
find. Da Nachdrücke hier offenbar gleih Eremplare, jo iſt 
die Beitimmung in B. viel ftrenger: „theilweiſe“ ift ein Erem- 
plar „hergeftellt“, zwar noch nicht, wenn z. B. der Sat 
begonnen hat; aber entſchieden, wenn 3. B. auch nur ein 
Bogen drudfertig bergeftellt ift, während N. erft nach Pollen: 
bung des Drudes eines ganzes Eremplars überhaupt mit 
Strafe einfchreiten Fann, da, wie gleich zu erörtern, der 
Verſuch des Nahdruds nah 8 22 (Abſatz 2) weder eine 
Straf» nod eine Entihädigungs: Folge hat. Hier verdient 
bie Beftimmung von B. entſchieden den Vorzug: einmal aus 
dem theoretiihen Grund, daß mit der Herftellung aud nur 
eines Bogens ein Theil des Werkes auf mechaniſchem Wege 
vervielfältigt, alfo das auch von N. S 1 als Grundlage dei 
ganzen Geſetzes anerkannte ausschließliche Recht des Urhebers, 
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ein Schriftwerk auf mechaniſchem Wege zu vervielfältigen, 
bereits verlegt ift; den Zuſatz des Entwurfs: „ganz ober 
theilweiſe“ zu vervielfältigen hat man nur, weil felbftver: 
ttändlih, geftrihen. Praktiſch betrachtet aber empfiehlt fich 
die Beftimmung in B. aus demfelben Grunde, aus welchem 
man überhaupt von jeher (und auch R.) die Vollendung 
des Nahbdruds nicht erft mit dem Beginn ber Verbreitung, 
fondern in einem jo frühen Stadium annimmt, daß man 
rechtzeitig d. 5. bevor ein oft (meil nicht ganz zu er: 
mittelnder) nicht mehr ganz zu vergütender Schaden einge: 
treten ift, einjchreiten fann. Dazu fommt, daß die Her: 
ftellung gerade Eines Exemplars jchon um deßhalb unglüdlich 
gegriffen ift, weil ja, wenn einmal Ein Eremplar ganz her: 
geftelt werden kann, man befanntlich jofort fo viele Exem— 
plare, als man beabfichtigt, zugleich herftellt. Ferner: wann 
iſt ein Eremplar hergeftellt? genügt es, daß die Revifiong- 
bogen vollendet find? oder müſſen die Aushängebogen vor: 
Liegen? oder muß aud der Umſchlag gebrudt und umge: 
Ichlagen fein? onjequent müflte man dieſes verlangen: 
erft dann ift ein „Eremplar” „hergeftellt.” Wenn wir aber 
fo lange warten, werben wir in jehr vielen Fällen — zu 
lange gewartet haben! Zumal da N., wie ſchon gejagt, den 
Verſuch ausdrüdlih von Strafe (und Entihäbigung) erimirt; 
Jonft fönnte man in der theilweijen Herftellung eines Exem— 
plars mwenigftens den Verſuch erbliden und verfolgen. Nur 
die Einziehung der Nahdrudsvorrihtungen (S 21) joll 
au bei dem Verſuch erfolgen; dagegen bie theilmeife herge— 
ftellten Eremplare, welche man, da $ 22 (Abſatz 2) aus: 
drüdlih zur Erklärung der „Vorrichtungen“ auf 8 21 ver: 
weit, wo die Eremplare und bie Vorrichtungen getrennt 
neben einander geftellt werden, nicht unter den Nachdrucks— 
vorrihtungen des 8 22 (Abjat 2) mit verftehen und mit 
einziehen fann, muß der Berechtigte ganz ruhig im Befit 
des Nachdruckers laſſen und abwarten, ob diefer nicht das 
noch fehlende jpäter mit befjerem Glüd beifügt! Alfo wenn 
ein Werk von 50. Bogen bis zum 49. Bogen nachgedrudt, 
oder wenn es ganz nacgedrudt, aber ein dazu gehöriges 
Bild noch nicht eingeheftet ift, jo muß der Berechtigte Dieje 
noch nicht hergeftellten Eremplare und wenn ihrer 1000 Stüd 
in diefem Zuftand angetroffen werben, einfach liegen lafjen 
— ander® wenn auch nur in Einem Gremplar das Bild 
eingeheftet ift —; nur die Platte zu dem Bild wird einge- 
9% 
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u zogen und wenn etwa Stereotypjag vorgefunden wird, biejer 
J zerftört! Von Strafe iſt jo wenig wie von Wegnahme der 

Eremplare die Rebe! 

3. enthält über ven Berfuch feine Beftimmung; e3 jollte 

nach der Willensmeinung der Frankfurter Entwurf3-Gommil: 
Bi fion über die Frage der Strafbarfeit oder Straflofigkeit des 

j Verſuchs das Strafrecht jedes Einzel: Stat3 enjheiden: — 

Fi gewiß auch nicht der Aufgabe eines deutſchen Bundesgeſetzes 

| entiprecend. Thatfächli ergibt fi übrigens hienach für 

u Baiern ebenfalls Straflofigfeit des Verſuchs, da Art. 48 

des baierifhen Strafgeſetzbuches den Verſuch eines Vergehen! 

oder einer Hebertretung — und alle Nachdrucksfälle find nad 

Art. 61 Vergehen oder Uebertretungen — nur in jenen Fällen 

"| | für ftrafbar erklärt, in welchen das Gejeß dieſes ausdrüdlic be: 

ftimmt. Bei der von B. aufgeftellten Definition des voll: 

u endeten Nahdruds ift aber dieje Straflofigfeit des Verſuchs 
mM natürlih ganz unbedenklich. 

Da der Nahdrud nah N. $ 22 (Abjak 1) den „Bor: 
| ichriften des gegenwärtigen Geſetzes zuwider“ hergeftellt jein 
| muß, fo ift Abficht der Verbreitung ſchon bei Beginn der 

Vervielfältigung erforderlich $ 18, um die Verbreitung unter 
der Herrihaft von N. zu ftrafen. 

.| N. und B. flimmen darin überein, Nahdrud aud dann 
| anzunehmen, wenn die Vervielfältigung im „Auslande* (B) 
| „außerhalb des Gebietes des Norddeutihen Bundes“ (R.) 
| hergeftellt worben, fofern diejelbe nah N. oder B. ala Nach— 
drud anzufehen ift. SS 22 (Abjag 1) B. Art. 38 (Abſatz 1) 
vgl. aber zu B. Art. 61 (Abſatz 1) und Strafgefegbuch Art. 13. 

N. 8 23 ſchließt die Erhöhung der Strafe über das 
| gejeglihe Maß ($ 18) wegen Rüdfalls aus. Diejer $ wurde 
| im Reichstag beanftandet; einmal madte man geltend, dab 

das neue Norddeutſche Strafgejegbuh ohnehin den Rüdfall 
| nicht als Straferhöhungsgrund aufftelle, alfo nicht zu beforgen 
w jei, daß die Richter im Gebiet von N. hierzu greifen fönnten, 
| jodann, daß die Beitimmung überflüffig jei, da, wenn das 

1113 Geſetz nicht ausdrüdlih den Rückfall berüdfichtige, fein 

Richter wegen defjelben zur Ueberſchreitung des Strafmari: 

| mums fich verjucht fühlen werde. Leßteres iſt deßwegen un: 
14 | zutreffend, weil die allgemeinen Grundfäße des Strafrecht: 
Ih für den Nichter auch bei diefem Vergehen, ſoweit fie das 

m Geſetz nicht ausschließt, maßgebend fein müſſen und da nun 

nad einzelnen particularen Strafgefegen Nüdfall noch als 
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Grund gilt, das Strafmarimum zu überjchreiten und da das 
Zuftandefommen des Norbdeutihen Strafgeſetzbuchs noch 
nicht als geſichert galt, beſchloß man den $ aufrecht zu halten. 
Nah B., weldes des Rückfalls nicht erwähnt, fommen nad 
Art. 61 die allgemeinen Beitimmungen des Strafgejegbuchs 
Art. 87 zur Anwendung, wonach derjelbe lediglich als Straf: 
erhöhungsgrund erjcheint."”) 

N. 8 24 Stellt für Verlegung des Gebots der Quellen: 
angabe in $ 7a. oben ©. 22 ein Strafmarimum von 20 Thalern 
auf für den Veranftalter und Veranlafjer ſolchen Nachdrucks; 
(8. hat in der entiprechenden Beftimmung Art. 6 die Quellen- 
angabe nicht bejonders vorgejchrieben, weil nad der Natur 
der fraglichen Erzeugniffe für vom Intereſſe des Repro— 
duzenten ſelbſt erheijcht erachtet, dagegen bei Abdrud von 
Jeitungsartifeln Art. 9 im zwedimäßiger Weile [S. oben 
&. 102] die Quellenangabe bei Strafe [bis 50 fl.] auferlegt.) 
In Freiheitsftrafe foll nah N. S 24 (Abſatz 2) diefe gering: 
rügige Geldftrafe nicht umgewandelt werden können, wie der 
Entwurf vorgeihlagen. Die wiederholt in den Verhand— 
lungen aus den Vermögensverhältniffen und andererfeits 
Interefien der Zeitungen und ihrer Eigenthümer hiergegen 
vorgebradhten Gründe find übrigens unzutreffend, da es ſich 
in den Fällen des $ 7a. vorab um felbitftändige wiſſenſchaft— 
liche Werke” und „Sammlungen“ handelt und bei dem An: 
führen „einzelner Stellen oder Hleinerer Theile” von veröffent: 
lihten Werken aud nit an Zeitungen gedacht ift, die viel: 
mehr in lit. b. behandelt find. Erſatz eines Schadens, der 
in diefen Fällen nad Eriftenz und Größe ſchwer zu bemweifen 
wäre, joll nicht flattfinden. 

N. 8 25 bedroht den vorfäßlichen Verbreiter, bejonbers 
das gemwerbemäßige Feilhalten der Sortimentsbuchhändler, 
von Nahdrud und zwar auch außerhalb des Bundes mit 
der vollen Entſchädigungspflicht, und der Strafe des 8 18; 
die fahrläffige Verbreitung, wenn aud gemwerbsmäßig be- 
trieben, konnte man nicht mit diefen Rechtsfolgen treffen, da 
eine entiprechende Pflicht der Ermittelung den Sortimentern 
bei dem Umfang ihres Geihäfs und der Mandfaltigkeit 
der jährlih auf den Markt gemorfenen Erzeugniffe unmöglich 
auferlegt werben kann (wenn ſich auch nicht behaupten läßt, 

7) Bal. Rifch, —— für das Königreich Baiern vom 


0. November 1861 mit E — begonnen von Dollmann, 
—5* von Riſch, S 
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wie man behauptet hat, daß die Fahrläffigkeit hier ohnehin 
immer nur culpa levis jein werde.) Die Einziehung ber 
zur gemwerbsmäßigen Verbreitung beftimmten Nachdrucks- 
eremplare findet aber auch bei fahrläffiger oder jelbft unver: 
ſchuldeter Verbreitung ftatt, alfo 5. B. die Wegnahme auch 
der in das Eigenthum des Sortimenterd übergegangenen 
Eremplare. Selbftverftändlih kann der Beranftalter und 
der Beranlaffer des Nahdrudes wegen Berbreitung nad 
8 25 ebenfalls zur Entſchädigung und Strafe angehalten 
werben, aber nur dann, wenn fie nicht Schon als folde ent: 
ſchädigungspflichtig und ftrafbar find: z. B. der Berleger 
ift wegen unverfchuldeten Irrthums frei geſprochen ($ 18, 2), 
hat aber nad erlangter Kenntniß von der Nachdrucksqualität 
vor Bemwerfftelligung der Einziehung ($ 21, 4) noch Erem: 
plare verbreitet. 

Zu dem gleichen Ergebniß führt im Ganzen B. Art. 38: 
Nahdrud im Sinne diejfes Gefeges, gleichviel ob im Aus: 
oder Inland entftanden, darf weder im Aus- noch im Inland 
feilgeboten, verfauft oder in fonftiger Weife verbreitet werben; 
bei wifjentlihem Handeltreiben mit Nahdrud Geldftrafe bis 
zu 1000 fl., Confiscation der Nachdrücke, volle Entjchädigung: 
alfo volle Gleichftelung mit dem mwiffentlihen Nachdrud. 

Eine jehr wichtige Abweihung aber liegt darin, daß 
nad B. Art. 38. 2 „auch der nur fahrläffige Verbreiter für 
den durch feine eigene Handlung veranlaßten Schaden haftet“ 
— eine Beftimmung, melde alle oben gegen ſolche Haft: 
pfliht der Sortimenter erörterten Bedenken gegen ſich bat 
und die bairifchen Sortimentsbuchhändler viel ungünftiger 
ftelt in diefer praftifh fo wichtigen Frage als die Nord: 
deutſchen geftellt find (oder die nah N. zu beurtheilenden 
Fäle in Baiern); es ift geradezu unmöglich, daß dieſe Die: 
crepanz fortbeftehe und, wenn man nicht in Baiern N. über: 
haupt einfach rezipiren will, muß bier mwenigftens die Nord: 
deutfche Entfcheidung der Frage herübergenommen werben. — 

3. fügt noch bei, der vorfägliche oder fahrläffige Ver: 
breiter haftet für den durch feine eigene Handlung veran: 
laßten Schaden „vorbehaltlich feiner folidarifhen Haftung 
für den dur andere an dem Nachdruck betheiligte Perfonen 
veranlaßten Schaden, fofern eine folhe nach allgemeinen 
Rechtsgrundfägen begründer if.” Dies ift zum Theil der 
in N. 25 (3) ausgeſprochene Gedanke in umgekehrter Faflung; 
es ift alfo der Verbreiter, abgefehen von feiner Haftung als 
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Berbreiter („durch feine eigene Handlung”) haftbar, jofern 
er als Gehilfe, Miturheber, Anftifter des Nachdruckers er: 
ſcheint; der PVerbreiter haftet für Fahrläffigfeit in feiner 
Berbreitungshandlung; aber natürlich haftet nicht etwa der 
tabrläjfig einen Nahdrud übernehmende Druder als folder; 
er wird dadurch nicht zum Gehilfen des Nahdruders. 

B. läßt endlich ausdrüdlih auch den jchuldlofen (nicht 
tabrläffigen) Berbreiter für den Schaden bis zu Belaufe 
jeiner Bereiherung haften; N. hat durch Schweigen hier: 
über wenigftens die Anwendung der allgemeinen Grundſätze 
über grundloje Bereicherung (condietio) und actio doli nicht 
ausſchließen wollen. 

Im Abſchnitt f. SS 26—32 regelt N. das „Verfahren“; 
in 8. entipreden einige Artikel des IH. Hauptftüds. 

Nah beiden Gejegen gehört die Entfcheidung über den 
Entihädigungsanjpruh mie die Verhängung der Strafen 
und die Einziehung (Confiscation, Beſchlagnahme) der Exem— 
plare zur Competenz der ordentlichen Gerichte, nicht mehr, 
mie früher z. B. in Baiern, der Bolizeibehörden, N. 8 26 
Art. 62; B. theilt die Entſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen 
Mehreren welche Urheberrechte! ) an einem Werfe behaupten, 
ausdrüdlich ebenfalld den Givilgerichten zu, was ſich auch 
nah N. verfteht; die Einziehung der Nachdrucks-Exemplare 
und Borridtungen läßt N. 8 26 (2) ſowol im Strafrechts— 
weg als im Civilrechtsweg verfolgen — lekteren wird der 
Geſchädigte dann wählen, wenn fein Beweismittel, (Eid,) auf 
den Civilprozeß beſchränkt ift —, während B. comjequent 
die in Folge der Verurtheilung wegen ftrafbarer Handlung 
eintretenden Beichlagnahmen von den Strafgerichten mit der 
Verurtheilung verfügen, über jonftige Beſchlagnahmen aber 
die Eivilgerichte erfennen läßt. 

Nach beiden Gefegen find die durch Nachdruck ꝛc. be— 
gangenen Delicte Antragsvergehen d. 5. das gerichtliche 
Strafverfahren ift nicht von Amtswegen, jondern nur auf 
Antrag des Berlepten („oder feines gejeglichen Vertreters“) 
einzuleiten. RN. 8 27 B. Art. 61 (1). Zurüdgezogen fann 








”) „oder Verlagsrechte” hätte beigefegt werden follen,; 3 B. vor 
Beginn, aber während Vorbereitung, Des Drudes fprechen fich Die 
Buchhändler A. und B. das vom Urheber C. erworbene Verlagsrecht 
zu; von Entfhädigung und Strafen fann bier noch feine Rede fein, 
aber A. fann gegen B. oder, je nach Umjtänden, gegen E. flagen, 
gegen Diefen aus Dem Berlagsvertrag. 
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der Antrag auf Beftrafung werden nah N. 1. c. „bis zur 
Berfündung eines auf Strafe lautenden Erkenntniſſes“: — 
alfo 3. B. noch nachdem gegen ein freilprechendes Urtheil 
erſter Inſtanz Berufung ergriffen worden, während der Ent: 
wurf gelautet hatte: „bis zur Abfaffung des Straferfennt: 
nifjes erfter Inftanz“; man zog die mit dem Strafgejegbud 
übereinftimmende Faflung vor. B. enthält über dieje Frage 
feine Beftimmung; cs find alfo nad) Art. 61 auch bier die allge: 
meinen Beftimmungen des baierifhen Strafgeſetzbuches anzu- 
wenden: nach diejen, Art. 88, erliſcht die Strafbarkeit, wenn der 
zur Antragftelung Berechtigte innerhalb dreier Monate von dem 
Tag an gerechnet, an welchem ihm die Stellung des Antrags 
möglid war (ebenfo N. 8 35, fiehe unten), von feinem 
Recht feinen Gebraub macht oder jchon früher ausdrücklich 
und gerichtlich feinen Verzicht erklärt oder den geftellten An: 
trag vor Ablauf von acht Tagen wieder zurüdgenommen bat; 
alfo in allen Fällen währt das Recht der Zurüdnahme nad 
B. nur acht Tage von der Einreihung an. 

N. 8 28 mennt die zur Verfolgung des Nachdrucks im 
Civil: und Strafredhtswege befugten Rechtsfubjecte: nämlic 
alle, deren Urheber: oder VBerlagsrechte durch die widerrechtliche 
Vervielfältigung beeinträchtigt oder gefährdet find: das Neben: 
einander von Urheber: oder Verlagsrechten ift eine leife Ein: 
räumung gegenüber der fonft dem Geſetz leider nicht zu Grunde 
gelegten Einfiht, daß es noch andere Rechte des Urbhebers 
giebt als die Verlagsrechte; der Antrag, den Beiſatz „oder 
Berlagsrechte” zu bejeitigen, drang nicht durch; freilich wollte 
man hiedurch nur die Verlagsrechte des Urhebers von den 
auf den Verleger übertragenen Verlagsrechten — originä: 
re8 und abgeleitetes Verlagsrecht — unterſcheiden und 
beide zufammenfaffend bezeichnen. 

Eine ähnliche Beftimmung fehlt B., das nur von ben 
„Betheiligten”, dem „Beſchädigten“ Art. 52a), 62 jpridt. 
(Art. 50. 4. Urheber und deren Rechtsnachfolger.) Weberein: 
ftimmend ftellen beide Geſetze bei bereits veröffentlichten 
Werfen für Urheberfchaft des in der erften Ausgabe als 
ſolchen Genannten (Art. 51. 1), des auf dem Titelblatt oder 
unter der Zueignung oder unter der Vorrede oder, bei Bei: 
trägen Mehrerer, an der Spige oder am Schluß des Beitrags 
Genannten (N. $ 11. 1. 2.) eine Vermuthung auf, vorbe: 
haltlich des Gegenbeweifes, ohne diefelbe an Vollzug des 
Eintrags in die Eintragsrolle zu fnüpfen. N. $ 28 Abſatz 2. 


137 


3. Art. 51 (1). Diefe Vermuthung gilt aber regelmäßig 
nur für den Urheber, nicht für den, obzwar ebenfalls ge- 
nannten, Verleger; diefer muß vielmehr fein Berlagsrecht, 
deſſen Eriftenz und Inhalt, (Umfang, Dauer, Zahl und 
Stärke der Auflagen) im Fall der Beftreitung bemeifen: 
;. B. aud dem Urheber jelbft gegenüber, der etwa behauptet, 
der Buchhändler habe das Werf nur in Commiſſion, nicht 
in Berlag, übertragen erhalten, wobei der auf dem Titel 
gebrauchte Ausdrud „Verlag von“, obwohl mit Zuftimmung 
des Urhebers beigefügt, nicht an fi, das BVerlagsrecht des 
Buchhändler beweift oder auch nur jene für den Urheber 
beftehende Vermuthung aub dem Buchhändler zu Statten 
fommen läßt. 

Nur bei anonymen und pfeudongmen Werfen gilt ohne 
weiteren Nachweis N.S 28 (4), B. Art. 51 (2) der auf 
dem Werf angegebene Berleger als „Rechtsnachfolger“ (R.) 
des nicht genannten Urhebers; — allgemeiner B. Art. 1. c. 
„al3 berechtigt zur Ausübung der dem Urheber zuftehenden 
Rechte” — da hier der Beweis des von dem Urheber er: 
worbenen Rechts, 3. B. im Streit mit einem andern Ber: 
leger, meift nicht leicht ohne Demasfirung des ungenannten 
Uchebers erbracht werden Fönnte. 

Für ſolche Werke fol nämlih nah N. der Herausgeber, 
und wenn ein folder nicht genannt ift, der Verleger — „und 
wenn auch ein folder nicht angegeben ift, der Druder“ 
B. Art. 51, 2 — beredtigt fein, die dem Urheber zuftehenden 
Rehte wahrzunehmen“ B. 1. c. — correcter als 8.: 
„als Urheber gelten”, was durch jene vom Bebürfniß allein 
geforderte „Wahrnehmung“ nicht geboten ift. 

. eigenthümlid — 2. enthält Feine entjprechenbe Be— 
ſtimmung — ift die Aufftellung der fogenannten freien Beweis: 
theorie in Nachdruckſachen — und zwar bei ber Bereiherungs: 
flage $ 18 (6) wie bei der Entfehädigungsflage $ 18 (1) — 
„der Richter joll an pofitive Regeln über die Wirkung ber 
Beweismittel nicht gebunden jein“; dies hatte das Bedürfniß 
der Praxis gerade auf diefem Gebiet längft und laut ver: 
langt: „fie hat Fälle aufzumweifen, in denen der Berechtigte 
obgefiegt hat, weil er feinen Anfprud in foro eriminali ver: 
iolgte, in welchem der Richter ſchon jetzt nad) freier Ueber: 
jeugung erfennen fonnte, während bei einem Givilproceß die 
Abweifung des Klägers unbedingt hätte erfolgen müfjen, da 
die Verlagsrechte nit nad) den pofitiven Beweis: Regeln 
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z des Eivilprocefjes darzuthun mwaren.“') Mit Recht hielt man 
an dem Entwurfe feft, obwohl man, ziemlich boctrinär, Be: 
denken erhoben hatte, ein ſolches Princip zuerft beiläufig für 
einen einzelnen Fal einzuführen; doch bejchränkte man 
dafjelbe auf die Feftftelung des Thatbeftandes, während es 
der Entwurf auf die gefammte Eutſcheidung ausgedehnt hatte. 
(Jetzt gilt im Givilproceß allgemein das „freie Beweisprin— 
cip“:; 1884). 

An den Grundfägen über Beweislaft wird hierdurch 
nicht geändert, wie felbftverftändlih und obenein von den 
Motiven ausdrüdlich hervorgehoben ift; es wird hiernach der 
Kläger zu beweifen haben fein originäres oder abgeleitetes 
Verlagsrecht d. h. daß er Urheber oder Rechtsnachfolget 
(Berleger, Erbe) des Urhebers ſei, daß objectiv in dem an: 
gefochtenen Product ein Nahdrud im Sinne diefes Geſetzes 
vorliege, daß diejer Beklagte denfelben abfichtlich oder fahr: 
läffig veranlaßt, veranftaltet oder abfichtlich verbreitet oder 
daß er ſich dadurch in beftimmtem Betrag bereichert babe; 
endlich Eriftenz und Betrag des erlittenen Schadens. 

Und zwar auch bei der Bereicherungsflage muß er nidt 
IE nur die Bereicherung des Beklagten, aud den Umfang ſeines 
147 Schadens bemweifen, darf es nicht, auch nad B. nicht”), um 
gefehrt dem Bellagten aufbürden, darzuthun, daß die Be 
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17 | reiherung den Schaden überfteige: 
A | arg. Art. 37 (1) „haftet für den Schaden nur bit 
| zum Belaufe feiner Bereiherung“: — hiernach gehört der 


N Schade zu dem Klagfundament. 

N Ferner fol der Richter bei Entſcheidung der Frage, ob 
Ni der Nachdrucker oder Veranlaſſer des Nachdrucks in den 
Fällen der N. SS 18, 20 fahrläffig gehandelt, „an die in 

den Landesgefegen vorgefchriebenen Grade der Fahrläffigfeit 

nicht gebunden fein”. Man muß den im Reichstag gegen 
14 diejen Sat erhobenen Bedenken in der That einräumen, 
ARE 4 daß ſeine Faſſung unglücklich und mehrdeutig iſt, wenn man 





auch nicht gerade vorzugsweiſe ihm den Sinn wird (irrig) 
unterlegen können, daß hiernach in allen Fällen der vom 
Preußiihen Recht culpa levissima genannte geringfte Grad 
|) 11 der Fahrläffigfeit ausreihen fole, um eine zu Erſatz und 
I DELL Strafe verpflichtende Verſchuldung anzunehmen. Das Gejet 


) Motive des Entwurfs $ 34. 
*) Wie Mandy ©. 34. 
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wollte Doch nur den Richter anweifen, die Frage, ob Fahr: 
läffigfeit vorliege, ohne Rüdficht auf die bisherigen particulären 
civilrechtlihen Beftimmungen über die Grade der culpa zu 
entſcheiden. Nachdem der Bundescommifjär erflärte, daß 
allerdings gerade dies und nichts anderes durch den Sa 
ausgebrüdt werden jollte und daß nur durch folde aus: 
drüdliche Beftimmung der Richter fih von jenen Schranken 
befreit erachten werde, behielt man den Satz in obiger Faſſung 
bei, deſſen vom Geſetzgeber gemwollter Sinn aljo durch jene 
Diecuffion völlig Har geftellt ift. 

B. enthält nur infofern eine dieje Fragen berührende 
Beftimmung, als nad Art. 64 verurtheilende Erfenntnifje 
ver Strafgerichte über Handlungen, welche in diefem Geſetze 
vorgefehen find, Hinfichtlich der in denſelben vechtäfräftig feit- 
gettellten Thatſachen auch vor den Givilgerichten vollftändigen 
Beweis bilden follen, ohne Unterſchied, durch welche Beweis: 
mittel im Strafproceß jene Thatſachen erwieſen worden. 

N. S 30 ermächtigt den Richter, wenn technijche Fragen, 
von welchen der Thatbeftand des Nachdrucks oder der Bes 
trag de3 Schadens oder der Bereicherung abhängt, zweifelhaft 
oder ftreitig find, das Gutachten Sacverftändiger einzuholen. 
Dabei hatte der Entwurf ausschließlich die Sachverſtändigen— 
vereine im Auge, welche jeit vielen Jahren in Berlin und 
Leipzig beftehen und fich fo außerordentlich bewährt haben, 
daß in Süddeutſchland wiederholt Stimmen laut geworden, 
melde die Errichtung ähnlicher Inftitute oder den Anjchluß 
an das Leipziger Inſtitut verlangten; der Entwurf hatte 
durh Verweiſung auf $ 31 diefe Vereine als die aus: 
'hließlih vom Richter zu Rath zu ziehenden Sachver— 
tändigen bezeichnet. 

Die im Reichstag gegen das ganze Ynftitut erhobenen 
Anfechtungen erfcheinen wenig begründet; jedoch von den gegen 
die ausschließliche Zulaffung geltend gemachten Gründen ift 
allerdings einer nicht unerheblich: wenn auch nicht das Ur: 
tbeilen „nach Schablone” von ſolchen Vereinen zu bejorgen 
it, — unverfennbar bildet fi in den Hauptfragen eine gemiffe 
conftante Praris, welche zwar im Allgemeinen für alle Be: 
tbeiligten höchſt wünſchenswerth erjcheint, indem fie Rechts: 
fiherheit und Urtheilsgleihmäßigfeit gewährt und ſchädliche 
Schwankungen ausschließt, aber auch bedenklich wirken fann, 
wenn ein unrichtiges Princip, einmal aufgeftellt, nicht leicht 
wieder aufgegeben und auf dieſes Princip des einzelnen Ber: 
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eins geradezu fpeculirt wird. Deshalb hat man mit Recht 
die ausschließliche Befragbarkeit diefer Vereine durch Streihung 
der. Verweifung des S 30 auf 8 31 befeitigt und dem Richter 
die Wahl zwiſchen diefen Spnftituten und andern Sachver— 
ftändigen frei geftellt. Uebrigens fann der Richter einerjeits 
ohne Antrag einer Parrei Sacverftändige beizichen, wenn 
ihm technifche Fragen zweifelhaft erfcheinen, andererfeits fann 
er jolde Anträge, aucd beider Parteien, abweifen, wenn er 
feinen ſolchen Zweifel hegt, und endlich gelten die allgemeinen 
procefjualen Grundfäge über die Freiheit des richterlichen 
Ermefjens gegenüber den Gutachten der Sadverftändigen 
aub in Nachdrucksſachen: der Richter ift nur „befugt“, dies 
Gutachten einzuholen, und er ift auch nad Einholung 
defielben nicht verpflichtet, den Ausiprud der Sachverſtändi— 
gen unumftößlib, wie etwa das PBerdict der Gejchwornen, 
feinem Urtheil zu Grunde zu legen. 

Sollte, was mir freilich für ganz unmöglich erachten, 
Baiern nicht jofort in den („Nord») Deutſchen Bund“ eintreten 
und B. noch eine Zeit lang in Geltung bleiben, jo wäre doch An: 
Ihluß an die durch SS 30 und 31 geregelten Sadhverftändigen: 
vereine d. h. Verwerthung des für Norbdeutfchland ge: 
ſchaffenen Inſtituts einerfeit3 ohne Schwierigkeit, andererfeits 
dringend wünſchenswerth. 

N. 8 31 (3) überläßt es einer vom Bundeskanzleramt 
ausgehenden Snftruction, über die Zufammenfegung und ben 
Geichäftsbetrieb der Sahverftändigen: Vereine Genaueres zu 
beftimmen; es follen aber in allen Staten des Norddeutſchen 
Bundes aus Gelehrten, Schriftftellern, Buchhändlern und 
anderen geeigneten Perſonen ſolche Vereine gebildet werden, 
melde auf Erfordern des Richter Gutachten über die an fie 
gerichteten Fragen abzugeben verpflichtet find; es ift wahr: 
Icheinlih und zu wünſchen, daß einzelne Staten von dem 
ihnen überlafjenen Recht Gebrauch machen werben, ſich zu 
diejem Behuf an andere Staten des Norddeutſchen Bundes 
zu Schließen oder mit denfelben gemeinſchaftliche Vereine zu 
bilden; freie Gruppirung um natürlide Mittelpuncte des 
Verkehrs muß hier das Richtige treffen. 

Schr zwedmäßig ermädtigt $ 31 (2) die Vereine, auf 
Anrufen der Beteiligten über ftreitige Entſchädigungsanſprüche 
und die Einziehung nad den 88 18—21 als Schiedsrichter 
zu verhandeln und zu entjceiden; dieſe bejondere Er: 
mädtigung durh das Gejet war cerforderlih, weil obne 
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diefelbe wohl einzelne Mitglieder des Vereins, nicht aber die 
Vereine als folche als Schiedsrichter würden urtheilen dürfen. 
Die Geldftrafe und die an Stelle der Entſchädigung tretende 
Geldbuße fann aber von diejen Schiedsgerichten nicht aus— 
geſprochen werden. 

NR. $ 32 überträgt die Zuftändigfeit des Bundesober— 
handelsgerichts auf die bürgerlichen Rechtöftreitigfeiten (Civil: 
procefje), in melden auf Grund dieſes Gejehes durch die 
Klage ein Entſchädigungsanſpruch oder ein Anſpruch auf 
Einziehung geltend gemacht wird; und auch in den nad 
diefem Geſetz zu -beurtheilenden Strafſachen tritt das 
8.:D.:9.:6. an die Stelle des dem betreffenden Gericht 
after Inſtanz übergeordneten oberften Gerichtshofes; Zu: 
Rändigkeit und Verfahren richtet fih dabei nah den für 
das betreffende Landesgericht maßgebenden Strafproceßgejegen. 
(Die übrigen Beftimmungen des $ 32 können bier über: 
gangen werden.) Sehr angemefjen war es, durch diefe im 
Entwurf nicht vorgejehene Competenzregelung die Einheit 
der Pflege und Fortbildung des Rechts auf Grund dieſes 
Geſetzes zu fichern und es befteht für Baiern geradezu 
NRothwendigfeit, an biejer Einheit Theil zu haben. Das 
Bairiſche Gejek ift auf die Dauer als Sonderrecht neben 
dem Norddeutichen ganz unmöglich. 

Der Abſchnitt g regelt die Verjährung in SS 33—38, 
während B. nur einen Artikel (63) hierüber enthält, worin 
für die Entihädigungsflagen — von der Beſchlagnahme ift 
io wenig wie von der Bereicherung ausdrüdlich die Rede — 
in fünf Jahren von der legten mwiderrechtlichen Handlung an 
die Verjährung vollendet wird. 

Die Klage auf Beihlagnahme muB hiernadb auch nach 
Ablauf der Frift zuläjfig jein, da von ihrer Verjährbarkeit 
gar nicht gejprochen wird;”) die Bereicherungsklage dagegen 
wird eine richtige Auslegung als unter den „Entſchädigungs— 
Hagen“ inbegriffen und in fünf Jahren verjährt erachten. 

N. S 33 (1) nennt ausdrüdlid die Strafverfolgung, 
die Klage auf Entſchädigung und (einjchließlih) die Klage 


) N. $ 36 läßt, übereinftimmend mit Diefem Ergebniß, den An- 

auf Einziehung und Vernichtung der Eremplare und Vorrichtungen 

jo lange zu, als ſolche Exemplare und Vorrichtungen vor: 

banden ohne Giitficht auf Ablauf der Verjährungsfrift für die - 

Klage auf Enthädigung: eine andere Entſcheidung würde ja nad) 
diefer Friſt Dein Berechtigten ſchuslos jtellen. 
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wegen Bereicherung und läßt fie in drei Jahren verjähren — 
auch diefe Rechtöverjchiedenheit der Verjährungsfriften wirkt 
höchſt ungünftig! — ebenfo die Strafverfolgung wegen Ber: 
breitung von Nahdrud und die Entſchädigung wegen dieſer 
Verbreitung $ 34, die Uebertretung durch Verſchweigung der 
Duelle oder des Urhebers verjährt in den Fällen des S 7 lit. a 
in drei Monaten; — B. enthält für die einſchlägigen Art. 6 
und 9 Feine BVerjährungsbeftimmung. 

In drei Zufägen zu den 88 33, 34, 37 des Entwurfs 
hat N. die Beftimmung des $ 23 über den Moment der 
Vollendung des Nabdruds in Einklang gebracht mit dem 
praktiſchen Bebürfniß; der Lauf der Verjährung darf jelbft: 
verftändlih nicht mit dem Moment ber Herftellung der 
Eremplare beginnen: — fonft dürften ja diefelben drei Jahre 
nach der Herftellung ungeahndet verbreitet werden — ſondern 
mit dem Tag, an welchem die Verbreitung zuerft ftattgefunden 
bat; $ 33, (2). 37 (2); ebenfo läuft für die Verbreitung 
die Verjährung erft von dem Tag, an welhem fie zulegt 
ftattgefunden $ 34 (2). B. hat, ohne Gafuiftil, den richtigen 
Sag: die Verjährung beginnt mit dem Zeitpunct, in weldem 
der zu Belangende die legte widerrechtliche Handlung 
vorgenommen hat; fie beginnt alfo nicht, jo lange der Nach— 
druder 3. B. noch Eremplare feil hält. 

Unterbroden wird der Lauf der Verjährung nad B. 63 
ausjchließlih durch Anftellung der Entfhädigungsflage oder 
Einleitung ftrafrechtlicher Verfolgung; aljo 3. B. nicht durch 
außergerichtlihe Interpellation oder durch vertragsmäßige 
Anerkennung der Entſchädigungspflicht. 

Zu andern Ergebniffen führt N. S$ 38, wo auf bie 
allgemeinen gejeglihen Vorſchriften bezüglid der Unter: 
bredung der Verjährung verwiefen wird; hienach ift die 
Unterbredung der Verjährung der Strafverfolgung zu be 
urtheilen nach $ 68 des Norddeutſchen Strafgejegbuces, 
wonad) jede Handlung des Richters, wegen der begangenen 
That gegen den Thäter gerichtet, die Verjährung unterbricht: 
aljo nicht ſchon der Antrag des Gejhädigten. Die Unter: 
bredung wirft ferner nur gegenüber dem, auf melden die 
Handlung des Richters fich bezieht (alfo z. B. die Ladung 
des Verleger nicht auch gegenüber dem Urheber des Nad- 
druds), und nad ber Unterbrehung beginnt eine neue Ber: 
jährung. 

Dagegen bezüglihd der Unterbredung der Verjährung 
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der Entſchädigungs- und Bereihherungs= Klagen hat bie Ber: 
weifung des $ 38 auf die allgemeinen gejeglihen Vorſchriften 
die Folge, daß Rechtseinheit für den Norbdeutichen Bund 
nicht gewonnen, jondern das in dieſer Frage vielfach ver: 
ihiedene Civilrecht des Einzeljtate® anzuwenden ift — ent: 
Ihieden ein kleines Gebrehen, dem B. durch die durch— 
greifende Beftimmung des Art. 63 entgeht. Nach Preußiſchem 
Landrecht wird außer durh die SKlagftelung auch durch 
Anerkennung von Seite des Schuldners die Unterbrehung 
bewirkt. 

Da B. nur von den „Entſchädigungsklagen“, nicht von 
der Strafverfolgung jpricht, muß deren Verjährung und bie 
Unterbredung derjelben gemäß Art. 61 nad den allgemeinen 
Beftimmungen des Strafgefegbuches beurtheilt werben; bie 
Grundjäge des Frankfurter Entwurfes über Berjährung 
$ 53 wurden wegen der Normen des Strafgefeßbuches nicht 
aufgenommen; hienad verjährt die Strafverfolgung der 
Nahdrudsvergehen in 2 Jahren, die der Uebertretungen in 
6 Monaten Art. 93 Ziffer 3 und 4; unterbroden wird biefe 
Verjährung durch jedes Verbrechen oder vorfägliche Vergehen, 
defien fib der Thäter vor Ablauf ber Verjährungsgzeit 
Ihuldig macht (alfo nicht bloß dur gleichartige Vergehen) 
jowie durch jede die Unterfuhung der That oder die Ver— 
folgung oder Aburtheilung des Thäters bezmwedende Hand: 
lung des Richters oder de3 Statsanwalts Art. 96; die 
Verjährung beginnt von dem Tage der begangenen That 
und bei fortgejegten ftrafbaren Handlungen von dem Tage 
der legten Fortjegungshandlung Art. 95: übereinftimmend 
im Öanzen, mit dem jpecielleren, alfo bei Abweichungen vor: 
gehenden Recht von B. Art. 63. — 

Einen in der Praris entftandenen Zweifel über bie 
Birfung der Unterbrehung der Verjährung der Strafver: 
folgung auf die Verjährung der Civilflagen und umgekehrt 
entibeidet N. S 38 (2) dahin, daß eine folhe Wirkung 
nicht ftattfinden, aljo die Einleitung des Strafverfahrens 
(„Handlung des Nichters”) die Verjährung der Entjchädi- 
gungsflage jomwenig unterbreden joll ald umgekehrt die An— 
Kellung der Civilklage die Verjährung der Strafverfolgung. 

Nah B. dagegen, welches nur von Verjährung der 
Entibädigungsflagen ſpricht, wird zwar biefe auch dur 
Einleitung ftrafrechtlicher Verfolgung, die Verjährung diefer 
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aber nicht durch Anftellung der Entihädigungsflage, jondern 
nur durch die oben angegebenen Gründe unterbroden. 

N. hat in $ 35 fpeciell den allgemeinen Grundjag des 
Norddeutihen Strafgefegbuches $ 61 wiederholt, wonach 
Antragsvergehen ftraflos bleiben follen, wenn der zum Straf: 
antrag Berechtigte den Antrag nicht binnen dreier Monate 
nad erlangter Kenntniß von dem begangenen Vergeben und 
der Perſon des Thäters ſtellt. Zu demjelben Ergebniß ge: 
langt man nad B., welches hierüber feine Vorjchrift enthält, 
aber in Art. 61 auf die allgemeinen Beftimmungen des baieriſchen 
Strafgefegbuches verweiſt, welches in Art. 88 die Strafbar: 
feit der Antragsvergehen für erloſchen erklärt, wenn der 
Berechtigte nicht innerhalb dreier Monate von dem Tag an 
gerechnet, „an welchem ihm die Stellung des Antrags mög: 
ih war“ — die Faflung ijt richtiger gewählt als die 
in N. 8 35 — von feinem Rechte Gebrauch macht oder ſchon 
früher auf dafjelbe verzichtet hat (durch ausdrückliche ge: 
richtlihe Erklärung 2c. fiehe oben S. 142). 

Sclbftverftändlih ift diefe Präclufivfrift für den 
Antrag auf Beitrafung nah beiden Gejegen wohl zu 
unterfcheiden von der Verjährung einerfeit3 der Strafver: 
folgung, andererſeits der Civilklagen. 

N. Abjchnitt h. S3 39 —42 behandelt die „Eintrags: 
rolle”, über welche B. Art. 51—59 zahlreichere, aber aud 
auf dem Standpunct dieſes Gejeges zum Theil entbehrlide 
Beftimmungen enthält. Für das ganze Gebiet des Nord: 
deutfchen Bundes wird nur Eine ſolche Rolle, bei dem Stadt: 
rath zu Leipzig geführt, $ 39, die für Baiern bei dem 
Minifterium des Innern für Kirchen: und Schul: Angelegen: 
heiten Art. 52. 

Beide Geſetze fchreiben die Eintragung in dieſe Rolle 
nicht als obligatorijh in dem Sinne vor, daß der Schuß 
gegen Nachdrud nur bei Erfüllung diejer Form gemährt 
würde, wie einige außerdeutiche Rechte: vielmehr ift die Ein: 
tragung regelmäßig nur facultativ. Darin aber unterjceiden 
fih die beiden Gefege, dab B. der Eintragung die Wir: 
fung beilegt, den Beweis der Urheberjchaft oder des Ber: 
lagsrechts durch eine Nechtsvermuthung zu Gunften des Ein: 
getragenen zu erleichtern: es gilt regelmäßig der als Urheber 
Eingetragene bis zum Gegenbeweije wirklich als Urheber, 
Art. 51. Der erfte Entwurf von N. hatte im Wejentlichen 
die nämlichen Grundfäße aufgeftellt, entſprechend dem Börſen— 
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vereind: Entwurf; erſt die jpäteren Nedactionen haben, im 
Intereſſe der Beſchränkung aller Formvorfcriften auf das 
Unentbehrliche, bedeutende Aenderungen vorgenommen. Es 
läßt ſich nämlich in der That nicht verfennen, daß der aller: 
dings ſehr wünfchenswerthe Vortheil einer bemeiserfparenden 
Rechtsvermuthung zu Gunften eines beftimmt bezeichneten 
Urhebers fih aud ohne jene Eintragung in den weitaus 
zahlreichften Fällen einfach dadurd erreichen läßt, daß man 
den auf einem Werf als Urheber Genannten bis zum Gegen= 
beweife ala wahren Urheber vermuthet. Diefer Sag wurde 
m S 28 ala Regel ausgeſprochen“) und nur ausnahmsweiſe 
die Eintragung beibehalten, in den Fällen nämlich, in 
melden eine ſolche Bezeichnung auf dem Werke jelbft nicht 

Hattfindet, oder nicht ftattfinden fann, oder, wenn ange: 

wendet, für Herftellung eines fichern und ſicher erfennbaren 

Rechtszuſtandes nicht ausreichend ift; nur für diefe Fälle 

wurde die Eintragung, für dieſe aber als obligatorifch, bei- 

behalten. Es find die folgenden: 
I. Urheber anonym oder pfeudonym erjcienener Werke 
fönnen nur durch Anmeldung ihres wahren Namens 
zur Eintragung in die Eintragsrolle binnen 30 Sahren 
von der erften Herausgabe an gerechnet die längere 
(normale) Scußfrift erwerben. $ 11 (4); 
II. Desgleihen die Urheber von anonymen oder pfeudo- 
nymen dramatifhen, mufifalijchen, oder dramatiſch— 
mufifaliihen Werfen, welche zur Zeit der erften recht= 
mäßigen öffentlihen Aufführung noch nicht durch 
Drud veröffentliht waren, durh Eintragung binnen 
30 Jahren von dieſer Aufführung an; $ 52 (3); 
IM. Urheber von Schriftwerken, melde fi) das Recht der 
Ueberfegung vorbehalten haben, (oben S. 95 f.) müfjen 
eintragen lafjen, daß fie die vorbehaltene Ueberſetzung 
innerhalb der gejeglichen Friften haben erjcheinen 
lafien. $ 6 (4). 
IV. Inhaber von Privilegien, die den Werfen nicht beige— 
drudt find, müſſen diejelben bei Bermeidung des Er— 
=) Bei dramatifchen, mufilalifhen und dramatisch: mufifalifchen 
Werten, welche vor der mechanischen Vervielfältigung öffentlih auf: 
geführt worden, gilt als Urheber bis zum — der ſich bei 
der Ankündigung der Aufführung als ſolchen Bezeichnende N. 5,53; 
B. entbehrt einer folhen Beitimmung. 

Zelit Dahn. Baufteine, V. 2. 10 
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löfhens binnen 3 Monaten nah dem Inkrafttreten 

dieſes Gejeges zur Eintragung in die Eintragsroll 

anmelden, $ 60 (4). 

Diefe Einträge hat der Stabtrath zu Leipzig zu be: 
wirken, ohne daß eine causae cognitio über die Berechtigung 
des den Eintrag Anmeldenden oder über bie Richtigkeit der 
angemeldeten Thatjachen ftattfindet, $ 40; eine ſolche Prüfung 
ift einerfeit8 von der genannten Behörde nur ſchwer und 
mit unficheren Ergebniffen vorzunehmen, amdererfeit3 nid: 
nöthig, da ja die Einträge eine Vermuthung für die Ridtig: 
feit ber eingetragenen Thatſachen nicht begründen follen; be: 
wiefen wird durch bie Einträge nur die Zeit, in welder 
die Thatfahe eingetragen und durch das Börfenblatt für 
den Deutſchen Buchhandel öffentlich befaunt gemacht worden 
($ 41); nad diefem befannt gegebenen Zeitpunkt mag dann 
das Publicum berechnen, ob die gefeßlichen Friften gewahrt 
find und wann das Werk Gemeingut wird, alfo überjegt, 
aufgeführt werben darf ꝛc. Selbftverftändlich ift e3 den Be: 
theiligten unbenommen, wegen ihre Rechte verlegender Ein: 
träge gegen die Anmeldenden Klage zu erheben: z. B. wegen 
Anmaßung des Urheberrehts oder des alleinigen Urheber: 
rechts an einem anonym erfchienenen Werk: und ohne Zweifel 
ift Eintrag des durch rechtsfräftiges Urtheil feftgeftellten 
rihtigen Sachverhalts als Gorrectur des bisher unrictia 
Eingetragenen, ſowie Belanntmadhung im Börjenblatt zu: 
läjfig, ja geboten, obmwol das Geſetz hierüber fjchmeigt. 
Gegen den Stadtratd muß wegen vermweigerter oder unrictig 
vorgenommener Eintragung Beſchwerde bei der vorgelegten 
Sächſiſchen Behörde, eventuell Recurs an das Bundesfanzler: 
amt und den Bunbesrath des Norddeutichen Bundes zuläffte 
fein; e8 wird das aber felten vorfommen, da ja der Stadt: 
vath die eingetragenen Thatſachen nicht zu prüfen und nid 
zu vertreten hat, aljo die Eintragung nur etwa deßhalb 
verweigern wird, meil er die Identität des Anmeldenden, 
melde zu prüfen er allerdings berechtigt, weil verpflichtet, 
ift, bezweifelt. 

Abgejehen von jener Veröffentlihung im Börfenblat: 
find die Einträge aud dadurch zugängüch gemacht, dat 
Jedermann, ohne befonderes Intereſſe beſcheinigen zu müſſen, 
von der Eintragsrolle Einfiht nehmen und fich beglaubigte 
Auszüge ertheilen laffen fann, $ 41. Die Behandlung der 
Eintrags: Sachen (Eingaben, Berhandlungen, Attefle, Be: 
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glaubigungen ꝛc.) gefchieht zwar ftempelfrei,”) aber für die 
Eintragung jelbft, dann für die Eintragsfcheine und fonfti: 
gen Auszüge aus der Rolle hat ber Antragfteller eine Gebühr 
von je 15 Sgr.”) zu entrichten und bie etwaigen Koften für 
die öffentliche Belanntmahung zu tragen, $ 42. 

Umftändlicher find die Normen über die Eintragsrolle 
in B., aus welchen wir nur die wictigften Abweichungen 
von N. hervorheben. 

Nah B. Art. 51 (4) wird durch den Eintrag eine 
Rehtsvermuthung für die Urheberfhaft des Eingetragenen 
begründet, vorbehaltlich des Gegenbemweifes; nur bei anonymen 
und pſeudonymen Werfen gilt der Herausgeber, eventuell 
der Verleger, jubeventuell der Druder, wenn fie auf den— 
jelben genannt find, ohne weiteren Nachweis als berechtigt 
jur Ausübung der dem Urheber zuftehenden Rechte (Art. 51, 2); 
it feine der bezeichneten Perſonen genannt, fo ift einftweilen, 
d. b. bis zu etwaiger Eintragung des BVerfaffers in die Rolle 
(Art. 52), Niemand zur Ausübung diefer Rechte befugt, 
dad Werk alfo ſchutzlos; ferner ſoll bei dramatifchen, dra— 
matiſch⸗ muſikaliſchen und mufifalifhen Werfen, welche durch 
den Drud nicht vervielfältigt aber öffentlich aufgeführt find, 
dis zum Gegenbeweife derjenige als Urheber gelten, welcher 
bei Ankündigung der Aufführung als folder bezeichnet 
worden ift, Art. 51 (3). Endlich hat aber B., neben der 
durh Eintragung begründeten NRechtsvermuthung, für die 
„ionftigen“ Werke au die Nechtsvermuthung von N. $ 28 
für den in der erften Ausgabe bezeichneten Urheber durch 
Drud ꝛc. vervielfältigter Werke, Art. 51 (1). 

Diefe ſollen nun durch den Ausdrud „ſonſtige“ zwar 
von der durch Eintrag begründeten Vermuthung ausge: 
ihloffen fein, Art. 51 (4); und man muß aud bei dem 
Schlußſatz des Art. 51 (4) die gleiche Ausichließung der 
bereits gedrudten Werke mit genannten Urhebern hierunter 
beziehen, weil fonft diefer Schlußfag: — „Hat fein Eintrag 
Hartgefunden, jo muß Derjenige, welcher als Urheber auf: 
tritt, jeine Eigenſchaft als folder, wenn fie beftritten wird, 
nachweiſen,“ — mit dem erften Sat des Art. 51 und 
keiner Vermuthung für den genannten Urheber in unlösbarem 
Widerſpruch ftehen würde. Daß es aber nicht nur über: 


u; Ebenſo B. Art. 59 (1). m 
A) Nah B. Art. 59 (2) „gegen Entrichtung der Stempel: und 
Zargebühren.“ 
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flüffig, fondern ſchädlich ift, die beiden Vermuthungen neben: 
einander aufzuftellen und daß die Eine von N. S 28 und 
B. Art. 51 (1) völlig genügt, zeigt die Gollifion, welde 
dur unrichtigen Eintrag eines urfprünglich nicht eingetrage: 
nen, auf dem Werke genannten Urheber entiteht: melde 
Vermuthung greift alsdann durch? jene, welche der Zeit nad 
früher beftand und durch das Buch jelbft überall verbreitet 
wird? oder die zwar fpätere, aber auf die Autorität einer 
öffentlihen Urkunde fi ſtützende? 

Zwar hat B., um ſolche Widerſprüche durch unrichtigen 
Eintrag unmöglich zu machen und die Wirfung der Einträge 
zu rechtfertigen, eine ganze Reihe von Gautelen aufgeftelt, 
melde N. fi ſämmtlich erjparen Ffonnte, aber daß uner: 
achtet folder Cautelen durch Fahrläffigkeit oder Arglift un: 
richtige Einträge auch ſchon gedrudter Werke mit benannten 
Urhebern erfolgen können, ift unbeftreitbar. 

Gene Gautelen find: die Einträge erfolgen nur auf 
ichriftlihe Anmeldung der Berechtigten, von bereits verviel: 
fältigten Werken ift ein Eremplar, von noch nicht verviel: 
fältigten, Abjchrift des Manuffripts oder eine zur Feftftellung 
der Identität des Werkes geeignete Beſchreibung beizulegen; 
der Anmeldende hat jeine Berechtigung zu befcheinigen, wenn 
nicht eine der Vermuthungen des Art. 51 (1—3) für ihn 
ipricht, Rechtsnachfolger müſſen fib durch Urkunden legiti: 
miren, 3. B. der Verleger durd ein Zeugniß des Urhebers 
oder den fchriftlihen DVerlagsvertrag; anonyme und pfeudo: 
nyme, noch nicht vervielfältigte Werke können ohne Nennung 
des Urhebers nicht eingetragen werden (Art. 53), der Ein: 
trag muß enthalten den Tag des Eintrags, die Bezeichnung 
des Urhebers und etwaiger Rechtsnachfolger (Verleger, Erben), 
Titel und Beſchreibung des Werks, Vorbehalt des Weber: 
ſetzungsrechts oder des Rechts, eine Ueberfegung aufführen 
zu lafjen (Art. 54). Außerdem beſteht eine Nachtrags- oder 
Aenderungs : Pflicht; d. 5. wenn duch Tod, Veräußerung 
oder andere Gründe eine Veränderung der eingetragenen 
Berhältniffe eingetreten ift, hat der Berechtigte den Antrag 
auf Aenderung oder Ergänzung des früher Eingetragenen 
zu ftellen; ebenfo der aus der Anonymität oder Pieudo: 
nymität heraustretende Urheber, Art. 56; deßgleichen müſſen 
rechtskräftige Erfenntniffe, welche das Eingetragene alteriren, 
nadgetragen werden (Art. 57): der Wortlaut ſpricht zwar 
nur von den Urheberrechten, aber ohne Zweifel find, nach 
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dem Spradgebraude des Geſetzes, auch die Verlagsrechte 
bierunter zu begreifen. Ueber das Eingetragene oder Nach: 
getragene (Art. 58) wird den Betheiligten auf Verlangen 
ein Zeugniß über den für das eingetragene Werf gewährten 
Schutz ausgeftellt (Art. 55). Die Eintragung, im Uebrigen 
facultativ, ift obligatoriih nur für den ungenannten Urheber, 
der nun durch Nennung die normale Schukfrift gewinnen 
will (Art. 52). 

N. II. SS 43 und 44 wendet die Beltimmungen der 
ss 1—42 aub auf geographiihe, topographiiche, natur— 
wiſſenſchaftliche, architektonische, technische und ähnliche Zeich— 
nungen und Abbildungen an, welche nach ihrem Hauptzwed 
nicht als Kunftwerfe zu betrachten find. Das Kriterium, ob 
ſolche Producte wiſſenſchaftliche oder Kunftwerfe find, liegt 
darin, ob fie Belehrung oder äfthetiichen Genuß bezwecken: 
im erfteren Fall befteht fein Hinderniß, die Grundfäge über 
„Schriftwerke“ (Abſchnitt I) auf fie anzumenden; verbinden 
ih beide Zwecke, jo enticheidet das Ueberwiegende; aber es 
it der wifjenschaftliche Charakter dadurch nicht ausgefchlojien, 
daß die Abbildungen 3. B. in Kunftgefchichten, Neifewerken, 
an ih auch al3 Kunftwerke gelten können. 8. ftellt in Art. 36 
die fraglichen Abbildungen und Zeichnungen unter die Vor: 
ihriften des Art. 26—30, „auch dann, wenn fie nicht als 
Werke der Kunft zu betrachten find“, behandelt fie aljo als 
oder wie „Werke der bildenden Kunft“, (Dritter Abfchnitt 
At. 26—36); thatjächlich aber gelangt man, troß des N. 
entgegengejegten Standpunctes, im MWefentlihen zu dem 
gleichen Ergebniß, da B. auch auf die Werfe der bildenden 
Kunft die im erften Abſchnitt (literarifche Erzeugniffe) ent: 
haltenen Vorſchriften angewendet wiſſen will, nur in wenigen, 
diefem Gebiet eigenen Fragen „bejondere Vorſchriften“ vor: 
behaltend, Art. 26. 

Da der norddeutfche Reichstag den in den SS 59—67 des 
Entwurfs enthaltenen Abfchnitt über die Werke der bilden: 
den Künfte nicht in das Geſetz aufgenommen, jondern die Vor: 
lage eines beſonderen Geſetzes hierüber von den verbündeten 
Rgierungen verlangt hat, (f. oben S. 80) wird hier auf den 
entſprechenden Abjchnitt von B. ebenfalls nicht eingegangen. 

N. hat dann in $ 44 den Gedanken de8 $ 7 — Ge: 
Rattung der Verwerthung bereits veröffenilichter Werke zu 
neuer eigener Production — auch auf die fraglichen Ab- 
bildungen angewendet und die Beifügung einzelner Abbil- 
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dungen aus andern Werfen geftattet, vorausgefegt, daß das 
(neue) Schriftwerf als die Hauptfache erfcheint und die Ab- 
bildungen nur zur Erläuterung dienen; auch muß der Ur: 
beber oder die Quelle bei Meidung der in $ 24 gebrohten 
Strafbeftimmung angegeben werben. 

Am norddeutſchen Reichstag war beantragt worden, die 
Wiedergabe der bezeichneten Abbildungen in einem andern 
Maßſtab abſolut zu geftatten, da das Eigenthümliche folder 
Producte in den gewählten Größenverhältniffen liege. Mit 
Recht hat man aber diefen Vorſchlag aus innern und äußern 
Gründen abgelehnt.) 

Uebereinftimmend erflärt B. Art. 32 die Aufnahme von 
Nahbildungen von Werfen der Kunft (daffelbe gilt nad 
Art. 36 von den geographifchen 2c. Zeichnungen und Abbil- 
dungen) in literarifche Arbeiten für erlaubt, fofern legtere 
als Hauptfache erfcheinen und die Nachbildungen blos zur 
Erläuterung des Tertes dienen, während die Vervielfältigung 
in anderer Größe (Art. 29) an fich nicht genügt, den Begriff 
des Nahdruds auszufcließen. 

N. Abſchnitt II. SS 45—59 handelt von den mufi: 
kaliſchen Compofitionen und mendet die für Schriftwerte 
aufgeftellten Grundfäge der SS 1—5, 8—42 aud an auf 
das ausjchließliche Necht des Urheber muſikaliſcher Compo— 
fitionen; die mechaniſche Verwerthung zum Nachtheil des Ur: 
hebers ſoll auch bier ausgeſchloſſen, die freie geiftige Ber: 
arbeitung geftattet fein. Die gegen die Gewährung der normalen 
Schutzfriſt au für Mufifalien im norbdeutichen Neichstag er: 
hobenen Bedenken hat man mit guten Gründen widerlegt; 
insbefondere wurde mit Recht darauf hingewieſen, daß auch 
die Componiften, wie die Schriftfteller, fortan in den Ber: 
lagsverträgen recht wohl die Größe der Auflagen firiren 
fönnten und die Controlle über die Verleger bei den ge: 
ftochenen Platten der Noten nicht ſchwieriger ſei als bei 
ftereotypirtem Satz der Schriftwerfe. Die Anträge auf Br 
ſchränkung der Schußfrift auf 30 Jahre nach dem Erſcheinen 
wurden abgelehnt und Webereinftimmung mit B. Art. 21 
hergeftellt. Als Nahdrud betrachtet N. $ 46 „alle Bear: 
beitungen, welde nicht als ‚eigenthümliche Compofitionen‘ 
erjeinen und nur beifpielaweife, nicht erjhöpfend, (insbe— 
Tondre‘) zählt e8 hierher: Auszüge, Arrangements für einzelne 
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oder mehrere AInftrumente oder Stimmen, ſowie den Abdruck 
von einzelnen Motiven oder Melodieen, die nicht fünftlerifch 
verarbeitet find. Damit flimmt im Wefentlihen B. Art. 22: 
Variationen, PVhantafieen, Etuden über ein Thema giebt 
B. Art. 23 ausdrüdlich frei (jofern fie nicht der Hauptjache 
nad ald Umgehung der Nahdrudsverbote in Art. 21. 22 
eriheinen), während die richtige Auslegung von N. 8 46 zu 
gleihem Ergebniß gelangt: „wenn fie als eigenthümliche 
Sompofitionen betrachtet werben können”. Damit ftehen beide 
Gefege in der Mitte zwischen dem franzöfifchen Recht, welches 
auch die Fünftlerifch freie, jelbftthätige Verwerthung der Mu: 
Nalien in Variationen, Phantafieen 2c. verbietet, und dem 
öfterreichifchen, da8 dem Urheber auch das Arrangement nur 
dei ausdrüdlichem Vorbehalt und auch dann nur auf die 
Dauer eines Jahres wahre. Beide Geſetze N. $ 46, B. 
Art. 24 geftatten ferner das Anführen einzelner Stellen, die 
Aufnahme Eleinerer Compofitionen in ein nach feinem Haupt: 
inhalt jelbftftändiges wiſſenſchaftliches Werk (N. 1. c. nad 
Analogie von $ 7a), jowie in Sammlungen von Werfen 
verſchiedener Componiften zur Benutzung in Schulen; eigen 
MN. das ausdrüdliche Verlangen der Quellenangabe nad) 
Maßgabe des $ 47 und, praftifch wichtiger, die billige Be: 
fimmung, daß die für Muſikſchulen beftimmten Sammlungen 
niht frei gegeben werden, fondern dem Urheber vorbehalten 
bleiben follen, da die Componiften auf den Abſatz ihrer 
Nuſikſtücke an die Schüler folder Anftalten vorzugsmweife 
angewiefen find. Den Wiederabdrud bereits veröffentlichter 
Texte mit der Compofition geben N. 8 48 (1) und B. Art. 25 (1) 
ei; der Dichter kann fich hiegegen nicht wahren: — beide 
Geſetze verbieten, N. ſtillſchweigend, B. Art. 25. 2a ausdrück— 
lich, nur den Abdrud noch nicht veröffentlichter Terte, wenn 
auch in Verbindung mit der Compofition, beide den Abdrud 
older Terte, welche „nur zum Gebraud bei Aufführungen 
gedrudt“ (B.), „ihrem Weſen nah nur für den Zweck der 
Compofition Bedeutung haben, namentlich Terte zu Opern 
und Dratorien“ (N.). Außerdem geftattet noch B. Art. 25 (2 c) 
dem Dichter eines nur mit einer Compofition gedrudten 
Tertes, 3. B. eines Liedes, auf dem Titelblatt den Abdrud 
m Verbindung mit einer andern Compoſition zu unterfagen. 
So begreiflih nun das Intereſſe eines Dichters fein mag, 
kin Gedicht auf den Flügeln einer beftimmten Gompofition 
verbreitet zu wiſſen, jo wird doch die Beſtimmung deßhalb 
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ihres Zweckes verfehlen, weil gerade ſolche Gedichte bald aud 
ohne die Compofition gedrudt werden und alsdann das 
Verbot wirkungslos werden fol. Man mußte alfo entweder: 
das Verbot auch alsdann noch aufrecht halten oder, wie N., 
gar nicht zulaffen. 

Die in muſikaliſchen Fragen erforderlichen Gutachten 
weift N. 8 49 aus Componiften, Mufikverftändigen und 
Mufifpändlern gebildeten Sadverftändigenvereinen (J 31) zu. 

In Abſchnitt VI SS 50—56 regelt N. die öffentlide 
Aufführung dramatischer, mufifalifcher oder dramatiich-muf: 
kaliſcher Werke: B. im II. Hauptftüd, Art. 41—47. 

Es bedarf Feiner Ausführung, daß der Urheber der be: 
zeichneten Werfe auch über die ihnen eigenthümliche zweite 
Art der Berbreitung — neben dem Drud — das aus: 
Ichließende Verfügungsrecht haben muß. Dffenbar Liegt 
in der gewollten Form der Verbreitung dur den Drud 
feineswegs ein Verzicht auf dies zweite Necht: wer fein 
Drama gedrudt wiffen will, will es damit nicht auch auf: 
geführt wiſſen und umgekehrt; (ganz abgejehen davon, daß 
die pecuniäre Verwerthung des Urheberrechts hier, außer in 
dem Berlagsreht, auch in der Honorarforderung gegen die 
Bühnen 2c. ericheint, daß die Formen der Geltendmachung 
diefer zweiten Verwerthungsart und ebenjo die Contrahenten 
ganz verfchieden find von den im PVerlagsvertrag benügten 
und berührten). Dies nicht nur erfannt, jondern confequent 
verwirklicht zu haben ift ein weſentlicher Vorzug von N.: 
während nämlich die Bundesgefege von 1841 und 1857 und 
auch noch B. Art. 41 in diejer Hinficht zwifchen bereits ge- 
drudten und noch nicht gedrudten Dramen und Mufifalien 
(der Kürze wegen fei der nicht ganz ausreichende Ausdrud 
geftattet) unterjchieden und bei den erfteren nur burd be: 
fondern Vorbehalt des Urheber das Recht der Aufführung 
wahren ließen, hat N. $ 50 (2) zum erften Mal mit Red: 
biejen Unterjchied bezüglich der dramatifchen und dramatijd: 
muſikaliſchen Werke fallen laffen und die Aufführung aud 
der ohne Vorbehalt gebrudten verboten: aus dem oben an: 
gegebenen ganz richtigen Grunde, daß in dem gemollten 
Drud nicht auch die gewollte Aufführung liegt, ja, daß nicht 
einmal eine erft durch Vorbehalt zu entkräftende Vermuthung 
in dem Drud erblidt werden kann. 

Nur bei rein muſikaliſchen Producten liegen die Dinge 
nad der herrſchenden Verkehrsſitte, nach der Stellung der 
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Gomponiften zu dem Publikum anders: hier jpricht in der 
That die Vermuthung dafür, daß der Componift jein im 
Nufilalienhandel bereit3 verbreitetes Werk aud durch die 
Aufführung verbreitet wiſſen will; dies gilt wenigftens für 
die weitaus größte Zahl der Fälle, für die angehenden 
Componiften ohne bewährten Namen. Da aber jelbftver: 
tändlih auch das Gegentheil vorföümmt und dem Urheber, 
wenn er dies will, geftattet fein muß, auch bei bereits ge— 
drudten Werken die öffentliche Aufführung in Goncerten ꝛc. 
an ein zu bezahlendes Honorar zu knüpfen oder fi) im 
einzelnen Fal gegen unmürdige Aufführungen zu jchüßen, 
jo hat man für rein mufifalifhe Producte den Vorbehalt 
beibehalten; derjelbe muß fich „an der Spite des Werkes“, 
alſo nicht blos, wie der Entwurf verlangte, an der Spitze 
der erften Ausgabe finden. 

Das gleihe augjchlieglihe Recht der Aufführung mie 
der Urheber Hat der berechtigte”) Ueberſetzer $ 50 (3.): 
gleihviel ob der „berechtigte Weberfeger” der Urheber jelbft 
oder ein innerhalb der durch Vorbehalt $ 6 gewahrten Frift 
von ihm ermächtigter Anderer oder nah Ablauf der frag: 
lichen Frift ein Dritter iſt; natürlich bezieht ſich Dies 
Aufführungsrecht jedes Einzelnen immer nur auf feine 
Ueberfegung: ob daneben andere Ueberſetzungen berechtigt 
find, bemißt fih nad $ 6; find fie es, fo hat an ihnen der 
leberjeger abermals das ausſchließliche Aufführungsrecht. 

Weniger günftig ftellt den Ueberſetzer B. Art. 43: es 
unterjcheidet, jeinem Princip Art. 41 (1) gemäß, zwischen 
bereit® im Buchhandel veröffentlichten und noch nicht ver: 
öffentlichten Dramen; leßtere dürfen während der von B. 
den Dramen gegen Aufführung überhaupt gewährten”) kurzen 
Shugfriftt ohne Zuftimmung des Urheber des Driginals 
aud in der Weberjegung nicht aufgeführt werben und zwar, 
muß man auslegen, auch dann nicht, wenn die Ueberfegung 
eine berechtigte war, d. h. mit Erlaubniß des Urhebers des 
Lriginald gefertigt und etwa aud im Buchhandel verbreitet 
it (was felten vorfommen wird, aber immerhin vorfommen 
fann); denn die Geftattung der Ueberjegung eines unge: 


ESelbſtverſtändlich ift auch die Aufführung mie die Verbreitung 
einer rechtömidrigen ($ 6) Ueberfetung oder Bearbeitung (S 46) unter: 
jagt, $ 50 (4). 

”) S. unten. 
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drudten Dramas und des Drudes derſelben jchließt nict 
auch die Geftattung der Aufführung diefer Ueberſetzung ein. 

Nah der Veröffentlihung im Buchhandel aber fann ſich 
der Berfaffer des Dramas das ausjchließliche Recht, eine 
Ueberjegung aufführen au laffen — das Recht, die Ueber: 
ſetzung im Buchhandel zu verbreiten, richtet fich auch bei 
Dramen nad Art. 8 — nur dadurh (und zwar nur auf 
5 Jahre nach der erjten Aufführung des Driginal3) wahren, 
daß er fich dies Recht auf dem Titelblatt vorbehält und von 
diefem Vorbehalt binnen 6 Monaten nad der erften Auf: 
führung des Originals durch Aufführung feiner Ueberjegung 
Gebrauh macht. Ein Ueberjeger, der nicht der Urheber bes 
Driginal® oder defjen Rechtsnachfolger (3. B. von ihm binnen 
der Schußfrift ermächtigt) ift, hat das ausſchließende Recht 
der Aufführung feiner Ueberjegnng nur dann, wenn er zur 
Herausgabe der Ueberfegung im Buchhandel berechtigt (Art. 8) 
und biefelbe noch nicht erfchienen ift; unter dieſen beiden 
Vorausfegungen hat er die gleichen Schußfriften für die 
Aufführung wie der Urheber des Driginals.**) 

Diefe Schugfriften find nun aber nah B. Art. 42, in 
Uebereinftimmung mit den ältern Bundesbeichlüffen, noch ſehr 
furz bemefjen: nämlich nur auf die Lebenszeit des Urhebers 
und zehn Jahre nach jeinem Tode, bei anonymen und 
pjeudonymen Werfen zehn Jahre nach der erften Aufführung 
oder, wenn fie vor dieſer bereits im Handel veröffentlicht 
find, zehn Jahre von dem erften Erfcheinen an, vorbehaltlich 
der Erwerbung der längeren Schußfrift (10 Jahre nad dem 
Tode) durch Eintrag des Namens in die Eintragsroll. 

Dem gegenüber ift es ein bebeutender Vorzug und 
Fortichritt von N., daß dies Geſetz 8 52 einfach die Schuf- 
friften für die Schriftwerfe FF 8—17 auch auf die öffentliche 
Aufführung überträgt, da in der That fein Grund abzujehen 
ift, weßwegen der Berfaffer von Dramen und Muſikwerken 
für fi (dur vortheilhaftere Veräußerung megen der 
längeren Schugfrift) und feine Erben nicht von den Auf: 
führungen eben jo lange Zeit jol Vortheil ziehen können 
wie andere Schriftfteller von den neuen Auflagen ibrer 
Werke; diefe doppelte Verwerthungsmöglichkeit Liegt eben in 
der Natur diefer Producte und die Erfahrung lehrt, daß die 


>) Praktifch für die Deutſchen Bühnen werden dieſe Beitimmungen 
am Meiften für Ueberſetzun — er Comedies und Bluetten, 
fofern auf Diefe das Deutſche Hecht zur Anwendung fommt. 
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Verwerthung von Dramen dur zahlreiche Auflagen im 
Buchhandel ohnehin felten vorfümmt; endlich werden die 
Deutichen Dramatifer uud Componiften daburh nur den 
Engliſchen und Franzöfifhen im Princip gleich geftelt, deren 
Recht für beide Formen der Verwerthung von jeher die 
nämliche Schußfrift aufgeftellt hat. Auf anonyme, pfeudonyme 
und nadgelafjene Werke wendet N. $ 52 (2) die Grundſätze 
der 88 11, 12, 39 analog an (30 Jahre nach der erften 
Aufführung oder nad dem Tode des Urhebers, vorbehaltlich 
de3 Eintrags; nur ift die Beitimmung des Entwurfs weg: 
gefallen, wonah der Veranftalter der erften rechtmäßigen 
Aufführung an Stelle des ungenannten Urheber [analog 
dem Herausgeber, 88 2, 13, 28], defjen Rechte ausüben fol). 

Eine praftifch jehr wichtige, aber auch ſehr fchwierige 
Frage haben beide Geſetze nicht zu entjcheiden unternommen, 
nämlih wann eine Aufführnng als eine öffentliche zu bes 
trachten jei? Diefelbe ift nur im einzelnen Falle mit Er: 
wägung aller begleitenden Umftände zu löfen; zwei Directiven 
aber find aufzuftellen: einmal gilt zunächſt als öffentlich eine 
Aufführung nicht, zu welcher nur Angehörige eines principiell 
geichlofienen Kreiſes Zutritt haben (während Entgeltlichkeit 
oder Unentgeltlichkeit, ferner der Zwed, zu welchem die Ein— 
nahmen beftimmt find, ganz gleichgültig erfcheinen), ohne 
daß es dabei an jich auf die Zahl der fo Zugelafjenen an- 
füme; es ift alfo eine Aufführung, welche 3.8. eine Künftler: 
geiellihaft von 500 Berfonen unter Ausschluß aller Gäfte 
veranftaltet, nicht eine öffentliche, während eine Aufführung, 
bei welcher alle Bewohner der Stadt, etwa gegen Entree, ein— 
geladen werben, eine öffentliche ift, wenn fih auh nur Ein 
Zuſchauer einfindet, vor dem gefpielt wird. Andrerfeits 
aber darf man jenes Princip in Abftrahirung von der Zahl 
nicht zu weit befolgen, d. h. nicht bis ins Abjurde oder zu 
Begünftigung der Arglift in Umgehung des Gefeges: wenn 
„B. die Geſellſchaft einer kleinen Stadt foviele Mitglieder 
zählt, daß nah einer Aufführung in deren Kreife factifch 
fein Bublicum für eine fpäter vom Urheber beabfidhtigte 
öffentliche Aufführung übrig bleibt, jo wird man jene Auf: 
führung doch faum als private gelten lafjen fönnen. Auch bei 
der Frage, ob Zulaffung von eingeführten Gäften, Fremden 
in einen jolchen Kreis den Begriff der privaten Aufführung 
aufhebt, werben die concreten Umftände, auch die Zahl folcher 
Gäſte, zu berüdfichtigen fein. 


— — — — — — 
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Bei Miturhebern (N. 8 9 B. Art. 13) erfordern beide 
Geſetze N. 8 51 (1) B. Art. 44 (1) zur Aufführung die 
Genehmigung aller Miturheber; bei mufifalifchen Werfen 
mit Tert genügt aber, und zwar auch bei dramatiſch-muſi— 
falifchen, die Genehmigung des Componiften allein N. $ 52 
(2), B. Art. 44 (2), vorausgefcht natürlich, daß die Ver: } 
bindung des Textes mit der Mufif eine berechtigte mar} 
(N. 8 48 B. Art. 25):”) unter diefer Vorausfegung ift aud 
der Einwand unbegründst, in der Aufführung ohne Zu: 
ftimmung des Dichters liege eine Verlegung von deſſen Ur 
heberrecht: denn die rechtmäßig entftandene Verbindung von | 
Tert und Mufif ftellt eben ein neues Werk dar, an melden | 
der Componift allein Urheberrebt bat; freilihd nur dann, 
wenn dieſes meue wirklich als ein neues Ganzes und das 
Werk weſentlich als ein mufikalifches oder doch als ein 
dramatifch:mufifalifches ericheint; ob dies der Fall, fann | 
zweifelhaft jein und ift vom Richter, etwa unter Zuziebung | 
der Sacverftändigenvereine der SS 31 und 49, zu unter: 
jucen: dabei ift das Quantitative mit Recht von B. 
Art. 44 (2) bejonders betont: „find nur einzelne Muitl: 
ftüde zu einem dramatijchen Werk gefegt, fo iſt zur Auf: 
führung des Lehteren die Genehmigung des Dichters er: 
forderlid und binfichtlih der Aufführung der Mufik, fei e 
allein, jei e3 mit dem Drama zufammen, fömmt die Bor: 
Schrift des Art. 41 (1) zur Anwendung“; Niemand wird den 
Egmont von Goethe oder jelbft die Antigone von Sopholles 
oder den Sommernactstraum von Shafejpeare durd die 
Compofitionen einzelner Scenen oder Stellen von Beethoven 
oder Mendelsfohn aus dramatifchen in dramatiſch-muſikaliſche 
Werke für verwandelt erachten, während anderfeits jogenannt: 
Spiel: Opern dur zahlreiche gejprodene, nicht gefungene, 
Scenen nob nicht aufhören, Dpern zu fein, wenn fie ib 
auch bei Ueberjchreitung eines gewiſſen Maßes von reinem 
Dialog den Baudevilles mit eingelegten Couplets und Arien, 
den Singftüden nähern fönnen. 


 Menn ein Antrag zu S 51 (2) binzuzufü En: „vorbebaltlic 
des Nechtes des Urhebers des Textes air ** igung gegen den 
Componiſten, falls dieſer zur Benutzun Textes nicht — 
war,” abgeworfen wurde (jtenogr. Bericht II. 16 140, * fo geſchab 
a nur, meil Dies —— zwifchen Dichter und Componiſten 
ch Vertrag zu — und gegen Mißbrauch der a Do ſchon ab 
— iſt. — B. bat Art. 47 befondere chi. We 
er berechtigte Componift fogenannte Tertbücher dru a — Kr, 





157 


B. erwähnt ausdrüdlih Art. 45 das von N. für 
jelbftverftändlich erachtete Recht deffen, dem der Urheber die 
Aufführung geftattet hat, vorbehaltlich bejonderer Ueberein— 
funft, diefelbe beliebig zu wiederholen; die Verfaffer pflegen 
ih hierfür fire Honorare oder quote Theile an dem Rein: 
gewinn jeder Vorftellung (Tantidme) auszubedingen. Selbft- 
verftändlich ift auch, daß dies eingeräumte Necht der Auf: 
führung nicht beliebig auf Andere übertragen werden fann, 
da die Wahl diejer Verfönlichkeiten, die ſer Anftalt für den 
Urheber von individueller Würdigung geleitet wird. (Die 
berühmt gewordene Streitfrage, ob das einer Theaterdirection 
übertragne Aufführungsrecht dem Director (perfönlich) oder 
der Bühne (local) zuftehe, ıft in jedem Einzelfall Frage ber 
Dillensauslegung, eventuell der Sitte, welcher ſich die 
Vertragenden im Zweifelsfall — jo ift zu vermuthen — 
unterwerfen wollten; vgl. die in dem jogenannten Leipziger 
Theaterproceß ergangenen Urtheile des Reichsgerichts und die 
dajelbft angeführte Literatur und Ausſprüche von Sad: 
verftändigen; 1884). 

N. 8 54 bedroht die vorjäßliche oder fahrläffige (ent: 
ſprechend 18) Aufführung”) mit der vollen Entfehädigung 
und außerdem mit Geldftrafe nach 88 18. 23, die Veran: 
lafjung ber Aufführung nad 88 20 und 55; die „Ent: 
ſchädigung“ ſoll beftehen in dem ganzen Rohertrag der Auf: 
führung, alfo ohne Abzug der Koften; B. Art. 46 (1) 
ebenjo, indem es aljo hier die Fahrläffigfeit der Arglift 
gleihftelt („mit Verſchulden“), während es die Strafe bis 
su 1000 fl. nur der wiſſentlich unbefugten Aufführung 
droht (4); bei unverjchuldeter Aufführung haftet der Be— 
klagte nah N. 8 55 (4) nur auf die Höhe der Bereicherung, 
während B. 46 (1) ihn ohne Rückſicht, ob er bereichert fei, 
mit der Neineinnahme („nad Abzug der Tageskoften“), alſo 
ftrenger, haften läßt. 

Da diefe Zahlung an den Berechtigten „ftatt Ent: 
ihädigung” B. Art. 46 (1) zu gewähren ift — (minder 
genau drüdt N. 8 55 (1) den Gedanken aus: „die Ent: 
ihädigung, melde dem Berechtigten im Falle des S 54 zu 


», Und zwar wie Die vollftändige, auch Die mit unmefentlichen 
Aenderungen erfolgte, ebenfo B. Art. 41 ausführlicher und genauer: 
es macht feinen Unterfchied, ob Das Werf unverändert und voll- 
ſtandig oder ob es mit einzelnen Veränderungen oder Auslaffungen 
oder ob nur einzelne Theile oder Alte“ ꝛc. 





J —— 
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gewähren iſt, beſteht“ ꝛc., der $ 54 ſpricht auch von der 
Verpflichtung zu „entſchädigen“) — fo find die Grundſätze 
vom lucrum cessans hier nicht anwendbar und der Beklagte 
wird nicht etwa mit dem Beweiſe zugelaffen, daß dem er: 
fafjer fein lucrum durch die unbefugte Aufführung ent: 
gangen fei, da er z. B. felbft eine Aufführung gar nicht 
beabfichtigt oder zur Zeit, am Drt, nicht oder nur mit un: 
günftigen Ergebniffen würde erzielt haben; ſolche Ein: 
wendungen follten durch das Geſetz ausgeſchloſſen werden, 
auch durch N., deffen Abficht alſo unerachtet der nicht glüd: 
lihen Faſſung von 88 54, 55 (1) zur Geltung zu bringen if. 

Wörtlib hat N. F. 55 (2 und 3) die Beftimmungen 
herüber genommen, daß bei Aufführung in Berbindung mit 
andren Stüden ein entfprechender Theil der Einnahme als 
Entſchädigung feſt zu jegen und daß, wenn eine Einnahme 
nicht zu ermitteln oder nicht vorhanden ift, die Entfchädigung 
vom Richter nach freiem Ermefjen feftzuftellen ift. Leßterer 
Sag, — „Entihädigung,“ auch wo der unbefugte Aufführer 
gar fein „lucrum* gemacht — zeigt deutlih, daB auch N. 
die oben erwähnten Einwendungen aus der Lehre vom 
lucrum cessans nicht zulaffen wollte. 

In $ 56 wendet N. die Vorfchriften der SS 26—t2 
über gerichtliches Verfahren, Verjährung, Eintragsrolle aud 
in Betreff der Aufführung von dramatiſchen, muſikaliſchen 
und dramatifchsmufifalifchen Werfen an. 

Bon den „Allgemeinen Beftimmungen” in”. 88 57—62, 
den „Einführungs: und Uebergangsbeftimmungen“ in ®. 
Art. 67—71 heben wir noch Einiges hervor. 

Ziemlih empfindlich ift die von B. Art. 68 dem In— 
länder, der ein Schriftwerf, Bildwerk oder Tonwerk im 
Inland verlegt. aufgenöthigte Verpflichtung, bei der Heraus: 
gabe zwei Eremplare an das Minifterium des Innern für 
Kirchen: und SchulsAngelegenheiten abzuliefern und die Ab: 
lieferung bei jeder neuen verbefjerten Auflage zu wieder: 
holen: man denke an Eoftjpielige, in wenigen Eremplaren 
bergeftellte Kupferwerke 2c.; doch hat die Nichterfüllung nict 
etwa zur Folge, daß das Urheberrecht nicht entfteht oder das 
Werk nicht eingetragen oder nicht geichügt wird. 

Beide Gefege fließen die Neuertheilung von Privilegien 
aus, N. 8 60 (1), B. Art. 20. N. läßt bisher Privile: 
girten die Wahl zwifchen Fortgenuß des Privilegs oder 
Anrufung des Schuges dieſes Geſetzes; es darf aber das 
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Privilegium durch die im Einzelnen etwa günftigeren Be: 
fimmungen des Gejehes nicht ergänzt und ebenfomwenig 
außerhalb der Staten, von melden dafjelbe ertheilt worden, 
angerufen werden. ($. 60. 1, 2 über 3 oben). 

Beide Geſetze beftimmen (N. $. 61, B. Art. 66) den 
Kreis ihrer Anwendung: N. will angewendet werden einmal 
auf alle Werke inländifcher Urheber, gleichviel ob diefelben 
im Jnland oder Ausland erſchienen oder überhaupt noch 
nicht veröffentlicht find, dann auf Werke ausländiſcher Ur: 
heber, welche bei inländifchen Verlegern, d. h. die im Gebiet 
des Norddeutichen Bundes ihre Handelsniederlafjung haben, 
eribienen find. B. hat ftatt der letzteren zwedmäßigeren 
Beitimmung die „Anfäfligfeit” des Verleger im Deutſchen 
Bundesgebiet betont; und bezüglid des Urheber den 
„Rändigen Aufenthalt” im Deutſchen Bundesgebiet, nicht 
das Indigenat; beide Beitimmungen führen zu mancherlei 
Zweifeln und Unzuträglichkeiten;”) fo kann nah B. ein 
Baier, der in Paris lebt und dafelbft ein Buch erjcheinen 
läßt, für dieſes in Baiern nicht den Schuß dieſes Gefeges 
anrufen, während ein Franzofe, der in Münden lebt, für 
fein in Paris oder in Münden erjchienenes Werk in Baiern 
geihügt wird. 

In 8 62 gewährt N. den Werken augländifcher Ur: 
beber, welde in einem ben ehemaligen Deutſchen Bundes: 
ländern angehörigen Drt erfchienen find — ohne Rüdficht 
auf die Nationalität der Urheber — den Schuß des Gefehes, 
vorausgeſetzt, daß das Recht diefer Staten den im Norb- 
deutihen Bund erfchienenen Werfen einen den einheimijchen 
Werfen gleihen Schuß gewährt, aber keinesfalls länger als 
in dem betreffenden State felbft; das gleiche gilt von noch 
nicht veröffentlichten Werfen von Urhebern, melde im ehe— 
maligen Deutfhen Bund ftatsangehörig find. Dagegen jind 
natürlih Werke 5. B. eines Baiern, die in Paris erjchienen 
find, durch N. nicht geſchützt. 

Wir können zum Schluß nur den dringenden Wunſch 
wiederholen, daß durch jofortigen Eintritt Baierns in den 
neuen „Deutſchen Bund“ und Erfegung von B. durh N. das 
auf die Dauer unerträgliche Nebeneinander der beiden Ge: 
jege in heilſamer Weife befeitigt werde. 

Die Unmöglichkeit der Dauer des bisherigen BVerhält: 


) Mie Mandry 5. 367 gut gezeigt hat. 
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niffes Baierns zu Norddeutichland zeigt ſich jchlagend auch 
auf diefem Gebiet des Rechts- und Verkehrslebens. Die 
fchließliche Vereinigung ift ja doch jo gewiß, wie daß bie 
Ströme ind Meer fließen: mögen die wibernatürliden 
Dämme bald überfluthet fein! — 

(Durd Errichtung des Reiches ift der hier und oft ſchon im 
Vorhergehenden ausgeiprodene Wunſch erfüllt worden: das 
Geſetz vom 11. VI. 1870 gilt als Reichsgefeg im ganzen Reis: 
gebiet. Dazu famen die Geſetze zum Schuge des Urheberrechts 
an Werken der bildenden Kunft, zum Schuge der Photograpbie, 
zum Schuße des Urheberreht3 an Muftern und Mobellen, 
endlich das Batentgejeg. Dagegen gehört das Gefeß zum Schuße 
der faufmännifchen Marke fyftematifch nicht hieher fondern in 
das Handelsrecht, im Zufammenhang mit dem Firmenredt. 
Bol. die Berfaffungs: und jpäteren reichögefeglichen Be: 
ftimmungen bei Dahn, Grundriß des Deutſchen Privatrechts 
Leipzig 1876 am einjchlägigen Ort; fiehe dafelbft auch die 
nachgewachjene Literatur, die patentrechtlihe wird in der 
bier folgenden Abhandlung erörtert. Man darf Heute die 
Wächterſche Theorie [fiehe die folgende Beſprechung)], welde 
das Urheberrebt mit dem Verlagsrecht identificirt und 
alfo als vermögensrechtliches Recht auffaßt als nicht mehr 
jo unerſchüttert wie vor vierzehn Fahren herrſchend bezeichnen. 
Gareis [„Individualrecbt”] und Kohler „Immaterialrechte“ 
in den im „Grundriß“ und bier [im Patentrecht] angeführten 
Abhandlungen, obwohl vielfah unter einander und von mir 
abweichend, ftimmen doch mit mir in der Ablehnung jener 
Wächterſchen Auffaffung überein; und auch noch neuere [ander: 
wärts zu erörternde] Theorien vermwerfen wenigftens die Iden— 
tificirung mit dem Verlagsrecht, welche doc 3. B. auf viele 
Fälle des Erfinderrechts abfolut nicht anwendbar ift: eine 
Theorie aber, welche nicht den Erfindungsfhug unter daſſelbe 
Princip zu ftellen vermag wie das Urheberrecht überhaupt, 
verzichtet auf das Denken. 

Ein Urtheil des Reichsgerichtd vom Jahre 1884 nimmt 
[mie fchon früher ein Erfenntniß des prenfifchen Obertribunals] 
Verlegung des Urheberrechts ohne Beweis oder Behauptung 
vermögensrehtlicher Schädigung an. 1884.) 
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Dochmal zum rheberrecht.” 


(Anhang zu vorftehender Abhandlung.) 


— BR — 





, er Berfafler des älteren umfafjenden und verbienft- 

reihen Werfes über das Verlagsrecht giebt hier eine 
as danfenswerthe Bearbeitung des Reichsgeſetzes vom 

”» 11. VI. 1870 über das Urheberrecht an Schrift: 
werfen und muſikaliſchen Gompofitionen. Das Bud ift 
fnapper, minder weitfchweifig gejchrieben als das frühere 
Berk, ein Vorzug, der nicht auf Koften der Grünblichkeit 
erreicht wurde; in manchen Buncten hat der Verfaſſer feine 
früheren Anfichten berichtigt. Die principiellen Auffaffungen 
find bier, der Natur der Sache nad, nicht erjchöpfend aus— 
geführt, die Identificirung des Urheberrechtes mit dem Ber: 
lagsrechte wird immer noch aufrecht erhalten (die Erjegung 
der gejeglihen Ausdrüde „Urheberreht” und „Schriftwerk“ 
durh „Autorrecht“ nnd „literarifches Erzeugniß“ ift nicht 
gerechtfertigt, auch nicht durch die Ausführungen ©. 2, ©. 44). 
Ih halte fie für falſch, rechtsphilofophifh und auch de lege 
lata, und meine Säße in ber vorftehenden Abhandlung 
durch die Ermwiderung ©. 5 des vorliegenden Buches für 
durchaus unerjchüttert. 

Freilih ift die Möglichkeit, über dad Manufcript zu 
verfügen, es zu zerflören ober zu veröffentliden, an ſich 
etwas Thatfächliches, nicht etwas Juriſtiſches; aber das Ge: 
jet hat diefe Möglichkeit al3 eine dem Urheber und nur dem 
Urheber zuftehende Befugniß juriftifch geftaltet: wie z. B. bie 
Möglichkeit, auf eignem Boden die Jagd auszuüben, au 
junädft eine rein thatfächliche ift, aber bei gejegliher An— 
erfennung de3 Jagdrechtes als Ausfluffes des Grundeigen- 
thumes eine ausfchließende Befugniß des Jagdberechtigten 
wird. Wäre das Urheberrecht identifch mit einem Vermögens: 
recht, fo könnte nicht in Handlungen, welche feine Verlegung, 
jogar eine Bereicherung des Vermögens des Urhebers ent— 





) Mädhter, Dr. Döcar, das Autorrecht nad) dem gemeinen deutichen 
Recht. Stuttgart, 1875. Ente. (352 ©. gr. 8.) 
Zelit Dahn. Baufteine. V. 2. 11 
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halten (3. B. ein Dritter läßt die Schrift des Urheber: 
gegen deſſen Willen druden und wendet biefem den Geminn 
aus dem Berkaufe zu), doc eine zweifellofe Verlegung bes 
Urheberrechtes liegen. Es ift vielmehr das Verlagsrecht nur 
eine der in bem Urheberrecht enthaltenen Befugniffe, wenn 
auch die wichtigſte vermögensrechtliche derfelben. — Aud bie 
©. 1 aufgeftellte Unterfcheidung zwifchen dem Urheber und 
dem Erfinder ift abfolut nicht aufrecht zu halten: da3 gemeinjame 
Princip für diefe Probleme liegt in einer rechtsphiloſophiſchen 
Tiefe, in welche zuerft Kant eingedrungen und die mit 
lediglich praktiſchen Erwägungen jchlechterbings nicht zu er: 
reichen iſt. Der Umftand, daß nicht ſchon das römische Recht 
ein Urheberrecht anerfannt hat, daß —— die Geſchichte des 
Urheberrechtes mit der Negation deſſelben beginnt, daß ſodann 
der erſte Schutz in der unpaſſenden Form des Privilegs gewährt 
ward, lediglich um das materielle Intereſſe des Verlegers zu 
wahren, gleichviel ob diefer das urfprüngliche oder das ab: 
geleitete Berlagsrecht ausübte, dann die unlogiſche Theorie 
vom „geiftigen Eigenthum“ — all das hat ungünftig auf 
die Geftaltung der Lehre vom Urheberrecht gewirkt und zu 
ber Identificirung mit dem Verlagsrechte geführt, welde der 
einzige, aber principielle Grundfehler in der Darftellung des 
Verfaſſers ift. Derfelbe hat im Uebrigen fi jo dankens— 
werthe Berbienfte um den Gegenftand erworben, daß man 
ihn nur zu baldiger Bearbeitung auch der übrigen Reichs: 
98 über das Urheberrecht an Werken der bildenden 
Kunſt u. ſ. w. einladen kann. 
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Das rer vom 


25. Rai 1877 und see Jlilernlur.!) 
[1878.] 
I. Einleitung. 


—— 


9 die Wichtigkeit des Erfindungsſchutzes für unſer 


ey: wirthſchaftliches Leben noch der Beweife beburft, — 
* Einen ſolcher Beweiſe würde die große Zahl von 

raſch fi drängenden Bearbeitungen des Geſetzes 
durch zum Theil hervorragende Schriftſteller liefern. 

Und wir dürfen der Betrachtung dieſer Bearbeitungen vor— 
ausſchicken, daß ſie faſt alle gediegener ſind als dies von vielen 
Commentaren neuerer privatrechtlicher Reichsgeſetze gerühmt 
werden mag, die oft mehr geſchnitten und geklebt als ge— 


) Barthel, die Patentfrage 1869. 

Bier, Vorfchläge für ein deutiches Batentgejep. Deipsig 1864. 

Blodig, über Erfindungspatente. Wien 1869. 

Böhmert, die Erfindungspatente 1869. 

Dambadhı, das Batentgeieg für das deut. Reich. Crläutert von 
Dr. Otto Dambadh, geheimer Oberpoftrath und Profefior Der 
Rechte an der Univerfität zu Berlin. fin 1877. Verlag von 
R. Chr. Fr. Enslin (Mdolph Enslin) p. IV ©. 106. 

Der Erfindungsfhusg und die Neform der Patentgefete. 
Amtlicher Bericht des internationalen Patentcongrefies zu Wien. 
Wien 1874. 

Gareid: Das Deutjche — 5 vom 25. Mai 1877 ſammt 
den hiezu erſchienenen Verordnungen und —— — 
erläutert von Dr. Karl Gareis, ordentl. Profeſſor an der 

oßb.=heffiichen ea au Gießen. Berlin. Karl 
manns Verlag 1877. p. VII S. 287. 

Gareis, in Bufch’s Archiv Neue Folge X (Individualrechte). 

Horn, über gewerbliche ndungen und Vatentgejege. Bremer 
Handelsblatt 1854. 

Jalobfohn, die Patent-Frage und -Kriſis. Berlin 1376, 

v. Aleinfchrod, die internationale Patentgefeggebung, Er: 
langen 1855. 

Kloftermann, das Recht des Erfinders, in Buſch's Arch. XXXV. 

Kloftermann, zur Reform der Patentgeieggebung. 

11 


Eu 
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fohrieben find. Abgeſehen von den Schwierigkeiten der ted: 
nifhen Detailfragen, melde nur durch Heranziehung Sad: 
verftändiger gelöft werden können, erfordert die juriſtiſche 
Eonftruction bes zu ſchützenden Rechts und ber Mittel des 
Schutzes eine geiftige Vertiefung, mwelder die gemwerbemäßigen 
Commentatoren lieber aus dem Wege gehn. 


Die Vorfrage der Boltsmirchicaftspolitit, ob überhaupt 
Erfindungsihug zu gewähren fei, hat uns hier nit im 
Detail zu befchäftigen: fie ift, nad längerem Schwanlen ber 


Alekermann, Die Batentgefeßgebung aller Yänder. Berlin 1869 
U. Band des Werkes: Das geiftige Eigenthum an Schriften 
Kunftwerfen und Erfindungen. 1.3. Berlin 1867. 2. * 1876. 
SuePermonn, Entwurf eines yer⸗ für das deut. 
Reich. (D. Reichdanzeiger 1876 N. 27 
Kloftermann, das Patentgefek FR "das deutfche Reich vom 25. 
ai 1877 nebit Einleitung und Commentar und mit ver 
a rg der austindilhen —— * (von Dr. 
ath u. Rechte. lin 1877. 
Rerlag Rs Fi en p. iv® ©. Pr 
— * ſtem der vereinigten Staten von Nord 


“e —— peu ches Patentrecht ſyſtematiſch bearbeitet unter ver: 
are ung des franzöfl —— rw von 
Joſeph Kohler ‚Kreisgerichtärath in im I. Abtbeil.: 
br. et und materielles Patentrecht. Ma ann em und Straf 
burg. erlag von J. Bensheimer 1878. p. II. S. 268. 
2oofey, Sammlung der Gefege für Erfindungspatente. 1849. 
yon- 'aen: etude zur la loi du 25. Mai 1877 relative aux 
—— d’invention dans 1’Empire d’Allemagne par Charles 
Lyon-Caen, professeur agrege a la faculté de droit de Paris, 
— — a l’ecole des scienes politiques. (Extrait du 
ulletin de la societe de Legislation — Paris. A. Cotil- 
lons et Comp. €diteurs, abe du * d’etat, 1878. p. 31. 
Dtt, Gründe wider den Erfinderfchus. een 1873. 
Ragst, internationale Alf miktrung der Paten enigeſetze. 1873. 
ie er Preisichriften * Kayſer, Kloftermann, 
Landgraf, Roſenthal.? un 1874. 
Ben die Reform der Batentgefe 
ieper (und Siemenö), der * p chutz go je Reform 
der Patentgefeßgebung. Dresden 1874. 
PBrince-Smitb, Neferat für den VI. Bonref, Denticher Volls⸗ 
wirthe zu Dresden vom 13—16. Oftober 1 
Ratkowski, zu dur Reform des Erfinderredhts. * Bien 18 1872. 
Schafratth, totive zum Entwurf eines Patentgefeges. 1873. 
Skhäffle, Die ———— ——— der ausſchließenden 
————— (Urheberrecht, Batent:, Muſter⸗ Firmenſchutz 
ingen 
Stolle, die einheimiſche und die ausländiſche Patentgefe 1:2 
gebung. Xeipz. 1855. — Wirth, die PBatentreform. 1875 
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Anihauungen im nordbeuifhen Bund und im beutjchen 
Reich, durch den Erlaß des zu beſprechenden Geſetzes ent= 
fchieden und zwar, wie wir überzeugt find, in ber allein 
rihtigen Weife. Deutlib erinnere ih mid, mit wie leb- 
baftem Intereſſe wir Studenten vor nunmehr bald fünf: 
undzwanzig Jahren in den Vorträgen Hermann’s zu 
Münden die Gründe für und wider den Patentfhuß ent— 
gegen nahmen, welche der höchſt anregende Lehrer vortrug: 
er jprach fich jehr eifrig für den Patentſchutz aus, welcher 
die Ueberflüglung der deutſchen durch die engliſche“, ameri- 
kaniſche, belgiſche, franzöfifhe Induſtrie herbeizuführen be— 
deutſam beigetragen habe. 

Ueber dieſe präjudicielle wirthſchaftliche Frage und die 
frühere geſchichtliche Behandlung derſelben außerhalb und 
innerhalb der nunmehr zum deutſchen Reich verſammelten 
Staten findet ſich Material in reichlichſter Fülle gehäuft und 
muſterhaft lichtvoll verwerthet in dem größeren Werk von 
Kloſtermann: die Patentgeſetzgebung aller Länder Berlin 
1869 2. Aufl. 1876. 

Es war ſehr dankenswerth, daß der Verfaſſer, welcher 
um Förderung des deutſchen Patentweſens die größten 
Verdienſte ſich erworben, auch ſeinem Commentar zu dem 
deutſchen Geſetz eine geſchichtliche Einleitung (8 1—2) vor⸗ 
ausgeſchicht und eine Ueberſicht der ausländiſchen Geſetzgebung 
beigefügt hat ($$ 4—12), von denen jene eine umfaſſende 
gelehrte Beherrſchung der einſchlägigen Theile der Culturge— 
Iigte zeigt, dieſe eine fehr vielfach anregende und belehrende 
ke leihung verftattet: dagegen vermißt man (wie Gareis 

mit Recht bemerkt) die methodifche Eingliederung des 
en an der — freilich beftrittenen — richtigen 
Stelle des Syſtems der Privatrechte. (Hierüber unten.) 

Während Kloftermann das franzöfiihe Patentrecht 
nur neben den übrigen Gefeßgebungen ber europäifchen und 
außereuropäifchen Eulturvölfer heranzieht, bearbeitet Kohler 
das deutfche Patentrecht unter ftändiger Berüdfihtigung des 
franzöfifhen Patentrechts, welches einem badiſchen Juriſten 


) Allgemein iſt anerlannt, daß das ne ‚Batentgeiet * 
1623 (XXI James c. 3) den großartigen Minis Bea 

Far —. ganz weſentlich und in erfter Neihe gefördert u 
ohler 


—7* Amerika behaupten das Entſprechende Königs S. 92, 
5.5. 
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nahe liegt: der Verfaſſer fand in der Doctrin und Praris 
Frankreichs einen feit mehr als achtzig Jahren aufgehäuften 
Schatz praftifher Erfahrungen und rechtlicher Erörterungen, 
allerdings ohne diejenige principielle wiſſenſchaftliche Bear: 
beitung, melde das Gemifjen des deutſchen Forſchers be: 
friedigen fönnte ... (Er) erfannte es als feine Aufgabe, 
den Reichthum der ihm bier dargebotenen rechtlichen Erſchei— 
nungen zu umfaffen und von bier aus mit allen durch bie 
deutiche Wiſſenſchaft gegebenen Hilfsmitteln in die Tiefe zu 
fteigen und die Principien zu fundiren: jo entftand das vor: 
liegende Werk — welchem die übrigen „Jmmaterialredte“ 
und zwar zunädft einige Arten ber Urheberrechte folgen 
follen. Der Berfafier, ein Schüler und Verehrer Wind: 
ſcheids, weldem das Buch gewidmet ift, verfucht dann (in 
der Einleitung S. 1—32) eine interefjante Conſtruction 
diejer Immaterialrechte. 

Eine treffende Schilderung der übeln Zuftände in den 
deutſchen Staten vor der Herftellung des Reichsgeſetzes und 
der Vorgefchichte defjelben, der Bewegung gegen und für ben 
Patentihug, endlih eine klare Darftellung und bin und 
wieder eine Kritik des Gejeges, zumal im Bergleich mit dem 
franzöfiihen Recht, giebt Charles Lyon:Eaen. 

Es ift hier nur kurz daran zu erinnern, daß vor dem 
Reichs⸗Geſetz nicht weniger ald 29 verfchiedene Landesgeſehe 
über PBatentwejen beftanden, daß folgeweife der Erfinder, der 
für Deutihland um Schuß feiner Erfindungen nachſuchen 
wollte, unter ſehr abweichenden VBorausfegungen 29 Eingaben 
machen und 29 Taren bezahlen mußte. Aber aucd dann 
fonnte feine Erfindung von Andern beliebig ausgebeutet 
werden in fünf deutſchen Staten: den beiden Großherzog: 
thümern Medlenburg und ben brei freien und Hanſe— 
ftäbten, welde feinen Patentihug gewährten. Dazu fam, 
daß in den verſchiedenen Staten ganz entgegengefegte Grund» 
fäge der Batentverleihung herrſchten: jo galt in 
baierifhen Rheinpfalz (nah dem franzöfiihen Gejeg vom 
7. Januar 1791: das franzöfifche Recht galt hier, wie in jo 
vielen andern Fällen, in alter und oft veralteter Faſſung, 
ohne bie für Frankreich ſpäter erfolgten Fortbildungen: jo 
bier ohne das neue franzöfifche Patentgejeg v. 3. Juli 1844,) 
und in Württemberg das Princip der Ertheilung an jeden 
Bewerber, ohne Vorprüfung: in den übrigen Staten erfolgte 
Borprüfung: und zwar in manden mit fehr geringer, in 
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andern mit fehr großer Strenge: jo 3. B. in Preußen, wo 
die Regierung dem Patent abhold war: hier wurden geraume 
Zeit die Patente fo ſpärlich ertheilt, daß fie in mandem 
Jahr die Zwölfzahl nicht erreichten: (und einer Erfindung von 
jolher Bedeutung wie die Herftellung des Stahls nad) dem 
Beifemer: Berfahren wurde das Patent verfagt!! —) Die 
Folge war, daß für eine und diejelbe Erfindung der Schuß 
in einigen deutſchen Staten verliehen, in andern verweigert 
murde. Diejen Uebelftänden brachte auch der Vertrag der 
gollvereinsftaten vom 21. Septbr. 1842 in den wichtigften 
Beziehungen feine Abhülfe: noch immer mußten 29 Geſuche 
eingereicht werden und — die Hauptfahe! — auch das 
Patent eines States gewährte nur das Recht der ausſchließ— 
lihen Herftellung im Gebiete des patentirenden States, 
aber weder das Recht des ausfchließenden Verkaufs nod 
dad Recht, andern die Einführung der patentirten Producte 
aus dem Ausland (und den Verkauf im Inland zu unterfagen. 

Diefe ſchlimmen Erjceinungen bei Durdführung — 
oder vielmehr Niht- Durchführung! — des Patentprincipg 
in Deutichland, welche aus ber Zerjplitterung unferes Stats: 
(ebens, unjeres Rechts und unferer Wirthſchaft folgten, 
trugen dazu bei, eine Bewegung wider das Princip felbft 
wahzurufen. Sie „trugen dazu bei”, jagen wir. Denn fie 
erzeugten jene Strömung feineswegs allein. Die Hauptur: 
jahe derjelben lag vielmehr in der Fritif- und fchranfen- 
ofen Ausdehnung der aus England (Armftrong, in Frank: 
rich Michel Chevalier) herübergenommenen „free-trade“ 
Principien der Mancheſter Schule: da wir, nach alter deutjcher 
Unfitte, immer noch fremde Gedanken, jchlechte wie gute, 
halbwahre wie wahre, nicht nur eifrig „recipiren“, fondern, 
mit tief eingemwurzeltem Doctrinarismus, viel weiter in's 
Ertreme zu treiben lieben, als fie die Urheber folder Syfteme 
in ihrer Heimat felbft verfolgen. War man doch in blinder 
Conſequenzmacherei ſoweit verrannt, daß man Alles vergaß, 
was feit Luther und Kant gegen den Büchernachdruck 
gedacht, gejchrieben und erfahren worden war, und daß im 
Reihstag des norddeutſchen Bundes ein viel genannter 
Reichsbote alles Ernſtes gegen Anerkennung des Urheber: 
cht3 an Geiftesproducten jeder Art und für Freigabe des 
Nahdruds (oben S. 86) Reden hielt: — Alles zur größern 
Ehre der „ſchrankenloſen Concurrenz“, während man doc jonft 
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in iure nit von Goncurrenz der Berechtigten mit den Herrn 
Dieben zu ſprechen pflegt. 

Um die Halbiheid des Jahrhunderts fleigerte fich der 
Begenfag der Anfhauungen wider und für Patent auf das 
Lebhaftefte: in den Verſammlungen der „deutſchen Volks: 
wirthe“ von 1850 bis 1863 wurden wiederholt Rejolutionen 
gefaßt, welche den Patentihug principiell verwarfen (be: 
ſonders lebhaft gefärbt in dem Beichluß des VI Congreſſes 
deutſcher Vollsmwirthe zu Dresden vom 13—16 Sept. 1863: 
„In Erwägung, daß Patente den Fortſchritt der Erfindungen 
nicht begünftigen, vielmehr deren Zuftandefommen erſchweren, 
daß fie die raſche allgemeine Anwendung nüglicher Erfin: 
dungen hemmen, daß fie dem Erfinder felbft... mehr 
Nachtheil als Vortheil bringen ... . befhließt der Congreß 
zu erflären: „daß Erfindungspatente dem Gemeinmwohl 
Ihädlih find“), während die Verfammlungen der deuiſchen 
Ingenieure ſich ebenfo entjchieden für denſelben ausfpraden. 

Sn den Jahren 1852 und 1860 hatten die Regierungen 
von Baiern, Sachſen, Württemberg, Hannover, 
Franffurt und andern Staten bei dem Bundestag die Her: 
ftellung eines gemeinfamen Patentgejeges beantragt. Aber 
die von Fachcommiſſionen ausgearbeiteten Entwürfe (Biger, 
Borfchläge für ein deutſches Patentgefeß, beantragt durch die 
von der hohen Bundesverfammlung durch Beihluß v. 24. 
Juli 1872 einberufene Commijfion von Fahmännern mit 
Erläuterungen und einer Ausführung über bie principielle 
Rechtfertigung des Patentfhuges Stuttgart 1864) gelangten 
nicht zur Berathung in der Bundesverfammlung: eine Reihe 
von Staten (außer den drei Hanfeftädten: Baden, Weimar, 
Coburg, Luremburg) erklärte ſich 1863—1865 gegen 
den Patentſchutz im Princip; Preußen enthielt fi der Be: 
theiligung an jener Commiffion, weil es dem Bundestag die 
Zuftändigfeit zur Gefeggebung in dieſen Fragen beftritt und 
juchte in dem Handelsvertrag mit Defterreich vom 11. April 
1858 mit diejem Stat durch MUebereinfunft gemeinjame 
Patentnormen berzuftellen. Aber ſeit dem Jahre 1863 
herrſchte im preußiſchen Handelsminifterium (v. Itzenplitz) 
die Anfhauung, daß der Erfindungsihug verwerflid ſei: 
dieſe Tendenz bewirkte, daß jo wenig Patente wie möglich 
gewährt wurden: (z. B. im Jahre 1871 ſank die Zahl auf 
36) und die Schußfrift wurde auf drei Jahre geftellt: das 
genügte in jehr vielen Fällen, den Schuß illuforiih zu maden. 
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Allerdings jpraden fihb aud von 47 preußiſchen Handels— 
fammern auf Befragen durch den Minifter (vom 5. Septbr. 
1865) nicht weniger al3 31 gegen den Patentſchutz aus. 

Nahdem Art. 4. der norddeutfhen Bundes- (jpäter 
der Reichs-) Verfaſſung (vom 16. April 1871) in Nr. 5 
die „Erfindungspatente” der Beauffihtigung und Geſetz— 
gebung des Reiches überwiefen hatte, erneuerten die Freunde 
des Patentfhuges ihre Bemühungen, eine beutjche Patent: 
gejeggebung in Bälde herbeizuführen. Aber der Antrag des 
Bundesfanzlerd3 vom 10. December 1868 an den Bunbesrath 
auf Berathung und Berichterftattung über die Frage, ob 
Batentihuß überhaupt zu gewähren ſei, zeigte, zumal in 
feiner Motivirung, die Fortdauer ber bisherigen Anſchau— 
ung in den leitenden Kreifen Preußens. — Auch nad Her: 
fellung des Reichs ftellte die preußifche Regierung den Antrag 
an den Bundesrath, zu prüfen, ob nicht die Geſetzgebung 
über die Erfindungspatente von einem gefeglihen Schuß 
überhaupt Abftand nehmen jollte. 

Die Freunde des Patentprincips verfannten nicht, daß 
zu diefer Abneigung die Mängel in Durhführung des 
Schutzgedankens in faft allen Staten wefentlich beitrugen: 
ſo z. B. aub das franzöſiſche bloße Anmeldungsiyften, 
wonach, ohne jede Vorprüfung, das Patent jedem Bewerber 
ertheilt uud eine Ueberſchwemmung der Induſtrie mit uns 
berechtigten Patenten herbeigeführt wird. 

Der „Verein deutſcher Ingenieure“ legte daher im 
Jahre 1871 dem Bundesrath den Entwurf eines Patent- 
gefeges vor, der jene Mängel zu vermeiden ſuchte und 
inäbefondere das Aufgebotsverfahren annahm, welche 
Kloftermann in feinem höchſt einflußreihen im Jahre 1869 
in 1. Auflage erjhienenen Werke „die Batentgejeßgebung aller 
Sander” empfohlen hatte. Im Jahre 1872 veranlaßte eine 
dem Reichstag vorgelegte Petition um baldige Gewährung 
eines Patentgeſetzes den Beichluß des Reichsſtags vom 
10. Mai 1872, den NReichsfanzler aufzufordern, eine cinheit- 
lihe Gefeßgebung über die Erfindungspatente möglichft bald 
berbeiguführen: dabei ließ der Reichstag die principielle 
Stage offen: und der Vertreter des Reichskanzleramts er: 
Härte, „daß ein Beihluß auf Aufhebung des Patentjchuges 
meder dem Reichskanzleramt noch der preußifchen Regierung 
unerwünscht fein werde:” das war beutlih! — 

Allein jeitdem gewannen die Beftrebungen für den Er: 
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findungsfhug immer mehr Boden: ber internationale 
Patentcongreß, der im Auguft 1873 zu Wien tagte, | 
führte zu der Bildung des deutſchen Patentſchutzvereins 
(Mai 1874) unter Vorfig von Dr. Werner Siemens. 

Der deutfche Ingenieurverein prämiirte 6 Preisjchriften 
über die Reform der Patentgefeggebung. | 

(Die Patentfrage, 6 Preisihriften von Kayjer, Klo: 
ftermann, Landgraf und Rosenthal, Köln und Leipzig 
1874.) 

Der von diefem Verein ausgearbeitete Entwurf wurde von 
dem Patentſchutzverein zweimal revidirt, veröffentlicht (December 
1874 und Februar 1876) und dem Bundesrath vorgelegt. 

(Entwurf eines Patentgejeßes für das deutſche Neid 
nebft Motiven. Berlin 1873. — Nevidirter Entwurf eines 
Patentgejeges für das deutſche Neich nebft Motiven. Bor: 
gelegt an den Bundesrath in einer Petition durch den 
deutfchen Patentſchutzverein. Berlin 1876.) 

Diefe Vorſchläge des Patentſchutzvereins empfehlen: 
Vorprüfung, Veröffentlihung der Erfindung, Aufgebote von 
Einwendungen, Zwang zu ausreichender eigner Verwerthung 
durch den Erfinder oder zur Ueberlaſſung an Andere gegen 
Bergütung, Erjegung des Monopols durh den Anjprud 
auf angemefjene Vergütung für die verftattete Vermerthung. 

Unter dem Einfluß diefer ebenjo einfichts- als maßvollen 
Vorſchläge vollzog ſich der Umſchlag der öffentlichen Mei: 
nung zu Gunften bes Schuß-Princips: bedeutend hatte aud 
die jchwere Kriſis der deutſchen Induſtrie zu befjerer Ein: 
ficht beigetragen: biefelbe war bisher weſentlich eine nad: 
ahmende gemejen und hatte nur durch Billigfeit der Her: 
ftellung den Wettbewerb ausgehalten. Die Steigerung der 
Löhne und das Sinfen des Geldwerths machten diefe wohl: 
feile Herftellung fortan unmöglich: es galt fortab, durch Er: 
findung den Kampf mit dem Ausland zu führen. Bisher 
war aber Deutfchland, 3. B. England gegenüber, meift um 
4 — 5 Jahre im Rüdftand geblieben in der gemerbliden 
Ausbeutung techniſcher Erfindungen, eben wegen des unzu— 
reihenden Patentſchutzes. Die deutfchen Erfinder, die in der 
Heimat feinen Schug und deßhalb feinen Käufer und Ber: 

werther fanden, waren genöthigt, im Ausland ihre Gedanken 
patentiren und aud ausnützen zn laflen. 
a das Recht des Erfinders, Buſch Archiv 
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Die preußiſche Regierung zog nunmehr ihren früheren 
Antrag zurüd und beantragte (11. April 1876) eine En— 
quete über die Frage des Patentſchutzes. Diefe Unter: 
juhung, beichlofien 26. April 1876, von 22 durch die Re— 
gierungen gewählten Sadyverftändigen (vom 29. Auguft bis 
2. September) gepflogen, hatte das Ergebniß, daß alle 
Stimmen bis auf Eine fih für Beibehaltung des Erfin- 
dungsſchutzes durch Patent ausſprachen. Der hierauf im 
Reichskanzleramt ausgearbeitete Entwurf eines Patentgejeges 
wurde veröffentlicht und, weſentlich umgearbeitet, unterm 
6. Februar 1877 dem Bundesrath und, nah geringen Aen— 
derungen, am 24. Februar 1877 dem Reichstag vorgelegt: 
auch bier ſprach nur Eine Stimme gegen das Schußprincip. 
Die Commiffion, welder der Entwurf übermwiefen wurde, 
beantragte eine Reihe bedeutſamer Umgeftaltungen nament= 
lid zu SS 4 und 5, Inhalt des Patentrehts, 88 13, 14, 
Patentamt 88 27 — 31, Zurüdweifung und Zurüdnahme, 
Anſprüche des Verletzten 88 34 — 38. Diefe Vorichläge 
wurden im Wefentlihen vom Reichstag angenommen und 
das Gejeg, nah Zuftimmuug des Bunbesraths (9. Mai 1877) 
veröffentlicht unterm 25. Mai 1877. 


II. Wefen des Erfinderrechts. 


Nicht blos theoretifche rechtsphilofophiiche Bedeutung 
hat die Feftftellung der Rechtönatur des Erfinderrehts: auch 
praktiich für die Gefeg-Gebung und Gefeß = Auslegung iſt 
Klarheit hierüber unerläßlic. 

Mangel an folder Klarheit hat das Schwanfen ber 
Gefeggebung, der Doctrin und der Anfprüche der Bethei: 
ligten im Gebiet des Urbeberrechts zur übeln Folge gehabt: 
8. den falſchen Standpunkt des Privilegs (etwa gar 
für den Verleger, nicht für den Urheber — während beide, 
der Verleger und der Nahdruder, fi Iediglih durch das 
verjhiedene Verhältniß zum Urheber unterfcheiden —): dann 
die unmögliche Auffaffung des Urheberrechts als eines 
geiftigen, fchriftftellerifchen, Fünftlerifchen „Eigenthumes“, 
(So leider auch noch die Verfaſſungs-Urkunde des Deutfchen 
Reichs vom 16. April 1871, Art. 4. Nr. 6.) die folge: 
tihtige Ausdehnung diefes Irrthums bis zur Forderung 
eines „droit Eternel* durd die franzöfiichen, belgifchen, 
deutichen Künftler auf dem Tage zu Brüffel, die Schwan« 
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tungen in Behandlung des Weberfegungsrechts, der öffent: 
ligen Aufführung im Drud verbreiteter dramatifcher, muſi— 
falifcher und bramatifch-mufifalifcher Werke, der Photographie, 
die Verwechslungen zwiſchen Firmenrebt nnd Markenrecht 
einerfeit8 und Schuß der Mufter und Modelle andrerfeits, 
und Aehnliches. Hat doch auch unfer Neichsgefep vom 
11. Zuni 1870 zum Schuß bed Urheberreht3 an Schrift: 
werfen u. ſ. w. dem im Weſentlichen die herrſchende Anfict 
von der Identität des Urheberrehts mit dem Verlagsrecht 
zu Grunde liegt, einmal wenigſtens ($ 28), Urheber: und 
Verlags: Net neben einander geftellt: freilid nur in dem 
Sinne, daß „Urheberrecht“ das urfprünglihe Verlagsrecht 
des Urhebers im Gegenfag zu dem abgeleiteten des Ber: 
legers bedeuten fol. (Dben S. 136.) 

Auch die Frage des Erfinderfhuges hat in ihrer Be: 
handlung durch Unklarheit über die Natur des zu Grunde 
liegenden Recht3 gelitten. 

In neuerer Zeit mehren fi erfreuliher Weiſe dic 
Stimmen, welche die herrfchende, zumal von den im Uebrigen 
fo verbdienftliden Oskar Wächter' ſchen Werken getragene 
Identificirung des Urheberrehts mit dem Verlags— 
recht, die Auffaffung des Urheberrechts als eines Ber: 
mögensrecht3, verwerfen oder doch für unzulänglid erklären. 
Nach der herrſchenden Praris fteht der Urheber eines Geiftes: 
produnts etwa gleih dem Eigenthümer eines Waldes, mwelder 
das ausſchließende Recht hat, den Vermögenswerth ber in 
diefem Walde wachſenden Bäume auszunügen, Andere, 
melde diefe Bäume fällen als Holzdiebe ftrafrechtlich ver: 
folgen und civilrechtlih Entſchädigung leiften zu laſſen: ein 
„ausichließendes Abſatzverhältniß“ hat ein Vertreter 
diefer Auffaffung (v. Schäffle) das Urheberrecht genannt: 
ein „Monopol” im griechiſchen Sinn des Wortes. Erkennt 
man denn wirklich nicht das Verjchiebene, was z. B. dem 
— des States und dem Urheberrecht zu Grunde 
iegt 

Gegen die Verlagsrechtstheorie haben ſich neuerdings 
Gareis (ſ. oben ©. 160, 163) und Kohler (oben S. 160, 164) 
ausgeiproden. Man wird dieje Ausführungen über „In: 
dividualredhte” und „Immaterialrechte“ für jehr dan: 
fenswerth anfehen müſſen und dod eine noch etwas tiefer 
gehende Begründung verfuchen dürfen. So gelangt Kohler 
©. 13 doch wieder zu der Annahme, die Immaterialrechte feien 
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„von der Perſon ablösbare und übertragbare Vermögens: 
rechte.“ 

Es iſt aber eine neue Bezeichnung nicht erforderlich: 
es können die fraglichen Rechte als höchſtperſönliche („beja— 
hende“ im Sinne Kant's W. W. V. S. 349) Rechte aus 
dem Begriff der Perſon abgeleitet werden. 

Der Kern iſt nicht vermögensrechtlich, ſondern „rein-per— 
ſönlich“, dem Recht auf Ehre, auf ein Wappen, einen Namen, 
einer Firma, einer Marke, auch einem Familien- und Standes- 
Recht, vergleichbar: nur als eine mögliche, nicht nothmwendige 
Folge, als Ausfluß des perfönlichen Rechts können vermögens- 
rechtliche Anſprüche von demfelben abgeleitet werben. 

Aus dem Begriff der Perſon als einem Centrum können 
ohne Zweifel noch mehr und andere Radien gezogen werben 
ald das römische Recht daraus gezogen hat. 

Die Verkennung diefer Wahrheit hat abgehalten, das 
Urheberrecht al3 Ausfluß der „persona* zu conftruiren. 

Der Zufammenhang des Schöpfer eine? Geiftespro= 
ducts mit diefem Product ift eine Thatfache, wie die Kind— 
\haft bes Kindes eines Erzeugers. Legterer Zufammenhang, 
letztere Thatſache ift früh vom Recht mit beftimmten Wir: 
tungen bekleidet worden: jehen wir von ben vermögenstecht- 
lihen Wirkungen der Unterhaltungspflicht, dem Erbrecht ganz 
ab, jo bleibt noch der Anspruch des Bater3 auf Anerken— 
nung feiner Baterjchaft. Nachdem nun lange Zeit das Recht 
den Zufammenhaug des Geiftesproduct® mit dem Urheber 
nicht mit beftimmten Wirkungen befleidet hatte, ift dies feit 
Erfindung der Buchdruderfunft gefchehen: dabei bat man 
aus leicht begreiflihen, praftiihen Gründen zunächft die 
vermögensrechtlihe Verwerthung geſchützt und geregelt 
und nicht, wie es logiſch richtig gewejen wäre, die Vor: 
ausfegung, den Rechtsgruud dieſer augjchließenden Vers 
merthungsbefugniß, d. 5. die Urheberjhaft ala Bafis 
anerfannt. Und doc ift dieſes nunmehr vom Recht ge: 
ſchützte, thatfächlihe Verhältniß der Ausgangspunkt aller 
tinzelnen daraus abgeleiteten Rechte. 

Die principiellen Rechtsfäge lauten: „die Urheberſchaft an 
einem Geiftesproduct ift eine Thatjache, mit welcher das Recht 
nunmehr Wirkungen verknüpft. Der Urheber hat eine 
Klage auf Anerkennung feiner Urheberſchaft, wo fie 
beftritten wird: erſt folgeweiſe auf Unterlafjung (d. h. Ber: 
bietung) aller mit diefer rechtlich geſchützten Urheberſchaft unver: 
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einbaren — folgeweiſe auf Entſchädigung für jeden 
durch Verletzung des Urheberrechts zugefügten Nachtheil und, 
da die Rechtsordnung das Recht für ſo wichtig erachtet, 
es auch durch Strafdrohung zu ſchützen, auf Beſtrafung nach 
Antrag.“ 

Das Urheberrecht iſt alſo ein abſolutes Recht: d. h. 
es wird nicht erſt durch ſpecielle Beziehung zu einer be— 
ſtimmten andern Perſon und nicht nur gegen dieſe begründet: 
es entſteht auch nicht erſt eine Klage aus dem Urheberrecht 
durch Verletzung der vermögensrechtlichen Anſprüche, 
welche aus der Urheberſchaft fließen: ſondern, wie der Vater, 
dem die Baterfchaft, der Adelige, dem ber Adel ober jein 
Wappen, wie der Kaufmann, dem das Recht auf eine Firma 
beftritten wird, eine Klage hat auf Anerfennung diefer Rechte, 
ohne Rückſicht, ob vermögensrechtliche Rechte durch ſolche Be— 
ftreitung berührt werden oder nicht, fo hat der Urheber eine 
Klage auf Anerkennung feiner geiftigen Vaterſchaft (z. B. gegen 
denjenigen, ber fich felbft diefer Urheberjchaft berühmt) d. h. 
feiner Urheberſchaft: erft folgeweiſe dann auch auf jene andren 
Unterlaffungen, Entſchädigungen, Leiftungen: wie bie rei vindi- 
catio und die andren dinglichen Klagen in erfter Reihe auf An: 
erfennung des Eigentums, des fervitutfreien Eigenthums 
und erft folgeweife auf Herausgabe, auf Entſchädigung für 
die Vorenthaltung, auf Unterlaflung der das Eigentum ver: 
legenden Beihreitung des Grundftüds kraft angemaßter 
Dienftbarkeit gerichtet find. — 

Kraft diefer Urheberihaft, kraft bes rechtlich geſchützten 
„vinculum spirituale“ hat der Urheber ferner die alleinige 
Berfügung über die geiftigen Gefhide des Products: 
er allein hat das Recht, es zu ändern, in Form und In— 
halt: nicht 3. B. der Berleger; er fann aber natürlih aud 
Andern diefe Aenderungsbefugniß gewähren. 

Eine Folge der rechtlih geſchützten Urheberſchaft, des 
Rechtes aus der Urheberfchaft, ift dann die ausſchließende 
Befugniß der PVeröffentlihung, das Recht der Wahl 
zwiſchen Zurüdhaltung ober Verbreitung, und, legtern 
Falles, die Beftimmung der Art der Verbreitung: ift daber 
ein Product wie 3. B. ein Muſikſtück, verſchiedener Formen 
der Veröffentlihung fähig, 3. B. durch den Mufifalienhandel 
und durch öffentliche Aufführung, fo jchließt die vom Urheber 
jelbft vorgenommene oder einem Andern übertragne Ber: 
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fentlihung in der Einen Form nit aud die Befugniß 
ur Beröffentlihung in der Andern ein (oben ©. 152). 

Das „Berlagsreht” Anderer an Schriftwerfen u. ſ. w. 
ft alſo nicht ein jelbftftändiges Recht, fondern ein abge- 
eitetes. Es ift daher völlig ungeeignet, als Grundlage der hier 
n Frage kommenden Rechte conftruirt zu werden: denn es 
ft nur eine Folge des Urheberrechts: das urjprünglide 
Berlagsrecht hat der Urheber als folder, ein abgeleitetes 
ann durch Vertrag mit ihm erworben werden: nur aus 
praktifhen, aus Billigkeitögründen läßt das Geſetz nah dem 
Tode des Urhebers das einmal begründete Verlagsrecht noch 
dreißig Jahre fortbeftehen. Das Urheberredt ift unüber- 
tragbar und — abgefehen von dem Fall der Miturheber: 
haft, in dem es durch getheilte Production fofort ald Ge: 
theiltes entſteht — untheilbar: mweßhalb 3. B. bei ber 
Gütergemeinſchaft nicht das Urheberrecht, nur das Verlags: 
recht des Urhebers und auch dies nur nach feinem vermögens— 
rechtlichen Inhalt von der Gemeinschaft ergriffen wird. 

Denn auch das Verlagsrecht ift nicht an fich ein ver— 
mögensrechtliches Recht: der Urheber, der kraft feines urfprüng: 
lihen Verlagsrechts eine politifhe Brofhure auf feine Koften 
in Selbftverlag gratis verbreitet oder einem Berleger, Com: 
mifftonär zur Verbreitung übergibt, übt das urjprüngliche 
Verlagsrecht des Urhebers aus, aber nicht als Vermögensrecht. 

Daher kann das Urheberreht und das urfprüngliche 
Verlagsrecht des Urhebers verlegt werden ohne Schädigung 
ded Vermögens, ja mit beabfichtigter Bereicherung des Ur: 
hebers. B. veröffentlicht das ihm anvertraute Manufcript 
des A, welches diefer, an dem Erfolg zweifelnd, nicht ver- 
öffentlichen wollte, und will dem A den reinen Ertrag zu: 
wenden — ohne Zweifel eine Verlegung des Urheberrechts 
ohne Bermögensihädigung, (oben ©. 160). 

Es ift nur Eine unter den mehreren im Urbeberrecht 
beſchloſſenen rechtlich geſchützten Möglichkeiten d. h. Hand— 
lungsrechten, daß der Urheber ſein urſprüngliches Ver— 
breitungs- (VBerlags-) recht auch vermögensrechtlich verwerthen 
lann, indem er (im Selbſtverlag oder im Verlagsvertrag 
oder in Uebertragung der Benützung einer Erfindung gegen 
Entgelt) ſich dafür Vergütung leiſten läßt, daß er Andere 
aus feinem Geiſtesproduct äſthetiſchen Genuß, wiſſenſchaftliche 
Belehrung, oder, durch induſtrielle Verwerthung, wirthſchaft— 
lichen Vortheil ziehen läßt. — 
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Diefe Auffaffung des Urheberreht als eines perfön- 
lihen (aber nicht etwa dem „nomen“, ber Forderung 
des Gläubigerd entiprechenden, ſondern abfoluten) Rechts 
Löft allein alle Schwierigkeiten, welche die Fdentificirung des: 
jelben mit dem vermögensredtlihen Verlagsrecht nicht zu 
löſen vermag. Sie ergibt z. B. von felbft, daß das Recht 
des Erfinders nur eine Species de3 Genus „Urheberredt“ 
jein fann: fie gewährt das Kriterium, das ficher enticheidende, 
für eine Menge von feinen Fragen, welche die Verlagstheorie 
nicht wiſſenſchaftlich entſcheiden kann, fondern nur durd die 
Geſetzgebung „aus praftifhen Gründen“ normiren laſſen 
muß. Die Berlagstheorie hat fein Princip: denn das wirflide 
Princip des Verlagsrechts: das Urheberrecht, wird gar nicht 
von ihr erreicht. 

Unfere Auffaffung entfcheidet z. B. die Streitfrage über 
Ueberjegungsredht principiell zu Gunften der Heberfegungs: 
freiheit: denn die eigenthätige geiftige Verwerthung eines 
fremden Geiftesproduct3? muß frei ftehen, da fie ja jelbft 
Urheberſchaft ift, alfo Urheberrecht begründet: wo fo viel 
von individueller Geiftesarbeit vorliegt, daß von einem 
„vinculum spirituale“ gejprocden werden fann, da ift Ur: 
heberfchaft und Urheberrecht gegeben; daß fremde Gedanten 
das Arbeitämaterial bildeten, fteht nicht im Wege, wo das 
Fremde durch individuelle eigene Arbeitet umgeftaltet if: 
alle Eultur der Menfchheit ruht auf der Verarbeitung vor: 
gefundenen Stoffes: und nicht nur Metall und Marmor 
find folder Stoff, auch die Vorgedanken anderer: ober ift 
Goethe's Iphigenie etwa deßhalb fein Product, an welchem Ur: 
heberrecht beftehen fonnte, weil der Dichter Die Vorgedanken bes 
Mythos verwerthet hat? Oder erwirbt der Verbeſſerer einer 
fremden Erfindung fein Urheberreht an der Berbefferung? 

Sn der Ueberfegung in eine andere Sprache aber, auch 
in einer jchlechten, liegt fo viel eigene Geiftesarbeit ala 
genügt, das „vinculum spirituale* zu begründen. Dat 
ohne das Driginal die Ueberfegung nicht entftehen konnte, 
ift fein Grund dawider; es iſt alſo lediglich eine Billigkeits— 
erwägung, wenn dem Urheber des Driginald, unter jebr 
engen Vorausſetzungen, auf kurze Frift, ein Vorrecht der 
Ueberfegung eingeräumt wird, (f. oben ©. 96). 

Unfer Princip entjcheidet auch ohne Schwierigkeit eine 
Reihe von andern Fragen, deren Löfung vom Standpunc 
des Verlagsrechts aus mwiffenfhaftlich nicht möglich, und 
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von ber jenen Standpunct theilenden Geſetzgebung, wenn 
fie im richtigen Sinne erfolgt, nicht aus ihrem Princip ab- 
geleitet, jondern nur aus Gründen des Urheberprincips 
vernunftbefriedigend getroffen ift. 

Dahin gehört die Anerkennung, daß die Umbildung 
aus einer Kunftform in eine verſchiedenen äfthetifchen Ge— 
jegen unterftellte andere (3. B. aus dem Roman in das 
Trama, (oben ©. 100), aus der Malerei in Rlaftif) 
niht Nahdrud, fondern Begründung eines neuen Urheber: 
rchts if. Dahin gehört die Entſcheidung der Frage, ob an 
der Photographie Urheberrecht beftehen fann? Richtig hatte 
ein Urtheil des Pariſer Kaffationshofes, welchem das baierifche 
Geſez vom 30. Juni 1865 gefolgt war, die Frage dahin 
entihieden, daß im Einzelfall, nah jachverftändigem Er: 
meſſen, zu prüfen fei, ob eine „production originaire* vor: 
liege d. 5. jenes Minimum individueller Geiftesthätigkeit, 
weldes cin vinculum spirituale zu erzeugen vermag. Unfer 
Reihagefeg vom 10. Januar 1876 hat die principielle Ent: 
\beidung vermieden und jeder Photographie, nad Erfüllung 
gewiffer formaler Vorſchriften, einen allerdings Furzlebigen 
Schutz gewährt. Das heißt den Knoten nicht löfen, ſondern 
durhhauen: praftiih ift damit wol dem Verkehrsbedürfniß 
genügt, aber unter Verzicht auf eine principielle Zöfung. 

Diefe Shon zu lang gerathene Begründung unferer Auf: 
fafung des Urheberrechts kann hier nicht weiter ausgeführt 
werden: jedesfalls hat fie gezeigt, daß ber Schuß der Er: 
Andung, wenn er überhaupt gewährt wird, eine Art des 
Schutzes der Urheberfchaft ift: denn ob jemand einen neuen 
Gedanken der Wiſſenſchaft der Chemie oder der Mechanik 
ın Buchform ausdrüdt oder in Geftalt der neuen Miſchung, 
der neuen Mafchine herftellt, ift offenbar gleihgültig für die 
Urheberſchaft. Verwarf man, aus einem Irrthum der Volfs- 
wirtbihaftspolitif, den Schuß der Erfindung, jo machte man 
eine Ausnahme von der im neueren Recht anerkannten Regel 
des Schutzes der Urheberſchaft. Die Gegner des Patentſchutzes 
gelangten, wie wir oben ©. 164 f. fahen, folgerichtig dazu, 
auh den Nachdruck in Schuß zu nehmen und das Urheber: 
ht auch an Schrift, Bild» und Ton: Werfen zu verwerfen. 
Gewährte man der Erfindung Schuß, fo mußte principiell 
dad Recht des Urheberd, wie e3 in den früheren Gefegen 
geregelt war, auch auf diefe Art der Urheberſchaft an— 
gewendet werden, mit Ausnahme nur derjenigen Mopdificationen, 

Felir Dahn. Baufteine, V. 2. 12 
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welde a) die Eigenart dieſer Urheberfhaft oder b) da: 
praftifhe Bebürfniß des Verkehrs, das Intereſſe ber 
Induſtrie, aus Nüplichkeitsgründen, gebieterifch forderte. 
Aber freilich: gerade hier ftellte fich heraus, daß das „Ber: 
lagsprincip“ im Stiche ließ, weil es nicht ein Princip, 
fondern nur eine Einzel-Folge aus einem Princip, dem „vin- 
culum spirituale“, ift. 

Bon jenem unferem Standpunct aus ift nun das Gefeh 
und bie diefem vorhergehende und nachfolgende Literatur zu 
prüfen. Wir werden uns überzeugen, daß, wenn das Geſetz 
im Ganzen als ein befriebigendes anzuerfennen ift, dies 
feiner Webereinftimmung mit dem Urheberprincip zu verdanten 
ift und daß feine Fehler, wenn fie nicht aus irrigen Würbi: 
gungen ber praftifchen Bedürfniffe und aus Zugeſtändniſſen 
an diefelben erwadjen, auf Abweihung von jenem Princip 
zurüdzuführen find. Allerdings ift auh an jene Com: 
ae zwiſchen mwiberftreitenden Anfichten zu erinnern, 
melde, wie fo häufig in der Gefeßgebung unſeres jungen 
Neiches, einerfeit3 als unvermeiblih, andrerfeit3 aber aub 
als Urfaden vieler Halbheiten und Widerſprüche anerkannt 
werden müflen. Strenger als das Geſetz ift daher bie 
Literatur bei ſolchen Fehlern zu beurtheilen: ihr fteht für 
Unflarheit oder Halbheit nicht die entfchuldigende Erklärung 
aus Compromiffen zur Seite. 

Unter ben Verſuchen, das Weſen de3 Erfinderrechts zu 
conftruiren, find die anziehendften die von Gareis und 
Kohler aufgeftellten Erklärungen. Kohler ©. 10 mil 
biefes „Immaterialrecht“ nicht dem Grund und Wefen nad 
vom Eigenthum unterfheiben, mit welchem es den Grund: 
die Erarbeitung, und das Weſen: die ausfchließende ölo— 
nomiſche Ausbeutung gemein habe. Allein nicht die Arbeit 
ift der unmittelbare, ja, fie ift nicht einmal der einzige 
mittelbare Grund des Eigenthums, wie Kohler, zahlreichen 
Juriſten, Oekonomiſten und unter den Philofophen befonders 
Schopenhauer folgend, S. 1—7 ausführt: fondern bie 
Anerkennung eines Thatfählihen als eines Shuf 
bere&tigten dur die Rechtsgenoſſenſchaft. Meiſtens 
und urfprünglich wol faft immer wird dieſes Thatſächliche 
Sachbeſitz fein; jene Menſchengenoſſenſchaft, welde zuerit 
nit nur die „hebbende Gewere” ſchützte, fondern aud nah 
Berluft des Innehabens dem entwerten Befiger zur Wieder: 
erlangung der verlornen Sade ihren Rechtsſchutz gemährtt, 
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bat den Schritt von dem blos thatſächlichen Innehaben zur 
Anerkennung bes Befigrehts gethan und damit die Vor: 
ſtufe des Eigenthums erreicht. 

Man wird fi die Entwidlung, bie Steigerung dieſes 
Shuges folgendermaßen vorftellen dürfen. 

Der im Beſitz einer notorifch ihm zugehörigen — wir fagen 
noch nicht „eignen“ — Sache gewaltfam von einem Rechtöge: 
nofjen (nicht von einem Ungenofjen: denn gegen folden Angriff 
beftand Die Pflicht der Kriegshilfe aller Genoffen) Angegriffene 
fand bei feiner gemwaltfamen Abwehr den Beifall, bald den 
Beitand feiner Genoſſen. War er bereit3 entweri und ber 
Räuber, Dieb mit der Deube auf der Flucht, fo warb dem 
Entwerten in der Verfolgung ber bier beſonders rafch be- 
durfte Beiftand der Genofjen ebenfalls gewährt, wenn ber 
ganze Vorgang, was Zubehörigkeit der Sade und Gemwaltthat 
des Angreifer3 anlangte, zweifello8 war. Dagegen wurde 
der Schuß der Genofjen zur Wiebererlangung des verlornen 
Befiges offenbar erſt viel fpäter, befchränkter, ſchwächer ge: 
währt, wenn zwifchen ber (angeblichen) Entwerung und der 
Klageftellung längerer Zeitraum lag, wenn die Zubehörigfeit 
der Sache, bie Gewalt oder Lift des jegigen Innehabers 
weifelhaft war. Wenn bei einer verhältnismäßig fo hohen 
Cultur wie die der Germanen der volle Rechtsſchutz nur bei 
handhafter That oder Gerüfte gewährt wird, bet übernächtiger 
That der beflagte Beſitzer dem Unfchuldgeid näher und bei 
freiwilliger Entwerung die Bindication ganz ausgefchloffen 
it, jo zeigt dies, wie bei den roheren Anfängen der Cultur 
der Rechtsſchutz der Genoſſen wohl auf den Schuß des ge: 
Körten Befiges befchränft war und nur bei dringendften 
Gründen auch für Wiedererlangung bes Beſitzes geleiftet 
wurde — abgefehen immer von der Entwerung durch einen 
Ungenofjen, welche wol einer der älteften casus belli war. 
Es leuchtet nun ein, daß nicht gerade Arbeit ber that: 
Jählihe Grund des hienach geſchützen Beſitzes geweſen fein 
muß: auch wer als Erbe, Schentnehmer befaß wurbe geſchützt, 
mie wer durch Decupation, Specification, läftigen Vertrag 
gegen Hingabe von Erarbeitetem erworben hatte. 

Der logifhe Grund, aus welchem Eigenthum anerkannt 
wurde, war aber durchaus nicht, wie Kohler ©. 1 nad 
Vorgang zahlreicher Rechtsphiloſophen annimmt, die Ers 
tenntniß, daß „das Rechtsfubject feine ſchöpferiſche Thätigfeit 
In die Sade gelegt und dadurch die Sache mit ſich ſelbſt 
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verknüpft, mit einem Stüd feines eignen Wefens erfüllt hat.“ 
Aus folden feinen Reflerionen (Hegel'ſchen Stiles!) er: 
wachſen feine Rechtsſätze, am Wenigften in ber Zeit der 
Vorcultur fo elementare Rechtsinftitutionen wie Befigichus 
und Eigenthum. (Hierin pflichte ih v. Ihering völlig bei, 
ber nur ben Fehler begeht, das Recht allein aus jeiner 
realen Wurzel, der praftifhen Zweckmäßigkeit, der äußeren 
Nöthigung, abzuleiten, die ideale d. 5. die Vernunftnoth: 
wenbdigfeit, die innere Nöthigung zu ignoriren; vgl. Dahn, 
die Vernunft im Recht S. 25 f. Berlin 1879.) Bielmebr 
hat die Selbftvertheidigung des angegriffenen Befigers, der 
im „Kampf um's Dajein“ feine gefammelten Vorräthe, feine 
occupirte Höhle oder Baumfrone mit dem grimmigen In— 
ftinet der Selbfterhaltung ſchützte, die Billigung, die Aner: 
fennung, fpäter die Hilfe der Genofjen gefunden, weil dieſe 
feine Handlungsweife dem eignen Trieb der Selbfterhaltung 
entſprechend fanden, weil fie fi fagten, baß fie ebenio 
handeln würden und — fpäter — weil die Schütung dei 
Befigenden in feinem Befig auch im Intereſſe der Gejammt: 
beit erjprießlich ſchien. 

Es widerftreitet geſchichtlicher Methode, Eigenthum 
(Beſitzſchutz) auf Speculationen zurüdzuführen, deren bie 
Menſchen zur Zeit der früheften Entftehung des Eigenthums 
offenbar noch entfernt nicht fähig waren. Alle Rechtsfäge find 

unächft aus zwingendem Drang praftifchen Bebürfnifies ent: 
anden. Auch das Urheber: (und Erfinder-)Recht ift nicht ent: 
ftanden, weil man an das „vinculum spirituale“ dachte, 
fondern weil feit Erfindung des Buchdruckes die ökonomiſche Ber: 
werthung der Bücher große praktiſche Bebeutung erlangı 
und nun das praftijhe Bebürfniß drängte, dur ver: 
nünftige Friedensorbnung d. h. dur das Recht, zu regeln, 
wer die Befugniß diefer Ausbeutung haben follte. Seit dem 
XVI. Jahrhundert aber war die Cultur in Europa fo hod 
entwidelt, daß man fi mit der äußern, formalen Regelung 
ber Frage nicht begnügte, jondern nad dem inneren idealen 
Grunde, nah ber Bernunftberedtigung bes Schutzes 
des Urheberrechts forjchte. 

Während nun aber freilich bei dem Urheberrecht (das fein 
Eigenthum ift) behauptet werben kann, daß ber Urheber fein 
Erzeugniß, wie Kohler fagt, „mit einem Stüd feines eigenen 
Weſens erfüllt hat”, gilt dies keineswegs von allen Arten 


des Eigenthums, das durch Erbgang, Schenkung, ja durd 
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it und Gewalt erworben mworben fein fann — Diebftahl 
ınd Raub find zwar auch „Thätigkeit“ aber nicht „Arbeit“: 
— daher muß Kohler ©. 5 felbft anerkennen, daß das 
„Arbeit3princip“ nicht erfhöpfend if. Durch diefen Irrthum 
ıber ift Kohler dazu gelangt, das Erfinderreht und das 
Eigentbum dem Grunde nad zu ibentificiren S. 10. Grund 
des Eigenthums aber ift vielmehr Anerkennung bes Beſitz— 
reht3 und Steigerung defielben. Grund des Urheberrechts 
dagegen Anerkennung des ausſchließlichen „vinculum spiri- 
tnale* als Rechte begründend. Anerkennung durch bie 
Rechtsordnung ift formale Vorausfegung jedes Rechts im 
jubjectiven Sinn: das Thatfächliche aber, was dem Eigen: 
thbum, und das Thatlählihe, was dem Urheberrecht zu 
Grunde liegt, find ganz verjhiedene Subftrate. 

Gareis ©. 20 unterfheidet das Erfinderreht von dem 
EigentHum: er faßt dafjelbe richtig als eine Species des 
Genus Urheberreht und zählt dieſes ſowie das Recht auf 
Schutz der Mufter und Modelle, der Firma, der Marken zu 
den von ihm jo genannten „Individualrechten“.) 

Man mag dieje Bezeihnung gelten laffen und nod 
etwa das ausfchließende Recht der adeligen Familie auf 
Führung ihres Wappens beranziehen. Gerade das Recht 
auf Namen gewährt intereffante Vergleichung. Weber 
Adelige noch VBürgerlihe haben zwar ein ausjchließendes 
Recht auf ihren Namen, aber die abelige Familie wenigftens 
auf ein an ihren Namen gefnüpftes Wahrzeichen: das Wappen. 
Und im Handelsreht hat das praktiſche, vermögensrechtliche 
Bedürfniß oder Intereſſe dahin geführt, wenigftens eine Art 
von Namen: den Handelsnamen des Kaufmanns, mit 
Rechtsſchutz wenigſtens fo weit zu verfehen, daß eine neue 
Sandelsnieberlaffung eine bereit beftehende Firma nicht 
wählen darf. Hier hat unfere Rechtsbildung alfo aus 
praftiihen Gründen aus dem „Recht auf einen Namen“ 
eine Folgerung gezogen, welche außerhalb des Handels: 
rechts nicht gezogen wird: daß aber nicht nothwendig Ber: 
mögensinterefjen e3 fein müflen, melde zur Ziehung folcher 
Folgerungen drängen, zeigt das verwandte Beifpiel des 
ausſchließenden Wappenrehts des Adels, während 


) Bal. feine Abhandlung über das juriftifhe Wefen der Autor: 
rechte ne en Se = des Martenfchuges in Buſchs Archiv 
XXXII. 1877. ©. 197 f. 
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i 
| | Bürgerlihe zwar auch Wappen führen, aber Anbern bie 
91 Führung des gleichen Wappens nicht unterſagen dürfen. | 
&o hat man aud aus der Thatſache der Urheberſchaft 
| t im griechiſchen, römiſchen und mittelalterliben Recht nidt 
bie Folgerung gezogen, daß fie ein Recht begründe: man ha: 
das faktifche Verhältnig nicht zu einem rechtlich gefchügten 
| gemacht: als man es, feit Erfindung des Buchdrucks, that, 
war allerdings das Vermögensinterefle das treibende Motiv, 
| wie bei ber Firma: aber daraus folgt keineswegs, daß ber 
| Kern des nunmehr geſchützten Verhältniffes ein vermögens- 
' rechtlicher ei, jo wenig wie das ausihließende Wappenrecht 
bes Adels ein vermögensrechtliches ift. 
Wenn aber Gareis das „Ausfchließende“ als das 
Wefen diefer „Individualrechte“ bezeichnet, jo ift doch zu 
erinnern, daß auch das Eigenthum das ausſchließende 
Recht völliger dinglicher Sachbeherrſchung ift, daß aud der 
| Eigenthümer das Recht hat, jeden Anbern von Bermwerthung 
z. B. ber Früchte feines Eigenthums auszufcließen: Gareis 
würde hiedurch zu ber Auffafiung Schäffle’3 von den „aus: 
ſchließenden Abſatzverhältniſſen“ geführt. E3 fragt fidh aber 
gerade nad dem inneren, logijhen Grund, nah bem 
' Bernunftpoftulat, weldes dem Urheberrecht zu Grunde lieat: 
warum hat denn nur der Urheber dieſes Recht ausichließender 
Berwerthung? Darauf fann man nicht mit der Vermeifung 
auf den vermögensrechtlichen Vortheil antworten: denn weh: 
halb eben gönnt denn die Rechtsordnung gerade dem Urheber 
ö diefen Bortheil? warum nicht dem Verleger? oder ber Ge— 
jammtheit, wie es bie Gegner bes Urheberrechts wollen? 
Antwort: weil unfere Rechtsbildung dermalen ben Schus 
des „vinculum spirituale“ als vernunftnothwendig anfieht. 
Nah meiner Auffaffung müßte freilih, wie oben gegeiat, 
aud gegen bie bloße falſche Berühmung der Urheberſchaft, 
ohne Schädigung des Urhebers, (vgl. das Urtheil des Reichsge— 
richts oben S.160— 162) diefemeine Klage aufAnerfennung 
feiner Urheberfchaft zuftehen, ganz ähnlich wie der Kauf: 
mann nicht nur dann einem Andern die Führung feiner 
Firma durch Klage unterfagen darf, wenn er eine Vermögen!- 
' Ihädigung durch Anmaßung ber Firma behaupten fann. 
Ueber das Berhältniß der verſchiedenen Reichsgeſetze zum 
Schuß des Urheberrechts, namentlich des Muſterſchutzgeſetzes 
I vom 11. Januar 1876 zu dem Batentgefek, giebt Gareis 
S. 52 —55 eine Reihe von fehr treffenden und wichtigen 
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Ausführungen; nur gegen die Gruppirung ©. 52 ift Be: 
denken zu erheben, welde unter das literarifche Urheber: 
reht auch die mufitalifhen Compofitionen ftellt: Veran— 
laſſung hiezu war jelbftverftändlich das Reichsgeſetz vom 
11. Juni 1870; man fann aber muſikaliſche Compofitionen 
um der Notenjchrift willen nicht zu der „Literatur“ ftellen: 
auch wird ein Mufifftüd, dag noch gar nicht „aufgeichrieben“ 
ift (3. B. Aufführung einer noch nicht niedergefchriebenen 
Melodie) ebenfalls gegen unbefugte Beröffentlihung ge— 
ſchützt. Jenes Geſetz hat nur aus praftiihen äußerlichen 
Gründen die Mufif mit behandelt, die bildende Kunft da- 
gegen, welche der Entwurf ebenfalls einbegriffen hatte, einem 
ipäteren Geſetz überwiefen. Man wird vielmehr folgender: 
maßen gruppiren müſſen 


Urheberredt: 
I. an Schriftwerken: 


1) wiſſenſchaftlichen; 

2) poetifchen; 

3) andersartigen (3. B. journaliftiichen); 
IL an Tonwerten. 


(Bei den zu 12 zählenden dramatifchen, den zu II ge: 
hörigen rein muſikaliſchen und ben zu beiden (12 und II) ge: 
börigen gemifchten dramatifch-mufitalifchen findet neben dem 
Schuß gegen unbefugte Verbreitung im Buch- und Mufifalien: 
bandel noch der gegen unbefugte öffentliche Aufführung ftatt.) 


II. an Bildwerken: 


1) Malerei; 
2) Bildhauerei; 
3) Photographie (beihränft). 

(Die „Abbildungen“ — geographiſche, topographiice, 
naturwiſſenſchaftliche, techniihe und ähnliche — zählen als 
Beftandtheile von Schriftwerfen zu 1.) 

4) Baufunft (befchräntt). 


IV. Induſttielles (Gareis ©. 32): 
1) an Muftern und Modellen; 
2) an Erfindungen. ' 
(Dagegen der „Schuß der Marken” gehört nicht hieher, 
fondern unter den „Schuß der Firma [oben ©. 86].“) 
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II. Darftellung und Kritik der wihtigften Normen 
bes Gefeges mit Berüdfihtigung der Literatur. 


Das materielle Patentrecht (58 1—12 des Geſetzes). 


Ermübend wäre e3 und eintönig die einzelnen Gommentare 
des Gejeges, welche jelbftverftändlib in ben allermeiften 
Puncten übereinftimmen, den Inhalt des Gejeges reproduciren 
müſſen, bintereinander zu beſprechen. Es empfiehlt fib, 
ftatt deſſen die entſcheidenden Grundſätze des Geſetzes und 
die daran fich knüpfenden Streitfragen der Xiteratur zu er: 
Örtern: auf die außerdeutihen Gefeßgebungen joll nur ge: 
legentlih ein vergleihender Blid geworfen werben. 

Unfer Gejeß ertheilt Patente nur für 1) neue, 2) Er: 
findungen, melde 3) eine gewerblide Verwerthung 
zulafien. 

Ausgenommen, alfo patent-unfähig, unpatentirbar 
find I) Erfindungen, deren Verwerthung den Gejegen ober 
guten Sitten zumwiderlaufen würde; 

II. Erfindungen von Nahrungs:, Genuß: und Arznei: 
mitteln, ſowie von Stoffen, welche auf chemiſchem Wege 
hergeftellt werben, fomweit die Erfindungen nicht ein be: 
fimmtes Verfahren zur Herftellung der Gegenftände be- 
treffen ($ 1). — 

Eine Definirung des Begriffes der „Erfindung“ 
zu geben Hat unſer Geſetz vermieden: dies ſollte ber 
Wiſſenſchaft, der Rechtſprechung überlaffen werden (Motive 
©. 16); anders das öfterreihifhe Gejeß von 1851, weldes 
die Begriffe „Erfindung“, „Entdedung“, „Berbefierung“ 
definirt. Die Definitionen, welche Landgraf, Klofter: 
mann, Dambad aufgeftellt haben, werden von Gareis 
©. 26 f. mit guten Gründen angefochten, dem aber nicht 
zugegeben werden kann, daß zwiſchen „Erfindung und 
Entdedung“ überhaupt Fein Unterſchied zu ftatuiren ſei: 
ge bat Kohler ©. 32, 33 mit beftem Fug bemerft, 
daß die „Erfindung“ durch eine eigenartige Schöpfung 
bes Menfchengeiftes fih von der „Entdedung” als der bloßen 
Entfchleierung des objectiv bereit? Vorhandenen ganz beftimmt 
unterfcheidet. Amerika ift nicht erfunden, fondern entbedt 
und das Pulver ift nicht entdedt, fondern erfunden worden: 
relativ aber find beide Begriffe: Amerika wurde entdedt 
für die Europäer, nicht für die Rothhäute, und die (angebliche) 
Erfindung des Schießpulvers durch die Chinefen hebt bie 
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Erfindung durch Berthold Schwarz (?) jo wenig auf als Colum— 
bus die Entdedung Amerikas deshalb abzufprechen ift, weil vor 
ihm Isländer „Winland“ gefunden. (Ueber das Erforderniß 
der „Neuheit“ fiehe unter $ 2) 

Was die „gewerbliche Verwerthbarkeit” betrifft, jo machte 
befanntlich der Begriff des „Gewerbmäßigen“ ſchon im Handel3: 
geſetzbuch A. 273 mande Schwierigkeit: man wird‘) den „ein- 
heitlihben Gemwerbewillen” auch hier betonen müffen. Ge: 
winnerzielung‘) ift hiernach nicht erforderlich (mohl aber 
Gewinn-abſicht) und die „objektive Verwerthbarfeit, welche 
man*) ala Erforderniß aufgeftellt hat, ift fo wenig erforderlich 
als bei dem Begriff des Kaufmanns der Abſchluß der Bilanz mit 
Reingewinn.) Damit ift auch das Kriterium für Entſcheidung 
einer andern Frage gegeben. Der Gegenftand der Erfindung muß 
allerdings jein ein „Gut“ im volkswirthſchaftlichen Sinn d. h. 
an Mittel, ein menfchliches Bebürfniß zu befriedigen. Diefer 
Begriff ift aber jo relativ und ſchwankend al3 ber ber 

„Ware“: die kleinen Gößenbilder und Amulette, welche die 
engliihen Schiffe — zugleih mit den Miffionären — nad 
Aria tragen, find dort „Ware“ und „Gut“, bei ung nicht, 
Nenihen waren, wo und fo lange Sklaverei beftand, Ware: 
jie find es bei ung nicht mehr. Relativ ift hienach ber 
Begriff des Bedürfniffes: es ift nicht erforberlih, daß 
dad Bedürfnig allgemein und überall als ſolches aner: 
Iannt fei: wenn fih nur die Möglichkeit einer gewerblichen 
Verwerthung, ob zwar im engften Kreife, ergibt. Wenn 
man daher, weil man Kunftgenuß, Mufilgenuß als ein Be: 
dürfniß betrachtet, ohne Zweifel eine Harfe für ein Gut und 
eine neue Harfen: Conftruction für patentfähig erklären muß, 
jo muß aud ein andre mufifalifhes Inſtrument ebenfo be: 
trahtet werben, wenn es nah dem herrſchenden Ge: 
ſchmack Abſatz findet und gewerbemäßige Verwerthung zuläßt: 
ob der Richter die Drehorgel oder den Dubdelfad für miß- 
tönig erachtet, ift gleichgiltig, jo lange es Leute gibt, welche 


‘) Mit Goldfhmidt Handbuch des Handelsrehtö I 2. Aufl. 
1875 ©. 455 f., deſſen —— mehr bier Einſchlägiges ent— 
halten als die von Kohler S 7 angegebene Literatur. 

) ee ift Dage en "hier = in Een andern Arten Des 
Urheberrechts Gemwinnab eh Kodabmers, welcher das 
Patentrecht — vgl. Kobler E 98 über die übereinftimmende 


ftanzöfiſche Praxis. 
lleander- :faß ©. 8 und Dambach S 
) So ridtig Gareis a. a. D., Kohler ©. {n Königs ©. 24. 
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fie kaufen (und Andre, welche für den „Genuß“ dieſer Mufit 
bezahlen). Darin ift Gareis gegen Kohler ©. 63 im 
Recht, da man nicht zugeben fann, daß das Bedürfniß ein 
„allgemein geſellſchaftliches“ ſein müſſe. Wie will man dies 
anders entjceiden al3 durch die Prüfung der „gewerblicen 
Verwerthbarkeit“? Wo diefe gegeben ift, da ift auh Raum 
für das Patent. Ohne Zweifel ift die Erfindung einer neuen 
Beleuchtung der Bühne patentfähig, da der Theatergenuß ala 
ein „allgemein geſellſchaftlicher“ gilt: wenn aber die Puri— 
taner bie Theater fließen, fo hört die Verwerthbarkeit auf, 
abgejehen davon, daß alsdann die Erfindung „gegen die 
guten Sitten“ verftoßen würde, — ebenfalls ein ſehr wandel: 
barer Begriff! — So lang Tafchenfpieler von ihrem Gewerbe 
(eben fönnen, muß aud ein neuer Tafchenipielerapparat als 
patentirbar gelten, obwohl der Genuß dieſer Kunftftüde 
ein „allgemein gejellihaftliches” Bebürfniß nicht genannt 
werben fann. 

Ohne Grund ſchließt Landgraf ©. 3, 4 die Urproduction 
und den Handel von dem Begriff des „Gewerbes“ hier aus: 
die Motive S. 17 haben nur Methoden mifjenichaftlicer 
Theorien, 3. B. der Obftveredlung, ausscheiden wollen: aber 
ein Mittel zur Vernichtung der Reblaus oder zur Abwehr 
ſchlagender Wetter oder zur raſchen Auftrodnung burd: 
wäſſerter Schachte oder eine neue Vorrichtung, die Schiffe zu 
befrachten oder unterwichtige Münzen auszuftoßen, oder die 
auf der Börſe abgeſchloſſenen Geſchäfte mechaniſch zu zählen, 
find allerdings patentfähig. 

Den Gegenftand der Erfindung bilden immer entweder 
Producte („Güter, Waren“) oder Productionsmittel: 
zu legteren zählen einmal Verfahrensarten, jodann Maſchi— 
nen: man fann daher nit mit Kloftermann (nad $ 1 de? 
repidirten Entwurfes des Patentſchutzvereins und ſchon der 
Uebereinkunft des Zollvereinsftatut3 vom 21. Dctober 1842) 
gruppiren: a) Waren, b) Maſchinen, ce) techniſche Pro: 
ceſſe, d) Fabricationsmerhoden: felbftverftändlich können 
die sub b—d angeführten Gegenftänbe ſelbſt Ware werden 
und gerade das Patentweſen fihert ihre Verwerthung nidt 
nur im Selbftgebraud des Erfinder, jondern als Waren; 
daß die Productiongmittel felbft Producte find, darf gegen 
unjere Eintheilung nit angeführt werden: denn wirtb: 
ſchaftlich kommen fie zunächſt ihrem nächſten Zwecke nad in 
Würdigung. 
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Ueber das Erforberniß, daß die Erfindung nicht gegen 
die Geſetze oder guten Sitten verftoßen dürfe vgl. oben ©. 184: 
da3 relative Moral-Ideal der fraglichen Zeit, des fraglichen 
Volkes entſcheidet: die Leichenverbrennung z. B. wird man 
beute nicht mehr als gegen bie guten Eitten verftoßend an— 
führen dürfen. 

Nach Vorgang des franzöfifhen Rechts hat unſer Gejek 
die Nahrungs, Genuß:, Arzneimittel ausgefchloffen. In 
Frankreich haben ſich hiegegen bereits gewichtige Stimmen 
erhoben und mit Recht führt Kohler S. 71 an, daß die 
Begründung in den Motiven S. 17 nicht überzeugend iſt: 
die Expropriation durch die Reichsregierung nad $ 5 Abſatz II 
würde in Fällen des öffentlichen Bedürfniſſes vollftändig 
ausgereicht haben und die principielle Verſagung des Schußes 
wirft ſchädlich, indem fie den Erfindungsgeift abjchredt, fich 
auf diefen fo wichtigen Gebieren zu bemühen: Alles, was 
für Batentihug überhaupt (oben ©. 163 f.) gejagt wurde, 
ipricht gegen dieſe Ausnahmen. 

Auch knüpfen fih an diefelben ſchwer zu löſende Streit: 
fragen. Da Ausnahmen ftreng ausgelegt werden und diese 
Ausnahmen gewiß feinen favor juris verdienen, wird man 
mit Kohler ©. 72 gegen Dambad ©. 5 und Gareis 
©. 41 nur die menſchlichen Nahrungsmittel ausgeſchloſſen 
anſehen dürfen, nicht aber Nahrungsmittel für Thiere: aljo 
find Herftellung von Lohkuchen u. ſ. w. patentfähig. Dagegen 
bei den „Arzneien” muß man, dem Sprachgebrauch gemäß, 
auch Heilmittel für Thiere einbegreifen. Borbeugungs: 
mittel gegen Krankheiten 3. B. Desinfectionsmittel, find 
aber feine Heilmittel: daher als ſolche patentirbar, fie werben 
aber meift al3 Chemikalien ausgeſchloſſen fein; ob eine Arznei 
durh Athmen, Trinken, Kauen oder durch Einreiben in 
oder an den Leib gebracht wird, ift gleichgiltig; dagegen ift 
eine Knochenſäge oder ein Elektrifirapparat nicht ein „Arznei“⸗ 
mittel, alſo ſchutzfähig. 

Auch bei den Genußmitteln muß man ſich gegen Dam- 
bab ©. 5 und Gareis ©. 43 dafür entjcheiden, daß der 
teft jtehende Sprachgebrauch, welcher 3. B. das Rauchen einen 
Genuß nennt, Tabak und PBarfüms unter jenen Namen ein- 
begreift: jo richtig Landgraf S. 10 (und Kloftermann 
&. 117), wie ja auch im Gebiet des Strafgefegbudhs $ 370 
Nr. 5 Cigarren, Efjenzen u. a. von Strafrechtslehrern als 
Genußmittel verſtanden werden. 
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Ausgeſchloſſen ſind ferner Chemikalien — die Ent— 
deckung in der Natur vorgefundener Verbindungen iſt überall 
feine Erfindung —: die Erwägung, daß die Wiſſenſchaft 
in vielen Fällen nicht zu jagen wifle, ob eine Mifhung nicht 
aud in der Natur vorfomme, darf man nicht (mit Kohler 
©. 74) als Grund für die Ausfchließung bezeichnen: denn 
wenn dieſes Vorkommen zur Zeit nicht befannt ift, fo ift 
eben zur Zeit die fünftlihe Herftellung eine wahre neue 
Erfindung, nicht eine Entdeckung: daß aber der Begriff der 
„Erfindung“ wie der „Entdedung“ uud ber „Neuheit“ nur 
relativ ift, haben wir gefehen (oben ©. 189). Was Kohler 
©. 74 gegen die Begründung des Ausſchluſſes in den Motiven 
anführt, ift fehr wohl zutreffend: „das Intereſſe der Induftrie, 
denjelben Stoff auf vortheilhaftem Wege herzuftellen“, waltet 
auch bei andern Dbjecten der Induſtrie: diefer Einwand — 
die Regierungsfommiffäre beriefen fih ausdrüdlich dabei auf 
die preußifche Praris, wonach „Stoffe“ in der Regel nicht 
patentirt würden — ftammt noch aus dem früher herrjchenden 
den Patent abgeneigten Syftem und ift mit dem Standpunct 
des Gefeges nicht vereinbar, welches nicht blos Verfahrungs: 
arten ſchützen will, fondern allerdings auch „Stoffe.‘) Daher 
ift es weder mit dem Princip des Gefeges vereinbar, noch 
durch den Wortlaut der Ausnahme geboten, mit Landgraf 
©. 11 auch auf mechaniſchem Wege hergeftellte Stoffe aus: 
zufhließen; was die chemiſchen Stoffe ausschließt, ift nicht 
der „Stoff“, fondern das „Chemiſche“, vermöge bejonderer 
Ausnahme durch das Geſetz, melde, an fih von fraglicer 
Berechtigung, gewiß nicht ausgedehnt werben darf. — Mag 
man nun übrigens, Gareis oder richtiger der von ihm S. 48 
angeführten Autorität (Naumann) folgend, feine Kluft 
zwijchen Chemie und Phyfif als „Theilen Einer Wiſſenſchaft“ 
annehmen, immerhin nöthigt die Beftimmung des Geſetzes 
in Fällen, welche als zweifelig, an der Grenze liegend oder 
gemifcht erjcheinen, durch Sachverſtändige feftftellen zu laſſen, 
ob ein hemifches oder ein phylifalifches Verfahren — nöthigen: 
fal3 „überwiegend“ — vorliege. 

Da das Geſetz ausdrücklich ein beftimmtes Berfahren 
zur Herftelung diefer Gegenftände von der Ausnahme aus: 


*) Richtig fagt Lyon⸗Caen p. 11: „les motifs .„. montrent claire- 
ment, combien le — allemand est peu convaincu des avan- 


un brevets“; die Ausnahme der Chemilalien begegnet in feinem 
an Patentfag. 
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nimmt, aljo unter die Regel und die Patentfähigfeit ftellt, 
muß auch ein Berfahren zur SHerftellung (neuer oder) 
alter Nahrungsmittel patentirbar fein: der Streit zwifchen 
Gareis ©. 49, 50 und Kohler ©. 77 hierüber fcheint 
weder durch die Vorfrage, ob neue oder alte Nahrungsmittel 
(Gareis) vorliegen, entjchieden zu werben, noch durch bie 
Identificiruug von „Berbefferung eines Nahrungsmittels“ 
mit Herftellung eines verbefjerten Nahrungsmittels (Kohler), 
fondern dadurch, daß die Ausnahme des 8 1 N. 2 ein Ber: 
fahren gar nicht treffen will, fondern nur „Nahrungsmittel“ 
d. 5. eine Art von Stoffen. Berfahrungsarten find 
patentirbar, aud wenn fie unpatentirbare Stoffe zum 
Gegenjtand haben. 

Intereſſant ift es, die verjchiedenen Patentgefege zu ver: 
gleihen in ihrer Auffafjung des Erforderniffes der „Neu: 
beit“, der „Originalität“ der Erfindung. 

Unjer Geſetz jhügt „neue“ Erfindungen $ 1, giebt 
feine pofitive Definition der Neuheit, erklärt aber $ 2 eine 
Erfindung als nicht neu: „wenn fie zur Seit ber auf Grund 
diejes Geſetzes erfolgten Anmeldung 

1) in öffentlihen Druckſchriften bereit berart befchrie: 
ben oder 

2) im Inland bereits jo offenkundig befannt ift, 
daß danah die Benugung durch andere Sachverftändige 
möglich erſcheint.“ 

Das franzöfifhe Gejeg von 1844 hat in A. 31 bie 
Entſcheidung, ob neue Erfindung vorliege, in jedem Einzel- 
fall dem Richter überlaffen; die Folge war eine große Uns 
beftimmtheit und eine Fülle von Fafuiftifhen Streitfragen; 
vgl. Kohler S. 35—36. 

Dagegen führte der von unferem Geſetz eingefchlagene 
Weg Sofort zu der fchlimmen principiellen Auslegungs— 
Controverſe, ob $ 2 ausſchließend oder beifpielsmeife 
gefprodhen habe, — eine Frage von außerorbentlider Trag: 
weite, welche jehr ſchwer zu entjcheiden if. Die Motive 
(welde Landgraf ©. 16 mit Unrecht als entſcheidend 
beranzieht) und die übrigen Materialien gewähren feine 
Stüßpunkte für die Entſcheidung: ein „Non-liquet“ ift in 
diefer Fundamentalfrage unerträglid; man wird Die von 
Landgraf ©. 16, Kloftermann Batentgefeg ©. 131, 
Gareis ©. 58 vertheidigte freiere Auffafjung, die nur 
Beifpiele in ben beiden Fällen des $ 2 erblidt, für bie 
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de le lege ferenda gefproden wünſchenswerthere erklären, 
aber gegenüber dem Wortlaut des Geſetzes die firengere feft- 
halten müſſen: e3 fehlt im Tert an jedem Ausbrud, ber 
nur eine beifpielsweife gewählte Aufzählung anzunehmen 
verftattete. (So Dambad ©. 10—11, Kohler ©. 36.) 
Das Gefek bedarf an mehr als Einem Puncte der Revifion 
— und zwar fann diefe, der Natur des Gegenftandes wegen, 
nicht fo lange warten wie etwa bie Reform der Actiengejet- 
gebung: — und dieſe Frage follte vor Allem recht bald 
durch Aenderung bes Textes (Einfhaltung von „insbe: 
fondere*) in dem Sinn entſchieden werben, welden bie 
angeführten Erläuterer dermalen bereit3 (mit einer fanften 
Vergewaltigung des Wortlauts) aus fehr triftigen praktifchen 
Gründen in das Geſetz hinein zu legen für verftattet halten. 

Wenn auch andere Vorgänge als die beiden im Geſetz 
aufgeführten die Neuheit ausſchließen follen fönnen, jo wird 
fih fragen, müfjen diefe Vorgänge im deutſchen Reich wie 
sub 2) oder können fie aud wie sub 1) im Ausland ge 
ſchehen fein? So fieht fih Gareis ©. 67 folgerichtig zu 
der Aufftellung gedrängt, daß aud eine Benügung im Aus: 
land die Neuheit ausfhließe ober ausfchließen „könne“ — 
dies zeigt aber deutlich die Unhaltbarkeit der von ihm ver» 
tretenen de lege ferenda gewiß zwedmäßigen, aber mit dem 
Tert unferes Gejeßes nicht vereinbaren Anfiht. Wann denn, 
unter welchen Borausfegungen fchließt die Benugung im 
Ausland die Neuheit au und wann nicht aus? Und mweh- 
halb hätte denn das Geſetz ausbrüdlih die Benugung „im 
Innland“ genannt, wenn die Benugung im Ausland 
die gleiche Wirkung haben follte? Dies wollte das Gefet 
offenbar nicht. 

Nicht zu billigen ift die weitere Entfcheidung, zu welder 
das Geſetz uns zwingt, daß die Sprade, Nation und Zeit, 
in welcher eine Erfindung durch Drudichrift befchrieben 
worben, gleichgiltig, aljo die Neuheit und damit bie Patent: 
fähigfeit ausgefchloffen, wenn 3. B. ein Geräth in dhinefifher 
Sprache vor zmweihundert Jahren befchrieben mworben if, 
während anberfeits die offenfundige Benugung in einem 
Nahbarlande die Patentirung nicht ausschließen fol. Gerade 
die entgegengefegte Feſtſtellung in beiden Fällen wäre bie 
richtige gemwefen: bei Berathung bes franzöfifhen Geſetzes 
wurde die zweite biefer Entfheidungen ausdrücklich ver- 
worfen, da bie Induſtriekreiſe der europäiſchen Eulturvölter 
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„ſolche Trennung nach Statsgebieten nicht kennen“. Die 
Benugung im Inland muß übrigens nicht eine gewerbliche 
fein: auch die Verwerthung 3. B. im Haushalt oder als 
Spiel, ohne Abfiht der Verwendung zu Gewerbszwecken, 
genügt, Die Neuheit auszufchließen. Dagegen ift die Her: 
zeigung auf einer Ausftellung feine Benugung: erſt wenn 
auf Grund oder in Begleitung der Ausftellung die Be- 
ihreibung in Druckſchrift erfolgte, wäre die Neuheit nad 
Nr. 1) verloren. Praktiſch ſehr wichtig ift, daß die Publi- 
cation des Patentamt, welche mit öffentlicher Befchreibung 
geihieht, ohne Zweifel ala eine öffentliche, die Neuheit auf: 
hebende Beichreibung gelten muß. 

Der Zufag, daß im Ausland herausgegebene Patent: 
beihreibungen den öffentlichen Drudichriften erſt nad Ber: 
lauf von drei Monaten gleichftehen jollten, daß alfo binnen 
diefer Frift der vorher im Ausland ein Patent Suchende 
(oder bereit3 Patentirte) nicht im Weich wegen mangelnder 
Neuheit mit feinem PBatentgefuh follte abgemwiefen werben 
können, wurde bei der dritten Leſung geftrihen: man verwies 
auf „internationale Vereinbarungen“, welche zur Zeit noch 
nicht beſtehen. Wer alfo im Reich ein Patent ſucht, wird 
die Anmeldung bei dem Patentamt fo früh bewirken müffen, 
daß die Beichreibung durch Publication eines außerdeutſchen 
Patentamts nicht zuvor gejchehen Fann.”) 

Die Frage, ob eine al3 neu angemeldete Erfindung, 
welche ſich mit einer ältern berührt, wirklich al3 neu zu be— 
traten fei, ift im Einzelfall Gegenftand der oft jehr ſchwie⸗ 
rigen Feftftelung der Sacverftändigen: einige interefjante 
a aus der franzöfifhen Praris führt an Kohler 

©. 45 ff., ber felbftftändig fcharffinnige Kriterien aufftellt: 
}. 'B. fann das Ganze einer Mafchine neu fein, nur com: 
binirt aus lauter älteren Einzelgliedern: ber „Ueberſchuß“ 
der Erfindung muß alddann, fann aber aud in der Neu: 
beit der Gombination beftehen, diefer Ueberſchuß muß technisch, 
aber nicht auch wifjenfchaftlich neu fein: die freie Verwerthung 
früherer Erfindungen fließt die Neuheit der auf fie gebauten 
Combination nicht aus — wie im ganzen Gebiet der geiftigen 
Production Urheberrecht entftehen fann an dem aus freier 
Verwerthung älterer Gedanken Hergeftellten. (Dben ©. 94.) 


Hierüber ein DT, —— von Gareis in der 
deutſchen Revue J. 
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Das Neue muß eine neue Combination von Naturfräften 
jein: fehlt dies Erforderniß, jo liegt vielleicht ein zu ſchützen— 
des Mufter oder Modell, aber nicht eine patentir 
Erfindung vor. Dambach Mufterfhuggefeg S. 16 und 
Gareis ©. 54 beſchränken den Shut auf „Geſchmads- 
mufter”, zur „Befriedigung des äfthetiihen Sinnes“, was jo 
ausgebrüdt vielleicht zu eng gefaßt ift: aber die Ausführung 
bei Gareis ©. 55 nähert fih dann doc fehr der richtigen 
Einfiht, daß das Weſentliche für den Patentſchutz die Ber: 
werthung ber Linien oder Körperform ald Mittel zum 
tehnifhen Zweck der Entfaltung oder Leitung oder Be: 
berrfhung einer Naturfraft ift (ähnlich, obzwar etwas ab: 
weichend, Kohler ©. 82): eine Mafchine, ein Geräth, kann 
patentirt und die darauf angebrachte Verzierung fann dur 
den Mufterfhuß gebedt fein: 3. B. eine neue Vorrichtung 
zur Deffnung oder Schließung von Thüren, ein Korkzieber. 

„Die „Anmeldung“, von der $ 2 fpridt — „auf 
Grund diefes Gefeges erfolgte Anmeldung“ — ift, mie 
Gareis ©. 61 überzeugend ausführt, nicht nur eine aus 
Beranlafjung dieſes Geſetzes, jondern eine den Bor: 
ſchriften dieſes Gefeges entſprechend erfolgte: eine un: 
vollftändige Anmeldung, um eine von Andern vorbereitete 
Erfindung vorweg der Patentirung zu Gunften des Anmel: 
ders zu fichern, genügt nicht: man darf hier einen Sag bei 
Bergreht3 analog anwenden: wie bie Muthung eine 
„lebende“ fein muß, nit eine „blinde fein darf, jo 
muß aud die Anmeldung eine „ſehende“, beflimmte, voll: 
ftändige fein.") 

Mit Recht führen Gareis ©. 63 und Kohler a.a.d. 
gegen die Motive aus, daß auf die Abficht deſſen, der bie 
Druckſchrift verbreitete, für die „Neuheit“ offenbar nichts 
ankommen kann — alfo z. B. für unfere Frage gleichgiltig 
ift, ob die Druckſchrift in Verlegung des Urheberredts an 


10) Vergl. Motive ©. 32, Dambadh ©. 36, Yandgraf S. 107, 
gear ©. 105, Kloftermann ©. 137, vergl. 232 Gareis S. 61: 
über änzung der unvollitändigen Anmeldung Kobler ©. 9%, der 
mit Recht aus i 21 des Gefeges folgert, daß Die binnen der bier vor 
gefehenen Friſt rechtzeitig erfolgte Ergänzung die Wirkung baben 
muß, Die erfte — tunc, nicht ex nunc) aufrecht zu halten, 
da nur bei Verfäumung diefer Friſt „Die Anmeldung“ d. b. eben Die 
erfte „urückgewieſen“ wird: andern Falls führt i | 
meldung, nun berichtigt, zur Batentirung: enticeidend für die Prio- 
rität ift alfo Die erfte, rechtzeitig ergänzte Anmeldung. 
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Schriftwerfen gejchehen — daß auch „al Manuffript“ ge— 
drudte Schriften „Drudichriften” find: daher muß auch eine 
nur für einen engeren Kreis „beſtimmte“ Drudjcrift, jo: 
bald fie thatjächlih von jedem erlangt werden fann, als 
eine „Öffentliche“ Drudicrift gelten. Darauf, auf das 
Thatjächliche der Zugänglichkeit, ift das Hauptgewicht zu 
legen und jo ſcheint wohl Kohler ©. 38 mit Gareis ©. 64 
vereint werden zu können. 

In beiden Fällen (Drudichrift und Benugung) muß die 
Erfindung jo durchſichtig gemacht jein, daß Sadverftändige 
dejjelben Zmweiges fie danach benußen können: daß 
anderer Zweige Sachverſtändige fie danach nicht benugen 
innen, jteht nicht im Wege: denn Sacdverftändige der 
drandhe B ftehen eben den Laien gleich in einer Erfindung 
der Branche A. Ob die Benugung wirklich und als gewerb— 
liche gejchehen, ift gleichgiltig: die Möglichkeit und die Be- 
nugung aud nur zu wiſſenſchaftlichen, häuslichen Zwecken 
genügt. 

Rechtsſubjekt des Patentſchutzes ift nun nicht der (erfte) 
Erfinder als folder, fondern der (erfte) Anmelder als folder 
— abermals analog dem bergrectlihen Saß: „ber erfte 
Nuther hat das Alter im Felde” — vorbehaltlich des Rechts 
des Erfinders, die von dem erſten Anmelder rechtswidrig 
nabgejuchte Patentirung durch feinen Einfpruh zu hemmen 
— analog dem bergrechtlihen Sag: „der erfte Finder, ber 
erfte Muther“. Diefer Vorbehalt widerlegt jeden Verſuch, 
dad Recht des Erfinder aus der Gruppe des Urheberrechts 
freien zu wollen, da ja häufig der Patentirte nicht Urheber 
der Erfindung fei: dieſer Einwand ift ebenfo grundlos wie 
diejenige, welcher das Urheberrecht ald Grundlage des Ver: 
lagsrechts läugnen wollte, weil häufig, ja regelmäßig ber 
Berleger nicht der Urheber fei. Man überfieht dabei, daß, 
wie der Verleger nur ein abgeleitetes Verlagsredht hat — 
da3 urfprüngliche hat Eraft feines Urheberrechts der Urheber —, 
ſo der Patentfucher, der nicht Erfinder ift, entweder fein 
Recht von dem Erfinder ableitet oder auf Einfprud des Ur: 
heber3 wegen angemaßten Rechts Abweiſung eventuell Nichtig- 
erflärung gemwärtigen muß. Das Batentgefeg, im Ganzen 
ein gutes Gefeg, hat einzelne Fehler: aber mit Unrecht hat 
man (3. B. Dambach ©. 12 f.) diefe Beftimmung des 
3 3 vor, während und nad feiner Herftellung heftig ange— 
griffen. Die Beftimmung findet fih ganz ebenfo in dem 

zelir Dahn. Bauſteine. V. 2, 13 
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franzöfifden, öſterreichiſchen, belgifhen, italienischen Geſet 
und ift dur praftifche Gründe gefordert, ohne, wie mir 
eben fahen, dem theoretiſch richtigen Princip zu wiberftreiten. 

Die Begründung diefer Beftimmung in den Motiven 
des II. Entwurfs ©. 18, 19 (vgl. Gareis, Kohler, 
Lyon=Eaen b- 13 — Batentblatt von 1877 N. VIE. 23 
gegen die völlig grundlofen Angriffe eines amerikaniſchen 
a ift fo vortrefflih, daß es genügt, darauf zu ver: 
weiſen. 

Der Anmelder muß handlungsfähig ſein: für 
handlungsunfähige z. B. Kinder als Erben des Erfinders, 
meldet der Vertreter, Vormund an. Deutſche Reichsange- 
hörigkeit iſt nicht erforderlich: der Anmelder, der nicht Er: 
finder iſt, kann durch Vertrag unter Lebenden, durch Erb— 
gang oder Vermächtniß, alſo als Singulars oder Univerſal⸗ 
ſucceſſor des Erfinders, das Recht erworben haben, wie 
Erben oder Verleger eines Schriftſtellers deſſen Verlagsrecht 
erwerben: das „Erfinderrecht“ erwirbt der durch Vertrag 
oder Erbgang beredtigte Anmelder fo wenig als die Xer: 
— oder Erben Schiller's deſſen Urheberrecht erworben 

aben. 

Mit Recht hat man auch juriſtiſchen Perſonen die 
Anmeldung verſtattet. Gareis ©. 75 f. gelangt nur „zu 
Ausnahmsfällen“, in welden das Princip durchbrochen werde, 
daß nur eine phyſiſche Perfon „erfinden“ könne. Worab 
ift zu erinnern, daß es ſich bier um das „Anmelden“ 
handelt, nicht um das Erfinden: durd das Anmelden 
werden DVermögensrechte, vermögensrechtliche Verwerthun— 
gen des Erfinderrechis erworben, nicht das Erfinderredt: 
der Anmelder muß, wie wir eben fahen, durchaus nicht der 
Erfinder fein. Warum fol eine Actiengefelihaft nicht 
die ſes Vermögensrecht erwerben können wie andre Xer: 
mögensredhte? Dber warum follen offne Gefelichafter nicht, 
wie das BVerlagsreht an einem Buch, das Patentrecht an 
der Erfindung eines Ungenoffen erwerben können, dem fie 
die Verwerthung feiner Erfindung ablaufen, ebenſo wie feine 
drei Söhne dieſes Verwerthungsrecht erben? Aber aud bie 
Erfindung kann von mehreren Miturhebern ala Mit: 
erfinbdern ausgehen: fo gut Jakob und Wilhelm Grimm 
Miturheber des deutfchen Wörterbuch waren. Ob dann 
ſolche Miturheber eine juriftifche Perſon oder eine Societas 
bilden wollen bei der Anmeldung, ſieht ihnen frei. 
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Es fann ferner, was Gareis als die Eine das Princip 
durchbrechende Ausnahme zugiebt, in einer Fabrik ıc. dur 
das Zuſammenwirken Mehrerer eine Erfindung gemacht 
werden, welche Gareis „Etablifjementserfindung” ober 
„Sollectiverfindung” nennt. Wir brauden aber feinen 
neuen Namen für eine altbefannte Sade: es liegt einfach 
Miturheberihaft vor, auf welde die befannten Grundfäße 
(oben S. 112) anzuwenden find: daß bei der Miterfindung 
eine größere Zahl von Miturhebern vorkommen kann, ift 
gleihgiltig: es find dies nicht nur Fälle, in denen das Eine 
pbgfifhe Individuum „nit zu ermitteln iſt“ — wie 
Gareis ©. 76 jagt —, welches die Erfindung gemacht hat, 
ſondern es befteht anerfanntermaßen eine Mehrzahl von 
phyſiſchen Perſonen, deren ineinandergreifendes Arbeiten die 
Erfindung bewirkt bat: hier ift das Erfinderrecht gemein: 
um: ob die Erfinder als juriftifche Perfon oder als Socii 
anmelden wollen, ift ihre Sade: 3. B. die beiden Erfinder 
begründen eine Actiengefellichaft, um das Betriebscapital 
heranzuziehen, leiften als ihren Beitrag die Erfindung und 
die Actiengejfellihaft meldet nun an. 

Eine andere Ausnahme ftatuirt Gareis ©. 78, wenn 
durch Vertrag Ingenieure, Chemiker u. f. mw. ſich verpflichtet 
haben, eine im Betrieb der Fabrif von ihnen gemachte Er: 
findung der Fabrik zur Anmeldung zu überlaffen. Daß ohne 
ſolchen Vertrag jeder Arbeiter u. |. w. das Recht der Anmeldung 
für ſich felbft Hat, ift Har und follte nicht (von Dambad 
©. 14) beftritten werben: weil jenes Recht jedes Urhebers 
vermuthet werden muß und nur durch Gefek oder Vertrag 
ausgeichloffen werden kann, hat das Muſterſchutzgeſetz dem 
Principal die Verwertung der in feinem Etablifjement ber: 
geftellten Mufter und Modelle durch ausdrüdlichen Bor: 
behalt gewahrt: da das Patentgefeg eine ſolche Beſchränkung 
nicht fennt, kann fie nur durch Vertrag auferlegt werben. 

Aber man fann Gareis durhaus nicht zugeben, daß 
bier „eine das Princip durchbrechende Ausnahme von ber 
Regel vorliege, daß juriftifche Perfonen oder eine Mehrzahl 
von phyſiſchen Perſonen nicht follten erfinden oder anmelden 
Tnnen.“ Es ift ja ganz gleichgiltig, ob der Principal, zu 
defien Gunften der erfindende Ingenieur auf fein Anmelde: 
tt vertragsmäßig verzichtet, indem er es auf den Principal 
überträgt, ein Einzelner oder eine Actiengefelichaft ift. Der 
13* 
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Erfinder kann au hier Ein Ingenieur fein oder Drei ale 
Miterfinder: die Anmeldung haben fie, der Eine oder bie 
Drei, dem Principal überlaffen: ob mit Einzelfirma oder Ge: 
jellfichaftsfirma ift gleichgiltig.. Das Verhältnig ift ganz 
ähnlich dem zwiſchen einer Behörde 3. B. einem Minifterium 
und dem bemfelben untergebenen oder angehörigen Beamten: 
ohne Zmeifel erwirbt der Regierungs- oder Minifterialratb, 
der auf Anordnung des Miniſters eine Denkſchrift, einen Be: 
riht ausarbeitet, Urheberrebt an demjelben. Er, nidt 
der Stat und nicht das Minifterium: feine Amtspflicht aber, 
feine dienftlihe Stellung verwehrt ihm, von dem in feinem 
Urheberrecht enthaltenen urfprüngliden Verlagsrecht Ge: 
brauch zu machen. Durch Annahme diefes Amtes unterwarf 
fih der Beamte diefer Verpflichtung, wie der Ingenieur durd 
Eintritt in die Fabrik, welche jenen Verzicht in ihrem Be: 
trieb3reglement enthält. (Oben ©. 88). 

Darf nun, ohne Einiprud abzuwarten, das Patentamt 
die Anmeldung zurüdweifen, weil e8 weiß 3. B. daß ber 
Anmelder nur widerrechtlich in den Befit des Geheimnifies, 
der Bejchreibung gelangt fein fann? So geftellt ift die Frage 
mit Dambad ©. 16 zu verneinen, da $ 3 Abſatz II nidt 
nur die widerrechtliche (obzwar notoriſche) Entnahme, jondern 
dazu noch den Einſpruch des PVerlegten als Vorausſetzungen 
der Zurüdweifung aufftellt: der Einfprud hat keineswegs 
etwa nur die Bedeutung, daß er die Entnahme erft beweiſe: 
vielmehr find Entnahme und Einſpruch fummulativ alä 
Borausfegungen aufgeftelt: natürlih muß die Entnahme, 
wenn beftritten, bewieſen fein; aber auch die notorifche Ent: 
nahme für fich allein genügt nicht ohne Einſpruch. Allerding: 
it Gareis ©. 80 zuzugeben, daß die Zurüdweifung ohne 
Einſpruch erfolgen fann, weil die Erfindung nicht neu if 
($ 2): aber nach der richtigen Anficht wird die Neuheit nur 
ausgejhloffen durch Drudihrift oder offenfundige Be: 
nugung im Inland; in diefen Fällen erfolgt die Abweifung 
von Amtswegen „Mangels Neuheit”: ob dabei Entnahme: 
vorliegt, ift gleichgiltig; die Entnahme allein aber jchlieft 
die Neuheit nicht aus, begründet alfo, auch wenn notorid, 
ohne Einfprud die Abweifung nicht. 

Sehr richtig präcifirt Gareis ©. 81 den weſentlichen 
Inhalt im Sinne des $ 3 dahin: „Alles das, was en 
Sachverſtändiger wiffen muß, um die Erfindung benügen 
zu können“, 
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Die Wirkungen des Patents ($ 1) find nun das aus 
Ihließende Recht des Patentirten, das Patentobject: 
1) berzuftellen; 
2) zu verfaufen; 
3) zu gebrauden. 


1. Ausſchließendes Herftellungsredt. 


Auf diefes war früher in Deutfchland (Vertrag der 
Regierungen des Zollvereind vom 21. September 1842) der 
Patenſchutz befchränkt; in dem Schreiben des Reichskanzler— 
amt3 war bereit3 nachgewiejen, daß dies durchans nicht genüge, 
vielmehr nah dem Vorgang aller fremden Patentgefege auch 
dad Verkaufs: und Gebrauchsrecht dem Patentirten aus: 
ſchließend gewährt werden müſſe; dies ift im Geſetz gefchehen, 
obzwar mit einigen Beichränfungen. 

Verboten ift nun alfo Schon die Herftellung als folde, 
nit nur die Beräußerung des Hergeftellten: wie in andern 
Gebieten de3 Urheberrechts das Recht des Urhebers fchon 
durch Die Herftellung eines Eremplars verlegt, der Nachdruck 
vollendet ift (Geie vom 11. Juni 1870 a. 22), nicht erft 
durch die Veräußerung. Daher ift die Abficht bei der Her: 
ſtellung infofern gleichgiltig, al3 auch die Abficht, erft nad 
Ablauf der Schußfrift zu veräußern, die Herftellung während 
der Schupfrift nicht von dem Verbot ausnimmt. So richtig 

2Kohler ©. 98. 

Verboten ift aber nicht jede Herftellung, fondern nur bie 
„gewerbemäßige”; entjprehend dem Recht des Patentirten. 
auf gewerbliche Verwerthung ($ 1). 

Gewerbemäßig ift die Herftellung aber nicht blos, wenn 
tie behufs Verwendung in der Fabrik oder behufs Ausrüftung 
der Arbeiter geſchieht; aber auch behufs Ernährung oder Er: 
wärmung der Arbeiter 3. B. patentirte Werkzeuge oder ein 
patentirter Badofen oder Heizofen wird gewerbemäßig von 
Fabrikanten hergeftellt, um feine Arbeiter damit zu verfehen, 
Brod für fie zu baden, die Räume zu heizen. 

Verboten ift die Herftellung des patentirten Products 
als ſolchen (wenn eben diefes und nicht ein Verfahren den 
Segenftand des Patents bildet): alſo auch diefes Products 
durh ein anderes Verfahren als das bes Patentirten; mit 
Grund erinnert bier Kohler an die Beftimmungen des 
Kunſtwerk- und des Mufterfhußgefeges, welche auch das 
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„andere Verfahren“ bei Hervorbringung des geſchützten 
Gegenftandes augfchließen. 


| 
Freigegeben ift jede Herftellung, die nicht „gemerb: 


mäßig” ift, ohne daß es dabei auf den Zweck ber Her: 
ftellung anfäme: alfo 3. 8. die vereinzelte Herftellung behufs 
Verwertung im Haushalt oder zu Lehrzweden ober zu 
techniſchen Verſuchen. 


2. Ausſchließendes Veräußerungsrecht. 


(„Feilhalten, in Verkehr bringen“) „Das Inverkehr— | 


bringen“ fchließt aud das Feilhalten ein: jo richtig Gareis 
©. 87, Kohler S. 101, wobei jedody nach $ 34 Wiſſentlichken 
erforderlih, Fahrläffigkeit, auch grobe, ftrafftei if. Das 
Berbot trifft die Veräußerung auch rehtmäßig bergeftellter 
Producte (ander als bei der Verbreitung von Schrift: 
werfen a. 25 des Geſetzes vom 11. Juni 1870), da ja 
fonft im Ausland hergeftellte Nahbildungen im Inland zum 
Schaden des Batentirten veräußert werden dürften. Das 
Berbot trifft aber nicht die bloße Ausftellung ohne Abſicht 
des Verkaufs und nicht den Anlauf im Ausland behufs 
Verbrauches, wol aber den Ankauf behufs Veräußerung 
(die „Speculationsanfhaffung”). Strenger verbietet das 
franzöfifche Gefeß (a. 41 jede „introduction sur le territoire“). 


3. Ausfhließendes Anwendungsrecht des Ber: 
fahrens und ausfchließender Gebraud des Geräths. 


Hier begegnet die wichtige Streitfrage, ob mie in 


.Abfat I des $ 4 (bei der Herftellung und Veräußerung) 


auch in Abſatz II (bei Anwendung und Gebraud) das Er: 
forberniß der Gewerbemäßigfeit ber Anwendung oder des 
Gebrauches beftehe. Dambach ©. 19 glaubt mit Bebauern 
(Landgraf S. 39 mit Beifall), auch den nicht gemerbe: 
mäßigen Gebraud verboten, Grothe S. 73 und Gareis 
©. 89 gelangen nad) einigem Bedenken zu dem gleichen Er: 
gebniß, Kloftermann ©. 144 und Kohler ©. 107f. zu 
dem Entgegengefegten — meines Erachtens mit Redt. 
Das 34 der Enquete war ein: „non liquet“: 11 
(jeder Gebrauch) gegen 10 (gewerbemäßiger Gebrauch) Stimmen, 
1 Stimme gegen jede ausfchließende Gebrauchs-Berechtigung. 
Der Wortlaut des Gefeges ift nicht fo gefaßt, daß er den 
Zweifel ausfchlöffe. Aber die Vorgefchichte des Gefeges ſcheint 
entſcheidend. Was Gareis S. 91 aus dem GCommilfiond: 
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beriht und ©. 83 aus dem Schreiben des Reichskanzleramts 
damwider anführt, ift nicht beweifend. Denn an Stelle ber 
Motive des Entwurfs des Neichsfanzleramts, der nicht zum 
Gejet- Entwurf wurde, wo allerdings gejagt ift, daß zwiſchen 
„gewerblicher und anderer Benußung ein Unterfchied grund: 
jäglih nicht zu rechtfertigen (2?) und praktiſch nicht durch— 
zuführen jei“ (2), — an Stelle dieſes Entwurfes und feiner 
Motive trat der Entwurf des Bundesraths, welder auf ©. 21 
nur von gewerblider Fabrifation fpricht (vgl. S. 17 inner- 
halb eines „gewerblichen Betriebes“) und der Commiſſions— 
beriht S. 13 will nur bei „gemerbemäßiger Ausnügung“ 
der Erfindung den Schuß gewähren. Wenn nun Gareis 
S. 91 die Stelle aus demjelben Bericht anführt, „es ſei 
denn, daß einer der in Alinea II vorgefehenen Fälle vor: 
liege“, jo ift das eine ſchalkhafte petitio prineipii, melche 
man um ihrer Anmuth willen liebenswürdig nennen möchte. 
Die in Alinea II vorgejehenen Fälle jegen eben — nad 
dem Gommiffionsbericht jelbft! — die gemerbemäßige 
Ausnugung voraus. Es ift einigen Herren Gegnern jelbit 
nicht recht wohl bei ihrer Anfiht: Dambach beflagt das Er: 
gebniß, zu welchem er gelangen zu müſſen glaubt, und was 
ch Garei3 ©. 93 als Troft für feine eignen Bedenken auf 
©. 90 zuſpricht, wird ihn und die „deutſche Hausfrau“ feines 
Beifpiel3 ſchwerlich ganz aufrichten, wenn dieſelben wegen 
häuslichen Gebrauchs einer deutjchpatentirten, oder in Paris 
gefauften Lampe mit Gonfiscation, Geldftrafe (oder) Ge: 
tängniß! heimgefucht wird! Wenn Gareis fih und feiner 
Hausfrau (im Beijpiel) damit Muth einjpreden will, daß 
ja nad dem Geſetz nur wifjentlihe Verlegung geftraft werde, 
aljo „etwa“ die Strafe nur bei hartnädigem Beharren im 
Gebraud nah vorgängiger Mahnung durch den Patentbe: 
rehtigten eintrete, — jo wird auch dieſer Zuſpruch nicht 
frommen: denn die Wiffentlichkeit kann ſchon dur Die 
Patentmarfe auf dem Geräth verrathen fein und das 
ihüchterne „etwa“ zeigt, wie ber verehrte Herr Gegner fi 
wol bewußt ift, daß feineswegd nur in dem von ihm ges 
ihilderten Fall abjonderlihen Troßes gleihfam zur Zähmung 
einer Widerjpänftigen die Strafe eintreten, fondern auch ganz 
lanfte Herzen treffen könne. 
Diefe Ausdehnung des Schutzes geht über das Maß 
und das Bebürfni hinaus: fie giebt, wie jede Uebertreibung, 
den Gegnern des Batentprincips Einwendungen in die Hand 
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und — miürde Deutihland vollftändig ifoliren in feiner 
Geſetzgebung, während dieſelbe, gerade nad dem von unjern 
Gegnern angerufenen Schreiben des Reichskanzleramt, nit 
einmal fo weit geben mollte im Schuß als bie 
anderen Geſetze: „dieſe geben, heißt e3 daſelbſt wörtlich, 
über eine billige Berüdfihtigung der Intereſſen des 
Patentinhabers hinaus und begründen für das 
Publicum die Gefahr empfindlicher Beihränfungen“. 
In diefer Erwägung hat man die in den Entwurf anfge: 
nommene Gleichſtellung der gemwerbliden und der nicht ge: 
werblihen Benützung fpäter offenbar wieder aufgegeben: 
England, Amerifa und Frankreih kennen nur Verbot ber 
gewerbliden Benüßung: in der franzöſiſchen Literatn 
ftehen nur zwei vereinzelte Stimmen der großen Mehrheit 
der GSchriftfteller und der gefammten jurisprudence des 
arrets, der Praris der Gerichtshöfe gegenüber: Caſſationshof 
vom 3. December 1841: „le partieulier, qui achete pour 
son usage personnel un objet contrefait est à l’abri de 
tonte poursuite*. Schließlich jei noch an die Analogie der 
übrigen Gefege zum Schuß des Urheberrechts erinnert. 
Selbftverftändlih beſchränkt ſich die Herrſchaft des 
Neichsgefehes auf das Neichigebiet; nur dur internationale 
Berträge, nicht durch Geſetz, Fönnte eine Benüßung der 
Patentſache im Ausland ausgejchloffen werden: die Handlung, 
melde die gemwerblihe Benügung enthält, muß alfo im In— 
land gejchehen fein, auf daß das Berbot Platz greife: daher 
muß man (gegen Gareis) ©. 97 die Ausfuhr von Patent: 
jachen freigeben: es ift fein „Feilhalten“ oder „Inverkehr— 
bringen“ in Deutſchland, eine Maſchine auf die Eifenbahn 
zu ſchaffen, um fie in Frankreich zu verfaufen. Ueber die 
Durchfuhr gehen die Anfichten weit auseinander. Daß der 
Durbfuhrhandel unter den Begriff des Handels falk, 
muß Gareis ©. 99 ohne Zweifel zugegeben werden; aber 
die Durhfuhr ohne Verkauf im Inland ift für das 
Inland: (Land der Durchfuhr — und darauf allein fommt 
es an: —) fein Handel, wol aber für das Land der Aus: 
fuhr und das der Einfuhr: daß der Spediteur oder Fradt: 
führer, welcher die Beförderung durch das Land der Dur: 
fuhr übernimmt, ein (refatives) Handelsgeſchäft fließen 
fann, ift natürlich ohne Belang für die Frage, ob der Abſat 
im Ausland ein Inverkehrbringen im Inland, im Land der 
Durdfuhr fei. Eine in Amerika gekaufte, durch Deutihland 
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nah Defterreich gebrachte und dort verfaufte Ware ift in 
Deutihland nicht in Verkehr gebradht worden; ſowentg 
als eine Hauseinrichtung, melde bei einem Umzug von 
Memel nah Met durd das deutſche Reich gefahren wird, 
deshalb „in Verkehr” gebradt if. Daher muß man mit 
Dambad ©. 24 und Landgraf ©. 47 gegen Gareis ©. 98 
und Kloftermann ©. 156 eine befondere Beitimmung be: 
züglih der Durchfuhr für überflüffig erklären, die Freigebung 
des Tranfit3 in unferem Geſetz annehmen und, gegen Klofter: 
mann, gut heißen. Das Herumfahren oder Durbfahren 
it Mittel zum Zweck des „Verkehrs“ d. h. „in Umjah“ 
bringen, nit felbft fon „in Verkehr bringen“. Anders 
nah franzöfiichem Recht, welches die „introduction sur le 
territoire‘* verbietet, ohne Unterfcheidung, ob das Einge— 
führte in dieſem Territorium in Verkehr gebradbt werben 
ſolle. Gleihwol wird (nah Kohler ©. 96) fogar nad 
franzöfifhdem Recht von Einigen Freiheit der Durchfuhr be: 
bauptet. Auch bier darf der Schug nicht über das oben an: 
gedeutete Maß hinaus als vom Gejeg gewollt angenommen 
werden. 8 5 Abjag II kann nit mit Gareis ©. 98 als 
Gegengrund angeführt werden, da hier nur von der Be— 
nüßung, nicht von dem Durchführen, der Fahrzeuge die 
Rede ift, wie Kohler S. 111 richtig bemerkt. 

Das Patentrecht äußert feine Wirkung gegenüber dem 
„Erfindungsbefiger“, d. h. „demjenigen, welcher bereits 
jur Zeit der Anmeldung im Inland die Erfindung in Be— 
nägung genommen oder die zur Benützung erforderlichen 
Veranftaltungen getroffen hat“. War dieſe Benübung eine 
offenfunbige, fo ift die Anmeldung nach $ 2 zurüczumeiien 
(im Fall der Entnahme ift das ertheilte Patent als nichtig 
anfehtbar): vorausgefegt wird hier alfo „heimliche“ d. h. nich: 
offentundige Benügung; hier erwirbt der Anmelder das 
Patent, dafjelbe ift auch nicht anfechtbar von dem bisherigen 
Venüger (abgefehen von dem Fall der Entnahme), nur wirkt 
es nit gegen dieſen. 

In jehr vielen Fällen würde doch der Principal gegen 
den Arbeiter, der das Fabrifgeheimniß zur Patentirung an: 
meldet, durch dieſe Anfechtung hinreichend gededt fein. Da— 
gegen wird der Arbeiter, der das Fabrifgeheimniß felbit ge- 
beim in einem Concurrenzgeſchäft benügte, wenn nun ein 
Dritter die Erfindung anmeldet, ganz ebenfo wie der Principal 
geihügt, dem er das Geheimniß entnommen. Nur durch 
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Cautionen, Conventionalftrafen fann fich der Principal gege 
jolbe unbefugte Benügung des Fabrikgeheimniſſes ſchützen 
Mit Recht führt Gareis ©. 102 aus, daß dieſes Recht dei 


Erfindungsbejigers auch durch Vertrag oder Erbgang auf | 


Andre übertragen werden kann, nur muß dieſer Erwerb 
feinerjeit3 bereitS die Benügung begonnen oder vorbereitet 
haben: auf Benützung oder Vorbereitung ſeines Auctor 
fönnte er fich nicht berufen. Und jehr treffend bemerkt cr, 
daß der Ausdrud des Gejeges „derjenige“ uns nidt ab: 
halten darf, die Folgerungen aus dem handelsrechtlichen 
Begriff „Etabliffement” „Niederlaſſung“ zu ziehen, d. b. aus: 
nahmsweiſe auch denjenigen zu ſchützen, melder zwar bie 
Benützung ꝛc. nicht ſelbſt begonnen, aber ein Etablifjemen: 
erworben hatte, welches die Benügung 2c. begonnen hatte: 
der Wechjel des Eigenthümers de3 Etabliffements und der 
Umftand, daß der neue Erwerber zufällig noch feine Benützungs— 
handlungen vorgenommen, wie fie bisher in dem Etablifjemen: 
üblih waren, fteht feinem Recht nicht entgegen. Auch ob die 
Firma mit dem Etabliffement erworben worden oder nidt, 
ift gleichgiltig. Es wird alſo der Fall ebenjo behandelt, 
wie wenn in einer juriſtiſchen Perſon, einer Actiengeſellſchaft, 
fämmtliche Actionäre gewechſelt haben: e3 bleibt die Jdentität 
der juriftifchen Perſon beftehen, daſſelbe geſchieht hier, trof 
des Wechſels der phyfiichen Perfon, weil die Identität des 
Etabliffements fortbefteht. (Hier ſcheint Gareis von Kobler 
©. 139 mißverftanden zu fein.) Doch fann man Gartis 
©. 104 nicht zugeben, dab die „Individualrechte“ des Ur— 
hebers als folche alle „negociabel” feien: — nur deren Ber: 
werthungen und Ausübungen find übertragbar. Ridtig 
entjcheidet ferner Gareis ©. 105, daß wer im Ausland 
unzweideutig Vorbereitungen trifft für Benügung der Er: 
findung im Inland, geſchützt werden muß: wenn er aber 
fortfährt, jenes werde faum möglich jein, ohne daß aud im 
Inland Vorbereitungen getroffen werden, jo muß man jolde 
Fälle doch recht wol für möglich halten: 3. B. jemand miethet 
in Frankreich Arbeiter, in deren Verträgen die Verpflichtung, 
in Berlin zu arbeiten, aufgenommen wird, kauft Rohſtoffe 
im Ausland, Mafchinenbeftandtheile und giebt fie im Aus: 
land auf Schiff oder Bahn mit einem deutſchen Be- 
ftimmungsort u. f. m. 

Es kann ferner dem Patentirten das in dem Patent ge— 
währte ausfchließende vermögensrechtliche Recht im Intereſſe 
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der öffentlihen Wohlfahrt gegen angemefjene, nöthigenfalls 
im Rechtsweg feftzuftellende, Vergütung entzogen werben. 
Solde Entziehung heißt aber — Zmwangsenteignung, 
Erpropriation. Es liegt hier wahre Erpropriation vor, 
nit nur „Duafi: Erpropriation“, wie Gareis ©. 107 fagt, 
weil das Erpropriirte nicht Eigenthum und Erpropriation 
nur Entziehung des Eigenthbums fei. Gegenftand der Erpro: 
priation ift aber nicht das Erfinderrecht, ſondern das Patent: 
recht: das Erfinderrecht ift freilib nicht Eigenthum — 
„geiftiges Eigenthum“ ift ein unlogifcher Begriff: aber „das 
Patentrecht” ift ein Vermögensrecht und nad der richtigen 
Anfiht können alle Bermögensrechte, nicht blos Eigenthum, 
Gegenftand der „Erpropriation“ fein: diefer Begriff ift über 
den Wortlaut „proprietas‘*‘ hinausgedehnt worden: wie das 
deutihe Net, 3. B. das preußiihe Landreht und das 
öftrrreichifche Geſetzbuch, unter „Eigenthum“ nicht nur Eigen= 
— römiſchen Sinn, ſondern jedes Vermögensrecht 
verſteht. 

Die Bedürfniſſe von Heer und Flotte ſind nur hervor— 
tragende Beiſpiele von Fällen der Bedürfniſſe der öffentlichen 
Vohlfahrt. 

Das Recht, nach diefem Gefeß zu erpropriiren, hat nur 
das Reich, nit auch, wie der Entwurf vorjchlug, die Einzel 
faten. Das Organ des Reichs für die Erpropriation ift der 
Reichskanzler allein, den Gegenftand der Erpropriation bildet 
da3 Reihspatent, nicht das Erfinderredht: eine nicht 
patentirte geheimgehaltene Erfindung mit Gewalt in Kenntniß 
und Befit bes Reiches zu bringen, ift unftatthaft: fein Be: 
dürfniß der öffentlihen Wohlfahrt, auch nicht im Kriege 
oder zu Kriegszwecken, fann dies rechtfertigen. Ein Landes— 
patent, das nicht in Neichspatent verwandelt ift, fann nur 
vom patentirenden Stat nad feinem particularen Erpro- 
priationsrecht enteignet werben. 

Ein Unterfchied diefer Erpropriation von andern liegt 
allerdings darin, daß der Erpropriant nicht, wenigitens nicht 
ungetheilt, das dem Erpropriirten entzogene Recht erwirbt: 
es tritt nicht das Reich in das Patent des Erpropriirten ein, 
es übt vielmehr nur ohne Patent das Erfinderrecht aus, 
welches dem Patentirten zuftand. Es tritt nur die Wirkung 
des Patents nicht (mehr) eins 5 Mod. h. die drei aus— 
ſchließenden Rechte des $ 4 fallen fort: d. h. alfo das 
Reich kann nun felbft auch, neben dem Patentirten, ber: 
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ftelen, in Berfehr bringen, gebrauchen und fann dies andern | 
verftatten: 3. B. einer andern ald der patentirten Fabril, 
deren Production den Bedarf an Torpedos nicht zu bdeden 
vermag, die Herftellung „übertragen“ db. h. verftatten. 

Daß die Entjhädigung, „Vergütung“ vor ber Erpre: 
priation feftgeftellt und entrichtet fein muß, fagt das Geiet 
nicht, wie particulare Zwangsenteignungsgejege dies vor: | 
ſchreiben. 

Daß die Enteignung Platz greifen dürfe, beſtimmt ein 
Erlaß des Reichskanzlers im Weg der Reichsverwaltung. 
Die Vergütung hat nicht er feſtzuſtellen, ſondern auf civil: 
rechtliche Klage des Enteigneten das ordentliche Gericht. Be- 
klagter ift der Reichsfiscus oder der Fiscus eines Einzelftatz: 
zuftändig ift nad der deutfchen Eivilproceß: Ordnung $ 
das Gericht des Drted, an weldem diejenige Behörde, die 
berufen ift, den Fiscus zu vertreten, ihren Sitz hat: alio 
erftern Falls ift der Neichsfiscus in Berlin, letztern Yals 
der Landesfiscus (regelmäßig am Sitz der oberften Ber: 
mwaltungsbehörde) zu belangen; entjcheidend ift biefür das 
Verwaltungs-Statsrecht des fraglichen States. 

Bon der Wirkung des Patents find ausgenommen, ohne 
daß es einer Smwangsenteignung im Einzelfall bedürfte, 
„Fahrzeuge, welche nur vorübergehend in das Inland ge: 
langen“: richtig entfcheidet Gareis ©. 112, daß z. B. Loco: 
motiven, welde, obwol für das Ausland, für einen aus 
ländifhben Befteller beftimmt und dieſem fofort nad der 
Fertigftellung zu fenden, im Inland gefertigt worden, 
nicht unter die Ausnahme des $ 5, fondern unter die Regel 
des $ 4 fallen: dies muß auch gelten, obmwol ſämmilich 
Beftandtheile, aus welchen fie im Inland zufammengeftl: 
werben, eingeführt find: denn hier ift nicht das „Fahrzeug“ 
vorübergehend in das Inland gebradt: und das im Jnland 
hergeftellte Fahrzeug, obmwol es „als Fahrzeug nur vor: 
—— im Inland weilt, iſt nicht „in das Inland 
gebracht.“ 

Dagegen kann Gareis nicht S. 113 aus dieſer be⸗ 
ſondern Feſtſtellung in 85 folgern, daß „im Uebrigen der 
Tranſit“ nicht frei gegeben fei: denn $ 5 Abſatz II ſpricht 
gar nicht vom Tranfit wie bei Waren, welche nicht benüht 
werben können als Tranfitgut, jondern von der Be: 
nüßung der Fahrzeuge im Inland: wenn z. B. für den 
Tranfit beftimmt geweſene Schnellpreßmafhinen mutato con- 
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silio in Deutichland ausgepadt und benügt werben follen, 
ſo liegt fein Tranfit vor und die Regel des $ 4 greift Platz. 
Dagegen franzöſiſche Locomotiven, melde von Paris oder 
Aoricourt nah Metz fahren und wieder zurüd, find fein 
Tranfitgut, werben im Inland benützt und find doch von 
der Wirfung des Patents ausgenommen. Die befondere 
er ae des 8 5 Abjag III war alfo vielmehr 
dehhalb nothwendig, weil diefe Fahrzeuge ausgenommen 
werden follten und weil die allgemeine Ausnahme des Tranfit 
fie nicht einbegriff. Richtiger gefagt: der Tranfit fällt gar 
nicht unter die Regel des $ 4: die Fahrzeuge-Benükung 
des 8 5 würde unter die Regel fallen, wenn fie nicht aus: 
genommen wäre. 

Der $ 6 des Geſetzes ſpricht ausdrüdlich die Ueber: 
tragbarfeit des Rechts „aus dem Patent” mie des Rechts 
„auf das Batent“ unter Lebenden und auf den Todesfall 
(„beihränft oder unbeſchränkt“) aus: treffend hat Gareis 
&. 114 die durch den Ausdrud des Geſetzes nahe gelegte 
Analogie der Nechte „auf das Papier“ und „aus dem 
Papier” herangezogen: dieſe Uebertragbarkeit des Patent: 
teht3 würde die richtige Auffafjung des Patentrechts auch 
ohne ausdrüdlihe Anerfennung durch das Geſetz — im 
I. Entwurf fehlt fie — conftruirt haben: fie ift nicht etwa 
ein Beweis dafür, daß das Erfinderreht ein Vermögens: 
recht und nicht ein perfönliches jet: nicht das Erfinderredit 
it übertragbar, nur das Patentrecht: wie nicht das Urheber: 
ht an Schriftwerken übertragbar ift, weil perfönlic, 
iondern nur das Verlagsrecht, weil nicht perfönlich, Sondern 
vermögensrechtlich; daher ift auch das Patentrecht Gegenftand 
der Erecution, nicht das Erfinderrecht, daher wird auch das 
Patentreht von der Gütergemeinſchaft ergriffen, in bie 
Handelögejellfchaft als Beitrag des Patentirten eingemorfen, 
wobei e3 in das „Handelövermögen” der Handelsgeſellſchaft 
übergehen kann: was Alles nicht gilt vom Erfinderredt; 
dies ift nur theilbar im Fall der Miterfindung, wie jedes 
Urheberrecht im Fall der Miturheberfchaft. 

Was Kohler S. 170 hiegegen fagt, trifft nicht ben 
Kern: denn er will das „Erfinderrecht” doch nur dann zum 
Gegenftand der Vollftredung gemacht wiſſen, wenn «8... 
vom Individualrecht zum Vermögensrecht übergegangen iſt“ 
d. h. alſo nicht als Erfinderrecht, ſondern als — Ver— 
mögensrecht. Er muß beifügen: „Eine Verſteigerung bes 
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nadten Erfinderreht3 wird allerdings nicht angezeigt fein, 
da fie zur BVeröffentlibung der Erfindung führen und dic 
Patentirung hindern würde”. Aber, ganz abgeſehen hievon, 
wie wäre denn eine Vollftredung in das „nadte Erfinder: 
recht” denkbar? A, der Schuldner de B, macht vor deſſen 
Augen ein Erperiment, deffen hohe vermögensrechtliche Ber: 
werthbarfeit der B fofort erfennt: er forbert den A auf, zur 
Tilgung der Schuld ihm das Geheimniß zu überlaffen. 
A weigert fih, Vermögen hat er nicht: foll hier Erecution 
in das Erfinderrecht ftattfinden, indem A gezwungen wird, 
ein Patent zu nehmen und die oder eine Licenz dem 
Gläubiger an Zahlungsftatt zu überlaffen? Hier zeigt ſich 
deutlich der Unterfchied der Rechtsnatur des Erfinderredti 
und des Patentrechts: jo unmöglich die Erecution in jenes, 
jo jelbftverftändlich ift fie in dieſes vollziehbar: denn das 
Patentrecht (aber nicht das Erfinderrecht!) ift nicht „in der 
Art mit der Perfönlichfeit verfnüpft, daß es mit der Los: 
trennung von der Perfon des Berechtigten feinen wahren 
Anhalt verlieren würde“: ebenfo iſt das Urheberrecht an 
Scriftwerfen nicht Gegenftand der Erecution, wol aber das 
bereit beftehende Verlagsreht: und zwar nicht nur das ab: 
geleitete (de8 Verlegers), auch das urjprüngliche des Urhebers, 
fofern dafjelbe bereit8 durch Vertrag mit einem andern ver: 
wirklicht ift: die Gläubiger des Verleger können daher — 
jo ift eine berühmte Streitfrage zu enticheiden, obwol & 
für den Urheber höchft peinlich fein fann — das Verlags: 
recht des infolventen Verlegers und die Gläubiger des Ur: 
hebers, der einen Berlagsvertrag gefchloffen, Fönnen das 
„nomen“ gegen ben Berleger auf Zahlung der Honorar 
fih an LZahlungsftatt zuſprechen lafien: aber nimmermehr 
fönnen legtere den Urheber zwingen, ein drudfertiges, große 
Einnahmen verſprechendes Manufeript in Verlag oder ein 
Drama zur Aufführung zu geben, um fi aus den Ein: 
fünften bezahlt zu machen: fie können ihn nicht zwingen, 
etwas zu thun, was er kraft feines Urheberrechts thun oder 
unterlaffen fann, mol aber fönnen fie in die vermögen: 
rechtliche Verwerthung des Urheberrecht durch Verlagsvertrag 
oder Patent eintreten. 

Der 8 7 des Gefeges ftellt die Dauer des Patentſchutzes 
auf 15 Zahre feſt und behandelt die „Verbeſſerungs— 
patente” und die „Zuſatzpatente“, certificats d’addition: 
mit Fug legt man (Gareis ©. 126) den Wortlaut de 
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Geſetzes dahin aus, daß die Wirfung des Patents pro: 
viforiieh mit dem Aufgebot ($ 22), nicht mit der Anmels 
dung, endgiltig mit der Publication des Patent3 nad be— 
endigtem Aufgebotverfahren ($ 26) beginnt und erlijht an 
dem Tage, welder 15 Jahre nad dem Tag der Anmeldung 
folgt: alfo bat Fein PBatentirter volle fünfzehn Jahre ben 
Patentihug. (Ebenfo Grothe ©. 89, Kohler ©. 208.) 
— Eharffinnig und Far gliedert Gareis ©. 127 die drei 
Fäle, in welchen um Berbefferung überhaupt nachgeſucht 
werden fann: I. von dem Inhaber des Patents ber noch 
unverbefjerten Erfindung; II. von einem Andern, welder 
nicht nach Patent, aber nad Licenz ($ 11) das Benüßungs: 
recht hat; II. von einem weder durch Patent noch durd 
Licenz Benügungsberechtigten; in jedem biefer drei Fälle 
kann ein Hauptpatent von dem Anmelder erlangt werden 
gegen die volle Gebühr des $ 8 für 15 Zahre: im erften 
Fall kann ber Batentinhaber ein Zuſatzpatent nachſuchen, 
dad geringere Gebühren Foftet ($ 8 Abjat II $ 20 Abſatz I), 
aber mit dem Hauptpatent erlijcht; im zweiten Fall erlifcht 
das Verbefferungspatent mit der Licenz, ohne daß bie Ber: 
befierung damit „in's Freie fiele“ (mol aber fann auf bie 
Verbefjerung die Enteignung des $ 5 angemwendet werben); 
Im dritten al kann zwar der für die BVerbefferung Paten: 
tirte die Verbeſſerung nicht benügen, bis das Hauptpatent 
oder die Licenz erlofchen ift, aber der Hauptpatentirte oder 
Licenzirte auch nicht: und nad Erlöfhung des Hauptpatents 
darf zwar Jedermann bie Haupterfindung, aber nur ber 
für die BVerbefferung Batentirte nunmehr dieſe benüßen. 
Doch kann man Gareis ©. 129 nicht zugeben, daß alle 
Erfindungen nur Verbefferungen find; die Haupterfindung 
muß abjolut neu fein ($ 2) — die Erfindung des Schieß— 
pulvers war nicht eine Verbefjerung der Armbruft — die 
Herftellung eines minder koftfpieligen, weniger Verſchleimung 
bewirfenden Schiegpulver8 aber ift eine Verbefferung, „ein 
vortheilhaftes Neues an einem Alten“ — wie man bie Ber: 
beſſerung füglich bezeichnen darf. 

$ 8 regelt die Patentgebühr: a) die Verfahrungsge: 
bühr 20 Mark, b) die Ertheilungsgebühr 30 Mark, c) die 
progreffive Befiggebühr 50 Marf für das cerfte Jahr, welche 
Jährlid um 50 Mark fteigt, alfo im legten (15. Jahr) 
700 Mark beträgt; die Gefammtkoften von 5300 Mark, bei 
Beihwerde 5320 Mark. 
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Mag eine progreffive Befigfteuer, um wenig erſprieß— 
lihen Patenten bald die Luſt der Forteriftenz zu benehmen, 
auch eine Gebühr für die Bemühung der Prüfung — ſchon 
zur Fernhaltung ganz geringfügiger Erfindungen von ber 
Patentirung — gerechtfertigt fein, — immerhin wird man 
(gegen Gareis ©. 133), Landgraf ©. 27, Pieper ©. 58, 
Lenz ©. 11 und Kohler ©. 144 einräumen müfjen, daß 
diefe Patentkoften im Verhältniß zu dem deutſchen National: 
mwohlftand (denn die Mehrzahl der in Deutfchland Patentirten 
werden immerhin Deutſche fein) zu hoch gegriffen find, 
wenn in dem fo unvergleichlich reicheren Fran kreich das 
Marimum für ein fünfzehnjähriges Patent nur 1200 Marl, 
alfo weniger als ein Viertel des deutſchen Maximums, 
ausmadt. Die bei Nachweis der Bedürftigfeit ausnahms: 
weile ftatthafte Stundung oder Erlafjung (nur bis zum 
dritten Jahr) ift feine Abhilfe wider die Regel ($ 8 Abſatz IN). 
Die jährliche Abgabe ift nicht eine Gebühr, ſondern eine 
wahre Steuer (Kohler ©. 142); aber nicht eine Gebrauchs— 
fteuer, jondern eine Befigfteuer: denn der Nichtgebraucd der 
Erfindung befreit nit von ber Zahlung, jo lang das 
Patent aufrecht erhalten wird. Mit Recht macht Kohler 
©. 143 auf die Unbilligfeit einer Gleichbefteuerung aller 
Patente troß größter Verſchiedenheit des Ertrages merkſam, 
fügt aber jelbft bei, daß eine Abftufung dermalen noch nicht, 
erſt nah Anhäufung von reihen Erfahrungen, möglid 
jein werde. 

Höchſt Schwierig, wenn nicht unmöglich, in der Durd: 
führung wird aber ein folder „Batentfatafter“ immer 
bleiben; auch in England fehlt er, troß jo viel reicherer Er— 
fahrung: nicht nur der Ertrag der wirklich benützten Erfin: 
dungen ift ſchwer feftzuftellen: — es werden immer neue Er: 
findungen auftauchen, melde in feine ber aufgeftellten 
Kategorien zu reihen find. 

Das forderungsberechtigte Subject ift das Reich, nidt 
nur für die Verfahrens: und Ertheilungsgebühren (Reis: 
beamte find es ja, welche hier bemüht werden), auch für die 
Patentfteuer. Und mie jebe öffentliche Abgabe muß auch 
diefe im Fal ver Säumniß dur die „Verwaltungs: Vol: 
ſtreckung“ eingezogen werben, nicht auf dem Wege der Civil: 
flage des NReichsfiscus gegen den Schuldner (wie Dambad 
©. 31 und Grothe ©. 81), fondern durch die essen 
waltungs= Behörden der Einzelftaten auf Requifition des 
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Patentamt3, das Feine Vollftredung beſfitzt. So richtig 
Kloftermann ©. 172, Kohler ©. 146. 
Das Patent verliert feine Wirkung: 
I. „es erliſcht“ durch Verzicht 8 9, 
II. durch Verwirkung wegen Verzugs in Zahlung der 
Gebühren $ 9, 
II. durch Nichtigerflärung $ 10 
a) weil es von Anfang nicht hätte ertheilt werden 
ſollen wegen Batentunfähigfeit der Erfindung, 
b) wegen unbefugter Entnahme; 
IV. durh Zurüdnahme nad drei Jahren 
a) wegen Nichtausführung, 
b) wegen Nichtertheilung der Licenz an Andre zur 
Benügung. 

Ueber die Verzichtleiftung bringt Gareis ©. 137. eine 
Reihe von feinen Bemerkungen: er erinnert, daß der Ver: 
zicht nicht nothwendig objectiv jede Wirfung des einmal er: 
Iheilten Patents zerftören muß, wenn das Reich oder ein 
Stat vermöge Enteignung die Mitbenügung erworben hatte: 
(bier fällt nicht etwa durch Verzicht des Enteigneten die Er- 
Andung in's Freie, fondern in die nun ausſchließende 
Benügungsbefugniß des Neiches oder Einzelftats), daß ferner 
die Enteignung auch ſchon vor der Ertheilung dem Patent: 
fuher angekündigt und das Patent im Fall des nun vor 
Ertheilung zurüdgezogenen Gejuhes vom Reih angemeldet 
werden kann, ohne das jener den Einſpruch ($ 3 II) wegen 
unbefugter Entnahme erheben oder fich auf den proviforifchen 
Patentſchutz (K 22 I) berufen könnte. 

Was den Verzicht einer offenen Handelsgeſellſchaft be: 
trifft, jo gilt nichts Belonderes, vielmehr das Recht der 
Verpflihtung der Geſellſchaft durch die ihre Gefchäfte führen- 
den Gefellfichafter; etwas Anderes (Kohler ©. 231) hat 
wol auch Gareis ©. 137 nicht jagen wollen; der PBrocurift 
lann dur Zahlungsverzug die Verwirfung des Patents 
jum Schaden der Geſellſchaft herbeiführen; (an eine Wejens: 
form ift der Verzicht nicht gefmüpft, insbeſondere nicht an 
Eintragung in die Rolle $ 19) nicht aber durch Verzicht das 
Patent aufheben: „der Betrieb eines Handelsgewerbes“ 
a. 42, 43 d. 9.6.8. bringt nicht den Verzicht auf ein 
Patent mit fih. Verzicht zu Gunften einer beftimmen Perſon, 
Firma, Niederlafjung fann Licenzertheilung an dieſe fein, 
ohne Anderen gegenüber die Wirkung des Patents zu berühren. 

Kelir Dahn. Baufteine, V. 2. 14 
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Was die Nichtigkeit anlangt, jo ift zu unterjceiden 
zwifchen dem widergejeglich ertheilten und dem unbe: 
fugt entnommenen Patent: der Antrag auf Nichrigerflärung 
gegen jenes fann von Jedermann (Popularklage), aud von 
einer Behörde, gegen dieſes nur von dem Geſchädigten ge: 
ftellt werden. Man kann die von Kohler $ 235 f. aufge: 
ftellten Gründe de lege ferenda gut heißen und wird doch 
nach der Fafjung unſeres Gejeges und den Motiven ©. 25 
mit Garei3 ©. 145 annehmen müfjen, daß das Patent erft 
durh die Nihtigerflärung für das Recht als nichtig er: 
fcheint, alsdann aber allerdings mit rüdwirfender Kraft: es 
gibt Feine Nichtigkeit ipso iure in unferm Geſetz, nur Eon: 
ftatirung der Nichtigkeit auf Antrag: das objectiv nichtige 
Patent „Scheinpatent” (Kohler ©. 322), kann als ein 
„Primafacie Patent” gleihmwohl verlegt werden: auf den 
Einwand des civil» oder ftrafrechtlich verfolgten Verletzers, 
das fragliche Patent fei nichtig, nur noch nicht für nichtig 
erklärt, brauchten die Gerichte nicht nothwendig das Ber: 
fahren auszufegen, fie könnten vielmehr auch dieſe präjudi— 
cielle Frage enticheiden (nad 3 139 der Eivilproceßorbnung 
und 8 261 der Strafproceßordnung) wenn nicht das Special: 
recht des Patents dieſer allgemeinen Norm derogirte: mit 
Recht führt Gareis an ©. 143, daß, fomwenig ein Straf: 
gerichtöhof vermöge der allgemeinen Vorſchrift der Straf: 
proceßorbnung eine per mefas in das Handelsregiſter einge: 
tragene Firma löfchen, fo wenig dafjelbe ein Patent für 
nichtig erklären könnte. Nur das Patentamt Abtheilung VI 
ift hiefür zuftändig. 

Aber die Nichtigerflärung hat rückwirkende Kraft: es 
beſtand von je nur der Schein eines Patents, nicht ein Pa: 
tent, es fonnte daher fein Patent verlegt werden: ohne dab 
e3 auf guten oder böjen Glauben des angeblichen Berlegers 
anfäme: er kann nicht zur Strafe für die Abficht, ein Pa: 
tent zu verlegen, als Verleger eines niemals beftandenen 
Patents fingirt werden. Auf guten Glauben kann ſich an: 
dererfeit3 nicht berufen, wer ſelbſt einem Andern eine Erfin: 
dung entnahm oder die entnommene von dem Entnehmer 
erwarb. 

An eine Frift ift der Antrag auf Nichtigerflärung nid! 
gebunden: auch wer den Einſpruch binnen der Aufgebots: 
frift verfäumt hat, kann jenen Antrag ftellen: auch nad Er: 
löſchung kann noch die Nichtigerflärung beantragt werden 
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wegen der wichtigen Folgen ber rüdwirfenden Kraft für die 
Strafverfolgung wegen angeblicher Verlegung des nichtigen 
Patents. 

Die Nichtigerklärung macht die Ertheilung rechtlich un— 
geihehen: daher hat, wer das vernichtete Patent, auch guten 
Glaubens, veräußert, eine nicht eriftirende Ware veräußert 
und muß den Kaufpreis herausgeben, bei böfem Glauben 
dad Intereſſe erfegen; das Gleiche gilt bei Veräußerung von 
Licenzen. 

Die Nichtigerklärung wirkt nicht nur relativ „unter den 
Parteien“, wie „res jndicata“, ſondern abſolut: denn ſie iſt 
die Correctur eines amtlichen Erlaſſes, der nicht hätte 
erlaſſen werden ſollen; es gibt hier feine civilprozeſſualen 
Varteien, ſondern das Patentamt rectificirt ſeine Erklärung: 
daß dies „auf Antrag“ geſchieht, ſteht nicht im Wege: die 
Vernichtung des Potents ſteht vielmehr der Vernichtung 
eines Urtheils gleich, welche nicht nur im Verhältniß der 
Parteien, fondern abfolut das Urtheil aus der Welt ſchafft, 
al wäre es nie erlaflen. Das amerikaniſche Recht dagegen 
kennt (nah Königs ©. 53) immer nur relative Wirkung 
der rihterlichen Vernichtung und das franzöfiiche die abfolute 
nur, fall3 der Statsanwalt die Nichtigkeitstlage erhoben 
oder fih der von Privaten erhobenen angeſchloſſen hat. 

Andererjeit3 leuchtet ein, daß bie Abweifung eines Ans 
trag auf Nichtigerflärung nur wirken fann zum Nachtheil 
deäjenigen, der den Antrag geftellt: jeder Andere kann bie 
Entnehmung 3. B. gegenüber feiner Erfindung behaupten. 
Die Gefeggebung und Praris ſchwanken, ob, wenn eine Be— 
börde im Intereſſe eines Induftriefreifes den Antrag ge: 
Rellt, die Abweiſung für diefen Induſtriekreis entſchieden jet: 
nah franzöfiibem Recht ift dies, (vgl. die Angaben bei 
Kohler ©. 237) auch bei Betheiligung der Statsanwalt: 
haft an der Klage, nie der Fall. Jedesfalls erftredt fich 
die Wirkung der Abmweifung nur auf denjenigen Grund ber 
Nichtigkeit, welcher in dem abgemiefenen Antrag geltend ge: 
maht worden war: e3 fann der Abgewiefene wie jeder Andere 
einen andern Grund in neuem Antrag anführen. 

Die Gebühren werden auch dem redlichen PBatentjucher, 
deſſen Patent vernichtet wird, nicht erftattet ($ 58), gleichviel, 
ob er inzwifchen Nugen bezogen hat oder nicht: deshalb it 
jene Beftimmung (der Einbehaltung der Gebühren) nicht 
mit diefem Nutzen zu motiviren, wie Gareis ©. 148 verjudt. 
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Die Zurüdnahme des Patents nah drei Jahren kann 

geſchehen nad Maßgabe ber Beflimmungen des Gefeges $ 11. 

auch die Zürücknahme gefhieht nur durch das Pa: 

tentamt ($ 13) und nur auf Antrag ($ 27), aber fie 

fann nur, fie muß nicht erfolgen bei Nachweis der 

Borausfegungen des Geſetzes und fie hat, jelbfiver: 
ftändlich, nicht rüdwirfende Kraft. 

Den Gegenftand fann nur bilden ein vom deutſchen 
Patentamt (nicht von einem Einzelftat) verlichenes, obzwar 
anfehtbares, aber noch nicht für nichtig erflärtes Barent. 
Antragsberechtigt ift jedermann; der Antrag muß (nad $ 27) 
ſchriftlich an das Patentamt gerichtet werden unter Angabe 
der begründenden Thatfahen und zwar in deutſcher Sprade 
($ 33): die Zurüdnahme fann nicht gefchehen durch einfache 
Verwaltungsmaßregel, fondern nur auf Grund eines geſetzlich 
geregelten (auf Verlangen contradictorifhen) erfahren: 
8 27 f., vor der Il. Abtheilung des Patentamts, in zweiter 
Inſtanz vor dem Neichögericht 88 29, 32. 

Das ganze Inftitut der Zurüdnahme ift recht eigentlic 
dazu beftimmt, den Einwendungen gegen die Batentirung im 
Einzelfall entgegen zu treten. Das Geſetz ftellt, gewiß mit 
Recht, die Patentirung als Regel auf, weil fie als Regel 

enau der Volkswirthſchaftspolitik entfpricht, nicht miber: 
pricht. Es ift aber als Ausnahme denkbar, daß die ftrenge 
Fefthaltung des Ausſchließungsrechts der Patentirten dem 
Öffentlichen Intereſſe mwiderftreite: in ſolchen Ausnahmsfälen 
fol die ausjchließende Berechtigung durchbrochen werden. Da 
es fih aber hier um Erwägungen der Wohlfahrt, nidt um 
Titel des Nechts handelt, ſoll nicht, wie bei der Nidtig: 
erflärung, die Befugniß des Patentirten aufgehoben werden 
müffen, jondern nur durchbrochen werden fönnen, wenn 
a) die gejeßlihen Vorausfegungen gegeben find und b) die 
wirthſchaftlichen Bebürfniffe in ausreihendem Mas 
al8 vorhanden angenommen werben. 

Die Gründe der Entziehung, Zurüdnahme des Patent! 
find hienach: 1. ungenügende Ausführung, II. unbegründet 
Licenzverfagung. 


Ungenügende Ausführung. 


Ungenügend, vor Allem in quantitativer Hinficht, kann 
fein die Ausführung, ungenügend ferner, der Quantität 
und ber Zeit na, die Vorbereitung der Ausführung z. ®. 
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e3 find die Bauten noch fo im Rüdjtand, daß eine genügenbde 
Ausführung binnen dreier Jahre fih als unmöglich daritellt. 

Das deutſche Gejet fordert nicht wie die Mehrzahl der 
fremden (Frankreich, Belgien, Defterreih, Italien, Spanien, 
Portugal) von dem Patentirten den Nahmeis der Aus: 
führung binnen 1 — 2jähriger Frift unter Androhung der 
Verwirkung des Patents, ſondern begnügt fi, gleich dem 
englifhden und norbamerifanifchen, mit der Möglichkeit, daß 
Andere den Nachweis der ungenügenden Ausführung er— 
bringen und die Zurüdziehung des Patents beantragen: das 
öffentliche Interefje gilt al3 genügend gewahrt durch den Li: 
cenzzwang $ 11 II und die Enteignung $ 5 II. 

Motive des Il. Entw. ©. 23, 26, 28; Kommiffions- 
beribt ©. 21. 

Wichtig, aber nicht allein entjcheidend ift bei Würdi— 
gung des „angemefjenen Umfangs der Ausführung” die reich: 
lie, obzwar nicht völlige Dedung des inländifhen Be: 
darf3, womit ſchon gejagt ift, daß eine empfindbare Bevor: 
jugung des Auslands, während die Erfindung im Inland 
ſpärlich vermwerthet wird, ftet3 als vollgenügender Grund der 
Zurüdziehung erjcheinen muß. 

Die Ertheilung von Licenzen jhügt den PBatentirten 
nicht vor Zurüdnahme: falls nämlich (über fimulirte Licen- 
zitung vgl. Gareis ©. 135, Kohler ©. 186) 

J. der Licenzirte eine ungenügende Licenz erhielt, fann 
er ſelbſt den Antrag auf Zurüdziehung ftelen: immerhin ift 
bier jedoch im Verhältniß nnter den beiden Contrahenten 
eine actio, exceptio, replicatio doli, pacti conventi des Pa- 
tentirten gegen den Licenzirten denkbar, der früher feine 
weiter gehende LXicenz forderte und nun die Zurüdnahme 
argliftig beantragt: für die Zurüdziehung durch das Patent: 
amt ift indefjen dies Verhältniß nicht zu berüdfichtigen, da 
es nur das „öffentliche Intereſſe“ zu wahren hat. 

Daher kann IL die Zurüdnahme aud dann ausge: 
ſprochen werden, wenn der Licenzirte von ber ausreidhend 
weiten Licenzirung, die eine den Patentirten jelbft und jeden 
andern kraft Licenz von der Benügung ausfchließende war, 
genügenden Gebrauch nicht gemadt hat. Ob hier der Pa: 
tentirte Anſpruch auf Schadenerfag hat (Gareis ©. 154) 
wird doch von dem inhalt des Licenzertheilungsvertrages 
abhängen: hat 3. B. der Patentirte dem Licenzirten die Be— 
nügung für die ganze Dauer der Schupfrift (15 Jahre) in 
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Geftalt der Licenzirung übertragen, jo bürfte ein durch bie 
ungenügende Ausführung und folgeweife Zurüdnahme den 
PVatentirten treffender Schade nicht nachweisbar fein. 


Unbegründete Licenzverweigerung. 


Wider die Gründe gegen das Patentprinzip, welde die 
Gefahr hervorhoben, daß der Patentirte nur von feinem ne: 
gativen Recht Gebrauch machen werde, Andern bie Her: 
ftelung, Veräußerung, Benüßung zu verbieten, nicht aber 
von feinem pofitiven Recht, die Erfindung ausgiebig zu ver: 
werthen, hat man einmal die Zurüdziehung des Patens 
megen ungenügender Ausführung aufgeftellt, dann aber den 
„Licenzzwang“ d. 5. die Nöthigung des Batentireen, 
wenn „im öffentlichen Intereffe die Ertheilung der Erlaub- 
niß zur Benüßung der Erfindung an Andere geboten er: 
icheint, der Patentinhaber aber gleihmwohl ſich weigert, dieſe 
Erlaubnig gegen angemefjene Vergütung und gemügende 
Sicherſtellung zu ertheilen,“ entweder diefe Erlaubniß zu 
erteilen oder die Zurüdnahme des Patents zu gemärtigen. 

Diefes Palliativ des „Licenzzwangs“ wurde befanntlis 
von Steinbeis (mwürttemberg. Gemerbebl. 1873 Nr. 24), 
Rathkowsky zur Reform des Erfinderrehts), Kloftermann 
(Recht des Erfinders) zur Wahrung des öffentlichen Inter: 
efjes gegen etwaigen Mißbrauch des Patents vorgeichlagen 
und unerachtet der Einwendungen von Wirth (Batentreform 
©. 70), Königs ©. 107 u. 4. mit einigen Abſchwächungen 
vom Geſetz aufgenommen: der „unbedingte” Licenzzmwang, 
der mwenigftens nah 5 Jahren eintreten follte, wie dies ber 
Entwurf des Patentvereins forderte F 32, wurde im ber 
Enquöte dur die Sacverftändigen (d. h. der Mehrheit) ab: 
gelehnt und durch den Vorſchlag des beſchränkten Licenz 
zwangs erjegt: diefer wurde, entgegen dem Regierungsent: 
wurf, welcher (ſchon nach 2 Jahren) unbedingtem Zwang 
zuneigte, durch die Reihstagscommiffion und den Reichstag 
in das Geſetz aufgenommen, indem immer nur im Fall des 
„öffentlichen Intereſſes“ (jelbftverftändlih im Inland) 
der Zwang ftattfinden jol. Dabei muß alſo der Patentin: 
haber Anerbieten von Licenzerwerbsluftigen abgelehnt haben. 
während ein öffentliches Intereffe die Bewilligung erbeifcte: 
hierauf muß noch nah 8 29 II eine Nadfrift gemährt 
werben unter Angabe von Gründen und unter Androhnng 
des Präjudizes der Zurüdnahme. 
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Dabei ift e3 nicht Aufgabe des Patentamts, deffen Thä— 
tigfeit bei Bernihtung und Zurüdnahme ohnehin „odios“ 
Kloftermann ©. 26, Gareis ©. 147 (und „ſpinos“) 
genug ift, gegenüber den hadernden und feilfehenden Parteien 
von fich aus die „angemeffene Vergütung“, das entfprechende 
Offert“ feſtzuſtellen; ſondern es gibt nur mittelbar zu er: 
fennen, daß e3 Vergütung und Gicerftellung nicht für ges 
nügend erachte, indem e3 den Antrag des Anerbieters auf 
Zurüdnahme des Patentes abweift, und baß es das Ge— 
botene für angemefjen, die Sicherftelung für genügend er: 
achtet, indem e3 die Zurüdnahme wegen grundlofer Licenz- 
verfagung ausſpricht. Ueber Anhaltspunkte in den Motiven 
©. 27, Dambad ©. 39 und Gareis ©. 156. 

Ohne Frage fann die Licenz auch einem Licenzirten 
ausjchließend ertheilt werden: ob dadurch das öffentliche 
Intereſſe hinreichend gewahrt fei, entjcheivet das Patentamt: 
es kann aljo troß der bisher bereit3 ertheilten Licenz die 
Zurüdnahme ausjprechen nicht blos im Fall der Simulation 
vgl. Gareis ©. 158, Kohler ©. 186; bezüglich der Ber: 
befierungen Gareis ©. 159, wo aber ein Schlußfag im 
Drud ausgefallen jcheint. 

Die Zurüdnahme (nur auf Antrag 8 27); nah Drei 
Jahren $ 11; nach geregeltem Verfahren 88 27 — 30 (An: 
drohung, Nachfriſt vor der VII. Abtheilung des Patentamts, 
I. Inftanz vor dem R. O. H. G. 88 27, 32, Verorbn. vom 
18. Juni 1877) zerftört das Verbietungsreht des Patent: 
inhabers für die Zukunft, hat aber nicht rückwirkende Kraft 
(wie die Vernichtung oben S. 555), weßhalb auch nach der 
Zurüdnahme der frühere Inhaber wegen Berlegungen feines 
Rechts, die vor der Rüdnahme geſchahen, klagen kann. 

Der $ 12 des Gefeges (der im I. Entwurf durch einen 
furzen Zuſatz zu $ 3 erjegt war) fordert, daß der Patent: 
inhaber, der nicht „im Inland einen (nicht „Jeinen“) Wohn: 
fit bat (— fo ift das im Inland „wohnt“ zu verftehen) —, 
die Rechte auf das Patent und aus dem Patent nur geltend 
machen fann, wenn er im Inland einen Vertreter beftellt; 
diefer vertritt feinen Machtgeber im Patentverfahren und in 
den das Patent betreffenden Civil: (nit Straf:) Prozeffen: 
zuftändig ift bei Klagen gegen den Batentirten in ſolchem 
Fall das Geriht des Wohnfites bes Vertreter, eventuell 
da3 Gericht, in deſſen Bezirk das Patentamt feinen Sitz hat. 
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Anhang. 
Zur Relorım des Rechlssludiums am 
den prenssischen Hochschulen. 





iner ber nächſten) Seffionen des preußifchen Land: 
tags wird das Unterrichts:Gefe vorgelegt werden, 
weldes aud das Studium an den Univerfitäten 
berühren und vorausfichtlich vielfach reformiren fol. 

Es möge geftattet fein, dermalen, da der Gejeg: Entwurf 
in dem Stadium der Berathung durch die zuftändigen 
Minifterien ſich bewegt, auf einen Uebelftand in der Ein: 
richtung dieſer Studien hinzumweifen, welder der Abhilfe, 
nach der Weberzeugung des PVerfafjers, dringend bedarf: es 
ift dies die viel zu kurz bemefjene Zeit von ſechs Semeftern 
für das juriftifhe Studium. 

Es ſcheint unerläßlih, für die Zukunft als Regel adt 

Semefter obligatorifh zu maden, fo daß nur ausnahms: 
weiſe, in befonderen Fällen, wie bisher von den ſechs nor: 
malen Semeftern, Entbindung zu ertheilen wäre. 
» Schon als ich aus der Lehrihätigkeit in Baiern, mo 
acht Semefter die Normalzeit bilden, nah Preußen übertrat, 
hatte ich lebhafte Zweifel an der „Sufficienz“ von ſechs 
Semeftern, und meine Erfahrungen haben feither jenen 
Zweifeln Recht gegeben. 

Die Feftfegung einer Studienzeit von ſechs Semeftern 
ftammt aus einer Periode (oder doch aus feftgehaltenen An: 
ſchauungen einer Periode), in welcher die Zahl der zu hören: 
den BVorlejungen und ber Reichthum des in benjelben von 
Lernenden und Lehrern zu bewältigenden Stoffes viel geringer 
war (oder doch angefchlagen wurde) als dermalen. 

Man legte damals,‘ fo fcheint es, noch nicht großes 
Gewicht darauf, daß der Rechtscandidat auch auf dem Ge 


’) Blieb frommer Wunfch! (1884). 
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biet der cameraliftiihen Disciplinen wenigſtens die wichtig: 
fen Vorleſungen: Volkswirthſchaftslehre, Finanzmwiffenihaft, 
Statiftif, Polizei höre. Man wünſchte vielleicht gar nicht 
eınmal, daß die fünftigen Statsdiener in Juſtiz und Ber: 
waltung, dann die Rechtsanwälte und Advocaten, überhaupt 
die Rechtskundigen in Preußen fih mit dem Statsrecht fehr 
eingehend befaßıen: daß 3. B. neben preußifhem Statsrecht 
und deutſchem Bundesreht aud Politik, allgemeine Stats- 
lehre gehört werde. 

Wenigſtens muß e3 ſehr auffallen, wie wenige Stunden 
an preußiihen Hochſchulen im Vergleich mit den ſüddeutſchen, 
zunächſt den baierifhen, dem Statsrecht bis zum Jahre 1867 
und 1871 zugemwendet wurden und zum heil noch jeßt 
werden: in Preußen dermalen gewöhnlid Ein Colleg von 
fünf Stunden für deutſches Neihsreht und preußifches 
Statsrecht zuſammen (früher etwa im Ganzen vier Stunden 
„Statsrecht“, d. h. preußijches, mit wenigen Worten über 
deutſches Bundesrecht); in Baiern, mwenigftens in München 
und Würzburg, ein Colleg von von vier bis fünf Stunden 
allgemeine Statslehre, ein Colleg von fünf Stunden deutſches 
Statsrecht, ein Golleg von vier bis fünf Stunden baierifches 
Verwaltungsrecht. 

Das Recht des beutjhen Bundes war den auch an 
Umfang, Schwierigkeit, Wichtigkeit nicht zu vergleichen mit 
dem Berfafjungs: und Verwaltungsrecht unſeres deutſchen 
Reichs. 

Polizei- und Verwaltungsreht wurden an vielen preu: 
Biihen Univerfitäten gar nicht gelefen. 

Das Studium des Kirchenrecht3 und Kirchen-Statsrecht3 
bat in unfern Tagen eine ganz unvergleichlich größere Be: 
deutung gewonnen, al3 diefen Lehren früher zufam. 

Das Handels-, Wechſel- und Seerecht hat einen ſolchen 
Umfang, eine ſolche Wichtigkeit, eine fo reiche Literatur und 
neue Braris angenommen, daß bie früher in den Borlefungen 
über deutſches Privatreht dafür abgefparten Stunden ent: 
fernt nicht mehr ausreihen. Die jegt gewöhnlich dafür be- 
ſtimmte fünfftündige Vorlefung vermag den jo belangreichen 
Stoff kaum mehr zu bewältigen: es würde fich fehr wohl 
eine vierftündige Vorlefung für Handelsrecht, eine drei— 
Nündige für Wechſelrecht, eine zweiftündige für Seerecht 
neben einander rechtfertigen. 

Die deutfhe Rechtsgeſchichte hat eine Vertiefung und 
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Bereicherung erfahren, welche früher kaum der römiſchen zu— 
erkannt wurde: es iſt ſchlechterdings nicht mehr möglich, in 
den für dieſe Vorleſung herkömmlichen fünf Stunden neben 
der Quellengeſchichte und der Verfaſſungsgeſchichte die Ge— 
ſchichte der Inſtitute des Privatrechts erſchöpfend zu geben, 
geſchweige denn auch das Strafrecht, den Eivil: und 
Strafproceh der Germanen darzuftelen. Gerade eine Be: 
handlung der deutichen Rechtsgeſchichte, melde diejelbe ſtets 
in lebendigem Zufammenhang mit den Eulturzuftänden ent: 
widelt und bie doch jehr mwünfcenswerth ift, wird durch 
ſolche Beihränfung der Zeit faft undurdhführbar. 

Die lebhaften Kämpfe unferer Seit, in melden bie alten 
principiellen Streitfragen über die Abgrenzung des Madı- 
und Wirkungsgebietd von Stat und Geſellſchaft, Stat und 
Kirhe, Recht und Moral, Moral und Religion in neuen 
Wendungen ausgefochten werden, machen eine grünblice 
rechtsphiloſophiſche Durchbildung unferer heranwachſenden 
Juriſten-Generation dringend wuͤnſchenswerth. 

Eine Vorleſung über allgemeine Statslehre (Politik) auf 
Grund vergleihender Verfaſſungsgeſchichte ſcheint als Ein: 
führung in das Studium der pofitiven Statsrechte, des 
deutfhen Reichsrechts und bes preußifchen Statsrechts, der: 
malen faft unerläßlih: ſchon die complicirte Natur ber ftat: 
lihen Gebilde in unſrem Reich fegt ſolche allgemeine Drien: 
tirung voraus. Und es ift pädagogifch ſehr mißlich, den nur 
an privatrechtliche Begriffe gewöhnten Anfänger ohne folde 
vermittelnde, überleitende Vorbereitung plöglic in das Detail 
eines pofitiven Statsrechts zu flürzen: man muß dann in 
der betreffenden Vorlefung allgemeine Einleitungen und ver: 
faſſungsgeſchichtliche Nüdblide geben, melde allzuviel Zeit 
der Darftellung des pofitiven Nechtsftoffes wegnehmen. Aud 
ift ein ſolches Eolleg, auf vergleihender Rechts: und Ber: 
fafjungsgefhichte aufgebaut, eine ſehr mohlthätige Ein: 
pflanzung biftorifcher Schulung, biftorifcher Anfhauung, eine 
gute Vorbeugung oder aud Austreibung gegenüber bem 
ihalen und utopiftifhen Rabdicalismus, dem oft gerabe dit 
ftrebfamfte Jugend befällt. 

Man hat fich ferner überzeugt, daß, nicht minder ald 
theologifche, philologifhe und hiſtoriſche, juriftiihe Semi: 
narien nothwendig find; es ift Darüber wohl fein Wort mehr 
nöthig; in Baiern haben hervorragende und eifrige Lehrer 
ohne und vor Statseinrichtungen bdiefer Art auf eigene Fauft 
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und mit eigenen Mitteln, gemeinfam oder einzeln, ihre 
Privatiffima zu Seminarien gejtaltet: die Einrichtung der- 
jelben in Preußen ift ein jehr großer Fortichritt: das Semi— 
nar gewöhnt und zwingt bie Glieder deſſelben energiſch, 
juriftifch zu denfen, es nöthigt den Lehrer, ftet3 nahe Fühlung 
mit dem Bedürfniß und der Fähigkeitsſtufe der Studirenden 
zu Halten, es begegnet einer von der Lernfreiheit untrenne 
baren Gefahr wenigftens einigermaßen: — der Gefahr, daß 
der Lehrer zu einem imaginären Auditorium jpricht und fein 
wirkliches nicht fördert, weil er es überjchäßt.”) 

Werden nun aber die Seminarien von Lehrern und 
Lernenden mit Eifer geleitet und benußt, fo ergiebt fich für 
beide ein ganz außerordentliche Maß von Arbeitslaft und 
Zeitaufwand neben den Borlefungen: in Einem Semefter 
babe ich 3. B. von zehn Mitgliedeın des Seminars einund- 
zwanzig jchriftlihe Arbeiten, Nechtsfäle, Kleine Auffäte, 
größere Abhandlungen eingeliefert erhalten. 

Es ift alfo im Gebiet der Statswiſſenſchaften, de 
Statsrechts, des Kirchenrechts, des Handelsrechts, der Rechts— 
philoſophie, der deutſchen Rechtsgeſchichte, endlich durch die 
Seminarien eine ganz bedeutende Vertiefung, Bereicherung, 
Vermehrung des zu bewältigenden Stoffes eingetreten.) 

Stellen wir nun die Frage, ob ein Studirender, ſelbſt 
von mehr als durchſchnittlicher Begabung und mehr als ge— 
wöhnlichem Fleiße, dieſen Stoff in ſechs Semeſtern (von 
denen die Sommerſemeſter thatſächlich nur drei Monate 


*) Allerdings kann der Natur der Sache nad der Kreis der in 
jedem einzelnen Semejter in dem Seminar Beichäftigten immer nur 
ein jeher enger fein; recht wünſchenswerth iſt es, wenn, wie 3. B. in 
München, Berlin, Königsberg, unter den Studirenden felbit juriftifche 
Vereine, Yefeabende ꝛc. gebildet werden, in denen gemeinjam, oft im 
— die Seminarien, gearbeitet wird. 

9 Mol ift anzunehmen, daß, wenn Das ermartete deutſche Civil- 
gefetbuch bereits —— ſein wird, Eine Minderung der Collegien 
eintreten wird: Die Vorleſung über preußiſches Landrecht (oder rheiniſch— 
—— Recht) wird —* allen, die Vorleſung über gemein deutſches 

rivatrecht wird ſie abſorbirt haben. Allein es wird wol noch ein 
F nt Darüber bingeben, bis die Codification in Geltung tritt: 
die Uebergangszeit wird für Lehrer und Lernende neue —— 
leiten bringen. — Was das römiſche Recht anlangt, ſo wird daſſel 
ſeine allgemeine propädeutiſche Bedeutung behalten: die Vorleſungen 
über römiſche Rechtsgeſchichte und Inſtitütionen werden bleiben und 
in den decten werden nur die Lehren über ſolche Rechtsſtoffe 
fürzer gefaßt oder auch geſtrichen werden können, welche das Civil— 
geſetzbuch ſelbſt erſchöpfend behandeln wird. 
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zählen) derartig zu bemältigen vermag, daß er in dem bald 
nad) dem Abgang von der Univerfität folgenden erſten Eramen 
ein nicht blos tumultuarifch mit auswendig gelernten Formeln 
angeftopftes Gedächtniß, daß er ein auf felbftftändigem, ju: 
riſtiſchem Denken aufgebautes miflenfchaftlihes Wiſſen zu 
zeigen vermag, — fo nehme ich feinen Anftand, dieſe Frage 
rundmweg zu verneinen. 

Auf ganz ausnahmsmweife vorfommende Begabung und 
Anftrengung darf man aber feinen Studienplan bemeflen. 

Eine einfabe Zufammenftelung der Borlefungen und 
ihrer Stundenzahl wird jene Unmöglichkeit theoretiſch dar: 
thun, wie fie die Ergebnifje der Prüfungen alle Sabre 
mehrere Male praftiih darthun: — nicht aus meiner Furzen 
(preußifben) Erfahrung allein ſpreche ich: Die Urtheile 
meiner GCollegen, der übrigen Eraminatoren, der Praftiter, 
bei melden die jungen Referendare eintreten, beftätigen es. 

Man wird durch die in der Mehrzahl der Fälle vor 
Augen tretende Unfähigkeit der Prüflinge, dasjenige zu leiften, 
mas man von ihnen follte verlangen können, genöthigt, einen 
Maßſtab anzulegen, der unzuläffig niedrig und unvermeidlich 
ungleih wird. Und dabei fann man gewiß nicht jagen, dat 
Mangel an Begabung und Fleiß der Studirenden regelmäßig 
die Schuld trage; im Gegentheil: ih muß denjenigen Stu: 
direnden in Preußen, nad melden allein ih mein Urtbeil 
bilden konnte, eben denen zu Königsberg, das Zeugniß geben, 
daß fie e8 in ber Regel an ernftem Eifer nicht fehlen laſſen. 

Und doch find ganz befriedigende Ergebniffe der Prü: 
fungen fehr felten. 

Betrachten wir nun aber die Reihenfolge der Borlefungen, 
welche in ſechs Semeftern gehört werben follen, und gehen wir 
dabei von dem Satz aus, daß fein Tag mit mehr als 
höchſtens vier Collegftunden ausgefüllt fein foll — die fünfte 
Stunde ift eine Stunde der Abfpannung und entfchieden vom 
Uebel — und daß der Sonnabend für Wiederholung und 
Revifion der die Woche über gehörten und nachgejchriebenen 
Borlefungen — denn ein ordentlicher Student ſchreibt eine 
orbentlihe Vorleſung nah — frei bleiben muß, fo ergibt 
ſich Folgende Vertheilung, bei welcher übrigens um ber Seit: 
eriparniß willen jedes Colleg in der Stundenzahl auf das 
Minimum befhränft und das Eine oder Andere, 3. B. Eivil« 
procch, unftatthaft verkürzt erſcheint: 
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I. Semefter: Methodologie und Ency: 
clopädie . . 3 — 4 Stunden 
Römitche Rechisgeſchichte 5 — 
Inſtitutionen . . | ⸗ 
Vouswirihſchaftslehre PR. = 
18—19 Stunden. 


I. Semefter: Pandecten mit Erbredt 15 Stunden 
Deutſche Rechtsgeſchichte 5 ⸗ 
20 Stunden. 


IM. Semeſter: Deutſches Privatrecht mit 


Handels:, Wechſel⸗ * 

Seeredt . . 3 10 Stunden 
Sinangmifenfaft 5 = 
Statifif . 02-3 s 


17—18 Stunden. 


IV, Semefter: Civilproce& und außer: 
ordentliche Proccfe . 8 Stunden 
Strafredt . 5 ⸗ 
Allgemeine Stats lehre a. ⸗ 
17 Stunden. 


V. Semefter: Strafproaef . ». .». 5 Stunden 
Kirchenrecht. . . .5 ⸗ 
Preußiſches andrehi 5 
Polizei .. ..83— 4 ⸗ 


I8CIO Stunden. 
VI. Semeſter: Deutſches Reichsrech 3—4 Stunden 


- 
= 


Preußiſches Statöreht . 5 5 
Völkerredt. . ». .. 5 : 
Nectsphilofophie. - . 4—5 = 


17—19 Stunden. 


Schon hienach ergibt ſich eine pädagogiſch verwerflide 
Ueberhäufung von durchſchnittlich 18 Collegitunden; erwägt 
man nun aber, daß obiges Schema ganz außer Anſatz ge: 
laffen Hat: die jo unentbehrlihen DuellensInterpretationen 
in eregetifhen Borlefungen, das PBandecten-Practicum, das 
Practicum des Civil» und Strafprocefies, die Vorlefung über 
Verwaltungsreht und die Stunden und Arbeiten für bie 
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Seminarien, welde die Pandectiſten, dann bie Vertreter bes 
deutihen Privat: und Handelsrechts der deutſchen Rechts— 
geihichte, des Strafrechts und Strafprocefies, des Statsredts 
und des Kirchenrecht halten, jo ftellt fi die abfolut unzu— 
läffige Ueberbürdung klar heraus. 

Diefe Ueberhäufung führt nun aber ferner oft zu einer 
argen Verwirrung der Reihenfolge, in welcher die Vorlefungen 

ehört werben, zumal, wenn an mittleren und feinen Hoch— 
chulen nicht alle wichtigeren Borlefungen in jedem Semefter 
gelefen werden: jenes ift in Süddeutſchland — auch bei nur 
einfacher Beſetzung der Fächer — eher zu vermeiden, meil 
dort für alle Studirenden das erſte Semefter ein Winter: 
jemefter ift; es ann alſo (für alle Einheimifchen mwenigftens) 
der Eurs der Vorlefungen fo eingerichtet werben, daß für 
den im erften Winterfemefter bereit? Inſtitutionen und 
römische Rechtsgeſchichte Hörenden fich feine Schwierigkeiten 
und GCollifionen ergeben; anders in Preußen, wo ungefähr 
eben jo viele Studirenden zu Oftern als zum Herbit an bie 
Univerfität übertreten. 

Es kommt oft vor, daß Statsrecht vor dem Privatredt, 
deutſche Nechtsgefcbichte erft nad dem Privatreht und dab 
Pandecten und deutjches Privatrecht zufammen gehört werben, 
während doch der Lehrer des Privatrecht3 vorausfegen muß, 
daß deutſche NRechtsgefhichte gehört ift und Pandecten, über: 
haupt die römiſch rechtlichen Vorlefungen, nicht nur gehört, 
auch ftubirt find. Es empfiehlt fih, dahin zu wirken, daß 
in dem erften Semefter gleichzeitig mit den Inſtitutionen 
Vollswirthichaftslchre gehört werde: denn die Kenntniß ber 
wirthichaftlichen Grundbegriffe muß in die Bandectenvorlefung 
mitgebracht werden und der Lehrer des beutjchen Privat: 
recht3 und des Handels, Wechſel- und Seerechts muß fie 
jedesfalls vorausfegen dürfen; am zmwedmäßigften wird dann 
gleichzeitig mit den Pandecten deutſche Rechtsgeſchichte und im 
nächften hierauf folgenden Semefter deutfches Privatrecht gehört. 

Endlich tritt aber bei der Jufammenpreffung eines nicht 
zu übermältigenden Rectsftoffes in ſechs Semefter nod ein 
Uebelftand nothwendig hinzu, auf welchen das allerjchwerite 
Gewicht zu legen ift: die unvermeiblihe Abhaltung der 
jungen Juriſten von allen geſchichtlichen, philofophifchen, lite: 
rarifchen, allgemein humanen Borlefungen und Studien, in 
ber That von allen Borlefungen, welche nicht zu dem Eramen 
unerläßlih gehören. 
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Hier in Königsberg wenigftens fommt e3 ganz außer: 
ordentlich jelten, ja man mag jagen, faft gar nie vor, daß 
ein Jurift auch nicht juriftifche Vorlefungen hört, wie: deutjche 
Geſchichte, preußiſche Geſchichte, Geſchichte der Philoſophie, 
Logik, Pſychologie, Literaturgeſchichte, römiſche oder deutſche 
Alterthümer; und in der That, in den ſechs Semeſtern ihres 
akademiſchen Geſammtſtudiums bleibt ihnen dafür auch keine 
Zeit übrig. 

Das ift nun aber doch wahrlich auf das Tieffte zu bes 
tagen. 

Die Univerfität hat nicht die Aufgabe einer bloßen 
Fachſchule. Und es ift durchaus nicht löblich, daß in dem 
State Preußen ein jehr großer, wenn nicht gar der größte 
Theil aller Juriſten jüngerer Generation, aljo Richter, Ber: 
waltungsbeamte, Anmälte, nie im Leben eine Vorlefung über 
deutfche, preußiſche Gefhichte, Philoſophie, deutfche Literatur 
gehört hat. 

In Baiern ift die normale Studienzeit auch für die 
Juriften acht Semefter; dabei befteht die höchft erfprießliche 
Einrihtung des fogenannten „philoſophiſchen Jahres“ oder 
des „philojophiichen Abgangszeugniſſes“, d. h. jeder Juriſt, 
der ſich zu dem erſten (theoretiſchen) Examen meldet, muß 
nachweiſen, daß er im Laufe der acht Semeſter acht der 
philoſopiſchen Facultät angehörige Vorleſungen belegt hat; 
die Wahl dieſer acht Vorleſungen ſteht frei, ein Zwang zum 
Beſuch oder eine Prüfung aus denſelben findet nicht ftatt. 
Erfahrungsgemäß aber werben diefe Vorlefungen fehr fleißig 
beſucht: nicht die wenig zahlreichen Philologen oder Hiftorifer 
find es, welche 3. B. in München die Säle der Profefforen 
der Gefhichte, der Philofophie u. j. w. füllen, fondern bie 
Juriſten der erften Semefter. 

Ganz regelmäßig werden dann ſelbſtverſtändlich auch die 
beiden Semefter des jogenannten philoſophiſchen Jahres ſchon 
auf juriftifche Vorleſungen verwendet, jo daß fich thatfächlich 
acht Semefter für das Fachſtudium ergeden, von welchen 
nur die erften beiden mit philoſophiſch-hiſtoriſchen mit aus: 
gefüllt werden, etwa in folgender Weife: 

I. Semefter: Römiſche Rechtsgeſchichte. 
Deutſche Geſchichte. 
Römiſche Alterthümer. 
Volkswirthſchaftslehre. 
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I. Semefter: Inftitutionen. 
Geſchichte der Philofophie. 
Deutſche Literaturgeſchichte. 
Deutſche Alterthümer. 

Oder es werben gleich im erſten akademiſchen Semeſter 
mit der Rechtsgeſchichte auch Inſtitutionen gehört, ſo daß 
im zweiten akademiſchen, jedesfalls aber im dritten akademiſchen 
(und erſten juriſtiſchen) Semeſter bereits Pandecten gehört 
werden können (in dieſem oder dem nächſten werden dann 
zugleich die etwa noch fehlenden ein bis zwei philoſophiſchen 
Vorleſungen belegt): alsdann läßt ſich der juriſtiſche Stoff 
ohne Ueberladung in den noch übrigen fünf oder ſechs Se— 
meſtern bewältigen; das allmälige, anfänglich nur in ein 
oder zwei Vorleſungen vorſchreitende Eintreten in das Rechts— 
gebiet an der Hand gefchichtlicher, philofophifcher, philologifcer, 
volfswirthihaftlicher Borlefungen wirft jehr günftig: es wird 
den Leuten nicht durch die Nöthigung, mafjenhaft den an: 
fangs halb unverbaulihen Stoff aufzunehmen, die Luft an 
dem Fachſtudium verleidet. Ferner: die Erfahrung lekhtt, 
daß Selten ein Rechtscandidat mit Eifer und Verſtändniß 
Pandecten und die jpäteren Borlefungen hört, wenn er nid: 
fchon bie InftitutionensVorlefung fleißig zu Haufe mit Leſung 
des Corpus Juris, mit Interpretation der Quellenftellen, 
fih angeeignet hat; das ift nun aber viel eher zu erwarten, 
wenn der Inftitutionen Hörende nur dieſe Vorlefung zu 
ftubiren hat (denn für die nichtjuriftifchen Vorlefungen werben 
regelmäßig zu Haufe nicht mehr befonders anftrengende 
Studien gemadt), als wenn er im gleichen Semefter noch 
andere juriftijche Collegien, 3. B. Rechtsgeſchichte, hören und 
ftudiren fol. Springen die jungen Leute gleich in das ju- 
riſtiſche Fahftudium, mit der wirklichen Schwierigkeit, in 
ſechs Semeftern fertig werben zu follen, jo geht die freie 
Begeifterung leicht verloren. 

Man wende nicht ein, es ftehe ja frei, länger auf der 
Univerfität zu bleiben: wenn der Stat ſechs Semefter als 
das Normale und Genügende aufftellt, werden bei dem Drang 
unferer Zeit nach früh zu erreichender Selbftverforgung eben 
nur ganz ausnahmsweife Väter und Söhne längere Frilt 
den Univerfitätäftudien zuwenden wollen. In adt Semeftern, 
ih wiederhole «3, fann ohne Weberhäufung der Rechtsſtoff 
aufgenommen und daneben von ben jungen Juriſten eine 
allgemein menſchliche Bildung in Geſchichte, Philoſophie, 
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Literatur gewonnen werben, welche wir Deutichen uns nicht 
über dem eilfertigen Drängen nad Erledigung des Brod— 
Audiums follten abhanden fommen laſſen: fie war ein feiner 
Ruhm unferer Väter und Großpäter. 

Es fol nicht verfannt werden, daß die preußiichen, den 
baietiſchen (wenigſtens den mir näher befannten) entſchieden 
überlegenen Gymnaſien bis auf einen gemwiflen Grad jene 
aeibichtlich-philofophifche Bildung erjegen: aber eben doc 
nur fehr ungenügend, denn die befte Gymnafialbildung macht 
die auf Selbftthätigfeit beruhenden afademifchen Studien 
nicht entbehrlich. 

Es wären daher unſeres Erachtens folgende Reformen 
ſeht wünfchenswerth: 

J. Statt der bisherigen ſechs Semefter acht Semefter 
jueiftifhen Studiums als Regel obligatorifh; Entbindungen 
zuläſſig wie bisher von den obligatorifchen ſechs Semeftern 
in befonderen Fällen. 

II. Bill man nit die baierifche Einrichtung — Er: 
forderniß des Nachweiſes einer Anzahl von philoſophiſchen 
Vorlefungen bei der Meldung zum NReferendarien» Eramen 
— bhinübernehmen, fo müßte man auf anderen Wegen daffelbe 
Ziel zu erreichen ſuchen, die aber nicht fo ficher führen: z. 8. 
die Aufnahme in den Seminarien von ſolchem Nachweis 
abhängig machen, was nah dem für unfere Facultät er— 
laffenen Regulativ übrigens ſchon jet jedem einzelnen 
Seminardirector freifteht. 

II. Sehr empfehlen würde fih die Einführung einer 
ähnlichen Zwiſchenprüfung (Admiſſions⸗Eramen, Tentamen 
physicum), wie fie für Mediciner in Preußen und Baiern 
beſteht; es wäre diefe Prüfung auf Inftitutionen, römiſche 
Rectägeichichte, Pandecten (deutſche Rechtsgeſchichte?) und 
Volkswirthſchaftslehre zu erſtrecken und etwa nach dem dritten 
Semeſter abzuhalten; dadurch würde die oft ziemlich un— 
fleißige Haltung während der erften beiden Semefter erfchwert 
und die Gemöhnung an ernftes Arbeiten von Anfang an be: 
fördert werden: der Durchgefallene würde im nächſten Se- 
mefter das Eramen noch einmal zu beftehen haben und erft 
dann Zutritt zu den fpäter zu hörenden Borlefungen ge: 
winnen. Dadurch würde ferner die Laft des für das Nefe- 
tendarien-Eramen im Gedächtniß bereit zu haltenden Stoffes 
verringert: denn auf bie bezeichneten Fächer würde fih dann 
das (mündliche) ReferendariensEramen nicht noch einmal er— 

15 
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ftreden. Eine unftatthafte Verfürzung der Lernfreiheit fann 
man in bdiefen Vorjchlägen gewiß nicht erbliden: benn 
Köthigung zum Beſuch der zu belegenden philoſophiſchen 
Vorlefungen oder eine Prüfung aus benjelben fol nidt 
ftattfinden (fie müſſen für fih foviel Anziehungskraft haben, 
daß der Student, der fie bezahlen muß, fie auch gerne hört!) 
und das Admiſſions-Examen enthält ja nur eine Theilung 
der Eramensgegenftände, ſowie allerdings Eine Nöthigung, 
nämlich die: die angeführten Disciplinen vor den andern 
zu hören; diefe Nöthigung aber erzwingt nur, was in ben 
allermeiften Fällen ohnehin von ſelbſt gefchieht und wer: 
nünftigerweife in allen geſchehen follte. 

Die andere Nöthigung aber, ſchon in den erften Se 
meftern zu arbeiten und erft nad Aneignung jener grund: 
legenden Stoffe weiter zu fchreiten im Rechtsſtudium, dieſe 
Nöthigung ift eine pädagogiſch durchaus gerechtfertigte: jeder 
Studirende wird dankbar fein müſſen für die Anhaltung 
zum ernften Anfaffen der Dinge von Anfang an, für bie 
Abfchneidung der „Verbummelung“ der erften Semefter, für 
die Theilung und darin liegende mejentlihe Erleichterung 
des Prüfungsftoffes. 

V. Jedesfalls aber ift dermalen ſchon an jeder Hod: 
ſchule dem Nechtscandidaten bei der Inſcription von dem 
Decan eine furze, gebrudte Anmeifung über die Reihenfolge 
der zu hörenden Vorlefungen einzuhändigen.”) 


_ 9 Für die Mediciner in Preußen find fo eben (1884) neun 
Semejter für obligatorifch erflärt: wie lange noch werden bei ben du 
rüten fech8 als genügend — fingirt en? 
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Die Freibeigenschaft in Deutschland. 


l. Das alte jtrenge Recht der Leibeigenshaft. 

1. Defien Milderungen, insbejondere durch den Einfluß 
der Kirche. 

Il. Socialer Zuftand der Leibeigenen. 

IV. Schritte der neueren Gejchichte zur Aufhebung der 
Leibeigenſchaft. 
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ie Leibeigenſchaft iſt urſprünglich der härteſte Grad 
Rn ber Unfreiheit;") entiprechend der römischen servitus. 
Para Der Keibeigene ift nicht Subjeft von Rechten, nicht 
ar Perſon, er ift ein Objekt von Rechten feines Herrn, 
er ift Sache;) fein Leib ift Eigenthum feines Herrn. Schon 
Tacitus kennt einen ſolchen völlig unfreien Stand, von 
servis, bei den Germanen.) Er weiß, daß der servus von 
jeinem Herrn verfauft, gezüchtigt, (ec. 24) getödtet (c. 25) 
werden kann. Er ift nicht Glied der Volksgenoſſenſchaft: 
bei dem Berband der fuebiihen Stämme fommt dem fue- 
biihen servus jo wenig al3 dem Nicht-Sueben die nationale 
Hartracht zu. — Allein durch die Sitte war das ftrenge 
Recht gemildert, und Tacitus hat den Gegenjag der Be: 
handlung der Anechte bei den Deutjchen zu der Lage ber 
tömijchen servi deutlich empfunden. Es ift ihm aufgefallen, 
daß die Kinder der Knechte mit denen ber Freien zujammen 
aufwuchſen (c. 20). Mit Recht hat man in der Gemein: 
iamfeit der Perfonen- Namen der Freien und Unfreien ein 
weiteres Zeichen davon gefunden, daß, wie dies in einfachen 


Dat. Eichhorn, Deutfc. Staats- u. Rectägeſch.5. Aufl. $ 15. 
u. D ET. ge — — a geſch. 5. Aufl. $ 15 


——— ed, Jac. Grimm e. 20. 24. 25. 38, 44. Ann. IV. 72. 
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Kulturzuftänden natürlid, der Abſtand zwiſchen beiden 
Ständen, im Leben, in der Sitte hier minder ſchroff war 
al bei den Römern. Dob war immerhin die Vermiſchung 
von Freien mit Unfreien dur Tod oder Verknechtung ge: 
ftraft, und bei zunehmender Kultur ſchieden ſich die Stände 
auch äußerlich jcharf genug.) Die größere relative Unab: 
hängigfeit des Knechts bei den Germanen hatte zum Theil 
ihren äußeren Grund darin, daß derjelbe jehr häufig auf 
einem vom Herrn angewieſenen Stüd Land mit eigenem 
Haushalt lebte, jo daß die Abhängigkeit zunächſt nur in dem 
an den Herrn zu entrichtenden Zins erjchien;‘) und Tacitus 
verglich daher dic Lage ſolcher Knechte cher den colonis als 
den servis der Römer.) Es mochte da wol der Herr im 
Zorn jeinen Knecht, wie einen Keind freien Standes, er: 
ſchlagen — freilich feinen Knecht ohne Wergeld und Buße —, 
aber jyftematifche Härte gegen den Unfreien war der Sinnesart 
der Germanen fremd, und jo fonnte denn in ziemlich Furzer 
Zeit auch im Recht, wie ſchon früher im Leben, das Chriften: 
thum bedeutende Milderungen der Lage der Leibeigenenermwirten. 

Freilid war auch bei den Deutſchen die Entwidlung 
von der völligen Unfreiheit durch eine Reihe von mildernden 
Zuftänden hindurch bis zur völligen Aufhebung der Leib: 
eigenfchaft eine nur fehr langſam fortichreitende. Von dieſer 
reihen, durch die manigfaltigften Einflüffe bedingten, aud 
nad dem Unterjchied der Länder vielfah abweichenden Ge: 
Ihichte der Unfreiheit in Recht und focialer Stellung kann 
bier nur ein jkizzenhaftes Bild entworfen werden. 


Il. Das alte firenge Recht der Leibeigenjdaft. 


Der Leibeigene, d. h. völlig Unfreie,”) wird in der 
Stammredten ganz als Sache, dem Vieh gleich, behandelt; 


ı) Mal. R. N. 309. — in characteriftifcher, nicht nur für den 
Norden gültiger Meife ift das Verhältniß der Unfreien zu Freien 
un Edeln in Erfcheinung, Beichäftigung und —— gefchildert 

n Nigsmal, einem der fchönften Yie er älteren 

5) e. 25, wenn auch das „servus hactenus paret“ Des Guten zu 
viel thut. 

*) Doch mag Tacitus zum Theil halbfreie, leti, für servi, ge 
nommen haben; jedenfalls hatten Die Germanen neben dieſen bäuer- 
lichen Ainechten wie die Römer auch servos descriptis per familian 
ministeriis: (fiche unten). 

) Die Bezeichnungen find Sehr mannigfaltig._Vgl.R.N. 300-3%. 
Walter, deutſche Rechtsgeich. 2. Aufl. $ 385. = die jtrengite Un 
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8. lex Alam. II, 90. si quis res suas post alium 
hominem invenerit, quidquid sit aut mancipia aut pecus. 
Bol. addit. sap. ad L Fris. T. 8. de rebus fugitivis. Si 
servus aut ancilla aut equus aut bos aut quodlibet animal 
fugiens dominum suum etc. Oder ein nordijches Beifpiel: 
eon that skal vera halfgilt fe, er fe spiller fe, horn ok 
hofs ok traels: „Das jol mit halbem Geld vergolten 
werden, wenn Vieh häbigt Vieh, Horn: oder Hufvieh oder 
Knecht.“ Frostath. L. IV. 13. p. 67. 

Die Entftehungsgründe”) derlinfreiheit waren: a) Kriegs: 
gefangenſchaft (micht bloße Eroberung, die nur gelindere Ab— 
bängigkeit, Zinspflicht 2c. zu begründen pflegt. Vgl. Eich— 
born I. c. $ 15. R. A. 320—328). b) Geburt von um: 
freien Eltern; oft genügt Unfreiheit nur Eines der Erzeuger 
jur Begründung der Knechtſchaft des Kindes nah dem 
Örundfag: „das Kind folgt der ärgeren Hand,“ der crft 
ipäter dem mildernden Worte weicht: „das Kind folgt der 
befieren Hand.” Bei Ehen von Eignen verfcbiedener Herren 
entſchieden Bereinbarungen der legteren („Kindgedinge”) 
eventuell Folgt das Kind der Mutter (vgl. R. A. 323—326). 
e) Freiwillige Ergebung in Knechtſchaft, befonders häufig au 
Kirden, um Schug und Aderland von ihnen zu erhalten, 
oft auch an den König und an weltlibe Große: fpäter 
häufig einftimmig der Erben vorausjegend. d) Zahlungs: 
unfähigteit (R. U. 329); befonders wenn die vermwirkten 
Strafſummen nicht aufgebracht werden können. e) Ber: 
nebtung zur Strafe, bejonders nach MWeftgothenrect; 
über das gefammte Recht der Unfreien nad der Lex. Visig. 
ſ. Dahn, mejtgothifche Studien, (Würzburg 1874) ©. 62 f. 
f) Heirath mit Unfreien (N. A. 326), zum Theil aus dem 
Geſichtspunct der Strafe. g) „Unfreie Luft“, d. b. Ber: 
Jährung: einfpruchslofer Aufenthalt an blos von Unfreien 
bemohntem Drt während eines gemwiffen Zeitraums. — 

Der Entftehungsgrund der Unfreiheit war nicht ohne 
Einflu auf die Behandlung des Knechts. Die wichtigſten 


freiheit servus, maneipium, manahoupit, schalk, halseigen, no diſch 

hraell; mildere Grade bezeichnen laetus, aldio, hörig. Das lateinische 

attinens cum corpore begegnet jchon 1289, Das Deutiche Yeibeigen 

en — ma Mtnblinger; Geſch. d. dtſch. Hörigfeit. Berlin 1819. 

9) Stühle, über den Urfprung des Yeibeigenthums. Münſter 1802, 
* 
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Wirkungen des Verhältniſſes find folgende: der Herr hat 
an den Leibeigenen volles Eigenthum und fann fie folglich 
vindiciren, verfaufen (Stellen bei Kindlinger 88 29. 46. 
R. A. 343. Walter 8 387), verichenfen:) — mit oder ohne 
das Grundftüd, als deren Zubehör fie meiftens erfcheinen; — 
er kann jie züchtigen und uriprünglib auch tödten, — der 
Knecht hat dem Herrn alle Arten von Dienften’) zu leiften 
und jährlid — ohne Unterjchied, ob er von dem Herrn ein 
Stüd Land erhalten oder nicht — beftimmten Leibzins") zu 
entrichten. Außerdem wurde im Mittelalter jehr häufig nod 
eine bejondere Abgabe zur Anerkennung der Gemalt des 
Herrn unter jehr verjchiedenen Namen gefordert (Gemaltbebd. x. 
R. A. p. 374); oft auf ein Huhn ermäßigt pie 
Dienjthuhn 2c.) oder ganz erlajjen (Walter $ 390). — 

die Geburt von unfreien Eltern als Entjtehungsgrund a 
Eigenſchaft gilt, jo hat der Herr über die Kinder jeiner 
Knechte die gleichen Rechte wie über dieſe jelbft. — In 
doppelter Hinficht erfcheint bei den Leibeigenen eine Schäßung 
in Geld: einmal der gewöhnlihe Kaufwerth, der natürlid 
nicht nur nach der Brauchlichkeit der Waare (worauf unter 
Anderm der Befig von Handwerksfertigkeit, die verläffige 
Verwendbarkeit zu häuslichen Dienften, ja auch die Nationalität 
von wichtigem Einfluß find), fondern auch nach Land und 
Zeit, nah Menge und Kaufiraft des Zahlungsmittel jehr 
veridieden war. Sodann das Wergeld, d. h. die für bie 
Schädigung oder Tödtung des Knechts an den Herrn zu 
entrichtende Summe, welde, wie das Wergeld der Freien 
und im Verhältniß zu diefem, nad den Stammrechten und 
zu verjchiedener Zeit nicht minder verſchieden war (Walter 
$ 393). — Da der Knecht nicht Perſon, fondern Sack, ift 


In Holftein wurden noch im vorigen Jahrhundert Zeibeigene 
—— rchiv f. F Kirchengeſch. der Herzogt. Schleswig 
Holſt. u. — IV, 

‚0, Nal. Hüllmann, bifter. u. ſtatswiſſ. Unterfuch. über Natural: 
dienfte und Gutsunterthanen nah fränkiſch-deutſcher Werfaffung. 
— — Wigand, die Dienſte, ihre Entſtehung, Natur x 

ann. 1828. 

") In Characterifirung und Abitufung ſolcher ir — von 

er oder halb Unfreien hat das Mittelalter einen unü 

Reihthum von Bildungen entwidelt und dafür zahllofe Der oft 
im Intereſſe des Schutzes des Pflichtigen, geichaften: ſolche Zinſen 
beitanden in Beh, Vieh, oft in Form von de nten, i 
Kleidern, Stoffen, Fabrikaten, fpäter in Geld. Val. R. N. 358-362. 
Walter p. 390. Kindlinger $ 48. 
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auch feine Ehe nicht nach Volksrecht geihügt: der Herr kann 
nit nur die Einftimmung vor Abjchluß der Geſchlechsver— 
bindung feines Eigenen vermeigern, fondern diefe, aud 
wenn mit feinem Willen eingegangen, mwillfürlich wieder 
löſen.“) Bei der Heirath von Unfreien verſchiedener Herren 
bedarf es der Einwilligung beider Herren. Für Ertheilung der 
Ehebewilligung wird im Mittelalter eine Abgabe'”) entrichtet. 
Rird „ausgeheirathet”, d. h. auf einen fremden Hof, io 
werden die Nechte desjenigen Heren, welcher den Belit ver: 
liert, vorzüglich die Anjprüce auf den Nachlaß, bejonders ge— 
wahrt. Die Gefchlehtsverbindung von Freien, ja auch nur von 
Halbfreien, mit Unfreien war dem fittlichen Gefühl der Germanen 
jo empörend und eine fo ſchwere Verlegung der ftändijchen 
Grundlagen der Rechtsordnung, daß fie mit den höchften 
Strafen bedroht war. Nah dem Recht der Sachſen,“) Lango— 
barden") und Burgunden'Y) wird die Vermifchung der freien 
Frau mit dem fremden Knecht durch den Tod beider oder 
eventuell, je nacdı Wahl der Sippe, mit Verftoßung der 
Frau in Öffentliche Knechtichaft (nach Weſtgothenrecht L. V 
II, 2. e. 3. in Knechtſchaft der Sippe jelbft) und Tödtung 
des Unfreien geahnder. Auch nach fränfifchem Recht wird die 
Frau dem Herrn verfnechtet, deſſen Eigenen fie ohne Erlaubniß 
gebeirathet, und ebenio wird der Freie für feine Verbindung 
mit einer fremden Magd durch Verfnechtung an deren Herrn 
geftraft. Die Vermiſchung mit dem eigenen Knecht wird dur 
Räderung des Unfreien, mit Frieblofigfeit der Frau, nad 
Weſtgothenrecht mit Verbrennung beider geftraft. Dagegen 
geftattet das Langobardenrecht die Ehe mit der eignen, jedoch 
zuvor freigelafjenen Magd. — Von ſolcher Strenge blieb 


” Zu das Weitgothenrecht beſchränkt Dies Hecht des ge auf Beit. 

m) M ae — wenn auf einen fremden Hof ef! mann 
wird, — forir maritagium, — Die deutihen Namen äußert mann 
faltig: Betten- und kt Hemd ea ic. Bol. — 
Kindlinger 88 31. c. ‚ Privatrecht 5 
Nittermaier, d. Privat R. $ 7 Dah "hoc in n Deutfeland Dei 
h enannte jus primae noctis wirttich und de jure wie in Rußland, 

bei er Ey — — ſcheint unerweislich. 
R. A. 384. Grupen, aus primae noctis im Traftat 
de uxore 2— p. 1-35. Weitere Literatur hierüber bei Mitter— 
maier, d. P. R. 8 77. (est — Schmidt, das J. pr. n. (1882), 
der zu dem gleichen Ergebniß gelan 

9) Rudol. transl. s. Alex, ce. i, , Ser. II. p. 675. 

) 2. Rothar. 193. 221. 

2. Burg. 35. 2. 3. 
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im Mittelalter wenigftens noch die Nacwirfung, daß die 
Ehe mit dem Ungenofjen das Recht (insbejondere der höher: 
bürtigen Frau) in den Stand des Gatten, aljo bei Ehe mit 
Unfreien bis in die Knechtſchaft, Hinunterzog (jedoch die 
Wittwe des Unfreien wurde wieder frei), nach dem Grund- 
fat: „trittft Du meine Henne, wirft Du mein Hahn.“ 
(R. A. p. 326. Walter p. 394—396.) Ferner konnte der 
Knecht, weil nicht Nechtöjubject, fein Vermögensrecht haben; ”) 
nob im IX. Sahrhundert verfällt jogar Alles, was der 
Freie im Augenblide der Berfnechtung befigt, dem Herrn. 
Freilich führte das Bedürfniß des praftifchen Lebens, ja das 
Intereſſe des Herrn jelbft, auch im deutichen Recht zur An- 
erfennung eines dem römiſchen peculium ungefähr ent: 
Iprecbenden, relativ geſchützten Beſitzes des Unfreien: allein 
auch dies Vermögen war de jure Eigenthum des Herrn 
und konnte deihalb bei Veräußerung oder Freilaſſung 
des Knechts zurückbehalten werden. Demgemäß kann aud 
fein (actives oder paſſives) Erbrecht des Unfreien bejteben: 
der geſammte Nachlaß, auch jenes peculium, erbt nicht auf 
die Sippe des Knechts, jondern wird von dem Herrn eins 
gezogen. (manus mortua NR. W. p. 364—374. Bol. unten 
sub Il.) Der Eigene fanıı ferner weder fich verpflichten noch 
für ſich Forderungen erwerben: Gejchäfte mit Unfreien, 
ohne Willen des Heren geichloffen, find nicht blos nichtig, 
fondern ftrafbar: wer dem Unfreien leiht oder von ihm Fauft, 
verwirft Leihjunme oder Preis an den Herrn.“) — Der 
Knecht ift ferner micht Glied der Nechtsgenojjenjchaft: er 
fann vor Gericht weder als Kläger und Bellagter, noch als 
Zeuge, Eidhelfer oder Fürſprech handeln. Der Herr muß ihn 
vor Gericht vertreten: er kann ſich der Haftung für Delicte 
des Knechts durch Preisgebung (noxae datio) deſſelben ent: 
ziehen und fordert anderjeit3 die Compofition für Schädigung 
oder Tödtung des Unfreien für fich ein. Der Knecht famı 
wider den Freien nicht zeugen, ift im Proceß an ſchwerere 
Beweismittel (oft primär an Gottesurtheil) gebunden, von! 
Kampf als Beweismittel ausgejchloffen und der Folter unter: 
worfen, nur mit Vorbehalt der Entjchädigung des Hei 
für Folierung des unjchuldigen Knechts. 


. 


) Eichh. 8 62. a. 8 363, NR. N. 349. 
") Walter 8. 396— 98. 
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Im Strafredbt und Strafproceh der Unfreien fommen 
jehr mannigfaltige Grundfäge zur Anwendung.) Vergehen 
des Unfreien gegen den Herrn oder gegen Mitfnechte ftraft 
der Herr jelbit, urfprünglid nach Willfür, jpäter nach Hof: 
recht im Hofgericht (j. sub II). Auf dem Herrnhof befand 
ib zu dieſem Behuf das Knechtgefängniß für Unterfuhungs: 
haft und Strafe der Schuldigen mit dem Fußblod (cippus), 
bei dem beſtimmte Höfe eine Wachreihe haben (mansi cip- 
pales.) (Walter p. 765). Vergehen der Unfreien gegen 
Auswärtige mußten jedoch nach Landrecht gebüßt, fonnten 
nicht der etwaigen Gonnivenz des Herrn überlafjen werden. 
Die Sicherung fonnte nun entweder darin gejucht werden, 
daß der Herr unbedingt, wie für fein Vieh, für yeine Knechte 
haftbar erflärt, oder daß umgekehrt der Knecht immer un 
mittelbar jelbft geftraft wurde. Andere Rechte juchen zwiſchen 
beiden Spftemen zu vermitteln. Directer Befehl des Herrn 
macht den Knecht jelbitverftändlidb immer ftraffrei. Wenn 
einerjeits meiſt der Herr den pofitiven Schaden erjegen oder 
ſich durch Preisgebung des Knechts davon löjen muß, fann 
er andrerjeits den Knecht durch Erlegung der Buße von der 
öffentlichen Strafe befreien. Wenn die Konjequenz der 
Auffafiung des Knechts als einer Sache zur unbedingten 
Haftungspflicht des Herrn für den Knecht wie für fein Vieh 
drängte (L. Thoring. t. XVI omne damnum quod servus 
fecerit, dominus emendet), jo nöthigte andrerjeit3 Die Ge: 
meingefährlichfeit, auch den Willen der Unfreien zu berück— 
übrigen und auf ihn zu wirken. Es tritt der Gefichtspunct 
hinzu, den Herren zu ftrafen für ungenügende Zucht und 
Auffiht. (Lex Bajuv. VII, 2. pro eo quod servo suo dis- 
«plinam minime imposuerit), und oft wird Weberlafjung 
des Knechts an den Gejchädigten (noxae datio), nicht zur 
Löſung des Herrn, fjondern neben Erſatz und Buße, zur 
Strafe des Herrn, gefordert. — Sehr ftreng verpflichtet das 
Yangobardenrecht den Herrn für einen vom Knecht begangenen 
Mord oder Diebftahl. Nach ſächſiſchem Recht dagegen braucht 
der Herr nur die Buße, nicht auch das Friedensgeld, für das 
Bergehen des Knechtes zu entrichten und diejen nicht aus: 
zuliefern: ja, wenn der Knecht flüchtig gegangen, ijt der 
Herr aller Haftung los, ein gefährlicher Grundfag, der aber 


' Val. Wilda p. 652—665. Walter $ 76567. R. A. p. 665. 677. 
Dahn, meitgotbifhe Studien, Würzburg 1874. ©. 62 f, 155 f, 
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gleichwohl von Karl dem Großen auch für andere Brovinzen 
anerfannt wurde. In dem falifchen, ripuariihen, alaman: 
nifhen, baierifhen und burgundiſchen Recht bildete fi 
übereinftimmend der beveit3 oben erwähnte Grundfag aus, 
daß der Herr zwar immer den Ddirecten Schaden erjegen, 
aber feine Buße entrichten und außerdem zwar den Knecht 
zu körperlicher Strafe bingeben muß, aber diefe auc mit 
Geld abfaufen darf. (Bol. Wilda ©. 656, 658, 660). 
Daß der Unfreie, der ja nicht Glied der Rechtsgenoſſenſchaft 
ift, noch viel mehr als der Privatrecbte der ftatsbürgerlichen 
darbi, verfteht fi von jelbft. — 

Es ift begreiflih, daß die Eignen fich jehr häufig durd 
die Flucht der Härte eines graufamen Herrn oder der Un: 
freiheit überhaupt zu entziehen juchten. Solche Fluchtver— 
ſuche bedrohten aber nicht minder die öffentliche Sicherheit, 
al3 den BVBermögensitand der Herrn, und dieſe entlaufenen 
Knechte, ihre Verfolgung, Auslieferung, Beftrafung zc. be- 
ibäftigen daher jehr oft die Gejekaufzeihnung ſchon der 
Stammredte wie die adminiftrative Sorge der Capitularien 
und fpäterer Gejege. Eben das Zuſammentreffen der Sorge für 
die allgemeine Sicherheit mit dem Vermögensinterefje der Eigen: 
thümer führte bier ſehr früh zu fo ſcharfen, polizeilich-inquiſi— 
toriſchen Maßregeln, wie fie ſonſt dem Geift jener Zeit fremd. 
Die Obrigkeit joll den Flüchtling verfolgen, verhaften und 
dem Herrn umentgeltlihb zurüditellen. Verleitung, Nidt: 
anzeige, Bergung, Förderung der Flüchtigen wurde mit 
ſchwerer Strafe geahndet, dagegen Anzeige und Auslieferung 
belohnt. Dem Herrn ftanden bei der Verfolgung jeltene 
Eingriffe in fremdes Hausrebt zu, und fein Anſpruch auf 
den Flüchtling war feiner Verjährung unterftellt. 

Auf dem Rechtswege findet die Unfreiheit nur in den nach— 
ftehenden Formen und Fällen ihr Ende: 1) Durch Geſetz. 
Unter gewiſſen Borausjegungen wird die Infreiheitjegung des 
Knechts durch das öffentliche Necht, ohne Rückſicht auf den 
Willen des Herrn, verordnet: bald aus dem Gefichtspunct 
der Beftrafung des Eigenthümers, bald aus dem der Be: 
lohnung des Unfreien. So wenn der Herr die Ehe, die 
gejchlechtlihe Ehre oder das (fpätere) Verbot des Verkaufs 
des Knechts aufer Landes verlegt hat. Insbeſondere das 


®) Daries, de jun vindie, servor fugit. Franf. 1764. Walter, 
8 401. Gihh. 8 339. R .A. 345—348. 
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Weſtgothenrecht enthält viele ſolcher polizeilichen Vorſchriften. 
(3. B. Infreibeitfegung des Knechts zum Lohn für Anzeige 
von Verbrechern, für Mebertritt aus dem Judenthum zum 
Ehriftenthum, zur Strafe eines Juden, der einen chriftlichen 
Knecht befigt, zur Entſchädigung für unverdiente Folter 2c.) 
Im Mittelalter befahl das Geſetz Infreiheitſetzung des Leib: 
eigenen nur mehr für den Fal, daß ihn der Herr in un 
verschuldeter Noth verlaffen, jeiner eventuellen Alimentations— 
pflicht nicht nachgefommen ꝛc. 2) In jpäterer Zeit Fonnte, 
insbejondere nab den Privilegien mander Städte, durch 
Erfigung der Freiheit, nach neueren Rechten durch (30 jährige) 
Verjährung der Bindifationsflage die Unfreiheit beendigt 
werden. (Bol. Eichh. 8 339. Walter $ 409.) 3) Weitaus 
die wichtigfte Art der Beendigung der Eigenſchaft war jedoch 
natürlich die Freilaffung d. b. der Verzicht des Herrn auf 
jeine Rechte an dem Eigenen. (Bol. Walter 410—416.) 
Da diejer Verzicht ein mehr oder minder umfafjender jein 
fonnte, gab es jehr verſchiedene Arten der Freilaſſung mit 
jehr reichen Abitufungen der Wirkung. Aber eben weil die 
Freilaſſung nur ein Verzicht des Herrn, fonnte fie urſprüng— 
lih gewiß nur die Privatrechte des Eigenthümers an dem 
Knecht aufheben, keineswegs aber diefem rechtliche Gleich: 
ftelung mit Dritten gewähren, und es ift nicht glaublich, 
daß ſchon vor der Wanderung jelbit die günftigite Form der 
Freilajjung der Knecht den freien Männern der Gemeinde 
auch an politifchen Nechten hätte gleichftellen Fönnen,*') wenn 
dies auch jpäter, nachdem Freiheit und Unfreiheit überhaupt 
nicht mehr summa divisio der Verfafjung war, dahin ge- 
fommen ift. Sn den nad der Wanderung entjtandenen 
Reichen laſſen fih mehrere deutsch = rechtliche Arten der Frei: 
lafjung unterjcheiden, neben welchen ſich die (überhaupt nad 
römiſchem Recht lebende) Kirche bis in’3 14. Jahrhundert 
der drei aus dem jpäteren römischen Recht entlehnten Formen 
der manumissio (in ecclesia, per epistolam und per testa- 
mentum) bediente, melde jedoch lange Zeit nur libertas 
romana gewährten, mancherlei Vorbehalt zu Gunften der 
Kirhe als Patronin enthielten und den jo Freigelaſſenen 
dem freien Germanen nicht gleichftellten.. Von dem reichen 
Detail des Rechts der Freilaffung (vgl. R. A. 331—339) 








2) Pal. Wais, dtſch. Verfaff. Geſch. I, p. 179. Tac. Germ. c. 25 
fpriht von factifhem Anſehen. 
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kann wieder nur Andeutung gegeben werden. Bei den 
Franfen 3. B. ftellte die ungünjtigfte Form der Freilaflung 
nur dem litus, dem Halbfreien, gleich: der in ſolcher Weile 
Freigelaffene hat nur das halbe Wergeld des freien 
Franfen und ift diefem gegenüber weder ebenbürtig zur 
Ehe, noch fähig zu Zeugniß oder Rechtsgeſchäft. Die zweite 
Arı, durch Freibrief — carta ingenuitatis, bei Xosfauf c. 
redemtionalis —, am bhäufigften angewendet und am 
längiten erhalten (vgl. Kindlinger S 30), macht zum 
cartularius, der zwar ebenfalls nur das halbe Wergelt, 
aber in PBeräußerung und Bererbung ſeines Bermögens 
größere Freiheit hat als der dem litus gleichftehende. Die 
günitigfte Form der Freilaffung it die eines Sceinlosfaufs 
an den König, wobei cin denarius aus der Hand des Frei: 
zulajlenden geichlagen wird (bis in's 11, Jahrhundert); em 
ſolcher denarialis fteht, auch im Wergeld, den Freien gleich, nur 
daß er, in Ermanglung von Kindern, vom König mit Ausſchluß 
anderer Verwandten beerbt wird. (Der König hat überhaupt 
als allgemeiner eventueller Mundwalt Batronatrechte über die 
Freigelaffenen, wenn fich der Herr diejelben nicht ausdrüd- 
lich vorbehalten hat.) Bei den Yangobarden entſprechen den 
drei fränkiſchen Formen ungefähr die Abitufungen; aldio, 
fulfrea, amund. (Bol. Eichh. S 51. Walter 1. c. R. N. 
332. 335. — Ausführlices bei Heinneccius antig. germ. 
TIL PR 2 2.354), 


II. Milderungen bes alten firengen Rechts, insbejonbere durch 
den Einfluß ber Kirche. 


Die im Borftehenden nad allen Seiten hin jfizzirte 
harte Lage der Leibeigenen hat fib nun aber in dieſer 
ganzen Strenge nidt lang erhalten. Schon frühzeitig 
mildert die Gejeggebung die empfindlichiten Schroffheiten des 
alten Rechts, die jchlimmften Confequenzen der Nictaner: 
fennung der PBerjünlichkeit des Knechts. Hier war der 
Einfluß des ChriftenthHums von höchſter Bedeutung. 
Denn eine Lehre, welde von der Gleichheit aller Menſchen, 
von der Liebe Gottes, von der göttlichen Ebenbildlichteir des 
Menſchen, von der Gemeinjamkeit der Erlöfung durd den 
Tod Chrifti für alle von dem Taufbund umſchloſſenen 
Selen ausgeht, war im höchſten Grade geeignet, die Idee 
der Menschenwürde, der allgemeinen nnd der unveräußer: 
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liben, wenn auch zunächit nur in religiös fittliher Korm, 
jur Geltung zu bringen.) So ungeſchichtlich in jehr vielen 
andern Gebieten die landläufigen Phraſen von dem früh: 
zeitig mächtigen Einfluß des Chriftentbums auf die Ger: 
manen ſich bei unbefangener Prüfung der Quellen er: 
weiſen, — bier ift, was fonft vielfach Redensart, Wahrheit; 
und die Linderung der Lage der Unfreien theild durch 
Nilderung der Sitten und Gejege, theils durch Begünftigung 
der Kreilaffungen als gottgefälliger Werke ift eines der 
danfenswertheiten Verdienſte der mittelalterlichen Kirche. — 
Aus der reichen Geſchichte diefer Fortichritte von der äußerften 
Hehtlofigkeit zur völligen Gleichftelung mit den Freien 
fönnen hier nur einige characteriftijche Stufen hervorgehoben 
werden. — Mehr als manche Art des Mißbrauchs der Rechte 
des Herrn (— gegen welden immerhin deſſen eigenes Inter: 
che fiherte, jiebe unten sub II. und IV.,) war die Uebung 
einer an fich völlig zweifellofen Befugniß deſſelben praktiſch 
darum höchſt beſchwerlich für den Unfreien, weil gerade der 
Vortheil des Herrn jehr häufig dazu aufforderte: nämlid 
das unbeichränfte Recht, den Leibeigenen beliebig zu veräußern. 
der Verkauf in die Fremde, an Heiden, an Nicht-Germanen 
fonnte den Unfreien jeden Augenblid, wenn der Herr Ge: 
legenheit zu vortheilhaftem Berfauf hatte, von feiner Familie, 
von jeiner Scholle, von dem Schuß der Kirche und der 
milderen germanischen Sitte losreißen und plößlib einer 
unbeftimmten und völlig unbejchränften Graufamteit preis: 
geben. Deßhalb wird jchon im Weftgorhenrecht und in den 
Gapitularien Karl des Großen der Verkauf der Knechte 
außer Landes, insbefondere an Heiden (trans fines regni, 
ja jelbft trans fines provinciae, ad paganos) bei Strafe 
verboten und auch für Verkauf innerhalb des Reiches Zu— 
jiehung der Geiftliben, der Dbrigfeit oder unbefcholtener 
Jeugen gefordert. Die Kirche hatte dazu den erſten Anftoß 
gegeben (Coneil. Cabilon. a. 649 ec. 9, und verzichtete 
für ſich Ichon feit dem 11. Jahrhundert völlig auf das 
Recht der Veräußerung. Später wurde wenigftens Die 
Beräußerung ohne die Scholle verboten, was praktiſch den 


=) Val. 3. B. Canon. 68 Caus. 12 Quaest, 2 quum redemtor 
noster dirupto quo tenebamur captivi vinculo pristinae nos resti- 
tueret libertati, salubriter agitur, si homines quos ab initio natura 
liberos protulit et jus gentium jugo substituit servitutis, in ea qua 
nati fuerant libertate manumissionis beneficio reddantur. 


2, Laie 
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größten Unterschied machte. — Die Kirbe ferner war 
es, welde, auf Grund der Lehre. von der Nächftenliebe 
und mit Bezug auf das fünfte Gebot, dem de jure aller: 
dings beftehenden jus vitae ac necis de3 Herrn in feiner 
Anwendung zuerit Schranken 309: das Aſylrecht trat ſchützend 
zwijchen den Zorn des Heren umd den flüchtigen Knecht, 
und grade die Sicherung des Lebens (und ſogar der Glieder 
zum Theil) des Verfolgten war ein Hauptzielpunft dieſes 
Inftituts.”) Aber auch abgejehen von Verlegung des Aiyl- 
recht3 ftrafte die Kirche ſchon jeit Anfang des 6. Jahr— 
hunderts die eigenherrliche Tödtung des Unfreien ohne 
Nichterfprucb mit Ercommunication. Die weltliche Geſetz— 
gebung freilich taftete hierin erft jpät das uralte, in ber 
Sitte feft begründete Net des Herrn an, mit Ausnahme 
des überhaupt anticipirenden Weftaothenrechts. Zur Zeit 
der NRectsbücher aber wird das Tödtungsrecht dem Herrn 
bereit3 abgejprocen,*) wenn auch noch ftrengfte Züchtigung 
geftattet bleibt. Eine weitere, praftiich jehr wichtige Mil: 
derung, welche der Schwabenfpiegei ebenfalls ſchon kennt 
(ed. Laßb. 308), befteht in der Beichränfung des Rechts, 
Leibeigene zu halten, auf die höheren Stände (menigftend 
Mittelfreiheit wird gefordert), während früher ſelbſt Halb: 
freie (ja fogar Unfreie für ihren Herren) Leibeigene halten 
durften. Es leuchtet ein, daß Behandlung und Lage des 
Knecht regelmäßig im Verhältniß ftand zu Bildungsftufe, 
Reichtum und Stand jeines Herrn, weßhalb die Knete 
auf Kron= und Kirchengütern von jeher am bejten daran 
waren (fiehe unten sub II.) Damit ftand nun im Zujam: 
menbang, daß die Unfreien theild durch die häufigen Frei: 
lafjungen, theils durch die Privilegien vieler Städte, wonach 
die Luft den eingewanderten Eigenen in kurzer Friſt frei 
machte (vgl. Eichh. $ 313), immer mehr aus den Städten 
verfhmwanden (nur Halbfreie, Hörige haben fich, bejonders 
in den Gemerfen, lange Zeit in der ftädtifchen Bevölkerung 
erhalten. Bol. Eichh. 8 243. Wartinger, leibeigene Stadt: 


25, Mol. im Allgemeinen: Helfrecht vor den Aſylen. Hof 1801. 
— K. Dann in der Zeitſchr. f. dtſch. Recht. III. 327. — MWachter 
in der Encykl. von Erich. u. Gruber s. v. —— * 

29 Schwabenſ. 73. Laßb. sver sin eigen Knecht zu tode sleht — 
man nimt im sin lip billicher danne ob er ein fremden slüge. — 
Gloſſe 3. Sachſenſp. n. 32 wisse aber dass kein herr seinen Knecht 


toedten mag. — Walter $ 388. 
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bewohner im 14. Jahrh. Steiermärf. Zeitfehr. VIII. p. 160). 
So fam es, daß die Unfreien im Ganzen im Lauf der Zeit 
zu einer beftimmten Klafje der Landbewölferung murden 
(Eihh. 88 337, 348), als ſolche zwar an die Scholle ge: 
bunden, wofern nicht Freizügigkeit bejonders ertheilt wurde, 
aber eben dadurh auch gegen Losreißung von ihrem Grund 
und Boden dur mwillfürliche Veräußerung jeitens des Herrn 
geſchützt. Zu Anfang des 16. Jahrhunderts ift es bereits 
in den meiften Gegenden jo weit gefommen, und jehon jeit 
Anfang des 15. Yahrhunders wird dies Verhältniß durch 
die Gejeßgebung der erftarfenden Landesfreiheit, freilich nicht 
immer zu Gunften der Unfreien (jiehe sub IV.) geordnet 
(vgl. Walter 88 385. 389). — 

Die Lehre des Chriſtenthums von der unverbrüch— 
lihen Heiligkeit der Ehe mußte jehr frühe die Kirche 
dazu drängen, auch der Unfreien Eherecht zu ſchützen. 
Doch leiftete auch hier das Intereſſe der Eigenthümer 
zähen Widerftand. So vermochte die Kirche lange Zeit 
nicht, die willfürlide Trennung der Ehe durch Berfauf 
von Seite des Herrn zu hindern, und mußte fich begnügen, 
wenigftens die Wiederverheirathung der faktiſch getrennten 
Gatten al3 Bigamie zu jtrafen (8. Jahrh.). Bald aber 
wurde wenigftens die Unmwiderruflichkeit de von dem Herrn 
oder auch von zwei Herren einmal redhtsgültig ertheilten 
Ehekonſenſes durchgeſetzt (9. Jahrh). Erſt jpät jedoch hob 
die weltliche Geſetzgebung den Grundſatz auf, daß die Ehe 
mit Unfreien den Freien verknechte; die Kirche aber konnte 
gerade bei dieſer Frage am wenigſten auf halbem Wege 
ſtehen bleiben. Abgeſehen von den ſittlichen Motiven, for— 
derte ſchon die dogmatiſche Auffaſſung der Ehe als Sacrament, 
daß auch die ohne und gegen Willen des Herrn geſchloſſene 
Ehe als rechte Ehe, und deßhalb als unauflöslich durch den 
Einſpruch des Herrn anerkannt werden mußte, was jedoch 
erſt im 12. Jahrhundert durchgeſetzt wurde (von Hadrian VI. 
7 1159. Cap. 1. X. 4. 9. de conjug. servor. si contradi- 
eentibus dominis et invitis (matrimonia servorum) con- 
traeta fuerint, nulla ratione sunt propter hoc dissolvenda. 
Bol. Walter $ 394 R. A. p. 383). 

In einem andern wichtigen Gebiete bedurfte es weniger der 
Anftrengungen der Kirche, da hier das praktiſche Bedürfniß des 
Berfehrs, ja der Vortheil des Heren felbft in Sitte und Her: 
fommen die Härten des abftraften Rechts mildern mußte, nämlich 
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im Gebiet der VBermögensredhte der Unfreien. (Vgl. Eihb. | 
8 62 u. $ 368.) Jenes eben beiprodene Ananlogon de 
römifchen peculium mußte faktiſch bald ein Niekbraud:: 
recht des Knechts an Fahrniß und Liegenſchaft des Herm, 
die ihm diefer überwieſen, herbeiführen. Schon zur Jet 
des Tacitus war ein Maß für die Zinsgaben des serms 
an Getreide, Vieh, Kleidern ꝛc. feitgeftellt (G. c. 25), um 
fpäter ordneten die Stammredte zum Theil die Leiftungen 
der Unfreien. Die Kirche ftellte die Einziehung des Sonder: 
guts, des peculium, des Knechts als Sünde dar,*) und 
ſchon im 7. Jahrhundert war die Belaffung derjelben bei 
Freilafjungen, ja fogar die Annahme eines Löſegelds aus 
der Errungenschaft des Knechts, Negel und Sitte. Insbe— 
fondere bei den bäuerlichen Unfreien wirkte ſchon das Inter: 
eile des Herrn auf Geftattung gewiſſer Vermögensrechte bin; 
der Eifer für Steigerung der Ertragsfäbigfeit des von dem 
Knecht bebauten Landes, die dann doc zulegt wieder dem 
Herrn zu Gute fam, hing natürlid von dem Grad der 
Sicherheit in feinem und feiner Erben Befig an dieſem 
Boden ab. So wurde es frühzeitig Negel, den Knecht nicht 
ohne Grund (d. h. wenn er feinen Pflichten und Leiftungen 
nicht gehörig nachkam) vom Hof zu treiben oder feine Laften 
willfürlich zu fteigern. Am mwichtigften für Gedeihen und 
relative Unabhängigkeit der Unfreien wurde jedoch, daß das 
angedeutete Interefie des Eigenthümers vor Allem die Ver: 
erbung des Leihguts vom Vater auf den Sohn frühe zur 
allgemeinen Negel machte: war dod die Sicherheit dieſer 
Vererbung der wirfjamfte Sporn für Verbefferung des Bodens 
und eifrigen Anbau. 

Für Belaffung des Gutes wurde dann freilich eine 
Abgabe entrichtet, und zwar ſowol in dem Fall, wenn der 
frühere Herr dem Erben des Knechts, als wenn der Erbe 
des Herrn dem früheren Knecht das Gut belieh. Diele 
Abgabe (lat. mortuarium, manus mortua) wurde oft von 
dem Herin aus dem Inventar des hörigen Hofes, meift aus 
dem Vieh 2c. gewählt, und begegnet faft überall, wo ur: 
iprünglidb ein Necht des Heren auf den ganzen Nachlaß 
vorlag.”) Aber alles Vererbungsrecht der Unfreien bewegte 


29) Erberti confessionale add. €. 35 non licet pecuniam suam 
servo auferre quam ipse labore suo adquisiverit. Iter S 3%. 

Die deutfchen Namen, Die äu mennigfaltig And, fiebe 

bei Kindlinger $ 32 — 34, 46. Eichb. S 62. a. S 363, Runde Dtic. 
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ih lange Zeit nur innerhalb des Kreiles der Mithofleute, 
und der Erbihoß, Abſchoß (gabella hereditaria servorum), 
d. b. ein ftarkes Abzugsreht des Herrn an dem an einen 
Ftemden, einen „Aushöfer“ verabfolgten Nachlaß des Eigenen, 
bat ib in vielen Gegenden bis zur Aufhebung der Leib- 
eigenichaft erhalten. (Vgl. Eichh. $ 368.) Biel jpäter und 
jeltener als cin Inteſtaterbrecht der Unfreien wird natürlich 
Teitirfreiheit derjelben anerkannt. 

Dagegen nöthigte das Bedürfniß des Verkehrs ſchon früh, 
eine gewiſſe Fähigkeit der Unfreien, in Rechtsgeſchäften mit Neben— 
hörigen und mit Freien ſowol den andern Contrahenten als ſich 
jelbjt zu obligiren, einzuräumen, jofern dies zum Betrieb der 
Wirthſchaft, der fie ala Verwalter, oder des Handwerks, deſſen 
fie als Meifter und Berkäufer pflogen, unentbehrlich ſchien. 
Konnten fie aber in eigenem Namen Gläubiger und Schuldner, 
jo mußten fie alsbald auch im eigenen Namen Kläger und 
Vdeklagte werden, und die Strenge des alten Princips der 
Gerichtsumfähigfeit der Unfreien konnte um fo leichter durch— 
broden werden, als die uralten Grundlagen der germanifchen 
Rechtsgenoſſenſchaft längſt von jüngeren Verhältniſſen im 
Verfaffung und Leben verdrängt waren. Gegen Unfreie 
wurden fie Ihon im 13. Jahrhundert, bald darauf auch gegen 
Freie, zum Zeugniß zugelaffen, und jeit dem 16. Jahr: 
hundert erinnert an die alte Gerichtsunfähigfeit der Unfreien 
beinahe nichts mehr als die Vorſchrift der Einwilligung des 
Herrn, um als Kläger oder Beklagter vor Gericht ericheinen 
zu fönnen. — 

Daß nun aber dieje ganze Entwidlung jo fiber uud 
ſtätig fortfchreiten konnte, davon war juriftijch die wichtigſte 
Urſache der Schuß, welchen das Hofrecht (jus curiae) 
dem Unfreien gewährte.) Während nämlih an fich und 





us: 5 549. R. A. p. 364374. Die häufigiten find: Beſthaupt, 
il, — all, — Geläß, Todtleib, Todtgans, Watmal, 
odmann, hiſtor. ju Abhandl. v 
—— ie 1794, u. Slrmolei in d. Encyllopädie v. Erich u. 
309, 


a) Kar. Sich, en 8 86. 173, ge = und Die sub voce 
„Eigengericht” in — v. Erfch u. Gruber I. S. T. 32, p. 183. 
Die — — * Hofrechte ſind erſt im 14. Jahrhundert aufge— 
— das von Lohn a 1363 (ed. Nieſert, 

rs 1809) — bei Kindlinger I. e. Steiner, weſtohl. Geſch. 
a Müller, ſ. v. Hofrecht in der obigen Encyklop. 
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urſprünglich bei der Rechtlofigkeit des Knechts gegenüber 
jeinem Herrn lediglib die Willkür des Leßteren über 

jein Leben und feine Lage enticied, bildete fich ſehr 

früh ein bejtimmtes Herfommen jomohl über die Leiftungen 

des Knechts als über die Strafgewalt des Herrn für die 

einzelnen Vergehen aus. So ftellte fih neben das Rolle 
recht oder Landrecht allmälig ein Hofrecht, welches, menn 

auch unficherer und härter als die Rechtsnorm der Freien, 

doch wenigſtens eine objective Recht3orbnung und jomit eine 

Schranfe der rein jubjectiven Willfür des Herrn war. Ab 

das Hofrecht ohne das Hofgericht würde wenig geſchützt haben. 

Gefihert wurde jene objective Rechtsordnung in ihrer An: 

wendung dadurch, daß der Grundjag aller germanischen Rechts— 

pflege, daß der Gedanke des Genoſſengerichts fich auch in 

diefer unterften Sphäre germanischen Lebens geltend machte. 

Wie der freie Mann jollte auch der Knecht nur von feines Gleichen 

gerichtet werden: denn das Recht eines Jeglicben lebt in der 

Meberzeugung feiner Standesgenoffen. Nicht aljo der Herr, 

londern die Mithörigen bringen das Hofredt im einzelnen 

Fall zur Anwendung: dem Herrn blieb nur die formale Ge: 

tichtöhoheit, die Hegung und Leitung des Gerichts und die 

Bollzugsgewalt des Urtheild, ganz wie dem König ober 

jeinem Grafen im Volksgericht.) Darin lag natürlib auch 

materiell die ſtärkſte Garantie für die erworbenen Rechte, 

die befte Ausficht auf deren Erweiterung: dieſen felbft hörigen 

Urtheilsfindern mußte Alles daran liegen, daß das Hofredt, 
dem fie felbft unterworfen waren, möglichft günftig inter: 

pretirt, möglichft gerecht und mild angemeldet wurde. In 
Folge dieſer durch Hofrecht und Hofgericht geſchützten Ent: 
widlung war nun der Unfreie in allen praftifch wichtigen 
Dingen des Standes, Proceß-, Familien:, Vermögen:, Erb: 
und Straf-Rechts dem zwar perjönlich freien, aber dinglid 
ſchwer belafteten Hinterfaffen, der feinem Gutsheren ſchutz— 
hörig und zinspflichtig war, völlig ähnlich geworden, fo daß, 
da namentlich au die Bezeihnungen für Perfonen und 
Leiftungen der freien und unfreien bäuerlichen Hinterſaſſen 
in einander übergingen, bei Aufhebung der Leibeigenicaft 
oder fpäter bei Ablöjung der Grundlaften dieſe Verhältnifie 
nur ſehr ſchwer und oft gar nicht mehr auseinander zu 
halten waren. 


>») Seifried, Geſch. d. ftändifhen Gerichtsbarleit in Baiern, 
dann Yeibeigenihaft, Dienftbarteit ꝛc. Yeipzig 1792, 
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II. Socialer Zuftand ber Leibeigenen. 


Menden wir den Blid von dem Recht, d. h. von der 
juriſtiſchen Stellung, zu dem Leben, d. h. zu der focialen 
Stellung der Unfreien, fo erfennen wir leicht, daß fie, obmwol 
fie aller politiihen und lange Zeit auch aller Privatrechte 
darben, focial einen höchſt wichtigen Beftandtheil des States 
bilden, weil der größte Theil der Arbeit von ihnen geleiftet 
wird, lange Zeit ganz ähnlich wie von den Sklaven der 
Hellenen und Römer, nur daß bei diejen fpäter das reich- 
ausgebildete Eulturleben in Stat, Geſellſchaft, Wiflenihaft 
und Kunft die Freigebornen noch "mehr von der eigentlichen 
Gewerbsarbeit abzog, während das oben bereit3 erwähnte 
eddifche Rigsmal uns den Freien nicht minder ala den Knecht, 
nur in anderer Weije, arbeitend, und nur etwa den Edeln, 
den jarl, in einer der hellenifhen Muße ähnlichen Lebens: 
weile zeigt. 

Ale Arten von Dienft und Arbeit werden von ben 
Unfreien für den Herrn beforgt: Knechtsarbeit (opus servile) 
ift ſein characteriftifches Merkmal. Zum Theil im Haufe 
des Herrn ſelbſt, zum Theil auf entlegenen Landgütern als 
Auffeher, Verwalter oder als niedre Diener, Arbeiter, Tage: 
löhner in Haus und Hof, in Stall und Garten, Feld und 
Wald, zum Theil als Meifter oder Geſellen der verſchie— 
denften Gewerke, die Weiber bald al3 Mägde in Haus und 
Hof, bald ala Handwerkerinnen, oft gemeinfam in der Frauen 
ftube (genitia von yuvarxeiov) verjehen fie die meifte, wenigfteng 
die fchwerfte eigentliche Ermwerbsarbeit des Lebens. Schon 
darin liegt Möglichkeit und Veranlaffung, hohen Einfluß, be— 
deutendes Gewicht, reiches Vermögen zu geminnen. Am 
niederften ftehen natürlich die Verrichter der härteften Feld— 
arbeiter, höher ſchon die Hirten, am günftigften Künftler, 
Handwerker, (Goldjchmiede, Waffenichmiede) und vor Allem 
die Hausdiener, die in größeren Verhältniſſen eben als Haus: 
Hof: und (mas damals identiſch) Stat3- Beamte erjchienen. 
Da fie nun auch zur Berathung, Begleitung, Bedienung, 
zur Waffenfolge des Herrn im Krieg verwendet wurden 
(Eichh. $ 194), mochten fie als Minifterialen uud Ritter 
die Gemeinfreien bald mächtig überragen. Solche Unfreie 
legten dann factifeh die Natur der Eigenſchaft ab. Länger 
und echter erhielten fi deren Spuren, wo der Knecht in 
Verbindung mit dem dem Herrn gehörigen — blieb, 


delix Dahn. Baufteine. VI. 
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was fpäter die faft ausnahmsloſe Regel ward und wobei 
der Leibeigene mit dem Halbfreien, mit dem herabgefommenen 
armen Freien bis zur Unfenntlichfeit verſchmolz. Solche 
bäuerliche Unfreie erjcheinen nun in unerſchöpflichen Spiel- 
arten bis zu der Zeit der Aufhebung der Leibeigen: 
ſchaft: von dem reichen, angefehenen Erbpädter, der große 
Ländereien mit Scharen von Knechten befigt, bis hinunter 
zu dem armen, veradhteten Köther, der ein dürftig Vorwerk 
des Herrn mit einem Stüd Vieh wie ein Taglöhner be: 
ftellt. — Am günftigften waren, wie ſchon erwähnt, von jeher 
die Leibeigenen auf den reichen Gütern, in den wohlgeordneten 
Haushalten der Könige und der Kirchen daran (servifiscalini, s. 
ecclesiastici). Höheres Wergeld, günftigere Stellung vor 
Gericht, Sicherung durch feites Hofrecht famen ihnen früh 
zu Statten, und die fiscalini zeichnete bejonders die Waffen: 
fähigkeit auß: ſchon unter den Merovingern konnten daher die 
pueri regis — Unfreie in unmittelbarem Dienft des Königs — 
hohe Reihsämter im Krieg und Frieden erlangen. — Wenn 
es fih nun darum handelt, zu zeigen, wie beftimmte Klaſſen 
von Unfreien durch die Lebensverhältnifie, durch ihre gejell: 
Ihaftlide Stellung von dem Drud der Eigenſchaft allmählich 
nicht nur völlig befreit, jfondern jogar zu folden Stufen 
von Macht, Ehre, Glanz und Reichthum emporgehoben werben 
fonnten, daß fie die Gemeinfreien weit überragten, fo dient 
hiezu am beften die Geſchichte derjenigen Klaſſe von Eigenen, 
welche nicht nur im Leben, ſondern jelbft im Recht einen 
abgeschloffenen Stand mit beftimmten Standesrechten und 
Ehren gebildet haben, die wichtige Klaſſe der Minifterialen, 
auf deren Bedeutung ” dem angebeuteten Zwede näher ein: 
gegangen werden muß.”) 

Der Name ministerialis bat in verjchiedenen Jahr: 
hunderten eine jehr verjchiedene Bedeutung gehabt. Urſprünglich 
bezeichnete er niedere Beamte in der Verfaſſung des ſpäteren 
Römerreiches (4 Jahrh.) und ging von da an in das fränkiſche 
Reich über. Schon unter den Merovingern war Freiheit 
und Unfreiheit nicht mehr der wichtigſte Unterſchied. Die 
veränderten politiſchen und ſocialen Verhältniſſe ſchoben andere 
Unterſcheidungen in den Vordergrund. Nachdem das politiſche 


gi. die Minifterialen von A. Freih. cr Köln 1836 
(und bei Diefem die ältere Literatur p. I — m. ferner Kind⸗ 
linger 8. 7—10. Walter 8 417. 418. Eichh. 8 3 Sp; 59, Nitzſch, Die 
Minifterialität (1869). 
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Schwergewicht von der Volfaverfammlung auf den König 
übergegangen, ift e3 vor Allem die Beziehung zu König 
und Hof, welche auszeichnet, welche auch den Unfreien, der 
in Amt, Schuß oder Gefolgfchaft des Königs fteht, der könig— 
liches Gut empfangen, hoch über den freien einflußlofen oder 
gar armen Mann erheben mag. Die freie Geburt war, 
wenn fie fih mit Hofdienft, Amt, Reichthum verband, ein 
Grund weitern Vorzugs, aber an fich hatte fie die alte Be: 
deutung nicht mehr.) So kam e3 bald, daß eine Klaſſe 
von unfreien Dienern, welche die unmittelbare Begleitung 
und Umgebung des Königs bildeten, eben wegen des Ein: 
Huffes, welche die enge Verbindung mit dem Haupt des 
Reiches und die häufig daran gefnüpften Reichthümer, Aemter 
x. gewährten, alle andern nicht nur unfreien, ſondern felbft 
freien Männern des Neiches überragten. Das Statsweſen 
war ja gewiffermaßen in dem Hof bes Königs concentrirt: 
und fo wurde der Name der Hausdieuer, der ministri, 
ministeriales für Stat3beamte gebraudt. Der Herzog wie der 
mit der Scholle verfchenfte Bauer fonnte damals ministerialis 
fein. Die wichtigen Erzämter des Marſchalls, Truchſeß, Schenf 
und Kämmerer? wurden von Minifterialen befleidet. Der 
Herr hat mit Zuziehung von etwa fieben Genoffen Gerichts: 
gemalt über den Minifterialen, die felbft über den böchften 
geiftlihen und mweltliben Beamten fih, insbefondere wegen 
Treubruch, bis zur Tobesftrafe erftredt. An fich ift damals 
noch die Minifterialität nicht erblich, jondern wird durch be: 
ionderes Gelübde perfönlich übernommen. Die Vortheile ber 
Ninifterialität beftanden bei Geringeren in Zollfreiheit, Waffen: 
fäbigfeit 2c., bei Vornehmeren in Aemtern, Einkünften, Land: 
befig, Ehrengefchenten ꝛc. Schon unter Karl dem Großen be- 
jeihnet ministerialis nicht mehr nur den unfreien Hausbiener, 
ſondern jeden Reichsbeamten. Als nah dem Tode Karls bie 
großen Herzoge, Grafen 2c. des Reiches ihre Aemter in Lehen ver: 
wandelten, geht der Name Minifterial allmählig über in 
den Namen Vaſall. Dies wiederholte fih in abfleigender Linie 
bei dem Gefolge der Vafallen felbft, und Minifterial bezeichnet 
jeßt nicht mehr jeden Beamten, fondern nur unfreie Haus: 
diener, welche einem der vier Erzämter zugetheilt waren. 
Insbeſondere die Kirche gab aber ihre Aemter und Güter 
am liebften den verläffigen Unfreien zur Verwaltung, und biefe 


m) Mol. Mais dtiſch. Verf. Gefch. II p. 207. 
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Minifterialen wurden nun den Freien, zumal durch das 
Waffenrecht, das ihnen der Vortheil der Herren überall zu: 
wandte, nahe gerüdt. Diefe Minifterialen vereinbarten bald 
felbft mit dem Herrn die Rechtsnormen ihrer Verhältniffe, und 
überwachten ftreng im Hofgericht die Anwendung dieſes Hof: 
rechts, in welches natürlich viele Beftimmungen der Dienftrechte 
freier Mannen übergingen. Auch das Lehenweſen, bald mit 
Erbrecht, trat, wie in alle Gebiete, jo auch in den Kreis diejer 
Minifterialen, welche fi, nach dem allgemeinen Zug der Zeit, 
als eine Genoſſenſchaft fühlten und bald als bejondere Klaſſe 
ſcharf von den andern Ständen abhoben, jo daß die Miniſte— 
rialen zur Zeit der Nechtsbücher erjcheinen als ein be 
fonderer Stand unfreier waffenfähiger Hausdiener des Königs 
oder der Fürften, welche in einem erblichen, rein perſönlichen 
Abhängigkeitsverhältnig ftehen, nad bejonderm Dienftredt 
beurtheilt werden und den Uebergang von der Unfreiheit zur 
Freiheit bilden.) Sie bilden den ordo ministerialium 
und können die Ritterwürde mit allen Ehrenrechten dieſes 
Standes (Sigel: und Fehderecht, den Namen Herr, dominus, 
nobilis 2c.) erlangen. Doc ftehen fie dem hohen Adel vielfach 
nad, fie können nicht mit diefem ebenbürtige Ehen jchließen 
und nicht Landeshoheit ausüben. Aber auch den Freien, 
wenigftens den höchiten Klaffen der Freien, ftehen die Miniſte— 
rialen darin nach, daß fie denjelben vor Gericht nicht ebenbürtig 
find. Dagegen den geringften Freien ftehen die Minifterialen 
gleich (Ipäter jogar höher) und als Ritter find fie auch dem 
freien Ritter zum Kampfrecht ebenbürtig. Von andern Unfreien 
heben fich die Minifterialen (obmwol fie auch homines proprii 
heißen) jcharf ab, beſonders durch Befreiung von knechtiſchen 
Dienften und Abgaben. Nach dem Sachſenſpiegel heben die 
Dienftleute als Unfreie nur den fiebenten Herſchild; aber ſchon 
der Schwabenfpiegel gibt ihnen den fechften, den legten der 
eigentlihen Herſchilde, ohne Vorausſetzung vorgängiger 
Freilaffung: — jo jehr hatte fih inzwiſchen die Bedeutung 
des Ritterthums gehoben. — Die niederften Freien werden 
jest den unfreien Minifterialen nachgeftellt, und Freilaffung 
erhebt diefe big zum fünften Herſchild zu den Ritterbürtigen und 
Mittelfreien. Bald aber fiel auch das Erforderniß der Frei: 
lafjung weg, und der Minifterial ftand jet als folcher dem freien 
Ritterbürtigen gleih. — Bon den zahlreichen Eintheilungen 


1) von Fürth. 8 43, 
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der Minifterialen heben wir hervor die des Reichs, der Kirche 
und des Adels. Erjtere find entweder von jeher im Dienft 
des Reichs, oder fie find früher freie des zum Kaiſer ge- 
wählten Fürften gewejen. Sie find dem Reich zu bejonderer 
Treue verpflichtet, ftehen nur vor dem Kaifer und ihren 
Genofjen zu Recht, beſitzen Reichsgut und erjcheinen nach dem 
Untergang der Minifterialität als edle, mit Reichsgut belehnte 
Nitter. Ihnen zur Ehe ebenbürtig find die Minifterialen der 
Kirche, als Mannen des Kirchenheiligen ſelbſt angejehen und 
deßhalb bejonderer Ehre genießend, und gegen ihre Brälaten mit 
ſtarken, häufig erzwungenen, Rechten gejchüßt. Außer Kaijer 
und Kirche fonnte nur noch der Adel Minifterialen halten, die 
ih allmählich den Erfteren gleichitellten. Bon ihren Pflichten 
find die wichtigften die Her-, Hof: und Gerichtsfahrt nach dem 
Ruf des Herrn, mit welchem fie Feindichaften und Freund: 
ibaften, Würden und Ehren theilen. Dafür hat fie der Herr 
vor Gericht zu vertreten, in jeder Noth zu unterftügen, und ein 
befonder3 enges Band von Huld und Treue verbindet den 
Herrn und den Minifterial in allen Dingen. Sie haben factiſch 
jo mächtigen Einfluß, daß der Herr bei wichtigen Handlungen 
on ihre Einftimmung gebunden ift, ja daß fie ihm den Ge- 
borfam geradezu auffünden fönnen. Unter einander durch 
Intereffe, Standesrecht und Standesehre verbunden, erjcheinen 
fie ala eine Hofgenoſſenſchaft — familia comministerialium ”) 
und haben untereinander bejonderen Frieden, Retracts-, Näher— 
und Erbrechte. An den Fefttagen des Haujes verfammeln 
fie fih, mit Wappen und Farben des Herrn, in deſſen 
Burg. Fremden gegenüber theilen fie Anjehen und Ehre 
de3 Herrn, welcher ihnen befonders in den von ihm ab— 
bängigen Städten hohe Freiheiten, Rechte und Nemter 
verleiht, um die Bürger dadurch im Zaum zn halten. 
Ein bejonderer Eid, verſchieden vom Vaſalleneid, ver: 
pflihtet fie dem Herren zur Kriegähilfe wider Jedermann, 
außer Kaijer und Neih, bejonders zur Bewachung von 
Burgen. Sie haben mannigfahe Hausdienfte, aber nicht 
knechtiſche, nur ehrenvolle, zu leiften, die in Maß und Art 
genau geregelt find durch das zwiſchen Landredt und Hof: 
recht die Mitte haltende Dienftrebt. Dieje Dienftrechte 
wurden wurden nicht vom Herrn einfeitig erlaffen, ſondern mit den 

* 0 Siehe Wachter sub voce „familia* in der Encyllop. v. Erich 


u. Gruber. S I. T 41. p. 314 (mo reiches — grae trefflich 
verarbeitet ift) und „Dienſtmannen“ ebenda S I. T. 25. p. 42. 
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Minifterialen vereinbart, oft (mie Stadtrechte) die für einen 
Hof erlaffenen Statuten von einem andern entlehnt und die 
Urkunden forgfältig in Kirchen aufbewahrt. Diefe Dienft: 
rechte gewährten den Minifterialen, wenn jie auch der Gewere 
nad Landrecht darbten, eine Gewere zu Hofrebt an ihrem 
Eigentum: Liegenſchaften bejaßen fie häufig nah Amtrecht 
oder Lehenrecht. Dft erhielten fie vom Herrn beftimmten 
Lohn in Naturalien, Kleidern, Waffen, Rofien ꝛc. Freies 
Eigen zu freier Verfügung fonnten fie nur mit Erlaubniß 
des Herrn, ſonſt nur innerhalb des Hofrechtes Vermögen 
erwerben. — Die ritterbürtige oder gemeinfreie Frau tritt in 
den Stand des Minifterialen, den fie heirathet. Ehen zwijchen 
Dienftleuten verjchiedener Herren juchten die Dienftrechte zu 
hindern, weil fie die Treue der Dienftleute und die Erbrechte 
der Herren gefährdeten: oft ftraften fie ſolche Ehe mit Ein: 
ziehung der Lehen. Ein maritagium entrichten aber die Minifte- 
rialen regelmäßig nicht, weil der Herr nicht in diefem Punct 
als Mundwalt gedacht wurde, und weil zur Zeit der Ent: 
ftehung der Dienftrechte die Form des Kaufs bei Eingehung 
der Ehe nicht mehr vorfam. — Das Erbrecht der Minifterialen 
fonnte fi anfangs nur innerhalb der Hofgewalt des Herrn be 
wegen und war den Gegenftänden nach (ererbtes, errungenes 
But, Amt, Lehen 2c.) jehr verſchieden. Vorausſetzung der 
Erbfähigfeit war Ebenburt zu Hofrecht, im Webrigen waren 
die Erbgründe wie nad Landrecht: Verwandtſchaft, (Ebe,) 
Vertrag, Später Vermächtniß. Wichtig waren jedoch biebei 
die mannigfadhen Erbanfprüce des Herrn. Wie der König 
oder fein Richter nach Landrecht bei Freien, zieht der Herr 
nach Dienftrecht bei Minifterialen den Nachlaß in Ermanglung 
von (hofbürtigen) Erben ein. Bei Ausheirathen hat er ein 
concurrirend Erbredht neben dem Gatten. Außerdem bat er 
vor allen Erben ein feftes Recht auf eine Quote des Nach— 
laſſes, manus mortua, dextera manus (auf Alles, was von 
ihm jelbft herrührt: alfo auf Lehen und, zum Theil aus 
gleihem Gefichtspunft, auf Hergewäte). Wie nad Land: 
recht haben nach Dienftredht die Erben häufig ein Einſpruchs— 
recht bei Veräußerung von Liegenjchaften. Im Strafredt 
fteht obenan Treubruch gegen den Heren, wozu audb will 
fürlihe Verheirathung gehört. Befondere Strafen find 
Entziehung der Rechte der Minifterialität, Verſtoßung in 
die Lage der gewöhnlichen Unfreien, Verwirkung der Gnade 
des Herrn, Einziehung der Aemter und Güter, Ehrenftrafen, 
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(Hundetragen, Satteltragen 2c.), Haft: aber während andere 
Unfreie in den Blod gejchmiedet- werden, Umziehung mit 
jeidener Schnur auf Ehrenwort. Weberhaupt mildert ber 
höhere Stand die Strafe, wenn auch der Bruch höherer 
Ehre die Buße der Minifterialen erhöht. Das Hofgericht wird 
über die Minifterialen ganz nah Analogie des Landgerichts, 
nur ftatt im Namen des Königs im Namen des Herrn ge: 
balten, oft muß fich aber der Herr dabei vertreten laffen. Bei 
Steit zwiſchen Minifterialen verfchiedener Herren entfcheiden 
doppelte Gerichte, oder das Dienftrecht hat die Zuſammen— 
jegung eines Mijchgerichts vorgefehen. Die härteren Gottes: 
urtheile finden bei Minifterialen felten Anwendung, dagegen 
ftand ihnen wie Freien und Edeln das Kampfrecht zu; oft war 
Berufung vom Dienft- an das Landgericht geftattet. 

Beendet wird das Verhältniß 1) durch Mebertragung der 
Rechte des Herrn auf einen Andern, meift mit Belaffung der 
Güter, ja mit Nachlaß an Leiftungen, oft die Einftimmung 
der comministeriales vorausfegend und nicht eine eigentliche 
Uebertragung einer Gemwere, wie beim Berfauf anderer 
Unfreien enthaltend. 2) Durch Infreiheitſetzung zur Strafe 
des Herrn wegen Nichterfüllung jeiner Huldpflichten und 
wegen Berbreden gegen Kaijer und Reid. 3) Verftoßung 
in gewöhnliche Unfreiheit zur Strafe 4) Dur Eintritt in den 
geiftlichen Stand und 5) Freilafiung dur den Herrn. 

Man fieht, die Minifterialien waren den Vaſallen jehr 
ähnlich geftellt, und die zum Untergang der Minifterialität füh— 
rende Entwidlung befteht nur gerade darin, daß die Minifte- 
rialen mit den freien Vaſallen allmälig vollftändig ver: 
jhmelzen. Wenn fie anfangs von den Vaſallen die noch engere 
perfönliche Beziehung zum Herrn, das bejondere Dienftrecht, 
der befondere unfreie Stand unterjchied, jo mußten diefe Unter: 
ſchiede doch allmälig verſchwinden, da faft alle Dienftleute 
zugleih auch Bafallen ihrer Herren, oft auch anderer Lehens— 
herren, wurden, da die Dienftrechte immer mehr den Lehen: 
rechten fich näherten, und da die Spuren der Unfreiheit in 
der Lebensftellung der Minifterialen ſich faft ganz verloren 
hatten, nachdem fie alle Ehren des Ritterthums, Allodbefig 
außer Hofrecht, und als Rathgeber und PVertraute der Fürften 
und Herren höchſten Glanz und Einfluß gewonnen hatten. 
Diefer allmälige Uebergang der Minifterialen in freie 
Bafallen hat fih von der Mitte des 13. bis zur Mitte bes 
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14. Jahrhunderts gleichzeitig mit der maflenhafteren Ent: | 
ftehung des niederen Adels in Deutſchland vollzogen. 


IV. Schriite d Geſchicht Aufhebung der 
a ——— —— 


Während ſchon frühe die Lage der Leibeigenen durch 
den Einfluß der Kirche, durch die überhaupt milder wer— 
denden Sitten, durch die Ausbildung von Hofrecht, durch 
den feſteren, meiſt erblichen Zuſammenhang mit der Scholle, 
durch Waffenrecht und Miniſterialität ſich beſſerte, nahm 
auch die Zahl derſelben immer mehr ab. Und zwar war 
es hier wieder die Kirche, welche, indem ſie die Freilaſſungen 
als Gott höchſt wohlgefällige gute Werke hinſtellte, bewirkte, 
daß von frommen Selen, insbeſondere auf dem Todtenbett, 
daß von Königen und Fürſten bei großen Freudenfeſten 
(Sieg, Hochzeit, Geburt von Erben ꝛc.) Leibeigene jehr 
häufig und in großen Maflen freigegeben wurden. Sie 
mußte auch das Recht der Freilafjung ſelbſt zu mildern, 
fo das jpäter, unter Befeitigung der früheren Unterſchiede 
in der Wirkung, jede Form der Freilaſſung zum VBollfreien 
machte. Endlich wurde durch Herfommen und häufig auch 
durch Geſetz beftimmt, daß der Herr die Freigebung gegen 
ein gewiſſes Löjegeld, das der Knecht oft felbft aus feiner 
Errungenschaft aufbringen durfte, oder ſonſt aus beftimmten 
Gründen (Eintritt in den geiftlihen Stand”), in eine Ge: 
werfsinnung, in Stats- oder Kriegsdienfte, bei Erlangung 
von akademiſchen Graden) nicht ſolle weigern dürfen. 

Die Kirche ſelbſt ging mit dem Beijpiel voran, ihre 
Eigene in perfönlich freie Schughörige und Zinspflichtige zu 
verwandeln (Schon feit dem 11. Jahrhundert), und aud 
weltliche Gutsbefiger erhoben von ihren Unfreien ſpäter 
wenigftens ſehr häufig feine fchwereren Abgaben als von 
ihren freien (allerdings ſchutzhörigen oder fonft ftrenger ab: 
hängigen) Pächtern und Sinsleuten. 


3) Kunſtmann, biftor. Nachrichten über die Freifprechung Teib- 
eigener Prieiter in Bayern; —— Archiv I. p. 274. 
2) Es iſt richtig, Daf das Wort „Leibeigenichaft“, welches über 
haupt erit lange nah dem Verſchwinden der f fiiten des 
alten Rechts vorlommt, fehr bäufig nicht Die . 
A in Tebe vielen Sllen chen nur Erpebniß ber Milderung ber alle 
in fehr vielen Fällen eben nur Ergebni 
völligen Unfreibeit, Die bier zu beiprehen war. Daß eine folde 
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Indeſſen trat in dem im Allgemeinen günftigen Fort: 
gang der Geſchichte diefer zu einem bäuerliben Stande ge- 
wordenen Leibeigenen doch auch manch' retardirendes und 
feindliches Moment hervor, mehr freilih die fociale Lage 
als das Recht derfelben verjchlimmernd. So hatte die er: 
ſtarkende Landeshoheit und das eindringende römische Recht 
nicht minder ungünftigen als andrerjeits günftigen Einfluß. 

Wenn ſchon feit Ende des 13. Jahrhunderts freie und 
unfreie bäuerlihe Zuftände oft bis zur Unfenntlichkeit in 
einander jchillerten, fo hatte das damals um fich greifende 
fremde Recht für diefe Halbfreiheit (mit Ausnahme des 
ziemlich unpraktiſchen Rechts der coloni und adscriptitii) 
feine rechte Form. Es kannte neben dem freien Eigenthum 
nur Zeitpacht und Emphyteufis und räumte daher, wo fich 
bie Merkmale der lekteren nicht fanden, dem Gutsherrn 
überall ohne Weiteres die Befugniß willfürliher Kündigung 
ein, dad vom deutſchen Rechte betonte dingliche Recht des 
Bauern an dem Gut nicht achtend. Wenn fo das fremde 
Recht gerade die urfprünglich freien, aber ſchutzhörigen 
Bauern benactheiligte, fam anderfeits freilih den uriprüng: 
li Unfreien die praesumtio libertatis der römischen Juriſten 
zu ſtatten.*) Ebenſo wirkte die Entſtehung der Landes— 
hoheit nach zwei Seiten. Wenn dieſelbe einerſeits einen ge— 
wiſſen Schutz gegen grauſamen Druck des Adels gewährte, 
konnte doch andererſeits das Zuſammentreffen von ſo vielen und 
ſo ſtarken Rechten, wie politiſche Oberhoheit, Gutsherrlichkeit, 
Obereigenthum und directes Eigenthum an der Perſon des 


Unfreien, in dem Landesherrn jetzt ſo häufig vereint, nicht 


anders als die Laſten der Bauern mehren. Auch hier traf 


— — in land beſtanden — was men vielfach in Abrede 


eſtellt — — — gutsherr. u. bäuerl 
—E Deut — fin 1820. p. 23.) beweiſt jeder Blid 
in Die —— 19. $ 49 anzunehmen, ale 
bärtejte Aa fei 5 Air — nderung entſtanden, verſtößt 


en das Zeugniß des Tacitus und den ganzen Gang der 


Dabei geriethen fie freilich oft in große Berlegenheiten und 
—S Baftus (} 153° 5) jagt: servi anonymi in nostra Germania 
homines propri dicti nec adscriptitii nec coloni nec capite censi 
nec statu liberi nec liberti sunt, de omnium tamen natura par- 
tieipantes. Schard Dagegen (+ 1535): quiequid in toto jure de 
servis sancitum est referendum est ad rusticos nostri saeculi, 
quatenus fert aequitas, similitudinem collegi. gel. ©. 5. 


Eigenleute“ in der Eneyt. v. Erich. in Gruber. S . 12 p. 189, 
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der Drud mehr nod die heruntergefommenen urſprünglich 
freien Bauern: denn im Zuſammenhang mit dem Uebergang 
ber Unfreien in eine Klaſſe der Landbevölterung ftand es, 
daß jegt die urfprünglid nur von dem Unfreien geforderten 
Reiftungen von alen Bauern als ſolchen beanfprudt 
wurden. Die Unfreien ftiegen weniger zu ben Freien empor 
als diefe zu den Unfreien heruntergezogen wurden, und ber 
Bauernjtand als folder im Gegenfag zu Priefter, Ritter und 
Bürger erſchien als das wahre Laftthier des States; dazu 
fam, daß eine Schugmwehr des freien wie unfreien Bauern: 
ftandes, die Hofrechte und Hofgerichte, die Bauernrechte und 
und Bauerngerichte, von dem immer verberblider um fih 
greifenden bureaufratifhen abjolutiftifchen Geift des States 
jener Sahrhunderte verdrängt wurde. Der Gedanke des 
Genofjengerichts follte, wie jede Negung eines freien, fid 
jelbft regierenden Gemeindelebens erftidt werden.) An bie 
Stelle der felbftvereinbarten Hofs und Bauernrechte trat die 
Landesgejeggebung, welde die Leiftungen der Bauern und 
ihr BVerhältniß zu dem Gutsherrn vielfah von dem harten 
polizeilichen Gefichtspunft aus orbnete. An die Stelle ber 
Hof: und Bauerngerichte trat der gutäherrliche Patrimonial: 
richter oder der landesfürftliche Beamte, beide fremdes Recht 
mit unverftändliden Formen handhabend. So hatte denn 
der Drud anf die Bauern, allerdings auf freie wie unfreie, 
zu Anfang bes 16. Jahrhunderts foldhes Gewicht erreidt, 
daß die durch die neue Lehre der Reformatoren von ber 
„Sriftlihen Freiheit” erhigten Bauern, Anfangs nicht ohne 
Billigung Luther’s, ſich faft ganz in Deutſchland gegen ihre 
Zwingherren erhoben zur Wiedergewinnung, Bertheidigung 
und Ermweiterung ihrer Rechte. 

Die wictigften der von den Bauern geftellten Forde— 
rungen waren daracterifh genug — folgende: Abſchaffung 
der Unfreiheit al3 wider Gotte8 Gebot ftreitend, Zurüd— 
führung aller bäuerlihen Laften auf ihr durch Herfommen 
oder Vertrag beftimmtes Maß, Aufhebung des mortuarium, 
Abſchaffung der willfürlihen Geldbußen bei der gutsherrlicyen 
Rechtspflege, Rüdgabe der entriffenen Gemeindegüter, Antbeil 
ber Bauern an ber gemeinen Marf, an Wald und Wajler, 
Wild und Fiſch, getreue Verwendung der Zehnten zu wirt: 

*) Mertwürdig ift dad noch im vorigen 


——— beſchickte 
Eigengericht zu O ieſenhauſen in Heſſen. al. Haltaus Gloſſat 
©. 5. Eigengericht. 
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lih kirchlichen Zweden ꝛc. Die gemeinfame höchite Gefähr— 
dung ihrer rechtmäßigen wie unrehtmäßigen Anſprüche ver- 
einte Fürften und Adel mit jeltener Einmüthigfeit zur 
rajhen und blutigen Unterdrüdung der merkwürdigen, unter 
dem Namen des „Bauernfrieges“ befannten Bewegung.“) Die 
Lage der Bauern wurde hierauf faft nirgends beſſer, faft 
überall jchlimmer als zuvor. Die veränderte Lebensweife 
des Adels jeit dem 17. Yahrhundert brachte dem Bauern 
ftand — der unfreie ift jet hierin nicht mehr vom freien 
zu trennen — weitere Nachtheile.. Wenn früher die Guts- 
herren ihren Eigenen vielfahb Schuß, Pflege, Theilnahme 
gewährt, wenn in Folge der fortwährenden perjönlichen Be— 
rührung der Herrihaft mit den Hörigen mannigfadhe Rück— 
fiht und Schonung das Berhältniß gemildert hatte, jo 
mußte dies wejentlich ander3 werden als der Adel, zu bloßen 
Hofichranzen herabgejunfen, fortzog von feinen Schlöſſern, 
Burgen und alten Landfigen an die Refidenzen der großen 
und Fleinen Fürften, dort den vom Hofe von Berfailles 
nacgeäfften Luxus mit feinen ganz außer Verhältniß ftehenden 
Mitteln mitmadhte und daher natürlid aus feinen Gütern 
vielmehr al3 ehedem erprefien mußte. Da wurde der Bauer, 
bejonderd der unfreie, nur mehr als Ermwerbsmittel ange: 
jehen, und, der Willführ harter Vögte preisgegeben, durch 
eine immer fteigende Laft von Zins» und Arbeit:Forderung 
erdrüdt. 

Da konnte denn die Zeit, welche fih das „Jahrhundert 
der Aufflärung“ nannte, — das 18. — nicht gleichgültig 
bleiben gegen die wacjende Noth der Landbevölferung. 
Die Regungen einer freieren Anſchauung von Stat und 
Statäreht und Menjchenwürde mußten fih vor Allem gegen 
die Recht und Würde des Menfchen jo jchreiend verlegende 
Leibeigenichaft wenden: und jo finden wir denn fchon ſeit 
der erſten Hälfte jenes Jahrhunderts Literatur und Willen: 
ihaft und Geſetzgebung bemüht, jene Zuftände zu mildern 
oder ganz zu bejeitigen! — Es ift richtig, daß dabei vielfach 
mit flahem Rationalismns, mit aufräumender Gehäfligfeit 
gegen alles „Feudale“ d. h. am Ende gegen alles gejchichtlich 
Geworbene vorgefhritten wurde. Es ift wahr, daß bei Auf: 

Tel Sartorius, Verſuch einer Geichichte des Bauernkriegs, 

Berlin 1795, Schreiber. Der Bundichuh. Freiburg **8 Dechsler, 

Beiträge zur Geſch d. Bauernfrieges. Heilbronn 1830. W. Zimmer: 
mann, allg. Gefchichte des Bauernfrieges. Stuttgart 1841. 
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bebung der Leibeigenjchaft wie jpäter bei Ablöfung der guis— 
berrlihen Rechte vielfah Privatrechte der Herren empfindlid 
verlegt, daß beſonders andere, von der Leibeigenſchaft 
nicht leicht nicht mehr zu unterfcheidende, Abhängigkeit: 
verhältniffe mit derjelben verwechjelt, die Entihädigungen 
der Herren deßhalb ſehr ungünftig bemefjen und daß 
natürlibd von dieſen Härten vielfab ganz Andere be: 
troffen worden find als die Veranlaſſer der Noth ver 
Bauern oder ihr? Erben. Es ift nicht minder richtig, 
daß die deutſche Leibeigenfhaft factifch von jeher einen 
milderen Character al3 die römijche servitus getragen, und 
daß die Lage der plöglihd von jedem Zujammenhang mit 
der Herrſchaft losgeriffenen und auf ſich ſelbſt gemiejenen 
Unfreien häufig eine harte ward. — Aber alle dieſe Er: 
mwägungen fönnen an den einfacden Ergebniffen unierer 
Vernunft wie unferer Empfindung nichts ändern, daß die 
Leibeigenfhaft, wie jehr auch ihre Entftehung und ihr 
lange Fortdauer geſchichtlich erflärlich, ein jchreiender Wider: 
ſpruch war gegen das Wejen des Menſchen und gegen den 
Begriff des States. Der Schuß, melden bie milder: 
Sinnedart de3 Germanen factiſch gewährte, war, bei der 
durdgängigen Noheit jener Gulturzuftände, eine bödht 
unfichere Schranfe, und die Geſchichte kennt Beifpiele genug 
davon, daß das harte Recht nicht nur ftreng, jondern graujam 
geübt wurde. Wenn man auch allen mildernden Momenten, 
insbejondere den Pflichten des Herrn gegen den Eigenen 
(Alimentation, Hilfe in Noth, Schuß vor Gericht 2c.) Rechnung 
trägt, fo ift doc nicht zu vergeflen, daß die Erfüllung dieſet 
Pflihten die längfte Zeit nur dem guten Willen des Herm 
anheimgegeben war. Das patriarbaliiche Idyll, das man in 
jenen Zuftänden gefunden hat, war gejcichtlich nicht die 
Regel, jondern die Ausnahme; der wirfjamfte Schuß für den 
Knecht war, wie bei alerUlnfreiheit, doc nur das eigene Intereſſe 
des Herrn, jofern Leidenſchaft und Dumpfheit des Sinnes es 
rubig und Har erkennen ließen. Am wenigjten aber dar 
die Betrachtung der unmittelbar nad Aufhebung der Eigen: 
ſchaft eingetretenen vorübergehend ungünftigen Lage der nun 
auf ſich jelbft gemwiejenen Bauern bereuen lafjen, daß man 
durch jene Aufhebung ein altes Unrecht gut gemadt. Denn 
wenn ber bureaufratiih=abfolutiftifche, centralifirende Drud 
vieler Jahrhunderte den früheren Sinn genofjenjchaftlicer 
Selbftregierung, wie die Rührigkeit der Einzelnen in eine 
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dumpfe, noth und bilfloje Unfelbitftändigfeit verwandelt hat, 
jo läßt fih daraus vernünftiger Weife nur Eine Folgerung 
ziehen: nämlich die Pflicht, durch Wiederbelebung des Gemein= 
finns wie durch politifche Bildung des Einzelnen jenen Uebel: 
ftänden ein Ende zu maden. Zum Schluſſe eine furze Zu: 
jammenftellung der Gejege, durch welche in den verſchiedenen 
deutihen”*) Ländern die Leibeigenichaft aufgehoben worden. 

In Preußen wurde die Leibeigenihaft auf den könig— 
liben Domänen ſchon von Friedrich I. aufgehoben. (Dorf: 
ordnung von 1702). Friedrich II., der 1763 die harte 
Bedrüdung der Eigenen in Bommern mit eigenen Augen ges 
ſehen Hatte, wollte, daß alle Leibeigenſchaft in diefer Provinz 
„abjolut und ohne Raiſoniren“ abgeſchafft werden follte, 
was jedoch der Adel, durch Borgeben der Gefährdung der 
Refrutirung, zu bintertreiben wußte. So wurde die Leib: 
eigenichaft erft durch das Landrecht Thl. I. Tit. 7 8 148 
und die „Erbunterthänigkeit“ erft 1807 (Edikt vom 9. October) 
für alle preußifhen Staten aufgehoben, während zuerft 
Joſeph I. 1787 in Böhmen und Mähren durch Bat. vom 
1. November 1781, und dann in ganz Deutich- Defterreich 
durch Pat. vom 20. Dezember 1782, darauf Marfgraf Karl 
Friedrih in Baden, Berordnung vom 7. Auguft 1783, 
diefen Schritt gethan. 

Darauf folgten: Schleswig: Holftein 1798 und 1805. 
(vgl. Ranzau Actenftüde zur Gejchichte der Aufhebung der 
Leibeigenichaft in den Herzogthümern Schleswig und Holftein. 
Hamburg 1798). Die Rheinbundftaten: Weftfalen (Verord. 
vom 23. Januar 1808). Baiern (Edikt vom 31. Auguft 1808). 
Naſſau (Berord. vom 1. Januar 1808). Berg (Berord. v. 
12. Dezember 1808). Helfen (Gef. vom 31 Auguft 1808). 
Aremberg (Berord. vom 28. Januar 1809). Lippe- Detmold 
(Berord. vom 1. Januar 1809). Schaumburg=Lippe 1810., 
die hanfeatifhen Departements (franz. Decret vom 9. Dezbr. 
1811). Würtemberg 1810. (Verfaſſ. IL $ 35). Medlenburg 
(Gel. v. 22. Febr. 1820). 

An einigen dentjchen Ländern wurde gar die unter der 
Herrſchaft Napoleon's aufgehobene Leibeigenfhaft nach deſſen 
Sturz wieder eingeführt (!), oder doch jegt unter uns 
günftigeren Bedingungen abgeihafft, 3. B. in Dldenburg, 
wo fie am 7. Juni 1808 aufgehoben war, durch Verord— 


), In Frankreich 1799. 
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nung vom 7. März 1814. — Am längiten beftand fie in 
einigen Gegenden von Hannover: 3. B. Dsnabrüd (noch in 
den zwanziger) und in der jächfifchen Oberlauſitz (noch in den 
dreißiger Jahren). 

Kiteratur. Außer den bereit3 angeführten Werfen: 
Potgieser de condit. et statu servorum apud Germ. tam 
vetere quam novo libri III. 2. Auflg. Zemgov. 1736. — 
Waitz deutſch. Verf. Geh. I. 184 ff. IL 149 f. — 
Lezardiere, theorie des loix politiques I. pag. 93. f. 403 f. 
Paris 1844. — Pardessus, * salique. Dissert. VII. de 
l’esclavage d'après la loi salique pag. 517-532. — 
Guerard polyptique de l’abb& Irminon I. pag 277—420. — 
Mannert, Freiheit bei den Franken, Adel und Sklaverri, 
Nürnberg 1799. — Gaupp, Mifcellen des deutſchen Rechts 
1830. — Hüllmann, Geſch. des Urſpr. der Stände in 
Deutichland 1830. — Montag, Geſch. der ftatsb. Freiheit 
1812. — Erhard, über freiwillige Knechtſchaft ꝛc. 1821. — 
De Gourcy, Abhandlung über Freiheit und Leibeigenfcaft 
2c. deutſch von Dfterley. Göttingen 1788. — Benedey, 
Römerthum, ChriftentHum und Germanenthum und deren 
Einfluß bei Umgeftaltung der Sklaverei des Alterthums in 
die Leibeigenjchaft des Mittelalters. Frankfurt a. M. 1840 — 
Anton, Geſchichte der deutihen Landwirthſchaft. 1799. — 
E. M. Arndt, Verſuch einer Gefhichte der Leibeigenſchaft in 
Pommern ꝛc. nebft einer Einleitung in das alte deutſche 
Leibeigentbum, Berlin 1818. — Runde, dtiſch. Privatrecht, 
Göttingen 1817. 8 536 — 557 und bei diefem die ältere 
Literatur $ 536. — Mittermaier, deutſches Privatrecht, 
Landshut 1830. 8 72. 82. mit ebenfalls ſehr reihen Literatur: 
nachweifen. — Ueber die meitere fehr reiche Literatur, be 
ſonders Abhandlungen in Beitichriften und Encyflopädien, 
dann Monographien über die Unfreiheiten im Norden, in 
Baiern, Böhmen, Holftein, Laufig, Medlenburg, Minden, 
Paderborn, Schlefien, Steiermark, Weftphalen, Würtemberg, 
wie über die zum großen Theil einſchlägige Geſchichte des 
deutſchen Bauernjtandes die (Freilich jehr unvollftändigen) 
Angaben bei Cofta, Bibliographie der deutſchen Rechtsgeſchichte 
Braunjchweig 1858. No. 2225—2328. 


31 


Die Alamanususchluchl bei Strassburg, 
357 n. Chr. 
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Al: die Mitte des vierten Jahrhunderts nach Chriftus 
jchienen die galliihen Provinzen Noms auf das 
FF äußere bedroht, das heutige Eljaß und Lothringen 
verloren, ja alles Land bis an die Marne ein hödhft 
unficherer, von den Barbaren durchſtürmter Beſitz, in welchem 
nur noch einige fefte Städte behauptet wurden: die meiften 
waren, wie weithin das flache Land, von den Germanen ver: 
wüftet. Diefe über den Grenzftrom unabläfjig eindringenden 
Germanen waren am Niederrhein die Franken, am Oberrhein 
die Mlamannen: beides nur neue Namen für alte Völker: 
haften, welche früher von den Römern und Griechen mit 
ihren Einzelnamen waren bezeichnet worden; ſeit ihrem Zu: 
ſammenſchluß aber zu dauernden Bündniſſen, für welche dieſe 
neuen Namen auflamen, nannten die Fremden die Verbündeten 
faft nur noch mit dem Bundesnamen: etwa wie die Franzofen 
1870 und 1871 meift nur von „Allemands“ ſprachen und 
nur ausnahmsweiſe die einzelnen in dieſen Bundesnamen 

beſchloſſenen Völkerſchaften und Staten unterjchieden. 

Der Gründe, welche gerade um die Wende des vierten 
Jahrhunderts die römische Defenfive am Rhein mehr als 
ſonſt geſchwächt hatten, gab e3 verjchiedene. 

Nachdem onftantius Chlorus und fein Sohn Con: 
ftantin den Rhein erfolgreich, namentlich gegen die Franken, 
vertheidigt hatten, waren durch neue Gefahren im Djften, 
durh die Perſer, die Kräfte des Reiches ftarf nah Afien 
abgezogen worden. Dazu fam aber noc in pofitiv jchädigender 
Wirkung, daß unter den folgenden Kaifern in Gallien Em: 
pörer aufftanden, welche nicht nur, mit dem Kampf gegen 
die Truppen der Cäſaren vollauf beichäftigt, die Abwehr der 
Barbaren vernadhläffigen mußten, jondern, jelbft germanifcher 
Abfunft, ihre Landsleute, zumal Franken und Sadjen, in 
hellen Haufen über den Rhein riefen, um fich ihrer als 
Söldner, Hilfstruppen, Verbündeter gegen Die treu ge: 





32 


bliebenen Legionen zu bedienen. Ein folder Ujurpator war 
der Franke (oder Sachſe) Magnentius geweſen, defjen Unter: 
gang durch den Webertritt eines anderen fränfiichen Her: 
führers, Silvanus, auf die Seite des Kaiſers Conftantius 
weſentlich gefördert worden war. Aber dieſer Kaifer ſcheute 
in jelbftfüchtiger Thorheit nicht davor zurüd, gegen den 
Bruder des Anmaßers, Decentius, welcher fih am Oberrhein 
noch behauptete, die Dort jenfeit des Stromes wohnenden und 
ohnehin jede Gelegenheit zum Einbruch eifrig ergreifenden 
Germanen von Amts wegen ins Land zu rufen: es waren 
die Alamannen. Sie folgten freudig der Einladung des 
Kaijers, der fie wol noch dafür bezahlte, daß fie ihren 
Herzenswunſch erfüllten, und gingen, geführt von einem 
ihrer mädhtigften Könige, Chnodomar, der durch Feldherrn- 
gaben und durch heldenhafte Tapferkeit wie an riefiger Leibes— 
höhe feine Mitkönige überragte, über den Rhein. Chnodo— 
mar jchlug den Decentius in offener Schlacht, entriß ihm 
eine große Zahl von Städten (in den Jahren 352 und 353), 
verbrannte fie, bejegte das flache Land — und bebielt «3 
für fih und fein Bolf, das dringend der Erweiterung feiner 
Site bedurfte. Längft waren die beiden empörten Brüder 
untergegangen, die Alamannen vom Kaijer aufgefordert, das 
Land wieder zu räumen: aber fie blieben und richteten ſich 
häuslich, jeßhaft darin ein. Nicht für den Imperator hatten 
fie e8 gewonnen und nicht aus bloßer Raubluft waren fie 
nach Gallien gefommen. 

Sleichzeitig herten die Franken am Niederrhein, viel: 
leicht zuerft al Helfer der Empörer, jett auf eigene Fauft: 
ihrer erwehrte fich der Kaiſer zulegt dadurh, daß er ihren 
Landsmann, den erwähnten Silvanus, gegen fie als magister 
peditum (General des Fußvolks) beftellte, der wirklich durch 
Tapferkeit und wol auch durch Fluge Verhandlungen jeine 
Stammgenofjien aus dem Lande Ichaffte und am Niederrhein 
erfolgreih Wache hielt. Aber gerade jeine Tüchtigkeit machte 
ihn am Hofe verhaßt, dem von Eitelfeit und Argmohn völlig 
beherrſchten Conftantius verdädtig: auf Grund gefälfchter 
Briefe ward der unfchuldige, hHochverdiente Mann des Hoch: 
verrath3 angellagt und insgeheim zum Tode verurtheilt: 
jegt erft griff der Feldherr, zur Verzweiflung gedrängt, 
wirklid nah dem Purpur und ward durch einen Sendling 
des Kaiſers, der fich jcheinbar ihm anjchloß, ermordet: — 
in ganz ähnlicher Tüde, wie furz vorher der Kaifer feinen 
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Better und Schwager den Cäſar Gallus, den Bruder des gleich 
zu nennenden Julian, in das Net des Verderbens gelodt hatte. 

Eonftantius hatte in Perſon verjucht, die von ihm in’3 
Sand gerufenen Alamannen auszufhaffen und für die fort- 
gefegten Einfälle zu ftrafen. 

Zwei Könige, die Brüder Gundomad und Vadomar — 
im Schwarzwald, im Breisgau, bei Bafel lagen ihre Gaue — 
jollten für ihre Einbrüche geftraft werden. 

Aber im Jahre 354 fcheiterte der Verſuch des Kaiſers, 
bei Augſt (Bafel) eine Schiffsbrüde zu fchlagen, an der 
kräftigen Abwehr der drüben aufgeftellten Alamannen, welche 
die römischen Pioniere mit Gejchoffen überjchütteten: und 
auch nachdem eine Furt gefunden und das alamannijche 
Her in große Gefahr gerathen war, 309 es der Kaiſer, unter 
Zuftimmung de3 Heres, vor, — „denn er hatte in äußeren 
Kriegen fein Glück“ — Frieden zu ſchließen und nach Stalien 
abzuziehen, um die drohende Erhebung des Gallus durch Lift 
zu erftiden. 

Im folgenden Jahre (355) 309 der Kaifer gegen andere 
Aamannen, die Linzgauifchen (lentienses), welche in Rätien 
eingedrungen waren: während er ihnen in Dberitalien ent: 
gegentrat, griff fie der General Arbetio im eigenen Lande 
am Bodenjee an, gerieth aber in einen Hinterhalt, der feine 
Vorhut faft aufrieb. Mit Mühe gelang es zulegt, die Ala- 
mannen bei ihren Angriffen auf das befeftigte Lager der 
Hauptmacht zurüdzufchlagen: da fie hierbei blutige Verlufte 
erlitten, fonnten die Römer wenigftens mit gemwahrter Waffen: 
ehre umfehren. Der Kaijer aber erfannte nun, daß er dem 
Rhein wieder einen Fräftigen Vertheidiger geben mußte: ſeit 
des Silvanus Untergang drangen auf3 Neue Franken und 
Alamannen ungeftraft über den Strom bis tief in das Herz 
der Provinz. Konftantius felbft waren die Rheinkriege ver- 
leidet: auch war feine Sorge durch den Drient und durch 
Leitung der Gejammtregierung in Anſpruch genommen: er 
wollte nicht — und fonnte auch nicht wohl — Stalien auf 
längere Zeit verlafien. Da überwand er fein Mißtrauen 
und hob Julianus, den Bruder des getödteten Gallus, aus 
feiner bisherigen Dunkelheit und feinen afademifchen Studien 
in Adhaja, wo er völlig zurückgezogen lebte, empor: er berief 
ihn an den Hof, ernannte ihn zum Cäfar (6. Nov. 355), 
vermählte ihm feine Schmwefter Helena und übertrug ihm 
Gallien und den Schuß des Rheins. 


Felix Dahn. Vauſteine. VI. 3 
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Julian — jpäter als Kaijer der Abtrünnige (Apostata) 
genannt — war eine geniale Natur: die jeltfamen Miſchungen 
in feinen Geiftes: und Characteranlagen erwarten noch ihren 
Shafejpeare, d. h. die würdige jelenfundige Erklärung: ein 
ausgezeichneter Feldherr, ein tapferer Soldat, ein begeifterter 
Patriot, zugleich aber eine doctrinäre, grübleriiche Gelehrten: 
natur und, in widerſpruchsvollem Nebeneinander, ein Schwär: 
mer mit myftifchen Neigungen; jedesfalls hat diefer Cäfar, 
dem die Vollerneuerung der Tage Hadrian’s als Ziel vor: 
jchwebte, größere und dauerndere Erfolge gegen die Germanen 
erreicht als die meiften feiner Vorgänger und — ohne Frage 
— als alle feine Nachfolger. Er war der leßte Römer, 
welcher den großen cäſariſchen Gedanken der Vertheidigung 
Galliend durch den Angriff in Germanien mit Kraft noch 
einmal aufgenommen hat. 

„Richt aus dem Kriegszelt, aus den ftillen Schatten 
der Akademie plößlic auf das Schlachtfeld geriſſen, bat er 
Germanien niedergeworfen, den Rhein gebändigt, der mord: 
Ihnaubenden Könige Blut vergofjen oder fie in Ketten ge 
ſchlagen,“ jagt der Zeitgenofje Ammianus Marcellinus, der, 
zum Theil als Augenzeuge, jeine Thaten berichtet. 

Sofort ging der Cäſar nach Gallien ab. Aber jcon 
zu Turin erfuhr er, was der Kaijer genau gewußt, ihm 
jedoch tückiſch verſchwiegen hatte, daß das alte, ftolze Haupt: 
bollwerf der Römermacht am Rhein, dat Köln in die Hände 
der Franken gefallen fei. Da rief er aus: „Weh’ mir, 
nicht8 habe ich erreicht durch meine Erhöhung, als daß mid 
der ohnehin fichere Untergang (das Los des Gallus war ihm 
in der That kaum vermeidlich) in ſchweren unlösbaren Auf: 
gaben trifft!” 

Denn hoffnungslos allerdings ſah es vollends nach dem 
Verluft Kölns in Gallien aus. Julian jchreibt an sie 
Athener: „Der Raum, melden die Germanen vom Rheinufer 
ber bejegt hatten, betrug jo viel als von den Quellen des 
Stroms bis an den Dcean; ihre legten Scharen, von unjeren 
Grenzen meift entfernt, ftanden 300 (?) Stadien norböftlid 
vom Rhein: aber die Streden Landes, welde durch ihre 
Einfälle und Verherungen wüſt und unbebaut lagen und 
in welchen die Gallier nicht einmal mehr ihre Herden zur 
Weide zu treiben wagten, waren noch dreimal jo umfang: 
reih. Sa, einzelne Städte fand ich von den Einwohnern 
verlafien, obgleich die Barbaren noch gar nicht nahe ge 
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fommen. Bon folden Leiden heimgejucht und niedergebeugt, 
übernahm ich Gallien.” — Und das ift nicht übertrieben. 
Ohne Widerftand zu finden, drangen die Barbaren aub in 
dDiefem Jahre tief in das Herz des Landes: fo war ein 
Schwarm bis vor Autun (Augustodunum) gelangt; die Be: 
jagung war von Furt wie gelähmt; Veteranen, grauharige 
Coloniſten, jehlugen mit der Kraft der Verzweiflung zulegt 
noch die Angreifer von den altersmorſchen Wällen zurüd. 

Zu Vienne trat der Cäſar jein Conſulat des Jahres 356 
an. Die verwahrloften Zuftände der gefammten Kriegsein- 
richtungen der Provinz zwangen ihn, einen großen Theil des 
Jahres mit Rüftungen zu verbringen, „die Trümmer der 
Provinz zu fammeln,” jagt Ammian XVI. ec. 1. Erft im 
Juni, „als die Sat ſchon hoch ftand,“ brach er auf und 
ging zunächſt nah Autun; und wie weit bereit die Ger: 
manen in Gallien ſich „in ungeheurer Zahl” (Julian) ver: 
breitet hatten, erhellt am deutlichiten daraus, daß die römi— 
ſchen Feldherren — wie früher Silvanus fo jegt Julian — 
jih auf dem Wege von Autun, Aurerre (Autisidorum), 
Troies (Tricassae), nad Rheims wiederholt erft durch die 
Barbaren Bahn brechen mußten. 

Zu Autun empfahlen nämlich im Kriegsrath die Einen 
den Weg über Arbor (eine Lücke im Tert läßt nicht er: 
fennen, welches der vielen „Arbor” gemeint), Andere über 
Sedelancus und Cora. Da jedoch der Feldherr erfuhr, daß 
vor Kurzem Silvanus mit acht Cohorten Hilfstruppen einen 
anderen fürzeren, freilich höchft gefährlichen Weg, allerdings 
nur mit großer Mühe, zurüdgelegt habe, tractete er, das 
Borbild diejes Helden zu erreihen, und eilte auf derjelben 
Straße nach Aurerre, nur mit den Kataphraftariern (Schuppen= 
gepanzerten) und Balliftariern (Schleuderern), einer geringen 
Bededung. Bon da 309g er nad Furzer Erholung der 
Truppen nab Troied. In einzelnen Schwärmen ftürzten 
fihb die Barbaren auf die marfchirenden Römer: der Feld: 
berr ließ, wo er ftärferer Angriffe gewärtig fein mußte, die 
Angreifer nur beobactend, mit gejchloffenen Flanken weiter 
marjchiren, bei günftigem Terrain jedoch trieb er fie abwärts 
in die Niederung, überrafchte auch mande, nahm die feine 
feindliche Dffenfive Erwartenden gefangen und trieb den 
Reft der Erichrodenen in die Flucht. Bezeichnend ift für bie 
bisherigen Zuftände in Gallien, daß, als er unvermuthet an 
die Thore von Troies pochte, die zitternde Bevölkerung aus 
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Furcht vor den rings durch die Landichaft ergofjfenen Bar: 
baren faum zu öffnen wagte. 

Zu Rheims vereinigte er fih mit Urficinus, Marcellus 
und deren Truppen. Da ergab fihb, daß die Alamannen 
das ganze Obergermanien in ihre Gewalt gebracht hatten; 
die alten feften Burgen der römijchen Herrichaft in jenen 
Gegenden: Mainz, Worms, Speier, Straßburg, Brumat, 
Babern, Seltz, hatten fie eingenommen, mit Plünderung und 
Brand heimgefucht, aber — jo thörig barbariſch dachten fie 
noch immer — nicht jelbft zur Vertheidigung, zur dauernden 
Beherrihung des Landes eingerichtet und behauptet: in dem 
alten Widermillen der Germanen gegen ummauerte Side— 
lungen — „denn die Städte ſelbſt jcheuen fie wie mit Nepen 
umftellte Gräber“, jagt Ammian an diejer Stelle — hatten 
fie jene Feftungen nach der Plünderung halb zerftört liegen 
laflen; auf dem flachen Lande zerftreut („per diversa palantes‘, 
Amm. Marc. XVI, 2), in den Dörfern, Villen, Gehöften 
lebten, ſchwelgten und zechten fie, unbejorgt um die Zukunft, 
die Wiederkehr römischer Angriffe nicht erwartend oder über: 
müthig verachtend. Julian 309 gegen jie heran über Dieuze 
(Decempagi an der Seille, bei Marjal), fein Her war guten 
Muthes, vielleicht unvorfichtig. Die in der Landjchaft zer: 
ftreuten Alamannen jfammelten fich vajcb, führten, der Gegend 
genau Fundig, eine jchlaue Umgehung aus und griffen ihn 
an feuchtem, grauem Tage, da jeder Blid in die Ferne ver: 
Ichleiert war, auf dem Marjche vom Rüden her mit fo gutem 
Erfolg an, daß jeine Nachhut, zwei Legionen, überfallen und 
beinahe zermalmt wurde, hätte nicht der Lärm des Kampfes 
gerade noch zur rechten Zeit die Hilfsvölfer herbeigerufen. 
Dieje Schlappe belehrte den Cäjar, daß er vorfichtiger gegen 
einen Feind ſich ſchützen müſſe, der ihm bei jedem Fluß: 
übergang und überall auf dem Marjche aus dem Hinterhalt 
anzugreifen vermochte. Bald darauf beſetzte er Brumat 
(Brocomagus) und wies einen bier von zwei Seiten ver: 
ſuchten Anfall zurüd. 

Jedoch verfolgte er damals diefe Vortheile am Ober: 
rhein nicht, weil ftärkere Bedrohung durch die Franken ihn 
raſch an den Niederrhein abrief. Köln vor Allem mußte 
wieder gewonnen werden. Untergermanien hatte, jo unglaub: 
lih e3 klingt, alle jeine Städte und Gajtelle in Flammen 
aufgehen ſehen; „feine Stadt, Fein Caſtell ſah man mehr in 
diefem Landftriche”, nur Koblenz, Remagen (Rigomagus) und 
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„ein einziger Wartthurm nahe dem halbverbrannten Köln 
waren übrig, 45 Städte, die Burgen und Gaftelle nicht ge- 
zählt, in Gallien,“ fchreibt Julianus an die Athener, „waren 
in die Hände der Germanen gefallen”: — aber von diejen 
nicht behauptet, müflen wir hinzudenfen. 

Denn ohne Schwierigkeit bejegte der Cäfar wieder Köln 
— zehn Monate war die Stadt in den Händen der Bar: 
baren gewejen — (Julian, ep. ad. Athen.): er ftellte dieſe 
Feftung zu einem mächtigen Bollwerk wieder her und zugleich 
die Furt vor dem römischen Namen, jo daß die Könige 
der Franfen von ihrer Angriffswuth erfchroden abließen.') 

Julian ging über Trier nah Gallien zurüd, wo er zu 
Sens (apud Senonas oppidum) Winterquartiere bezog, mit 
vielfältigen Aufgaben belaftet. Er tracbtete, in altrömifcher 
Bolitif die wider Nom verbündeten Völferfchaften zu veruns 
einigen; zugleich mußte er Sorge tragen, die Soldaten, welche, 
eigenmächtig oder zeriprengt, die alten Garnijonen verlaffen 
hatten, an die je gefährdeten Drte zurüdzujchaffen und 
Lebensmittel in alle Städte zu bringen, melde bei dem 
näcften Feldzug das Her zu berühren haben würde: denn 
um die Barbaren aus allen Theilen der Provinz zu ver: 
drängen, waren vorausfichtlich noch zahlreiche Kreuz: und 
Quermärſche erforderlich. Wie groß die Unficberheit Gallien 
immer noch war, jollte Julian rasch jelbft erfahren. Plötz— 
lich erfebienen vor den Thoren von Sens eine ftarfe Schar 
Barbaren — wol Franken: diefe waren immerhin Die 
Nächſtwohnenden, obwol auch fie Rhein, Moſel und Marne 
— vermuthlich auf dem Eife — zu überfchreiten hatten, um 
jo weit nah Weften einzudringen. Sie hatten erfahren, daß 
der Cäſar weder die Schildener bei fich hatte, noch, wie fie 
von Ueberläufern aus diefen Scharen wußten, die fremden 
Hilfsvölfer, die der erleichterten Verpflegung willen in die 
Nahbbarftädte vertheilt worden waren. So hofften fie, Die 
Stadt zu erobern, den Feldheren zu fangen. Raſch wurden 
die Thore gefperrt, die ſchwachen Stellen der Wälle ausge: 
befiert; Tag und Nacht ſah man den Cäſar auf den Zinnen, 
auf den Schanzen: er knirſchte vor Zorn, daß die geringe 
Beſatzung den wiederholt verfuchten Ausfall ausfichtslos 
machte. Der General der Gavallerie (magister equitum) 


) Amm. Marc. XVL, 3: Francorum regibus furore mitescente 
perterritis; Abfchluß eines — — nimmt aber Mastov I. 5 
wol nur aus Mifverftändnif der Worte Ammians an. 
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Marcellus aber, „obwol in den nächſten Stationen weilend, 
brachte dem Cäſar in feiner Gefahr feinen Entjag, obgleich 
er,” meint der wadere Offizier Ammian, „der Stadt hätte 
Hilfe bringen müſſen, aucd wenn fie nicht den Feldherrn 
einſchloß.“ Endlich nach ſechzig Tagen zogen die Barbaren 
ab, verdrießlich und murrend, daß fie die Bezwingung der 
Stadt mit eitler Hoffnung verfucht hatten. 

Im folgenden Jahre ſah ſich der Kaiſer genötbigt, 
während Julian am Rhein vollauf beſchäftigt war, zur 
Dedung der Donauländer felbft von Rom aufzubreden 
(29. Mai 357): denn ſuebiſche Scharen waren in NRätien 
eingefallen, Quaden in die Valeria und Sarmaten, d. h. 
Slaven, „diejes Erzraubgefindel“,) in Obermöſien und das 
zweite Pannonien; er ging über Trident nah Illyricum: 
von Erfolgen wird nichts gemeldet. 

Gleichzeitig hatte Julian den Kampf gegen die Ala: 
mannen wieder aufgenommen und zwar in großem, in 
cäfariijhem Stil: jollte Gallien dauernd Ruhe verſchafft 
werden, jo mußten, wie in alten beſſeren Zeiten, die Ger: 
manen auf dem rechten Rheinufer wieder die römischen Adler 
im eigenen Lande jehen und aufs Neue lernen, daß die 
räuberiſchen Einfälle in Gallien furchtbare Vergeltung über 
die eigenen Gaue heraufbeſchworen; der Gedanke, auf dem 
linfen Rheinufer dauernd Fuß faflen zu fönnen, jollte ibnen 
wieder völlig ausgetrieben werden: man war jeßt, nad vier 
Sahrhunderten, wieder jo weit wie damals, da Julius Cäjar 
die germanischen Einwanderer Ariovifts aus Gallien vertrieb: 
faft in den gleichen Worten, wie damals der Suebenkfönig 
den Eljaß als „jein“ Gallien, als mit dem Schwert ge: 
mwonnenes vechtmäßiges Beſitzthum gegen Cäſar in Anjprud 
nahm, machten jet die Alamannenkönige ihren Befigitand 
in denjelben Landjchaften geltend: die Antwort Julians, wie 
damals Cäjars, war ein großer Sieg, und, ganz wie Cäſar, 
drang der Sieger wiederholt über den Rhein: für den Augen: 
blid, ja für die ganze Dauer von Julian? Commando am 
Rhein ward jene fede alamannijche Berühmung durch Thaten 
widerlegt; aber kaum hatte Julian Gallien verlafien, als 
e3 dennoch den Germanen anheimfiel und zwar nun für 
immer. 





2) Ammian XIV,, 10: latrocinandi peritissimum genus. 
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Der Cäſar hatte einen Doppelangriff gegen die Ala- 
mannen bejcloffen, welche durh die Berlufte des vorigen 
Jahres Feineswegs geſchwächt, „vielmehr noch ärger als ge- 
wöhnlich tobten und in Maſſen ſich durch die Provinz er- 
goſſen; aber au fonft war Alles mit germanifchen Schreden 
erfüllt.” 

Der Kaijer hatte al3 Nachfolger des Silvanus Barbatio 
sum magister peditum beftellt; mit 25 000 Mann mar 
diejfer in das Land der Rauriker (bei Bafel) vorgedrungen, 
die Alamannen in der Flanke zu faflen, während Sultan, 
der zu Eens einen rubelofen Winter verbracht, zu Rheims 
den Frontalangriff vorbereitete: wie mit der Zange (foreipis 
specie) jollten die Barbaren von zwei Seiten gepadt, in 
engen Raum zufammengedrängt und hingejchlachtet werden. 

Aber jo fed mar jchon der Wagemuth der Barbaren, 
jo zerrüttet wußten fie die Zuftände Galliens, daß eine Schar 
von Laeten (barbarifchen Eoloniften verschiedener Abftammung), 
geſchickt und ftetS eifrig, zu gelegener Zeit zu rauben und zu 
ftehlen, ſich zwiſchen beiden römischen Lagern heimlich hin— 
durcbichlih und jo überrafchend vor Lyon erjebien, daß fie 
nur mit äußerjter Mühe von den noch rafch zugemworfenen 
Thoren zurüdgeichlagen werden fonnten, worauf fie im Flach: 
land Alles verheerten und mit reicher Beute den Rüdweg ans 
traten. Sulian, eifrig bemüht, diefe Scharte auszumwegen, 
verlegte ihnen drei ihrer Rüdzugslinien durch drei Geſchwader 
erlejener Reiter, welche auch wirklich alle Räuber tödteten, 
die fich auf dieſen drei Straßen bewegten, und alle Beute 
wiedergewannen; dagegen entfam derjenige Theil der Bar: 
baren, welcher durch das Gebiet Barbatio’s 30a, Dank deſſen 
verrätheriichen Befehlen. 

Julian wollte nun die Germanen auf den Rheininjeln 
angreifen. Die Nlamannen auf dem linfen Ufer hatten fich 
nämlich gegen, das anrüdende Her durch diejelben einfachen 
Mittel des Waldfrieges zu deden verfucht, welche fie drüben, 
im heimiſchen Schwarzwald, jo geſchickt zu brauchen ver— 
ftanden: durch Verhaue und Verhade aus ungeheuren 
Bäumen, mit welchen fie wol theils „die jchwierigen, von 
Natur jchon fteilen Wege”, d. h. die Vogefenpäfle, theils die 
Zugänge zu ihren Schlupfwinfeln auf dem Strome fperrten. 








>) Ammian XV], c. 11 
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Bon diefen häufigen Rheinauen herüber jchallten ihr 
„Geheul“ (ululantes lugul e), ihre Schmährufe gegen bie 
Römer und den Cäfar. D eſer wollte Einige greifen laſſen, 
offenbar mehr in der Abfic ti, von ihnen Kundichaft zu er: 
preſſen, als fie zu beftrafe ; aber umjonft bat er Barbatio 
um fieben von den Schiffen welche er, als wolle er den Fluk 
überfchreiten, für Pontons ı orbereitet hatte — eine römijde 
Flotte beherrſchte jchon la ge den Strom nicht mehr, — 
Barbatio verbrannte fie lieb r, um nicht dem Cäſar zu einem 
Erfolg zu verhelfen. Da n ın diejer Durch Gefangene erfuhr, 
daß der Fluß, in der Hige es Hochjommers jeicht geworden, 
an einer Furt paffirt werde ı Fonnte, ſchickte er leichte Hilfs: 
truppen, vermuthlich Bataveı oder Franken, unter Bainobaud, ‘) 
dem bewährten Tribun der (ornuti, einem Germanen, gegen 
diefe Schlupfwinfel ab. Teils watend durch die Warten 
(„brevia“ wie bei Tacitus), theil3 auf den untergebundenen 
Schilden jchwimmend, erreidıten dieſe die erfte Inſel, ftiegen 
an’s Land, „ichladhteten alles Leben, was fie fanden, ohne 
Unterſchied von Gejchlecht oher Alter, nieder wie das Vieh“ 
(was Ammian mit gleicher Freude wie in ähnlichen Fällen 
Tacitus erzählt), fuhren auf FEleinen bier vorgefundenen 
Nahen nah den meiften anderen Inſeln und kehrten, als fie 
endlich des Mordens jatt waren, Alle unverjehrt zurüd, be: 
laden mit reicher Beute, von der fie nur einen Theil aus den 
ſchwanken Fahrzeugen an den reißenden Strom verloren, 

ALS die noch übrigen Germanen dies erfuhren, räumten 
fie die Rheinauen, welche fih als jo unfichere Zuflucht er: 
wiejen, und brachten Vorräthe, Früchte und ihre „barbarijcen 
Schätze“ auf das rechte Ufer in Sicherheit. Julian aber wandte 
fih nad Elſaß-Zabern (Tres tabernae), um die durd hart: 
nädig wiederholte Angriffe der Barbaren zeritörten Wälle 
dieſer Stadt wiederherzuftelen, was ihm über Erwarten raid 
gelang: die Germanen hatten ihre Angriffe auf diefen Bunkt 
deßhalb jo hartnädig immer wieder erneuert, weil die Feſtung 
den Zugang der Wege jperrte, auf welchen fie am häufigiten 
in das Innere Gallien drangen. Eben deßhalb legte der 
Cäſar wieder Truppen in die neu aufgebaute Burg und ver: 
jah fie mit Vorräthen für ein ganzes Jahr: — das Getreide 


9 ©. bei Förſtemann „Baino“, „Bainung“ (Baino zu ahd. bain? 
Bu); baud wird auf bud, biuta oder v. J. Grimm auf bad (gotb. 

badu), pugna zurüdgeführt, Kuhn's 8. J, S. 434; —5 fo das ſpatere 
baud, das aus bald entitanden. 
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hierfür ward nicht ohne große Gefahr von den Truppen auf 
den von den Nlamannen beftellten Feldern geerntet. 

Dieje Angaben zeigen in höchſt Iehrreicher Weife, eins 
mal, daß auch ein Julian, und felbft nach den bisherigen 
Erfolgen, ſich darauf gefaßt machte, jehr geraume Zeit einem 
jo weit im inneren altrömifchen Machtbefiges gelegenen 
Gajtell feinen Entjaß bringen zu können gegen germanifche 
Einſchließung! Er behandelt jet ein auf dem römischen 
Ufer erbautes Bollwerk, wie etwa im erften Jahrhundert nach 
Ehriftus die tief in’3 Germanenland vorgefhobenen Gaftelle, 
Alifo oder des Drufus Eaftell, waren behandelt worden, die 
man freilich für Jahr und Tag hatte verproviantiven müſſen, 
bis im Sommerfeldzug wieder die Legionen fich nähern 
tonnten. — Seht war alſo die äußerfte Vertheidigungslinie 
jo viele hundert Stunden weit von der Ems und Lippe in 
dem Sinne zurüd auf das linke Rheinufer genommen worden, 
daß ſelbſt das linfsrheiniihe Land nicht mehr als dauernd 
behaupteter Befit galt. 

Andererjeits aber ficht man, daß die Germanen, wenigftens 
bier die Alamannen, keineswegs nur Raubfahrten über den 
Strom beabfichtigten, fondern ſich — und jo war eben die 
vielfach mißverftandene Bölferwanderung vielmehr eine 
Bölferausbreitung —, durch Uebervölferung aus den bis- 
berigen Siten gedrängt, über den Strom gejchoben hatten 
mit der Abficht, für immer fich hier niederzulaſſen: dieſe ala— 
mannijchen Bauern beftellten bereits die Felder auf dem linken 
Rheinufer als ihr ficher gewonnenes „Netland“.”) 

Aber auch für feine Feldtruppen verjah fich Julian auf 
zwanzig Tage mit Vorräthen durch Fouragirung: er Fonnte 
bierfür nicht auf feinen Collegen Barbatio zählen, der viel- 
mehr die für den Cäſar beftimmten Transporte anhielt, einen 
Theil für jih nahm und den Reſt — verbrannte, um ihn 
nur nicht an Julian gelangen zu laffen. Während nun 
diefer Die Befeftigung des Lagers raſch förderte und durch 
einen Theil der Truppen, unter großer Vorficht gegen Ueber: 
fall, fouragiren, durch einen anderen Wactpoften im freien 
Felde vorjchieben ließ,) warf fih eine Schar Barbaren auf 
Barbatio, der mit feinem Corps abgefondert hinter dem galli- 


2 Ali-sat — Fremd⸗ſitz, neuer Sig in der Fremde, Daher Elfaf. 
6) Stationes praetendit agrarias iſt Doch wohl fo zu deuten, 
nicht: Wachthütten mit Getreide. 
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ſchen Grenzwall ftand,’) mit jolcher Raſchheit, daß der plötz— 
lihe Angriff jedem Gerücht ihrer Annäherung zuvorfam: die 
Sieger verfolgten die Flüchtigen bis in das Gebiet der Rau: 
rifer und darüber hinaus, jo weit fie nur naceilen fonnten, 
und fehrten mit dem größten Theil des Gepäds, der Laft: 
thiere, der Troßfnecte als Beute und Gefangenen zu ben 
Ihrigen zurüd.”) 

Der magister peditum aber entließ nun, als ob er 
jeinen Feldzug erfolgreich beendet hätte, die Truppen — nod 
war e3 heißer Sommer! — in die Winterquartiere und eilte 
an den Hof des Kaiſers, dort, wie gemöhnlih, Ränke zu 
Schmieden gegen Julian. 

Als dieſe jchmähliche Flucht und Feigheit allbefannt ge: 
worden, da glaubten die Könige der Alamannen, Julian je, 
wollte er fich nicht der äußerften Gefahr ausjegen, dur Auf: 
löfung diejes Corps ebenfalls zum Rückzug gezwungen: fieben 
ſolcher „reges“ zogen die befte Kraft ihrer Scharen zu einem 
Her zujammen und nahmen Stellung bei Straßburg: fie 
biegen Chnodomar, Beftralp, Ur, Urficinus, Serapio, Suo— 
mar, Hortari.”) 

Der Cäſar aber betrieb, nicht an Rückzug denfend, die 
Vollendung feiner Lagerbefeftigung. Noch fiegesficherer er: 
hoben die Alamannen die Häupter, als fie von einem Ueber: 
läufer, einem Schildener, den Furcht vor Beftrafung eines 
Verbrechens zu ihnen geführt, erfuhren, daß nach dem Abzug 
des in die Flucht gejagten Barbatio ibm nur 13 000 Be- 
waffnete verblieben: — und nicht höher belief ficb wirklich 
damals feine Macht, als die wilde Kampfeswuth der Bar: 
baren von allen Seiten ihn umbrandete. In größter Sieges— 
zuverficht jchieften die Könige ihm durch Gefandte die Auf: 
forderung, faft in Form des Befehls, er möge das durd ihre 


) 1. c. Barbationem: gallico vallo discretum; vielleicht eber in 
obigem Sinne zu deuten als „der in Gallien abgefondert in einem 
Lager“ (vallum ift wohl nicht „Lager“ allein). 

5) Barbatio wird zulegt im Yand der Raurifer genannt; jett ſteht 
er außerhalb deſſelben; denn feine Flucht ge zu Den Raurifern zu: 
rüd; vermuthlich war er alfo aus dem Gebiet der Rauriker meiter 
vorgerücdt und jtand hinter dem vallum, d. h. links oder hinter der 
gededten Legionenftraße, von einem befejtigten Lager (castra) iſt wohl 
nicht Die Rede bei „vallum“, 32 

» ob 35 der einfach römiſche Name — das Wahrſcheinlichſte 
— oder aus Ur oder Urſo latinifirt oder die Uebertragung eines ala 
nn „Bär‘ bedeutenden Namens ift, fteht dahin; über Serapio 
. unten. 
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Kraft und ihre Schwerter ihnen gewonnene Land räumen — 
faſt wörtlich wie Ariovift an Cäſar. Julian, der Furcht un: 
zugänglih, ward weder zornig noch traurig, „verlachte die 
Heberhebung der Barbaren, und ließ ftäten und gleichen 
Muths die Lagerbefeftigung unentwegt fortführen, die Ge- 
jandten aber — gegen das Völkerrecht, wie Cäſar — bis 
zur Vollendung dieſer Arbeit fefthalten. Es ift eine ſeltſame 
Wiederholung der Vorgänge, welche vor vier Jahrhunderten 
hier zwischen Cäſar und Ariovift gefpielt: ſeitdem war „Cäfar“ 
ein Titel geworden: und Nachfommen derfelben Sueben, welche 
damals unter Ariovift Land in Gallien Kraft der Eroberung 
als ihr Eigen bezeichneten, fonnten es fein, welche nunmehr 
gegen den Cäſar Julian das gleiche Necht geltend machten. 
Daß übrigens der Feldherr die Germanen durchaus nicht 
gering achtete, verräth feine ängftliche Sorge, vor Allem die 
Zagerfeftung zu vollenden, um für den Fal der Niederlage 
ih eine Zuflucht zu fidern: fo großen Werth legt er darauf, 
die Barbaren nichts von dem unfertigen Zuftand der Lager: 
werke erfahren zu laffen und Angriff und Entſcheidung noch 
binauszufchieben, daß er felbjt den Bruch des Völkerrecht, 
die Fefthaltung ihrer Gefandten, nicht ſcheut. 

Erinnern diefe Vorgänge an Cäſar und Ariovift, jo 
gemahnt die Schilderung, welche Ammian von Chnodomar 
al3 dem „allüberall hinbraufenden” Führer des germanifchen 
Angriffs entwirft, an die Worte des Tacitus über Armin:') 

„Alles jeßte in Bewegung und Verwirrung, unbändig 
überall hinbraufend, ftet3 der Erfte in Fühnem Wagniß, der 
König Chnodomar, hoch die buſchigen Brauen erhebend, in 
die Höhe des Stolzes getragen durch viele Erfolge. Diejer 
hatte den Cäſar Decentius in offener Feldjchlacht befiegt und 
viele reiche Städte erobert, geplündert und zerftört und zügellos, 
ohne Widerftand, Gallien durhftürmt. Dieje Siegeszuverficht 
verftärkte die Berjagung des Barbatio und feiner zahlreichen 
guten Truppen. Denn die verfolgenden Alamannen hatten 
an den Abzeichen der erbeuteten Schilde erfannt, daß hier 
diefelben Soldaten vor nur wenigen Naubfahrern dag Feld 
— und das Land — geräumt hatten, welchen die nun= 
mehrigen Sieger vor Kurzem unter jchweren Berluften im 


0) Anm. Marc. XVI, 12: agitabat autem miscebatque omnia 
sine modo ubique sese diffunditans et princeps audendi periculosa 
rex Chnodomarius ardua subrigens supercilia ut saepe secundis 
rebus elatus. 
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Nahkampf erlegen waren.“ Da ift denn Ammian ehrlich 
genug, feine frühere Uebertreibung, der Cäfar habe die Ueber: 
hebung der Barbaren „verlacht“, durch das Geftändniß zu 
verbefjern, nur ängftlihd und befümmert ſei er, gerade im 
Drange höchfter Gefahr im Stich gelafjen von Barbatio, mit 
feinen wenigen, obzwar tapferen Truppen den volfreichen 
Feinden entgegengetreten; freilid Fonnte ein Julian nur 
etwa todt, nicht lebend, Gallien den Germanen überlaften! 

MWeislich befchloß er, ſich nicht im Lager von der Ueber: 
macht belagern zu laſſen — denn gering war die Hoffnung 
auf Entjaß durch einen Barbatio oder jelbit Gonftantius! —, 
fondern die Barbaren im offenen Felde anzugreifen: nad 
einem Mißerfolg blieb immer noch der Rückzug in das Lager 
und defien Bertheidigung. 

Aber eben um ſich diefen NRüdzug zu ſichern und zu 
fürzen (utilitati securitatique recte consulens), rief Julian 
die ſchon weit vorausgeeilte Vorhut zurüd; das Lager der 
Barbaren war 14 Zeugen, d. h. 21 römiſche Millien ent: 
fernt: jo weit von feinen mühevoll durchgeführten Lager: 
befeftigungen wollte der Cäſar ſich nicht entfernen, jo weit 
getrennt von der forgfältig bereiteten Zuflucht den Angriff 
auf die Uebermacht nicht wagen. Dies war der Bemweggrund, 
weßhalb er am Tage des Aufbruchs vom Lager die praecur- 
satores zurücdbefehligte. 

Bei Sonnenaufgang war das Fußvolk in langjamer 
Bewegung aus dem Lager geführt worden, an die Flanke 
Ichlofjen fich die Reitergefchwader, darunter die Ganzgepanzerten 
(cataphractarii, nach parthifchem Mufter: Schuppen dedten 
Mann und Noß) und die berittenen Bogenſchützen — „eine 
furhtbare Waffe”, jagt Ammian: — ohne Webertreibung, 
wie die Dftgothen fpäter zu ihrem Schaden erfuhren: Feine 
zur Abwehr diefer Truppengattung ausgerüftete Waffe ftand 
den Germanen zu Gebot, denn ihre Reiter erlitten bei der 
Attaque furctbare Verlufte durch die Gejchoffe, ehe fie zum 
Einhauen gelangten — ähnlich wie moderne Cavallerie, melde 
gegen Schnellfeuer anreitet — ; und andererfeit3 fonnten fid 
diefe berittenen Schügen, nachdem fie germanifches Fußvolt 
beſchoſſen, deifen Angriff ftet3 entziehen. 

Der Cäfar ließ jegt die Truppen in Haufen, wie fie 
marſchirten, halten und erflärte ihnen, weßhalb er den 
Plan geändert, die Vorhut zurüdberufen und ohne weiteres 
Borrüden bier zu fchlagen befchloffen babe. 
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Die Sorge um den Rüdzug nah verlorener Schlacht 
durfte er nicht ausiprechen: jo redete er denn von dem 
nahen Mittag, den ſchlechten Wegen, welche am Ende des 
Tages die Marjhmüden in dunkler mondlojer Nacht er= 
warteten, von dem waflerlojen, dur die Sonnengluth ver: 
jengten Boden und von dem drohenden ungleichen Kampf 
gegen Feinde, welche ausgeruht, gejpeift und getränft an- 
greifen würden. Deßhalb jei es befler, heute Hier im 
Schuß von Graben und Wall und von abwechjelnden Nacht: 
poften zu ruhen und nah Ruhe und Speifung bei dem 
nädbften Morgengrauen aufzubrecen. 

Nun, die Wege waren am nächſten Tage nicht befler 
—: aber Julian mochte willen, daß, da die Feinde bereits 
in vollem Anzug waren, der Zujammenftog am nächjten 
Tage dem römijchen Lager viel näher erfolgen müſſe. 

Vielleicht auch hatte der Cäjar nur die Kampfesfreude 
erproben wollen: wenigjtens ließ er fich Durch deren ftürmijches 
Berlangen, jofort gegen den Feind geführt zu werden, mehr 
aber noch durch den Rath feiner Offiziere beftimmen, wieder 
aufzubreden. — Freilihd aber mußte man nun nicht mehr 
weit vom Lager fich entfernen: das Her nennt, vielleicht 
übertreibend, den Feind ſchon „in Sicht”: — die zurüdge- 
rufene Vorhut mußte ihn freilich ſchon geſehen haben —, 
denn nah offenbar kurzem Marſch ftieß man alsbald auf 
die Kundichafter, dann auf das ganze Her des Feindes. 

Der Stab des Feldheren, zumal der Präfectus Floren- 
tianus, deutete jogar an, die Truppen würden leicht meutern, 
unter dem Vorwurf, man babe fie um den Sieg betrogen, 
laſſe man die jetzt zufammengejcharten Barbaren fich wieder 
zerftreuen: — eine bedenflihe Motivirung! Auch dachten 
die fieben Könige gewiß nicht daran, ihre zufammengezogenen 
Herleute vor einer großen Entjcheidung wieder fich verlaufen 
zu laſſen. 

Der Muth der Truppen und die Geringihäßung der 
Feinde ruhte mwejentlih auf der Erinnerung — jo jagt 
Ammian —, „daß im vorigen Jahre, als fich die Römer 
durch das rechtrheiniſche Alamannenland weithin ergofen 
hatten, fich die Germanen gar nicht hatten bliden laſſen zur 
Bertheidigung ihres Herdes: jondern weit in's Innere ges 
flüchtet, hatten fie mit dichten Verhauen von Bäumen überall 
die Schmalen Steige durch den Urwald gejperrt und jo mit 
Mühe das Leben gefrifter” — d. h. wieder einmal hatte 
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der deutſche Wald feine Kinder gejhüst, welche in vier 
Sahrhunderten doch endlich gelernt hatten, daß fie gegen die 
überlegene Waffenmacht des Weltreichs in offener Schlacht 
die Heimat nicht zu vertheidigen vermochten, wenn der Feind 
mit Uebermacht, wie jenes Jahr, von mehreren Seiten ſie 
umfaßte: fie hatten ja feine Städte zu vertheidigen, in 
welchen die überlegene römiſche Belagerungsfunft fie, mie 
dereinft die Gallier, ficher wie in Mausfallen gefangen und 
vernichtet haben würde: die faft werthloſen Holzhütten 
mochten fie räumen und vom Feind verbrennen laffen: 30g diejer 
ab aus dem verwüfteten Land — ſchon vor dem Herbit pflegte 
er vor dem Klima den Rüdzug anzutreten —, jo waren 
aus den Bäumen des jchügenden Waldes auch bald die 
Hütten und jelbft die Hallen der Könige wiederhergeftellt. 

Im vorigen Jahre Hatte fie der Kaifer von Rätien 
aus bedrängt, der Cäſar jedes Ausmweichen über den Rhein 
geiperrt und zugleih waren andere Germanen, Nachbarn 
(wir erfahren nicht, welches Stammes), mit welcden die 
Alamannen in Streit gerathen waren, den von allen 
Seiten Eingejchlofjenen und Weichenden jo ſcharf auf der 
Ferje folgend in den Rüden gefallen, daß fie ihnen „fait 
den Kopf von hinten zermalmten”. Da hatten fie fich dem 
Kaifer, wie er in ihrem Lande vordrang, nicht zu ftellen 
gewagt, jondern flehentlih um Frieden gebeten. 

Das Alles Hatte fich nun aber geändert; jenes dreifach 
dräuende Verderben war befeitigt: der Kaifer hatte Friede 
gemacht und war abgezogen: mit den germaniſchen Nachbar: 
völfern Tebten fie, nach Beilegung der Streitigkeiten, in 
befter Eintracht, und die ſchmähliche Flucht Barbatio’3 hatte 
die angeborene wilde Kühnheit gefteigert. 

Dazu Fam folgendes jchwer wiegende Ereigniß. 

Die beiden Könige und Brüder, welde im Vorjahr 
mit Gonftantinus Friege gejchloffen, Hatten diefen Vertrag 
aufs treulichfte gehalten, weder felbft fich erhoben noch ſich 
mit fortreißen laffen. Da war bald daruf der Stärkere 
und Treuere, Gundomad, meuchlerifh ermordet worden: 
und jofort machte fein ganzes Volk mit den Kriegsfeinden 
Noms gemeine Sade; nun ſchloß fib auch der große Haufe 
im Reiche Vadomar's wie diefer behauptete, wider deſſen 
Willen, den gegen die Nömer ausziehenden Scharen an. 

Die Stimmung der Truppen, der Rath der Officiere 
fanden gleichfam weifjagenden Ausdrud in dem Zuruf eines 
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Fahnenträgers, welcher den Cäſar zu fofortigem Schlagen 
aufforderte; — dabei ift charakteriftiich für die Mifchung 
von Chriftlichem und Heidnifchem in diefer Römerwelt, wie 
die „Gottheit“ in Umfchreibungen angerufen wird, melde 
für den Einen Chriftengott und die vielen Dlympier,'') 
gleibmäßig paßten. 

Das Her jeßte fih nun wieder in Bewegung und ge: 
langte bald, nicht weit entfernt von den UÜferhöhen des 
Rheins, an einen janft auffteigenden Hügel, auf deflen 
Krone das bereits reife Korn wogte, da oben hielten Späher 
drei alamannijche Neiter, welche jofort zurüdflogen zu den 
Ihrigen, den Anmarjch des Römerheres zu melden. Ein 
vierter Späher, zu Fuß, hatte jenen nicht folgen können: er 
ward von der rajchen römischen Vorhut eingeholt und ge— 
fangen; er jagte aus, das die Germanen drei Tage und 
drei Nächte gebraudt hatten — jo groß war ihre Zahl —, 
den Strom zu überjchreiten. 

Alsbald konnten fich die Here, da beide gegen einander 
vormarjhirten, erſchauen. Die Germanen bildeten ihre alt: 
gewohnten feilförmigen Stoßhaufen: „den Eberfopf“, welche 
Schlachtordnung Wotan jelbjt fie gelehrt; da befahlen die 
römischen Dfficiere Halt und ließen jo im erjten Treffen 
die antepilani, hastati und überhaupt die erjten Glieder, 
wie ſie marjchirt waren, fejte Stellung nehmen — „eine 
undurddringbare Mauer“, jagt Ammian mit Recht. Denn 
in der That, diejer leßte große Sieg der Römer über die 
Rheingermanen ward faft ausſchließend entjchieden durch die 
unvergleichlicd überlegenen Waffen, zumal Schußwaffen, und 
durch die große Mannigfaltigkeit der Waffengattungen der 
Römer, welche verftattete, je nach Lage des Gefecht3 die ge— 
eignetite zu verwenden, während der Alamanne immer nur 
die nadte Bruft, den jchlechten Latten- oder Weidenjchild, 
das plumpe Schwert, den Speer, oft ohne Metallipite, und 
freilihd aucd das germanifche todesfreudige Heldenthun ent= 
gegenzuftellen hatte; ihr gegen überlegene Waffen blind an: 
fürmendes Wagen follte diesmal wieder den thörigen Helden 
den Sieg und jchwere Berlufte Eoften. 

Auch die Barbaren machten im Anmarſch Halt: und 
da fie, wie der Weberläufer im Voraus gewarnt — ſolche 
Aufitellung war alfo damals römiſche oder doch julianifche 
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Sitte oder für diesmal im Voraus bejchlofien worden —, 
die ganze Neiterei der Römer auf deren rechtem Flügel er: 
blidten, ftellten fie alle ihre beten Pferde geſchart auf ihren 
linfen: unter ihre Reiter aber mijchten fie nach altger: 
manijcher, zumal ſuebiſcher Sitte, flinfe Plänkler, auf diefe 
Kampfart eingeübte Krieger zu Fuß. Denn fie hatten 
längft erprobt, daß auch ein geſchickter germanifcher Reiter 
dem römiſchen „Küraflier“, „elibanarius“, der, ganz in 
Eifen gehüllt, ja verftedt, Zügel und Schild an fich zog 
und in der Rechten die Lanze ſchwang, nichts anhaben 
fonnte; der Fußfoldat dagegen fonnte, am Boden ſich 
dudend und unbemerkt bleibend — „denn man wehrt nur 
dem Angreifer, den man in’3 Auge gefaßt“ —, das Pferd 
feitwärts treffen, jo den Reiter überrajchend zu Fall bringen 
und dann ohne viel Mühe vollends tödten. Ihren rechten 
Säge hielten fie in unerfennbarer verdedter Aufftellung 
zurüd. 

„Ale dieje fampffreudigen und grimmen Bölferjchaften 
befehligten Chnodomar nun, der „ruchloje Entzünder diejes 
ganzen Krieges” (um den Scheitel geichlungen trug er einen 
feuerrothen Wulft: — nicht einmal diejer reiche und mädhtigfte 
König dedt fein Haupt mit einem Helm: wol nicht, weil 
er einen entbehrt hätte, ſondern weil er in Meberfühnbeit, 
wie fie in jener Zeit als eine Art Heldenftüd häufig be: 
gegnet, ſolche Dedung verfchmähte), „Iprengte dem linfen 
Flügel voran, wo die wildefte Wuth des Kampfes erwartet 
wurde: kühn und voll Vertrauen auf die ungeheure Kraft 
feiner Glieder, hoch ragend auf ſchnaubendem Roß, den 
furdtbar wuchtigen Wurffpeer auf die Erde ftoßend, weithin 
fenntlih an dem Glanz feiner Waffen, von jeher ein ge: 
maltiger Krieger und, vor den Anderen, ein gejchidter 
Herführer.” '*) 

Den rechten Flügel befehligte Serapio, ein Yüngling, 
dem gerade der Flaumbart gefproßt war, aber an Helden: 
fraft jeinen Yahren voraus: der Sohn von Chnodomar’s 


Und doch beging dieſer — ed den nur durch 
Die Sen: eg — erflärbare ler, die Schlacht zu 
fhlagen mit gen einen & gr tiefen, veißenden 
ze m nd eine —— eher chiffe zu v en, einen 
Strom, Kt Ücberfchreitung — pn vom behelligt 
u ſein, ei e und Drei Nächte —— hatte — der im 
Fall — —— — das feuchte Grab für Tauſende werden mußte 
— — und ward. 
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Bruder Mederih, „eines? Mannes, der, jo lange er lebte, 
äußerfte Treulofigfeit geübt hatte.” Der Yüngling Serapio 
hatte diefen fremden Namen empfangen, indem fein Bater, 
lange Zeit als Geifel und Pfand in Gallien Feftgehalten, 
hier einige griechiiche Geheimlehren fennen gelernt und 
jeinen mit nationalem Namen „Agenarich” geheigenen Sohn 
nun „Serapio“ genannt hatte: — man ſieht, wie dieſe 
Barbaren ihren oft unfreiwillig langen Aufenthalt in 
tömiihem Gebiet verwertheten, fich außer den beiden Eultur- 
iprachen auch die höchiten Producte der antifen Cultur an- 
zueignen: die religiöfen und philoſophiſchen Geheimlehren, 
melde jelbft von Römern und Griechen nur bei höherer 
Bildung und regerem Wiſſensdrang gefuht wurden. Die 
Treulofigfeit — gegen Rom! — des wol von früher 
Jugend auf als Geijel mit Argwohn behandelten Fürften 
erklärt fich jehr wohl: diefe Germanen aber, welche griechifche 
Myiterien ftudirten, waren doch nur der Geburt, nicht der 
Bildungsfähigfeit nah Barbaren. — Man fieht übrigens aus 
der Berwandtichaft diefer beiden „mächtigften Könige”, daß 
auh nah Bildung der neuen Bölfergruppen innerhalb der— 
ſelben die Könige unter den gleichen Verhältniffen wie vor 
Bildung der neuen Gruppen fortbeftanden: Chnodomar 
und Agenarich find ebenfo Batersbruder und Neffe wie vor 
* Jahrhunderten Inguiomer und Armin: und Beide ſind 
Önige. 

An die beiden mädhtigften Könige, welche offenbar als 
„Derzoge“, d. h. Dberfeldherren, für diefen Krieg geforen 
waren, jchloffen fich die fünf anderen Könige, „welche ihnen 
an Macht die nächftfolgenden waren,“ darauf zehn „regales‘‘, 
a. h. (wohl nicht „Prinzen, jondern) Gaufönige, geringer 
an Macht als die fieben Völkerſchaftskönige, und eine dichte 
Reihe vor Edeln (optimatum series magna): die ganze 
Streitmacht betrug 35,000 Mann, aus verschiedenen Bölfern 
(vielleiht auch außer Alamannen), theild „gegen Sold ges 
worben” — (mobei der Fremdling Ammian wohl auch Ge- 
folge für Söldner hielt, da fie, allerdings von den Gefolgs: 
herren unterhalten, mit Beute, Waffen, Schmud und jeßt 
wohl auch jchon mit Geld befchenkft werden mußten) —, 
theil3 verbündete, welche fich vertraggmäßig im Kriege gegen- 
ſeitig zu unterftügen hatten. — Letzteres enthält die eine 
Wurzel der Entftehung der neuen Gruppen (Alamannen, 
Franken, Frijen, Sachſen, Thüringer, Bajuvaren): Schugß- 
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und Trußbündniße, auf die ‘Dauer gejchlofien, bejonders, 
aber nicht ausschließend gegen Rom gerichtet, zwifchen im 
Uebrigen unabhängig und jelbititändig verbleibenden Völker— 
Ihaften und Gauen —: die weite Wurzel aber war nabe 
Stammesgemeinihaft und (folgeweile) Nachbarſchaft: denn 
jene durch hohe Eide gefeftigten Bündniffe wurden nur 
unter Genofjen des gleihen Stammes und Stammescultus 
geichloffen; wenn Sachſen oder Franken ausnahmsweije für 
einen oder auch für mehrere Feldzüge als Verbündete von 
Alamannen aufgenommen wurden, jo hatte ein jolcher einzelner 
Alianzvertrag doch ganz anderen Character als dieje dauern: 
den, unfündbaren Schuß: und Trugbündnifje aller Ale: 
mannen unter einander, welche fih zwar noch nicht einem 
Bundesftat, geihmweige Einheitaftat näherten, wohl aber von 
einem Statenbund ſich nur noch dadurch unterſchieden, daf 
die Zahl der gemeinfam verfolgten Zwede ſich auf zwei: 
Krieg und Göttercultus, beſchränkten; richtiger gejagt: der ur: 
alte Verband des Göttercultus, 3. B. der juebijchen Stämme, 
war unter den nächften Nachbarn und Verwandten bei diejen 
Sueben jest dahin verwerthet worden, Grundlage von Schup: 
und Trugbündniffen, zumal gegen die römijche Gefahr zu 
werden. 

Das erfte Vorrüden des Fußvolks auf dem linken 
römijchen Flügel fam, wie aus Ammian’3 eigener Schilde: 
rung erhellt, jofort zu jehr unfreimilligem Stehen. Severus 
ftieß bier auf Gräben, melde die Alamannen — (die alio 
die Schladht erwartet hatten: denn ſchwerlich waren es zu: 
fällig von ihnen vorgefundene Vertiefungen: nah Libamus 
allerdings ein Bahgrund) — gezogen und mit verbedt auf 
geftellten Schügen ausgefüllt hatten, die, plöglib auf: 
jpringend, den Feind vermwirren follten. Das gelang 
wenigſtens injomweit, als Geverus, „weitere unbefannte 
Gefahren fürchtend“, ftehen blieb: — „unerſchrocken“ zwar, 
d.h. er wih nicht zurüd: aber er wagte auch durchaus 
feinen Angriff. Julian benerfte dies bedenkliche Stoden 
und jprengte jofort, „wie e3 die brennende Gefahr erheijchte,“ 
mit zweihundert Reitern durch die Zwiſchenräume des Fuß: 
volf3 vor, entlang den Geſchoſſen der Feinde aus ben 
Gräben, und feuerte feine ftußenden Soldaten an; er er: 
innerte fie, daß fie ja jo ungeduldig den fofortigen Angriff 
verlangt hätten, er forderte fie auf, die Schmach zu räden, 
welche der Majeftät Roms bisher angethan war durch diefe 
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Barbaren, welche ihre Wuth, ihr maßlofer Kampfzorn zu 
ihrem Berderben bis hieher geführt habe; er warnte vor zu 
bigiger Verfolgung, aber verbot auch, zu weichen, bevor 
äußerfte Noth fie zmwinge. 

Solde Mahnungen mwiederholend Ddirigirte er den 
größeren Theil der Truppen hierher gegen das erſte Treffen 
der Barbaren: — ein Zeichen von der nicht geringen Bes 
deutung des hier angetroffenen Hindernifjes. Aber auch das 
alamannijche Fußvolf fühlte nun, daß ihm hier ein ſchweres 
Ringen, vielleicht die Entjcheidung des Tages bevorftand; fo 
erſcholl denn plößlich aus feinen Reihen einftimmig der laute, 
zornig Elingende Ruf: „die „Fürſten“) jollten von den Rofjen 
fteigen und unter den Neihen des Fußvolks fämpfen, damit 
fie nicht im Fall eines Unglüds allzu leicht die große Mafje 
der Gemeinfreien im Stich laffen und entweichen könnten.“ 

Man fieht, noch ift die alte Volfsfreiheit und ihre 
Redefreiheit — ja Redefedheit — nicht geſchwunden vor dieſem 
alamanniſchen Königthum: hatten doch diefe Könige noch nicht 
auf römijchem Boden, mit dem vorgefundenen Apparat 
römischer Stat3gewalt über Provinzialen herrichend, gleiche 
Macht auch über ihre germanischen Volksgenoſſen ausdehnen 
können; — wie einft Armin muß fich Chnodomar mitten in 
der Schlacht vom Volksher deſſen Willen aufzmwingen laffen. 
Denn auch Chnodomar, der „mächtigfte König,“ der Ober— 
feldherr, wagt nicht, diejer recht barbarifchen, thörichten und 
trogigen Aufforderung zumiber ftreben; das Volk hält hierin fein 
Blut dem föniglichen gleichwerthig: und eine obzwar ziemlich 
derb, in faft beleidigender Mahnung ausgefprochene Berufung 
an die Heldenehre der Könige und Edeln darf nicht abge: 
lehnt werden: willfährig folgt der riefige König dem zornigen 
Auf des mißtrauiichen Volkes und fpringt fofort vom Roß: 
ohne Befinnen folgen die Anderen feinem Beifpiel: zmeifelte 
doch auch feiner unter ihnen am Sieg. 

Jetzt Fam es zum erften Zufammenftoß. 

Die Germanen auf ihrem linken Flügel,') die den 
Reitern gemiſchten Fußkämpfer, ftürzten fich mit mehr Un: 
2) Regales: gemeint find auch Die reges, mie Das Folgende 
ei nicht der Adel, Die optimates; „regales“ kann aljo aud oben 
nit wohl „Bringen“, „nicht regierende Glieder der Königsgeſchlechter“ 
beißen, ſondern bedeutet Gaufönige neben den Völterfihaftslönigen. 

» Und wohl auch im Mitteltreffen. 
4* 
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geftüm als VBorficht, d. h. mit unbejonnener Verſchwendung 
des Athems, auf die Geſchwader der Römer unter „unmenſch— 
lihem Sclactgejchrei”, Pfeile und Wurfipeere jchleudernd; 
ihre Kampfeswuth übertraf heute noch, was man jonft an 
Germanen gewohnt war: ihr langes Har fträubte fich empor, 
aus ihren Augen fprühte der Heldenzorn. Aber unerjchüttert 
hielt der römiſche Fußfoldat Stand, das Haupt gegen bie 
von oben her fallenden Hiebe der viel größeren Barbaren 
mit dem vortrefflihen römifchen Schilde dedend, mit dem 
breiten mörderiſchen Schwert im ficher gezielten Stoß die 
nadten Leiber der Rieſen treffend oder das todtbringende 
Pilum ſchwingend. 

Die römiſchen Reiter ſcharten ſich in dieſem gefährlichen 
Augenblick dicht zuſammen: das Fußvolk deckte ſeine Flanken 
Schild an Schild, undurchdringbar an einander drängend; 
dicht ſtiegen die Staubwolken des heißen Auguſttages empor; 
die Schlacht ſtand: keinerlei Fortſchritte machten die Römer: 
ſie behaupteten ſich nur: ja hin und wieder verloren ſie 
Boden. | 

Das Befte für die Römer leifteten fihtbar ihre ausge: 
zeichneten Waffen, zumal die jelbjt mit höchfter Anftrengung 
faum zu zertrümmernden Schilde; um deren fefte Mauer zu 
zerreißen, um Lücken, Ungleichheiten in die römijchen Reihen 
zu bringen, warfen fich manche der friegserfahrenften Barbaren 
auf ein Knie, ftemmten fich gegen die vordringenden Römer 
und fuchten fie durch die überlegene Körperkfraft umzumerfen; 
in unmäßigen Eifer fam e3 zum Ringfampf: Fauft gegen 
Fauft und Schildſtoß gegen Scildftog — ein ungleicder 
Kampf der alamanniſchen Weidengeflechte gegen den römischen 
Erzftachel auf dem Legionenſchild! —. Das laute Gejchrei der 
Siegjauchzenden und der Getroffenen hallte gegen den Himmel. 
Der linke Flügel der Römer drang jet vor, über bie 
Gräben, die Hügel aufwärts Raum gewinnend, den immer 
erneuten Anfturm germanifcher Haufen mit überlegener Wucht 
der ehernen Schilde zurüdwerfend und Flirrend eindringend 
auf den Feind. 

Da ſchien auf dem rechten römifchen Flügel die Schlacht 
für den Cäſar verloren: plöglib, wider Erwarten, ftoben 
von dort her feine Reiter in voller Auflöfung zurüd; dieſe 
Flucht ging aus von folgendem Schreden. Die bereitö (mol 
durh die Plänkler zu Fuß) erſchütterten Reihen wurden 
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eben neu geordnet, als die Banzerreiter ihren Oberſten“) und 
neben ihm auch noch den nächiten Reiter über Hal3 und 
Kopf des Pferdes ftürzen jahen, von der Wucht des Panzer 
berabgerifjien. Da ftoben fie auseinander, wie jeder Fonnte: 
die Flucht der Vorderften riß die Hinterglieder fort, und 
ſchon drohten fie, ihr eigenes Fußvolf niederreitend, Alles in 
Auflöfung zu bringen — aber das Fußvolf hielt Stand, 
ſcharte ji eng zufammen und hielt, Mann an Mann ge: 
lehnt, den Anprall der fliehenden Reiter auf, ohne vom 
Plage zu weichen. 

In diefem Augenblid höchfter Gefahr erſchien der Cäfar 
auf dem bedrohten Punkte, hemmte die Flucht, ftellte und 
wendete die Schladt. 

Bon ferne her — er meilte wol noch auf dem linken 
Flügel, deſſen Stoden er gehoben — ſah er, wie feine ent- 
iharten Reiter an feine Rettung mehr dachten al3 an die in 
der Flucht; da jagte er heran, jo rajch das Roß ihn trug, 
und warf fich jelbft wie ein Riegel ihrer Flucht entgegen. 
Zuerft bemerkte ihn nur der Rittmeifter einer Schwadron: 
er erfannte den Cäſar an dem Wurpurwimpel der hoch— 
ragenden kaiſerlichen Drachenſtandarte, „der den Draden um: 
Hatterte wie die abgeftreifte Schlangenhaut”; der Officier er- 
bleichte vor Scham und Scheu, hielt und wandte das Pferd, 
jeine Leute wieder zum Stehen zu bringen. Der Cäfar rief 
die Erjchrodenen ermunternd an, und es gelang, fie aufzu- 
balten: im Schuß der Legionen geborgen, jammelten jie ſich 
wieder. Die Alamannen aber hatten, nachdem fie die Reiter 
zurüdgeworfen und zerftreut, das erjte Treffen des Fußvolks 
angegriffen, in der Hoffnung, dafjelbe jei nun muthlos ge— 
worden und leichter zum Weichen zu bringen. Aber als es 
nun zum SHandgemenge kam, jtanden ſich gleichgewogene 
Kräfte gegenüber. 

Denn hier ftichen die Germanen auf die Eliteregimenter 
der Cornuti und Braccati, jehlachtvertraute, im Kampf ge: 
bärtete Truppen, größtentheild — germaniſcher Abkunft; ſchon 
durh den Anblid Schred einflößend,') erhoben fie nun, 
diefe für Nom fämpfenden Babaren, nach germanijcher 
Sitte mit Macht den Schlachtgeſang, „barritus“, welcher 


5) Zunächſt nur leicht verwundet, aber er blieb todt auf dem 
Plate jr un tem). 
1) Cornuti, Gehörnte; braccati, Behoſte. Legteres urfprünglich 
ten. 
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während des Kampfes mit leiſem Gejumme beginnt, allmälıg 
anſchwillt und zulegt erbröhnt wie das Gebraufe der Meer: 
fluth, welde brandend an die Klippen ſchlägt. Bon beiden 
Seiten jauften die Wurfjpeere hageldicht: hoch wallte Staub 
empor und barg den Ausblid, jo daß blindlings Waffe auf 
Waffe, Leib an Leib ftieß. Abermals bildete für die 
Alamanen, bei gleicher germanijcher Kraft und Tapferkeit, 
das chern gefügte Dach der römiſchen Schilde ein kaum be- 
zwingbares Hinderniß: die ungleich größeren Verluſte, welche 
fie erlitten, erklären fih zu gutem Theil daraus, daß der 
römische Soldat hinter diefem Schilddah wie hinter einer 
Befeftigung focht und (während der nadte Germane all 
Kraft darauf verwenden mußte, erſt diefen ehernen Wall zu 
zerbrechen, um nur an den Leib jeines Gegners zu gelangen) 
jede Blöße des Angreifers verwerthen konnte, dieſen fofort 
mühelos mit Schwert oder Speer durch den dünnen Schild 
hindurch zu treffen. 

Diefer ungleiche, verluftreihe Kampf gegen beſſere 
Rüftung reizte den Kampfeszorn der Alamannen zu furdt: 
barer, zu wild aufflammender Wuth: und wirklich gelang es 
ihren verzweifelten Anftrengungen, durch unabläfftig wieder: 
holte Schwerthiebe endlich den Scildzaun zu zerhauen, ein: 
zubringen, einzubreden in das erfte Glied der Feinde. Da 
fam den ſchwer Bedrohten im rechten Augenblid Rettung: — 
abermals Germanen waren e8, welde den Alamanen den 
blutig errungenen Vortheil entriffen. Die Bataver waren 
es, von jeher als die allervorzüglichften germanijchen Söldner 
von den Kaijern gejchägt, welche die Gefahr ihrer Waffen: 
brüder erfannten und im Sturmfchritt zu Hilfe eilten, ge 
führt von ihren Königen.”) Diefe Germanen waren eine 
allgefürdhtete Schar: fie hatten ein Gelübde, jeden Waffen: 


1) Venere celeri cursu Batavi cum regibus; feit Balefius iſt es 
bei den Philologen Mode geworden, ftatt der natürlichen Uebertro- 
gung „unter ihren Königen“ — mir zen: daß gerade Die Bataver, 
wie viele — Söldner, unter ihren Königen als Officieren 
fochten — Die unnatürliche zu wählen: „mit den reges,“ d. b. einer 
römifchen Schar, welche reges geheißen hätte. Man ftügt fi) da 
auf eine Stelle der notitia dignitatum, melde aber von regü, nicht 
von reges, fpriht. Keine Variante unferer Stelle gewährt regüs 
tatt regibus. Freund Friedländer erflärt für unmög * daß eine 

ruppenſchar „reges“ geheißen habe. Auffallend iſt Die bei 
Ammian allerdings: — aber fie ift Doch möglich; Die belämpfte ? 
legung ift unmöglid. Und Ammian fagt fpäter ganz ähnlich: inter 
quos et reges, 
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genofjen aus äußerfter Todesgefahr zu befreien mit Wagung 
des eigenen Lebend. Und dies Gelübde — fie erfüllten es 
aub jest. Sie famen und warfen ihre frifhe Kraft den 
eriböpften Siegern entgegen. 

So fochten die Römer mit bedeutend verftärkten Kräften. 
Aber die Alamannen waren nicht abzujchütteln: grimmig 
nahmen fie den Kampf auch gegen die friſchen Truppen auf, 
ihnaubend, als wollten fie in einem Anfall von Raferei 
alles Widerftrebende vernichten: — wiederholt brauchen die 
Römer diejen Vergleich, den „furor teutonicus* zu jhildern —: 
e3 war der fampfmwüthige Wuotan, die PBerjonification diejes 
ihres eigenen SHeldenzornes, den die Germanen in jolchen 
Augenbliden in fi jpürten. 

Unabläffig flogen lange Wurfjpieße, kurze jpigige Wurf: 
lanzen, NRobrpfeile mit eijernen Schnäbeln von ferner 
ftehenden Gliedern, während vorn im Handgemenge Klinge 
an Klinge jchlug, die Banzer unter den Schmerthieben 
Hafften; auch wer verwundet niebergefunfen, jprang wieder 
auf, fortzufämpfen bis zum legten Blut3tropfen. Wahrlich, 
es war ein Kampf ebenbürtiger Gegner: waren die Alamannen 
größer und fräftiger, jo waren die in römiſchem Dienft 
Kämpfenden beſſer gejhult und geübt; waren jene heiß: 
grimmig und ungeftüm, jo blieben diefe fühl und vor 
fihtig; trogten jene auf ihre Körperkfraft, jo waren dieſe 
an geübtem Berftand überlegen; — unter welchen Berluften 
hiernach die Alamannen fechten mußten, leuchtet ein. Und 
doch gelang e3 ihnen wiederholt, die Römer durch die über: 
legene Wucht des Anfturms aus ihrer Stellung zu ftoßen; 
aber immer drangen dieje wieder vor: der Alamanne aber, 
janf er endlich vor Ermüdung zujammen, fiel nun auf’3 
Knie und jchlug noch in diefer Stellung auf den ‘Feind 
los: — „ein Zug der äußerften Hartnädigfeit”, meint ber 
Grieche. 

Die Schlacht ftand abermals, hergeſtellt durch Die 
Bataver, aber noch immer unentſchieden. Da verſuchte die 
germaniiche Führung — wahrſcheinlich doch eben Chnodomar 
— eine legte äußerfte Anftrengung, deren Gelingen oder 
Scheitern den Tag entjcheiden jollte. 

Gemwigigt durch viele blutige Erfahrungen, gejhult im 
Kampf für oder gegen Rom, hatten die Führer diesmal den 
alten ſyſtematiſchen Haupt: und Erbfehler germanijcher 
Taftif vermieden, ohne Reſerve alle Kraft bei dem erften 
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Anlauf zu verbrauden. Die Könige und deln, deren 
Ehrenpflidt e3 war, die Gemeinfreien an Tapferkeit zu über: 
treffen, wie fie ihnen durch befjere Bewaffnung überlegen 
waren, zeigten jegt, daß fie den Argwohn nicht verdient 
hatten, ſich durch voreilige Flucht retten zu wollen. Eine 
fleine, aber auserlefene Gruppe, die Könige und die Edeln, 
hatte fich und ihre Gefolgſchaften geſchart, um durch einen 
todesmuthigen, opferreichen Vorſtoß die jo lange jchwanfende 
Schlacht zu entjcheiden. Wlöglih in braufendem Anlauf 
ftürmten fie den Ihrigen wie bei einem Ausfall voraus, und 
wirklich durchbrachen fie das erfte römische Treffen vollftändig. 
Jauchzend folgten die Gemeinfreien den todesftolzen Führern: 
an ſolchen Thaten erfannte das Volk in ſolchen Augenbliden 
da3 von den Göttern ftammende Mark feiner Könige und 
Edeln, denen wahrlich ihr Adel „Pflichten auflegte“. Und 
fih blutige Bahn brechend auch durch die nächitfolgenden 
Glieder der Römer, gelangte diefer Keil, wie es ſcheint, die 
Mitte und den halben linken’) Flügel des römiſchen Vorder: 
treffens völlig durcheilend, bis in das weit zurüdgebaltene 
Gentrum der römischen Aufftellung: bier aber ftießen fie auf 
die noch ganz friſchen Truppen, auf die volle Legion, der 
„Primani“. 

Und abermals, wie auf ſo vielen Schlachtfeldern vor— 
und nachher, entſchied dieſe kühle römiſche „Taktik der 
Reſerven“ den Sieg über germaniſches Heldenthum troß 
todesfreudigften Ungeftims. 

Abermals wiederholte fich hier, nur erſt im fpäteren 
Stadium des Kampfes, was jo oft gleich von Anfang das 
208 römiſch-germaniſcher Schlachten entfchieden hatte. 

Nicht ohne Klugheit hatten die Germanen diesmal dis: 
ponirt, nicht dem bloßen Frontalftoß vertraut: jene Gräben 
auf ihrem rechten Flügel und die verdedt darin aufgeftelten 
Schügen hatten erfolgreich hier den römischen Angriff gehemmt. 

Miederholt hatten dann die Nejerven den Römern die 
bedenflib ſchwankende Schlacht geftellt: die gejchlagenen 
Reiter fanden Aufnahme hinter ihrem —— den Cornuti 
und Braccati kam im rechten Augenblicke die bataviſche Ver— 
ſtärkung zu Hülfe. 

Und jetzt ſcheiterte der legte Keilftoß der Germanen an 


N Denn von diefem war zulegt Die Rede, und ihm gegenüber 
hatten von Anfang die Könige Stellung genommen. 
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der noch völlig unberührten Kerntruppe, welche der Cäfar 
im Mitteltreffen, mit weifer Aufiparung der Kräfte, zurüd: 
gehalten hatte. 

Wie fonft der germanifche Angriffsfeil oft und oft das 
erfte und noch das zweite römijche Treffen unmiderftehlich 
getroffen hatte, dann aber, nad furchtbaren Berluften, athem— 
los und geſchwächt, an dem dritten Glied der Römer an- 
prallte, dies nicht werfen Fonnte, fondern bier zum Stehen 
fam, und, damit feine wirkfjamfte Gewalt verlierend, alsbald 
aub von den Flanfen und im Nüden von den wieder ge- 
jammelten Bortreffen gefaßt, völlig unfähig, zu ſchwenken, 
umzingelt ward und nur noch auf dem Fled fterben oder 
in ordnungslofer Flucht, ohne die Möglichkeit, ſich nochmal 
zu ftellen, irgendwo — feinesweg3 auf der natürlichen Rück— 
zug3linie — in Verzweiflung ausbrecdhen fonnte —: jo er: 
ging es jeßt dem gegen Ende der Schlacht unternommenen 
rejervelojen Keilftoß. 

Die Legion der Primaner in der Mitte, in dem „prä: 
torijhen Lager”, dem feiten Haltpunft der ganzen Auf: 
ftelung, ſtand hier vollzählig in dichten und zahlreichen 
Gliedern hinter einander, feit wie ein eherner Thurm und 
unerjcbütterlich; mit größerer Zuverficht nahm fie den Kampf 
auf als die vorgejchobenen, jetzt durchbrocenen Treffen. 
Mit einem wohlgezielten Hagel der mörderiſchen Pila aus 
nächfter Nähe empfing fie die athemlos vor ihr eintreffenden 
Anftürmer. Kein Gefhoß ging fehl. Jetzt Fam es zum 
Handgemenge. Kühl, wie im Gircusfpiel der keltiſche Gla— 
diator (mirmillo) dem Gegner fich gewandt entwindet, dedten 
fih die Legionare gegen jede Wunde mit dem Schild; gab 
fh dann der Alamanne, immer hitziger und wüthiger über 
das eherne Hemmniß, eine Blöße, jo durchbohrte ihn blig- 
ihnell der Stoß des gezüdten furzen, für ſolchen Nahkampf 
unvergleichlichen dolchartigen Römerjchwertes. Die Schar 
der Könige und Edeln aber wetteiferte, ihr Herzblut zu 
verihwenden, den Sieg zu erzwingen; abermals mühen fie 
fh ab, wie vorher die Gemeinfreien, das cherne Schild: 
gefüge der Primani zu lodern. Da der wüthige Anfturm 
geftodt und damit das Gefährlichfte beftanden war, ftredte 
der Römer mit wachjender Siegeszuverficht immer den vor: 
derften Angreifer nieder; aber über die vorderfte Reihe der 
Erfchlagenen ftiegen die Nächſten im alamannijchen Keil, die 
noch Lebenden über die dichte Schicht ihrer Todten. Längft 
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waren die Kühnften, Vorderften, Beiten gefallen; die Ge— 
folgen ftiegen über die Leichen ihrer fönigliden und edeln 
Gefolgsherren; ſchon kam die Reihe an die Gemeinfreien, 
welche ſich angejchlofien hatten. Da endlih war aud ala: 
manniſches Heldenthum erjchöpft: Schmerz, Verzweiflung, 
Sammer um die bier haufenweiſe erſchlagen, röchelnd, 
fterbend liegenden Führer ergriff die noch Lebenden, lähmte 
fie mit Entjegen. 

Da fam der Augenblid des ficheren, des unvermeid- 
liben Berderbens auch für dieſen Germanenfeil: der Augen: 
blid, da der Sieg hoffnungslos, der fortgejegte Anſturm 
unmöglich jcheint; und jet — es gibt feinen Rück— 
zug und feine NRejerve! — ift jeder Widerftand zu Ende, 
nur raſche Flucht kann das Leben noch retten. Aber nur 
Einzelnen, nicht mehr Gejcharten. 

„Endlich erſchöpft durch jo viele Berlufte, hatten fie 
nur zur Flucht noch Athem: nah allen Richtungen ftürzten 
fie mit höchfter Eile davon: wie Steuermann und Matrojen, 
um nur der Wuth der See zu entrinnen, fich überall hin 
von Wind und Welle landmwärts werfen laflen. Jeder 
Augenzeuge wird beftätigen, daß ſolcher Wunjch der Rettung 
wenig erfüllt ward.” Und nun entwirft Ammian ein 
grauenhaftes Bild des Gemegels, welcher die Verfolger unter 
den widerftandslos Flüchtenden anrichteten „unter Beiftand 
eines unverkennbar auf dem Schlachtfeld waltenden Gottes“: 
„Der Soldat fäbelte die Weichenden vom Rüden ber nieder; 
war das Schwert frumm gebogen, ftieß er die Barbaren mit 
deren eigenen Speeren zu Boden; das Blut der Wunden 
ftillte nicht den Zorn der Sieger; mafjenhaftes Morden ge: 
nügte nicht der Fauft; feinem um Gnade Flehenden ward 
das Leben gejchenkt: in Menge lagen fie, durch und durd 
getroffen, zum Sterben wund, den Tod herbeifehnend als 
Erlöjung; andere fogen verfcheidend in das brechende Auge 
den legten Lichtftrahl; balfendide Geſchoſſe hatten manden 
Sliehenden den Kopf abgeriffen, daß er nur noch an der 
Kehlhaut mit dem Rumpf zufammenhing; andere waren auf 
dem fothigen, jchlüpfrigen Boden im Blut der Waffenbrüder 
ausgeglitten und, unverwundet, von den Haufen der über 
fie Hinftürzenden erdrüdt und erftidt. Immer eifriger ver: 
folgte der Sieger dies Glück, auf ſchimmernde Helme und 
Schilde mit den Füßen tretend, bis die Schneiden durd die 
zahllojen Hiebe ftumpf waren. 
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Endlich jperrten den Barbaren die mauerhoch aufges 
thürmten Schichten ihrer eigenen Erjchlagenen jeden Ausweg; 
in äußerjter Verzweiflung warfen fie fih in den Rheinftrom, 
welcher als einzige Zuflucht dicht Hinter ihnen dahinjchoß. 
Raftlos in der rajchen Berfolgung jegten ihnen die Römer 
bi3 in das Waſſer nad, in vollen Waffen, ihrer Schwimm— 
funft vertrauend, in den Strom jpringend, big der Feldherr 
mit den Tribunen und Führern laut jcheltend verbot, ſich 
den reißenden Wirbeln zu vertrauen. So ftellten fich denn 
die Römer ruhig an dem Uferfaum auf und jchoffen mit 
allen Arten von Pfeilen und Speren auf die Germanen, wie 
auf ſchwimmende Scheiben; mander, den jeine Schnelligkeit 
bisher dem Tod entriffen, ſank jet auf den Grund des 
Stromes durch die Wucht des (jacti?) getroffenen Körpers. 
Selbft ungefährdet, wie bei einer Theatervorftellung nach 
aufgezogenem Borhang die Zuſchauer, jahen die Sieger mit 
an, wie die weniger geübten fich an die bejjeren Schwimmer 
zu klammern ſuchten, dann, nachdem ſich die Flinferen von 
ihnen losgemadt, wie Blöde auf dem Wafler trieben; wie 
andere, umſonſt gegen die Gewalt des Stromes anfämpfend, 
von den Fluthen verjchlungen wurden; etliche aber legten 
fih auf ihre Schilde, brachen in fchräger Richtung durch die 
Gewalt der gegen fie wogenden Waſſer und gelangten nad 
vielen Gefahren ans rechte Ufer. Schäumend, geröthet vom 
Blut der Barbaren, ftaunte der Strom über den ungewohnten 
Zuwachs.“ 

Ammian vergißt über ſeiner Freude an dem Gemetzel 
anzugeben, wie die Verfolgung, von welchen Truppen und 
in welchen Bewegungen ſie geſchah. 

Wir dürfen wol annehmen, daß zunächſt, als die An— 
ſtürmer, die Hoffnung aufgebend, den Rücken wandten, die 
bis dahin einem modernen Viereck, das gegen Reiterangriff 
gebildet war, vergleichbare, unbeweglich ſtehende Legion der 
Primari, dieſer eherne Thurm, ſich jetzt in furchtbare Be— 
wegung ſetzte, die Vorderglieder öffnete, die Hinterglieder 
durchließ, auch auf beiden Seiten vorzog und ſo in breiteſter 
Front, in einer langen Linie, die Weichenden im Rücken 
faßte, ſie wol auch auf beiden Seiten umflügelte. Daß aber 
den Fliehenden jeder andere Ausweg abgeſchnitten war als 
der Durchbruch nach dem Rhein, in der Richtung ihres 
linken Flügels, erklärt ſich doch nur durch die Annahme, 
daß die durchbrochenen römiſchen Vordertreffen ſich während 
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des Angriffs auf die Rejervelegion wieder im Rüden der 
Angreifer gefammelt, Kehrt gemacht und nun die zurüd: 
fluthenden Flüchtigen aufgefangen hatten; aud wird Die 
römiſche Neiterei fich wohl feither von ihrer Panique bin: 
reichend erholt haben, um auf die Fliehenden nachzubauen, 
welche der Weg nad dem Rhein gerade vor dem römischen 
rechten Flügel, hinter welchem die Küraffiere Schuß gefunden 
hatten, vorbeiführte; wenigjtens auf dem Plateau mochte fte 
nachjagen, bis wo dafjelbe in fteiler Böjchung (superceilia) 
jäh gegen den Strom abfiel. 

König Chnodomar hatte inzwijchen, wol durch die auf: 
opfernde Hingebung feiner Gefolgjcbaft, einen Ausweg der 
Rettung gewonnen; über Haufen der Erichlagenen hinweg: 
jegend, floh er mit wenigen Begleitern'”) in der Richtung 
nach dem Lager, das er in tribofijchem Gebiet errichtet hatte, 
in der Nähe der römischen (aber jegt gewiß nicht mehr von 
Römern beſetzten) Bereftigungen Tribunci und Concordia,” 
um auf Kähnen, welche ſchon lange für den Nothfall dor: 
bereit gehalten waren, fich in Verborgenheit und Abgelegen: 
heit zu retten. Aber um in Sicherheit zu gelangen,’ genügte 
es nicht, am Ufer hin ftromabmwärts zu fahren, jondern er 
mußte den breiten, offenen Rhein überjchreiten: und hierbei 
war römijche Verfolgung am meiften zu bejorgen; er ver: 
hüllte daher jein Antli und ritt ftromabwärts am Ufer bin, 
langſam, vielleiht von der Mehrzahl feiner Begleiter ſich 
trennend, um möglichft wenig Aufjehen zu erregen. Nabe 
am Ufer mußte er einem Altwafjer vol jumpfigen Wafler: 
ausweichen: er ritt am Rande hin, es zu umgehen, gerieth 
aber gleichwohl auf weichen Morgrund und ftürzte vom 
Pferde. Obwol vom wuchtigen Körper ſchwer hinabgezogen, 
taffte er fich fofort empor und fuchte nun, die jumpfige 
Niederung meidend, Zuflucht auf einem nahen Hügel. Hier 
aber, auf dem weithin fihtbaren Anftieg, fiel er den Römern 
in die Augen; fie erfannten ihn glei: die Größe jeines 
früheren Glüdes hatte ihn nur zu befannt gemadt. — 
Athemlojen Laufes machte fofort eine ganze Cohorte mit 
ihrem Tribun auf ihn Jagd: folden Eindrud hatte der 





ı Es waren übrigens Doch mehr ala 200, wenn dieſe größere 

Zahl nicht erſt bei Der Schiffsſtation fih ihm anfehloß- 

>) ©. v. Spruners Karte, antlas antiq. VIII. — 
2) Zu feinen Zelten, „tentoria“, oder in fein Gebiet, „territoria 

(Conjectur Erneiti’s). 
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Gemwaltige gemadt, daß der übervorfichtige Dfficier auch jetzt 
nicht wagte, geradenwegs hinaufzuftürmen; denn den Hügel 
umgab oben dichtes Gehölz, und die Römer, durchaus feine 
Freunde des Waldgefecht3 mit Germanen, bejorgten, unter 
dem Dunkel der Zweige in einen Hinterhalt zu fallen. So 
begnügten fie fih, den ganzen unteren Rand des Gehölzes 
mit Bemwaffneten zu umjtellen. Als der König jeden Aus- 
weg mit Uebermacht geiperrt ſah, ergab er fih, mwürdevoll, 
ohne weiteren Widerjtand: allein fchritt er aus dem Walde 
auf die Voften zu. Aber feine Gefolgen, 200 an der Zahl, 
und feine drei nächiten Freunde ertrugen die Schande nicht, 
den König zu überleben, oder den Vorwurf, feinen Tod 
nicht getheilt zu haben: auch fie traten nun hervor und 
liegen fih in Feſſeln jchlagen. Der Grieche meint freilich, 
„aus äußerſter Furcht habe fich der König ergeben”, und 
fügt bei: „Und wie der Barbaren angeborene Art ift, uns 
fähig, das Glüd zu tragen, im Unglück demüthig, ließ er 
fich Fortichleppen, der Sclave fremden Willens, völlig bleichen 
Antliges: ſchweigend, das Schuldbemwußtfein (!) feiner Thaten 
gegen Rom band ihm die Zunge. Unendlich verjchieden 
von dem Bilde, das er gewährt, als er, unter furchtbaren 
und trauervollen Schrednifjen, auf den Trümmern gallifcher 
Städte wüthende Drohungen wider Rom ausftieß.” 

Der Grieche hat den Stolz diejes föniglichen Schweigens, 
die heldenhafte Ergebung in das Schidjal, die Trauer um 
das hingejchlachtete Volk nicht verftanden. 

Die „Gnade des höchften Weſens“, fagt der Hiftorifer 
(der weder Chriſt war noch an die Götter feines Volkes 
glaubte) hatte dies Alles jo vollendet. 

Der Abend des langen Sommertages brach herein. 
Den „unbefiegbaren“ Soldaten rief die Trompete von ber 
Verfolgung zurüd: — es war wol nicht® mehr zu ver: 
folgen auf diefer Seite des Stromes (aber vorfichtig ftellte 
der Feldherr mehrfahe Ketten von Wadhen aus). Die 
Sieger lagerten auf den Uferhöhen des Rheins und labten 
ih an Speife und Schlaf. 

Gefallen waren in dem viele Stunden mwährenden 
Kampf nur 243 Römer — der befte Beweis für die Un— 
durchdringbarkeit ihrer Schugmwaffen; aber auch viele höhere 
Dfficiere: ein Tribun, deffen Name entfallen; dann ein 
Liebling Julian's, ein ausgezeichneter Officier, Bainobaud, 
der Germane, welchen aljo für die Schlächterei der Wehr: 


62 


lofen auf den Rheininſeln bier die Vergeltung traf; dann 
Raipfo, auch Germane,, beide Tribunen der Cornuti, welde 
wohl am jchwerften gelitten; endlich Innocentius, der Oberft 
der Küraffire, deſſen Sal die Seinigen entſchart hatte. 

Bon den Alamannen aber lagen 6000 todt auf dem 
Schlachtfelde, ungezählt und unberehenbar die Haufen, 
welche der Fluß verichlang. 

Gefangene hatten die Römer, jcheint es, wenige gemadıt 
— außer dem König und jeinen Begleitern. 

Julian ward einjtimmig — und zwar verdientermaken: 
denn ohne Zweifel hat er zweimal in die Schlacht auf das 
verdienftlichfte eingegriffen — vom ganzen Her auf dem 
Schlachtfelde zum „Auguftus” ausgerufen. Er mies fcheltend 
diefe — lebensgefährlihde — Auszeihnung als Unfug zurüd: 
er betheuerte eidlich, dergleichen nicht zu wünſchen und zu 
hoffen. 

Er ließ, um die Giegesfreude zu erhöhen, in ber 
Verfammlung der DOfficiere Chnodomar ſich vorführen; ge 
beugt trat diefer ein, warf ſich zur Erde und bat in ala 
manniſcher Sprache um Gnade.”) Julian hieß ihn guten 
Muthes fein und ſchickte ihn nach wenigen Tagen an den 
Hof des Kaiſers. Bon da ward er nach Rom gebradt, wo 
ihn, „im Lager der Fremden” auf dem Cäliſchen Hügel die 
„Schlafſucht“ hinraffte — es war aber wohl nicht Schlaf: 
ſucht, ſondern Heimmeh.””) 

Man kann den Finger der göttlichen Weltordnung, 
welche angeblich ſtets der beſſeren Sache den Sieg verleiht, 
nicht eben leicht in dieſer Entſcheidung erkennen. 

Denn werfen wir jetzt einen Blick auf die römiſche 
Regierung, welcher der Sieg zu Statten kam. 

Wörtlich ſagt der eifrig römiſche, aber ehrliche Soldat 
Ammian: 

„Ungeachtet diefer zahlreichen und ſchönen Erfolge fand 
Julian am Hofe des Kaifjers Feinde genug, melde, nur 
um dem Herricher zu gefallen, den Cäſar „das Siegerlein“ 

»NLetzteres bejtätigt auch Libanius: Oral. parent. in Julian, c. 2). 

25) Morbo veterni cocfumptus est; morbus veterni heißt wörtlid 
„Schlaffucht“, wie fie bei „alten Leuten“ oft vorfommt; aber aud 
träumerifches vor fih bin Brüten; gemiffenhaft fügen wir das bei 
der alte ehrliche Mastov I. S. 250 meint fhon „eine Krankheit, die 
man ihm yon wol niemals prophezeyhet hätte”; das ſchweigſame 
Träumen kann reht mol ein Zu 5 Heimwehs gemejen ſein 
Alt war Chnodomar nicht. Der Leſer mag wählen. 
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nannten, weil diefer, obzwar in aller Bejcheidenheit, jo oft 
er auszog, Siege über die Germanen meldete. Andererjeits 
bliefen diefe Höflinge die Eitelkeit des Kaifers immer ftärker 
auf, indem fie mit leerem Lob, das die maßloje Ueber: 
treibung nicht verdeden fonnte, Alles, was auf der weiten 
Erde geſchah, auf feine glüdlihe Leitung zurüdführten. 
Aufgebläht durch ſolche Prahlerei, verbreitete der Kaijer 
in jeinen amtlichen Edicten renommiſtiſch die ärgften Lügen: 
Er allein habe in Perſon gefämpft — Er nahm aber an 
dem Feldzuge gar nicht Theil —, Er habe gefiegt, Er habe 
die gnadeflehenden Könige der Völker von ihrem Fußfall 
aufgehoben. Wenn 3. B. während der Kaiſer in Stalien 
weilte, ein Feldherr die Perſer gefchlagen hatte, ſchickte jener 
auf Koften der Provinzialen ellenlange Bulletins, mit Lor— 
berzweigen- ummwunden, aus, in welchen er, ohne den Feld: 
bern auch nur zu nennen, prahlte, wie er im Vorbdertreffen, 
im erſten Glied gefochten habe... Vierzig Tagemärſche war 
er entfernt vom Schlachtfelde bei Straßburg; aber in feiner 
Beihreibung der Schlacht jagt er, Er babe die Aufftellung 
geleitet, Er fei unter den SFahnenträgern geftanden, Er 
habe die Barbaren fopfüber in die Flucht geſchlagen, Ihm 
ſei — verlogenermaßen —! EChnodomar vorgeführt worden: 
von Julian's ruhmvollen Thaten aber ſchweigt er ganz: — 
welche Erbärmlichkeit! — ja, er hätte fie ganz begraben: 
aber die Weltgefchichte läßt Großthaten nicht vergeffen, wie 
jehr man fie zu verbunfeln trachtet.“ 

Der Cäſar ließ alle Leihen, auch die der Germanen, 
beftatten, in frommer Scheu vor den Göttern, daß nicht 
Raubvögel fie verzehren möchten. Jetzt, nad der Schlacht, 
entließ er erjt jene Gejandten, welche er, die Träger hoch— 
fahrender Botfchaft, feftgenommen hatte. Beute und Gefangene 
Ihidte er nah Met. „Er fah den Rhein nun wieder un: 
geftörten Lauf ficher dahinftrömen.“ Das ift nun freilich 
eine Phraſe Ammian’3: — denn alsbald hatte der Sieger 
wieder Arbeit genug, den Strom zu jchüßen. 

Die blutige Niederlage hatte feinen dauernden Erfolg: 
allzu groß war die Volkskraft der Aamannen, allzu ftarf 
dad Weberfchwellen ihrer Kraft, das auf dem rechten Rhein: 
ufer nicht mehr Raum genug fand. 

Zwar jo lange Julian die römische „Wacht am Rhein“ 
bielt, gelang es den Germanen nicht, fi wieder in Gallien 
teftzufegen. Er trug vielmehr wiederholt die römifchen 
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Adler fieghaft über den Strom bis in die Dörfer ber 
Alamannen. 

Aber bald ward er abgerufen — dur fein Schidjal, 
das ihn auf den Thron und zu frühem Untergang führte. 
E3 ijt befannt, wie den aufrichtig Widerftrebenden jeine Le: 
gionen zu Paris zwangen, den Purpur anzunehmen, als 
der argmöhnijche und undankbare Kaifer ihm den Kern der 
galliihen Truppen abforderte. 

Es blieb ihm erjpart, den Better zu bejeitigen: Con: 
ftantius ftarb vor dem Zufammenftoß (361). Julian fiel 
bald darauf im Kampf im fernen Dften, gegen den anderen 
Erbfeind des Reichs: die Perfer. 

Sofort überfchritten die Alamannen wieder den Rhein. 
Kein „Cäſar“ vermochte fie je wieder aus dieſen Gauen zu 
vertreiben: alamannijche Volkskraft hat fie mit dem Schwert 
wiedergewonnen und mit dem Pfluge behauptet, jene Land: 
ſchaften, welche einft ftrommeife alamanniſch Blut getrunfen. 

Die Schlacht bei Straßburg iſt längft gerät. Denn 
nn ift „alamannifch“ geworden und — ſoll & 

eiben. 


Nachtrag. 


Die Angaben Ammian’3 über die Stellung der Cornuti, 
Braccati, und Batavi find leider jo unbeftimmt und unklar, 
daß volle Sicherheit nicht zu gewinnen ift. Wiederholte 
Prüfung läßt mich als das Wahrjcheinlichfte annehmen, daß 
fie von dem linken römiſchen Flügel an, wo fie über bie 
Gräben zum Angriff vorgingen, fi auch über die Mitte 
der Römer bis zu deren rechtem Flügel Hinzogen, aljo das 
Vordertreffen der ganzen römijchen Aufftelung bis zu den 
Panzerreitern bildeten, jo daß fie aud von dem Angriff des 
alamannifhen Fußvolf3 auf den rechten römiſchen Flügel 
getroffen wurden. 

(Sch danke der Güte des Herrn Braufe, Vremierlieutenants 
im f. preußifchen Ingenieurcorps, zur Zeit zu Neubreilad 
im Elſaß, hierauf merkſam geworden zu fein.) 

Der Drt der Schlacht ift ſchwer zu beftimmen, weil 
„Höhen“ (supercilia), wie fie Ammian angiebt, nirgends 
in jener Gegend am Rhein vorfommen. Man nimmt die 
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„Hausberge” an: Julian rüdte auf der Legionenftraße heran 
von Eljaß:Zabern, aljo von Nordmweiten gegen Südoften. 
Auf dem Kochersberg oberhalb Küttolsheim ward man der 
Aamannen anfichtig; das Heer zog nun in das Thal herab, 
dann das Plateau von Hürtigheim den Kochersberg hinan, 
wo die Germanen einen Spähepoften ausgeftellt hatten, der 
nun mit der Meldung des Feindes zurüd flog. Julian 
marihirte noch ungefähr 8 Kilometer durch das Thal des 
Musbaches, erftieg den legten Hügelrand von der Rheinebene 
nnd hier, über die Straße nach Nordoften Hin, in der Richtung 
auf Oberhausberg fam e3 zur Schlabt. Der „Bach oder 
die Gräben” waren der Musbah: der Linke Flügel der 
„Germanen“ verlegte alfo den Römern die Legionenftraße 
und beherrfchte den Weg an den Rhein. 

(So ift meine — Angabe in: „von Wietersheim,“ 
Geihichte der Völkerwanderung, Leipzig 1880. [2. Ausgabe] 
I. ©. 469 zu befjern, wo ich aus Berjehen den Irrthum der 
eriten Ausgabe ftehen ließ, tres Tabernae ftatt für Elſaß— 
Zabern für Nheinzabern zu halten. Uebrigens habe ich den 
Irrthum bereits verbefjert in „Urgefchichte” der germanijchen 
und romanischen Völker II, Berlin 1881 ©. 283 und deutjche 
Geihichte I. Gotha 1883. ©. 544.) 


Skinen aus der deulschen Vorzeit, 


— — 


J. 
— 22 
S i 
3. erfreulicher Weije wendet jichb in unfern Tagen 
er, ein zwiefaches Intereſſe den Zuſtänden unjerer 
Ig germanijchen Vorfahren in der Zeit vor und bis zu 
A ihrer erjten Berührung mit der römischen Eultur: 
welt zu: — man hat erfannt, einerjeitS wie reizvoll für 
die äftheftifche, andrerjeits wie wichtig für die gefchichtliche 
Betrahtung jene Borftufen der mittelalterlihden Entwid- 
lung find. 
Die Wiſſenſchaft ſoll es nicht vernadläfjigen, auch der 
Nachfrage der erftgenannten Art durch Ausgebot von Dar: 
Felir Dahn. Baufteine. VI. 5 
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ftellungen zu entſprechen, welche die Früchte ihrer Ergebniffe 
in nicht allzu jchwer durchdringbaren Schalen darreicen. 

In diefem Sinne will ich hier alte Geſchichten erzählen, 
welche doch weder veraltet noch altbefannt find. 

Dabei wollen wir den Blid weniger auf die fogenannte 
äußere, politiſche Gejchichte richten, welche faft nur Kriegs: 
geichichte ift, und auf die Rechtseinrichtungen, melde mir 
anderwärts erörtern, als auf die Eulturzuftände, zumal auf 
die Volkswirthſchaft. 

Denn man hat allmälig erfannt, daß jene wirthſchaftlichen 
Berhältniffe von ganz entjcheidender Einwirkung waren auch auf 
die äußere Gefchichte, wie ja die Rechtsnormen vielfab nur 
die äußeren Lebensformen für den wirthichaftlichen Lebens: 
inhalt bilden. 

So wird die großartige Erſcheinung, welche man viel 
richtiger „Völferausbreitung” als „Völkerwanderung“ nennt, in 
ihren legten Urſachen nur aus der Gefchichte der Wirthſchaft, 
aus dem Uebergang der Germanen zu jeßhaften Aderbau, 
aus der befonderen Art ihrer Anfidlung und Niederlafjung, 
aus der Methode ihres Landbaues erklärt. 

Wie in der afiatiihen Heimat waren auch nad der 
Einwanderung in Europa die Germanen noch geraume 
Zeit Nomaden gemwejen; Hatte fie doch ſolches Nomaden: 
thum in langfamer Bewegung von Sahrhunderten allmälig 
von Dft nah Weft geichoben, jo daß fie vom Nordoften des 
faspifchen Meeres bis an den Rhein und die Alpen gelangt 
waren; wir fönnen nur vermuthen, daß der Drud 
nichtarifcher Bölfer von Dften ber auf die Slaven und 
in Folge hievon das Drängen der Glaven auf bie 
Germanen die Urfahe war, welche dem früher nad allen 
Seiten ungehemmten Umberziehen allmälig die bejtimmte 
Richtung von Oſt nah Weit aufgenöthigt hatte. Die An: 
fänge des Aderbaues waren zwar ſchon in Afien nicht völlig 
unbefannt, aber doch nur im häufigen Wechjel der Wohn: 
fige, wie im Vorübergehen, beirieben worden; waren die 
Weide: und Jagdgründe erfchöpft, fo brach man ohne Bedauern 
auf von dem Boden, in welchen man feinen Aufwand von 
Arbeit geftect hatte. Weiber und Kinder lud man auf die mit 
Häuten oder Deden überfpannten Zeltwagen, die Knete 
und Mägde trieben die Herden nad, die Reiter dedten 
Vorhut und Nachhut. 

In dieſer Weiſe war auch die Einwanderung in Europa 
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geſchehen; und auch hier blieben Viehzucht und Jagd lange 
Zeit wichtiger für den Unterhalt al3 der Aderbau; erft feit 
man am Rhein und in den Alpen auf die noch für Jahr— 
hunderte undurchbrechbare Mauer der Römermacht ftieß und 
das weitere Vordringen nah Weiten und Süden ein noth: 
wendiges Ende fand, erft jebt mußte man Halt machen, an— 
fangen, feßhaft zu werden und die Wälder für Gewinnung 
von Pflugland zu roden; ein ganz Sahrtaujend war dieje 
Urbarmadung von Wald: und Sumpfland die wirthichaft: 
lihe Hauptarbeit der Germanen. 

Das urjprüngliche Uebergemwicht der Viehzucht beherrjchte 
lange Zeit auch die Art und Weiſe des Aderbaubetriebes. 

E3 mußte für ausreichende Weide gejorgt werden: außer 
der Allmännde diente dazu die große Brache bei der wohl 
in graue Borzeit bHinaufreichenden Dreifelderwirthichaft, 
welche fih in manden Gegenden Deutjchlands bis anf unfere 
Tage gegenüber vortheilhafteren Syftem mit echter Bauern- 
zäbigfeit erhalten hat: das heißt, jeder Bauer theilte fein 
Sonder:Eigen in drei Theile, von welchen in jedem Jahr 
zwei Theile mit verfchiedenen Früchten bebaut wurden, der 
dritte aber brach lag und als Weide, Wieje benüßt wurde. 

Auf diefer Brache weidete nun nicht nur das Vieh des 
Eigenthümers, fondern meift das Vich aller Gemeindegenofjen: 
oft verirrten fich freilich die Herden aud aus dieſer in den 
Grenzwald, wo fie den Raubthiereu, den „Waldgängern“, 
das heißt den Dutlams, den Nechtern, umberjchweifenden 
Räubern, oder auch den feindlichen Nachbarn leicht zum 
Opfer fielen. Die Rechte gegenfeitiger Viehweide auf der 
Brache, welche fich in vielen Gegenden finden, find offenbar auch, 
zum Theil wenigftens, jehr alt. Vielleicht ift hiedurch zuerft die 
ebenfalls uralte Sitte aufgefommen, daß für alle Herventhiere 
der Gemeinde, für die „gemain herd“, ein Gemeindehirte 
beftellt wird, welcher, nicht im Dienft eines einzelnen Bauers, 
jondern der ganzen Gemeinde ftehend, verpflichtet ift, allen 
Thieren gleihmäßig die Vortheile der Weide auf Allmännde 
und Brache zuzumenden, nicht die des Einen vor denen des 
Andern zu begünftigen (der Hirt jelbft, oft ein armer Junge, 
fein felbftftändiges Gemeindeglied, darf fein Eigenvieh haben) 
und andererfeits gleichmäßig die Rechte aller an ihren Sonder: 
ädern gegen Ueberweide, gegen Schädigung der Saten und 
Früchte auf den Nicht-Brachfeldern zu wahren; er führt das 
Horn, den Speer, und der Hund begleitet ihn. Mit dem 
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Horn ruft er die Hilfe der Märfer herbei, wenn er mit 
jeinen werthvollen Schüglingen von Räubern und Feinden, 
die aus dem Grenzwald brechen, überfallen wird. Mit dem 
Speer, der Hirtenjchleuder hat er dem Wolf und au dem 
Bären entgegenzufchreiten, die Herde zu vertheidigen. An 
manchen Gegenden Deutichlands, in den Alpen, hat fi bis 
heute ftatt des idylliichen Schäferftabes der Speer des mehr: 
haften Hirten erhalten, und mande muthige und glüdlice 
Vertheidigung auch des noch Faum halbwüchjigen Gaishirten 
gegen Wolf und Adler wird dort in den Bergen meiner 
Heimat erzählt. 

Biel weniger verbreitet als die früher wol allgemein 
herrihende Brache und Dreifelderwirthichaft war das Syſtem 
des Feldwechjels, wie es in einigen niederdeutjchen Land: 
Schaften fächfiiher und friefiicher Bevölkerung bis vor wenigen 
Sahrzehnten fich ziemlich ſporadiſch erhalten Hatte. 

Es werden alle zur Sonderbenütung beftimmten Grund: 
ftüde in drei „Wannen“ oder „Campen“ vertheilt, zumeit 
nah Bonität und günftiger (centraler, arrondirter) Lage, 
und jeder Bauer erhält nun für eine beftimmte Periode, 
für einen Turnus von etwa fieben Jahren, widerruflices 
Eigenthum auf Zeit oder Nießbraub an einem zugemeſſenen 
Theil Landes aus jeder der drei Gampen; das Eigenthum 
verbleibt häufig der Gemeinde und nur Nutzungsrechte auf 
Zeit werden den Einzelnen eingeräumt: anderwärts dagegen 
ift wahres zeitlich begrenztes Eigenthum übertragen, nur 
etwa das Haus, der Hof mit dem umzäunten Raum bleibt 
im erblihen Sonder: Eigen des Geſchlechts. Dieje Ein: 
rihtung, wenig rationell, da fie jedem der oft wechjelnden 
Beliger die Verfuhung bes Raubbaues allzu nahe legt, if 
wol zu erklären aus der alten Eiferſucht der Bauern unter 
einander: es joll jede dauernde Bevorzugung durch werth— 
vollere oder günftiger gelegene Güter möglichit ausge 
ſchloſſen fein. 

Man fieht leiht, daß eine ſolche Einrichtung des 
wandelbaren Befiges des Einzelnen auf eine gewiſſe Wandel: 
barkeit der Niederlaffung im Ganzen jchließen läßt: denn 
offenbar fam urjprünglic dabei das Wohnhaus gar nicht 
in Betracht; die wurde dahin gefahren oder dort neu auf: 
gezimmert, wo es bei dem eingetretenen Feldwechſel am 
günftigften lag; man fehrte aljo die Arrondirung gewiſſer— 
maßen um: das heißt, man legte nicht die Aeder möglicit 
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um das Haus, jondern man verlegte das wandelnde Haus 
möglichft in die Mitte der Aeder. Und war nach mehrmaligem 
Feldwechſel und durch den dabei getriebenen ſchonungsloſen 
Raubbau, der in Fürzejter Zeit möglichft viel aus dem 
Boden gewinnen wollte, der gejammte Grund erichöpft, fo 
iblug die ganze Niederlaffung ihre Holzhäufer ab, ſchob fie 
auf den Wagen und rüdt in neue Site noch uner— 
iböpften Bodend. Man wird aljo die viel beftrittene 
Frage, ob die Stelle Cäſar's, welche entjchieden den Feld— 
wechjel ichildert, nur von dem jährlichen Feldwechſel des 
Einzelnen oder nur von dem blos jährlichen Verweilen der 
Gemeinde in denjelben Siten handle, dahin zu entjcheiden 
haben, daß jie beides vorausjege: Felderwechſel der Ein: 
zelnen und Sidelungsmwechjel der Gejammtheit. Wie fern 
beides dem Römer Cäſar als ſich bedingend klar geworden, 
muß Dahingeftellt bleiben. 

Aus diefen Erörterungen erhellt — was ich ſchon früher 
anderwärt3 ausgeführt habe — die Unmöglichkeit, die An: 
lage der erjten, älteften Pfahlbauten in Europa oder 
Deutſchland auf germanijche Anfidler zurüdzuführen. 

Die Germanen ftanden bei ihrem früheften Eindringen 
in Europa ſchon auf höherer Gulturftufe als die Begründer 
der erften Pfahlbauten. 

Welcher Gruppe oder Nace diefe angehörten, ift wol 
nit mehr außer Zweifel zu ftellen: die Gründe für die 
finnifche Hypotheje find, jo weit ich fehe, nie völlig ent- 
fräftet worden. 

In allen Erdtheilen (ausgenommen meines Wiſſens Auftra- 
lien) hat man bei einer jehr großen Zahl von Völkern, unter 
denen feinerlei Nacegemeinjchaft oder gejchichtliche Einwirkung 
denkbar, in der Stufe der Vorcultur die Anlegung von 
Wohn: oder Schlaf: oder Vorrathshäufern oder Burgen und 
Zufludtsorten in dem gegen Menjhen und Naubthiere 
fibernden Element angetroffen; und in der That, früh und 
leiht mußten die Menjchen überall in der Nähe von großen, 
tiefen Gewäſſern auf diefen naheliegenden Gedanken verfallen. 

In den älteften Pfahlbauten haben Leute gewohnt, 
welche noch feine Metallmwaffen und Geräthe Ffannten: Stein, 
Knochen, Gräten bilden die Spiten oder Schlagjeiten der 
Werkzeuge, der Keulen, der Geſchoſſe. 

Daß man in anderen, jüngeren Pfahlbauten oder au 
in jüngeren Schichten älterer feltijche und germanifche Bronce— 
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und ſelbſt Eifenwaffen gefunden hat, fann für die Anlage 
der älteften Bauten und Schichten nichts bemeifen; hat man 
doch auch römishe Waffen und Münzen darin gefunden, 
und doch hat noch Niemand die Römer für die Anleger diejer 
Bauten erklärt. 

Ich habe anderwärts ausgeführt, wie jpätere Cultur— 
jtufen feineswegs Alles zerftören oder verſchmähen, was ältere 
geichaffen, daß man das vorgefundene Brauchbare noch jahr: 
bundertelang fortführt auch neben dem vorzügliden neu Er: 
zeugten; jo haben ohne Zweifel auch Kelten, Germanen, 
Römer einzelme ftrategifh günftig gelegene Pfahlbauten be: 
nügt: daher erklären fich die Funde jüngerer Gultur ın 
den Bauten und Schichten älterer Vorzeit. 

Die Pfahlbauleute ſcheinen jehr oft, flüchtend vor den 
weit überlegenen Eeltiichen und germaniſchen Einwanderern, 
die von Süden und Dften ber famen, nah Norden und 
Weſten ausmweichend — denn in jenen uralten Zeiten freilic 
blieben die Schwächeren gewiß nicht, ſich unterwerfend, im 
Lande — ihre Holzanfidlungen im Wafler durch Feuer zer: 
ftört zu haben, um alle Vorräthe und Bortheile, welche fie 
den BVerfolgern nicht gönnten und nicht mit fich führen 
fonnten, zu zerftören, die Spuren ihres Abzuges zu ver: 
bergen und die Verfolgung zu erfchweren; denn man darf 
nicht annehmen, wozu man fich verjucht fühlt, die große 
Zahl der durch Feuer zerftörten Pfahlburgen jei eben von 
den mit Broncefhwert und Fadel angreifenden Kelten 
während des Sturmes mit Feuer zerftört worden; in dieſem 
Falle müßte man die Leihen von erſchlagenen Erwachſenen 
in dem Pfahlgrund finden. Man hat aber bisher nur 
Leihen von Kindern gefunden, die, durch das Lattenwert 
fallend, ertranfen, no nie jolde von Erwachſenen: — was 
übrigens auch zeigt, daß dieje Pfahlbauten als Leichenftätten 
nicht dienten: wol überhaupt nur als Burgen, Zufluchts— 
orte für Menſchen und Hausthiere, Magazine, Vorrath⸗— 
häufer. Daraus erflären fich die großen Maſſen von Rob: 
material und Halbfabricaten, ſowie verunglüdten Geräthen 
und Abfalfplittern von Steinen, die oft weither importit 
waren. Die Pfahlbauleute trieben Jagd und Viehzucht, ſowie 
die Anfänge des roheften Aderbaues auf dem Feitlande und 
verbrannten dort auch ihre Todten. 

Uebrigens hat die keltiſche und germanifhe Sage bie 
Erinnerung bewahrt an ein fcheues, flüchtiges Geſchlecht, 
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zwerghaft klein, — und das waren die Pfahlbauleute, nach 
den Handgriffen dieſer Waffen zu ſchließen, im Vergleiche 
mit Kelten und Germanen — welches das Brod nicht zu 
backen verſteht und im Waſſer wohnt. 

Suchen wir nun zu ermitteln, wie weit es die Germanen 
in der Wirthſchaft im weiteſten Sinn gebracht hatten vor 
der beginnenden Romanifirung, jo fommt den jehr dürftigen 
Berichten der Gejchichte, die Sage, der Rechtsüberlieferung, 
glüdlicherweije reichlicher ftrömend, eine andere Duelle zu 
Hilfe, aus welcher freilih nur vorfichtig gejchöpft werden 
darf: nämlich die Sprache. 

Die Spracvergleihbung und Sprachgeſchichte lehrt ung, 
für welche Naturproducte im Pflanzene und Thierreich, 
Jagdthiere, Hausthiere, Herdenthiere, Eulturpflanzen, Nuß: 
gewächſe, Steine, Metall, dann für welche Geräthe der Jagd, 
für welche der Fiſcherei, der Viehzucht, des Neitens 
und Fahrens, des Aderbaues, für melde Werkzeuge ver: 
ihiedener Hantierung, für welche Waffen des Krieges, für 
welche Arten und Stüde der Kleidung, des Schmudes, des 
Hausbaus endlich und der Haugeinrihtung fich gemeinjame, 
für welche fich auseinandergehende Benennungen finden; die 
Gemeinjamfeit bemweift dann das höhere Alter, beweiſt die 
Ausbildung des gewählten Wortes zu einer Zeit, da bie 
dafjelbe gebrauchenden Bölfer und Stämme noch ungetrennt 
beilammen wohnten. 

Dabei ift einmal zu unterjcheiden „die Urgemeinjchaft“, 
das heißt der Gemeinbefig der von allen Völkern der arifchen 
Race vor ihrem Augeinanderwandern gleichmäßig gebrauchten 
Ausdrüde; diefer urgemeinfame Wortſchatz ift allerdings nicht 
ſehr umfangreich. 

Dazu fommt, daß jehr häufig eine derartige urgemeine 
Bezeichnung nur jelten bei allen ariſchen Völkern genau 
denjelben Sinn hat; oft bedeutet dieſelbe bei einigen nur 
das Genus, bei andern die Species, und zwar häufig 
* verſchiedenen Völkern verſchiedene Species deſſelben 

enus. 

Nicht leicht ſind manchmal die Fälle zu erkennen, in 
denen der ungermaniſche Ausdruck erſt von dem Gothiſchen 
aus dem Griechiſchen oder Lateiniſchen ſpät, im dritten Jahr— 
hundert etwa, entlehnt wurde. 

Beſonders intereſſirt uns der nicht allen Ariern, nur 
den Germanen gemeinſame Sprachſchatz; er zeigt ung, welche 
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Bezeichnungen unter diefen germaniſchen Völfergruppen auch 
vielleicht während der allmäligen Einwanderung aus Afien 
noch gemeinfam gebraucht wurden nach der Scheidung von 
den übrigen Ariern. 

Uebrigens wiederholt ſich bier die oben erwähnte Er: 
Iheinung der VBariirung des Wortes für Genus und Species 
einerjeits, für verjchiedene Species andererfeits. 

Dft findet fih dann bei den einen oder anderen, nid 
wehr bei allen — außergermanijchen — Bölfern, das gleiche 
gemeinsgermanifche Wort in gleicher oder oft merkwürdig 
abweichender Bedeutung. 

Man darf aber hier nicht immer annehmen, daß das 
Wort zwijchen Germanen und dem fragliden Volk z. B. 
Litthauern oder Slaven, urgemein, d. h. entftanden jei, als 
diefe Gruppen noch ungetrennt oder nahe benachbart lebten; 
jehr oft beruht die Webereinftimmung bier auf Entlehnung, 
und häufig ift es unmöglich, noch den Berleiher und den 
Entleiher zu bezeichnen. 

Aber auch bei den unter den Germanen gemeinjamen 
Morten ijt häufig Entleihung anzunehmen, bejonders dann, 
wenn das Wort nur etwa zwei oder drei Gruppen, nicht 
allen Sprachen der Germanen gemein ift, und zumal wenn 
unter den gemeinfamen Trägern Nachbarſchaft oder jonftige 
häufige Berührung feftiteht, wie dies zum Beijpiel zwiſchen 
dem Altnordifchen einerfeitS und dem Angelſächſiſchen 
(und Altſächſiſchen) andererjeits der Fall ift: — die Zahl der 
nur dieſen beiden (drei) Sprachen gemeinjamen Worte iſt 
nun aber gerade jehr groß: — und mweun das Alter der 
nordijhen Duelle, in welcher ung das Wort zuerjt begegnet 
(oder deren Aufzeichnung) im Verhältniß zu dem Alter der 
angeljächfifchen Duelle (oder deren Aufzeihnung) ſich nidt 
beftimmen läßt, dann ift e3 faft unmöglich, zu entjceiden, 
ob Gemeinfchaft oder ob Import durch die Dänen nah dem 
angelſächſiſchen Reich vorliegt. 

Bejondere Bedeutung fommt dabei dem Gothiſchen zu, 
als der älteften Geftaltung der in beträchtlichem Umfang und 
erhaltenen einjchlägigen Ausdrüde. 


1. 


Die Erörterungen, welde wir über Lebensweije, Wirth: 
ihaft, Anfivlung der Germanen in der Zeit nach ihrer 
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Einwanderung angeftellt, führen uns von jelbit auf eine 
andere Frage, aber zugleich auch zu ihrer Beantwortung: 
nämlich zu der Frage nach der Urjache und dem Wejen 
jener großartigen Bewegung, welche man „Bölferwanderung“ 
nennt, aber richtiger „Bölferausbreitung”“ nennen würde. 

Man mag jagen: Die fogenannte Völkerwanderung 
it nur der legte Wellenichlag einer Jahrhunderte dauernden 
Bewegung; nicht jo faft Anfang einer neuen, als vielmehr 
Abſchluß einer uralten Entwidlung; nicht in Europa, in 
Alien hat fie begonnen. 

Die große Einwanderung der Germanen aus Gentral: 
Alien über den SKaufafus, die Donau aufwärts, war 
vorübergehend auf wenige Generationen zum Stehen ge= 
fommen, nachdem fie im Weften am Rhein, im Süden an 
der Donau an den ehernen Schild des großen römischen 
Gultur- Reiches geftoßen war. Hier wurden die wilden 
Wafler geftaut, jo lange der Damm vorbielt: als aber 
diefer Damm, mehr von innen heraus angefault, denn 
von außen durchbrochen, an Widerftandsfraft verlor und als 
gleichzeitig aus einer ganz beftimmten jpäter zu erörternden 
Urſache der Andrang der mehr gejchobenen als jchiebenden 
Barbarenftämme bedeutend zunahm, da ergoſſen ſich tumul— 
tuariſch die brauſenden Wogen über die Schutzweren in 
das Innere des römiſchen Reiches: und nicht weniger als 
drei Jahrhunderte währte es, bis Einzelne der Einge— 
drungenen, von dem Boden der römiſchen Cultur ſpurlos 
aufgeſogen, verſchwanden, andere ſich in wechſelnder Richtung 
vertheilten und endlich, in manchfacher Miſchung mit den 
vorgefundenen Elementen, beruhigt und gerettet niederließen. 

Die vergleichende Sprachgeſchichte lehrt uns, daß in 
Central- und Nord-Aſien in unvordenklicher, nicht näher be— 
ſtimmbarer Zeit die Angehörigen der großen ariſchen Völker— 
gruppe: Berjer und Inder, Graeco-$taler, Kelten, Germanen, 
Litthauer und Slaven noch unausgejchieden beifammen wohnten. 
Wie die Spradhe war auch der Gottesglaube, — ein Licht: 
Eultus — waren die Grundzüge von Moral und Recht, 
war die Gulturftufe überhaupt, zumal die Grundlage der 
Wirthſchaft, gemeinſam. 

Mögen im Einzelnen, zumal je nach der örtlichen Be— 
ſchaffenheit, nach Art des Bodens, welchen die Völker be— 
wohnten, Verſchiedenheiten nicht gefehlt haben: — im Weſent— 
lihen ftimmten fie darin überein, daß fie zwar die Anfänge 
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eines oberflächlichen , jehr kunſtlos betriebenen Aderbaues 
fannten, überwiegend aber von Viehzucht und Jagd lebten 
und, umberjchweifend, nach Erſchöpfung oder doch Ab— 
ſchöpfung der Jagd- und Weidegründe die Wohnſitze 
wechſelten. 

Sonder Schmerz, ſonder Opfer, ſonder Heimweh ver— 
ließ man die bisherigen Sidelungen, packte Weiber, Kinder 
und den geringen Hausrath, ja wohl ſelbſt die leichten Holz: 
bäufer und die Zelte aus gegerbten Fellen auf die breiten, 
von Rindern gezogenen Wagen und juchte neue Sitze in 
der Richtung, welche Bogelflug oder Himmelszeichen rietben, 
oder auch die Nothwendigkfeit des Ausweichens vor nad: 
drängenden ſtärkeren Nachbarn aufzwang. 

In diefer Weile waren wol Jahrhunderte hindurd 
aub die Germanen von Flußgebiet zu Flußgebiet, von 
Weideland zu Weideland gezogen, ohne bejtimmtes Wander: 
ziel, ohne feftgehaltene Richtung; nur im Ganzen allmälig 
immer weiter nach Weften gedrängt, weil die Rüdwanderung 
nad Dften ſchon durch die Mafjen der ihnen nachfolgenden 
anderen germanifchen Stämme (der Gothen), anderer arijcer 
Bölfer (der Slaven), anderer außer-ariſcher Horden (ber 
mongolijhen Hunnen) verjperrt war. Als fie nun in folder 
Weile und auf jolden Wegen allmälig in Europa ange 
langt waren, jeßten fie zunächſt die alte Lebensweije, die 
alten Wanderfitten fort; nur wenig Unterfchied wurde An: 
fang durch das Vorfinden anderer älterer Eultur bewirkt; 
was nicht durch Wanderung nah Weften den von Dften 
anziehenden Germanen auswih, ward keineswegs ausge— 
rottet, jondern in gelinden oder ftrengen ‘Formen der 
Kriegsgefangenſchaft, der Halbfreiheit oder vollen Un: 
freiheit unterworfen; daß die Sprache der Kelten aud nad 
der germanijchen Weberfluthung noch dauerte, daß Berge, 
Flüffe, Städte, Dörfer mit dem vorhergehenden Namen aud 
jpäter benannt wurden — klingen bis heute ja Rhein, 
Donau, Main, Lech, ar, Inn, Karwendel u. f. m. in 
feltiihem Laut — erklärt fih doch nur unter der Voraus: 
jegung, daß die germanijchen Einwanderer fie noch lange 
von den keltiſchen Sidlern benennen hörten. 

Mochte nun aber das occupirte Land früher fchon be: 
baut und bewohnt oder mochte e3 bisher Urwald gemeien 
jein: — in beiden Fällen verfuhren die Germanen nad dem 
gleihen, durch ihre Wirthichaftsweife vorgezeichneten Syftem; 
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fie theilten das gejammte bejegte Land in drei Gruppen: 
Grenzwald, Allmännde und Sondereigen; nah Erihöpfung 
des Sondereigens durch die nachwachſende Bevölkerung griff 
man zu Allmännde und Grenzwald, um Bauerhöfe mit 
Sondereigen daraus zu jchaffen; da nun aber Allmännde und 
Grenzwald die trennenden Außentheile des occupirten Ge— 
jammtlandes gebildet hatten, jo mußte deren Verwandlung 
in Aderland mit Sondereigen die Wirfung haben, die bisher 
durch Wald, Sumpf und Wiüftenei getrennten Völker zu 
unmittelbaren Nachbarn zu machen; in Freundichaft und 
Feindihaft mußten nun alle Beziehungen weit ftärfer wirken, 
Anziehung, Ueberwältigung, Zuſammenſchließung viel rafcher 
und leichter und häufiger erfolgen, jede Kraft und Bewegung 
in einer Bölferfchaft mußte ftärfer auf die Zuftände ber 
Nahbarn wirken, in Krieg oder Bündniß, als chedem. 

Nun vollzog ſich gerade in den erſten drei Jahrhunderten 
nah Chriſtus, genauer: beginnend zwijchen Cäſar (fünfzig 
Jahre vor) und Tacitus (Hundert Jahre nach Chriftus) alſo 
furz vor dem Anfang der fogenannten Völkerwanderung: — 
denn der jogenannte „Marfomannenfrieg” c. 160 ward durch 
die Wanderung der Gothen von der Dftjee an die untere 
Donau herbeigeführt — der allmälige Uebergang der Ger: 
manen vom überwiegenden Nomadenthum mit Jagd und 
Viehzucht zu überwiegenden ſeßhaftem Aderbau. 

Es ift aber ein überall beobachtetes „Naturgeſetz“, daß 
diefer Mebergang eine ganz gewaltige und raſche Vermehrung 
der Bevölkerung zur Folge hat. Die gefteigerte Cultur im 
Allgemeinen und die Mehrproduction, ſowie die mehr ge: 
fiherte und regelmäßige Beihaffung der Nahrungsmittel, 
die in dieſem Mebergang liegen, bewirken mit der Noth— 
wendigfeit eines „Naturgejeges“ dieſe raſche und ftärfere 
Vermehrung. 

Natürlid mußte die Urſache geraume Zeit, mehrere 
Menjchenalter hindurch, haben walten fünnen, auf daß bie 
Wirkung überall und deutlich erfennbar eintreten konnte. 

Dieſe Zeitbeftimmung trifft nun ganz genau zujammen 
mit dem Anfang der Bewegungen, welde wir „Bölfer: 
wanderung” nennen. 

Die Uebervölferung konnte auf jener Eulturftufe uns 
möglich durch die Mittel höherer Civilifation, zum Beijpiel 
intenfiveren, rationelleren Aderbau, abgewendet werden; ihre 
notwendige Folge war Hungersnoth. Das einzige Mittel, 
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das denkbar einfachfte — Auswanderung, jei e3 des ganzen 
Volkes, jei es des Meberjchuffes, aus den ungenügenden, zu 
eng gewordenen Sitzen, deren längft in Sondereigen ver: 
wandelte Allmännden und Grenzwälder nicht mehr ausreicten, 
in reichere, weitere, fruchtbarere Länder. Und jo nahmen 
denn die Germanen nach einer Unterbrechnng von etwa drei 
Sahrhunderten jene Wanderzüge wieder auf, welce fie ehedem 
allmälig aus Afien nach Europa geführt hatten. Freilic 
war jeßt die Richtung der Wanderung niot mehr jo frei 
wählbar. Der Drud der von Dften her nachdrängenden oft: 
germanijchen, ſlaviſchen, mongolifchen Mafjen und der eherne 
Wall, weichen die Legionen im Süden und Weſten um das 
römische Imperium zogen, waren zwei gewaltige, treibende 
und hemmende Kräfte, endlich erlahmte von innen heraus 
die Widerftandsfraft des Gäfarenftates und der Völkerſtrom 
ergoß fih nun braufend nah Süden nnd Weſten über den 
„Pfahlgraben“ in die römischen Provinzen. 

So war aljo die leßte Urſache der Völkerwanderung 
die durch aderbauende Seßhaftigkeit herbeigeführte Ueber: 
völferung in Germanien und, zu deren Vermeidung, die 
Wiederaufnahme uralter Gemwöhnung. 

Zu dieſer Grundauffaffung von Urfaben und Weien 
der Völkerwanderung bin ich dur eine Fülle ineinander 
greifender, ſich gegenjeitig beftätigender Wahrnehmungen 
geführt worden. Nur Eine Erwägung unter den mand: 
faltigen, welche jämmtlich zu dem gleichen Ergebnifje drängten, 
joll hier hervorgehoben werden. 

Faft fieben Jahrhunderte liegen zwiſchen der eriten 
germanischen Wanderung, der kimbriſchen, und der legten, 
der langobardifchen; mit furzen Pauſen find dieje Jahr: 
hunderte ausgefüllt durch ununterbrocdenes Anfluthen der 
Germanen in der Richtung von Dften nah Weiten, von 
Norden nah Süden gegen die furchtbar überlegene römiſche 
Waffen: und Eulturmadt. 

Geradezu grauenhaft find die Menfhenverlufte, welche 
die nadten, jchlecht bewaffneten Barbaren alle dieje Jahr: 
hunderte hindurch immer und immer wieder erlitten an 
Erſchlagenen und in die Sklaverei oder in die Arena ge 
jchleppten Gefangenen, der nur als Eoloniften verpflanzten 
zu gejchweigen. 

Man muß fih doch nun die Frage vorlegen, welder 
Grund kann es gemejen fein, der, in der That wie eine 
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Elementargewalt, wie eine Naturgewalt, diefe Menſchen — 
und zwar nicht nur die Männer des Krieges, auch Weiber, 
Kinder, Greije mit Knechten, Mägden, Herden und Habe 
auf Wagen und Karren, das heißt wirklich wandernde 
Völker, nicht raubfahrende Krieger — immer und immer 
wieder von neuem gegen die römischen Grenzen und Die 
mörderiichen Waffen der Legionen trieb, in den mit Sicher: 
heit vorauszujagenden Untergang? 

E3 genügt durdhaus nicht zur Erklärung diejer Er: 
jheinung, auf die Freude der Germanen an Kampf, Krieg, 
Abenteuer, Raub und Beute zu verweien, etwa unter Ber 
rufung auf die Freuden Walhallas, welche den den Bluttod 
geftorbenen Helden winkten. 

Niemand wird germanijches Heldenthum höher anjchlagen 
als ich: aber diejer Zug des National-Characters reicht doch 
nur aus, fühne Wagefahrten der Männer, nicht conftanten 
Andrang ganzer Völker zu erklären. 

Durbaus nicht beftreite ich, daß zahlreiche Streifzüge, 
Raubfahrten, Einfälle und andere Erjcheinungen des faft 
niemal3 ruhenden Grenzfrieges auf jene Luft an Kampf und 
Beutefahrt zurüdzuführen find. Diefe Eleinen Unter: 
nehmungen gingen recht eigentlich, obzwar natürlich nicht 
allein, von den Gefolgſchaften aus. 

Aber dieje Kleinen Unternehmungen, nur auf Raub und 
baldige Heimkehr gerichtet, find eben nicht die großen 
Bewegungen, deren Gejammtheit wir „Bölferwanderung“ 
nennen. 

Nicht Muthmwille, nicht Abenteuerluft hat ganze Völfer oder 
doh Bölfertheile in Hunderttaufenden von Köpfen bewogen, 
die Heimat zu verlaffen, in oft ziellofer, felten zielficherer 
Wanderung, die zugleich ein Krieg war und die Eriftenz 
der ganzen mwandernden Maſſe aufs Spiel fegte. Nur 
jwingende Noth kann jahrhundertelang die treibende Kraft 
gemwejen jein: und zwar eine conftant wirkende Noth. 

Dadurch find Elementar- Ereigniffe, Deichbruch, Ueber: 
\hwemmung, au Seuchen und Mißwachs, die ja vereinzelt, 
nach Sage und Gejchichte, gewirkt haben — als regelmäßige 
Urſache ausgeſchloſſen. 

Der Druck anderer Völker von Oſten her, der Oft: 
auf die Weſt-Germanen, der Slaven auf die Oft-Germanen, 
der Hunnen zulegt auf Slaven und Germanen foll feines: 
wegs ausgeichloffen jein bei der Aufftellung der zu Grunde 
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liegenden Urſachen: insbeſondere mittelbar hat diejer Drud 
mit gewirkt, joferne er dem Ausbreitungstrieb die Richtung 
nach Nordoften verjperrte. 

Aber diejer äußere Drud Hat nicht den Ausbreitungs: 
trieb erzeugt, er hat ihn nur verftärft und nah Süden und 
Weiten gedrängt. Die innere jahrhundertelang ftetig wirkende 
Urſache ift vielmehr in derjelben Thatſache zu juchen, melde 
auch in anderen Erfcheinungen zu Tage tritt: nämlich in 
der erftaunli, troß der coloffalften Menſchenver— 
lufte unerſchöpflich immer ftärfer anjhmellenden 
Volksmenge der Germanen. 

Mit Grauen haben jcharfblidende Römer dieſe uner: 
ihöpflihe Naturgewalt betrachtet; fie mochten ahnen, daß 
hierin, in diejer elementar wirkenden Kraft die letzte Ent: 
ſcheidung des jahrhundertelangen Ringen? zwiſchen Rom 
und den Germanen lag. In Rom wird jeit Auguftus durd 
fünftliche Statseinwirfung Vermehrung der Ehen und der 
Kinder angeftrebt — ohne Erfolg im Großen; bei den Ger: 
manen erzeugt feit dem Uebergang zu ſeßhaftem Aderbau 
das keuſche und gejunde Naturvolf jo viele Menſchen, dab 
die alten Site nicht ausreichen, daß die ſtärkſte Gewalt, 
der Selbfterhaltungstrieb gegenüber Hunger und Noth, jahr: 
hundertelang ungezählte Wanderer zur Ausbreitung gemalt: 
jam zwingt: diejer „höheren Gewalt” — nicht in myſtiſchem, 
jondern in höchſt realiftiihem Sinne, ift zulett das bereits 
von innen heraus germanifirte Weſtreich Roms erlegen. 
Sehr nahe liegt der Einwand: eine viel größere Menge 
Menſchen, als die Germanen des 3. bis 5. Jahrhunderts zählten, 
findet heute in dem damaligen Germanengebiete ausreichende 
Nahrung: wie fann man da von Uebervölferung ſprechen? 

Hierauf ift zu ermwidern: die Germanen jener Jahr: 
hunderte hatten für eine Volkswirthſchaft in Urproduction, 
vor Allem in Aderbau, dann in Handwerk, Fabrication 
und Handel, wie fie heute in dem fraglichen Ländergebiet 
blühen, weder Fähigkeit noch Willen noch objective Möglichkeit. 

Es fann ſich dabei im Wejentlihen nur um den Ader: 
bau handeln. Ein Aderbau aber, der an Intenſität und 
Zwedmäßigfeit des Betriebes mit dem modernen, ja aud 
nne mit dem mittelalterlichen irgend verglichen werden könnte, 
war den Germanen unbefannt und unmöglich. 

Die immer noch jehr ftarfe Bedeutung der Viehzucht 
für den Lebensunterhalt erheifchte für jeden Gau höchſi 
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ausgedehnte Wohn-, das heißt Weidepläge im Berhältniß 
zur Kopfzahl; die Art der Anfiblung, die der Gemeinde: und 
der Stats-Verfaſſung zu Grunde lag, vertrug das Zu: 
jammendrängen auf enge Räume durdhaus nicht. 

Diefe höchſt ausgedehnten Gebiete waren zum größten 
Theil Grenzwald, Allmännde, Weide, Wieje und zu jehr ge— 
ringem Theil Aderland. Die Zunahme der Bevölkerung 
bewirkte nun allerdings allmälig Rodung de3 Urwaldes, 
Trodenlegung der Sümpfe, Verwandlung der Weide in 
Pflugland. 

Aber ganz unmöglich Fonnte bei dem damaligen Stand 
der Technik diefe höchſt langſame volkswirthichaftliche Arbeit 
(vielmehr bat diefe Arbeit des Nodens und Pflugbarſchaffens 
vom Schluß der Völkerwanderung ab faft noch ein ganzes 
Jahrtauſend Hindurh die Bevölkerung des alten „Ger: 
manien“ beichäftigt) gleichen Schritt halten mit der ge: 
waltig raſch anwachſenden Bevölkerung: — aljo blieb nur 
gewaltjame Ausbreitung übrig, freudige Eroberung des 
längft von Kelten und Römern dem Pfluge gewonnenen, 
ohnehin jo viel lodenderen, reicheren Landes im Süden 
und MWeften. 

Denn allerdings, an diefer Stelle, als untergeordnet 
mitwirfende Momente, find zwei Factoren nicht zu über: 
gehen, in melden man früher allein die Urſachen der 
Völkerwanderung fand: die Freude des Germanen an Krieg 
und Kriegsraub einerjeit3 und der Reiz der Natur: und 
Culturſchätze der römischen Provinzen im Süden und Weiten 
Europas. 

Dhne BZmeifel hätte ein minder kriegeriſches Volk, 
nachdem die alten Sige dem gefteigerten Bedürfniß nicht 
mehr genügten, vor die Wahl geftellt, zwijchen mühjeliger 
Rodungs- und Pflugarbeit einerfeit3 oder dem ungleichen 
Angriff auf die Legionen-gehüteten Grenzlande Roms den 
Pflug gewählt, ftatt des Schwertes. Und ohne Zweifel 
lodte der mildere Himmel, der fruchtbarere Boden Gallieng, 
Staliens, Pannoniens, Rätiens, Noricums, Ylyriens, Dal: 
matiens mit der Fülle zu erbeutender werthvoller Habe 
um fo ftärfer, al3 die Ausbreitung gegen den rauheren 
Oſten und Norden in Kampf gegen Dft:Germanen, Nord: 
Germanen, Slaven, Hunnen viel weniger anziehend erjcheinen 
mußte und faft noch weniger erzwingbar als die Durch: 
brechung des römiſchen Heres. 
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III. 
Bon deutſchen Bäumen. 


Vor allen Waldbäumen, deren wilde Früchte zur 
Nahrung dienten, iſt zu nennen die Eiche (quereus), ſpäter 
als Bild germanijcher Kraft jo viel gebraucht, dem Donnergott 
geweiht, weil dem Bolfsglauben nach jein Strahl vor 
anderen Bäumen häufig die Wipfel der Eiche heimſucht. 

Freilich fonnte man auch oft das Andere, was Goethe 
von der Eiche jo treffend zeichnet, von des zerjpaltenen 
deutichen Volkes Eigenart ausjagen: 

Die Eiche ftarret mächtig 
Und eigenfinnig zadt fi Aſt an Ait. 

Altnordiih eik, jchwediih ek, dän. eg, angelj. ät, 
engl. oak, althochd. eih, niederl. eek, urverwandt Litthauiih 
auzolas, lettiſch ohsols; in den andern urverwandten 
Spraden hat ein anderes Wort von janjfrit daru, druma 
Holz, Baum, zugleich die Bedeutung Eiche und Baum: 
griech. Sspu, öpösz in den germanijchen Sprachen hat jich nur 
die Bedeutung „Baum“ an dies Wort gefnüpft: goth. triu, 
angel. treov, engl. tree, altnord. tr&, jchwed. traed, dän. 
trae. Die Lappen entlehnten wohl jpät erit aus dem Ger: 
manijchen die Aik, (Haik?) für quereus. 

Die Frucht der Eiche, die Eichel, althochdeutſch eichila 
(xuros?) wird in den andern germanifhen Mundarten mit 
abweichenden Ausdrüden bezeichnet: altnord. aldin, ſchwed. 
ollen, ällon, was Jakob Grimm auf akarn (?) zurüdführt, 
dän. olden. 

Und doc diente fie gewiß zur Nahrung allen Germanen: 
ftämmen während der Einwanderung: die Eiche heikt be 
ſonders Frucdtbaum, und Eihwald Fruchtwald im Norden. 

Db das allgemeine Wort für ſolche Früchte der Wald 
bäume, die „Edern“, (daher „edernde Bäume“, wohin ;. B. 
und vor Allem die Bucheln, ebenfo gebildet wie „Eideln‘) 
zählen, mit Eichel zufammenhängt, hat man bald verneint, 
bald bejaht. 

Gothiſch akran, angelf. aecern, engl. acorn, altnord. 
akarn wurde bald mit akrs, akar — acker in Berbindung 
gebracht, bald mit Eke = Eiche: juglans wird gewöhnlid aus 
Jovisglans geleitet. 3. Grimm hat einmal vermuthet, & 
könne gerade diefes Wort den anlautenden Vocal bewahrt 
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haben, der in den anderen Spraden abgefallen: jo daß 
Eichel und juglans und litthauifch auzolas zujammen ge— 
hörten. 

Nur aus dem Holz „edernder Bäume“, der Eiche oder 
Buche, Tacitus German. ce. 10, durften die Stäbchen (Buch- 
tab), auf welchen die Runen eingerigt wurden, zum heiligen 
Loſen gejchnitten "werden, ſowol für die Erforichung der 
Zukunft wie zur Entſcheidung zmeifeliger Rechte oder behufs 
unparteiliher Bertheilung: vielleicht auch als Gottesurtheil 
wurde das Los mit Runenftäbchen in der Heidenzeit benußgt wie 
in hriftlicher Zeit da8 Loswerfen mit befreuzten Holzwürfeln. 
(S. Baufteine II. ©. 1. 5.) Andererjeit3 durfte der Verbrecher 
nicht an einen edernden Baum gehängt, durfte jpäter der 
Galgen nicht aus dem Holz edfernder Bäume gejchnitten werben: 
man hätte dadurd den heiligen, wohlthätigen Baum ent» 
weiht, den man noch im Mittelalter ehrerbietig „Frau Eiche“, 
„sau Buche“ anſprach. Vielmehr wird der Berbreder am 
„Dürren Baum” an dem von Natur aus verdorrten, oder 
dem „angebligten”, das heißt von dem Zorn des Gottes 
al3 Unheilsbaum gekennzeichneten, gehängt. 

Daher heißt „am dürren Baum reiten” geradezu ges 
hängt werden; noch den Landsfnechten wird gedroht: „man 
wird dich an einen dürren Baum hängen und nicht an 
einen grünen.“ 

Freilich das „Gewind“, das gedrehte, friſche, zähe Holz, 
welches das graue Altertum ftatt des hanfenen Strides 
brauchte, wurde auch von Eichen genommen wie von Weiden, 
daher: ekevidhju binda um hals, eichen wied und hage- 
dorn knebel. 

Die heiligen Haine und Wälder beftanden wol großen- 
theis aus Eichen. Sn Niederſachſen und Weſtfalen, aber 
auch in Thüringen und Heſſen, in Alamannien und bei den 
Bajuvaren hat ſich der alte Cultus, der den in den Wipfeln 
der Eichen ſchwebenden und webenden, braufenden und fäus 
jelnden Göttern urſprünglich gegolten hatte und der Die 
Bäume nur als den Wohnort der Götter mit verherrlicht 
hatte, manchmal, in Bergröberung, dem Baume felbjt zuge— 
wendet. Bekannt ift die Donnereiche bei Geismar in Heilen, 
welche (c. 730) Bonifacius fällte: daß er dies ftraflos thun 
mochte, daß der rächende Strahl des Donnergottes ihn nicht 
jofort traf, ſchien die ftärfere Macht des ihn ſchützenden 
Ehriftengotte8 unumſtößlich darzuthun: das Chriftenthum 

Felir Dahn. Zaufteine. VL 6 
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faßte von dieſem Ereigniß an feitere Wurzel; mit weiſer 
Berechnung ließ der Bekehrer an derjelben Stelle und aus 
dem Holz des gefällten Heidenbaumes ein chriftliches Bethaus 
errichten, an welches nun die alte Gewöhnung, aber zu einem 
neuen Gotte, nach wie vor heranzog. 

An der Eiche, nicht gerade der Eiche, hatten die Chatten 
geopfert. Aber auch als Mittelpunkt des Frühlingsfeftes 
erſcheint die Eiche: am Dftertag führen Knaben und Mädchen 
den Neigen um die „alte Eiche” im FürftenthHum Minden. 
Auch in anderen Gegenden Weftfalens, in dem Dorfe Wor: 
meln im Gebiet von Paderborn, richten ſich Feitzüge nad 
heiligen Eichen. 

Bon den Nihtgermanen waren bejonders die Preußen 
eifrige Eichenverehrer: an dem beiligften Drt des Landes, 
zu Romowe, (im Samland?) ragte die heilige Eiche, auf welder 
die Götter ihren Siß hatten: mic Tüchern war das Geäft ver: 
hängt: in dem ganzen Walde, den fein Ungeweihter ungeftraft 
betrat, durfte fein Thier getödtet, Fein Baum gefällt, Fein 
Zweig gejchnitten werden. 

Aber auch in chriftlicher Zeit ift der Baumcult, gegen 
welchen jo viele Concilienſchlüſſe eifern, feit dem fiebenten 
Sahrhundert nicht verjchwunden; er hat nur chriftliche Form 
angenommen. 

Noch immer liebt e3 der bajuvariihde Bauer, feine 
Schutzmächte unter rauſchenden Wipfeln zu juchen: man 
findet oft in große Waldbäume, Eichen und Buchen Bilder 
der Gottesmutter oder der Heiligen eingelaffen, manchmal 
mit einem Glaſe geſchützt: die rothen Beeren des dem 
Eichengotte heiligen Eberejchenbaums werden, in Schnüren 
aufgereiht, ald Umrahmung darum gezogen: oft findet der 
Wanderer denjelben Baum wieder und wieder befränzt mit 
Blumen der Hoffnung, des Dankes, der Andacht: zumal 
wenn ein Waldquell daneben riefelt, deſſen Wafjer dann ala 
bejonders gejund oder heilfräftig gilt. Dann werden aud 
etwa noch Lichtlein vor dem Bild in der Eiche angezündet — 
der alten großen Dpferfeuer winzige Weberbleibjel — und 
wenn fie halb herab gebrannt find, läßt man fie in Fleinen 
Kähnen von Baumrinde das Geriefel hinab treiben, aus dem 
tapferen, langandauernden Beſtand oder rafhem Verlöſchen 
des „Lebensſchiffleins“ Glüd oder Unheil, dem Beifammen: 
bleiben oder Getrenntwerden des „Liebesſchiffleins“, das ein 
Par zuſammen „rinnen“ läßt, für das Liebesbündnig Weil: 
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jagung jchöpfend. Auch diefen Gebrauch ward die Kirche 
früher müde zu verbieten, als unjer Volk, ihn zu üben. 
In dem wunderjchönen led deuticher Erde, wo das Felt: 
land am Weſtufer des Chiem-Sees wie jehnend und bade- 
durftig in das Waſſer ausläuft, in der Mitte der Frauen 
und Herren-Inſel ungefähr, und wo dieſer Landzipfel, proſaiſch 
der „Gans-Zipf“ genannt, mit einem Wald von Tannen und 
Buchen beftanden ift, den Stürme und, — barbarijcher als 
dieje! — die Menfchen immer mehr gelichtet haben, kenne und 
liebe ich jeit Jahren eine hohe ftattliche Buche, die aus tiefem 
ſchweigendem Berfted empor geſchoſſen, ein ſolches Bildniß 
der Madonna trägt. Dicht dabei rinnt faſt unhörbar eine 
Quelle durch das Waldmos: ſie gilt als heilkräftig. Und 
die Bäuerin des nächſten Hofes ging und geht zwar fleißig 
zur Kirche. Aber wenn eines ihrer Kinder tödtlich erkrankt, 
dann betet fie nicht in der Steincapelle, dann geht fie zu 
„unjerer lieben Frau im Holz“, die ihr ſchon zweimal ge= 
holfen Hat. Selten fand ich den Baum unbefränzt: Danf 
und Hoffnung pflegen fein. 

Bon den zahlreihen Verwendungen des ftarfen Eichen» 
holzes foll hier nur hervorgehoben werden die zu Schiffen 
und — was oft dafjelbe war — zu Särgen. 

Die ftarfen und keineswegs unficheren Schiffe der ober: 
deutfchen Bergjeen, — es ift ein norddeutjches Vorurtheil, 
daß fie leicht umſchlagen: und fie haben den Vortheil, daß 
fie, auch umgejchlagen, ftet3 den umgeftülpten Granjen jo 
bob über Waſſer halten, daß ein, auch zwei Menjchen darauf 
Bergung finden mögen — welde aus Einem Stamm ge— 
brannt und gehauen werden, die „Ein Bäume“, werden nur 
aus Eichen gebildet: „Doppeleich” heißt auf dem Chiem:See 
ein aus zwei Stämmen gefertigtes größeres, das heißt brei— 
teres Fahrzeug. 

Ganz ähnlich geftaltet find alte Särge aus Eichenholz: 
wenig mit Feuer und Beil ausgehöhlte Stämme, nur 
gerade vertieft genug, die Leiche aufzunehmen. 

Aber auch in weiten großartigen Todtenbauten brauchte 
man vor anderen Hölzern das lang dauernde, harte Holz 
der Eiche: der Hügel der Königin Thyra Danaböt bei 
Selling in Zütland zeigt die Verwerthung der Eiche zum 
Todten-Bau in größtem Maßftab: unter einer ſtarken Schicht 
von Steinen — ein Granit trägt die Nuneninjchrift, die 
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König Gorm feiner Gattin weihte — findet ſich ein ge 
räumiges Haus von Holzbalfen, 21, Ellen hob, 4 Ellen 
breit, 11 Ellen lang: die Wände, die Deden und die Dielen 
beitehen aus Eichenbohlen, Eichenbrettern und Eichenbalfen. 

Aber auch in den alamannijdhen Gräbern am Lupfen 
in Würtemberg waren die Balfen und Bretter der Todten: 
fammern von Eichenholz und ebenjo die größte Zahl der 
Särge: auch das Laub, weldes auf den Boden der Grab: 
hügel oder in die Särge geftreut . wurde, war fajt immer 
Eichenlaub, jelten Buchenlaub. 

Der Sarg aus Eichenholz heißt „der Todtenbaum.” 

Tiefere Wurzeln übrigens als die Eiche hat die Eſche 
in dem Götterglauben der Germanen gejchlagen: der den 
Kosmos tragende Weltbaum ift nicht eine Eiche, jondern 
eine Eſche. 

Allerdings fteht die Eiche wie die Haſel in befonderem 
Frieden, wozu aber wol noch mehr als religiöjfe BVorftel: 
lungen oder ihre Nüglichkeit, ihre hohe Bedeutung für Recht-, 
Gericht: und Grenz-Weſen führte. 

Denn man bat jpäter die Eiche, wol vor Allem deß— 
halb, weil fie ein hohes Alter erreicht, befonders häufig als 
Gerihtsbaum gewählt, — fie wahrte das Gedächtniß der 
wichtigen Stätte — und aus dem gleichen Grunde jomie 
wegen der ragenden Höhe auch als Grenzbaum, was beides 
oft zufammenfiel, die Mark von anderer Mark oder die Al: 
männde von den Sonderädern ſcheidend; nur die Linde madt 
ihr als Gerichtsbaum den Pla ſtreitig. Die „Dorfeiche“ 
ift zugleich „Gerichtseiche“: fie ift die Ahnıfrau des Maibaums, 
in der Bedeutung als Wahrzeichen des Dorfes (des Dorf: 
rechts), als Sammelort für Felt, Spiel und Tanz wie für 
Mufterung der gemwaffneten Bauerjchaft bei Friegerijchem 
Auszug und als Gerichtsitätte. 

Uebrigens liebte man es, eine Mehrzahl von Eichen in 
heiliger Zahl (drei — fieben — und neun) etwa auf einem 
Bühel in der Nähe des Dorfes, manchmal aber auch mitten 
im freien Feld oder auch in einer im übrigen gelichteten 
Stelle im Walde beifammen ftehen zu laſſen (oder in ſpä— 
terer Zeit nur zufammenzupflanzen, „das Aichat“, quercetum, 
roburetum, „aichach“ — „Roveredo”) und hier dann Ge: 
richt zu hegen; oft find wol in folden Fällen dieje Eichen 
Ueberbleibjel oder doch Erinnerungen uralter Heiligthümer 
im Walde — zugleih Opfer: und Gerichtsftätten — und 
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häufig ſchon haben Nachgrabungen in der Nähe Ajche, 
Knocenrefte, Waffen und Geräthe zu Tage gefördert. 

Auh DOrtönamen, wie Dreieich — ein alter Föniglicher 
Bannwald mit merfwürdigem Weifthum, (Grimm Weifth. 
1. Nr. 498 —) Siebeneihen, Neuneihen, die fib in allen 
Gauen Deutjchlands finden, weiſen darauf zurüd (jeltener 
begegnen die profanen Zahlen: Vier-, Fünf-Eihen: dann 
gewiß zufällig nach der Zahl der Bäume). 

Das Geriht wird oft „an die Eiche” (ſpät-ateiniſch 
ad casnum — alt=franzöfifch chesne, neu-franzöſiſch chöne, 
aber engliſch chesnut ift Kaftanie) gerufen; in Weftfalen war 
und hieß einer der Frei-Stühle der Vehme „an der breiten 
Eiche”; bei Torgau wird ein Gericht gehegt „unter den drei 
jungen Eichen,“ anderwärt3 „bei den fieben Eichen“. Ob 
dem Dorf „Siebenbäumen“ im Lübifhen Eichen oder Buchen 
den Namen gegeben, war auf eingezogene Erfundigung nicht 
zu ermittelm. 

Die freundliche, mildere Schwefter der Eiche ift die Buche 
mit dem lichten, Aug’ und Herz erfreundeten Zartgrün der 
jungen Blätter, mit den geraden, jchlanfen Stämmen von 
feftiich weißer Rinde, den Säulen und Pfeilern des deutfchen 
Laubwald-Domes: die „Sachſen-Eiche“ d. h. Deutjchen-Eiche, 
beißt fie den Finnen. 

Die Buche (gothiſch bökö oder böka fehlt) altnordiich 
beyki, ſchwediſch bok, dänifch boek, finniſch boeki, angel— 
ſächſiſch boe, auch böce, engliſch beech, dem entfprechend 
baieriſch: das buech — der Buchwald, althochdeutich buochä, 
puocha, mittelhochdeutjch buoche) hat ihren Namen von der 
Eßbarkeit ihrer Früchte erhalten, welche unjere Ahnen wol 
auh für den eigenen Mund nicht verfhmähten: — Buche 
beißt der „Eß-⸗Baum,“ d. h. unter den Waldbäumen der Baum 
mit eßbarer Frucht: bak, gayeiv, lateiniſch fagus, italienifch 
faggio, aremoricanifch fao; griechifch bezeichnet dann freilich 
zmc nicht die Buche, fondern eine Art Eiche mit eßbaren 
Früchten. 

Das weichere Holz der Buche wurde in Tafeln, Scheiben, 
Stäbe „geſcheitet“, d. h. geipalten; fie hat die alte Rune auf 
ihre Stäbe gerigt getragen und fpäter das Schriftzeichen und 
die Bildzeihnung des Holzdruds und Holzichnitts; mäch— 
tiger als die Buch-Stämme find die Buch-Staben geworden, 
und auf die Zeit der Herrſchaft der Buchen im deutjchen 
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Wald ift die Herrichaft der Bücher, der „wijen“ und oft auch 
der „tumben büchlin“ gefolgt. 

Die Maft der Schweine in den Eichen: und Bud: 
Wäldern war von großer Wichtigkeit, da noch im jpäten 
Mittelalter — und bei den Bauern ift es vielfach noch 
ebenfo — der größte Theil der Fleifhnahrung nit aus 
Rinder: und Scaffleifh, ſondern aus friſchem oder ge 
falzenem, geräucherten Schweinefleiſch beſtand. 

Sehr ausführlich find daher jchon in den Volksrechten 
die Rechtsnormen, welde die Befugniß, Thiere in fremde 
Wälder zur Eichel: und Bucheckern-Maſt zu ſchicken, regelten; 
das Verhältniß fam bald als dringliches Recht, als Dienft: 
barfeit vor (jo auch in dem Allmaennde-Wald), bald als nur 
dur Vertrag eingeräumtes Forderungsrect. 

Dft wurde bier als Vergütung das zehnte Schwein 
dem pflichtigen Waldeigenthümer überlaffen; diejer Schweins: 
zehnt (deeima porcorum) war im weftgothijchen Recht genau 
Be (Dahn, weitgothijhe Studien. Würzburg 1874 
©. 85 


Der Eigenthümer darf regelmäßig auch die eigenen 
Thiere weiden laffen; dann wird oft ein gemeinfamer Hirt 
beftellt, der Ungleichheiten und Schädigungen zu verhüten hat. 

Neben der Eiche füllten befonders die Buchen die Wälder 
Germaniens; wiederholt hat der Buchenwald ihrer Gaue 
deutſchen Bölferfchaften den Namen gegeben: jo den jchon 
von Cäſar erwähnten ſuebiſchen Tribocci, die auch Strabo 
P. 193, p. 194 nennt Torßöryon, I. 51, Plinius IV. 17, Ta- 
citus Germ. c. 28 und Ptolemäus II. 9 Tpöxrwv, meift als 
Nachbarn der „Anger: Männer” (gothiſch vaggs, altnordiid 
vängr, angelſächſiſch vong, althochdeutſch wang: Wangio (et 
Sido) juebijher Mannsname: in Ell-Wangen, Feucht: Wangen 
erhalten), Vangiones im Worms - Gau und der „Wald: 
männer“, Nemetes, (nemus, vewo;, sacra silvarum quae 
nimidas vocant, indiculus paganiarum. $. Grimm D. M. Il. 
©. 614 hat auch Drtsnamen Nimoden, Nimedin beigebradt), 
im Speier-Gau: die „Dreibudhen- Männer“; im Eljaß: eine 
römische Inſchrift fennt neben den keltiſchen Bojern explo- 
ratores Triboci und bei Brumat (Brocomagus) wies ein 
römifcher Wegmweifer nach der civitas Triboccorum, Merl: 
würdig ift, daß noch zu Schilter’3 Zeit ein Städtlein „zun 
dreien Buchen” in jener Gegend lag; der Wald von Hage: 
nau galt im ganzen Mittelalter als ein heiliger Forft; jenes 
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dribuochi ift ganz dem drieich entjprechend, das wir als ein 
Baumbeiligthum fennen gelernt. J. Grimm D. Spr. I. ©. 347. 
— Allein Zeuß S. 220 leitet e8 aus dem Keltijchen (tri, 
durch per, auch in Tricassi, Trinobantes, Tricorii) und boe, 
Waldhöhe vol. Melibocus. 

Dreihundert Jahre jpäter nennt gegenüber Mainz Am: 
mianus Marcellinus 29, 4. eine alamannijche Völkerſchaft der 
Bueinobantes; der leßte Theil des Wortes ift das befannte 
bant, das auch in Brabant, Teftrabant begegnet und joviel ala 
pagus, regio, Landſchaft heißt; in bucina aber grüßen ung 
rauſchend unjere Buchen: (althochdeutich puochin, fagineus), 
aljo die „Buchengauer“. 

Ihre Sidelung lag nahe bei, wenn nicht ganz in dem 
„Buchenwald“ Buchonia, althochdeutih Buohunna, Puo- 
hunna, mit welchem Namen damals daS Waldgebirge der 
Rhön und der Bergwald des Vogelberges zujammengefaßt 
werden; zuerst ficher bezeugt bei Fredigar ec. 87, denn die 
Stelle bei Greg. Tur. I. 40 kann auch einen andern Zaub- 
wald in der Nähe des Rheins (bei Köln) bezeichnen. 

Leider erfahren wir nicht, welcher Baumart angehörig 
der bei den Langobarden hoch verehrte Dpferbaum in der 
Nähe von Benevent war, welder dem heiligen Barbatus 
(Acta sanctorum 19. Februar pag. 139 und 112. 602 bis 
e. 683) unter den Königen Grimoald und Romuald jo viele 
Schmerzen bereitete, bis er ihn endlich umhieb: jo zahlreich 
leifteten die Longobarden, obwol längjt ſchon Chriften, Ge— 
lübde an diefem Baum, daß der Drt jelbft votum genannt 
wurde. 

Sie jprengten auf rajchen Rofjien daran vorbei und 
fuchten, abgewandt, nach rüdmwärts, eine in den Aeſten aus: 
geipannte Thierhaut mit dem Wurfjpeer zu durchboren: ein 
Stüdlein der Haut zu verichluden galt al3 ein mächtiges 
Borbeugungsmittel gegen allerlei Gefahr und Schaden: fie 
wollten nicht von diefer Sitte ihrer „heldenhaften Ahnen“ 
(belicosissimorum majorum) lafjen, biß der Heilige, die 
Entfernung des Königs Romuald, der aljo den Baum 
jhüßte, rajch benügend, den Baum niederhieb, was freilich, 
wie %. Grimm jagt D. M. IL, ©. 616, prahleriih und un— 
wahrjcheinlich Klingt. 

Das Umreiten geweihter Stätten im Wettrennen und der 
Glaube, daß dies Reiter und Roß vor Schaden bewahre, hat 
fih bei dem bajuvarischen Stamm in voller Lebendigkeit erhal: 
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ten in den Jogenannten Zeonhardiritten und Leonhardi— 
fahrten, welche alljährlib, ebenfalls nod unter Ableiftung 
von Gelübden, um die Gapellen des heiligen Leonhard ge 
halten werden, der als Schirmherr zumal des Roſſes gilt: in 
Niederbaiern wurde damit auch ein Ringelftechen nad Scheiben 
verbunden. Das Rüdlingsmwerfen ift jehr alterthümlih: es 
erhöht die Schwierigkeit, aber auch das Geheimniß, e3 wirkt 
dabei mit der von den Göttern gelenfte Zufall. Ausge— 
ſpannte Rinderhäute wurden auch im Norden durchſchoſſen, 
was als Zeihen von Kraft und Gefchidlichkeit galt. Hier, 
bei Benevent, war wol chedem die Haut des dem Kriegs: 
oder NRofjegott geopferten Thieres ausgejpannt worden und 
das Verſchlucken eines Stüdleins Haut war jegt, in ber 
chriftlichen Zeit, an die Stelle der Theilnahme an dem Opfer: 
Ihmaus getreten: man befannte fi dadurch noch als Xer: 
ehrer des Gottes. 

Es finden ſich überall in der Nähe der Leonhardcapellen 
hohe, alte, ſchöne Bäume: Eichen, Buchen, Linden: ja hin 
und wieder ift nicht die offenbar fpät daneben gebaute Capelle, 
jondern noch immer der ehrwürdige alte Baum jelbft der 
Gegenftand, um melden das Wettreiten und Wettfahren 
freift: dann wird auch noch der Baum mit den Ketten des 
von Sanct Leonhard geheilten Viehes, mit den Hufen der 
von ihm geretteten Roſſe, mit Bildern des in Sturzgefahr 
geſchirmten Reiters nnd feines NRofjes aus rothem Wachs 
umgürtet und gejchmüdt. 

(Vergl. meine. Darftellung der Leonhardiritte in: alt: 
germanifches Heidenthum in dem deutſchen Wolfsleben der 
Gegenwart. Baufteine I. Berlin 1879. 
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Bie hei gr der Germanen über 
Kuropa und die germanische Ansidlung 
und Rrndlheilung. 


— N 


AM: haben die in Europa eingewanderten Germanen 
IN zu unterjcheiden in Nordgermanen, Gothen und 
I Südgermanen. Die erften, die Hillevionen des 

Plinius (von hil, Fels?) bejchäftigen uns bier 
nicht: es genügt zu erinnern, daß fie von Süden, von 
Deutichland, von den Küften der Nord: (und Dit: ?) See 
über deren SHalbinfeln und Inſeln hin nah „Scatinavia” 
überjegten, die vorgefundene finnijche Bevölkerung vor fich 
ber drängend. 

Die zweiten, die Völker der gothifchen Gruppe, haben 
wir in ihrer Gliederung in eine Mehrzahl von Sondernamen 
und in ihren urfprünglichen Siken an der Dftjee, ſowie ihren 
Ipäteren ausführlich dargeftellt: fie bilden die öftlichjte Auf: 
ftellung der Germanen im Norden: hart hinter ihnen ftehen 
die Slaven (Venedae) bereit, einzurüden in jede Scholle, 
welche die Gothen räumen. (Könige der Germanen I— VI. 
Münden und Würzburg 1860— 1871. Urgejchichte der 
germanischen und romaniſchen Bölfer I. Berlin 1881.) 

Die Südgermanen find die fpäter unter dem Namen 
der Deutichen zufammen gefaßten Stämme: und zwar Die 
Sngävonen (Ingväonen) die Niederdeutichen, die Herminonen 
die Oberdeutſchen, die Sftaevonen (Sftväonen) die Mittel: 
deutfchen: letzteres ift allerdings beftritten: doch wird man 
vielleicht die fpäteren Franken und Thüringe iftaevoniich 
nennen dürfen: die Ingaevonen find die jpäteren Sachſen 
und Frifen, die Herminonen die fpäteren Nlamannen und 
Bajuvaren. 

Schreiten wir von Welten und Süden nah Oſten und 
Norden dur die Niederlafjungen der Germanen, jo find 
vorerft auf dem linken Rheinufer in Gallien Heine ger: 
maniſche Völkerfchaften zu verzeichnen, welche ſich mitten unter 
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befiegten oder zu vertragsmäßiger Landtheilung genöthigten 
Kelten von der Zeit vor Caeſar bis in's dritte Jahrhundert 
nah Chriſtus erhalten haben: es find die Bangionen um 
Worms (feltiih Borbetomagus), die Nemẽter um Speier 
(Spira, früher Eeltiihd Noviomagus), die Tribofen um 
Brumat (feltiich Breuiomagus) und Elcebus (keltiſch, im Süd— 
weiten von Straßburg. Gaejar nennt neben ihnen im Heer 
Ariovifts noch Seduſier und Haruden, welche jpäter ver: 
Ihmwinden). Die Eeltifhen Namen der drei Städte, ja ber 
beiden legteren Völker felbft zeigen, daß dieſe Germanen 
Ihon lange Zeit hier im Lande fidelten, nicht etwa erft mit 
Ariopift eingewandert waren: jene Städte hatten fie nict 
gegründet, jondern den Kelten abgenommen. 

Dagegen nicht Germanen, jondern Kelten find andere 
Völker in Gallien, welche nur ihrer einfacheren Sitte und 
rauheren Zapferfeit wegen als Germanen galten und fid 
germanijcher Abfunft oder doch Blutmifhung rühmten; jo 
die Belgen und zumal unter diejen die Friegerifchen Ner: 
vier. Einzelne Völkerſchaften mögen ſtark mit benachbarten 
Germanen gemijcht, vielleicht auch urfprünglich rein germaniſch 
gewejen fein, wurden aber fo früh und fo ftarf feltifirt, daß 
fie ung nicht ala Germanen gelten können: jo die Treverer 
um Trier. 

Auf den nächiten Höhenzügen, die auf dem rechten Rbein- 
ufer, da wo Gaejar den Fluß zweimal überjchritt (zwiſchen 
Coblenz und Bonn etwa), ſich erheben, wohnten die Sugam: 
bern und landeinwärt3 zu beiden Seiten der Ruhr. Des 
Tiberius Bolitif gelang es, das in viele Gaue gegliederte 
Volk zu trennen und einen großen Theil auf das linke 
Rheinufer und in römische Herrſchaft zu bringen: vielleicht 
haben wir dieſe verpflanzten Sugambern unter dem Namen 
Guberni (Gugerni) zu verftehen. Nördlich von ihnen 
fanden auf dem Dftufer der Lippe (Luppia) die von Caeſat 
aus Gallien vertriebenen Ufipier Aufnahme. 

Im Süden der Sugambern wohnten die Ubier (wohl von 
uoban, bauen, d. 5. den Ader) urfprünglich bis fie, die 
von Anfang Kelten und Römern zugeneigt und von ihren 
rauberen ſuebiſchen Nachbarn vielleicht auch gerade deßhalb 
bedrängt waren, von den Römern, um fie jelbft und durd 
fie das angemwiefene Land zu fügen, gerade deren alten 
Siten gegenüber auf das rechte Ufer verjegt wurden: hier 
ward ihr Hauptort Köln, Colonia Agrippinenfi3 nad 
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Agrippina, der Tochter des Germanicus benannt: Gelduba 
(Dorf Geldub bei Kaiferswert) war ihr legter Drt ftrom- 
abwärts (hier grenzten fie mit den Gugerni), Tolbiacum 
(Zülpih) wohl ihr äußeriter ſüdweſtlich. 

Kleinere Völklein, Ujipier (Uſipetes ift Keltiiche Form) 
und Tenchterer wurden von Caeſar aus Gallien auf das 
rechte Rheinufer getrieben und, nachdem fie bei den Sugam— 
bern Aufnahme gefunden, abermal3 von den Römern 
allmälig immer weiter jüdlich gedrängt bis in die Mainland- 
haft um Mainz. In ähnlicher Weile wurden die Amfi- 
varii (Ems: Wehren, Ems-Männer) aus ihren früheren 
Sigen an dem Unterlauf der Ems von Chaufen zuerft, 
dann von den Römern aus dem Land nördlich der Lippe 
immer weiter nach Süden gedrängt, wo fie aber nicht, 
wie die Römer wähnten, völlig untergingen, jondern in der 
Gruppe der Franken erhalten blieben, welcher auch die 
Chamaven angehören, die, vorübergehend bis an die Werra 
nab Oſten gemichen, ſpäter wieder an den Rhein zurüd 
fehrten. Die mächtige Mittelgruppe (j. Dahn, Deutjche Ge- 
ſchichte J. Weimar 1883.) der Brufterer gliederte ſich in 
die „großen“ auf dem öftlihen, und die „Eleineren“ auf dem 
weftlichen Ufer der Em3 an ihrem Mittellauf: leßtere erreichten 
die Lippe, auf welcher ihrer Weiſſagerin Belada die er: 
oberte Triere zugeführt wurde. Nordweſtlich grenzten fie mit 
Friſen, nordöftlih mit Chaufen, öſtlich mit Angrivariern, 
weitlih mit Chamaven, im Süden ftießen fie an den römischen 
Grenzwall. 

Deftli von den Sugambern verbreiten fich in das innere 
Germanien die ftarfen, in viele Gaue gegliederten Chatten 
(die jpäteren „Heſſen“), eine Mittelgruppe, welche einen Haupt- 
beftandtheil der fuebiichen Hauptgruppe ausmachte. Anfangs 
wird nur diejer Gefammtname, Sueben,genannt, jo von Caeſar: 
aber jchon in den erften Zügen des Drujus begegnet der Name 
der Chatti; im Norden grenzten fie an der Diemel mit den 
Cherusfern, im Dften ſchied fie die Werra von den Her: 
munduren (den jpäteren Thüringen); die hier häufigen Salz: 
quellen, nicht die der fränfifchen oder der thüringijchen Sale, 
bildeten die Grenze und den Streit-Ort und -Gegenſtand 
zwiſchen beiden Völkerſchaften; im Weften hatten fie am 
Taunus die gefährliche Wacht auf äußerften Vorpoften gegen: 
über dem römischen Zehntland, den „agri decumates“, diefem 
Glacis der drohenden römiſchen Madhtitellung, von welchem 
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aus immer wieder bei jedem Ausfall, bei jeder Angriffs: und 
Rache-Bewegung der Legionen die erften Schläge auf die 
weftlichften chattifchen Gaue trafen, jo auf die Mattiaci bei 
Wiesbaden (aber „Mattium“ ift Maden). Der „hercyniice 
Bergwald“ ift den Römern die recht eigentliche Heimat der 
Chatten: dies ift nicht der Harz, deſſen Weſthänge vielmebr 
die Nordgrenze der Chatten bezeichnen, fondern der ſüdweſt— 
lihe Höhenzug (silva Bacenis), der noch heute das heſſiſche 
Hügelland bildet. 

Uebrigend war „Chatti” jelbjt ein Gejammtname (eine 
Mittelgruppe) innerhaib des Haupt = Gruppen = Namens 
„Suebi”: zahlreiche, jpäter zu Völkerſchaften erwachſende 
Gaue führen innerhalb des chattiſchen Verbandes bejondere 
Namen: fo die Chattusari — Chattu:vari im Nordmeiten 
des chattiſchen Gejammtgebiets: ein ftarfer Theil des Volkes 
muß es geweien fein, der unter dem Namen „Batavi“ 
wegen inneren Zwiſts mit andern Gauen, wahrſcheinlich 
um die Landvertheilung bei fteigender Volkszahl, vielleicht 
auch wegen verjchiedenen Verhaltens zu Rom, aus dem 
alten Chattenlande mwandernd über den Rhein zog um 
der „batavischen Inſel“ den Namen gab, ein tapferes den 
Römern durh Waffenhilfe jehr mwerthvolles Bolf, das 
allmälig in den neuen Siten eine fo große Stärke gewonnen, 
daß e3 ſchon bei der Auswanderung nicht unbeträchtlic ge 
weſen fein kann. 

Die Nachbarn der Chatten von der Werra gegen Oſten 
waren die Hermun-duren, die ſpäteren Thüringe (Hermun, 
Irmin — groß, allgemein, geſammt: alſo Hermun⸗duri Ge— 
ſammt- oder Groß-duri; ſpäter fiel jenes Vorwort weg und 
Duri, Duringe blieb übrig), ebenfalls ein Geſammt-Name 
(Mittelgruppe) für zahlreiche darunter einbegriffne Völker— 
ichaften, welde im Dften bis an die Elbe, im Norden bis 
an den Harz, im Süden bis an die heſſiſchen Waldgeländ 
reichten. 

Im Norden grenzten am Harz mit den Hermunduren 
die Cherusker (ahd. heru, Schwert: Schwertsträger: wie 
Suardones und Heruler): ein Hauptvolf der ſpäteren Sachſen⸗ 
Gruppe, die ebenfalls von der ſtammthümlichen Waffe, dem 
kurzen Schwert, Sahs, urſprünglich aus Stein, den Namen 
führte: nach Bezwingung der mehr ausgefeßten Bölfer im 
Süden und Weften durch die Römer, die Hauptvorkämpfer 
germanijcher Freiheit, das Volk Armins, oft gejchlagen, mie 
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mal3 unterjocht: in mehrere jelbitändige Gaue gejpalten, 
mächtig durch Bündnifje mit den Nachbarn im Norden und 
Diten, aber in altvererbter Feindjeligfeit gegen die Chatten 
im Süden, der auch jpäter im Gegenjaß, im Haß der Sachſen 
und Franken noch oft und ftarf genug hervor trat. Im 
Weiten reichten fie jüdlich von der Diemel noch auf das linfe 
Weſer-Ufer, hier mit den Chatten fich feindlich berührend: im 
Korden grenzten fie mit den Angrivaren, der „Anger: 
Männer” auf beiden Ufern der Wefer, im Often reichten fie 
über die Aller hinaus gegen das linfe Elbufer und in die 
Nähe der Semnönen. 

Deftlih von den Angrivaren von der Aller bis an und 
über die Elbe wohnen die Langobarden, melde fpäter ſüd— 
Öftlih in die Donauländer nah Pannonien und von da nad 
Italien wandern. Weftlih von den Langobarden, nördlich 
von den Angrivaren, auf beiden Seiten der Wefer bis zu 
deren Mündung figen die Chaufen, (doch wohl identijch mit 
den Ehaulci, Kalufones?) weftlih von den Angrivaren an 
der Haje die Hafu-vari. 

Wenden wir und von hier weiter ſüdlich nach Böhmen 
zurüd, jo finden wir dies rings von Bergen umjchlofiene 
Land feit Anfang unferer Zeitrechnung bejegt von den namen- 
reihen Völkerſchaften, welche, unter der Bezeichnung Marfo- 
mannen zujfammengefaßt, früher die Gegenden am mittleren 
und oberen Main bewohnt hatten: man ftreitet, um welcher 
„Nark“ das heißt Grenze willen diefen Sueben zuerft der 
Name Grenz: Männer gegeben worden fei: fie hielten am 
Main die Wacht gegen die Kelten (Helvetier) und fpäter 
gegen die Römer. Aber da Mark urſprünglich Wald beißt, 
find die Markomannen vielleiht nur die „Waldbemwohner”, 
genau dafjelbe was Holfteiner das heißt Holtjaten. Ein Theil 
der Markomannen erhielt fpäter den Namen Baju-vari, die 
Männer von Baja-hemum, der Heimat der Feltifchen Bojer: 
das gleiche bedeutet Baemi, vielleicht zuerft auf die Kelten, 
Ipäter auf die Germanen in jenem Land angewendet. Den Mar: 
fomannen nahe verwandt und benachbart find die Variſten 
(al. Narisker), welche die Verbindung mit den alten Sitzen 
am Dber-Main aufrecht hielten und weftlich vom Böhmerwald 
geblieben waren und die Duaden im Often von Böhmen an 
der March und der Taya; in jenen Gegenden bis weit ſüd— 
öftlih in das Donauland werden auch in der Zeit der un: 
beftrittenen Herrichaft der Germanen (Sueben) zahlreiche 
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Namen feltiicher Völkerſchaften genannt, welche, wie gerade 
ihre große Zahl auf engem Raume beweiſt, oft nur Gaue 
und kleine Bölferfplitter geweſen fein können: vermuthlid 
Nefte der einjt hier jehr dichten keltiſchen Einwohner, welche 
bei der germanischen Eroberung weder vernichtet noch überall 
vertrieben, jondern als Unterworfne, Zinspflichtige im Lande 
belaſſen worden waren. 

Ein Gefammtname wie „Sueben“ und „Gothen“ war 
auch der der „Ligier“ „Lugier“, welcder nordöftlic von 
Böhmen und den Markfomannen viele Völkerſchaften wie 
Harier, Helvefonen, Manimer, Helifier, Nahanar: 
valen umfaßte und wohl auch öftlihb an den Quellen der 
Dder die Burier. Dagegen find die noch weiter öjtliden 
Baftarnen feinesfalls als ungemiſcht germaniich anzujehen 
(j. Könige IL ©. 99. Baufteine, L ©. 133.) 

Kehren wir nach dem Norden zurüd, jo find die oben 
erwähnten Semnönen als Hauptvolf der ſuebiſchen Gruppe 
hervorzuheben, von welchem die Sage die Abjtammung allı 
anderen Sueben-Völkerſchaften ableitete: was Cäſar von 
allen Sueben gejagt wurde, daß fie hundert Gaue zählten, 
ward Tacitus von den Semnonen allein berichtet: ein Heiliger 
Wald in ihrem Land galt ala der höchften Gottheit Wohnfig 
und als Urfprungsort aller Sueben: Gefandte aller Völker: 
ſchaften diefer Gruppe erſchienen hier zu wiederfehrender 
Jahreszeit in Bertretung der Ihrigen und ein gemeinjames 
Menſchenopfer befigelte das Gefühl der Zufammengebörigkeit; 
das weite Gebiet, das dieje ftarfe Völferjchaft erfüllte, muß, 
al3 von der Elbe bis an die Oder reichend gedacht werden 
Sn dem Monumentum Ancyranum wird nur der Name der 
Semnonen hervorgehoben unter den Völkern des Elblands, 
welche des Kaijers Freundſchaft gefucht und- ihr Abfall von 
dem großen GSuebenreih Marobods galt als entjcheidende 
Schwächung. 

Nördlid von den Semnonen zieht ſich das Land der 
Warni, von der Elbe gegen Dften hin der Havel entlang. 

Deftlih von den Semnonen von dem rechten Ufer der 
Dder bis an das linfe der Weichjel wohnten die Burgunden 
(welche erft fpäter an den Main, dann an den Rhein [Worms 
und endlich in das ſüdöſtliche Gallien wanderten), durch deu 
Strom gefhieden von der großen Gruppe der gothiſchen 
Bölfer, deren Aufftellung wir gejfondert betrachten. 

Nordweſtlich von den Semnonen, auf dem rechten Elb: 
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ufer im heutigen Holftein haben wir die Teutönen zu 
juhen, welche mit ihren Nachbarn, den Kimbern, die der 
„kimbriſchen Halbinjel” den Namen gegeben, zuerft von allen 
Germanen die römijchen Legionen befämpft haben. Die 
Elbe jchied die Teutonen von den Chaufen (oder Cauchen) 
welche in zwei Gruppen als „große“ und „Kleine“ Chaufen 
vom linken Elbufer ab weftwärts bis an und über die 
MWejer, ja im Norden der Amfivaren bis an die Ems reichten. 
Weftlid von den Chaufen und zwar ſowol nördlihd von 
denjelben zwijchen ihnen und der Küfte der Nordjee als in 
weitem Bogen um bdiejelben gegen Süden bis in die Nähe 
der Bataver und das rechte Ufer der Wal dehnten fich die 
unter dem Gruppen-Namen der Frijen zufammengejchlofinen 
Völkerſchaften der großen und Kleinen Frijen (Frifiavones). 

Südöſtlich von den Frifen wohnen die Sachſen, deren 
Name, von Ptolemäus zuerjt erwähnt, urjprünglich nicht fo 
viele Völkerſchaften umfaßte wie fpäter, obzwar er jchmwerlich 
anfangs nur Einer Völkerſchaft zufam: es war wol urjprüng: 
lich ein Mittel-Gruppen-Name wie Chatten. Bon dem Ehalufus 
(Trawe?) bis an die Elbe dehnten fich ihre Gaue: im Norden 
grenzten fie mit den Angeln, den jpäteren Groberern und 
Namengebern Britanniens, die den Süden von Schleswig er— 
füllten; fleinere Völkerſchaften, Chavionen, Sedujier, 
wohnen weſtlich von ihnen: doch reichte der Sadhjen- Name 
Haruden, bis in’3 Meer: Ptolemaeus nennt drei Eilande 
gegenüber der Elb- Mündung vermuthlih Nordftrand, Föhr 
und Sylt, „Inſeln der Sachen.” 

Deitlib von der Elbe bis über Weichjel und Pregel 
wohnen die zahlreihen Völker der gothiſchen Gruppe, zu 
welder auch Heruler, Rugier, Sfiren, Turfilingen 
zählen, dann Bandalen, Weft: und Dftgothen. 

Die Germanen in Skandinavien bleiben außerhalb 
des Rahmens diefer Betrachtung. 

Die Anfidlung und Landtheilung geihah nun in fol: 
gender Weile. Der mwandernde Gau, welcher einen Theil 
der Völkerſchaft bildete, erhielt wol durch gemeinfamen 
Beihluß der Verſammlung der Völkerſchaft, (3. B. der 
Cherugfer) feinen Theil des eroberten oder ohne Kampf be: 
jegten Landes zugewieſen, welchen er dann unter die (Hundert- 
Ihaften?) die Dorf» und Hof-Gemeinden ſelbſt weiter zu 
vertheilen hatte. Gewiß mag mander Gau fich von der 
Bölkerfchaft getrennt uud unter feinem Sondernamen neue 
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Sitze und Geſchicke aufgeſucht haben, weil er mit Umfang, 
Lage, Güte des zugewieſnen Landes nicht zufrieden war: jo 
jahen wir, daß von den Chatten fich „innerer Zwiſtigkeit 
halber” ein Theil gelöft uud auf der Inſel der Rhein: 
mündungen neue Sitze gefunden hat, welden er jeinen 
Sondernamen „Batavi” auf die Dauer aufgedrüdt hat. 

Das gejammte dermaßen dem Gau zugetheilte Land 
ward nun in drei Gruppen gegliedert: Grenzwald, Allmännde 
und Sonder:Eigen. Der Grenzwald beftand aus ſchwer durd: 
dringbarem Urwald, der oft Sümpfe, Seen, Gebirge einſchloß 
und die beſte natürliche Schugmwehr bildete gegen Einfälle 
feindlicher Nachbarn. 

Die Almännde, an welcher die Gejammtheit aller 
Höfe dingliche Nugungsrechte hatte, beitand ebenfall® in 
Wald, befonders aber in Wieje und Feld: jeder Mann, der 
in der Gemeinde Sondereigenthum, ein aus Haus, (Garten) 
und Ackerland beſtehendes Beſitzthum, ſein nannte, hatte das 
Recht, in dem Grenzwald und in der Allmännde zu jagen, 
Bäume zu fällen, ſeine Herdenthiere weiden zu laſſen: und 
zwar war wol Anfangs dies Recht ein dem Umfang nach 
unbeſchränktes: wir müſſen im Auge behalten, daß damals 
noch jede Rodung des Urwalds, jeder erlegte Bär oder Wolf 
ein für die Gejammtbheit wohlthätiger — im Kampf 
um das Daſein ſchien: bei dem Ueberfluß an Wald und 
Wild tauchte die Beſorgniß, beide durch rückſichtsloſe Aus— 
beutung zu erſchöpfen, Jahrhunderte lang nicht auf. Später, 
als die Zunahme der Bevölkerung und die Abnahme jener 
Naturgüter zur Sparjamfeit mahnte, ward dann allerding? 
das Maß des zu fällenden Bau- und Brenn: Holzes, die 
Zahl der auf die Gemeinweide zu ſchickenden Thiere jedem 
ei Aa Gemeindebeihluß für das fommende Jahr zu: 
getheilt. 

Selbjtverftändlih bedurfte der damalige jehr wenig 
intenfive Aderbau ſehr weiter Landftreden, die Bevölkerung 
zu nähren: und die große Bedeutung, welche Viehzucht und 
Jagd immer noch für den Unterhalt bewahrten, erheiicte 
ehr ausgedehnte Weide: und Jagd-Gründe. 
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Von Hamm und Weide. 
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he erfreulid und verdienftreich find die Arbeiten 

77% der Forjcher, welche feit einigen Jahren der Wirth: 

* ſchaft der germaniſchen Vorzeit ſcharfſinnige Unter— 
ſuchung zuwenden. 

Bon zwei verſchiedenen Disciplinen her führten Wege 
auf dies Gebiet: einmal hat in der Volkswirthſchafts— 
lehre die vor Allen von Rofcher vertretene gefchichtliche 
Methode reichjte Anregung geboten: Schmoller hat in um: 
faffenden eigenen Werfen die Gejchichte einzelner Inſtitute 
de3 Volkshaushalts oder das Gejammtbild einer wirthſchaft— 
lihen Eulturperiode ausgezeichnet behandelt: das Gleiche mag 
man von nicht wenigen der Mitarbeiter an feiner Zeitfchrift 
rühmen. 

Andererfeits hat fich unter den Erforjchern der deutſchen 
Rechtsgeſchichte doch der Eine und Andere wieder daran 
erinnert, daß Tertfritif und Quellenausgaben nicht Selbft- 
zwed, jondern Mittel zum Zweck find, daß auch Verſuche, 
römische oder moderne Gonftructionen mit barjpaltenden 
juriftiijhen „Diftinctionen” in die naive Terminologie der 
Bolfsrechte hinein zu interpretiren, die Wiſſenſchaft nicht allein 
ausmachen, jo anziehend es ift, jolche oft nur allzu geiftreiche 
Spiele des Scharfjinns zu erfinden. Was, ohne viel Schule 
und jedesfalls ohne Erfenntniß des geſchichts-philoſophiſchen 
Grundes, Männer, wie der ehrwürdige Juſtus Möfer mit 
geſundem Menjchenverftand und offenem Blid in das wirk— 
liche Leben des Volkes erfaßt und zum Nusgangspunct ihrer 
Arbeiten gemacht hatten, daß nämlich das Net, vor Allem 
das Privatrecht, aber auch das öffentliche Recht einer Nation 
und einer Periode im weiteſten Sinn (Verfaffung, Verwaltung, 
Strafrecht, Verfahren) in innigftem Zujammenhang, in noth— 
wendiger Wechjelwirfung mit der Wirthſchafts-Stufe und 
Wirthſchafts-Art ftehe, — das hätte nicht mehr in Ber: 
gefienheit gerathen dürfen, jeit die biftorifche Schule, feit 
Savigny, K. Fr. Eihhorn und in lebendigfter, vieljeitigfter, 
mädtigfter Wirfung Jakob Grimm dargethan, wie das 

Felir Dahn. Bauiteine. VI. 7 
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Recht, ein bloßes Segment in dem Kreis nationaler Cultur, 
nur im Zufammenhang mit den übrigen, unfcheidbar ihm ver- 
bundenen Gebieten: Sprade, Religion, Etho3, Kunft, Wirth: 
Ichaft lebendig, wahr und mwurzeltief erfaßt werden kann. 

Dies gilt am meiften von dem Recht auf der Stufe 
der VBorcultur: denn in den Anfängen jeder Volksgeſchichte 
find alle jene Erjcheinungen noch ungetrennt in der Subftanz 
der Volksſele ineinander gemwidelt —: erft die Entwidlung 
bringt die Löfung 3. B. von Kunft und Religion, von 
Religion und Ethos, von Ethos und Recht. 

Gerade in der germanifchen Urzeit ift 3. B. das Familien: 
recht (Muntſchaft, Erbrecht), das Recht der Liegenichaften, ift 
aber auch das Rechtsverfahren (Fehdegang, Eidhelfer) nur 
im Zuſammenhang mit den Bedürfniffen der damaligen 
Wirthihaft zu begreifen: ja die ganze jogenannte Völker— 
wanderung und die in und nach derfelben entftandenen Rechts— 
zuftände find auf wirthſchaftliche Urſachen und Wirkungen 
— wenigſtens großentheil® — zurüd zu führen. 

Es ift bezeichnend, daß die für Wirthſchaftsrecht und 
Wirthſchaftsgeſchichte jo wichtigen Quellen der „Weis: 
thümer“ NRectshiftorifer wie Rihard Schröder, Sprad: 
forfher wie J. V. Zingerle, Volkswirthſchaftslehrer wie 
von Inama-Sternegg zu ihren Bearbeitern zählen: und 
die ausgezeichneten Forſchungen von Arnold gehen aus von 
Drtsnamen und anderen Anbhaltspuncten der Anfidelung, 
der Rodung, der wirthſchaftlichen Ausgeftaltung. 

ALS feftftehend dürfen wir annehmen, daß die Germanen 
bei ihrer Einwanderung die ruffiichen Ströme und die Donau 
aufwärts? einen großen Theil der von ihnen fehr allmälig 
und langjamen Schritte eingenommenen Gebiete nicht un: 
bewohnt, jondern von Kelten befiedelt vorfanden. 

Abgejehen von Gallien und Oberitalien, welche (faft) ganz 
feltifch waren, breiteten ſich Sidelungen diefes Volkes nicht nur 
über Deutjchland vom Rhein bi nah Böhmen, von den 
baierifchen und öfterreichifchen Alpen bis über den Main, wit 
zahlreiche Berg-, Fluß-, Wald: und auch manche Ort3:Namen 
unwiberfprechlich darthun, — es ift noch zu wenig beachtet, daf 
viel weiter öftlich über das Bojer-Land, Böhmen, hinaus tief 
nah Ungarn hinein, lange nad) der germanischen Einwanderung, 
nämlich noch zur Zeit des Tacitus, zahlreiche keltiſche Völklein 
mit ihren alten keltiſchen Namen neben oder richtiger unter 
den germanifchen Siegern lebten. Dies ift durchaus nicht 
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aus einer fpäteren Rüdwanderung von Kelten aus Gallien 
nah Dften zu erflären (wohin die Römer, fofern fie fich 
überhaupt Gedanken hierüber machen, zu neigen jcheinen), 
fondern einfach daraus, daß diefe Feltifchen Splitter, bei der 
urjprüngliden Einwanderung aus Dften nach Weften, d. 5. 
aus Afien nah Europa (von der die Alten nichts ahnten), 
bier angefidelt, auch unter der germanijchen Weberfluthung 
wohnen blieben, zwar befiegt, unterworfen, wahrjcheinlich 
zinspflichtig, aber immerhin unter Wahrung ihrer Nationalität, 
wie die Erhaltung ihrer nationalen Namen bezeugt. 

Konnten fib nun Kelten jüböftlid von Böhmen, wo 
fie doch von Anbeginn viel weniger dicht fidelten, erhalten, 
jo müffen wir annehmen, daß fie in dem Lande zwiſchen 
Rhein und Main, Rhein und Donau, ja audh vom Rhein 
bis gegen die Elbe hin keineswegs gänzlich ausgetilgt oder 
vertrieben wurden: und allerdings hat ja auch eine Eeltifche 
Rückwanderung aus Gallien wegen Uebervölfernng ftatt- 
gefunden, — melde aber freilich nicht über den Main vor: 
gedrungen zu fein jcheint und fich nur im Zehentland unter 
römifhem Schild behauptete, nach Durchbrechung des Limes 
aber wieder völlig von den Germanen aufgejogen wurde. 

Wenn nicht Kelten im Lande gemwejen wären, als die 
Germanen anzogen, von wem hätten dieſe die Feltifchen 
Namen der Flüffe, Gebirge, fogar der Waldparcellen in 
Helfen, Franken, Rheinland, Baiern, Defterreich vernommen ? 
Und wären nicht auch nad dem Zujammenftoß mit den 
Germanen und Tod oder Flucht der meiften Kelten doch noch 
Refte der Letzteren als Knechte, Colonen, „Lazzen” im 
Lande geblieben, wie jene keltiſchen Völfernamen rings unter 
Germanen obenein beweifen, — gewiß würden die Sieger die 
faum einmal gehörten keltiſchen Laute vergeffen und jene 
Dertlichfeiten mit germanijchen Namen getauft haben. 

Man muß überhaupt die lange herrſchende Vorftellung 
von dem Austilgen oder VBerjagen ganzer Völker und Kulturen 
in der jogenannten Völkerwanderung aufgeben: je länger ic) 
mit diejen Dingen mich befaffe, defto vielfacher finde ich die 
Fortdauer der vorgefundenen römischen Kultur, deſto jeltener 
die Unterbrehungen des Ueberfommenen. 

Am ftärkften ift der Bruch felbjtverftändlich im Gebiet 
der Verfaflung und des Rechts, d. h. auf dem rechten Rhein 
ufer, wo feine Spur römiſcher Herrfchaft übrig bleibt: auf 
dem Linken — gefchweige in Stalien und Spanien! — dauert 
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nicht nur für die PBrovincialen eine Fülle römiſcher Rechtsein— 
rihtungen fort, — es wird jogar das Königthum über die 
Germanen romanifirt. 

Am geringiten ift der Bruch ebenjo jelbftverftändlich auf 
dem Gebiet der Wirthichaft: — ſchon aus Gründen der Selbit- 
juht, des Vortheils. Waren doch die Germanen, als fie 
mit Kelten, dann mit Römern in Europa zujammenftießen, 
längft nicht mehr auf der Stufe der Wildheit, wo jeder Ge: 
fangene als Siegesopfer gejchlachtet wird: — nur als jeltenfte 
Ausnahme wird Dies ganz vereinzelt hervorgehoben: fie 
machten ganz regelmäßig die Gefangenen zu Knechten, legten 
befiegten Völkern Tribute auf. 

War aljo der Widerftand der Kelten, jpäter der Römer, 
gebroden, wich der gejchlagene Feind aus dem eroberten 
Land, jo ſchuf man freilich rückſichtslos Raum für die ein: 
mwandernden Sieger: — aber nicht fo, daß man alle Ge 
fangenen ermordet, alle Eulturen verbrannt hätte: vielmehr 
wurden die dableibenden Beſiegten jammt ihren Höfen und 
Aedern den Siegern als Unfreie oder Halbfreie zugetheilt. 

Keltiihe Städte hat es in Deutichland wol von je 
weniger gegeben, als in Gallien oder Oberitalien: die joge: 
nannten „Städte“ waren nur zu Zeiten von Landtagen, Opfer: 
fejten oder Belagerungen von vielem Volk erfüllt. Die Burgen 
und Schanzen der Kelten wurden von den Germanen nidt 
dauernd befidelt, jondern entweder zerjtört oder nur im 
Krieg zur Bertheidigung oder Zuflucht benützt. Römiſch 
gewordene Keltenftädte, wie Kempten, aber haben fich, von 
romanifirten Kelten und römijchen Coloniften bewohnt, durd 
die ganze Völkerwanderung erhalten. 

Abgejehen von den keltiſchen Städten, welde die 
Germanen haften und mieden, wurden die von den Kelten 
angelegten Eulturen keineswegs zerjtört, ſoweit fie nicht im 
Kriege vernichtet wurden, jondetn erhalten. 

Das beweilen 3. B. für Helfen die zahlreichen von 
Arnold gefammelten Flur:Namen: — fie wurden erhalten und 
ſei e8 von Germanen unmittelbar, jei es für Germanen von 
feltiihen Knechten und Colonen verwerthet. 

Was nun von den Germanen gegenüber den Kelten, 
das gilt in noch höherem Grade von den Germanen gegen: 
über den Römern im ganzen Lande rechts vom Rhein: jo 
wenig wie in Gallien, Spanien, Stalien, haben im römiſchen 
„Germanien, *Noricum, Rhätien, Vindelicien die germanifchen 
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zerſtört, die Beſiegten, welche nicht geflohen waren, ausge— 
mordet. Wir reden nicht von der Zeit der Kriege oder 
Raubzüge, wo nach damaligem Kriegsrecht, wie es furchtbar 
auch die Römer übten, freilich alles, was nicht davonge— 
ſchleppt werden konnte, zerſtört ward, ſondern von der 
Periode, da die Germanen, nach bezwungenem Widerſtand 
der Römer, ſich im Lande feſtſetzten: freilich manche Städte 
und Caſtelle — nicht alle — traf auch hier die Zerſtörung: 
der Germane haßte dieſe Zwingburgen ſeiner Feinde, welche 
er weder zu ſtürmen noch zu vertheidigen noch als Hand— 
werker oder Kaufmann zu nützen verſtand; und waren ſie 
endlich gewonnen, ſo ließen zumal Chatten und Alamannen 
von dieſen Ringen der Limes-Kette nicht leicht was übrig, 
ſchon um Wiederfeſtſetzung der Römer zu hindern. 

Aber abgeſehen von den Städten und Burgen iſt an 
gefliſſentliche Zerſtörung der Culturen in dem dauernd ge— 
wonnenen Lande nicht zu denken: man hat die für den 
Pflug gewonnenen Aecker nicht wieder von Wald überwachſen 
laſſen, man hat die Herden beſſerer Racen nicht geſchlachtet, 
ſondern fortgezüchtet, man hat die Weinpflanzungen an der 
Donau nicht zertreten, ſondern durch die beibehaltenen rö— 
miſchen Vinitores gepflegt. 

Denn — und das iſt von hoher Bedeutung — nicht 
nur die römiſch beftellten Landgüter, auch die unentbehrlichen 
römischen Bebauer derjelben, die villicos der villae mit ihren 
familiae von coloni, colonae, mancipia, servi, pueri, ancillae, 
hat man beibehalten: ohne fie hätte die römische Bewirth— 
ſchaftung nicht fortdvauern können; fie hat aber fortgedauert, 
wie die jo zahlreichen römischen Benennungen der Geräthe 
und Thätigfeiten des Weinbaues, des Feldbaues, des Dbft- 
baues, der Viehzucht ſogar beweifen. 

Ein vielbejprochenes Ereigniß, welches gegen das Ber: 
bleiben von Römern in den von den Germanen eroberten 
Landſchaften rechts vom Rhein zu zeugen fcheint, bemeift 
vielmehr für unjere Annahme. Erſt ganz am Ende des 
fünften Jahrhunderts 309 Ddovafar die Nefte römijcher Ber 
lagungen aus den Donauländern und verftattete hierbei 
denjenigen Römern der Givilbevölferung, welche dies wollten 
und Eonnten, den Truppen zu folgen. Es iſt vorerft er: 
ftaunlich, daß auch in diejen feit Jahrhunderten am ſchwerſten 
heimgefuchten Grenzlanden noch römische Bejagungen und 
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Civiliften in nennenswerther Zahl hauften. Alſo über drei 
Sahrhunderte lang hatten fich hier, in Beftätigung unferes 
Satzes, römische Bevölferungen unter der Herrſchaft von 
Gothen aller Stämme, von Marfomannen, Duaden, anderen 
Sueben, behauptet. Und nicht einmal jeßt zogen fie alle 
ab: nicht jet einmal, da der Sturz des weftrömijchen Kaiſers 
und der Abzug der legten Garnijonen fie im Fall des Ber: 
bleibens gleichſam feierlihb und fürmlih für immer den 
Barbaren Preis gab, da Alles fie auffordern mußte, den 
Abzug nah Stalien zu begleiten, falls fie Fonnten und 
wollten. 

Daß viele Taufende gleihwol zurüdblieben, bemweijen 
die Namen römifcher servi, coloni, ancillae in den Urkunden 
der nächſten Jahrhunderte: — diefe Fonnten wohl nicht ab: 
ziehen, weil fie bereits in Gewalt und Eigenthum germanijcer 
Herren gerathen waren. Aber auch mande Freie wollten 
(oder fonnten) ihr Vermögen d. h. ihre Grundftüde nicht 
im Stich lafjen und dem Elend in Stalien entgegen ziehen; 
fie blieben und ftellten fich gut mit den germanifchen Fürten, 
an deren Höfen fie bald wie in Gallien, Stalien, Spanien 
neben den barbariſchen Gefolgen großen Einfluß gewannen. 

Ale diefe freien und unfreien Römer führten für jid 
oder für einen germanifchen Herrn die bisherige Wirth: 
ſchaft fort. 

Da nun aber die Germanen die chriftliche Kirche, ab: 
gejehen von einzelnen Plünderungen bei der Eroberung, in 
den unterworfenen Gebieten gewähren ließen, bald jelbit 
Chriften wurden und Kirchen und Klöfter gründeten, blich 
ein anderes höchft wichtiges Element erhalten, ja ward ver: 
ftärkt in feiner Macht und Fähigkeit, römiſche Cultur uns 
unterbrochen fortzuführen. Denn die Kirche, das darf man 
nicht vergeflen, war römijch dur und durch. Seit der 
Erhebung des ChriftentHums zur Statöreligion war ber 
urſprünglich von der verfolgten Kirche jo ftarf betonte Gegen 
ja zum Stat völlig verfhwunden: jener Gegenjaß hatte ja 
dem fündhaften heidnifhen Römerftat gegolten: er galt nidt 
mehr dem Neich des „heiligen“ Gonftantin. Die Kirche war 
ſehr raſch reich, ihre Biſchöfe waren einflußvolle Stats: 
männer geworden. Die Kirchen und Klöfter bewirthichafteten 
jelbftverftändlich ihre großen von den Kaifern und anderen 
Frommen gejchenkten Güter aller Art durch die mitgejchentten, 
oder jpäter in Schuß und Eigenthum der Heiligen getretenen 


103 


Unfreien ganz in der bisherigen römiſchen Weife fort, auch 
nachdem nicht mehr der Imperator, fjondern der Franfen- 
fönig, oder ein Alamannenfönig oder ein bajuvarifcher Fürft 
ihr woeltliher Herr geworden war. Das wurde von aller: 
größter Bedeutung: denn die Kirchen und Klöfter rechts vom 
Rhein wurden nun die Lehrmeifter und Mufter der Barbaren 
nit nur für Glauben und Moral, — aud für die ge— 
jammte Wirthſchaft: wie ja auch die Kirche, die Römerin, 
welche gemäß dem Princip der perſönlichen Rechte, ſoweit 
ihr eigenes Recht noch nicht ausgebildet war, nach römischen 
Hecht lebte, jehr weſentlich zu der erften Reception römischen 
Rechts — zur Zeit der Aufzeihnung der Volksrechte — 
beitrug. Der Haushalt der Kirche war ein Mufterhaushalt 
an Drdnung, Milde gegen die Unfreien und Golonen, aber 
auch an rationeller Wirthichaft in Weinbau, Dbftbau, Acker— 
bau, Viehzucht, jorgfältiger Bearbeitung der hieraus ge— 
mwonnenen Robftoffe aller Art. Damals war unter dem 
Krummftab gut wohnen: jeder Fortjchritt, auh in Wunn 
und Weide, geſchah unter geiftlicher Leitung: die Könige, 
Edlen, Gemeinfreien in der Nachbarſchaft konnten nichts 
Weijeres thun, als dieſen Mufteranftalten nacheifern und 
die mafjenhaften Schenkungen von Dedland, wie von Baus 
land an Kirchen und Klöfter, welche man, fehr unverftändig 
moderne Berhältnifje oder Tendenzen in die Urzeit über- 
tragend, jhmäht, waren in Wahrheit wirthichaftlih von 
höchſtem Bortheil: denn fie wandten den Boden dem beften 
Bewirtbichafter zu. 

Eine in den legten Jahren lebhaft (durch die Herren 
von Inama-Sternegg und Ludwig Steub) erörterte 
Frage, ob die germanifche Befidelung von NRhätien, Bin: 
delicien und Noricum (Oberbaiern, Schwaben und Tirol) 
„von oben nach unten“ oder „von unten nach oben“ erfolgt 
jei, ift wohl dahin vermittelnd zu entjcheiden, daß die von 
Dften und Norden einwandernden Markomannen (melde 
nunmehr Baju-vari hießen, weil fie feit Marbods Tagen in 
Baju-hem [Böhmen] gewohnt) eine blühende Eultur bereits 
vorfanden, die in Tirol rhätifherömish, in Baiern und 
Schwaben keltiſch-römiſch war. Die Frage wird aljo zurück— 
geſchoben auf die frühere rhätifche und feltifche Einwanderung: 
von beiden erzählen nur die Ortsnamen, und zwar ftimmen 
deren Andeutungen mit der Annahme überein, welche dem 
Blick in die Dertlichfeiten fich jchon als faft unablehnbar 
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aufdrängt: daß nämlich die große Maſſe der Einwanderer 
ihren jchwerfälligen Zug von Wagen und Herden nicht über 
die unmwegjamen Bergjöcher jchleppen konnte, ſondern der 
von der Natur vorgezeichneten, immerhin noch bequemiten 
Straße folgen mußte, nämlich dem Rinnſal der Flüſſe in 
der Thaljole,; darin ſtimmen wir mit unferem alten Freund 
Steub, dem hochverdienten Erforfcher tirolifher DOrtönamen, 
völlig überein. Derjelbe wird aber gewiß feinerfeits zugeben, 
daß eine Sicherung der thalbeherrfhenden Höben der 
Mittelgebirge wie ſchon für die Einwanderung fo fpäter 
für die Niederlafjungen unentbehrlib war. Daher eilte, 
während der lange mühjelige Zug der Wagen fich unten 
langjam das Flußthal heraufwand, eine leichte Vorhut 
rajcher Jünglinge zu Fuß (mo es noch anging, natürlid am 
liebften zu Pferd) die fteilen Päſſe voran, um die Volts- 
menge davor zu jchügen, daß fie auf ihrem Vormwärtsrüden 
im Thale nicht von Dben her mit Gefchoffen und Fels: 
trümmern überfchüttet werde. Daher bejegte man dieſe be: 
berrjchenden Höhenzüge, fperrte die engen Päſſe, unterftügte 
die natürliche Feſtigkeit ſolcher Puncte durch Schanzen und 
Burgen. So machten es die Rhäter zuerft, jo in den Bor: 
bergen die Kelten: die Römer hatten folder „arces alpibus 
impositas tremendis“ recht viele zu erftürmen. Keineswegs 
alle zerftörten fie, feßten fich vielmehr felbft in den wichtigſten 
feft und vermehrten ihre Zahl. Diefe Eaftelle fanden Baiern 
(und Schwaben) vor, als fie eindrangen, und viele derjelben 
find heute noch menigftens als Ruinen erhalten. Dieſe 
Gajtelle lagen aber Feineswegs auf den oberiten Kämmen der 
Hochgebirge, fondern Frönten und krönen heute nod die 
Hügel und Mittelberge: auf den fteilften Höhen der Berge 
wären fie ebenfo fchwer zu erbauen und zu bewohnen, 
als ungeeignet geweſen, die Sidelungen im Thal zu ſchützen, 
den Weg im Flußthal wirkſam zu fperren: vielmehr wurden 
fie in einer Mittelhöhe angelegt, von melder aus fie durd 
Pfeil, Speer, Schleuder und Felsftüd die Straße am Fluß 
um ficheren Ziel nehmen und jeder Vorhut den Pfad über 
die Uferberge fperren konnten: an Leb, Inn, Etſch und 
Eijad läßt fich dies deutlih wahrnehmen. 

Als nun die Baiern eindrangen, machten fie es nicht 
anders als die Kelten vor ihnen: fie zogen in Maſſe im 
Thal die Flüffe hinauf, während die Vorhut vorausftreifend 
die Bejagungen der Mittelhöhen vertrieb, die Schanzen, 
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Verhaue, Burgen bezwang oder doch abjperrte und am 
Niederbrechen auf die Volksmenge hinderte. Die Sidelungen 
der römiſch-keltiſchen Provincialen im Thale wurden, ſoweit 
fie nicht als Feitungsftädte vertheidigt wurden, nicht zerftört, 
jondern, leer oder mit den verbleibenden Infaffen, eingenommen: 
ja nicht einmal alle Feftungsftädte, wie Augsburg, Kempten, 
oder Kleine Stationen, wie Füllen, Bartenfirchen (2) darthun, 
wurden völlig zerftört. 

Lange Zeit mag den Einmwanderern das bereit3 von 
Rhätern, Kelten, Römern cultivirte Bauland im Thale ge— 
nügt haben: erft jpäter, bei zunehmender Bevölkerung, nahmen 
fe auch jene mittleren Höhen in Sondereigen, welche früher 
nur als Allmännde oder gar als herrenlojes Grenzgebiet in 
Geftalt von Almen, Bergwiefen, Wäldern, der Viehzucht 
und Jagd gedient hatten. 

Mit dieſen Annahmen ftimmt im Wejentlihen auch 
überein, was die fürzlich erjchiene Monographie von Hartwig 
Peek „die Kiemfee-Klöfter” (Stuttgart, Cotta 1879) über 
die römische und die ältefte bajuvarifche Wirthichaft in jenen 
wunderſchönen Landichaften der Prien, der Traun, der Alz 
conftatirt, eine Arbeit, welche wegen des Eifers de3 ver: 
dienten Verfaſſers und der Mittheilung zahlreicher Inedita 
aus den baieriſchen Archiven in hohem Maß Beachtung und 
Anerkennung verdient. 

Nur möchten wir wünſchen, daß die in Ausficht geftellte 
ſehr dankenswerthe Darftelung der Wirthſchaftsgeſchichte 
einer weltlihen Immunität (Herrſchaft Hohenaſchau) in 
etwad mehr nüchternem, einfachem Stil gejchrieben würde. 
Denn die Form der Darftellung in jener Monographie 
ft durchaus nicht geihmadvol — fie ift allzu pridelnd, 
und brillant und ftört Studium und Genuß des Inhalts, 
ja, das Buch ift fo geiftreich gefchrieben, daß man e3 beinahe 
gar nicht lefen fann! — 
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N. kleine Schrift führt völlig überzeugend für jeden 
N‘ Berftändigen aus, daß die angeblichen „Opferfteine“ 
EIS. des Fichtelgebirges vor Allem, aber auch andere 
Ar. bier bejprochene keineswegs „Opferfteine” oder 
„Richterfige” oder „Druidenftühle” oder Opferblut- Wannen“ 
find, nicht von Menfchenhand vertiefte, gehöhlte, mit Rinnen 
für das Ablaufen des Blutes verjehene Vorrichtungen, Jondern 
lediglich Naturgebilde, durch Verwitterung, Erofion, Wafler: 
geträuf 2c. geftaltet und von Menfchen zu Gerichts- oder 
Dpfer-Zweden ebenſowenig verwendet als urſprünglich ber: 
geftellt. Der Verf. thut feinen Gegnern viel zu viel Ehre 
an, indem er ihre unglaublich methodeloien Aufitellungen 
eingehend befämpft: jo werden von diejen Herren den Ger: 
manen (!) Druiden zugefchrieben, eine vereinzelte Stelle der 
Edda von Menglödh wird im Fichtelgebirge (!) realifirt ge— 
funden, ebenda, viel zu weit füdmeftlih, wird das Heilig: 
thum der Semnonen angefeßt und anderer ſolcher unjäglicer 
Dilettantismus mehr. Die Stärfe und das Verdienft des 
Berf. liegen in der ruhigen, fühlen, Karen Beobachtung und 
Beurtheilung des Naturforfchers: mit diefen Waffen bat er 
der Natur jene ihre Gebilde wieder erobert, fie aus abge: 
Ihmadten Wahnvorftellungen von germaniſchem Druidenthum 
befreiend. Die glüdlicher Weife ſehr jeltenen und für jeinen 
Kampfzwed unerhebliden Etymologien, die er gelegentlid 
wagt, find ftarfe Mahnungen für ihn, bei feinen Steinen zu 
bleiben, die er gründlich verfteht, und ſich nicht unter bie 
Wörter zu wagen, die er nicht verfteht. 





‚) Gruner, Dr. 9., Lehrer, Opferfteine Deutfchlands. Cine ger 
il che⸗thnographiſche Unterfuhung. Mit eingedrudten Holzfchnitten u. 
4 Steintafeln. Yeipzig 1881. Dunder «Humblot. (63 ©. gr. 8. Taf. 4.) 
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|} — Verfaſſer dieſes lebhaft erſehnten Werkes hat die 
vb hohen Erwartungen, mit welden man nad jeinen 
ARE früheren Arbeiten über einzelne Perioden der 
21”  baierifchen Gefchichte diefem Buche entgegen jehen 
durfte, nicht nur erfüllt, — er hat fie in reichftem Maße 
übertroffen. Nicht überrajcht in der ganz ausgezeichneten 
Leiſtung die tadellofe Schulung, die mafelfreie Methode, die 
gründliche und Doch nie überkritifche Kritif der Quellen, die 
mujterhaft jorgfältige, gewiſſenhafte Verwerthung der ge= 
jammten außerordentlich umfangreichen, manchfaltigen und 
weit zerftreuten Literatur, die maßvolle Polemik, das gejunde 
unbefangene Urtheil, welches in der nicht immer leichten 
Abwägung der Berechtigung des Stammthümlichen und der 
Reichsgewalt ausnahmslos die richtige Mitte tactvoll zu 
treffen weiß: — alle diefe Vorzüge haben die früheren 
Veröffentlihungen des Herren Verfafjers, eines Schülers 
von Giejebreht3 und, irren wir nicht, auch von Georg 
Waitz, bereit3 bewährt oder doch ficher voraugfegen lajjen: 
— aber wa3 an den Gegenftänden der früheren Arbeiten 
niht wohl gezeigt werden Fonnte, tritt bier auf das 
Erfreulichfte hervor, nämlich: ein außergemöhnlihes Maß 
von Darjtellungstalent, von Gruppirungsvermögen, von 
Formfinn, kurz im beften Sinne des Wortes von fünftlerifcher 
Begabung. Man möge diejes nicht unbedenkliche Lob richtig 
verſtehen! 

Wir meinen bier unter „Form“ und „Künſtlerſchaft“ 
durhaus nicht eine beraufchte, dithyrambiſche Proja, ein 
hohles Pathos, oder eine um jeden Preis geiftreiche Eleganz 
de3 Stiles, wie fie manches neuere deutiche Geſchichtswerk dem 
echten Poeten ebenjo unausſtehlich wie dem Gelehrten ver: 
ächtlich machen. Solche Gejhmadlofigfeit der Phrafeologie, 
die immer nur auf Koften der Gründlichfeit erzielt wird und 









) Sigmund Riezler, Gefhichte Baierns. Erſter Band 
(bis 1180). Gotha, Friedrich Andreas Perthes. 1878, 
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doch blos ein widriges Zmwittergeichöpf zwiſchen Poeſie und 
Wiſſenſchaft erzeugt, ift das wahre Gegentheil der jchlichten, 
ungeſuchten Sprache des vortrefflien Buchwartes zu Donau: 
eihingen (der übrigens nad diejer hervorragenden Arbeit 
hoffentlich bald einen afademifchen Lehrftuhl einnehmen wird, 
wenn anders die „Sittliche Weltordnung” auch in Berufungen 
zu erjcheinen fich herabläßt, was freilich ſchon Mander be: 
zweifelt bat). Wielmehr begreifen wir unter „Darftellungs: 
kunſt“ die Vorzüge höchſt geſchickter Gruppirung und Glie: 
derung des nichtS weniger al3 gefügen, vielmehr höchft ſpröden 
Stoffes, die lichtvolle Zufammenftellung eines reihen und 
doch überfichtlichen einheitliden Ganzen aus einer gewaltigen 
Fülle jehr zerfplitterten Materials: dieſes Mojaikbild konnte 
nur bei liebevollfter Verſenkung in den Stoff, vollftändiger 
Beherrfhung defielben und jehr geſchickter Verwerthung jedes 
kleinſten Splitterleins geſchaffen werden. Auch zwiſchen edler 
Bolfsthümlichkeit und gelehrter Strenge hat der Verfaſſer 
glüdlih die richtige Mitte gefunden. Ich glaube deshalb 
ein Urtheil über den Werth und Erfolg gerade folder Be: 
mühung aussprechen zu dürfen, weil ich jeit Jahren mit 
einer ähnlichen, obzwar mol noch bedeutend ſchwierigeren, 
Aufgabe ringe: — der Gefchichte der deutjchen Urzeit für das 
Gieſebrecht-Heeren-Uckertſche Sammelmerf: und wahrlich, frob 
würde ich aufathmen, ruhte bereit3 auf meinem Werfe ein 
jo voll verdienter Kranz der Anerkennung, wie wir ihn auf 
diefe „Geſchichte Baierns“ legen dürfen. 

Der Verfaſſer führt im Eingang aus, wie er feine Auf- 
gabe erfaßt und begrenzt hat: nämlich als Geſchichte dei: 
jenigen politifchen Gemeinmwejens, das jeweils den Namen 
Baiern führte: es werden alfo nicht behandelt die Geſchichten 
aller Glieder des States, dur deren Bereinigung da3 
heutige Königreich dieſes Namens entftanden ift. Jeder 
Sachkundige wird ihm in diefer Eingrenzung Recht geben. 
Die fränkiſchen, Schwäbischen, pfälziſchen Landſchaften dieſes 
heutigen Königsreichs ſind bis zu dieſer Vereinigung weder 
in den altbaieriſchen Landen noch unter einander in einem 
organiſchen Zuſammenhange geſtanden: die Verbindung ihrer 
Geſchichten in Einem Buche würde kein einheitliches Werk, 
ſondern eine äußerliche Nebeneinanderſtellung der Geſchichten 
verſchiedener deutſcher Stämme, vielmehr Stammestheile 
bilden, welche bis Anfang dieſes Jahrhunderts durch Nichts 
mit einander verbunden waren. Waren es doch, Reid}: 
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Dörfer und Reichsritter ungerechnet, nicht weniger als drei— 
undachtzig verjchiedene Gebietstheile, aus welchen vor etwa 
achtzig Jahren das Königreich zufammengejegt wurde: Bis— 
thümer, Abteien, Städte, Grafſchaften, Vogteien u. ſ. w, — 
grundverjchieden in Art und Gang ihrer Verfaſſungs- und 
Kulturgeihichte. Gewiſſermaßen das deal einer gejchicht- 
lihen Aufgabe wäre e3, fiele die Statsgeſchichte mit der 
Stammesgefhichte zufammen: — aber bei feinem einzigen 
deutjhen Stat wie Stamm ijt dies der Fall: die jalijchen 
und ripuariihen Franken find zu Holländern, Belgiern, 
Wallonen, Franzojen, Lothringern, Rheinpreußen, Pfälzern 
geworden, die „Sachſen“ und Frieſen ſind zwar nunmehr 
(jeit 1866) zum großen Theil im preußifchen Stat vereint, 
aber Splitter beider Stämme find in anderen norddeutjchen 
Staten (Braunſchweig, Hanfeftädte, Oldenburg u. a.) ver: 
theilt, die „Thüringe” find zahlreiher als im heutigen 
Thüringen, in den baierijchen jogenannten Franken und im 
Königreih Sachen zu ſuchen; die Alamannen fißen außerhalb 
Württembergs in der Schweiz und in dem „Fremd-Land“ 
Alifat = Elſaß; endlich den Baiern haben — leider! — ehr früh 
ihre Oſtmarken, Defterreich, Salzlammergut, Steier, Kärnten 
und ihre Südmarf Tirol fih vom alten Herzogthum gelöft. 
Es ift ſeltſam, wie die Gejchichte, welche die Stämme zer: 
riffen, auch mit den Namen willkürlich gejpielt: jo find die 
jogenannten baierifhen Franken feine Franken, fjondern 
Thüringe, die Sachſen des gleichnamigen Königreichs Feine 
Sachſen, jondern ebenfall3 meiſtens Thüringe mit jlavijcher 
Miſchung und die Preußen — glüdlicherweife! — feine 
Preußen, d. 5. nur zu verjchwindend Eleinem Theile Söhne 
der Anbeter des Perkunos. 

Der erfte Band, der bis 1180 geht, umfaßt in fünf 
Büchern die Agilolfinger bis 788, die Karolinger bis 907, 
die MWiederaufrihtung des Stammbherzogthums bis 995, 
Herzoge aus verjchiedenen Häufern 995 bis 1070, Welfen 
nnd Babenberger 1070 bis 1180. 

Einzelne Bunkte, in welchen wir abweichen (3. B. das 
Berhältniß zu Kelten und Römern — d. h. den ftärferen 
Reſt von Kelten, welchen wir unter der Markomannijchen 
Einwanderung im Lande verblieben annehmen), werden 
anderen Orts zur Sprade kommen. 

Bisher war unbeftritten die befte deutjche Territorial: 
gejchichte die ausgezeichnete Arbeit Stälins für Württemberg: 
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liegt das Werk Riezlers vollendet vor, jo werden wir Baiern 
uns berühmen dürfen, den alamanniihen Nachbarn hierin 
nicht nachzuſtehen. 

Friedrichshafen, September 1879. 


Zur Fer Salten.” 


a8 Vorwort des Herrn Herausgebers belehrt uns 
* über die Lebensverhältniffe des Verfaſſers diejes 
Ind Werkes, eines der Inſel Amrum entjprofjenen Nord: 
a friefen, der bereits im Jahre 1843 eine Schrift über 
die Ler Salica herausgegeben. Er wanderte im Jahre 1871 nad 
Amerika aus, „da er fich nicht in die Verhältniſſe finden Fonnte, 
welche die neuere Zeit gejchaffen hatte, da fie feinen Begriffen 
von der feinem Heimatlande (Schleswig = Holftein) gebührenden 
ftatlichen Selbftftändigfeit nicht entſprachen;“ er hatte mann: 
baft gegen die dänische Unterdrüdung gerungen und deßhalb 
1848 jeine PBrivatdocentenftellung zu Kiel aufgeben müſſen; 
vermuthli war es alſo die Einverleibung feiner Heimat in 
Preußen (ftatt der Errichtung des Auguſtenburgiſcheu Her: 
zogthumes), welche den 68 jährigen Greis aus dem herge: 
ftellten deutichen Reiche nach Amerifa wandern ließ. Der 
Berfafler, ohne Zweifel ein höchft ehrenwerther Character, leiſtet 
in dem vorliegenden Bude an Dilettantismus (das Ber: 
zeichniß der 25 auf ©. XXIII. aufgezählten Schriften des 
Mannes ift characteriftifh: Nr. 8 der Qumpenforb des 
Schneiders Gabe, 1846 Nr. 9 Shafefpeares Sturm hiſtoriſch 
erklärt, 1846 Nr. 12 der Franzofe und feine Sprache 1848 
Nr. 15 Neueftes Teftament teftiert im Namen Gottes des 
heiligen Geiftes, Stuttgart 1852. Nr. 17 das Norblidt, 
1860. Nr. 23 Die Lombardei und ihre eiferne Krone, 1866) 


') Element, Dr. Kn. 3. Forfhungen über das Recht der ſaliſchen 
Franken vor und in der Koͤn Szeit. Lex Salica und Malbergiihe 
Öofen, (Erläuterungen, nebſt eritem Deriuc — —— on 
hochdeutſchen Ueberjegung.) Nachgelafienes Werk: 
mit einem Vorworte und Regifter verfehen von Ge Sof SR 8 
Dr. Heinr. Zoepfl. Berlin, 1876, Grieben. (XXIV, 468 S 
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das Mlleräuperfte, an Dilettantismus des Inhaltes, der 
Methode, der Form, der Gejammtanjchauung. 

Die Verbreitung des ChriftenthHums durch Rom und die 
Aufrihtung des merovingiſchen Königthumes, zumal aber 
des Kaiſerthumes durh Karl den Großen werden in einer 
haß-ſprühenden Sprade als grenzenloje Calamitäten darges 
ftellt, in bis zur Unerträglichfeit monoton wiederholten 
Wendungen. Was fol man aber dazu jagen, daß bei dem 
Abdruck des Tertes der Ler Salica (und der hochdeutſchen 
„Meberjegung”“, deren Zweck jchwer begreiflih) unter der 
Rubrik: „Zertfehler” unter Anderem alle in dem Bulgärlatein 
jener Zeit vorkommenden (aljo nicht als Tertfehler anzu: 
fehenden) oder auch durch Verſehen der Schreiber entftandenen 
Caſusfehler u. ſ. w. (Nccufativ ftatt des Ablatives oder um: 
gekehrt, falſche Pluralbildungen, unrichtige Geſchlechtsbe— 
zeichnungen) mit peinlichfter Sorgfalt zufammengeftellt werden, 
al3 ob irgend ein Leſer darüber einen Zweifel haben 
könnte, ob per den Nccufativ oder ex den Ablativ regiert. — 
Daß die Mundart der faliihen Franken urjprünglich der 
friefifhen und ſächſiſchen ſehr nahe ftand, wird immer wieder 
in eifrigfter Polemik vorgeführt, als ob das nicht längft 
befannt wäre. — Die ganz unglaublichen Behauptungen 
und Sätze, welche den höchſtgradigen Dilettantismus des 
Berfafjer3 befunden, Fönnen bier nicht gehäuft werben: 
wir vermweifen beifpielshalber auf ©. 2 „das National: 
ſymbol der (heidnifchen) friefiihen Franken mar die Lilie 
©. 3" ©. 5 Faramund ift hiftorifch, in dem baierifchen 
— nicht in den übrigen „„Strecken““ (!) Bayerns er— 
annte ich ſogleich am Aeußeren der Bevölkerung ihre frieſiſche 
Abſtammung;“ dieſe Bevölkerung der aus zufälligen Gründen 
ſpäter „Franconia orientalis“ genannten „Strecken Baierns“ 
iſt aber hermunduriſch. — S. 13 „die Ueberwiegenheit des 
Geiſtes;“ vergl. den hierauf folgenden Satz: „als viele 
Barbarenſchelter ohne” (2c. Bärenfell); ebenda: „der Reim 
ift germanijch oder eigentlich gothiſch (sie).“ ©. 14. „Die 
germanifche Cultur theilte fih von Weften ber den Slaven 
und Gfandinaviern mit, und was beide (aljo auch die 
Sfandinavier!) Germanijches in ihren Sprachen haben(!!), 
ſtammt aus Welten in fpäteren Zeiten.” — Man würde nad 
jolhen Proben diejen verrannten Dilettantismus einfach auf 
fih beruhen laffen dürfen, wenn nicht der Verfaffer, der über 
das Verhältniß der nordgermanifchen Sprachen zu den ſüd— 
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germanijchen ſolchen Unfinn lehrt, in der empörenditen 
Weiſe gegen Jakob Grimm aufzutreten jich erfühnte. 

Die Bekämpfung „Herrn Jakob Grimm's,“ und zwar 
in den gröblichften Ausdrüden, ift der Hauptinhalt des 
Buches; zu diefem Behufe werden 46 Seiten der Forihungen 
zur Lex Salica ausgefüllt mit Kritif von J. Grimm’s Be 
merfungen zu den angeljähfiihen Gedichten von Andreas 
und Elene! — Es mag ja fein, daß der Perf. in den 
Grimm'ſchen Erflärungen der malbergiſchen Gloſſen bin und 
wieder nicht bloß Irrthümer aufgededt, jondern bie und da 
auch Richtiges gegenübergeftellt hat (Kern’s Arbeit blieb ihm 
unbefannt, wie überhaupt faft die ganze neuere Literatur), 
feinesfall3 aber darf in deutfcher Spracde über Jakob Grimm 
in ſolchen Ausdrüden gejchrieben werden: von Niemandem, 
aber gewiß am mwenigften von einem Gaft in Jakob Grimm’s 
Arbeitszimmer: S. 86 „Wenn man bedenft, wie unzäblig 
viele Hülfsmittel 3. Grimm bei feinen Sprachforſchungen 
hatte, was ich felbft in feinem Arbeitszimmer gejehen babe, 
jo muß man darüber erftaunen, daß er jo unzäbhlig viele 
Mißgriffe jelbft in feinem großen deutſchen Wörterbude 
gethan hat.” — Immerhin fann man noch die Sprache eines 
tief verbitterten, durch Schickſalsſchläge ergrimmten Mannes, 
wenn nicht entjchuldigen, doch erflären: aber wie fommt 
Herr Hofrath Zoepfl dazu, ſolche Ausdrüde gegen Jakob 
Grimm druden zu laffen? ©. IX. äußert der Herr Heraus: 
geber Bedenken wider die Urtheile des Verf.'s über die 
Kirhe und Karl den Großen; aber daß man gegen Jakob 
Grimm nicht folde Worte in die Feder nehmen follte, 
jcheint dem Herrn Herausgeber garnicht eingefallen zu jein. 


Zu Amminnus Marcellinns XVII, €. 





a. 


\ u 
Ai. hat fich viele Mühe gegeben, das germaniſche 


Ar, Amt zu ermitteln, weldes für Ammianus 

7 Marcellinus XXVI, e. 5 den Anlaß gegeben haben 
möchte, Athanarich, den König der Weftgotben, 

judex’ zu nennen: ja, man wollte um dieſes Wortes willen 
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den Weftgothen das Königthum ganz abjipreden und in 
Athanarih nur einen republicanifhen Grafen oder ein Ge— 
ſchlechterhaupt erbliden. Auch ich habe mwenigftens ange: 
nommen, ein bejonderer gothiſcher Ausdrud habe jenen be- 
mwogen, jtatt rex bier judex zu ſetzen.) AU das ift vielleicht 
unbegründet. Sch finde, daß Ammian der Grieche, welcher, 
in jeinem gejuchten Stil und wol auch in der Unficherheit 
des Ausdruds in einer erft erlernten Sprache, zahlreiche jehr 
befremdliche Bezeichnungen anwendet, in allerdings höchft jelt- 
jamer, aber völlig zweifellojfer Redeweiſe judex' für „Feld— 
herr“, „Eriegeriicher Anführer”, „Befehlshaber“ brauct. 

IX, e. 4 (ed. Eyfienhardt, Berlin 1871 ©. 444) 
erzählt er den mißlungenen Ueberfall, welchen Balentinian 
gegen den Nlamannenfönig Macrian im Jahre 373 ing 
Werk ſetzte. Es ift dabei nur von römischen Soldaten und 
Dfficieren die Rede. Nachdem er berichtet, daß Severus, der 
das Fußvolf befehligte (qui pedestrem curabat exercitum), 
in Erwägung feiner jehr geringen Truppenzahl bejorgt Halt 
gemacht habe, fährt er fort: „aber nach dem Eintreffen zahl: 
reicher Truppen ermuthigt jchlugen die ‘judices’ auf furze 
Zeit ein (impropifirtes) Lager .. und . . rüdten bald darauf 
weiter vor” u. ſ. w. Es leidet feinen Zweifel, das judices' 
hier — ‘duces’, „Anführer“ Heerführer”. 

Und offenbar ganz in dem gleichen Sinn hat nun 
Ammian XXVII, ce. 5 das nämlihe Wort von Athanarich 
gebraucht: dieſer Sinn: „der mächtigfte Heerführer“ paßt 
dort auch am allerbeften; denn es ift nur davon die Rebe, 
daß, als Valens die Weftgothen angriff, in den erften beiden 
Seldzügen die Barbaren ſich durh Rüdzug in die Berge 
jiherten: erſt bei dem dritten Feldzug heißt es: nach leichteren 
Gefechten wagte Athanarich, zu jener Zeit ‘potentissimus 
Judex’, Widerftand zu leiften mit einer Schar, welche er für 
weit mehr al3 ausreichend erachtet hatte, ward aber durd 
die Beforgniß, (von den Legionen) völlig vernichtet zu werben, 
zur Flucht gezwungen.“ 

Man fieht: Ammian giebt hier, in ‘potentissimus 
judex’ nur den Grund an, weshalb gerade Athanarich Stand 
hielt und nicht, wie die andern angegriffenen Fürften, fich 
jofort zurüdzog: „er hielt Stand,“ weil er der mächtigfte 


.) Bol. Könige V, ©. 3 f. VI, ©. 3 f. und die dort angegebene 
Literatur. 


delix Dahn. Bauſteine. VI. 8 
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‘iudex’ war, d. 5. nicht „Richter“, fondern „Heerführer“ 
war, weil er glauben durfte, eine weit mehr als ausreichende 
Streitfraft entgegenführen zu können: “judex’ ift aljo dux, 
bier wie XXIX, ce. 4. Wir erfahren daher aus der Stelle 
nichts, als was wir ſchon wiſſen: daß nämlich der König im 
Kriege den Heerbann ſeines Gaues befehligt und, wenn 
mehrere Könige verbündet Krieg führen, Ein König zum 
gemeinjfamen Dberfeldheren („Herzog“) geforen zu werden 
pflegt. An das dem König allerdings auch zufommende 
Nichteramt, den „Gerihtsbann,“ hat Ammian bier gar nid 
gedadht. 

Nun ift allerdings auch von Themiftius in der be 
fannten Stelle (Orat. X, ed. Dindorf 1832) Athanarich als 
„Richter“ bezeichnet worden, mit dem Zufaß, diefer Fürft 
babe, den Königstitel verfchmähend, fich mit jenem Namen 
begnügt. Letztere Motivirung der Titulatur ift, wie jeder 
fieht, jehr jchief rhetorifh und von dem Redner, wenn nid: 
erfunden, doch zurecht gelegt. 

Wir willen: die Germanen empfanden den Unterfchied 
fönigliher und gräflicher Vorſtände ſehr ſcharf (von 
„Monarchie“ im Gegenſatz zu „Republik“ ſollte man bier 
nicht ſprechen: auch die Völker mit Königen zählen zu den 
Republiken, denn der Souverain war auch hier die Volls— 
verſammlung): daß jemals ein Fürſt die Wahl gehabt 
hätte, ſich König oder Graf zu nennen, iſt ſchwer zu glauben. 

Anderwärts habe ich ausgeführt (Könige I, ©. 88), mie 
ſchwer e3 den Griechen und Römern ward, für den germanijcen 
Gaufönig einen zutreffenden Ausdrud zu finden: Bas 
(wa8 aud den Kaiſer bezeichnet), rex und regnum paßten 
nicht zu der intenfiv fehr geringen und auf ſchmales Gebiet 
beſchränkten Macht eines ſolchen Fürften: consul, magistratus 
vertrug fich jchlecht mit der (relativen) Erblichfeit: magistra- 
tus wird vielmehr ganz correct von Cäfar für den Gaugrafen 
und den Herzog gebraudt: jo wählten fie denn gern das 
farblofe ‘princeps’, das nur den „Erften“, den „Borfteber“ 
überhaupt bezeichnet 5. B. princeps iuventutis, senatus) 
und daher von Tacitus ganz ebenjo für den Gaufönig als für 
den Gaugrafen, ja auch für den Gefolgsheren verwendet 
wird. Andere halfen fih dadurch, daß fie, eingedenk der 
Erblichkeit, zwar ein rex verwandtes Wort wählten, aber 
durch BVerkleinerungen das geringe Machtgebiet ausprüdten: 
regulus, subregulus, vielleicht auch regalis bei Ammian. 
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Sehr nahe lag es endlich, die eine oder andere wichtigfte 
Function berauszugreifen, welche dem König zufam: von 
diefen war für die Römer das Handgreiflichfte die Heer: 
führung: daher nennen fie die Könige duces, vYyoöpevor, 
Yrewöves, Apyovıss (Prokop, Agathias). Neben dem Heerbann 
war der Gerichtsbann das Hauptrecht des Königs: Fein 
Wunder alfo, daß man auch an duasıns dachte. 

Das Nihtige an der Notiz des Themiftius ift, daß 
Athanarich fi nicht thiudans, Volkskönig nannte, fondern 
mit dem gothifhen Wort für Gaufönig reiks gaujis: gab 
es doch ein Wort für den Gaugenofjen, gauja: jo wichtig 
war diefer Verband (fiehe die Stellen aus Wulfila, Könige 
VI, ©. 10). 

Vielleiht — aber das fol nur eine Vermuthung fein 
— ift an jener Angabe auch noch jo viel Richtiges, daß 
Athanarich, da er mehrere, ja zahlreiche Gaue unter fich ver— 
einte — er war der mächtigfte jener Fürften, — fih etwa 
Volkskönig zu nennen hätte unterfangen dürfen, aber doc 
vorzog, den befcheidenen und mehr richtigen Titel Gaufönig 
beizubehalten. 

Indeſſen, mag man dieje Erklärung der Stelle des 
Themiftius nicht für völlig befriedigend halten (wir wiſſen 
eben leider nicht beftimmt, welches gothiſche Wort hier in 
Frage fam: stava?) — feinesfalls darf man fih, um fie 
ftreng auf den republicanifhen „Richter“ = Grafen zu 
deuten (der Graf ift auch nicht blos Richter, er ift auch 
Heerführer), auf jene Stelle Ammians berufen: denn daß 
Ammian bloße Dfficiere, Heerführer, Feldherren judices 
nennt, glauben wir zweifellos bemwiejen zu haben: und jo hat 
er auch Athanarich als den „mächtigften Heerführer“ hier be: 
zeichnen wollen. 

Daß fich bei Themiftius ebenfalls die Bezeichnung Richter 
findet, ift, da an Entlehnung zwijchen beiden nicht zu denken, 
ein — allerdings befremdlicher — Zufall. 

Bei diefer Gelegenheit will ich bemerken, daß mir 
über eine Erflärung von Tacitus: erat inter Gothones 
nobilis juvenis nomine Catualda profugus olim vi Maro- 
bodui, welche ich, mit zahlreihen Vorgängern, aufrecht 
bielt, weil fie, fachlich betrachtet, den Vorzug verdient, 
Zweifel aufgeftiegen ift: ich nahm an, Catualda ſei ein vor 
Marobods gemwaltthätigem Einfönigthum aus deſſen Reich 
entwichener, zu den Gothen geflüchteter Marfomanne: das 

8* 
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bat viel mehr für fih, als ihn für einen Gothen zu halten. 
Aber Hist. IV, 15 jagt Tacitus von einem zweifellofen 
Kanninefaten: erat in Canninefatibus stolidae audacise 
Brinno. Nah diefem Sprachgebrauch wird man dod wol 
am Ende annehmen müfjen die Worte: erat inter Gothones 
nobilis juvenis nomine Catualda jollen dieſen als Gothen 
bezeichnen. Allerdings: das Folgende ‘profugus olim vi 
Marobodui’ gewährt immer noch für die andere Deutung 
Stüße. 


Jordanis. 
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| ordanis,) der Gejchichtichreiber der Gothen, war ge: 
er, boren ca. 500; er jelbit zählt fich zu den Gothen, 
“X Vai war aber, ftreng genommen, Alane: jein Großvater 
Paria war Kanzler (notarius) des Alanenfürften 
Kandak in Möfien (fein Vater hieß Alanovamuth); und ver: 
ſchwägert war fein Gefchlecht mit dem oftgothijchen Königshaus 
der Amaler: dieje Verbindung, welcher Jordanis allerhöchſten 
Werth beimißt, hat im Zujammenhang mit feiner völligen 
Abhängigkeit von Caſſiodor's Werk (ſ. unten) die eigenartige 
Färbung feiner Gothengejchichte bewirkt und ihn völlig un- 
fähig gemacht, den großartigen Heldenfampf der Gothen für 
ihre Nationalität, den er erlebte, richtig zu würdigen. — 
Er war jelbft „Notarius* geweſen, wir willen nicht, an 
welchem Königshof, bis er fpäter vom Arianismus zum 
Katholicismus und (vielleicht gleichzeitig) in den geiftliden 


. ) So die beiten Handſchriften; 
Durch Die erſte Ausgabe (Peutinger, Augsburg 1515) verbreitete Norm: 


ficher — iſt allein der letztere, durch Das ganze Mittelalter ge 
bräuch 
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Stand” eintrat. Vielleicht ftieg er bis zur Biſchofswürde 
empor (j. unten). Er ſelbſt nennt fich „agrammatus“ (l. e.): 
jedoh mag er im Alter wie lateinifh auch griechifch leſen 
gelernt haben: die meijten Citate in feinem Buch find aber 
ohne Zmeifel aus Gaffiodor entlehnt: und caſſiodoriſch ift 
das Schmwülftige und Gefpreizte des Stils: wo Jordanis jelbft 
jehreibt, ift die Sprade unbeholfen: er bat jo wenig Selb: 
fändigfeit des Geiftes, daß er ſogar die Vorrede zu feinen 
Werf mit wenigen Nenderungen faft wörtlich der Vorrede 
eines Anderen?) entlehnt hat. Als Katholif, ala Geiftlicher, 
als Verſchwägerter des ſtark romanifirten Haufes der Amaler 
hatte Jordanis höchfte Verehrung, ungetheilte Sympathie für 
das römische Kaiferreich, den Stat des ChriftenthHums und der 
Cultur, der nad dem Erlöfchen des MWeftreich8 in Byzanz 
allein fortlebte, jo daß, nach der römiſchen Legitimitätstheorie, 
Oſtrom nun auch in den ehemals Weftrom zugehörigen Län: 
dern, zumal Stalien, allein die rechtmäßige Statsgewalt zu: 
ſtand. So hatte es Byzanz gemeint, ald es Theoderich gegen 
Ddovafar ausgejendet hatte: blieb der Gothe Sieger, fo 
ſollte er lediglih als Beamter des Kaiſers über Italien 
berrihen, ob zwar fein Volk in diefem Land auf den bis 
dahin von den rebelliihen Söldnern Odovakars occupirten 
Grundftüden angefiedelt werden follte. Die Natur der Dinge 
und Theoderichs großartige Herrichernatur waren nun zwar 
ſtärker geweſen, als jener allzu feine byzantinifche Plan: 
fraft eigenen Rechts, als Eroberer, als König herrſchte 
Theoderih auch über Italien und ward, ganz gegen feinen 
Willen, jogar vorübergehend zum offenen Krieg gegen Byzanz 
gedrängt. Aber jhon Theoderich hatte größtes Gewicht darauf 
gelegt, jeinen römischen Unterthanen gegenüber die Zuftim- 
mung des Kaifers zu feiner Herrichaft über Stalien als 
Rechtstitel überall geltend zu machen und feine ſchwachen 
amaliihen Nachfolger, noch viel mehr romanifirt als er, 
deßhalb ſchon und auch wegen ihrer viel geringeren perföns 
lihen Kraft ohne Stüße im gothiſchen Volksgefühl, geriethen 


2?) Ante conversionem meam: c. 50 de rebus — — 
durchaus nicht Eintritt in den Mönchsſtand, Bähr, Geſch. d 
Litt. S. 252 bedeuten muß; richtig Ebert, Gðeſch . hriftl.-lat. eilt, 
l, Leipzig 1874 ©. 531. 

) Nämlich Rufins’ Vorrede zum Gommentar des Origenes über 
den paulinifchen Nömerbrief, na — von H. v. Sybel, Schmidt's 
Zeitſchr. f. Geſchichte VII. S. 28 
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bald in fo äußerfte Abhängigkeit von Byzanz, daß fie das 
Gothenreich wiederholt geradezu an Juſtinian verkauften 
und verriethen. Die durch Volkswahl geforenen Könige 
von Vitichis ab bis Totila (und Teja) führten nun freilid 
ſchon jeit Jahrzehnten einen grimmigen Kampf gegen Byzanz 
für Behauptung Staliens und ihrer nationalen Eriftenz: 
aber dieſer heldenhafte Kampf ift dem frommen, durdaus 
romanifirten und halb amalifchen Geiftlichen, der zu Byzanz 
lebt, in tieffter Seele zumwider: er verjchweigt ihn nach Kräften: 
— Totila’3 erwähnt er hier gar nit: und wo er ihn er: 
mwähnen muß, gejchieht es mit unverhüllter Abneigung gegen 
diefen König, der Jordanis nicht anders als Brofop, dem Redis- 
rath Belifars, ein „Tyrann“, d. h. ein Anmaßer und Rebell 
gegen den rechtmäßigen Herricher Italiens, Kaiſer Juſtini— 
anus, ift: fagt er doch am Schluß ausdrücklich, daß er nicht 
zum Ruhme der Gothen, jondern um den Ruhm des Siegerd 
zu erhöhen gejchrieben habe. Sehr bezeichnend für dieſe 
jeltjame, aber doch aus den gejcilderten Vorausfegungen 
voll erflärbare Art von gothiſchem Patriotismus ift das Ideal 
der gothiſchen Zukunft, welches Jordanis vorſchwebt. Mate: 
ſvintha, Theoderichs Enkelin, der Regentin Amalajvintha’s 
Tochter, hatte, von Ravenna nah Byzanz gebracht, dort 
nach dem Tode des Vitichis (der fie zur Ehe gezwungen), 
den Prinzen Germanus geheirathet und diefem, der wenige 
Monate darauf ftarb, ein gleichnamiges Söhnlein geboren: 
diefes Kind, welches das Blut der Amaler mit dem kaiſer— 
lichen der „Anicier“ in fich vereinte, galt nun Jordanis gemifler: 
maßen als lebendiges Symbol der Verſchmelzung oſtgothiſchen 
nnd römijchen Wejend; ganz wie zu Anfang des vorher: 
gehenden Jahrhunderts der Knabe, welchen PBlacidia, des 
Kaiſers Honorius Schweiter, dem König Athaulf geboren, 
das — furzlebige! — Symbol der Verfchmelzung von Beit: 
gothen und Römern gemwejen war. Nur in Einfügung, in 
Unterordnung der Dftgothen in das römijche Reich, unter 
der Regentſchaft Matafvintha’s bis zur Reife ihres Knaben, 
dann unter deſſen Statthalterjchaft Fünnten die Gothen in 
Stalien fortleben, freilih in völliger Unterthänigfeit —: er 
wußte nicht, was fein Zeitgenofje Profop Kar durchſchaut 
hatte: „Yuftinian haßte den Namen der Gothen und wollt 
ihn binweggetilgt wiffen aus dem Gebiet des Neichs“. In 
folder Stimmung und politifhen Anſchauung jchrieb er an 
einer kurzen Darjtelung der „Weltreiche in ihrer Reiben: 
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folge”, wobei ihm der Gedanke völlig fern blieb, auch das 
jüngfte dieſer Weltreihe, eben das römifche, könne einmal 
untergehen (jo vortrefflid Wattenbah a. a. O.); denn die 
Erledigung des weftrömifhen Thrones machte dem Zeitge- 
noſſen durchaus nicht den gleichen Eindrud wie ung: wir 
wifien, daß fein weſtrömiſcher Kaifer mehr von Byzanz ein- 
gefegt, daß Stalien und die übrigen ehemals weftrömijchen 
Länder auch nicht von Dftrom unmittelbar behauptet oder 
auf die Dauer wieder gewonnen wurden: aber die Zeitge- 
nofjen in Byzanz fonnten damals recht wohl glauben, wie 
die Germanenreidhe in Afrifa in Stalien bereits zerftört, in 
Spanien wenigſtens erfolgreich angegriffen waren, jo werde 
Juſtinian oder ein in dem wiedererfämpften Rom von ihm 
eingejegter Mit-Kaiſer durch Belifar und Narjes auch Gallien 
den Franken wieder entreißen. 

Jordanis unterbrah die Arbeit an jener Chronik, um 
auf Wunſch eines Freundes Caſtalius (oder Caftulus) 
einen Auszug zu fertigen aus der großen, 12 volumina 
umfafjenden „Gothengejchichte” Caſſiodors. Magnus Aureliug 
Caſſiodorius Senator (vgl. über ihn Wattenbad, J. 8 5 
und Ebert ©. 473) einer der großen Bolyhiftoren der 
finfenden Römerwelt, hatte unter Theoderichs und deſſen 
amaliichen Nachfolgern (— das Manifeft des Vitichis hat er 
noch verfaßt, dann aber bald den Stat3dienft in dem gegen 
den Kaifer fämpfenden Reich aufgegeben —) die wichtigften 
Aemter befleidet und fich auch eifrig bemüht, das amalijche 
deal der Verföhnung und gegenfeitigen Ergänzung von 
Römern und Gothen zu verwirklichen (vgl. Dahn Könige II. 
©. 261). Dem gleichen Zwecke diente feine Gothengeſchichte: 
er ftellte (offenbar in gutem Glauben, nicht mit bewußter 
Lüge) die Gothen als identifeh dar mit dem alten Kultur: 
volf der Geten, mit weldhem Rom ſeit Yahrhunderten ver: 
fehrt hatte, welche zulegt als römische Unterthanen in Thra- 
fien waren angefidelt worden: zugleich ſchildert er bie 
Sothen, zumal das amalifhe Haus, als alte Bundesgenofjen 
des Neihes — was fie ja auch mirklih häufig gemejen 
waren, — hebt ihre Verdienfte, zumal im Kampf für recht: 
mäßige Kaifer gegen Ufurpatoren, aber auch gegen andere 
Barbaren, zumal die Hunnen Attila’3, hervor und drängt 
nah Kräften die Kriege zmwifchen Rom und den Gothen 
jurüd in den Hintergrund. Er hatte das Werf vielleicht 
Ihon unter Theoderich begonnen und vermuthlich mit deſſen 
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Tod und der Thronbefteigung Athalarich8 unter Regentjchaft 
Amalafvinthas abgeſchloſſen: fo bot fich die befte Gelegen- 
heit, in der im Namen und Auftrag des Kaiſers volljogenen 
Befreiung Staliens von dem „Tyrannen” Odovakar, der 
MWiedergewinnung Roms, der milden Behandlung der Römer, 
der Erhaltung der gefammten Stats: und Städteverfaflung, 
der ehrerbietigen Sprache, zumal der Regentin, gegen Byzanz 
— er jelbft hatte die Briefe verfaßt, welche dem Kaijer den 
Negierungswechjel meldeten — fein Ideal, die innigfte Freund» 
ſchaft zwifhen den „Geten“, zumal dem Haus der Amaler, 
und den Römern al3 verwirklicht zu preifen. Das waren 
nun völlig Die Anfhauungen und Wünfche, welche auch Jordanis 
hegte und, abgejehen von feiner Unfähigkeit, jelbftändig eine 
Umgeftaltung des Werfes vorzunehmen, hatte er offenbar 
gar feinen Grund, feine Neigung, die Auffaffung und po= 
litifhe Tendenz des wegen jeiner Gelehrſamkeit und Fröm: 
migfeit gleich bochverehrten Verfaſſers zu modificiren: an 
dem Inhalt, dem Detail der Gejchichtserzählung Kritik zu 
üben, war aber Jordanis gar nicht in der Lage. So beftätigen 
diefe pſychologiſchen Erwägungen das Ergebniß, anderer 
Unterfuhnngen, daß wir nämlich in der Arbeit des Jordanis 
in allem Wejentlichen lediglich einen ſehr knappen Auszug 
aus Caſſiodors Werk befigen, jo weit dies reichte, mit un: 
erheblichen Aenderungen. Nur den Schluß, vom Tod Theo: 
derich8 an, Cap. 59, hat Jordanis angehängt — aber wieder nicht 
jelbftändig, jondern aus Marcellinus Comes das Meifte ent: 
lehnend — (au in dieſem 59. Gapitel find aber die erften 
Sätze bis auf Amalajvintha’3 Ermordung wol noch von 
caffiodorifhen Wendungen durdzogen —) mit fichtbarer 
Abgunft gegen Vitichis und die gothifche Nationalpartei. 
Er jchließt mit dem Söhnlein Matafvintya’s, „in welchem das 
Geſchlecht der Anicier mit dem amalijchen Haufe vereint als 
die Zufunftshoffnung beider Völker lebt:” den darauf fol: 
genden Sag aber: „joweit über den Urfprung der Geten 
und das Edelgeichlecht der Amaler und die Thaten der Helden 
und das ruhmwürdige Gejchlecht” hat Kordanis vielleicht doch 
wieder Caſſiodor entlehnt, der recht wol mit diefen Worten 
bei der Thronbefteigung Athalarihs ſchließen fonnte. — Jr: 
danis entſchuldigt die Mängel feiner Arbeit damit, daß er das 
umfangreiche Werf Caſſiodors nicht zur Hand habe: nur 
früher habe er e3 einmal auf drei Tage zum Leſen geliehen 
erhalten: doch glaube er fich des weſentlichen Inhalts nod 
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völlig zu erinnern. Jedesfalls muß er ſich aber, was er 
freilich verjchweigt, damals jehr viele Stellen abgefchrieben 
haben: denn der caffiodoriihe Stil ift Jedem unverfennbar, 
der Caſfiodors Varien gründlich fennt: wörtlich hat Jordanis 
jehr viele Säte Caffiodors aufgenommen, obmwol er jagt, des 
„Wortausdruds” erinnere er ſich nicht mehr: das legtere gilt 
dann eben von dem natürlich viel größeren Theil, den er nicht 
ercerpirt hatte. Uebrigens fehlt e8 Jordanis nicht an gothiſchem 
Nationalgefühl, jomweit es ihm feine katholiſche, römische, 
amaliſche Gefinnung verftattet: mit Stolz rühmt er die 
Heldenthaten des Volkes und des Königshaufes, zumal in 
der Borzeit und die Siege über andere Barbaren. Mehrere 
frühere Unterfuhungen (deren Verfaſſer freilih im Einzelnen 
von einander abweichen) haben jehr wahrjcheinlih gemacht, 
daß Jordanis Biſchof von Kroton in Unteritalien war, (in der 
Nähe lagen Caſſiodors Befigungen: er fonnte alſo leicht in 
Kroton jein Werk geliehen erhalten); daß er dann (547) 
. den Papſt PVigilius in feine Verbannung begleitete und 
ſich 550 — 552 in Byzanz befand: Jakob Grimm hat in 
dem Vigilius, welchem Jordanis feine zweite Arbeit widmet, eben 
diefen Bapft erfannt, es fchrieb aljo Fordanis den Auszug aus 
Caſſiodor zu Byzanz 551: fo erflärt fich (ich folge bier ganz 
Wattenbab, ©. 65), „daß er Caftalius (in Stalien) den Nach— 
bar” der Gothen nennt, daß er zwar die Chronif des Mar: 
cellinus Comes, nicht aber Caſſiodors Werk fi (in Byzanz) ver: 
ſchaffen fann, daß er jehr ängftlich vermeidet, Sympathien für 
den gothifhen Heldenfampf gegen Byzanz auszudrüden, von 
dem Krieg in Stalien wenig, dagegen von allen in Byzanz ge: 
troffenen Mafregeln, fogar von erſt begonnenen Unter: 
nehmungen genau unterrichtet ift“. — Im J. 552 über: 
ſchickte er Vigilius Die Chronif „De regnorum successione“, 
richtiger „De breviatione chronicarum“, (Wattenbach): eine 
Compilation, zumal aus Florus, ohne alle Selbjtändigfeit, 
aber charafteriftiich für die Geſammtanſchauung des Ber: 
faffers: „die Weltgefchichte ift ihm eben nur die römische, 
angefnüpft an die aus . .. Hieronymus entlehnten Gene: 
rationen de3 alten Teftaments und die Regentenreihen der 
früheren Weltreihe: er beruft fih ausdrücklich auf die 
Prophezeiung des David, daß dieſem (d. h. dem römijchen) 
Reich die Herrichaft bis ang Ende der Welt bejchieden jet.” 
Ausgaben: Princeps von Peutinger, Aug. Vindelic, 

1515. — De Getarum origine et rebus gestis ed. Cloß, 
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Stuitgart 1861 (gegen diefe A. v. Gutjchmid im Kiterar. 
Gentralblatt, 1861, Spalte 612. — Die erften drei Capitel 
mit Commentar ed. Stahlberg, Programm der 5. Bürger: 
ihule zu Hagen, 1859. Jetzt die ausgezeichnete Ausgabe 
in den Monum. Germ. histor..ete., auctores antiquissimi, 
von Mommfen mit werthvolliten Bemerkungen Müller: 
hoffs zu den Namen, Berlin 1882) — Reiche Literatur: 
angaben bei Potthaft, Bibliotheca historica medii aevi, 
Berlin 1862, ©. 402 f. Wattenbah, Deutjchlands Ge: 
Ihichtsquellen im Mittelalter, 4. Aufl., Berlin 1878, 
884 bis 5. Ebert, Gef. der chriftlichen Latein. Literatur 
im Mittelalter, I. Leipzig 1874, ©. 531. Vgl. Dahn 
Röm. I. Anhang. 


Au den Kerhlsyuellen Ilaliens im 
—*2 ) 


— 8ö—- 





ie erfte Band des verdienftreihen Werkes enthält 


7 
9 | die Edicte der Dftgothenfönige, der Langobarden: 


wi. Lönige, die Verordnungen der duces von Benevent, 

= die Capitularien 2c. für das lombardijche Reich von 
Karl dem Großen bis auf Heinrich II. und allerlei Anhänge 
zu dieſen einzelnen größeren Stüden. Der erfte Fascifel 
der Monum. Germ. Legg. V. mit der Bluhme'ſchen Ausgabe 
der auch hier gebotenen Quellen war dem Berfaffer bei Ab: 
ihluß der Arbeit noch nicht zugegangen. Wir find in 
Deutjchland gewohnt, bei derartigen Arbeiten reichlidere 
Zuthaten des Herausgeber zu verlangen, was die Ein 
leitungen und die Erläuterungen betrifft; auch das Gloflar 
ift recht knapp: man vergleiche 3. B. mit diefer italieniſchen 
Arbeit die „Germaniſchen Reihsdenfmäler” unferes Collegen 
Gengler (Baufteine IL) Indeſſen für den „akademiſchen 





!) Padelleti, Guido, Prof., fontes juris Italici medii aevi. In 
usum academicum collegit, prolegomena praemisit, glossarium add. 
etc. Vol. I. Turin. 1877. Loescher. (XIX., 504 8. Lex.-8.) 
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Gebrauh” in Seminarien wird das hier Gebotene genügen ; 
ohne ftete Nachhilfe des Leiters des Seminars werden An: 
fänger freilich nicht viel mehr an dem Werke haben ala 
einen guten Tert. Aus Caſſiodor wären noch zahlreichere 
Refcripte erwünſcht geweſen (alle 3. B., welche die Geltung 
des gothifchen Rechtes neben dem römijchen darthun, Die 
Zuftändigfeit der wichtigsten Beamten, die sortes Gothorum, 
die Erpropriation von 507, die Stiftung IX., 3 ꝛc.); es 
find nur vier Stüde aufgenommen. Ganz ausgezeichnet 
und cismontanen Verlegern als Mufter vorzuhalten ift die 
Ausftattung des Werkes. 


Zur Sage und Geschichte der 
augabarden, 


— — — 
* 


N. Ueberlieferungen eines Volkes pflanzen fich fort 
> in zwiefacher Form: in Sage und in Gejichichte. — 
* * Die Sage, zuſammenhängend mit der Mythe, dem 
Götterglauben des Volkes, faßt zum Theil aller: 

dings Weſen und Mächte, welche niemals gelebt oder doc 
nicht als Menſchen die Erde befchritten haben, fie faßt 
Naturgewalten, wie Sonne, Mond und Sterne, Meer und 
Erde, Winter und Sommer, Tag und Nacht, Tod und Leben, 
Zeugung und Geburt, Liebe und Haß, Sieg und Erntefegen, 
dann ethiſche VBorftellungen, wie Treue, Untreue, Tapferkeit, 
Ehe, Eigenthum, Race oder auch einzelne ganz beftimmte 
Naturproducte oder Naturerfcheinungen, Gliederungen von 
Land und Wafler, diefen Berg Hefla oder Olympos, diefen 
Strom Sfamander oder Rhein als gejchichtliche, dämoniſche, 
menſchlich oder halb-göttlich oder göttlich gedachte Geftalten, 
und weiß deren elementare Eigenjchaften oder Wirkungen 
in menſchlichen Charakfterzügen und Gejchichten zu erzählen. 
Dder fie vergißt einerfeitS der urjprünglich göttlichen 
Natur Baldurs und berichtet von ihm als von einem menſch— 
lihen Helden: Sigfrid; fie vergißt andrerjeit3 der menschlichen 
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Natur eines Helden wie Armin, Attila, Mari, Alboin, 
Authari, Karl des Großen, Friedrih des Rothbart3 und 
erzählt von ihm Geſchichten, welche urjprünglih nur von 
einem Gott oder Halbgott berichtet wurden. 

Dft aber bewahrt die Sage auch typiſch, ſymboliſch 
Geſchicke der Völker auf, welche die Geſchichte aufzuzeichnen 
vergeſſen. 

Die Sage alſo erzählt und überliefert unbewußt, un— 
willkürlich, der poetiſchen Production verwandt, wenigſtens 
untrennbar von der Phantaſie als Ausdrucks- und Ge— 
ſtaltungs-Mittel, ohne Kritik, daher oft ungenau, unklar, 
Zeiten und Räume, Namen und Dinge verwechſelnd, aber 
frei von aller berechnenden Fälſchung. Darin liegt ihr un— 
vergleichlicher Werth, freilich auch ihre Gefährlichkeit für die 
geſchichtliche Forſchung. 

Die hiſtoriſche Aufzeichnung, mit Bewußtſein und Abſicht 
auf Ueberlieferung gerichtet, ſoll wenigſtens kritiſch, genau, 
ohne phantaſtiſch irrende und ohne abſichtlich fälſchende Zu— 
that erfolgen. 

Aber bekanntlich thut ſie von dem Allen oft das 
Gegentheil. 

In Zeiten der Vorkultur oder einer kümmerlich fort: 
glimmenden Nachkultur geſchehen die dürftigen Aufzeichnungen, 
meiſt zuſammenhangslos-annaliſtiſch und eng-local begrenzt, 
ohne Ueberblick über die Entwicklung vor, neben und 
nach der vereinzelten Thatſache, ohne alle Kritik, ungenau, 
phantaſtiſch, abergläubiſch, parteiiſch und nur zu oft auch 
in ſehr einfachen Kulturzuſtänden ſchon mit abſichtlichet 
Fälſchung. 

Die Sage, aus ihrer phantaſtiſchen Sprache überſetzt, 
iſt alſo eine ſehr werthvolle Ergänzung, Beſtätigung, Con: 
trolle der lückenvollen, zweifelhaften, unwahren Hiſtorie. 

Aber abgeſehen hiervon, — auch auf ihrem eigenen 
Gebiet iſt die Sage eine höchſt werthvolle Geſchichtsquelle — 
die echte Sage nämlich, nicht die Legende oder die Gelehrten— 
fabel oder die ſchon künſtleriſch zurecht geſtutzte, von der 
Kunſtpoeſie verarbeitete Tradition: — denn jene ſpiegelt un: 
verfälicht die Anſchauungen, Sitten, Verhältniffe, Gejchmad?: 
rihtungen zwar nicht der Zeit, in welder die Sage fpielt, 
aber doch der Zeit, in welcher die Sage aufgezeichnet und 
für den Hörer mundgerecht gemacht wurde. 

Das Nibelungenlied 3. B., wie es uns erhalten ift, 
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Ipiegelt zwar gewiß nicht die Sitten und Borftellungen des 
5. Zahrhunderts, da König Gunther lebte, aber des 13. Jahr: 
hundert, da man von König Gunther jo fang, wie e3 die 
Hörer, die höfiſchen, ritterlichen gern vernahmen. 

Freilih, manches Stüd aus dem alten Stoff bleibt in 
dem neuen Rahmen unverändert ftehen: — weil es nicht zu 
entfernen war, ohne das ganze Bild zu zerftören. 

Wer alſo Sagenquellen für die Gejchichte vermwerthen 
will, muß die poetiſche Sprade der Sage verftehen, wie die 
projaijche der Geſchichte: fonft fann er nicht aus der Einen 
in die Andere übertragen. 

Er muß aber auch den der alten Zeit der Sage ange— 
börigen Inhalt zu unterfcheiden wiffen von der neuen 
Form, welche die meift viel jpätere Zeit der Aufzeichnung 
binzufügte. 

Dft nur find Sage und Gejchichte in ganz verjchiedenen 
Denkmalen überliefert, oft aber find fie auh in Einem 
Geſchichtswerk zufammengejchloffen, deffen Verfaſſer in jehr 
vielen Fällen fich nicht bewußt war, wo die Sage aufhört, 
wo die Gejchichte anhebt: ohne Unterfcheidung überliefert er 
uns beide durcheinanderftrömende Wogen und überläßt uns 
die oft nicht leichte Mühe, jetzt, nah taufend Jahren, zu 
trennen, was er nicht trennen fonnte oder wollte. 

Ein wichtiges und jchwieriges Beifpiel dieſer Art liegt 
vor in Paulus Diaconus, dem Benedictiner-Möndh von 
Monte Cafino, welcher zu Ende des 8. Jahrhunderts die Ge— 
Ihichte feines Volkes, der Langobarden, bis auf die Tage ihres 
berühmten Königs Liutprand (f. unten) beſchrieben und dabei 
ohne Unterfheidung Sage und Geſchichte überliefert hat: nur 
jehr ſelten bezeichnet er felbft eine ſolche Erzählung, etwa 
weil fie mit dem heidnifchen Gottesglauben der Vorzeit zu— 
ſammenhängt, als „lächerliche Fabel”.') 

Das Merkwürdigfte aber ift, daß diefer Sage und Ge- 
Ihichte mifhende Mönch ſchon fehr bald nach feinem Tode 
jelbft Gegenftand folder Mifhung wurde. Die Sage, oder 
tihtiger die Gelehrtenfabel und die nationale langobardijche 
Tendenz Dichtung in Unteritalien ließ es fich nicht entgehn, 
die ſeltſam widerfpruchsvollen Verbindungen gegen einander 
ftrebender, ja tief verfeindeter Elemente in den gejchicht- 


y Paulus Diaconus de gestis Langobardorum, gest ed. Waitz, 
Monumenta Germaniae histor. scriptoris 1879; ed. Muratori in rer. 
Italicar. scriptor.) 
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lihen Vorausſetzungen, Beziehungen, Neigungen und Lebens: 
ihidjalen des Mannes jagenhaft, Tegendenhaft, poetiſch, 
tendentiös zu verwerthen, wirkliche und mögliche Eonflicte 
in feinem Charafter, feiner Geiftesbildung und feinem 
Lebenswege, welche leicht hätten tragiſch enden Fönnen. 

Beraten wir hier diefe Miſchung von Geſchichte und 
Sage in dem Manne felbft: anderwärts werden wir Ge: 
fhichte und Sage in feinem Werk unterfuchen. 

Paulus, des Warnefrid Sohn, war um das Jahr 725 
geboren: feine Sippe (fara) war in Friaul, dem nordöftlihen 
GrenzherzogthHum des Langobardenreiches, angefidelt; der 
Ur-Ürgroßvater, Leupichis, war unter Alboins Führung mit 
dem gefammten Langobardenvolf im Sahre 568 von Pan: 
nonien ber eingewandert. Defien Sohn gleihen Namens 
war um das Jahr 610 von den Nvaren bei einem ihrer 
häufigen Einfälle als Knäblein gefangen mit fortgejchleppt 
worden: erſt al3 Mann gelangte derielbe auf einer gefahr: 
vollen Rüdwanderung wieder nah Haufe: heidnifche und 
chriſtliche Mythenvorftelungen hatten in der Familienüber: 
lieferung die wunderfame Rückkehr des Flüchtlings umranft: 
— abermals ein lehrreiches Beifpiel von Gefchichts: und 
Sagen-Mifchung. 

Der Sohn des Rückgewanderten, der Großvater unjeres 
Paulus, führte den in einem friauliſch-beneventaniſchen 
Adelsgefchlecht, zu welchem die fara des Leupichis enge Be 
ziehungen pflegte, häufigen Namen Arichis: ebenfo hieß auch 
der einzige Bruder unfres Paulus, während deſſen Mutter 
der Name der hoch gefeierten, auch von unfrem Mönd be: 
fonder8 verehrten Langobardenfönigin Theudelindis, der 
bajuvarifhen Herzogstochter, beigelegt worden war, melde, 
die nahe Freundin des großen Papftes Gregor, ganz weſent⸗ 
liche Berdienfte um den Webertritt des PVolfes aus dem 
Arianismus zu dem rehtgläubigen Fatholifhen Bekenntniß 
fih erworben hatte. 

Der Name einer von Kindheit an dem Schleier gemweibten 
Schweſter ift uns nicht erhalten. 

Als junger Mann fam Paul einmal an den Hof dei 
Königs Rachis und fah bei Gelegenheit eines Feſtes den 
berühmten Schädelbecher König Alboins, welchen Rachis feinen 
Gäſten vorzeigte. 

Auch lernte er ald Knabe bei dem berühmten Gram: 
matifer Flavianus; vermuthlid war diefer auch fein Lehr: 
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meifter im Griechiſchen, deffen damals felbft in Ober-Stalien 
feltne Kenntniß ihm jpäter am Hofe Karls des Großen zu 
hoher Ehre gereihen ſollte. Dagegen ift bereit3 ein Stüd 
Zegendenarabesfe die Tradition, Paulus fei an dem Hof 
des Königs Rachis erzogen und deflen oder feines Nach: 
folgers Defiderius Notar, oder, wie die fpätere Nachricht 
will, deſſen Reichsfanzler gemejen. 

Perfönliche Beziehungen unferes Gefchichtfchreibers zu 
den Königen feines Volkes laſſen fich alfo nicht nachweifen. 
Wohl aber ftand Paulus in nahem Verhältniß zu dem Eidam 
des Königes Defiderius, dem Herzog Arichis von Benevent 
und zu Adelperga, deſſen Gattin, der Tochter des Königs. 

Wie fih die Verbindung anfnüpfte, wiffen wir nidt: 
doch darf eine Vermuthung gewagt werden. 

Arichis von Benevent gehörte dem aus Friaul ftammenden 
Herzogsgeſchlecht an, über welches Paulus befjer unterrichtet 
und für welches er lebhafter intereffirt ift als beinahe über 
und für Alles Andere: ich vermuthe, daß die fara Warne: 
frids niemals den Zufammenhang mit dem im Süden der 
Halbinjel jo mächtig gewordenen friaulifchen Edelgejchlecht 
verloren hatte und daß von diefen Berührungen aus der 
gelehrte und dichterifche Paulus dem, wie es jcheint, aufrichtig 
kunſt- und bildungsfreundliden Fürftenpar näher trat. 

Zuerft richtet er im Jahre 763 (in diet. prima) das Ge- 
die „a principio seculorum“* an das herzogliche Bar, ver: 
anlaßt vielleiht durch eine Frage der Herzogin über Zeit- 
rechnung. 

Die nächſte an Adelperga gerichtete Production war 
eines der wichtigſten Werke des Paulus: die historia romana. 
Das Begleitichreiben, mit welchem e3 ihr übergeben wurde, 
fällt in die Jahre 766—781: aus demjelben erhellt, daß 
auch nach dem Jahre 763 noch Paulus in wenigftens ſchrift— 
lihem Berfehr und geiftigem Zujammenhang mit der Fürftin 
geblieben mar. 

Er hatte ihr den Eutropius geliehen: da fie aber diefen 
Auszug allzu mager und namentlich feine Angaben über die 
Geſchichte der Kirche darin fand, — die offenbar der frommen 
Fürftin näher anlag als die Kriege und Statsactionen der 
heidnifchen Römer — jo erweiterte und ergänzte er bie 
Bücher des Eutrop und führte die Erzählung in ſechs Büchern 
bis auf die Mitte des VI. Jahrhunderts herab, genauer auf 
die Zeit der Eroberung Italiens durch die Byzantiner: hier, 
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aljo kurz vor dem Auftreten jeines eigenen Volkes in der 
Halbinjel, brab er ab — ein gewiß aus guten Gründen ge: 
mwählter Abjchnitt. Er verſpricht der Fürftin am Schluß, 
das kurz vor der Einwanderung der Langobarden abge: 
brochene Werk bis auf unfere Tage (ad nostram usque 
aetatem)“ fortzuführen, — woraus fich vielleicht ſchließen 
läßt, daß diefe Worte vor 774 gefchrieben wurden, da Baulus 
ſchwerlich ein ſolches Verſprechen in einer Zeit gab, in welcher 
er wußte, daß er der Fürftin in einem ihr gewidmeten Bud 
den Untergang ihres Hauſes, die Entthronung und Gefangen: 
nehmung ihres Vaters würde zu erzählen haben. 

Hält man e3 für unwahrſcheinlich, daß Paul nah dem 
Untergang des Langobardenreiches die Fortjegung der Ge: 
Ihichte bis auf die Gegenwart verſprochen, jo ergibt fih — 
ein nicht unmichtiges Rejultat — als Entftehungszeit des 
Briefes und der historia romana 766—774. Der Ent: 
ftehungsort bleibt ungemiß. 

Daß Paulus übrigens zur Zeit, da er diefen Brief an 
Hdelperga jchrieb, noch nicht mit Karl in Beziehung ftand, 
namentlich deſſen Beftrebungen für Förderung von Willen: 
ſchaft und Kunft, die übrigens auch erft jpäter voll begannen, 
noch nicht berüdfichtigte, ift einigermaßen auch dem Lob zu 
entnehmen, welches er dem Arichis fpendet, alsdem fait 
einzigen Fürften, der in unjern Tagen die Palme der Weis: 
heit trägt. 

Für unfere Kenntniß der in dieſen ſechs Büchern er: 
zählten Dinge ift das Werk ohne Belang, da Paulus, was 
er dem Eutrop einfügte und anhing, nur uns ohnehin be 
fannten Quellen entnahm: aber gerade dieſe Nachrichten find 
oft unrichtig oder doch jehr ungenau. Dagegen für die Ge: 
Ihichtsauffaffung unferes Paulus ift der Standpunct, den 
er bei Auswahl, Benugung und bei Aenderung der Quellen 
einnahm, nicht ganz ohne Intereſſe freilich wird dadurch nur 
beftätigt, was wir aus feinem felbftftändigeren Werke befier 
fennen lernen: jeine ftrengkirchliche, gut imperatorijche und 
Iharf antibarbariiche Stellung: den kirchlichen, Firchen- 
politiſchen Standpunct fennzeichnet er felbft mit den Worten 
(an Abdelperga), er habe „historiam sacratissimae historiae 
consonam* gemacht. 

Daß Paulus die Versinschriften verfaßt habe, mit welchen 
Herzog Arichis feinen neuerbauten Palaft zu Salerno jhmüdte, 
bat man zwar allgemein bisher angenommen, aber da die 
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Angabe lediglih auf die Autorität des Salernitaners fich 
ftüßt, der gern alles Herrliche, Fromme und Poetiſche, was 
mit Arichis zujammenhängt, auf das Haupt des Paulus 
bäuft und gewiß eine etwaige Zocalüberlieferung zu Salerno 
nicht prüfte, jondern blind eifrig wiederholte, jo gebricht es 
an jeder Beglaubigung. 

Sein Verkehr mit dem Herzogpar zu Benevent würde 
hienach (763, dann 763—774) — und das fügt fih wohl — 
in die Zeit vor dem Eintritt in das Klofter, zum Theil 
vielleicht auch noch vor den Mebertritt in den geiftlichen 
Stand jallen. 

Keinen Zweifel aber habe ich darüber, daß er jein Werk 
über die römiſche Gejchichte der Tochter des Langobarden- 
fönigs noch vor dem Untergang des Neiches beftimmte und 
überreichte: nach dieſer Kataftrophe hätte er das Verſprechen, 
die Geſchichte Italiens bis auf feine Zeit herabzuführen, 
gewiß nicht geleifte. Und am MWenigften gegenüber der 
warm verehrten Tochter feines entthronten Königs, der da— 
zumal im Klofter trauerte. 

Wann und wo Baulus in den geiftlichen Stand eintrat, 
willen wir nicht: nur nennt ihn Karl in dem Rundfchreiben 
über die Predigtenfammlung (ungefähr aus dem Jahr 786): 
„diaconus:“ er jelbjt nennt fich ebenjo in der Predigt von 
Sanct Benedict: aber deren Entjtehungszeit kennen wir nicht: 
ſonſt nennt er fih nur Paulus. Die Grabjchrift nennt ihn 
levita-diaconus?: ebenjo Johannes von Neapel. Das „pa- 
triarchae aquilejae eivitatis dyaconus“ des Galernitaners 
ift wieder eine Erfindung oder Muthmaßung dieſes allzu 
phantafiebegabten Ehroniften, der Alles, was ihm nach der 
wirklichen Ueberlieferung plaufibel dünkt, fofort ala mitüber- 
liefert darftellt, wo feine Verherrlihungstendenz oder — mie 
bier — aud nur fein Streben, fih als im Detail befjer 
denn Andre über Paulus unterrichtet zu zeigen, in's Spiel 
fommen. 

Ihrem Meifter nachiprehend wiederholen dies Detail 
Leo von Dftia und Petrus Diaconus: Johannes von Bol: 
turno aber hat an dem diaconus nicht genug und befördert 
Paulus zum „archidiaconus.* 

Die Zeit feines Eintritt in das Klofter läßt fih aus 
äußern Gründen ebenjowenig ermitteln. Nur das fteht 
in ſchroffem Widerſpruch gegen die vielverwerthete und viel: 

Jelir Dahn. Baufteine. VI 9 


130 


überſchätzte „Quelle,“ die Grabjchrift, feit, daß er nit erft 
nach feinem Aufenthalt in Frankreich in’3 Klofter trat, jondern 
ihon vor der Reife nah Franfreih in dem Klofter gemeien 
war —: aljo vor 782. 

Ueber die Beweggründe, welche den Sohn des Warne: 
frid aus der Welt (d. h. aus dem nun dem vielhundert: 
jährigen Feind unterworfnen Langobardenftat) in die gleichſam 
neutrale, dem Gegenſatz der Bölfer und Neiche entrüdte 
Stille des Klofters führen mußten, bege ich feinen Zweifel. 

Und wenn die im Folgenden verfuchte pſychologiſche 
BZergliederung des Mannes nicht ganz verfehlt ift, wird aud 
dem Leer, hoff’ ich, Fein Zweifel darüber bleiben. 

Kurz gejagt: wenn Paulus zur Zeit des Untergangs 
der Freiheit feines Volkes noch nicht im Klofter war, — 
was anzunehmen wir gar feinen Grund haben — jo mußte 
dieje Kataftrophe einen Charakter wie den feinen mächtig in 
das Klofter drängen. 

Ich halte feinen Eintritt in das Klofter für eine Folge 
jenes Ereignifjes: die Zeit nah dem Fall von Pavia (Ende 
774) oder die folgenden Jahre (775— 776) mochten den 
Entſchluß reifen. Vielleicht wirkten auf diefen Entſchluß 
auch noch die Schicdjalsichläge, welche, den Untergang de 
Reiches begleitend, die ihm nächſten, liebften, verehrteften 
Menſchen trafen. 

Arihis und Adelperga von Benevent, der Eidam und 
die Tochter des gefangenen und entthronten Königs, waren 
durch die Unterwerfung des gefammten übrigen langobardijden 
Italiens unmittelbar bedroht: ſchon im nächſten Jahre trat 
Arichis mit feinem nach Byzanz geflüchteten Schwager Adelchis, 
dem Sohn des Defiderius, der eine Landung zur Wieder: 
eroberung feines Reiches vorbereitete, und mit den Herzogen 
von Friaul, Spoleto und Elufium in geheime Verbindungen 
gegen Karl, welche von deſſen Schützling, dem Papſte, diejem 
gemeldet wurden. Damals gelang es noch, mit Mühe, dur 
Unterhandlungen, einen Conflict zwiſchen Arichis und den 
Franken zu vermeiden, welcher fpäter doch ausbrechen mußte. 
und mit der Unterwerfung des Fürften von Benevent abſchloß, 
Paulus aber vermochte damals weder gegen Arichis noch 
gegen den Papft Partei zu ergreifen: einen Ausweg bot — 
das Kloſter. | 

Dazu Fam, dab das Gejchlecht des Paulus felbit mil 
in den Fall des Reiches hinabgezogen ward. 
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Sein einziger Bruder, wie der Herzog von Benevent 
Aribis genannt, wurde entweder jchon im Juli 774 als 
Geifel oder zu Anfang des Jahres 776, weil er fich bei der 
vorbereiteten Erhebung des Herzogs von Benevent und des 
Herzogs Hrodgaud von Friaul gegen die Franfenherrjchaft 
betheiligt, gar als Hochverräther von Karl gefangen über 
die Alpen geführt und fein Vermögen eingezogen. Diejer 
hart neben Baulus einſchlagende Wetterftrahl, der die „fara“ 
Warnefrid’3 zerftört zu haben jcbien, mochte die Neigung, 
aus dieſer Welt zu jcheiden, beftärfen. 

Dabei find wir zwar durchaus nicht gezwungen zu der 
Annahme, Paulus, als Günftling des Beneventaners und 
Bruder eines Rebellen ſelbſt verdächtig geworden, habe fich 
durch eine Art Selbfteinferferung dem Argwohn des Siegers 
entziehen wollen. 

Indeſſen eine bisher völlig überjehene Aeußerung des 
Paulus jelbft über jeine Lebensverhältniffe und Scidfale 
ſcheint doch annehmen zu lafjen, daß damals (d. h. bald nach 
dem Untergang des Reichs und vor der Berührung mit 
Karl) Paul fih als „verbannt“, „arm“, „hilflos“ fühlte: 
nämlich in dem Gedicht auf St. Benedict jagt er gegen 
das Ende: 

V. 124. poemata parva dedi, famulus pro munere 
supplex. Ä 
V. 125. Exul, inops; tenuis poemata parva dedit. 

Aus dem jpäter folgenden Gebet, namentlich aus v. 129. 
„mitis adesto gregi nunc venerande pater,*“ welches er nur 
in der urjprünglichen Fafjung des Gedichts angefügt, in der 
Langobardengejchichte aber weggelafjen hat, erhellt, daß Paulus 
diefe Verſe jchrieb, da er bereits Mönch war und der Herde 
de8 h. Benedict zu Monte Casino angehörte: die Worte 
„exul“, „inops“, „tenuis* hätte, ev nachdem er am Hofe Karla 
die ehrenvollite Stellung erlangt hatte, auch nach der Rück— 
fehr in's Klofter hochgeehrt von Karl und feinem Abt, nicht 
ihreiben können: fie fallen alſo in die Zeit vor feiner Reife 
zu Karl, alfo etwa 776—782: diefe Aeußerung, doppelt 
werthvoll, weil fie ohne Zweifel von Paulus ſelbſt herrührt, 
niht angeblihb von einem angeblihen Schüler oder von 
„nuellen“, die 200 Jahre jpäter aus der dichtenden Weber 
lieferung geſchöpft find, ift das wichtigfte Zeugniß über jenen 
Abſchnitt feines Lebens. 

9* 
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Daß fie in einem Gedicht begegnet, fteht ihrer Glaub- 
baftigfeit nicht im Wege: die Worte: „verbannt, (flüchtig), 
arm, hülflos“ find nicht mißzuverftehen, auch nicht blos 
hriftlide Demuthsphrajen. 

Wir dürfen aljo wohl annehmen, daß Paul, ohne jelbit 
vom König unmittelbar der Mitichuld an der Verſchwörung 
des Bruders bejchuldigt zu fein, doch um des Untergangs 
des Reiches und feines Hauſes willen und bei der Bedrohung 
der beneventanifchen Fürjten, „flüchtig“, exul, feinen bisherigen 
Aufenthalt, fei es in Pavia, jei es die Heimat in Friaul 
(das ftimmt am Meiften), jei es Benevent verließ und der 
Mittel entblößt, „tenuis* — das Vermögen de3 Haufes 
war wohl auf den Bruder Arichis übergegangen, ſeit der 
gelehrte Paulus zum geiftliden Stand neigte oder doch zu 
wiſſenſchaftlichem, nicht Eriegerifchweltlihen Leben: vielleicht 
auh war Arichis der ältere Bruder — „inops“, hilflos, 
d. h. der bisherigen Stügen zu Benevent beraubt und den 
fränfifhen Machthabern eher verdächtig als beliebt, im 
Klofter eine auch ſonſt ihm zufagende Zuflucht ſuchte. Damit 
ftimmen auch jehr wohl Neußerungen in den Gedichten und 
Briefen von Karl und an Karl, welde, ohne eine förmliche 
Verfolgung gegen Paulus wegen Hochverraths vorauszufegen, 
doch durchſchimmern laſſen, daß es eine Zeit gab, in der 
auch Paulus, der eifrige Patriot, der Bruder des Rebellen, 
der Freund des Beneventaners, in einer gedrüdten, traurigen, 
noch „feineswegs zu Ehren aufgenommenen” — Stellung 
dem König gegenüber fich fühlte: damals alfo war er: „exul, 
tenuis, inops.* 

Der Hymnus ift vermuthlicd bald nach dem Eintritt in 
das Klofter gejchrieben. 

Daß diefer Eintritt aus der Welt in's Klofter als das 
„Aufſuchen der Verborgenheit” gelten fonnte und zwar im 
Zufammenhang mit einer düftern, traurigen Stimmung be: 
weift, wenn ich richtig deute, auch eine Stelle des Gedichte: 
Karl’3 „Nos dicamus“. Der König freut fi, „an feiner 
Haltung und feinem Thun zu erkennen“, daß Paulus endlich 
fefte Wurzeln gejchlagen in dem Grunde feiner Liebe, daß 
der von ihm übernommene Unterricht die Zweifel über Paul's 
längeres Verweilen am Hofe bejeitigt habe, daß ihn des 
Königs Seil feit umſchlungen habe und der Anker ihn nicht 
mehr los lafje, „jo daß er ſich nicht mehr nach dem früheren 
Verſteck zurüdjehne.“ Unter diefem früheren Schlupfwintel, 
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in dem er fi alfo vor dem König barg, kann nur das 
Klofter gemeint fein. 

Einigermaßen können wir auf jeinen wechjelnden 
Aufenthalt in Stalien fchließen aus der bejonderen Kenntniß 
der Gebäude, Räumlichkeiten und Umgebung beftimmter 
Städte, welche feine Schriften verrathen. 

Ganz genau ift er natürlich vertraut — in liebevoller 
Detaillirung jchildert er fie — mit feiner friaulijchen Heimat, 
wo er wohl jeine Kindheit und einen großen Theil jeines 
Jugendlebens zubradte, vor dem Aufenthalt in Pavia und 
Benevent und wohin er wohl vor oder bei der Kataftrophe von 
774 zurüdgefehrt war. Genau kennt er auch die Localität von 
Pavia: in ſolchem Fall ſpricht er auch gern von Dertlichkeiten 
mit detaillirter Beftimmtbheit: die Entfernungen gibt er auch 
meiſt nur aus eigener Erfahrung genau an 3. B. in Ober: 
italien, dann bei Bobium. Die Mofaifen in der Kirche zu 
Monza fcildert er aus eigner Anſchauung: auch die Um— 
gegend von Afti fennt er. Ebenjo Rom: in der Langobarden: 
geichichte ſchildert er ausführlib die Lage von Straßen, 
Thoren, Brüden, Bafilifen Noms und deren Ausihmüdung. 
Im Leben Gregors nennt er dann Rom als den Entjtehungs: 
ort diejer Schrift. Auch die Umgegend von Benevent fennt er, 
wie e3 wenigftens jcheint, aus eigner Anſchauung: doc ließe 
fib ein Beweis, daß er in der Stadt Benevent und am 
Hofe des Arichis gelebt, aus feinen Schriften nicht führen. 
Das tiefere Unteritalien, wenigften® die Umgegend von 
Regium, kannte er dagegen ficher nicht: nur aus Hörenjagen 
nennt er die Säulen des Authari — hätte er fie gejehen, 
er würde ſich dieſe „Wahrzeichen“ anzuführen nad jeiner 
jonftigen Weiſe ficher nicht haben entgehen laſſen. Dieje 
Reifen in Italien dürfen wir in die Zeit vor dem Eintritt 
in das Klofter verlegen, ausgenommen den Aufenthalt in 
Rom, wohin er wol 786 mit Karl auf dem Rückweg aus 
Frankreich nah dem Klofter fam, das er wahrſcheinlich nad 
786 nicht mehr auf längere Zeit verlafjen hat. 

An Monte Cafino jchrieb er die Langobardengeſchichte: 
den Anfang wie den Schluß: daß er auch das Capitel VI. 1. 
ſüdlich vom Bo jchrieb, erhellt nicht ganz zwingend daraus, 
daß er Pavia und Breseia „trans Padum“ nennt — er ftellt 
fib bier auf den Standpunkt von Benevent: fonft müßte 
man auch annehmen, er habe das dreißigite Capitel des 
dritten Buches der Langobardengejhichte außerhalb Italiens 
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und in Frankreich verfaßt, da er bier die Richtung über 
Bellinzona und Mailand die rechte, die über Chur und Como 
die linke Seite Italiens nennt: aber er bat bier offenbar 
nur feine in Frankreich entitandene Duelle, Gregor von 
Tours, ohne Nenderung abgejchrieben. 

Wir willen nun, daß Paul in dem fiebenten Jahr der 
Gefangenſchaft feines Bruders eine Fürbitte an den König 
um deſſen Freilafjung richtete; aber wir wiſſen nicht genau, 
wann dieſe Gefangenschaft begann. 

Für die Annahme, Karl habe den Bruder des Paul 
erit 776 und zur Strafe wegen des Aufftandes weggeführt, 
ipricht nur die Vermuthung, daß (auch damals nod) die 
Güter des Bruders im Gebiet von Friaul lagen — mas 
aber eben nur Vermuthung ift — (die Stadt SFriaul jelbit 
wurde belagert und genommen). Stärfer ſpricht dafür, daß 
Herzog Arihis von Benevent bei der Erhebung betheiligt 
war, mit welchem Arichis, der Bruder unferes Paulus, wohl 
wie diejer jelbft in Verbindung ftand. 

Möglich wäre indeß auch, daß Arichis, des Warnefrid 
Sohn, fich unter den Geijeln befand, welche Karl jchon 774 
nach dem Falle von PBavia mit fich führte. 

Dagegen ſpricht nur allerdings ziemlich bedeutjam die 
Einziehung des Vermögens, welche bei bloßer Bergeijelung 
nicht üblich war: die Worte des Paulus dagegen „debuimus 
fateor asperiora pati,“ „melde eine Schuld einzugeftehen 
icbeinen, von welcher im Jahre 774 bei den als Geijeln 
weggeführten Großen nicht die Rede jein konnte,“ können 
wohl feine ftarke Belaftung tragen: fie find vielleicht nur 
eine captatio benevolentiae: andern Falls müßte ja aus 
dem „debuimus“ eine wirkliche Mitſchuld des Paulus folgen, 
für welche jeder Anhalt fehlt. | 

Pavia fiel im Juni 774, der Aufftand des Hrodgaud 
war zu Dftern 776 unterdrüdt (14. April): der Brief an 
Karl („septimus annus adest“) ift alfo vor Juni 781 oder 
vor Dftern 783 gejchrieben. 

Wir wiſſen ferner nicht, in welder Weife Paulus 
die Fürbitte zur Kenntniß Karl’3 gelangen ließ: ob er fie 
in Rom perjönlich überreichte: was im April 781 geſchehen 
fonnte, da Karl daſelbſt das Dfterfeft beging und was mit 
der einen Alternative wenigjtens vereinbar ift. 

(Irrig ift der Einwand, das „septimus annus adest“ 
paſſe nur auf Dftern 782 oder Dftern 780 [abgejehen von 
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den falſch gezählten Jahren]: denn wenn die Gefangene 
nehmung im Jahre 774 geſchah, jo ift nicht von Dftern, 
fondern von Juni an zu rechnen und im April 781 konnte 
man füglich jagen, septimus annus adest jeit Juni 774.) 

Oder ob, was bei ſolchen Bitten jehr gewöhnlich war, 
weil man eine Empfehlung mit ihnen zu verbinden liebte, 
Paul fie durch einen Andern, etwa einen Geiftlichen oder 
Angehörigen des Gelehrtenfreifeg oder einen beliebten 
Staliener, dem König überreichen ließ. 

Oder endlihb, ob er die Bitte perjönlich nah Frank: 
reich überbrachte. 

Aus dem Klofter Monte Cafino begab fib Paulus 
nah Frankreich zu Karl dem Großen, wie aus dem Brief 
an den Abt Theudemar erhellt. Der Anlaß zu diefem Auf- 
bruch nach Franfreih kann aber ebenſowol als jene Bitte 
eine Berufung durch Karl um der großen Gelehriamfeit des 
Paulus willen gewejen jein und vielleicht hat erſt dann der 
ehrenvoll Aufgenommene den Entſchluß gefaßt, die ihm zu: 
gewendete königliche Gunft für den Bruder anzurufen —: 
aber auch für andere Gefangene, wie aus dem Brief an 
Theudemar fich ergibt: vermuthlich doch ebenfalls Lango— 
barden und um der gleichen Gründe willen Feftgehaltne. 

Danfbar, aber voll Bejceidenheit, rühmt Paulus die 
gütige Aufnahme an dem Hofe Karl’3 in einem Brief an 
den Abt jeines Klofters, Theudemar. 

Aus dem Brief erhellt nur, daß er aus dem Franfen- 
reih und aus dem Hof oder deſſen unmittelbarer Nachbar: 
ihaft nad dem Klofter Monte Cafino gerichtet wurde. 

Und zwar bevor Paulus die Befreiung der Gefangenen 
erwirkt hatte: daß er fie bereits erbeten, d. h. alſo feine 
Bittjchrift Schon überreicht habe, daß daher dieſer Brief nad 
der Verfaſſung der Bittjehrift (und hienach alfo vor Juni 
781 oder vor Dftern 783) gejchrieben jei, geht aus dem 
Brief nicht hervor. 

Doch jcheint er allerdings einen Anhaltspunkt zu ge: 
währen, daß er nad Dftern 781 entjtanden: (wofür auch 
die Zeit der Gefangenſchaft jpricht: denn vorbereitet war 
damal3 wenigftens die Bittjchrift, mochte fie 781 oder 783 
verfaßt und überreicht fein:) er jpricht von „domini nostri“, 
für melde die Brüder zu Monte Cafino beten jollen: d. h. 
für Karl und deſſen Söhne Pipin und Ludwig; dieje wurden 
aber erft Dftern 781 zu Königen geweiht und nicht vorher 
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mit der Bezeichnung „domini nostri“ geehrt. Dadurd er: 
fahren wir nun aber nicht? Neues; denn vor 782 oder 783 
waren Brief und Bittfchrift ohnehin nicht anzufegen. 

E3 bleibt uns alfo nur der aus der „fiebenjährigen“ 
Gefangenschaft abzuleitende Schluß, daß die Bittſchrift zwiſchen 
781 und 783 gejchrieben worden. Ungefähr gleichzeitig ift 
der Brief an Theudemar anzujegen, als dir Bittfchrift bereits 
beichloffen, wir wiſſen nicht, ob, nachdem fie bereit über: 
geben war. 

Alfo ift aus dem Brief auch nicht zu erjehen, daß Karl 
mit der Bewilligung lange zögerte. Und geradezu faljc ift 
es, wenn aus den Worten „weder Geld noch Gut nod 
Schäte Goldes noch eines Menfchen Liebe jollen mich von 
Eurer Gemeinſchaft ‚zu Monte Cafino‘ fern halten,“ gefolgert 
worden ift, Karl babe unfern Paul dur Anerbietungen von 
Geld und Gut in Frankreich zu halten verfuht. Denn un: 
mittelbar vorher heißt es: „jo wie ich von dem gnäbdigiten 
Fürften die Zufage (promissum) erhalten habe, dann fol 
mich nichts mehr, nicht Geld noch Gut noch (anderer Menſchen) 
Liebe bier fet halten.” Das in Karl liegende Hindernif 
wird alſo zuerft angeführt und die etwaigen Lodungsmittel 
werden im Gegenjfat zu Karl (promissum prineipis) an: 
geführt. Und jo war es auch: ohne Karl's Zujage und 
Urlaub konnte Paulus nicht gehen und Karl bedurfte, um 
den Langobarden bei fih zu behalten, nicht der Beftecbung, 
jondern nur des Wortes. „Geld und Schäße und (Anderer) 
Liebe” find alſo nur rhetoriſch gemeinte Abhaltungen im 
Gegenjage zu der einzig wirflihen: Karl's Wille. 

Denn daß diefer Brief, umerachtet der Gemüthswärme 
jeines Inhalts, in der Form rhetorisch gehalten ift, verftand 
fih nad damaligem Stil bei einem gelehrten Akademiker am 
Hofe Karl's von jelbit. 

Unwohlſein, die noch nicht erlangte Befreiung der Ge— 
fangenen und der noch nicht ertheilte Urlaub halten ihn 
zurüd. 

Damit ftimmt auch völlig überein, was er als das 
„ihn noch hier für eine Weile Zurüdhaltende” jelbft angibt: 

- Das Gefühl des Mitleids (mit den Gefangenen), 
das Gebot der Liebe, (ſich des Bruders und feiner Sid: 
jalögenofjen anzunehmen) und die Förderung des Selenheils, 
db. 5. in Erfüllung diejer Chriftenpflicht der charitas, der 
Fürforge für die Gefangenen. 


137 


Mer der „Herr Abt” iſt, — fein Name ift nicht ge- 
nannt — für melden die Monte Cafiner beten jollen und 
von defjen befonderer Spendemilde Paul (nah der Frei— 
gebigfeit des Königs) hier lebe, wiſſen wir nicht. Mochte 
nun aub Baul urjprünglid nicht um jeiner Fürbitte 
willen oder nit um ihrer allein willen die ftille Zelle am 
Liris verlafien haben, nun, nachdem er am Hofe die Gunft 
des Königs und die Gelegenheit, ihn mündlich und wieder: 
holt zu bitten gewonnen, nun wollte er freilich die Nähe 
Karl’s nicht verlaffen, ohne feinen Wunſch erreicht zu haben. 

Daß eine geraume Zeit zwiſchen der Abreife Bauls aus 
Monte Cafino und der Berfaffung des Briefes Tiegt, zeigt 
einmal, daß inzmwijchen bereits „jehr viele” (plurum) der 
Mönche geftorben waren: mwenigftens ein Jahr, denn er frägt 
nach den Zugang von Mönchen „im Laufe diejes Jahres“; 
aber noch mehr jpricht hierfür der ganze Ton fehnfüchtigen 
Heimmehs, welcher nur bei längerer Abweſenheit angejchlagen 
werden fonnte. 

Wie die Gejchichte der Metzer Biſchöſe für feinen 
Charakter, jo gewährt diefer Brief ein wahres Ehrenzeug: 
niß für das Gemüth, für die tiefe Empfindung, den lautern 
Sinn, das warme, reiche, treue Herz des langobardijchen 
Mannes. 

Nührend und aufrichtig ſpricht fich feine Sehnſucht nad 
dem Frieden de3 Klofters zu Monte Cafino und dem be: 
ibaulichen Leben in Gemeinfchaft mit den Brüdern aus: 
dabei ift auch der Neiz feiner Heinen Zelle nicht vergefien, 
die Gedanken an die Beichäftigung mit den Himmlifchen allein, 
die aufrichtige Freundfchaft und Neigung der Brüder, deren 
leuchtendes Borbild und ſüßes Geſpräch, die Erinnerung an 
die Schönen Gefänge, an das Vorleſen im Speifefaal, an den 
Bejuch bei den Alten und Kranken und die Erfundigung um 
ihr Befinden, an die gewohnten Beichäftigungen der einzelnen 
in ihren Arbeitsfälen, zumal an die heilige Schwelle (der 
Kloiterfirche), ihm theuer wie das Paradies, rühren ihn bis 
zu Thränen vor Sehnjudt. 

„Wol weil’ ich unter Katholiken, unter den chriftlichen 
Bräuchen eifrig ergebenen Menſchen, gut nehmen mich Alle 
auf, höchſt freundlich wird mir begegnet um der Liebe zu 
unferm Bater Benedict und um Eurer Berdienfte willen: aber 
im Bergleib mit Eurem Klofter ift mir das Palatium ein 
Gefängnig: im Bergleich des hohen Friedens bei Euch ift mir 





138 


das Leben hier ein Sturm. Glaube e8, Vater und Herr, 
glaube es, du heilige Schar: nur das Mitleid, nur die 
Fürforge für jo viele Seelen und unjeres Herrn umd 
Königs ftile Gewalt hält mich Hier zur Zeit noch feſt. 
Aber jo bald ich kann und mir der Herr des Himmels durd 
den frommen Fürften die Nacht der Trauer und meinen Ge— 
fangenen das Koch des Elends abnimmt, — wenn ich anders 
irgendwie die freudige Zujage des gütigften Fürften zu ge 
winnen vermag — dann werde ich jofort (wenn ich am Leben 
bleibe) zu Eurer Gemeinjchaft zurüdwandern, fein anderer 
Grund wird mich abhalten, nicht Schäße, nit Land, nidt 
Fülle jtarren Metalls und feines Menſchen Liebe werden mid 
mehr fern halten von Eurer Gejellung. Sch hoffe bei unjerem 
Gott, der niemanden in guten Wünfchen getäufcht werden 
läßt, daß er mich nad dem Berlangen meines jhmachtenden 
Herzens Euch in Bälde wieder zurüdgebe, „mit angemejjenem 
Zuwachs;“ (ob dies nur die Erfüllung feiner perjönlicen 
Bitte durch Karl meint oder Vortheil für das Klojter?) 

Nur mit dem leider Franken Leibe gehört er diejem 
Lande, mit der ganzen Seele, die allein gejund ift, weilt er 
im Klofter. Die Brüder — er unterjcheidet bejcheiden die 
seniores von feinen Altersgenofien, den fratres — jollen bei 
dem gemeinfamen Vater Benedict es erbeten, daß er redt 
bald wieder zu ihnen heimfehren könne, und feiner nicht ver: 
geſſen. Der Abt möge über fein und der Brüder Befinden 
jchreiben und ihn die Namen der einftweilen Berftorbenen 
mittheilen. „Denn ich vernehme, daß ihrer jehr Viele heim: 
gegangen . find: namentlib auch ..... (der Name fehlt), 
der, wenn es wirklich jo ift, meines Herzens ein nit 
fleines Stüd mit fi davon getragen.” Ein ergreifend 
wahres und mwarmberziges Schriftftüd. 

In welchen Strichen des Franfenreihs Paulus am 
Längften und Häufigften weilte, wifjfen wir nicht: wir dürfen 
nur annehmen, daß er dem Hofe Karls zu folgen pflegte 
und daß er namentlich dann, wenn der König längere Zeit 
an einem Drt im Kreife feiner Gelehrten weilte, nit 
fehlte. Karl weilte aber in den Jahren 782— 785 zumeift 
(abgejehen von Sacfen) in Kierjey (Dftern) 7. April 782, 
4. Juli in Düren, Winter 783 (Weihnachten bis Djtern 
11. April 784) in Heriftal, in Attigny Weihnachten 785 bis 
Ditern 23. April 786. Aus diefen Gründen famen aud 
Meg und Diedenhofen in Betracht; daß Paul zu Dieden: 
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hofen Ditern 783, 23. März bis Mai geweilt, jagt er jelbit 
und VI. 16. der Langobardengejchichte läßt wol Lectüre des 
erwähnten Buches der Meter Kirche in dieſer Stadt jelbit 
vermuthen. Die zeriprungene nur wieder zujammengefügte 
Marmorplatte in der Capelle von St. Stephan bei Met hat 
er offenbar jelbjt gejehen und berührt. Man hat aber ganz 
überjehen, daß auch die Jahreszeit jeines Aufenthalts zu 
Diedenhofen jich aus jeinen Worten I. 5 ergibt: er jpricht 
vergleihend von der Länge des menschlichen Scattens um 
Mittag 12 Uhr zu Weihnachten in Stalien und weiter nörd— 
lid und gibt dann jeine zu Diedenhofen vorgenommene 
Meffung an, — wol der nordöftlichfte Bunct, den er er— 
reichte. Das hat dob nur Sinn, wenn Die Zeit der 
Meſſung eben auch wieder, wie in Jtalien, Weihnachten war: 
Karl weilte nun freilich nur zu Dftern (März) bis Mai in 
diejer Pfalz: Karl begeht Weihnachten 781 zu Kierjey: wo 
er Weihnachten 782 gefeiert, willen wir nicht: 783 zu 
Heriftal, 784 im Lande der Engern in Villa Lindihi, 785 zu 
Atigny, 786 bereits in Stalien: das für eine Weihnachts: 
feier zu Diedenhofen frei bleibende Jahr wäre alio 782: 
doch kann auch Paul etwa Weihnachten 784 zu Diedenhofen 
geweilt haben, da er dem Heere nach Sachen ficher nicht 
tolgte. Für einen Aufenthalt an der Mofel im Winter 
(von September bis Weihnachten) und einen Bejuch in der 
Gegend von Corbei im vorhergehenden Sommer würde 
Iprecben der Brief an Adalhard von Gorbei: die Angabe, 
dat er von September bis Weihnachten frank zu Bette lag, 
würde mit der auch jonft von ihm beklagten Krankheit in 
Franfreihb und der einmal zu Diedenhofen verbrachten 
Weihnachtszeit gut ftimmen: aber die Bemweisführung 
Mabillons, daß der Berfaffer des Briefes, — er nennt fi 
nur Paulus und es gebricht an jeder weitern Bezeugung 
für den Brief — unfer Paulus gemweien, ift bei allem Scharf: 
jinn nicht ganz überzeugend, wenn auch jehr hohe Wahr: 
iheinlichfeit dafür beſteht. 

Daß aber Paul auch entlegene Gegenden Frankreichs 
bejuchte, fern von jenen Mojelpfalzen und den gewöhnlichen 
Aufenthaltsorten Karls, fern auch von jedem Weg, der ihn 
aus oder nad Stalien führen konnte, bezeugt uns jein von 
ihm ſelbſt erzählten Aufenthalt in Poitiers, der nicht ganz 
furz geweſen ift, da er auf Bitten des Abtes des dortigen 
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Hilarius- Klofterd, Aper, eine Grabjchrift für den Dichter 
Benantius Fortunatus verfaßte. 

Ein Verfuh, aus der Lebens: und Amts = Zeit dieſes 
Abtes Aper von Saint Hilaire zu Poitierd etwas für das 
Jahr von Pauls Aufenthalt dafelbft zu jehließen, führt uns 
zu nichts Neuem: Aper war 775 noch nicht Abt, wol aber 
780, und nicht mehr 792, daß aber Pauls Beſuch 780 und 
vor 787 fallen muß, wifjen wir ohnehin. 

Aus einem der Gedichte geht hervor, daß er an dem 
Hof in einem „hospitium* wohnte: das fann aber freilic 
auc ein zu dem palatinm oder einer villa gehöriges Neben: 
gebäude bezeichnen jollen. 

Daß nicht unter demjelben Dache mit Karl, wenn aud 
ganz in defien Nähe, Baulus feine Wohnung Hatte, zeigt 
ein anderes Gedicht. Das Leben der Gelehrten auf Koften 
Karl’3 am Hofe bezeugt Petrus. Angefehene Krieger des 
Hofes trugen in deren Wettkämpfen und Räthſelſpielen die 
Briefe hin und ber. Spät Abends erhält einmal Paul einen 
Brief Karl's und findet fih dann am frühen Morgen bei 
Karl ein mit der Beantwortung. 

Sn wie hoben Ehren Paul am Hofe und in dem 
Kreife der Akademiker von Karl und feinen Gelehrten ge 
halten wurde, wie Karl auch nab Paul's Rückkehr in das 
Klofter ihm Liebe, Ehre und Vertrauen zumwandte, wird die 
folgende Darftellung zeigen. 

Paulus hat, jo jcheint es, die Erfüllung feiner Bitten, 
die Entlafjung feines Bruders und der Mitgefangenen er: 
reicht: wenigjtens lafjen jich einige Stellen der Gedichte von 
und an Paul am Hofe Karl’s jo deuten. 

Paulus jagte dem Könia in einem uns verlorenen Ge— 
Dicht, er (Paulus) könne nun frohloden, da er vom König zu 
Ehren angenommen fei: und er danke Gott, daß diefer ihn 
nach der Finfterniß das Licht habe ſchauen lafjen. 

Darin hat man den Dank für die Freilaſſung der Ge: 
fangenen ausgedrüdt finden wollen: möglich: aber die Un- 
beftimmtheit der wenigen Worte läßt Sicheres nicht erfennen: 
man follte meinen, eine fo concrete Wohlthat als die Be- 
gnadigung des Bruders hätte Paulus anders als mit fo 
vagen Worten verdanken müſſen. 

Die Antwort Karls („Paule sub umbroso‘) freut ſich 
der Aufhellung in Pauls Stimmung: aber diefer habe die 
drei Fragen ungelöft gelafjen: ob er jchwere Fefleln tragen, 
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in ftrengem Gefängniß liegen oder zu den Dänen reifen und 
deren König Sigfrid befehren wolle. 

Die Wahl unter drei Zebensitrafen hat ihm Karl auf— 
erlegt, und ähnlich wie Petrus von unendlicher Liebe zu 
Chriſtus ergriffen wurde, nachdem diejer ihm feine Sünden 
verziehen, erfüllt den Paulus Liebe zum König, nachdem 
diejer ihm „Unthat verziehen“ („ubi donasti facinus.‘) 

Möglich ift e3 immerhin, daß unter dem „facinus* das 
Verbrechen des Bruders des Dichters zu verftehen jein joll: 
aber zunächſt jpricht das Gedicht doch von einer (jcherzhaften) 
Beſtrafung des Paulus: und der Vergleih mit Petrus feßt 
doch auch voraus, daß das „facinus“, das den „crimina 
eius‘* entjpricht, von Paulus, und nicht von einem Dritten, 
begangen war: was dieſe (dann offenbar auch jcherzhafte) 
Unthat gemwejen, wifjen wir freilich nicht. 

Die Beweggründe, aus welchen der Däne Gejandte an 
Karl geſchickt, waren offenbar Bejorgniffe vor den fränfijchen 
Waffen nah den großen Erfolgen, welche dieje im Jahr 782 
in Sachſen gewonnen hatten, er hatte alle Urſache, Karl’s 
Race zu jheuen: denn Widufind hatte wiederholt Zuflucht 
am däniſchen Hofe gefunden (jo zwar, daß die Sage ihn 
jogar zum Eidam oder Schwager des Dänenkönigs gemacht 
bat, dejjen Tochter oder Schweiter Geva er geheirathet haben 
jollte). 

Die Gefandten müjlen eine entichuldigende Sprade ge: 
führt haben,: „velut pacis causa‘ jeien fie gefommen, jagen 
die einhardiihen Annalen, bemüht die Waffen Karl’3 von 
weiterm Bordringen abzuhalten. Andererjeit3 aber gelang 
es Karl keineswegs, zu erreihen, was er als Bürgjchaft 
guten Einvernehmens wie aus religiöfen Gründen am 
Eifrigften anftreben machte: den Dänenfönig zur Annahme 
pe ChriftentHums zu bewegen: derjelbe blieb ein troßgiger 

eide. 

Diefen Stand der Dinge und Anjchauungen spiegeln 
deutlich die beiden Gedichte: dabei ift es bezeichnend, daß 
bei Paulus mehr die Furcht der Dänen vor dem König, bei 
Karl mehr der Troß des wilden Heiden betont wird. 

Paul jpricht jehr geringihäßig von dem Dänen: Die 
Furcht vor Karl werde ihn abhalten, Paulus, wenn er ihn 
al3 Bürger de3 Franfenreihs erfannt, auch nur ein Har 
zu frümmen, er werde ſich unterwerfen: wenn nicht, werde 
man ihn bald mit auf den Rüden gebundenen Händen her: 
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beiführen und Thonar und Wodan („Waten“) werden ibm 
nichts helfen. 

Karl dagegen hatte gemeint, der „hochfahrende König, 
der das gottloje Scepter eines verderblicen Neiches führe, 
werde den chriftlichen Priefter, der ihn befehren wolle, bei 
dem erften Anblid des Lebens berauben: und auch Paul 
nennt die Fahrt zu dem Heiden ein supplieium. Diefe 
Borftelungen von dem Karls Macht fürcdtenden, aber dod 
verftodt heidnifhen und grimmen Könige entipraden genau 
dem, was man am fränkiſchem Hof Ende des Jahres 782 
und 783 von dem Dänen reden mochte. 

Wegen der gewählten Form der beiden Götternamen 
Zujammenhang des Gedicht3 mit der ſächſiſchen Taufformel 
anzunehmen, befteht feine Nöthigung: wenn auch die Tauf: 
formel, die zwiſchen 765 und 772 feitgeftellt wurde, und 
„Ihuner ende Uoden“ nannte, 783 Paulus leicht befannt 
geworden fein fonnte: er braucht bei dem erften Namen die 
Aipirata wie diefe Formel: „Waten“ dagegen fteht ftarf ab 
von „Uoden,“ 

Da nun aber Wodan in der langobardiihen Mythe 
eine ganz hervorragende Nolle fpielt, erklärt es ſich jebr 
einfah, daß Paulus in dem Gedicht von dem Heidenfönig 
Sigfrid eben aub Wodan als defjen Beſchirmer denkt und 
nennt: die Formen „Waten“ und „Thonar” ftatt der nor: 
diſchen Thör und Odhin ſetzte aber Paul wohl einfach deßhalb, 
weil er diefe nordifchen Formen nie gehört hatte und nur 
wußte, daß Sigfrid, gleichviel unter welchen Namen, die 
gleichen Götter anbetete, wie Widufind der Sadje. 

Und fo verjchieden war der Götterglaube germaniider 
Stämme doc wahrlich nicht, daß Paulus nicht den Namen 
Donars gekannt hätte, welcher nicht nur Dänen und Sadien, 
auch Langobarden der zweite Gott Walhalls fein mußte. 

Das Gedicht Karls („nos dieamus‘‘) gewährt ein Mittel, 
ungefähr die Zeit feiner Entftehung feftzufegen. Paulus wird 
darin auch wegen des Unterricht® im Griechiſchen gelobt, 
welchen er den zur Begleitung der (mit dem Thronerben von 
Byzanz verlobten) Königstochter Rotrudis beftimmten Geiſt— 
lichen ertheile. Diefe Verlobung war erfolgt zu Oftern 781 
zu Rom: das Gedicht ift alſo nach Karls Rückkehr von der 
Romfahrt diefes Jahres entftanden, da es offenbar das Per: 
weilen des Königs in feiner Heimat, im Kreiſe feiner Ge 
lehrten vorausfegt: und dies ift (neben Sigfrid's Ermwähnen) 
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die erfte wirklich brauchbare Zeitangabe über Baul’s Aufenthalt 
in Frankreich, da fich uns die aus der Bittjchrift oder aus 
dem Brief am Theudemar gejchöpften jämmtlich bei näherer 
Prüfung verflüctigt haben. 

Wir vermögen aber die Zeit dieſes griechiſchen Unter: 
richts noch genauer und zwar, was mit den fonftigen Er: 
wägungen übereinftimmt, für ein ſpäteres Jahr, nach 785, 
feſtzuſetzen. 

Rotrud, die älteſte Tochter Karl's von Hildegard, war 
im Jahre ihrer Verlobung 781 höchſtens 9 Jahre alt —: 
ſie iſt nicht identiſch mit der während der Belagerung von 
Pavia 773 oder 774 gebornen („Adelheid“) —: an den 
Vollzug der Ehe war alſo, auch wenn man der Sitte der 
Zeit volle Rechnung trägt, (Hildegard, die Mutter der Prin— 
zeſſin, war im dreizehnten Jahre mit Karl vermählt worden), 
vor dem Jahre 785 nicht zu denken: nun ſetzt aber das 
Gedicht die Abreiſe der Braut behufs der Vermählung in 
allernächſte Ausſicht: nostra filia. .. ad tenenda sceptri 
regna . .. solers maris spatia transitura properat: d. h. 
„Te jchict fich demnächft zur Ueberfahrt an“: das kann vor 
den Jahren 785—786 nicht möglich gemwejen fein: es Fam 
nun freilich nie zu Ddiejer Neife und Vermählung: aber erft 
im März 787 löſte Karl zu Capua die Berlobung förmlich 
auf: Da er nun im Auguft 786 ſchon feinen friedlichen Hof 
verlafjen hatte und im November über die Alpen 309, finden 
wir im Sommer 787 den jpäteften Termin, in welchem das 
Gedicht den griechifchen Sprachunterricht loben kann. 

Nun erfahren wir aber, daß im Jahr 786 oder 785 
ein Caplan Karl's, Witold, und ein gewiſſer Johannes (wohl 
auch ein Geiftlicher) in Sachen der NRotrudis nach Byzanz 
gejendet worden feien, und wir werden nicht fehl greifen in 
der Annahme, daß man hierfür eben jene „elericos nostros“ 
ausgewählt hatte, welche Baulus im Griechifchen hatte ſoweit 
bringen follen, „ut Graecorum eruditi videantur regulis.“ 
Der Reife und Bermählung der Prinzeſſin Hatten fich 
Schwierigkeiten entgegengeftellt: um darüber zu Byzanz „mit 
den Fürften der Griechen“ zu verhandeln, wählte man wohl 
die im Griechiſchen Unterrichteten „‚eleriei‘‘, welche urjprünglich 
zu ihrer Begleitung beftimmt waren: jo fällt alfo jenes Ge: 
dicht und die Blütezeit von Paul's Aufenthalt am Hofe in 
die Jahre 784—785. 

Daß ſich das Studium des Griechiichen in den Klofter- 
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ihulen von Meg, Elnon, und St Riquier unter Karl gerade 
auf unfern Paulus zurüdführen läßt, ift wohl zuviel gejagt: 
außer Paulus und jchon vor ihm wirkten ſchon Alkuin und 
Peter von Piſa am Hofe Karl’s: gleichzeitig weilte ein ge: 
borener Grieche, Eliſäus, ein Verſchnittener, ebenfalls zu 
Behuf des Unterrichts der Prinzejfin in jener Sprade am 
Hof: und das Gedicht: „Nos dicamus“, welches den ben 
Begleitern Rotrud's ertheilten griechiihen Unterricht preift, 
hatte dringenden Anlaß, des Paulus BVerdienfte um Ver— 
breitung diejer Sprade in den Klofterjchulen zu rühmen, 
wenn dergleichen zu rühmen war: aber es fpricht nur von 
jenen „elerici“, die für Byzanz, nicht für das Franfenreih 
bejtimmt waren. 

Ungefähr jtimmt mit der gewonnenen Zeitangabe aud 
das muthmaßlihe Datum der Grabſchriften, welche Paulus 
in des Königs Auftrag für die Königin Hildegard und deren 
Tochter Adelheid und Hildegard, jo wie für die Töchter 
Pippins, Adelheid und Rotheid, dichtete. 

Die Königin Hildegard ftarb am 30. April, ihr eben 
gebornes Töchterhen gleichen Namens am 9. Mai 783. 
Adelheid und die beiden Töchter Pippin’s waren ſchon früher 
geftorben und in der Gapelle des h. Arnulf, des Stammbhauptes 
des Gejchlechtes beigejegt. Dieſe Aufträge weiſen auf die 
Sahre 783 und 784 al3 auf die Zeit der ehrenvolliten Be 
ziehungen Paul's zu dem König hin. 

Die Geſchichte der Bifhöfe von Meg, melde Paulus 
auf den Wunſch des Biſchofs Angilramn von Meg ver: 
faßte, ift wohl während des Aufenthalts in Frankreich ent: 
ftanden, vielleicht in der Nähe von Meg, etwa in Dieden: 
hofen (ebenfo, wenn es von Paul herrührt, das verfificirte 
Verzeichniß der Biſchöfe von Metz): wenigſtens war hier die 
Anregung duch Angilramn am Leichteften möglich und das 
Material, zumal für die Gejchichte der Arnulfingen, am 
Nächſten zugänglich: doch freilih, gewiß ift dies nicht und 
obige Erwägung nicht zwingend: denn auch nad der Rüd— 
fehr in’3 Klofter blieb Paulus unvergejjien von Karl und 
deſſen Kreife, wie an ihn in’3 Klofter gerichtete Briefe und 
Gedichte Karl’s und die Beauftragung mit der Predigten: 
fammlung darthun: unerreihbar waren aud von Monte 
Gafino aus die Angaben nicht, welche die fnappe Geſchichte 
bietet. Die Echtheit der Schrift ift außer Zweifel geftellt 
durch Paulus jelbit, der fie in der Langobardengejcichte citirt. 
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Ueber die Entftehungszeit gibt das über Karl darin 
Gejagte einigen Aufihluß: es wird die Heirath mit Faftrada 
erwähnt, Detober 783: aber noch nicht die Geburt ihres 
eriten Kindes, welche wohl jo wenig verjchwiegen worden 
wäre, al3 die der Kinder von Hildegard: Angilramn, auf 
deſſen Wunſch das Buch entftand, ftarb 791: (Die 783 ge— 
dichteten fünf Grabjchriften hat Paul diefem Werf einverleibt. 

Die unverhältnigmäßig ausführlide Darftellung der 
Geſchichte des Farolingifhen Geſchlechts mochte allerdings 
Angilramn’3 Wunſch (wol auch de3 dankfbaren und Karl 
aufrichtig verchrenden Verfaſſers Neigung) entiprechen, doch 
it auch zu erwägen, daß für die fpätere Gejchichte von Metz 
jeit Arnulf, die Quellen reichlicher flofjen. 

Diefe Gejchichte des karolingiſchen Geſchlechts ift die 
Probe für Charakter und Gefinnung wie für den Beruf 
unjeres Paulus zu echt weltgejchichtlicher Auffaffung: und er 
hat fie wader beftanden: ohne Berlegung jeines lango- 
bardiſchen Volksgefühls, ohne unwürdige Schmeichelei hat er 
das Großartige, das Weltbeherrſchende in dem Aufftreben 
jene3 Gejchlecht3 dargeftellt: nach der Auffafjung des ganzen 
Zeitalter und feiner eignen kirchlich-mönchiſchen Anſchauung 
Eonnte er nur durh Annahme unmittelbarer himmlifcher 
Führung das revolutionäre Auffteigen und die weltumfafjenden 
Erfolge dieſes Haufes ſich rechtfertigen und erklären: e8 war 
die einzige damals mögliche „Philofophie der Geſchichte“ — 
fie war eine Theologie der Gejhhichte mit dem Glauben an 
conftante theologijche übernatürliche Eingriffe de8 Himmels 
— und er hat fie in diefem Buch ausgeſprochen, während 
er fih, vol Tact und Pietät, in der Erzählung der Ge— 
Ihichte feines, des unterlegenen Volkes jolcher Betrachtung 
enthielt und lieber diefe Gefchichte vor derjenigen Zeit ab— 
brach, bei deren Darftellung eine ſolche Enthaltung un- 
durchführbar geworden wäre. 

Dasjenige Werk unferes Paulus, welches dur zehn 
Jahrhunderte die katholiſche Kirche in Gebrauch behalten 
hat, die Ercerpirung und Sammlung von Predigten, mit 
weldher ihn Karl beauftragte, hat er wol nicht in dem Ge: 
räufh des Hofes, jondern in der Stille jeiner Zelle zu 
Monte Eafino vollendet; denn in der Widmung jagt Paulus, 
daß er das Werk vollbracht habe mit Hülfe (des wunder: 
thätigen Vaters Benedict) „und eure Getreuen, meines 
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Herrn und Abtes.” Seinen (Herrn und) Abt aber Eonnte 
ein Mönch von Monte Eafino eben nur den Abt von Monte 
Gafino nennen: und nur in dem Klofter, nicht am Hofe, 
fonnte ihm diefe Unterftügung des Abtes werben. 

Wann Paulus wieder nah Italien zurüdging, ob in 
Begleitung Karl's im December 786 oder ſchon vor diejem 
Zuge, wifjen wir nicht. Daß aber Paulus Franfreich wieder 
verlaffen und ſich nah Stalien zurüdbegeben, dafür haben 
wir ausreichende Beweiſe: die Grabjchrift des Herzogs Arichis, 
den Brief Karl’3 bezüglich der Predigtenfammlung, das Ge: 
dicht „‚parvula rex Carolus“ und das Gedicht „‚Christe, 
pater mundi‘. 

Am 25. Auguft 787 ftarb Arihis von Benevent: und 
aus der ihm von Paul gewidmeten Grabjchrift geht hervor, 
daß fie nicht in Frankreich, jondern in Italien gedichtet ift. 

Die Zeit der Entftehung ergibt fih aus dem Todestag 
des Herzogs 25. VII. 787 und der Rückkehr des Sohnes 
Grimoald aus Frankreich, wo ihn das Gedicht weilen läft, 
nach Stalien, Frühjahr 788. 

Die Verfaſſerſchaft Paul's ift mir ungmeifelhaft:- feine 
Sprade ift hier unverkennbar: wenn auch einzuräumen ift, 
daß in feinem anderen Gedicht Paul wieder gleich tiefe, 
wahre Empfindung glei ſchwungvoll ausgedrüdt hat; es 
ift Paul's jchönftes Gedicht und ragt einigermaßen — dies 
allein von allen jeinen Dichtungen (dann noch das Gedidt 
über den Gomerjee, falls es von Paulus verfaßt ift) — 
hervor unter den PBoefien feines Jahrhunderts. 

Namentlih auch der „Bulgar”, der des Herzogs Tod 
beklagt, beweift, im Zufammenhalt mit hist. Langob. 15. 29, 
die Urheberſchaft Paul's. 

Ein Leben Gregor's des Großen hat Paul, vor der 
Langobardengeſchichte, einige Jahre, bevor er deren III. Buch 
ſchrieb, verfaßt. 

Paulus ſchrieb dies Buch zu Rom. Wann ein folder 
Aufenthalt in Rom anzufegen, ift nicht Leicht zu beftimmen: 
da er aber die Langobardengejchichte nicht vor 786 anfıng 
und „ante aliguot annos“ wol nicht auf die Zeit vor 781 
(Franfreih) oder vor 778— 781 (Monte Cafino) zurüdgreift, 
jo darf vielleicht angenommen werden, daß Paul auf der 
NRüdreife von Franfreih, etwa in Begleitung Karl’s im 
December 786, zunäcft nah Nom ging. Karl feierte Weib: 
nachten in Florenz, ging dann nad Rom, und von da über 
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Monte Cafino nad Capua (vor 22. März): es wäre nun 
leicht möglich, daß Paulus dem Hof auf diefem Wege folgte: 
— jedesfalls führte ihn der Weg aus Frankreich nah Monte 
Cafino hart an Rom vorbei und, auf der üblichften Straße, 
durh Rom ſelbſt. Damals (Januar 787) ftellte er dann 
wol in wenigen Wochen die Fleine Biographie zufammen. 
E3 handelte fich in jenen Tagen vor Allem um die Stellung 
jeines alten Gönners Arichi8 von Benevent: langfam vors 
jchreitende, meift durch Geiftliche vermittelte Unterhandlungen 
erzielten endlich einen Vergleih, ohne daß e3 zu einem 
Kampfe Fam. 

Danah wäre die Entftehungszeit der Langobarden- 
geichichte durch den Aufenthalt zu Rom, die dort (Januar 
787) gejchriebene Biographie Gregor’s und die „aliquot anni“ 
auf e. 790 beftimmt. 

Möglich ift aber freilich immerhin, doch ſehr viel weniger 
wahrjcheinlih, daß die aliquot anni von 787 bis auf die 
Zeit vor 773 zurüdgreifen jollen und ein alsdann ganz uns 
beftimmbarer Aufenthalt Paul's zu Nom anzunehmen: ift. 

Ferner: die Langobardengefchichte ift gejchrieben, nach: 
dem Paul Diedenhofen und Poitiers befucht und nachdem er 
die Gefchichte der Meter Biſchöfe gefchrieben, auch, wol in 
Met jelbft, eine vita Arnulfi eingejehen hatte und nachdem 
er „einige Sahre vorher” in Rom das Leben Gregor's des 
Großen verfaßt: und doch in Monte Cafino: alfo nach der 
Nüdkehr aus Frankreih nah Stalien. Alfo nach 786—87; 
auch diefe Erwägung führt ungefähr auf das Jahr 790. 

Alles Andere, was jpäte Tradition von der Rückkehr 
de3 Paulus nach Stalien und feinen Schidjalen und Werfen 
nad diefer Rückkehr berichtet, ift völlig unbeglaubigt: und 
nur Halbheit in der Kritif fann, unter VBerwerfung der hand: 
greiflichiten Erdichtungen, etwas minder abenteuerliche, aber 
nicht beffer verbürgte Stüde dieſer nämlichen Tradition der 
nämlichen Quellen fefthalten wollen. Was der Mönd von 
Salerno von den Verſchwörungen des Paulus gegen Karl, 
der wiederholten Begnadigung, der Verbannung auf eine 
Inſel, der Errettung aus diefer Verbannung und dem glüd- 
lihen Wiederfehen mit Arichis und Adelperga zu Benevent 
berichtet, hat man zwar fchon feit Mabillon als Erfindung 
erfannt. Doc ift es wohl weniger Volksſage als Gelehrten: 
fabel und Klofterdichtung zu nennen. Der Inhalt dieſer 
Fabel, welche in national langobardifch gefinnten gelehrten 
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Kreifen, nicht als Volksſage, entftand, bei dem Mönd von 
Salerno ift folgender: 

„Aus alter Anhänglichkeit an Defiderius trachtete Paul 
dem König Karl nad dem Leben. Und obwol dies dem 
König von feinen Getreuen hinterbracht wurde, ertrug er es 
doch wegen der großen Liebe, welche er für Paulus hegte. 
Als diefer aber es zum dritten Mal unternahm, ließ ihn ver 
König ergreifen, vor fich bringen und jprad ihn an mit den 
Worten: „Sag’ an, o Paulus, warum haft Du mir zwei: 
mal und dreimal nach dem Leben getrachtet?” Paulus aber, 
großherzigen Sinnes, wie er war, gab unerjchroden zur Ant: 
wort: „Thue mit mir, wie Dir gut jcheint: ich aber rede 
die Wahrheit und nicht joll Lüge kommen aus meinem 
Munde. Treu bin ich gewejen meinem König Defiderius: 
und noch heute halte ich ihm die Treue!” Da er dies vor 
Allen ausgeſprochen, ergrimmte der König und befahl feinen 
Kriegern, jenem jofort die Hände abzubauen. Als dieje fi 
aber hierzu bereit machten, hob der König vor übergroßer 
Liebe zu Paul an zu jeufzen und brach in den Ruf aus: 
„wenn wir ihm die Hände abhaden, wo finden wir wieder 
Einen, der jo zierlich jchreibt?” Die Vornehmen (Franken) 
aber, welche ihm Haß trugen wegen feiner Treue gegen De: 
fiderius, ſprachen: „Dein Reich wird erjchüttert, läßt Du 
diefen unbeſtraft. Laß ihn blenden, auf daß er nicht mehr 
Briefe oder anderes: gegen Dich und Deine Herrſchaft anzu: 
zetteln vermag.” Der König aber jprah wieder: „Wo 
werden wir dann wieder einen jo herrlichen Dichter und ges 
diegenen Gejchichtjehreiber finden?” Da gaben die Großen 
den Rath, ihn auf eine Inſel in Verbannung zu jenden. 
So geſchah es: in Ketten wurde er dorthin geführt (Leo Ost. 
jegt bei: Diomedis insula quae hodie a tribus montibus: 
„Iremiti“ nuncupatur). Und dort lebte er lange Zeit in 
Elend und Dual. Chriftus aber erbarmte fich fein, und ein 
Mann, der ihm (früher) lange gedient hatte, rettete ihn 
heimlih von jenem Eiland und führte ihn nach Bencvent. 
ALS das Arihis vernahm, jchidte er ihm einige feiner Großen 
entgegen, ihn einholend zu empfangen: und als er die Stadt 
betrat, umarmte ihn der Fürft und füßte ihn unter Freuden: 
thränen. Als aber Paulus die Herzogin Adelperga erblidte, 
die Tochter feines frühern Herrn, (Defiderius), da warf er 
fih ihr zu Füßen und rief: „Deinen Vater hab’ ich ver: 
loren, aber erhalten hat mir der Herr jeine Kinder und läßt 
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mich auch noch Deine Kinder jchauen.” (Nur eine poetijche 
Verwerthung der Erwähnung der Kinder in Paul’3 Brief.) 
Da brach die Fürftin in lautes Weinen aus. Herzog Arichis 
aber gab ihm Diener und Gemwänder in Fülle und ließ ihn 
in feinem Palaft bei fi wohnen und pflog oft mit ihm der 
Zwieiprac über das Wort Gottes und über die freien Künfte. 

AU dies ift Fabel. 

E3 ift daher reine Willfür, anzunehmen, daß Paulus 
mit Bewilligung und im Auftrag Karl’3 zu Arichis ging, 
um diefen zur Huldigung zu bewegen und jo feinen beiden 
Gönnern zu nügen: denn wir haben für ein Wiederjehen 
mit Arichis, für einen Beſuch oder Aufenthalt zu Benevent 
nah der Rüdkehr aus Frankreich durchaus gar feinen An: 
haltspunct denn lediglih die als Dichtung erfannte Ueber: 
lieferung bei dem Salernitaner: e3 geht aber gegen alle 
Methode, einen als Fabel erfannten Bericht gleichwol in 
jeiner unverbürgten Grundlage fefthalten oder minder phan- 
taftiihe Züge aus dem als ein Ganzes zu vermwerfenden 
Gewebe retten zu wollen: wir haben für ſolchen Bejuch oder 
Auftrag gar feinen Beweis. 

Ebenſo grundlos ift die Annahme, Paulus habe Adelperga 
bei ihrer Begegnung mit ihrem Bruder Adelgis im Januar 
788 „wie in andere Angelegenheiten mit treuem Nath bei: 
geftanden” und das Verfahren, dann nur das „Nähere, was 
Neuere über feine Theilnahme hiebei angeben“ als „aus der 
Luft gegriffen” zu bezeichnen: auch der angenommene Aufent- 
balt in Benevent, der Nath und Beiftand bei der Begegnung 
mit Adelgis ift nicht minder „aus der Luft gegriffen.“ In— 
confequent aber ift e8, wie gejagt, mit Verwerfung dieſer 
offenbarften Erdichtungen die übrigen ganz gleich ſchlecht ver: 
bürgten Ueberlieferungen für Gefchichte zu erachten, blos weil 
fie nicht fo offenbare Poefieen find. Die Anekdoten über das 
Stillfehweigen, ſowie über das fonftige Leben des Paulus 
im Klofter hat Bethmann als eine aus dem Capitel „de 
taciturnitate‘“ gejchmiedete Erfindung erfannt: — fie trägt 
aber genau denselben mönchiſchen Charakter wie das Vorher: 
gehende, was man als, Volksſage“ ausgeben will. 

ALS Karl die Reorganifation des Klojterweiens in jeinem 
Reich nach dem Mufter der Benedictiner-Negel beſchloß und 
zu diefem Behuf von Abt Theudemar zu Monte Cafino eine 
Abſchrift diefer Negel nach der Urfchrift des Heiligen und 
die Abſendung des Mönches Joſephus forderte, um diefen 
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an die Spite der zu begründenden Mufteranftalt zu ftellen, 
übertrug Theudemar die Antwort an den König unjerm Paulus. 

Mit der Erzählung, welche Leo Marficanus (von Oſtia) 
bievon gibt, ift aber abgejehen davon, daß er 300 Jahre 
jpäter fchrieb, diesmal jchon deshalb ganz bejonders nichts 
anzufangen, weil fie einfach alle ihre Angaben aus dem 
Briefe Baul’3 an Karl entnommen und diejelben nur dur 
Muthmaßungen und viele Worte verwäflert hat: es ift alio 
unzuläffig, diefe „nicht felbftitändige Duelle“ doch wieder für 
Nebenpuncte, 3. B. für die Zeitbeftimmung oder für die Ur: 
heberihaft der Erläuterung der regula Benedicti zu ver: 
werthen. 

Nur der Brief des Paulus ſelbſt und, ſoweit er den: 
jelben darin reprodueirt, der Brief Karl's find zu verwerthen: 
für die Zeit ift aber wenig daraus zu gewinnen: von jehr 
Vielem hier Angeführten ift nur der Beſuch Karl’3 zu Monte 
Gafino ficher, weil anderweitig bezeugt. Karl verlieh dann 
von Rom aus am 28. März 787 dem Klofter das Redt, 
fich den Abt frei zu wählen. 

Die Nachricht von den vielen Schülern, die der Ruf von 
Paul's Gelehrjamfeit angezogen und in Monte Cafino um 
ihn geſchart habe, darunter Hildrit von Benevent umd 
Johannes, einer von den jungen Geiftlichen, melde ihm 
Biſchof Stephan von Neapel (767— 800) zur Ausbildung zu: 
gejendet haben ſoll, ijt aljo werthlos. 

Die Blüte Monte Cafino’3, welche viele hervorragende 
Männer aus weiter Ferne nah dem Klofter zog, il 
wenigftend, was die Anziehung Adalhard’3 und Liudgerö 
anlangt, nicht auf unfern Paulus zurüdzuführen: denn zur 
Zeit von Adalhard’3 Beſuch (771—773) war Paulus nod 
nicht im Klofter und zur Zeit von Liudger’3 Aufenthalt 
dajelbft (782—783) war er in Frankreich. 

Daß der Tod ihn an der Vollendung der Langobarden: 
geihichte gehindert, folgert man aus VI. 58, wo er ein 
ipäter zu erzählendes Wunder erwähnt (aber: „in loco 
proprio)“. 

Die Angabe feines Todestages, eines 13. April, gewährt 
nur das Necrologium casinense. 

Sein Todesjahr ift ungewiß: nah Mabillon nehmen 
alle Neuern das Jahr 799 an, aber ohne Zeugniß oder aud 
nur ohne Andeutung eines Grundes. 
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ieſe ſehr tüchtige Schrift ift Julius Ficker zugeeignet; 
’: 3 war eine ausgezeichnete Schule, welche der Ber: 
IS faffer bei diefem Lehrer gefunden Hat, und der 
"= Schüler macht dem Lehrer Ehre. Er hat außer: 
gewöhnlichen Scharffinn, angeborenes juriftifches Talent und 
die Gabe lichtvoller Darftellung mitgebradt und hat fich 
jene mufterhaft jaubere, forgfältige Methode angeeignet, 
welche die Fider’fchen Arbeiten auszeichnet. Der BVerfaffer 
bat mit emfigem Fleiß ein reiche® Urkundenmaterial ver: 
werthet, das ihm zum Theil, jo weit es Abfjchriften un: 
gedrudter Eodice8 aus den italienischen Archiven betrifft, 
von Fider zur Verfügung geftelt wurde. Der Berfafjer 
verwahrt fi in der Vorrede damider, daß er fi in der 
Wahl des Gegenftandes von der Vorliebe für verjchollene 
Brivatalterthümer, von planlofer Euriofitäten-Krämerei habe 
leiten laſſen. Er habe vielmehr Beiträge zu geben verjucht 
zur Entjcheidung einer wichtigen, weil principiellen Streit: 
frage in der Gejchichte des deutjchen Privatrecht, der Frage 
von der Gültigkeit und Klagbarkeit formlojer Verträge im 
altgermanifchen Recht. Er erinnert, wie man die moderne 
Regel der Klagbarkeit formlofer Verträge, weil fie dem 
römischen Recht widerftritt, bald aus dem kanoniſchen Recht 
(Phillips, Pertile), bald aus der angeblichen deutjchen 
„zreu’ und Redlichkeit“ (von Runde bi8 Maurenbrecher, 
Hillebrand, Walter, Zöpfl) erklären wollte. Dagegen wirkte 
nun die hiſtoriſche Schule höchſt mwohlthätig, indem ihre 
Grundanſchauung darauf hinwies und zahlreiche bahn= 
bredende Monographien ihrer Jünger im Einzelnen darthaten, 
daß ſolche Formlofigfeit im Widerſpruch ftehe mit dem Wefen 
eine jugendlichen Rechts, eines Rechts von Völkern der 
Vorcultur, deſſen Charakter vielmehr üppige Formenfülle 
und ſymboliſch-poetiſche Sinnlichkeit ſei, daß auch die ger: 

') Val de Lieore, Dr. Ant., Launegild u. Wadia. Cine Studie 


aus dem langobard. Rechte. Innsbrud, 1877. Wagner (XII, 1 Bl. 
294 ©. gr ©.) 
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manijchen Rechte einer reichen Fülle von Formen fib erfreut 
haben, bald ala Wefensformen, bald als Beſtärkungs- und 
und Sicherungsmittel, und daß die wichtigiten Rechtsgeſchäfte 
für Gültigkeit oder Vollftredungsvorrechte an ſolche Formen 
gebunden waren. 

Auf den verjchiedenften Gebieten des Rechts find dieje Er: 
gebniffedurch dieinterfuhungenvon Bejeler, Siegel, Brun: 
ner, Sohm, Stobbe, Goldſchmidt, Laband und Anderen 
gewonnen worden. Wenn hingegen Löning einmendet, daß 
diefe Lehre von dem formalen Charakter des älteren deut: 
ſchen NRechtslebens auf Rechnung einer „vorgefaßten“ Ueber: 
zeugung zu fchreiben fei, jo ift zu erwidern, daß es Direct 
gegen die Methode der hiſtoriſchen Schule verftoßen würde, 
ſolche Säte auf Grund von „vorgefaßten Ueberzeugungen“ 
aufzuftellen: gerade die hiſtoriſche Schule, mit welder un: 
dankfbare Epigonen (nicht Löning meinen wir hiermit) 
heutzutage umzugehen lieben, wie man nad Leſſings Wor: 
ten eine Zeit lang mit Spinoza umging, bat uns von 
jolben Gonftructionen vorgefaßter Ueberzeugungen befreit 
und man jollte glauben, daß die ftattlihe Reihe von Ein: 
zelunterfuchungen, welche obige Sätze beftätigt haben, die 
Schule vor der Beihuldigung ſchützen follten, jene Lehre 
auf vorgefaßte Weberzeugung gegründet zu haben. Die 
Wahrheit liegt auch hier in der Mitte. Man darf von der 
Art der altgermanifchen Quellen nicht erwarten, daß fie, wie 
etwa das preußiiche Landrecht, den generellen Sag ausdrüd: 
lich formulirt hätten: „Nechtsgefhäfte über die wichtigften 
Berhältniffe oder über einen gewißen Werthbetrag bedürfen 
für Gültigkeit oder Klagbarfeit beftimmter Wejensform.“ 
Aber einmal war foldhe Form für eine Neihe von Ge 
Ihäften allerdings Wejensform und andererjeitS konnte man 
fih, wie im römischen Recht der Stipulation, gewiſſer Formen 
auch bei ſolchen Nechtsgejchäften bedienen, welche an biele 
Formen nicht nothwendig gebunden waren: und man that 
e3 in allen wichtigeren Fällen fo regelmäßig, daß für die 
Praris, für das Nechtsleben das entgegenftehende Princip 
der Formlofigkeit au da, wo es galt, ohne Belang war. 
In den Volksrechten ift 3. B. für Veräußerung von (ge 
wöhnlichen) Liegenihaften, von Unfreien eine Weſensform 
(regelmäßig) nicht vorgejchrieben: allein die uns erhaltenen 
Urkunden bemeijen, daß man Gerichts-, Schrift, Zeugen: 
Form in den allermeiften Fällen gleihwol wählte, was, ab: 
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gejegen von anderen Erwägungen, jchon die Grebitlofigfeit 
und Unficherheit der Rechtspflege der Vorcultur erheifcht. 
Kehren wir nach diefer Auslaffung über die Streitfrage, in 
deren Zufammenhang die Arbeit des Verfaſſers betrachtet 
jein will, zu diefer Monographie zurüd. Mit gutem Fug 
beſchränkt fie fib auf langobarbifhe Quellen, denn es ift 
längft al3 die richtige Methode annerfannt, „vorerft dic 
einzelnen Stammesrechte zu unterfuchen, um dann . .. aus 
dem Particularen zum Generellen vorzudringen“. Auf dieje 
Methode, von der ich bei Grundlegung meines Werfes über die 
„Könige“ ausging (Vorwort zur 1. Abtheilung München, 1861) 
bat man Beranlafjung wiederholt zu verweilen, da fie in 
jüngfter Zeit wieder wie vor etwa zwanzig Jahren häufig 
verlafjen und durch Gonftructionen erjegt wird, welche 
Tacitus und den Sachjenfpiegel, die Grägas und die Lex 
Burgundionum in Einem Athem zur Begründung eines 
Rechtsſatzes citiren. Das langobardijhe Recht gewährt 
aber zugleich die Vortheile der zähen Erhaltung germanijcher 
Süße, troß und in einer frühen wiſſenſchaftlichen Bearbeitung, 
und des reichen italienijchen Urfundenvorrathes. Launegild 
und Wadia find altgermanijche Formen, melde eine in 
den Quellen verfolgbare Geſchichte von mehr als fünf Jahr: 
hunderten durchlebt haben; es jpiegeln ſich aljo in diejer 
Entwidlung die wechjelnden Rechtsanfchauungen vieler Gene— 
rationen über die obige Streitfrage. Man muß biernad) 
anerkennen, daß der Berfaffer in Wahl und Begrenzung 
jeines Gegenftandes glüdliche Einficht bewährt hat. 

E3 werden nun zuerft bei Launegild die Dbjecte (Ter— 
minologie, Kleinigkeiten als Launegild, Fiction des Laune— 
gild, Werthgegenftand als Launegild) unterfucht, dann Die 
Anwendung dejjelben (im Familien, Sachen-, Obligationen 
Recht, hier befonders bei Verkäufen, im Erb: und Proceß: 
Recht, im Syſtem der perfönlichen Nechte), endlich die 
juriftiiche Bedeutung des Launegild wobei ſich ergibt, 
daß es, urjprünglich bei der Schenfung wejentlich, jpäter 
von der Theorie unter Einfluß des römischen Rechts als 
arrha confirmatoria auf alle Berträge facultativ über: 
tragen wurde. Mit Ergebniß und Führung der Unter: 
ſuchung im Wejentlihen einvrrftanden, haben wir blos 
wenig zu bemerfen. Nur das Wort „Launegild“ be— 
zeichnet den Begriff des Rechtsgeſchäfts im älteren Recht: nur 
dies ift original und quellenmäßig für das urjprüngliche 
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Weſen de3 Inftituts; deßhalb mußten unſeres Erachtens die 
jpäteren Bezeichnungen nicht pari passu mit dem Driginal- 
wort verwerthet, jondern zum Theil wie wider-donum als 
Ueberjeßungen, zum Theil wie meritum, premium, laudemium, 
charitas al3 Ausdrüde für das veränderte Inſtitut auf jpäteren 
Stufen feiner Fortbildung aufgefaßt werden, was wenig- 
ftens nicht immer eingehalten wird. Außerdem erjheint ©. 
46 das Auskunftsmittel bedenklich, in der Urkunde bei 
Mittarelli ann. III. app. 55 (vgl. 57) libras ftatt solidos 
zu lefen, woran freilih auch jchon Mittarelli dachte. Eine 
ſolche Verwechſelung in den Hauptpuncte der jehr jorgfältig 
redigirten Urkunde ift doch nicht eben wahrſcheinlich. 

Bei der Wadia werden, nach furzem Blid auf die Literatur, 
in gleicher Gliederung wie bei Launegild, zuerft Gegenftand, 
Anwendung und juriftiiche Bedeutung der reinslangobardiichen 
MWadia erörtert, darauf die Einflüffe von fränkiſchen Eapi- 
tularien, deutjchen Reichsgejegen und Privilegien, endlich die 
jpäteren Schidjale der langobardiihen Wadia, die Motive 
ihre8 Untergangs, ihr allmäliger Berfall und ihre Um: 
bildungen. Das Hauptergebniß, durch eine überzeugende 
Bemweisführung gewonnen, lautet: die Wadia ift Symbol 
der Bürgſchaft, muß, (al3 essentiale negotii) vor Bürgen: 
beftellung vom Schuldner dem Gläubiger in der festuca 
beftehend Ddargereicht werden, bei Uebernahme der Bürg— 
Ihaft ftellt fie der Gläubiger dem Bürgen zu. Für 
das Schuldverfpredhen ift die Wadia arrha confirmatoria, 
alfo facultativ, ausgenommen Berlöbniß und Urtbeiler: 
füllungsverjpredden, wo fie essentiale negotii. Nach einigen 
Papienjer Juriften erleichterte fie in allen Fällen die Privat: 
pfändung: jo auch beim Bürgenftelungsverjprehen, wo fe 
auch noch als Beweis diente. Zur Entftehung der Bürg— 
ſchaft ©. 225 möchten wir nur die Vermuthung aus: 
Ipreden, daß die Germanen von der völferrechtlichen Ber: 
geifelung ber auf die privatrechtlihe Bürgjchaft gelangten; 
dafür fpricht die Doppelbedeutung oder richtiger die dreifache 
von gisala — 1) obses, 2) captivus eventueller Schuldfnedt, 
3) fidejussor. An des Bergeifelten Leben und Freiheit 
hielt fich der völferrechtlihe Promiſſar, erfüllte der Promittent 
jeine Verpflichtung, Friede zu halten, nicht. Erinnern wir 
uns, daß bei den Germanen der „Krieg“ häufig Privarfebde 
der Gejchlechter war. Auch manche andere Eigenthümlichkeit 
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der germanifchen Bürgſchaft (Selbſtſchuld, Vollftredung in 
den Leib, Solidarhaft, Unvererblichfeit) würde fich unjchwer 
damit in Zufammenhang bringen lafjen. 


Allgermanische Tebervölkerung und 
Auswanderung, 


(Zu einem Bilde von Johannes Gehrts.) 


—oooo—— 
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ZN Ungleichheit der Vermögens: und damit der Lebens- 
la verhältniffe, melde durch Vererbung, Verſchuldung, 
I Verdienft und Zufall im Kampf um das Dafein 

die Einen zum Weberfluß erhöhen, die Andern bis an und 
bis in das Verderben ſtoßen, fo muß man leider für alle 

Völker und alle Zeiten die „jociale Frage” für unlösbar 

erklären; denn dieje durch Natur und Geiftesanlage gegebene, 
durh unberechenbare Einflüffe gefteigerte Ungleichheit und 
ihre traurigen Folgen find, wie alle Gejchichte lehrt, nicht 
aus der Welt zu jchaffen: Feine politifche Verfaſſung, feine 
gejelljchaftliche, wirthichaftliche Einrichtung kann ſie befeitigen. 

In der naiven Zeit der Vorcultur ift die Sclaverei der erfte 

rohe Verſuch, jenes Problem zu löſen: erträglicher in Zu: 

fänden, in welchen Herr und Knecht ungefähr auf gleicher 

Unbildungsftufe ftehend, immer unerträglicher werdend, je 

ihroffer der Unterfchied der Cultur wird, wenn, in raffinirter 

Sclaverei, der Sclave gebildeter ift als der Herr. Das 

Römerthum ift zuerft wirthichaftlich untergegangen, dann erft 

politiſch-militäriſch. Das Mittelalter ift ebenfall3 zuerft 

wirthichaftlich untergegangen an feinem getheilten, unfreien 

Grundbefig der Bauern und feiner gebundenen Gewerbe— 

zünftigfeit. Wielleicht geht auch die moderne Cultur zuerft 

wirthichaftlih unter an ihrem Proletariat und Allem, was 
damit zufammenhängt; denn unlösbar ift die „jociale Frage”, 
und jeder Verſuch, fie gemwaltthätig zu löfen, reißt, wie es 


\ 
| en man unter der „jocialen Frage” die jchroffe 
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fheint, mit der Wirthſchaft auch Gefellihaft und Stat in 
das Verderben. 

Wie dem auch ſei — eine krankhafte Erjcheinung ift, 
unter anderen Symptomen tiefer Schäden, die Auswanderung, 
die mafjenhafte, welche auch heute noch jährlich viele Zehn- 
taujende aus Deutjchland nach anderen Erdtheilen führt. 
Sie ift räthjelhaft: denn in den politifchen und focialen Zu: 
ftänden unſeres Reiches Ffönnen, mag man die Abneigung 
gegen den Waffendienft, den Steuerdrud, das Darniederliegen 
der Geſchäfte und die Wirkungen der Lehren der Social: 
demofratie noch jo hoch anſchlagen, ausreihende Gründe für 
diefe Flucht nicht gefunden werden, wie fie etwa in dem 
Zeitraum von 1815 bi3 1848, 1850 bis 1870 allerdings 
vorlagen. Auch von Webervölferung des deutjchen Reiches 
fann feine Nede fein: eine relative Uebervölferung findet fi 
nur in großen Städten, und zwar eine jehr jchädlide in 
Urſache und Wirkung; denn die Urfache ift nur zu oft der 
Drang der ländlichen Arbeiter beider Gejchlechter aus der 
„Langeweile“ des Aderbaues nah den „Genüffen“ der Groß: 
ftadt, und die Wirkung ift die Belaftung der Großjtädte mit 
dem Unterhalt einer häufig genug arbeitsunmilligen, nidt 
jelten aber auch arbeitsunfähigen Menge. 

Gerade die ländliche Bevölkerung ift es nun befanntlid, 
welche, neben der Ueberwanderung in die Großftadt, ein jebr 
erhebliches Kontingent zu der Auswanderung aus Europa 
ftellt, jo daß Uebervölferuug des flachen Landes im deutjcen 
Reiche durchaus nicht zu verfpüren, vielmehr bier Mangel 
an Arbeitskräften zu beflagen if. Die Summe von Kraft, 
welche feit anderthalb Jahrhunderten dem deutjchen Volke 
unmiderbringlich verloren ging und von Jahr zu Jahr noch 
verloren geht, ift ganz enorm. Es wäre eine dringender 
Aufgabe der deutſchen Politif als gar manche, welche jeit 
1871 in Angriff genommen wurde, durch Colonijation im 
großen Stil dafür zu forgen, daß in Zukunft menigftens 
diefe Taufende von deutjchen Arbeitern uns erhalten, nidt, 
wie bisher, verloren gegeben, in Concurrenten, ja oft Feinde 
der deutichen Heimat verwandelt werden. 

Deutfche Colonien können alfo auf die Dauer nidt 
entbehrt werden. 

Aber ein verhängnißvoller Fehler wäre es diejelben in 
außereuropäifchen Ländern gründen zu wollen. 
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Die begehrenswertheften überjeeifchen Länder find bereits 
vergeben. 

Und abgejehen davon: niemals wird das deutjche Reich, 
neben einem Landheer allererften Ranges, welches wir haben 
müfen, wenn wir ruhig jehlafen ſollen, eine Kriegsflotte 
aufbringen fönnen, welche, allein oder auch mit der habs— 
burgifhen im Bunde, gegen eine große Seemacht zugleich 
unjere Küſten vertheidigen und, die offne See haltend, unjere 
außereuropäijchen Golonien ſchützen könnte. Bei dem Aus: 
bruch des Krieges mit einer ſolchen Macht würden uns viel- 
mehr jene Bejigungen faft ohne Widerftand genommen werden 
und, blieben wir auch in dem Landfrieg in Europa Sieger, 
— welch werthvolles Pfand oder Compenfationgobject würden 
diefelben, 3. B. Met und Lothringen aufwiegend, beim 
Friedensſchluſſe bilden. 

Die deutjchen Colonien müſſen alfo in Europa gegründet 
werden: und an der unteren Donau, auf der Balfanhalb: 
injel, wird fich dafür, im Wege friedlichen Vertrages, oder 
nach einer Ummälzung, welche jich in jenen Gegenden doc 
dereinft vollziehen wird, wol Raum finden laffen. 

Diefe Gedanken über moderne Auswanderung entbehren 
durhaus nicht des Zufammenhangs mit den Studien, welche 
Beruf und Vorliebe mir jeit Jahrzehnten am nächften legen: 
mit der Erforſchung deutjcher Urzeit und der — jogenannten 
— „Völkerwanderung“. 

Einen weiteren Anlaß zur Erörterung diefer Frage gab 
das diefen Zeilen beigegebene Bild von Meifter Johannes 
Gehrts, der wie faum je ein anderer Maler vor und 
neben ihm in die Wahrheit germanifchen Alterthums einge- 
drungen ift. 

Ich habe andern Orts ausgeführt, daß jene fogenannte 
Völferwanderung richtiger als BVBölferausbreitung bezeichnet 
würde, und mit unferer modernen Auswanderung hat fie 
faft gar nichts gemein; fie unterfcherdet fich vor Allem darin, 
daß nicht Einzelne oder einzelne Familien, jondern wirklich 
ganze Völker, ſtatlich organifirt, fi in Bewegung jeßten, 
während der Wanderung das ganze Statsleben (mit Ge— 
riht 2c.) Fortführend, wie es in den verlaffenen Heimatfigen 
beftand: — und zweitens darin, daß faft immer Weber: 
völferung, Bebürfniß nach ausgedehnteren, dann auch er- 
giebigeren und mehr geficherten Wohnfigen die treibende 
Urfahe der Ausbreitung und Sigveränderung war. Auf 


158 


die Gründe, welche dieje Uebervölferung, dieſes Bedürfnik 
nad geräumigerem Wohnfig erzeugten, jol hier nicht näher 
eingegangen werden; fie lagen in dem Uebergang vom no: 
madenhaften Leben der Hirten und Jäger mit nur im 
Vorüberziehen nebenher betriebenem Aderbau zu ſeßhafter 
Agricultur als der Grundlage de3 wirthichaftlichen Lebens, 
mit Viehzucht und Jagd ala Wirthichaftszweigen zweiten 
Nanged. Zum Theil lagen fie auch darin, daß die Macıt 
des römischen Weltreich8 dem bisher ungehemmten Wandern 
nah Weit und Süd an Nhein und Donau Schranken ent: 
gegenftellte, welche ein halbes Jahrtauſend faft den halbnadt 
fechtenden,, in zahlloje Kleine Völkerſchaften zeriplitterten 
Germanen undurchbrechbar blieben. Selbftverftändlich ernährt 
heute das damals von ihnen bejeßte Mittel: und Oſt-Europa 
unvergleichlih mehr Menſchen, als zu jener Zeit Nahrung 
begehrten, aber das damalige Germanien war von Sumpf 
und Urwald bededt, und der damalige Aderbau, ja die 
ganze damalige Volkswirthichaft noch in jehr einfachen An: 
fängen begriffen; zwar nahmen die Germanen mande Bor: 
theile, der benachbarten römischen Eultur an: aber das 
geſchah langſam, ftühhaft, in unzulänglicher Weife, und 
Ale zogen zogen es vor, ftatt mühevolleren Aderbau ala 
bisher zu treiben, dur Kampf und gewaltfame Ausbreitung 
neue, breitere, bejjere und mehr geſchützte Wohnſitze zu 
gewinnen. 

E3 waren nicht Scharen bemwaffneter Abenteurer, nict 
nur Fürften mit ihren Gefolgen, nicht blos Here von 
Kriegern, fondern wirkflih ganze Völker, welche mit Weib 
und Kind, mit den noch nicht und den nicht mehr waffen: 
fähigen Freien, mit Freigelafjenen, mit Knechten und Mägden, 
mit deren Herden — dem wichtigften Theil des National: 
vermögens — und mit der übrigen Fahrhabe einher ge: 
zogen famen. 

Das hat der Künftler, der überhaupt, wie gejagt, eine 
auf gründlichitem Studium ruhende Kenntniß germaniſcher 
Vorzeit überall bewährt, klar zur Anſchauung gebradt. 

Wir fehen den Zug der Wagen, welche bei der Raſt 
zu einer Art Lager, „Wagenburg“, in einander gejchoben 
werden: auf diefen Wagen leben während der Wanderung 
die Weiber mit Handarbeit, zumal Spinnen, bejchäftigt, 
dann die Kinder, die marjhunfähigen Greife, Kranke, Wunde; 
die Wagen waren mit Thierhäuten oder Leinwand, nicht 
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ohne Schmud bunter Zeichnungen, überjpannt und glichen 
daher bemeglichten Zelten; Rinder zogen fie. Die Giebel: 
fangen der Wagen waren bei deren Kreuzung mit Büjcheln 
geſchmückt oder liefen in Geftalt von Pferbehäuptern aus, 
fie trugen Laub oder auch die Häupter geopferter Roffe. 

Die Schafherden folgen dem langjamen, jchwerfälligen 
Zug, von gewaltigen Hunden umbellt.e Die Knechte tragen 
Waffen, Geräth, Jagdbeute. Halbwüchfige Jünglinge und 
Mädchen reiten auf den Zugthieren, wenig bekleidet, wie 
denn die Feufche, unbefangene Sitte de3 Naturvolks auch an 
der geringen Berhüllung der Frau feinen Anftoß nahm. Die 
junge wehrfreudige Mannjchaft tummelt ihre Roſſe neben 
dem Zug der Wagen, die Speere im Spiel in die Luft 
werfend und wieder fangend. Der König aber oder Graf, 
ftattlih gejhmüdt mit dem Wolerhelm, dem Schild, der 
Brünne, den Armringen, mit dem Kurzfchwert und der 
Streitart im Gürtel, reitet voran, finnend Ziel und Zukunft 
feines Volkes erwägend. Diefe Wanderer, die entlang den 
hohen Bergen ziehen, mögen die Marfomannen fein, Die 
Ipäteren Baiern, einrüdend in das Land zwiſchen Donau 
und Alpen: denn als Sueben fennzeichnet fie die Haartracht. 
Auch Langobarden könnten es fein, die über die Alpen nad 
Stalien ziehen. 


Germanisches Wallenwerk. 


Zu einem Bilde von Johannes Gehrts.) 
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Tu, 
An jehr verichiedenen Formen Konnte germanifche 
N Kampfesfreude fich austoben: im SHerbann, im 
xZ Volkskrieg des Angriffs oder der BVertheidigung, 
>” in dem abenteuernden Raubzug der Gefolgſchaft 
gegen feindliche oder doch gleichgültige, nicht befreundete 
Völker zu Land oder, im Seeraub, zu Schiff: in dem Fehde: 
gang, zumal wegen Blutrache, im gerichtlichen Zweikampf, 
welcher die Fehde auf zwei Kämpfer bejchränfte; aber auch 
außergerichtlicher Zweikampf ward oft verabredet, fei es, 
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einen Streit zu entjcheiden, ſei e8, einen Haß auszufechten, 
jei e8 endlih auch nur, um, ohne Haß, vielleicht in Löſung 
eines bei dem Bragi= Becher geleifteten Gelübdes, zu ent: 
jheiden, wer von zwei gerühmten Helden der ftärfere fei, 
wie heute noch in meiner oberbaierifhen Heimat zmei 
als Ringer berühmte Burſche jolden Wettfampf verab: 
reden. ALS Stätte des Zmeilampfs wählte man gern eine 
rings vom Meer, einem Strom, einem See umjpülte Inſel, 
eine „Aue”, einen Holm: daher heißt der Zweikampf im 
Norden „Holm:Gang”: auf fol ödem, von Niemand de: 
wohntem und nicht unbemerfbar vom Ufer aus zu erreichendem 
Eiland war man vor treulojer, gewaltthätiger Störung des 
„fair play“ dur Anhänger des einen oder andern Kämpfers 
gefichert: die jandige, ebene Fläche war günftig, die Dertlid- 
feit, auh „Wind und Sonne” ebenmäßig zu vertheilen. 

Es fonnte, mußte aber nicht Fortjegung des Kampfes 
bis zum Tod des einen Kämpfer beredet werden: es konnte 
auch der Verwundete, Entwaffnete ſich für befiegt erklären 
und dadurch fein Leben retten dürfen: oder die Kampfricter 
ſprachen ein Urtheil ähnlichen Sinnes aus. 

Die Stätte des Kampfes in diefem Bild ift ein Fleiner öder, 
fandiger Holm: man fieht im Hintergrund, von Möven über: 
flattert, die See, in welde die Küftenhänge zur Linfen ab: 
fallen. Ginfter und der ftachlige Strandhafer, deſſen Eleine gelbe 
Blüten, ftet3 vom Meerfalzduft genegt, fo herb, faft ſalzig 
riechen, überziehen den weißen Sand. Jeden der Kämpfer 
begleiten zwei Zeugen, welche die Kampfftätte abgeftedt haben: 
Schnüre wurden an den dünnen Stämmchen befeftigt, melde 
der über das flahe Eiland faufende Wind nur jchwer auf: 
fommen läßt; der jo im Biered eingefriedigte Raum ward 
mit einem großen Segeltuch bededt, das an Pflöden dicht 
über den Sand gefpannt ward: auf das Tud, in das 
Viereck, traten die Kämpfer: weicht einer auch nur von der 
Umfriedung, gilt er als befiegt: die beiden Zeugen traten je 
zur Rechten und zur Linken ihres Freundes und auf ein 
gegebenes Zeichen begann der Kampf. Lang hat er gewährt 
und grimmig war er: nun ift er zu Ende. 

Die Kämpfer hatten ohne Helm und Brünne gefochten, 
nur „mit Schild und Schwert auf weißem Sande“, 
wie oft vertragen ward; das Schwert ift das Langſchwert, 
Spatha; am Gürtel trägt jeder das dolchgleihe Kurzichwert, 
den Scrama-ſachs. 
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Außer den ebenfalls ftarf mitgenommenen Schilden, welche 
beide Kämpfer noch an dem linken Arm führen, liegt neben 
jedem ein völlig „verhauener” Schild auf der Erde: von 
dem des Siegers hat ein wuchtiger Schwerthieb des nunmehr 
Erlegenen den Schild-Budel völlig herabgeihlagen: friſche 
Schilde reichten die Zeugen den Helden: und nun jchmetterte 
der Sieger durch den neuen Schild des Gegners oben links 
einen grimmen Streich, der das Holzgetäfel unter dem Schild» 
reif zerirümmerte und in den Hals eine tödtlide Wunde 
Ihlug: aber der Sterbende blidt mwohlgemuth nach oben: 
wird er doch den Bluttod, nicht den Strohtod fterben: und 
ihon hört er aus den Wolfen niederraufchen die Schwanen- 
flügel der Walfüren, Die ihn empor tragen zu Walhalls 
goldenen Sälen. 


um Kreben, 


Das Weib im Eee KRecht 


Frage nach der Stellung des Weibes in Recht und 

Ha; Leben der Germanen ift nicht nur eine Einzelfrage 
BIS. neben anderen im Gebiet der germanifchen Ur: 
” -geichichte: — fie hat darüber hinaus präjubdicielle 
Bedeutung. 

Denn die Stellung des Weibes ift ein Maßſtab für 
Nationalcharakter und Culturgrad: je gemeiner, je dumpfer 
der Nationalcharakter, deſto härter bleibt das Los des Weibes 
ſogar auf ziemlich hoher Culturſtufe — ſo bei Türken und 
anderen Orientalen; andererſeits bürdet aber die Noth des 
Lebens, die Niedrigkeit der Cultur, der noch ſehr harte Kampf 
um's Daſein auch bei edel angelegten Völkern dem Weibe 
Laſten auf, welche der ſonſtigen idealen Würdigung des 
Weibes zu widerſprechen ſcheinen, jedoch unerläßliche Fol— 
gen niederer Cultur ſind, und erſt bei höheren Stufen 
derſelben, namentlich bei vermehrtem Nationalwohlſtand, ab— 
genommen werden können den zarten Schultern. 

Felix Dahn. Baufteine, VI. 11 
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Weniger der Nationaldarakter, viel lebhafter der Eultur: 
grad der Germanen vor ihrer Berührung mit den Römern 
ift noch immer beftritten. 

Zumal franzöſiſche Schriftfteller lieben e3, die Germanen 
bei ihrem Eintritt in die Geſchichte etwa auf die Stufe der 
Rothhäute in den Urwäldern Amerifa’s zu ftelen. Eine große 
Thorheit: und wüßten wir auch von Verfaffung, Recht und 
Götterglaube unferer Ahnen zu jener Zeit gar nichts, — ſchon 
ihre herrliche Sprache allein würde jene geringe Schäßung ihrer 
Anlagen und ihrer Entwidlungsftufe widerlegen. Allen Refpect 
vor Dr. Martin Luther’3 Bibelüberjegung; aber man wird von 
jeinem Vorgänger Wulfila, der zwölf Sahrhunderte früher 
die heilige Schrift in das Gothiſche übertrug, jagen müſſen, 
daß feine Aufgabe nicht nur unvergleichlich ſchwieriger war, 
fondern daß fie mindeftens ebenjo geiftvoll und vielleicht 
poefiereicher gelöft wurde. 

Andererjeit3 hat man aber auch die Gittenzuftände der 
Germanen überjhäßt, zumal indem man der einjeitigen 
Spealifirung kritiflos Glauben ſchenkte, welche Tacitus gegen: 
über feinen übercultivirten Römern, zwar mit der edelften 
Tendenz, aber eben doch mit Tendenz an den germanijchen 
Berhältniffen vornahm. 

Ganz Ähnlich wie im vorigen Jahrhundert Franzöfiice 
und engliſche Schriftjteller gegenüber den Laftern und der 
Lüge zu Paris und London den „tugendhaften Huronen“, 
den „edeln Wilden ohne Falſch“ in befter Abficht, aber mit 
jehr wenig Bölferpiychologie jchilderten, — ganz ähnlid 
wollte Tacitus feinen Römern das Bild eines rohen, aber 
fittenreinen fogenannten „Naturvolks“ entgegenhalten, als er 
jeine Germania jchrieb. 

Da nun aber gerade die Verhältniffe der Geſchlechter 
in und außer der Ehe in Rom ganz bejondere Symptome 
der beginnenden Fäulniß aufwiejen, hatte Tacitus das Be: 
dürfniß, gerade dieſe Dinge bei den Germanen in das hellite 
Licht zu ftellen. Die unleugbar vorhandenen, in dem National: 
harakter begründeten Vorzüge in der Stellung der ger: 
manijchen Frau verleiteten ihn nun aber, jene Schattenfeiten 
nicht oder doch nicht genügend hervorzuheben, welche, durch 
den niederen Gulturgrad und die Noth des Lebens bedingt 
ebenfall3 vorhanden waren. 

Wir werden die Wahrheit zwiſchen beiden Ertremen 
finden: der Culturgrad war ein niedriger, der National: 
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barafter und demgemäß die Würdigung der Frau edel; 
wa3 in der Stellung der Frau jener idealen Werthſchätzung 
nicht entſpricht, erklärt ſich aus den noch rohen einfachen 
Anfängen der Eultur; ander? gewendet: die Stellung der 
Frau ift vermöge des Nationaldarafters eine viel günftigere 
als bei andern Völkern gleicher, ja oft viel höherer Cultur— 
ftufe, und das Ungünftige in der Stellung der Frau, was 
ihrer Hohen Würdigung in dem Nationaldarafter nicht ent- 
ſpricht, ift Folge des niedrigen Gulturgrades und des zum 
Theil noch harten Kampfes um's Dafein. 

Betrachten wir zunädft die Stellung des altgermanifchen 
Weibes im Recht, jo müfjen Einrichtungen, welche heute ala 
Zurüdjegungen erjcheinen, im Zufammenhang mit den Zus 
tänden jener Zeit ganz anders aufgefaßt werden: dahin 
zählt die Gejchlehtsmuntichaft und die Ausfchließung oder 
Bejchränfung der Frauen im Erbgang des Grundeigens. 

Sene nothwendige Muntſchaft, unter der die Weiber 
wenigſtens nach dem Recht der Langobarden und anderer 
Stämme ftanden, war die Folge ihrer Waffenunfähigfeit 
nicht nur im Fehdegang, auch im gerichtlichen Zweikampf: 
eine Zurüdjegung des Geſchlechts als folchen lag durchaus 
nicht darin: galt doch gleiche. Muntjchaft auch für Männer, 
die 3. B. wegen Jugend nicht mwaffenfähig waren. Diefe 
von dem nächſten Schwertmag, d. h. dem nächiten durch 
Männer mit dem Weib verwandten Mann, über Frauen, 
die in rechter Ehe ftanden, von dem Gatten geübte Munt— 
ihaft (von munt, manus Hand: mit dem Munde hat 
die Muntfchaft nichts zu thun, hierin befteht Fein Bedürfniß 
der Unterftüßung für das Geſchlecht, das hierin ſchwerlich 
das ſchwächere) d. h. Gewalt war keineswegs nur ein einfeitiges 
Recht, fie legte vielmehr auch ſehr ſchwere Pflichten auf: 
Schuß und Vertretung vor Gericht, Unterhalt und andere mehr. 

Auch in dem geringeren Wergeld der — liegt nicht 
eine Zurückſetzung, nur der Ausdruck der unläugbaren That: 
jache, daß in jenen Tagen her gewaffneten Selbfthilfe die 
Spindel wirflihd weniger werth war für die Sippe al3 der 
Speer: daher haben auch Männer, welche nicht waffenfähig, 
ein geringeres Wergeld als waffenfähige: daher hat das Weib 
während ber Zeit der Gebärfähigfeit ein höheres Wergeld 
als vor und nach diefer Zeit. Iſt dies noch die Auffaffung 
einer roheren Zeit, jo drüdt ſich bei anderen Völkerſchaften 
eine jehr ideale Denfart darin aus, daß das Weib, uner- 
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achtet jeines geringeren Brauchwerths für die Sippe, ſogar 
ein höheres Wergeld als der Mann erhält: der fehlende 
Selbftihuß fol durch den erhöhten Rechtsſchutz erſetzt werben. 

Aber auch die Beſchränkung der Frauen in der Erb: 
nahme von Grundftüden war durhaus nicht als Zurück— 
jegung gedacht: vielmehr folgte fie aus dem Bedürfnig, den 
Grundbeſitz, auf welchem nicht nur der Wohlftand, auch bie 
Rectitellung in Gemeinde und Stat beruhte, dem Mann: 
ftamm der Sippe zu erhalten: übrigens ift jehr zweifelhaft, 
wie alt und wie weit verbreitet jolche Beichränfung war; 
jedesfalls trat fie erft ein, nachdem ſeit mehreren Generationen 
der Uebergang zu jeßhaftem Aderbau vollzogen war: ferner 
war das Vorrecht des Mannzftammes auf das bei der ur: 
jprünglihen Anfidlung von Stat oder Gemeinde dem Sippe: 
Haupt zugetheilte Gut, dag „Erbgut“, befehränft: anderweitig 
erworbene Grundftüde vererbten auch auf die Frauen: endlich 
waren nah mancen Rechten die „Spindeln“ nicht völlig 
ausgeſchloſſen durch die „Spere”, jondern nur*durd die 
Männer der gleihen Gradnähe der Verwandichaft, jo dak 
3. B. die Schwefter hinter dem Bruder des Erblafjer3 zwar 
zurüdftand, aber deſſen Beiter oder Neffen vorging. Daß 
Zurüdjegung der Frau als folder ganz fern lag, erhellt 
daraus, daß bei manden Völkern das Recht, bei anderen 
wenigftens die Sitte auch die nachgeborenen Söhne ausſchloß, 
nur den Erftgeborenen in das Erbgut folgen ließ. Nur die 
Männer vermodten ja auch den Grundbefiß mit den Waffen 
zu vertreten: und die Frauen hatten felbft ein Intereſſe 
daran, das Erbgut in der Sippe erhalten zu fehen, da die 
verheiratheten ihr ehelicher, die unverheiratheten der Gejchledt3- 
Muntwalt aus den Früchten des Guts zu ernähren verpflichtei 
mar. Seitdem die Pflichten der Sippe, zumal der Waffen: 
Ihuß, von geringerer Bedeutung wurden, ift auch die Ge 
ſchlechtsmuntſchaft und die Zurüdftellung im Erbgang des 
Erbeigens abgeſchwächt, zulegt völlig aufgehoben worden. 
Nur im Recht des Adels und zum Theil des Bauernftandes, 
deſſen Gedeihen noch immer auf der Erhaltung unzerfplitterten 
Grundeigens beruht, hat fich der Vorzug des Mannsſtamms 
bis auf heut erhalten. 

Betrachten wir nun, abgejehen von jenen Bejchränfungen 
das Recht des Weibes im Allgemeinen, zumal in.der Ehe, 

Bei der „einfachen Ehe“ blieb das Mädchen (oder die 
MWittwe, die wieder heirathete, was aber bei manchen Bölfern 
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verboten war) in der Muntichaft ihres bisherigen Munt— 
walts: aljo 3. B. ihres Vaters, Bruders, Vaterbruders (die 
Wittwe in der ihres eigenen Schwertmagen, alfo 3. B. ihres 
waffenfähigen Sohnes oder, nach anderen Rechten, des nächften 
Schwertmagen ihres verftorbenen Mannes: aljo 3. B. ihres 
Stieffohnes), bei der „rechten Ehe” trat fie in die eheliche 
Muntjichaft ihres Mannes: bei diefer rechten Ehe mußte alfo 
der Mann dem bisherigen Muntwalt feine Muntjchaft ab— 
löfen, wa3 in der Zeit vor Einführung des (römischen) 
Geldes durch Hingabe einer vertragsmäßig beredeten Zahl 
von Roſſen oder Herbenthieren, von Waffen, Schmud, 
anderer Fahrhabe geſchah. Ein „Kauf“ Liegt hier gar nicht 
vor, fjondern ein Taufh: ein Recht ift die eine Leiftung, 
Sachen bilden die andere: erft fpäter, feit Einführung des 
Geldes, wird die Muntfchaft als Ware um Geld erworben, 
aljo gekauft. Diefer Kauf der Muntſchaft gab Anlaß zu der 
abjcheulihen und unmöglichen, aber immer wieder vorge: 
bradten Behauptung, die Eheſchließung der Germanen jei 
ein „Kauf des Weibes gemwejen: ein freied Weib fann man 
aber nah germanifhem Recht — was in vorgejhichtlicher 
Zeit, nach vorgermaniſchem Recht, galt, geht uns hier nichts 
an — jo wenig Faufen, als einen freien Mann. Die frag: 
lihen Ausdrüde der Quellen find eben kurz gebrungen und 
übertragen: jo wenig ein Grundftüd eine Perſon wird, weil 
bei der Reallaft das Recht jagt: „das Gut fchuldet“, fo 
wenig wird der Leib eines freien Weibes Ware, weil das 
Recht ftatt der Muntjchaft über das Weib das Weib jelbft 
als gefauft nennt. Am menigften darf man fich für jene 
Meinung auf die „Weibermärkte” berufen, die in Schottland 
und England bis in unfer Jahrhundert hinein beftanden: 
man wird doch nicht glauben, daß man 1830 ein fchottifches 
Mädchen kaufen fonnte, wie eine ſchottiſche Kuh: gerade dieſe 
von der Verlobung und Ermwerbung der Zuftimmung des 
Baterd oder Vormunds gemeinten Ausdrüde zeigen, wie 
gleihe Wendungen auch der alten NRechtiprade zu deuten 
find. Das Muntgeld ward jelbftverftändlich als Preis der 
Muntjchaft von dem bisherigen Muntmwalt erworben; erſt 
jpäter, nachdem deren Bedeutung jehr abgefhwäht war, zum 
Theil, endlid, (unter Einfluß auch des römischen Rechts als 
donatio propter nuptias) ganz der Braut überlafjen. — 
Das Recht 30g bei der einfachen Ehe alle Folgerungen aus 
dem Sat, daß die Muntſchaft nicht abgelöft war: es blieb 
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daher die Frau unter der Muntjchaft ihres bisherigen Munt: 
walts, trat nicht in die eheliche ihres Gatten: und bie in 
folder Ehe geborenen Kinder famen nicht in die Muntſchaft 
ihres Vaters, jondern des Muntwalts ihrer Mutter: alſo 
3. B. ihres mütterlichen Großvater oder des Bruders ihrer 
Mutter. 

Eine Zurüdjegung der Frau in der Ehe kann nad 
heidnifcher Auffaffung nicht darin erblidt werden, daß der 
Begriff des Adulteriums genau derjelbe ift wie im römifchen 
Recht und im Recht aller Völker vor dem Sieg der chriftliden 
Anihauung: erft dieſe hat dem Weibe das Recht auf ehelice 
Treue des Mannes gegeben; vorher wird die Ehe nur ge 
brochen durch Untreue des Eheweibes oder, von Seite eines 
Mannes, nur durch Bruch fremder Ehe. Obwohl nun regel: 
mäßig die germanifche Ehe monogamiſch war und die Uns 
treue der Frau faft gar nie vorfam (wenn fie aber vorkam, 
war fie mit den alleräußerften Strafen bedroht), durften doch 
Könige und Edle mehrere Frauen gleichzeitig haben, jo z. B. 
Ariovift, was wegen der Wichtigkeit mächtiger Verfchwägerungen 
nicht jelten vorfam. Auch dulden wenigftens die nordiſchen 
Rechte Concubinen nicht nur an Statt der Ehefrau, jondern 
auch neben der Frau. 

Der Eheſchließung ging vorher ein Verlöbniß, das 
öffentlih, vor geladenen Zeugen, auch wol in der Volks: 
verfammlung gejhah und dem Bräutigam das Recht gab, 
von dem Muntwalt die Ueberführung der Braut (mit oder 
ohne Muntfchaft) in fein Haus zum Zmwed. der Ehejchliehung 
zu verlangen in vertragsmäßiger, eventuell gejegmäßiger 
Frift. Das Verlöbniß begründete ein voll gefeftigt Recht des 
Bräutigams auf die Treue der Braut; dagegen war das 
Berlöbniß nicht an ſich ſchon, wie man geiftvoll, doc un: 
richtig ausgeführt hat, Eheſchließung: dieſe geſchah allerdings 
ohne weiteren Rechtsact durch den Vollzug, aber nach der 
das Leben beherrſchenden Sitte begleiteten ſacrale Formen 
und weltliche Gebräuche die Ueberführung der Braut in das 
Haus des Gatten, für Oeffentlichkeit der Verwandlung des 
Verlöbniſſes in Ehe hinlänglich Sorge tragend: jene Hoch— 
zeitsgebräuche find zum Theil gemein-ariſch. (Der Braut: 
lauf, das Brautftehlen, d. h. urfprünglich ein Sceinfampf 
um die Braut, der Brautjchleier, das Treten in den Schub 
des Mannes.) Ym ehelichen Güterrecht ift das urjprünglid 
häufigere Syſtem das der Güterverbindung, wonach das 
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Eigenthbum der beiden Gatten durch die Eheichließung un: 
berührt bleibt, nur die Verwaltung und der Fruchtmitgenuß 
des fraulichen Vermögens auf den Mann übergeht; jpäter 
fam, zumal in den Städten, im Stande der Kaufleute und 
Handwerker „von der offenen Tajche”, das Syſtem der 
Gütergemeinſchaft oder Gütereinheit häufig vor, wonach das 
Vermögen beider Gatten, urjprünglih nur die Errungen— 
Ihaft in der Ehe, jpäter auch das Eingebrachte, früher nur 
die Fahrhabe, jpäter auch die Liegenjchaften, aljo zulett 
manchmal alles Vermögen in Miteigenthum der beiden 
Gatten je zur Hälfte trat, auch hier unter Verwaltungsrecht 
mit Fruchtmitgenuß de3 Mannes an der Quote der Frau. 
Der Hauptgrund war geweſen, einerfeit3 den Credit Des 
Geſchäftsmannes um den Betrag des Frauengut3 zu er— 
höhen, andererjeits diefes den Gläubigern unentziehbar haft: 
bar zu maden. Doc begegnet im weftgothifchen, nordijchen 
und fränkiſch-rheiniſchen Necht Schon früh wenigftens die Er— 
rungenſchafts- und Fahrniß-Gemeinſchaft. Schließlich mag noch 
erwähnt werden, daß das deutjche Recht, da die Frauen im 
Erbgang in Liegenschaften, jahrhundertelang dem größten Theil 
de3 Vermögens, zurüdgejegt und letztwillige Verfügungen, 
durh welche der reihe Mann für die dürftige Frau nad) 
- feinem Tode hätte forgen können, unbefannt, jpäter verboten 
waren, zahlreiche Anftitute ausgebildet hat, welche ſämmtlich 
die Wittwenverjorgung bezwedten. 

Wir betrachten nunmehr die Stellung der altgermanifchen 
Frau im Leben. 

Die Entjcheidung, ob es ihr gut oder jchlecht ging, war 
wejentlich, wie bei allen Völker und zu allen Zeiten, bedingt 
durh den Stand, genauer gejagt, durch Reichthum oder 
Armuth ihrer Sippe und ihres Gatten. 

Dem Meibe, den QTöchtern des armen Gemeinfreien, 
welcher, ohne über unfreie Knechte und Mägde zu verfügen, 
auf jchmaler Scholle lebte, ging es hart. Wir dürfen eine 
gewifle Rohheit der Männer hierbei nicht verfcehweigen, welche 
freilich auch — aber doch nur zum Theil — in dem nod 
harten wirthichaftlichen Kampf um's Dafein begründet war: 
jo eifrig und freudig diefe Helden zum Kampf, jo läſſig und 
träg waren fie zur Arbeit. Sie wälzten die riefigen Glieder am 
Herdfeuer, unendliches Ael vertilgend, oder befuchten zu gleichem 
Zweck den Nachbar oder gingen in die Bollsverfammlung — 
aber die Arbeit, nicht nur im Haufe, — aud im Stall und 
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zumal auf dem Aderfeld blieb, in Ermanglung von Unfreien, 
welche nur die Reicheren faufen und. erhalten konnten, den 
Frauen und Kindern überlafjen. Ganz anders dagegen die 
Stellung und Lebensweife nicht nur der Königin, aud ber 
Edelfrau, jelbft der Gattin des reichen Gemeinfreien: fie 
nehmen neben dem Gemahl den Ehrenfig in der Halle ein: 
freilich jelbft die Königin geht mit dem Trinfhorn umber, 
den meift geehrten Gäften zuzutrinfen. Auch führt fie jelbit 
Spule und Webihiff, aber doch mehr um die Töchter und 
Mägde anzumeifen und zu unterrichten, auch um die Arbeit 
zu adeln, wie wol zu ſolchem Zwede der König auch einmal 
die erjte Aderfurche mit dem Pfluge zieht, al3 zum Zmedt 
wirthichaftlicher Erwerbsarbeit, welche vielmehr unter ſolchen 
Bermögensverhältniffen ausſchließend vor dem unfreien und 
etwa auch dem freigelafjenen Gefinde getragen ward. Die 
Hausfrau führt am Gürtel die Schlüffel als Symbole ihrer 
„Sclüfjelgewalt“, d. 5. ihres Rechts, den Haushalt zu leiten, 
das ihr nicht willkürlich entzogen werden kann und in deſſen 
ordnungsmäßiger Uebung fie den Mann durch die von ihr 
eingegangenen Berbindlichkeiten zum Schuldner madıt. 
Nur jehr mangelhaft find wir über die Gewandung 
unferer Ahnfrauen vor und während der Bölferwanderung 
unterrichtet. Mit Ausnahme von Tacitus hat faft kein 
römischer oder griechiſcher Schriftfteller diefen Gegenftand 
gefliffentlich oder auch nur gelegentlich berührt. Antike Bil: 
werfe, Statuen und Nelief3 an Siegesjäulen und Triumph: 
bogen ftellen zwar manchmal fämpfende oder gefangen 
Barbaren dar, aber feltener Frauen, und in den meiſten 
Fällen ift überhaupt nicht mit Beftimmtheit gerade die ger- 
maniſche Nationalität diefer Geftalten feftzuftellen; es find eben 
nördliche Barbaren insgemein: Kelten, Geten, Dafer, Thrake, 
Sarmaten, darunter — unſcheidbar gemiſcht — Germanen. 
Die Gräber aber und die Scheiterhaufen haben die 
Stoffe aller Art von Gewandung verzehrt. Die fehr jelten 
in den erhaltenden Torfmoor-Schichten unverfehrt bewahrten 
Gewebe find meift unbeftimmbaren, mandmal ficher vor 
germanifchen Alters, auch zu geringen Umfanges, um chen 
dem Stoff und der Bereitungsart, noch Anderes, zumal 
Schnitt und Form des Gewandftüdes erkennen zu lafien. 
Wenn wir nun, folche Lücken der eberlieferung auszufülen, 
nordgermanifche Duellen heranziehen, dürfen wir nicht wer: 
gefien, einmal, daß das ſcandinaviſche Klima Anforderungen 
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an die Kleidung machte, welche bei den Süd- und Weit: 
Germanen nicht hervortraten; ganz befonders aber, daß jene 
Duellen taufend und mehr. Jahre jünger find, als etwa 
Tacitug, daher einem viel höheren Grade der Eultur ange— 
hören. So mannigfaltig, fo reih, jo complicirt und ver- 
feinert, wie die Tracht der Norwegerin im elften und zwölften 
Sahrhundert, dürfen wir uns feineswegs die Gewandung 
ihrer Ahnfrau oder des füdgermanifchen Weibes, zur Zeit 
des Tacitus oder jelbft der Völkerwanderung, vorftellen. 

Tacitus nun berichtet (98, 99 n. Chr., Germania c. 17): 
„die Tracht der Frauen ift feine andere, als die der Männer, 
nur daß die Weiber häufiger fih in Linnenfleider hüllen 
und diefe mit Burpur bunt färben; auch lafjen fie nicht (wie 
die Männer) einen Theil des Dbergewandes in Aermel aus: 
laufen, jondern gehen mit unbefleidveten Armen und Ober: 
armen (von der Schulter big zum Ellbogen); aber auch der 
obere Theil der Bruft ift ſichtbar.“ 

Gerade hieran knüpft Tacitus das Lob der Keufchheit 
der germanifchen Frauen; in der Reinheit jeines Sinnes 
und feiner Sitten findet das unverdorbene Naturvolf in jener 
Nadtheit Feinerlei Anftoß und feinerlei Gefahr. 

Da nun aljo die Tracht der Frau im Wefentlichen der 
des Mannes gleih ift, eine Erjcheinung, welche ſich ſehr 
häufig bei Völkern einfacher Eultur findet, — im Nordland 
traten erft jpät ftärfere Unterfchiede ein, al3 man den Männern 
die urfprünglich gleich langen Gewänder kürzte — jo müfjen 
wir des Tacitus Bericht über die männliche Bekleidung er: 
Örtern: Er fagt (ec. 17): „Ale tragen als Hauptgewand- 
ftüd das ‚sagum‘ — das ift ein langer Mantel aus dichten, 
ſtarkem Wolltuch — das mit einer Spange oder, in deren 
Ermangelung, mit einem Dorn zufammen gehalten wird.“ 
(Auf der linfen Schulter, dürfen wir beifügen.) Solche 
Spangen (fibulae) aus Bronze, Silber, manchmal auch aus 
Gold gefertigt, find in fehr großer Zahl gefunden worden; 
es ift etrusfifches, Feltiiches oder römifches Fabrikat. „Im 
Uebrigen unverhült,“ fährt Tacitus fort, verbringen fie 
ganze Tage neben dem Herd und dem Feuer. Die Reichiten 
zeichnen fih duch die Kleidung aus — nicht flatternde, wie 
Sarmaten und Parther, fondern eng anliegende, welde Die 
Glieder deutlich erkennen läßt. Auch Pelze wilder Thiere 
tragen fie: die Völker zunächſt dem Rhein fonder ftrengere 
Wahl; die entlegneren mit jorgfältigerer Auswahl; diejen 
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wägt ja nicht, wie den Nom Näheren, der Handel jonftige 
Stoffe höherer Eulturländer zu. Sie wählen unter den 
wilden Thieren diejenigen aus, deren Felle fie verwenden, 
und bejegen diejelben bie und da mit Büjcheln und Pelz 
ftüden anderer Unthiere, welche der ferne Dcean (die Nord- 
und Oſtſee) und ein uns unbekanntes Meer erzeugt.“ 

Dieje Pelztracht ift fo harakteriftiich für die Germanen 
und wird jo zäh von ihnen feftgehalten, daß fie nit nur 
in den rauhen Waldländern recht3 vom Rhein, bi nad 
Scandinavien nördlih und bis in die Steppen Ruflands 
öftlih, Jahrhunderte lang herrfchend bleibt, fondern daß 
jogar in dem warmen Stalien und Südfrankreich die Gothen 
noch im fünften und jechften Jahrhundert wiederholt die 
„Bepelzten” genannt und in ihrer „Wildſchur“ geſchildert 
werden, in welder fie Ende des vierten Jahrhunderts das 
rechte Donau-Ufer betraten und bis in das heiße Griecen- 
land und Kleinafien wanderten. Gewöhnlich verwendete man 
zu der Wildfhur Schaf: und Ziegenfelle; werthvoller waren 
Katzen- und zumal Marder: und Zobelpelze, welche nur von 
Reihen an Feſten gezeigt wurden. Die Männer trugen 
Bären: und Wolföpelze. 

Für die Tracht jener Zeiten und Völker ift mit dem 
Angegebenen faft Alles erfchöpft, was wir wiſſen; nur vom 
Schmud ift mandes Stüd in den getreueften Schmuckkäſtchen: 
den Gräbern, für ung aufbewahrt worden. Dahin zählen, 
außer den in ſehr großer Zahl erhaltenen „Fibulac”, die 
Ringe in mannigfaltigfter Verwendung und verjchieden in 
Stoff, Form und Arbeit. Die engften, an den Fingern ge: 
tragenen Ringe hießen „Finger Ring”, „Finger: Gold“. 
Andere, breitere umſchloſſen das Handgelenk oder, unjeren 
modernen Armbändern entjprechend, den Unterarm, während 
die breiteften, die „Armringe”, „Armbogen“ (baugar), um 
den Oberarm getragen wurden, übrigens auch von Männern. 
Häufig finden fich ftatt der plattenähnlichen, breiten, aber 
flachen Bogen drahtähnliche, fchmale, aber dicke Spirale, welde 
manchmal den ganzen Oberarm bededten und, abgehadt und 
zugewogen, zugleich als Taufchmittel dienten (vor dem Ein- 
dringen keltiſchen und römischen Metall» Münzgepräges). 
"Auch den Hals umgaben oft Ringe, zumeilen mehrere, wol 
auch durch jenfrechte Stäbchen verbunden, jo daß ein dem 
Wehrkragen des Mittelalters vergleichbares Gefüge entftand. 
Viel häufiger aber als Halsringe waren Halsfetten, oft aub 
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in mehrfahen Schnüren, an deren Stoff und Form man Die 
Fortjchritte der Eultur in den verfhiedenen Sahrhunderten 
und bei den verjchiedenen Völkern verfolgen fann. Die 
älteften, rohejten, der Wormetallzeit angehörigen Ketten be— 
ftehen aus bunten Kieſeln, Muſcheln, Fiſchgräten, Zähnen 
von Haien oder aus bunten Steinen jeder Art, aus Knöchel: 
chen, Stüden von Horn oder Geweih, Bernftein, Halbedel: 
fteinen, Perlen, aus gebranntem und bunt gefärbtem Thon, 
Kriftall und Glas; dann aus Beeren, Körnern, Kugeln, 
Ellipfen, Platten, Ringen, Scheiben, Gewinden von Bronze, 
Eijen, Silber, Gold. Bei den einfacheren Ketten befteht die 
Anordnung häufig darin, daß das größte, das Prachtftüd, 
etwa allein auch von befjerem Stoff, 3. B. Bernftein, in der 
Mitte auf der Bruft ruht, während von diefem Mittelftüd 
hinweg nach beiden Seiten hin die Kugeln oder Beeren fich 
mehr und mehr verkleinern. Unter den Silber: und Gold— 
fetten ragen einzelne durch außerordentliche Fünftlerifche 
Schönheit des Stil3 und Geſchmacks und durch wunderbar 
vollendete Technik hervor; es find etruskiſche Arbeiten. Erft 
in neuerer Zeit hat man die Beftimmung großer, flacher, oft 
in erhabener oder vertiefter Arbeit getriebener Metalljcheiben 
erfannt, die häufig in ihrem Mittelpunkt einen Halbedelftein 
zeigen; e3 find Zierplatten, welche Männer und Weiber auf 
den Schultern, auf der Bruft und auf dem Gürtel trugen. 
Solde Scheiben von großem Durchmefjer dienten auch als 
Schmud der Rofje auf Stirn oder Bruft, ſowie der Vorder: 
jeite der Wagen. Fügen wir noch hinzu, daß aud Stirn: 
bänder, ähnlich gefertigt wie die Halgfetten, getragen wurden, 
jo ergibt fich eine nicht geringe Mannigfaltigfeit weiblichen 
Schmudes. 

Um aber von der Gewandung ein anfchaulicheres Bild 
zu zeichnen, müfjen wir die nordiihen Quellen heranziehen. 

Die Hauptbeftandtheile der Frauentracht find das ärmel— 
[oje, zunädft dem Leibe getragene Hemd, das aud im 
Schlafe nicht abgelegt wurde: die skyrta (daraus, mit ab- 
weichender Bedeutung, „Schurz“, „Schürze”) und der darüber 
geworfene Mantel, Kyrtja, unfer „Kittel“; dazu treten dann 
die Kopfbededung, ferner der Schleier, ein oder zwei Gürtel, 
manchmal Hojen, Strümpfe, Schuhe, Handſchuhe, Tajche. 
Alle diefe Dinge haben wir nun eiuzeln zu betrachten. 

Was die Stoffe betrifft, jo ward das grobe, dichte 
Wolltuh, aus welchem der Mantel (sagum) gefertigt wurde, 
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von den Frauen in jedem Gehöft bereitet, entjprechend der 
einfachen Natural: Wirthichaft, die fih auf Handel nit ver: 
laffen konnte, vielmehr die unentbehrlichiten Güter jelbit 
erzeugen mußte. Im Norden hieß dieſes Wolltuh „Wad- 
mal“; e3 diente vor Einführung der Metallmünzen, ähnlich 
den Armringen, al3 Taufchmittel und Werthmeſſer und erhielt 
fih in Diefer Bedeutung auf Island bis in unfer Jahr: 
hundert, wenigftens als Rechnungswährüng. „Wad“ (deutid 
nur als „Watte“ erhalten, bedeutet Gewand; daher 3. 8. 
Hergemwäte (nicht: Hergeräthe), die Schuß: und Trugmwaffen 
des Mannes. 

Eine Art, „od“, ganz unfer „Loden“, war bejonders 
dicht und ftarf, jo daß eine Mütze daraus wohl eine Sturm: 
haube erjegen mochte. Dreimal höher als Wad war, 
auf Island wenigftens, Linnen -gewerthet, da ja Flachs 
im Nordland größtentheils eingeführt werden mußte. Die 
Germanen kennen · Flahsbau und Linnenbereitung feit un: 
vordenklicher Zeit. Frauen webten das Linnen, wie fie ed als 
Trachtſtoff bevorzugten: fo heilig und ehrwürdig und jo 
echtefte Hausfrauenarbeit ift diefes Werk, daß aller Haus: 
frauen Vorbild, die Hausfrau Odhin's felbft, Frigga, die 
Lehrerin und Schüßerin des Spinneng und Webens ift. 

Sie führt die Spindel, wie ihr Gemahl den Speer, um 
wie der Speer den Mann, fo bedeutet die Spindel — jogar 
in der Rechtsſprache — das Weib (Speerfeite, Spindelfeitt, 
Schwertmagen, Spindelmagen: „la couronne de France ne 
tombe en quenouille“). Daher ift heute noch die Hollefrau, 
die Frau Holle in Thüringen, die Berctfrau, die rau 
Berahta, d. h. die Glänzende, im Bolfsglauben die Sdir: 
merin der Spinnarbeit, die Lohnerin der fleißigen, bie 
Straferin der faulen Spinnerin; denn Frau Holle, Frau 
Berahta, ift feine Geringere, als Frigga jelbft. 

Aus weißem Linnen beftand auch der Brautjchleier. 
Ergeglih ift zu Iefen, wie die Göttinnen das Haupt de 
ungefügen Donnergottes Thor in einen folden Schleier 
hüllten, da er als Braut, an Freya’3 Statt, dem getäuſchten 
Riefen zugeführt ward. So hoch war die Linnentradt ge 
werthet, daß ein Meermännlein auf die Frage, was ihm 
vom Menschenleben am beften gefallen habe, antwortete: 
„Wafjer für die Augen, Fleifch für die Zähne, Linnen für 
die Glieder.” Minder geſchätzt ward Hanfleinen — Ende 
des dreizehnten Jahrhunderts wie fünf zu zwölf. Baum: 
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wolle gelangte erſt durch die Araber nah Europa. Seide 
war von den Chineſen jchon den Römern zugegangen, aber 
der Foftbare Stoff fam wohl höchft jelten zu den Germanen 
über den Rhein. 

An Farben des Kleides werden, außer Schwarz und 
Grau, Grün und Weiß für geringere Gewänder erwähnt, 
Roth und Rothbraun für feinere Tracht; Roth aber ift 
Hoftradt. Blau Eleideten fich gern die Männer; einen 
dunfelblauen, glänzenden Rod trägt nad dem Edda-Liede, 
welches die verfchiedenen Stände nach Lebensfitte und Er: 
iheinung ſchildert (Rigsmäl), auch die Mutter des Edlen, 
des Jarls (de3 Kleinfürften). 

Die Skyrta, bei den Frauen auch serkr genannt, war 
ein Untergewand von Leinwand; im Haufe ging man wol 
- auch lediglich mit diefem Hemde befleidet. Die Ehebrecherin 
ward entfleidet bis auf den serkr, der nad hinten ab— 
gefehnitten ward, jo daß fie, von dem Gemahl aus dem 
Haufe gejagt, nur eine Art Schürze zur Bedeckung behielt. 
In der Naht ward der serkr anbehalten oder mit einem 
befonderen Nachthemde vertaufht. Der obere Bund des 
serkr wurde mit bunter Färbung, mit Stiderei, wohl aud 
mit Gold und Geftein geſchmückt Der Ausfchnitt, durch 
welhen man das Haupt ftedte, durfte bei Männern nicht 
jo weit wie bei den Frauen fein: jonft galt das für ein 
‚ „Weiberhemd“, und die Ehefrau Fonnte Scheidung verlangen 
von einem ſolchen „Weib-Mann“, wie umgefehrt der Mann 
von einem Mann-Weib, d. 5. einer Frau, welche Hoſen nad 
Männerzufchnitt anlegte. Denn im Norden wenigftens trugen 
auh die Frauen Hofen. Dieſes Kleidungsftüd war aus 
zwei Beftandtheilen zufammengejegt. Bon den Hüften bis 
zum Knie reichte „die Bruch“, vom Knie bis zu den Knöcheln 
„die Hofe” im engeren Sinne, auch „Beinhofe” genannt, 
unjeren Strümpfen entiprehend. Dob trug man aud 
Bruh und Hofe aus Einem Stüd, dem oft auch Soden 
angefügt waren, welche den Fuß von der Ferje bis zu den 
Zehennägeln umfchloffen. Ein Unter Gürtel hielt um bie 
Hüften die Bruch zufammen, die aber nur bei Männern 
hinten durch eine Naht gefchloffen war. Wie alle Unter: 
fleider, war die Bruch von Leinewand; nur bei fehr harter ' 
Kälte, auf See und von den Männern im Krieg wurden 
Loden- Bruce getragen. Häufiger als die Bruch war die 
Hofe von Tuch oder auch von Geiß-, Rinds- oder foft- 
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ipieligem ſchwarzem Bock-Leder; als Farben der Hofe liebte 
man Roth, auch Braun oder Blau; geringere waren linnen: 
weiße oder tuch-ſchwarze. Die unteren Enden der Hole 
liefen, ſpäter wenigftens, in zwei oder vier Zipfel aus, die 
um den Knöchel gejchlungen und feitgefnüpft wurden. 

Barfuß gingen nur Unfreie und ganz Arme. Der 
Schuh war aus Leder, nad) dem Fuße gefchnitten, und ward 
durh lange Niemen nicht nur über den Rift gebunden, 
jondern dieje Lederftreifen wurden auch, Gamaſchen vergleich: 
bar, in mehrfachen Windungen um die nadte Wade und 
das Schienbein oder über die Hofe gefhlungen und unter: 
halb der Kniekehle feftgebunden. Dieſe Schuhriemen waren, 
vermöge der mehrfachen Umſchnürung, jo lang, daß man 
jehr wol, wie an einem Strid, einen Menfchen daran auf: 
hängen fonnte. Bei Reicheren waren fie mit Franjen und 
Troddeln geziert und bunt (roth) gefärbt oder glänzend weiß. 
Auch der Schuh felbft war mandhmal, wie Moorfunde zeigen, 
mit eingelegter Arbeit, mit allerlei Ornamenten an den 
Seiten, der Riſtdecke, den Riemenanfägen geſchmückt; dod 
gab es auch Sandalen=Leder ohne Niftdveden. Das Anziehen 
und Zufchnüren der Schuhe bejorgten reihen Frauen und 
Männern bejondere Schuhmädchen und Schuhknechte. Bon 
den im Norden viel gebraudten Schlittfhuhen find wol zu 
unterfcheiden Eisfchuhe, d. h. gewöhnlide Schuhe, unter 
deren Sohlen Eiſenſtacheln geſchraubt wurden, wie fie in 
unjfern Bergen heute noch gebraucht werden. 

Der Rod (Kyrtil), eng anliegend, bald ärmellos, bald 
furzärmelig bis an den Ellenbogen, bald langärmelig bis an 
die Handfnöcel, war von Wolle, Tuch, gewöhnlich braun 
oder grau, im Winter von Pelz. 

Zwei Gürtel find zu unterfcheiden: zunächft der untere, 
welder die Bruch über den Hüften zufammenbielt.e Trug 
man zur Sommerzeit im Haufe nur die Skyrta, fo hingen 
oder ftafen Schwert und Meſſer des Mannes an oder in 
diefem Hofengürtel. Diente diefer nur dem praktiſchen Zwed 
— er ward nicht gefehen, daher auch nicht gejhmüdt — 
jo war der obere fichtbare Gürtel, der den Kyrtja umſchloß, 
ein Zierftüd, an welchem Reichthum, Geſchmack und Schön: 
* heitsfinn fi gern voll und glänzend zeigten; zum Stoff 
wählte man feineres, forgfältiger gefärbtes Leder, als für 
den Hoſengürtel. 

Der Ledergürtel war dann in ältefter Zeit behängt oder 


175 


bejeßt mit ſymmetriſch gereihten Thierzähnen, Halbedelfteinen, 
Bernfteinperlen, jpäter mit Gold: oder Silber: Zierraten; 
aber auch Metallgürtel von Bronce find gefunden. Silber: 
und Goldgürtel werden als Pradtgürtel erwähnt. Manchmal 
gab man dem Dbergürtel eine in der Mitte der Bruft fpik 
emporfteigende Form, an beiden Seiten ausgerundet. Hieraus 
iſt das „Mieder” entjtanden, wie e3 baierijche und alaman: 
nische Bäuerinnen heute noch tragen; auch der reiche 
Schmud des Mieders mit Schnürwerf, Gold- und Silber: 
Ketten, Münzen geht auf jenen alten Dbergürtel und feine 
Verzierung zurüd. - 

An dem Dbergürtel trugen Frauen (auh Mädchen) die 
Schlüffel, erftere als Symbole der „Schlüfjelgewalt“, d. 5. 
des Rechtes, den Hausftand zu verwalten. Auch Schere, 
Meier, Geldbeutel, ein Täſchchen für allerlei Kleines Ge— 
—— * Leder, Leinewand oder Wolltuch) führte man am 

ürtel. 

Uebrigens fehlte es dieſer Tracht durchaus nicht an 
Manchfaltigkeit. Ueber den ganzen Anzug von Skyrta 
und Kyrtja warf man im Winter auf Land- und Seereiſen 
noch verſchiedenartige (man zählt mehr als zehn Namen und 
Formen) Pelz-, Wadmal: oder Tuchmäntel, ärmellos, auf 
den Schultern durch Spangen befeftigt, an den Enden mit 
Borten bejegt, bis über die Hüften reichend oder auch in 
eine lange Schleppe auslaufend. Wurde jchon der gewöhn— 
libe Mantel bei Unwetter über dem Haupte zujammen= 
geichlagen, jo gab es noch Kapuzenmäntel aus Loden, welche, 
die ganze Geftalt bis an die Sohlen verhüllend, oben in 
einer jpigen Kapuze endeten und ſogar zur Bededung des 
Gefichtes eine Larve von ftarfem, fteifem Tuch enthielten, 
lediglich für die Augen Deffnung bietend, an Stirn, Hals, 
Wangen und Seiten feft genäht und geknöpft. Solche Ber: 
mummung trug man nicht nur bei winterlicher Fahrt, ſon— 
dern auch als Flüchtling, Verbannter, Späher oder ge: 
heimer Bote. 

Die Handſchuhe von Hirjchleder oder Tuch hatten ans 
fangs nur einen Däumling und erhielten die vier anderen 
Fingerlinge erft jpäter. 

Als Kopfbededung diente ein Linnentuch: vornehme Frauen 
trugen einen hohen, aus mehreren glänzend weißen Tüchern 
hergeftellten Aufſatz, „Faldr“, d. h. gefaltet, turbanähnlich 
oder auch nach oben gebogen, hornähnlich, wie in Deutjch: 
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land im jpäten Mittelalter. Die Haube, urjprünglid wie 
die Spindel ein Symbol des Weibes, ward jpäter auch von 
Männern getragen. Man trieb reihen Luxus in der fein: 
heit der Stoffe von Leinwand und Edelpelzen (Bärenhauben, 
Graufell). 

Zum Schluſſe ein Wort über Tracht und Farbe des 
Hares. Bei den Sueben trugen Frauen und Männer das 
Har zurückgekämmt und auf dem Wirbel in einen Knoten 
zuſammengebunden, der den Schweifbüſchel über den Rücken 
herabfallen ließ. Das lang wallende Haupthar galt bei 
beiden Geſchlechtern als Zeichen der Freiheit und der Ehre. 
Der Verknechtete, der Verbrecher, das Weib, das ihre Ehre 
eingebüßt, wurden geſchoren. Eine Ehrenſtrafe und zugleich eine 
ſehr ſchmerzende Strafe, dem Brandmal gleich und wie dieſes 
zugleich vor dem Gekennzeichneten warnend, war das „turpiter 
decalvari“ bei Weſtgothen und Vandalen, wobei die obere 
Stirnhaut ſammt den darauf ſtehenden Haren nach einem Ein— 
ſchnitt herausgeriſſen ward. Langes, volles, wallendes, gelodtes 
Har galt als hohe Zier für Männer wie für Frauen. Die 
am meiſten geſchätzte blonde oder auch rothe Farbe ward 
durch beizende Salben geſteigert; im vierten Jahrhundert 
werden herende Alamannen, an der Moſel gelagert, über— 
fallen, während ſie zechen, baden, ihr langes Har ſtrählen 
und ſalben. Braun werden Gothen und Langobarden geſchildert, 
eine Folge ihrer Vermiſchung mit Italienern und Spaniern. 
Sigfrid von Niederland als Fremdling zu Worms iſt nicht 
blond, ſondern braun (und doch iſt auch er Germane, ja 
urſprünglich Baldur, alſo doch wol blond). Schwarzes 
Har, als volksfremd und finſter, als feindlichen Sinn 
drohend, galt für häßlich. Die Männer trugen das Har 
lang, manchmal bis über die Schulter wallend, aber nicht 
gelockt, was für weibiſch angeſehen wurde. Bei Schilderung 
eines ſchönen Weibes wird nie das lange weiche Har 
vergeſſen. 

Kraka war aller Mädchen ſchönſtes. Ihre Flechten 
reichten bis an die Erde; ſie waren weich und glänzend, wie 
ſchimmernde Seide. Hallgard, die hochgewachſene, vermochte 
ſich ganz in ihre Locken einzuhüllen. Auch eine nordiſche 
Iſolde wird erwähnt, die durch ein einziges Har in weiter 
Ferne Liebe erwedte: Ingigerd, des Königs Hreggid Tochter, 
die fi ganz in ihre Loden hüllen konnte, welche wie Gold 
oder Stroh glänzten. Da fist einmal Jarl Thorgnyr auf 
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dem Hügel, in dem jeine Frau beftattet liegt, und eine 
Schwalbe fliegt über ihn weg. Sie läßt ein Seidenknäulchen 
fallen, worin ein einziges Menſchenhar ftedt, lang, wie ein 
Mann Hoch, und von eitel Goldglanz. Entzücdt ſchwört der 
Jarl, er müſſe die gewinnen, der dieſes Har gehöre, und 
jein Rath Biörn erräth jogleich, daß es Ingigerd, Hreggid’3 
Tochter jei. | 

Jungfrauen trugen das Har lofe und fliegend, während 
es Bräuten in ein zopfartiges Geflecht gelegt ward; Die 
— — bedeckten den Kopf mit Tuch, Schleier oder 
Haube. 


Das Weſentliche war nun aber die hohe ideale Wür— 
digung des Weibes in der geſammten Lebensanſchauung der 
Männer: daraus allein erklärt ſich, daß das germaniſche 
Weib in den rauhen, ja zum Theil rohen Zuſtänden der 
Vorcultur eine ſo günſtige, ja ehrenvolle Stellung einnahm, 
wie etwa, bei viel höherer Civiliſation, die römiſche Matrone, 
und eine viel würdigere, als die helleniſchen Hausfrauen 
zur Zeit der höchſten Culturblüthe Athens. 

Richtig hat der große Römer, welcher die Urzuſtände 
unſeres Volks geſchildert, die tiefe Bedeutung einer Haupt— 
tugend der Germanen erkannt: ihrer Keuſchheit, der edeln 
Reinheit im Verhältniß der Geſchlechter. Dieſe Tugend be— 
wirkte, daß die beiden Gatten in die ſpät geſchloſſenen Ehen 
mit gleich reiner Vergangenheit eintraten, und daß dieſe 
Ehen mit einer Kinderzahl geſegnet waren, welche dem gerade 
in dieſen Dingen tief geſunkenen Rom mit vollem Rechte 
Grauen einflößte. Während kaiſerliche Geſetze ſchon unter 
Auguſtus durch allerlei Vermögensvortheile und Vermögens— 
nachtheile die Eheſcheu und die Kinderloſigkeit der Römer 
zu überwinden ſich ſonder Erfolg bemühten, erwuchſen aus 
den Ehen des geſunden, einfachen Waldvolkes ſo zahlreiche 
Kinder, daß all' die furchtbaren Lücken, welche das römiſche 
Schwert und, durch Verpflanzung, Koloniſation, Solddienſt, 
die römiſche Politik in die Reihen der germaniſchen Here 
riß, alsbald nicht nur immer wieder ausgefüllt waren, — 
daß vielmehr die ſtetig zunehmende Bevölkerung der Ger— 
manen zuletzt allen Widerſtand der Legionen überwältigen 
und überfluthen mußte. 

Felir Dahn. Bauſteine. VI. 12 
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Mit diefer Keufchheit in tiefftem Zuſammenhang fteht 
die hohe ideale Würdigung des Weibes: „etwas Heilige 
und Weifjagungsvolles erbliden fie in dem Weibe,“ ſagt 
Tacitus; fie hören auf ihren Rath, auf ihre Warnung. 
Näher al3 die rauheren Männer ftehen die Frauen den 
Göttern, leichter ahnen fie deren Willen und Zufunfts: 
beftimmung. Daher gab e3 nit nur neben Prieſtern 
Priefterinnen, fondern Zufunft-fundige Frauen, die nict 
Priefterinnen waren oder doch nicht fein mußten, übten 
großen Einfluß auch auf die Leitung des States, der Kriege 
mit Rom: fo jene Jungfrau Belleda im Land der Brufterer, 
welde, auf hohem Thurm einfam lebend, deu Willen der 
Götter erfundete und ihrem Wolfe nerfündete; Sieg hatte 
fie verheißen nnd Sieg war gejhehen, und zum Lohne führte 
man ihr den gefangenen römischen Feldherrn zu. 

Diefer hohen Werthhaltung der Ehre ihrer Frauen ent: 
prebend glaubte man die Germanen zur Einhaltung von 
Verträgen am wirkſamſten anzuhalten, wenn man fich edle 
Sungfrauen al3 Geifeln von ihnen geben ließ; dieſe vor 
Schmach zu wahren, enthielten fie fich jorgjam jeder Ber: 
legung der vertragsmäßigen Berpflichtungen. 

Aber um die Vorftellungen der Germanen von ihren 
rauen und Mädchen zu erichöpfen, dürfen wir uns nidt 
[08 in ihren irdifchen Gehöften umfehen: wir müfjen den Blid 

emporheben nad Walhall: denn wie alle Völker haben auch 
die Germanen ihre Götter und Göttinnen nach ihrem eigenen 
Bilde gejhaffen: und wie Odhin und Thor und Baldur und 
Freir nur idealifirte germanifhe Männer und Jünglinge, 
jo find auch Frigga, Freia, Nanna, Gerdha, Sigün ger: 
manifhe Jungfrauen und Frauen, nur wenig ibealifirt. 
Welche Fülle von Schönheit, Anmuth, Hoheit, Reine, Treue, 
Selenfraft und Herzenstiefe ift aber in jenen Geftalten ver: 
einigt! Und Sage und Gefchichte belegen dieſe Luftipiegelung 
des Weibes mit zahlreichen Beifpielen menſchlicher Berhätigung. 
Wie folgerichtig ift e8, daß, da das Weib die Zukunft, das 
nahende Schidjal ahnungsvoller als der Mann erfaßt, die 
da das Schidjal weben und wirken, nicht Männer find, 
jondern die ehrwürdigen Nornen. Und jene Tapferkeit der 
germanischen Jungfrau, welche die Waffen nicht fürchtete und 
oft mit dem Geliebten in Kampf und Tod ging, findet 
ebenfall3 ihren Ausdrud in Walhal: nit Männer, nidt 
Herolde find es, jondern herrliche Mädchen, die Schildjung: 
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frauen Odhin's, welche die „Wal füren“, d. h. die zum Tode 
beftimmten Helden bezeichnen, und wenn fie gefallen, empor 
tragen zu Walhalla ewigen Freuden, melde fie, Odhin's 
Wunſchmädchen, mit den Einheriar theilen. Höhere Ber: 
— des Weiblichen war germaniſcher Phantaſie nicht 
enkbar. 

Gegenüber einer ſehr wenig erfreulichen Behandlung des 
Weibes in der modernſten deutſchen Literatur möge der Wunſch 
verſtattet ſein, daß die altgermaniſche Würdigung des Weibes 
unſerem Volke nicht verloren gehe: denn dieſe bildet — ſo 
ſchließen wir, wie wir begonnen — einen Maßſtab für den 
Charakter des Volkes und die Höhe, zumal aber für die 
Geſundheit ſeiner Cultur. 


Aum Frangabarden- echt, 


—— — 
pe 


2 In der verbienftliden Sammlung der Gierke’fchen 
Z „Unterfuhungen“, welder wir ſchon manche werth— 

x volle Erörterung verdanken, nimmt biefe Abhandlung 

einen ehrenreihen Blaß ein. Das Urkundenweſen 

und die Bedeutung der Schrift ſowie anderer Formen für 
Eriftenz, Gültigkeit, Klagbarkeit, Beweis, Sicherung der Rechts: 
geihäfte ift in neuerer Zeit von mehreren Forſchern behandelt 
worden, vor Allem in ausgezeichneter Klarheit und frei von will- 
fürlihen Conftructionendurh Brunner. Die vorliegende Heine 
Arbeit berührt fich der Natur der Sache nach vielfach mit Val de 
Lièvre, Launegild und Wadia (oben S. 151.) Sehr Löblich ift 
die Beſchränkung auf den Duellenfreis Eines Stammes; inner: 
halb diefer weiſen Selbftbefchränfung leiftet die fleißige und 
forgfältig gearbeitete Unterfuhung recht Werthvolles; die Ver: 
wertbung fpäter Urkunden (aus dem 11. Yahrh.) hätte viel: 


') Rofin, Dr. Heinr., Privatdoc., die Formvorfchriften für Die 
Veräußerungsgeichäfte der Frauen nach langobardiichem Recht. Breslau, 
1880. Koebner. (122 S. gr. 8.) N. u. d. T.: Unterfuchungen 3. 
deutichen Staats und Sechtögefehichte, herausg. von Dr. D. Gierle, 

12* 
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leicht noch vorfichtiger gejchehen dürfen. Strenge Abgrenzung 
der Forihung nah Stämmen und innerhalb der Stämme 
nah Perioden ſcheint bei dem Stand unferer Quellen (und 
Duellen- Ausgaben) no immer geboten; gar mande neuere 
Arbeit leidet unter der allzu weiten Ausdehnung der Quellen: 
freife, welche gleichmäßig zu beherrſchen kaum Einem vou 
uns Allen möglich ift; daraus ergeben fih ſchwache Partien 
in ſonſt vorzüglidhen, aber allzu weitſchichtig angelegten 
Arbeiten. Auch ftellt fih dann ftet3 die Verfuhung zu irrigen 
Berallgemeinerungen ein oder zur Vermiſchung von Rechts— 
bildungen verjchiedener Epochen. Dieſe Bemerfung fol nicht 
gegen die hier bejprochene Arbeit gerichtet fein, deren enge 
Begrenzung wir ja vielmehr als Vorzug anerkannt haben. 
Nur würden wir eine überall nah den Phafen, nad den 
Beitfolgen der langobardifchen Rechtsgefhichte auseinander: 
haltende Unterfuhung, wie fie bei Erörterung des Ber: 
hältnifjes von Lex 29 zu Lex 22 Liutprandi in fo erfreu: 
liher Weiſe und mit jo günftigen Ergebnifjen angewendet 
wurde (S. 24—41), der ſyſtematiſchen Darftellung vorge: 
zogen haben, welche eben mehr eine „dogmatijche” als eine 
„hiſtoriſch-dogmatiſche“ ift. 


Das deutsche Gerichtsverfahren im 


Diktefalter, 


—00-— 


Purch diejes Werfhat der Verfaſſer dicht neben Homeyer 
Stellung genommen: wir haben nunmehr ftatt Eines 
Claſſikers des Sachſenſpiegels deren zwei. Schon vor 
einemvollgemefjenen Menjchenalter (vor dreiunddreißig 
Jahren) hat die Abhandlung „über das Recht zur Beweisführung 
nach dem älteren deutjchen;; befonders ſächſiſchen Verfahren” 


9 ig J. W., Prof. das deutiche Gerichtsverfahren im Mittel 
alter. Nach dem Sachjfenfpiegel und den verwandten Rechtsquellen. 
1., 2. Bd. Braunfchweig, 1878/79. Schwetfchle & Sohn. (X, 855, IV, 
424 ©. gr. 8.) _ 
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(3. f. D. R. X) geradezu Epoche gemacht in einer Disciplin, 
welche fich nicht einer jo reichen Pflege erfreut al3 man nad 
dem Borgang und Vorbild der mufterhaften Darftellung 
Homeyer's in jeinem Richtſteig Landrechts hatte erwarten 
dürfen: jehr wenige Namen find hier zu nennen; zu den vor— 
züglichen Arbeiten von Laband und Sohm ift erft vor 
Kurzem (1878) die dankenswerthe Monographie von v. Krieg 
getreten „der Beweis im Gtrafproceh des Mittelalters”, 
Was Plant in diefen 81 Bogen bietet, ift aber noch viel 
mehr als der Name des Werkes befagt: nicht nur eine alles 
Große und alles Kleine und Kleinfte mit gleicher Hingebung 
und Liebe und Gründlichfeit erſchöpfende Darlegung des 
Procefjes zur Zeit der Rechtsbücher wird hier geleiftet: die 
Arbeit gewährt, ganz abgejehen vom Procekrecht, eine außer: 
ordentliche Fülle von Belehrung auf faft allen Gebieten des 
materiellen Rechts vermöge der eingehenden Erörterung aller 
in den verwertheten Quellen auftauchenden Beijpiele, wobei 
jehr oft zuerft die richtige Erklärung geboten wird. Weberall- 
ſpürt man der Arbeit an, daß fie nicht nur Jahre, daß fie 
Sahrzehnte lang Nachdenken und fäuberlichfte Feilung des 
Verf.’3 beichäftigt hat. Es ift ganz unmöglih, von dem 
Reichthum des Inhalts in Kürze eine Borftellung zu 
Ihaffen, wir bejchränfen uns auf Mittheilung der Glie- 
derung des Stoffes: I. Buch: das Gericht; I: die Form 
des Verfahrens; II: der Gang des Rectäftreit3: 1. Cap.: 
erftes Verfahren; 2. Cap.: Beweisverfahren; 3. Gap.: 
Zwangdverfahren; 4. Cap.: vereinfachte Formen. Das Werf 
ift ein Meifter- Werk und wird als unentbehrlihe Grundlage 
ftehen bleiben. Wie ſehr dürfte man unjere Praktiker be— 
glückwünſchen, erhielten fie in Bälde eine auch nur annähernd 
vergleichbare Darftellung des heute geltenden deutſchen Proceß— 
rechts. Zwei Wünjche hätten wir an den verehrten Herrn 
Verfaſſer zu richten, einen mehr äußerliben, den er leicht 
durch einen feiner Schüler erfüllen laſſen Tann: die Her: 
ftellung eines Sach-Regiſters, das gar nicht detaillirt genug 
gearbeitet werden fann, und wenn e3 einen Fleinen Nach 
tragsband ausfüllt, defto beffer! Den zmeiten fann freilich 
nur er felbft verwirklichen. Er hat es unterlaflen, und er 
durfte es nah Titel und Begrenzung feines Werkes, die 
Genefi3 der zur Zeit der Nechtsbücher beftehenden Ein: 
rihtungen in Gerichtsverfaffungen und Gerichtsverfahren 
darzuftellen: er beſchränkte fih in der vorliegenden Arbeit 
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auf Erklärung der Erjcheinungen auf dem von den Rechts— 
büchern vorgefundenen, vorausgejegten Boden. Möchte er 
uns nun auch mit gleich vollendeter Meifterfchaft darftellen, 
wie fich, vielleicht wieder mit Beſchränkung auf das ſächſiſche 
Recht, diefe Zuftände, dieſe Vorausfegungen geftaltet hatten, 
wobei freilih jogar über die Zeit der Lex Saxonum und 
der Capitularien, wenigſtens in einzelnen Unterfuchungen, 
hinaus gegangen werden müßte. 


Zur — e des Gerichlswesens in 
esterreich.”) 


— i 


N) forgfältig gearbeitete, klar darftellende Buch be 
\) * handelt in der Einleitung Quellen und Hilfsmittel, 
8 * im erſten Abſchnitt die Geſchichte der Gerichtsgewalt 
zur Zeit der Markgrafen, der Babenbergiſchen 
Ki des Zwiichenreih3 und der Habsburger bis zum 
Ausgang des Mittelalters; im zweiten Abſchnitt die Ge 
ſchichte der Gerichtsverfafjung, und zwar den Untergang der 
farolingijhen Gerichtsverfaffung, die Landtaidinge, die Hof: 
taidinge, das Gericht des Landmarſchalls, das berzoglide 
Hofgericht, die unteren Landgerichte, die Vogtei-, Dorf: und 
Hofmarkgerichtsbarfeit, das Waldgericht im Wiener Walde, 
die Gerichtsbarkeit des Grundherrn, das Berggericht, bie 
Lehn: und Minifterial-Stadt: und Marktgerichte, das Juden— 
gericht, Münzgericht, Hofmarjchallgericht, Univerfitätsgerict, 
Ber Gericht, noch etliche Sondergerichte und endlich die 
eformen Marimilian’3 IL. Mit Grund bemerft der 2er: 
fafier, daß noch überall in der Verfaſſungsgeſchichte uns bie 
Nothwendigkeit der Specialforfhung entgegentrete. Dies gilt 
ganz bejonders von der öfterreichifchen Rechtsgeſchichte, in 


Luſchin von Ebengreuth, Dr. N., Prof., Gefchichte des älteren 
—5 in Oeſterreich ob ‚und unter der Enns. Weimar, 
1879. Böhlau. (XI, : 295 ©. gr. 8.) 
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welcher ein vorjchnelles Generalifiren ganz bejonders übel 
angebracht wäre: Duellenausgaben und Monographien haben 
wir hier noch auf geraume Zeit vor verallgemeinernden Dar: 
tellungen zu wünſchen. Daher ift die Begrenzung, welche 
der jaubern, gemwifjenhaften Unterfubung in Raum und Zeit 
gegeben wurde, nur zu billigen. Wielleiht wäre eine mehr 
detailirte Darftellung der einzelnen im Ennsland nachweis— 
baren farolingifhen Spnftitutionen wünſchenswerth gemejen: 
ihre Auflöfung nur wird uns furz vorgeführt. Es wäre 
jehr dankenswerth, wollte der Verfaſſer ung bald zu dieſer Ge— 
ihichte der Gerichtshoheit und Gerichtsverfaflung auch die 
Geihichte des Verfahrens vor diefen Gerichten geben. Aller: 
dings müßte diejfer Theil noch viel mehr als die hier vor: 
liegenden Unterfuhungen nicht nur, wie der Verfafler bemerkt, 
mojaifartig aus einzelnen Urkunden zujammengeftellt, e3 
müßten auch Webereinftimmungen und Abweichungen im Ber: 
gleich mit den im übrigen Reich damals geltenden gejeglichen 
und (weit überwiegend) gemohnheitsrechtlichen Beftimmungen 
(oben S. 181) genau dargelegt werden. Die meifterhafte 
Arbeit Pland’3 müßte, jollten wir denfen, wie Mufter und 
Hilfe jo lebendigſte Anregung zu folder Rechtsvergleichung 
zwiſchen ſächſiſchem und oberdeutihem Verfahren gewähren. 


Geber Verleihung des Köngsbanns.” 





x 
4 
4— der juriſtiſchen Facultät zu Jena angehörigen 
Docenten hatten ſich vereinigt, ihrem Ordinarius 
zu deſſen fünfzigjährigem Doctorjubiläum einen 
ER Kranz von Abhandlungen als Feftgabe zu reichen. 
Der Tod hat Feit und Feftgabe vereitelt. Was von Ab- 
handlungen bereit3 gedrudt war, erjcheint nunmehr einzeln, 
aber al3 den Manen defjen gewidmet, dem e3 nicht mehr 
vergönnt m war, zu feinem Subelfefte zu gelangen.“ 


') y Georg Meyer, Vrofeſſor in Jena, Die Verleil ung des Königs⸗ 
hannes und das Dingen * —— Huld. Jena, Verlag von 
Guſtav Fiſcher. 1881. ©. 
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Diefe pietätvollen Worte find vorgedrudt der Kleinen, 
aber werthvollen Abhandlung, welche die Bedeutung der Ber: 
leihbung des Königsbannes in der Zeit und nach der Dar: 
ftelung der Rechtsbücher unterfucht und in wefentlichen Dingen 
zu neuen Ergebniffen gelangt. Nach dem Herrn Berfafler 
fol die Berleihung des Königsbannes im Sachjenipiegel 
nicht, wie man bisher, der Natur der Sache und dem Wort: 
laut gemäß, annahm, bedeuten die Webertragung der ordent: 
lihen Grafen= Gerichtsbarkeit, jondern bloß die Einräumung 
der Befugniß, unter einer Wette von 60 Scillingen zu 
Dingen. Da nun nur mit joldem Gewedde ein echted Ding 
gehegt und da nur in echtem Ding über freies Eigen (der 
Schöffenbaren) und über Ungericht von Schoffenbaren gerichtet 
werden durfte, war die Verleihung jener Befugniß zugleich 
Uebertragung der Gerichtsbarkeit für die genannten Fälle und 
Perjonen im Civil: und Strafverfahren. Dagegen ſei durch 
jene Verleihung nicht übertragen das Grafenamt oder auch 
nur die Gerichtögewalt des Grafenamts an fich: denn diele 
umfafje außerdem noch die Zuftändigfeit über Nichtjchöffen: 
bare zu Hals und Hand, mit Ausſchluß des Gogreven und 
des Schultheißen. Ferner: nur für Sachſen gelte das Dingen 
des Grafen bei Königsbann: es fei hier zurüdzuführen auf 
da Capitulare Karls de3 Großen de partibus Saxoniae, 
vom Jahre 777, c. XXXL Außerhalb Sachſen habe jeder 
Richter zu dingen unter der in feinem Gerichtsiprengel ge- 
jeglichen oder gewohnheitsrechtlihen Wettfumme: ein ein: 
heitlicher Saß der Wetten für das ganze Reich habe (wahr: 
Icheinlih) niemals beftanden. Daß der Schwabenfpiegel ein 
ſolches nicht kenne, fei nicht, wie in der bisherigen Annahme, 
aus dem Verſchwinden defjelben in der Zmwijchenzeit zu er: 
Hären: vielmehr liege hier eben der Gegenfag zum Sadjen: 
ipiegel als ein territorialer (urfprünglid wohl richtiger: 
ftammthümlicher) zu Grunde. Gemeindeutſches Recht des 
AU. Jahrhunderts, eben Reichsrecht, ſei allerdings der Satz, 
daß der vom Pfaffenfürften belehnte Richter der Verleihung 
des Blutbanns durd den König unmittelbar bebürfe, wie 
der Schwabenfpiegel zeigt: allein dies hänge mit der Ber: 
leihung des Königsbanns nad ſächſiſchem Recht nicht zu: 
fammen(?) Dem entjprechend bedeute auch der Sag des 
Sadjenfpiegels, daß der Markgraf „bei eigner Huld“ dinge, 
durchaus nicht eigne Gerichtsgewalt des Markgrafen, ſondern 
eben nur, analog wie bei dem „Königsbann“ des Grafen, 


185 


das eigene Gemwebde de3 Markgrafen ipsius commodo. 
Dies habe jedoh nur in den ſächſiſchen — ja viel— 
leicht nur in Brandenburg praktiſche Bedeutung gehabt, da 
es hier keine Schöffenbaren und kein freies Eigen gegeben 
babe, folglich auch feine „causae majores“ mit ber Wette 
von 60 Scillingen. — 

Die kleine Schrift zeigt alle Vorzüge, welche uns an den 
Arbeiten des Herrn Verfaſſers zu erfreuen pflegen: Die 
jaubere, jorgfältige Unterfuhung, die lichtvolle Darlegung. 
Sehr nah dem Herzen des Referenten ift das Zurüdgreifen 
auf die ältere, der Zeit der Nechtsbücher vorhergehende Stufe 
der Rechtsbildung behufs Erklärung von Snftitutionen des 
XIII. Zahrhunderts. Denn wiederholt muß es ausgeſprochen 
werden, daß doch auch der Sachſenſpiegel nicht vom Himmel 
gefallen ift, daß doch auch die Aufzeichnungen Herrn Eike's 
von Nepgow nicht lediglih den ſächſiſchen status juris 
modernus von 1230 fo darftellen, daß er aus ficb jelbit 
heraus allein erflärt werden könnte. Wenn jelbft nach den 
clajfijhen Arbeiten Homeyer’3 und Bland’3 noch Mandes 
für jenes Rechtsbuch zu leiften fteht, jo ift es bejonders der 
Verſuch, nachzumeifen, wie fern in den Rechtsbüchern diejer 
Gruppe älteres, auf die Zeit der Weisthümer, die Capitu: 
larien, auch auf die fnappe lex Saxonum ZJurüdreichendes " 
verzeichnet ift. 

Die Erörterungen des Herren Berfaflers find überall jehr 
anregend, in manden PBuncten überzeugend. Aber für den 
Sag, derihm wol der wichtigfte, jcheint der Beweis wenigſtens 
nicht in dem vom Berfafler hinein gelegten Sinn erbradt. 
Er bat wahrſcheinlich gemacht, daß bei PBerleihung des 
Königsbannes in fpäterer Zeit manchmal das Recht auf das 
Königsgewedde den Hauptgegenftand der Inveſtitur bildete, 
wenigſtens der praftiichen Bedeutung nad: das heißt als 
vormögensrechtliches Motiv. In der fpäteren Geftaltung 
der Inveſtitur mit Hoheitsrechten wird ja häufig der Ber: 
mögenswerth der Ausübung, das Recht auf Wetten, auf 
Naturalleiftungen der Ding: oder Amts: Pflichtigen jo jehr 
zur Hauptjacdhe, daß 3. B. auch Vogteirechte faft nur um 
diefer Erträgniſſe willen angeftrebt und leßtere in den Ber: 
leihungsurfunden viel eindringlicher hervorgehoben werben, 
al3 das ihnen zu Grunde liegende Recht. Allein dieje ledig- 
lich praftifche, jo zu jagen finanzielle Auffaffung ift doch nicht 
die juriftiiche: rechtlich betrachtet bleibt doch immer das Amt, 
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alfo hier die Grafichaft, der urjprüngliche Gegenftand und 
Inhalt der Inveſtitur, die Grundlage der vermögensredt: 
lihen Erträgnifje und des Wette-Rechts, Durch welches bie: 
jelben bezogen werden. Daß auch juriftijch jemals das ab: 
geleitete ohne das zu Grunde liegende Recht, abgelöft von 
diefem und feibftftändig verliehen worden ſei, jcheint mir nicht 
bemwiefen und auch dann nicht anzunehmen, wenn die Aus: 
brüde der Quellen, zumal der. Urkunden, melde, abgekürzt 
und eindringlich redend, den praftifchen Hauptzwed der Ber: 
leihung allein ervorheben, einen ſolchen Anfchein hervorrufen. 
Königsberg, November 1881. 


* [2 * 1 
Au Gulalhing und Gululhingslög.) 
— 

59 Verfaſſer, ohne Frage in Kenntniß ber nordger— 
* maniſchen Dinge von Keinem übertroffen und kaum in 
AR 5, Skandinavien in der einen oder anderen Disciplin 
* von dem Einen oder Anderen erreicht, bietet in 
dieſer, für die „allgemeine Encyklopädie der Wiſſenſchaften 
und Künfte” übernommenen Arbeit bedeutend mehr als bie 
beiden Namen bejagen, unter melde fie geftellt ift: nämlich 
nicht Geringeres als eine vollftändige Geſchichte der alt: 
norwegiichen Rechtsquellen und die Entwidlung des Land: 
umfangs des altnorwegifhen States: denn der Berf. be: 
ſchränkt fich nicht auf das Gulathing, ſondern betrachtet auch 
die drei anderen Gerichtsgebiete, indem er fie von den 
frübeften Spuren bi3 zur Herftellung des normwegijchen Ge: 
ſammtſtats verfolgt, überall unter jehr eindringender Kritik 
der älteren Anfichten und Theorien: insbeſondere der Inhalt 
und Umfang der älteren Gejeßgebung (von Hakon dem 


Guten und Dlaf dem Heiligen) wird geprüft. Eingehend 
wird erörtert die jogenannte „Goldfeder“, das ca. nn 
') Maurer, Konrad v., Gulathing und N a 


und Gruber’s  Encytlopädie I. Section. Band XCVI, 1 
XCVL, ©. 1 
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unter ftarfer Firchlicher Einwirkung aufgezeichnete Rechtsbuch, 
da3 Eyrathing im PVerhältniß zum Froftathing und der 
auflöfende Einfluß, den ein hochwichtiges Amt auf die 
alten Dingverbände üben mußte: es handelt fich bier 
um das Amt des „Geſetzſprechers“, deſſen Alter in Nor: 
wegen eine andere, wahrhaft mufterhafte Unterfuchung des 
Verfaſſers feftgeftellt hat (in der Feftgabe zum Doctorjubi- 
läum von Arndts, Münden 1875). Die faft fünf Bogen 
ftarfe zweite Abhandlung ftellt die Gefchichte aller norwegiſchen 
Rechtsquellen dar, von den alten Landichaftsrechten bis auf 
die Gejammtftatsgefeßgebung von König Magnus. Manche 
diefer Quellen hatte der Verfaſſer ſchon früher zum Gegenftand 
eingehendfter Erörterungen gemacht. Hier werden nun nicht 
nur die Terte, die Handjchriften in ihrem Filiationsverhältniß 
kritiſch inventarifirt, neben diefen formellen Fragen werden 
in danfenswerthefter Weife auch die materiellen, nad Ent: 
ſtehungszeit, Urheberſchaft, öffentlichem oder privatem Character 
der Aufzeihnung, Verhältniß unter einander erörtert. Der 
Verfaſſer hat abermals bewährt, daß er auf dieſem ganzen 
Forfhungsgebiet hors de eoncours und Belehrer der Nord: 
germanen über ihre eigene Rechtsgeſchichte ift. 


Das Chrisienrecht König Suerris.!) 





8 IS hon vor bald acht Jahren hatte der Verfaffer in einer 
KR > Abhandlung über das -fogenannte Chriftenrecht des 
IN Königs Sverris (Bartſch, germaniftiihe Studien 
1872/73) nachgewiejen, daß die fragliche norwegische 
Duelle ihren Namen mit Unrecht führe, keineswegs von jenem 
König herrühre: die mißbräuchliche Bezeichnung ift daher 
entftanden, daß der einzige uns erhaltene Coder an feinem 
Eingang eine Berfügung enthielt, welche aber mit dem 

') Maurer, Konrad v., Studium über das fogenannte Chriften- 


recht König Sperris (Beftgabe gem Doctorjubiläum von Leonhard 
von Spengel.) Münden, 1878. Kaifer. (92 ©.) 
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Chriftenrecht nichts zu ſchaffen hat. Diefes ift vielmehr com- 
pilirt aus Rechtsbüchern des Gulathings und Froftathingz, 
über welche der Berfafler früher jchon ausführlide Studien 
(in den Abhandlungen der k. baier. Afademie der Willen: 
ſchaften) veröffentlicht hat. Hieran Fnüpfend weift er nun 
die Entlehnung der einzelnen Abjchnitte des „Chriftenrechtes“ 
aus beftimmten Stufen d. h. Redactionen jener beiden 
Kechtsbücher nad. Der Eoder ift nur Copie eines Driginals, 
welches ca. 1270 aufgezeichnet, ein für den norwegiſchen 
Geſammtſtat gemeinfames „Chriftenrecht“ enthielt: diefer Ent: 
wurf fteht zwar auf dem Boden der firlichen Anſprüche, 
jedoch nicht ohne wiederholt Weberfteigerungen diefer Au: 
jprüche und Uebergriffe vom Standpunct der weltlichen Ges: 
walt aus zu befchräntfen. 


Distorisches Gusthenbuch von 
Hrisdrich Aaumer.') 
u — — 


Sg vorliegende Band des befannten periodiſchen Ge: 
65, \bichtsbuchs bringt folgende Abhandlungen: Deutſchlands 
— Schriftſtellerinnen bis vor hundert Jahren von Talaj. 
Daniel Manin als Führer des moraliſchen Widerftands gegen 
Metternih, als Lenker der venetianifchen Revolution und 
Diktator während der Belagerung und als Stifter des ita: 
lienifchen Nationalvereins von Hermann Reudlin. Skizzen 
des häuslichen und öffentlichen Lebens der Römerinnen im 
Alterthum von Heinrich Aſsmus. Deutſches Nationalbe: 
wußtjein und Stammesgefühl im Mittelalter von Heinrid 
Nüdert. 

Der erfte Auffag, von einer Dame gejchrieben, ift eine 
fleißige und verftändige Darftellung gelehrter und praktiſcher 
Frauenthätigfeit Deutichlands von Amalajwintha, der Tochter 
Theoderichs des Großen, ab bis auf die Frau Unzerin, aljo 

') Vierte Dolge, zweiter Jahrgang. Leipzig. F. A. Brodhaus 
1861. ©. 404. (1862). 
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zwölf Jahrhunderte umfafjend, reih an mander feinen Bes 
merfung, wenn auch nicht gerade an neuem Stoff. Ueber 
einzelne Auffälligkeiten wollen mir mit einer Dame nicht 
rechten, die jonft jo gut Beſcheid weiß in Welt, Sitten- und 
Literaturgejchichte; 3. B. weßhalb, wenn gothifche und andere 
nur germanifche, nicht deutsche Namen unter die Schrift: 
ftellerinnen „Deutſchlands“ gezählt werden, die angelfächfiichen 
und nordijhen Frauen nicht berüdfichtigt wurden. Eine 
jehr anziehende, aber freilich ſehr ſchwierige Aufgabe, welcher 
die Berfaflerin aus dem Wege gegangen, wäre es, nun das 
Eigenartige der weiblichen Phantafie, Productions: und Dar: 
ftellungsweije als ein Gejammtbild aufzufaffen und richtig 
wiederzugeben. 

Sehr ſchwach iſt die Skizze von Asmus. Bor Allem 
ift fie nicht, wa fie fein will. Das Leben der Römerinnen 
ift feineswegs ihr Hauptinhalt; die Gärten, das Wohnhaus, 
die Einrichtung, die Geräthe, die Sklaven der Römer werden 
ebenso breit behandelt. Das Ganze ift ein in allem Weſent— 
lihen unfelbftftändiger Auszug aus Böttigers „Sabina“ und 
Beders „Gallus“ in dilettantifher und wenig gejchidter 
Form und in den jeltenen eigenen Aufftellungen des Ber: 
faſſers ftedt mande Unrichtigfeit, namentlich jcheinen ihm 
die einfachften Begriffe über römijches Familien und 
Sklavenrecht, die er aus jedem Inſtitutionskurſus lernen 
könnte, wenig geläufig. Es ift nicht mwohlgethban, wenn 
Herr von Raumer ſolchen unbedeutenden Schnad, der jeden 
Fahmann ärgert und feinem gebildeten Laien jeine Ober: 
Hächlichfeit verbergen fann, in jein Taſchenbuch aufnimint; 
die Gefahr für ſolche Sammlungen von Efjayg liegt gerade 
in dem Dilettantismus und in der Mittelmäßigfeit: in ein 
„biftoriiches Taſchenbuch“ jollte nur neuer, gediegener Stoff 
oder geiftvolle Form einem Aufjag den Weg bahnen Fönnen. 

Recht dankenswerth und volle Anerkennung auch da 
erheiichend, wo wir zu anderen Ergebniffen gelangen, ift die 
Unierfuhung Heinrih Rüdert’3 über Geneſis und Entwid- 
lung des deutſchen Nationalbewußtjeins im Gegenjat und 
Kampf mit dem deutjchen Stammesgefühl. Er mweift richtig 
darauf Hin, wie ſchon in der uralten Stammfage der Ger: 
manen von Tuiſeo, Mannus, Ingo, Iſto und Irmin der 
Beweis dafür liegt, daß ſich die Germanen jehr deutlich als 
ethnographijche Einheit faßten: wie denn auch Tacitus dies 
auf's Entjchiedenfte hervorhebt und der Zujammenftoß mit 
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der römifhen Welt konnte jene® Bemußtjein nur nod 
ſchärfer refleftiren. Sehr gut zeigt Rüdert, wie man nicht 
etwa aus dem Mangel jeiner praftiichen Confequenzen den 
Mangel jene Gemeingefühls folgern darf: auch bei den 
Hellenen, deren Nationalbewußtjein von einer jehr ftolzen 
Energie befeelt war, fehlte es doch jo wenig wie bei den 
Deutfhen an Brubderfriegen und Bündniffen mit dem 
Reichsfeind. Weiter erörtert der Aufſatz, wie in der Zeit 
der Bölferwanderung jenes Nationalgefühl bei Germanen 
wie bei Deutſchen im engern Sinne am Schwächſten jein 
mußte, da die Nothwehr der Selbfterhaltung in diefem un— 
geheuren Drängen und Schieben, die Verſchiedenheit ber 
Berhältniffe zum Nömerreihb und die großen räumlichen 
Trennungen jener Völker der alten Zufammengehörigfeit 
über den gegenwärtigen Spaltungen vergeflen lafjen mußten. 
Indeſſen hätte Rückert den merfwürdigen Plan des Oftgothen 
Theoderich nicht unberüdfichtigt laſſen jollen, alle Germanen: 
ftämme zu einem Statenbunde unter feine Hegemonie zu 
verfammeln, ein Gedanke, defjen Entftehungs- und Verfall: 
gründen nachzufpüren in mander Hinfiht der Mühe 
werth ift. 

Auh mit den nächften Abfchnitten der Abhandlung 
fönnen wir nicht ganz einverftanden fein, Schon die Ter: 
minologie, welde die Völfergruppen der Franken, Sadjen, 
Friefen, Thüringe, Schwaben und Bayern „Stämme“ nennt 
und an dieſe Stämme die Entftehung des „Stamm: 
gefühles“ knüpft, ift nicht richtig.‘ „Stammesgefühl in 
diefem Sinn findet ſich ſchon lange vor der Entftehung 
diefer „Stämme“; die Cherusfer und Sueven, die Chatten 
und Hermunduren, melde ſchon zur Zeit des Tacitus 
ihre vieljährigen Kriege führten, fühlten ſich bereits in 
dem ethnographiihen Gegenſatz von Oberdeutſchen, Mittel: 
deutihen und Niederdeutjchen, lange che es Alamannen, 
Franken, Sachen gab. Ferner ift auch nach der Entftehung 
diefer Völkergruppen das Stammgefühl noch detaillirter ab: 
geftuft: der Dberbayer, der Niederbayer, der Oberpfälzer, 
der Lechſchwabe und der Bodenſeeſchwabe fühlen fih als 
jehr verfchiedene Gruppen und die Mundart beweift deutlich, 
daß es auch innerhalb jener Stämme an ethnographiiden 
Gliederungen nicht fehlt. Rückert hat nicht erwogen, dab 
außer der Stammgemeinfchaft auch mande andere Gründe: 
Nachbarſchaft, Bündniß, Eroberung zur Bildung jeiner 


191 


„Stämme“ (d. h. Gruppen) beigetragen „und jo z. B. ent: 
ſchieden unfränkiſche Völkerſchaften zu den Franken, frän— 
kiſche zu den Alamannen beigetrieben haben. Die land: 
läufigen Anſchauungen von dieſen Völkergruppen werden 
langſam, aber ſicher einer richtigen neuern Auffaſſung weichen. 
Dagegen ſehr treffend ſind die Ausführungen Rückert's von 
dem mächtigen Aufſprießen des deutſchen Nationalbewußt— 
ſeins ſeit Ende des IX., im Lauf des X. und Anfang des 
XI. Sahrhundert8 und von dem unverantmwortliden Miß— 
brauch, welden die deutfhen Fürften und Herzöge im Laufe 
des ganzen Mittelalter3 mit dem an fich berechtigten Stam— 
mesgefühl zur Beſchönigung ihrer rebelliihen Auflehnung 
wider die centrale Reichsgewalt als angebliche Berfechter 
der Stammesfreiheit trieben. Nur möchten wir nod 
ſchwereres Gewicht legen auf jenen Bertrag von Verdun 
(843), welder das germaniſche Dftland definitiv von dem 
romanifirten Frankreich losriß und jo, dem Reiche Karl’s 
des Großen — da3 fein rein germanijches gewejen — ein 
Ende machend, e3 ermöglichte, daß nun die wirklich deutjchen 
Stämme ihre gemeinjamen Jntereffen in einem rein-deutſchen 
Statengebilde verfolgten. 

Die interefjantefte Abhandlung des Buches ift unftreitig 
der Eſſay über Manin von Reuhlin. Der Berfafler, der 
in feiner „Geſchichte Jtaliens” Venedig, als nicht im Mittel: 
punkt der Erjcheinungen liegend, nur kurz behandeln fonnte, 
holt bier dieje Auslaffungen nah und entwirft mit trefflicher 
Zeihnung das Bild eines der ebelften und verfannteften 
Märtyrer des italienifhen Freiheitsfampfes von 1848—49, 
welches durch ſchätzbare neue Züge aus Aufzeichnungen feiner 
Wittwe noch werthvoller wird. Daniel Manin, aus ur: 
ſprünglich jüdiſchem Geſchlecht, war feines Zeichens Advocat, 
und es ift ganz characteriftiih, wie die juriftifirende Denk— 
weiſe durh alle feine Anſchauungen und Handlungen fich 
durchzieht. Als echter Juriſt erklärt er den ganzen Status 
- quo Venetiens jeit dem Frieden von Campo Formio (1798), 
in welchem General Bonaparte an Defterreih, um von diefem 
Zeit und Frieden für feinen Mleranderzug zu gewinnen, bie 
freie Republif Venedig, an der er feinerlei Rechtstitel hatte, 
preisgab, für nicht zu Necht beftändig: „die Republik des 
heiligen Marcus ift nur factifh, nicht vechtlih von Fran- 
zojen und Defterreichern aufgehoben,“ und er hat den Muth, 
im Augenblid der höchften Gefahr, da die Bomben d'Aspre's 
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ihon auf den Marcusplatz jchlagen, den Präſidenten ber 
franzöfiiben Republif, Ludwig Napoleon, aufzufordern, den 
großen Frevel feines Oheims dur die Rettung Venedigs 
zu jühnen. 

Indem wir im Webrigen auf die warme Darftellung 
Reuchlin's von der Nobleffe und Opferkraft feines Helden 
verweifen, wollen wir. nur noch einen Worwurf, welcer 
Manin allgemein von den Stalienern gemacht wird, auf 
Grund der hier gegebenen Mittheilungen furz zurüdjchlagen. 
Nicht ohne einen Schein von Grund haben die italienijchen 
Batrioten den Dictator Venedigs beſchuldigt, er habe aus 
doctrinären PVerranntheit in die Republif und in die alte 
Selbftherrlichkeit von St. Marcus, ja vielleicht aus perjön: 
libem Ehrgeiz den Anjchluß, den unbedingten, an Piemont, 
der allein retten Fonnte, nach Kräften hintertrieben und 
daher das Unglüd Venedigs, ja Staliens jelbft weſentlich 
mitbefördert, unfähig der Größe eines Garibaldi, der um 
der Freiheit willen feine Ideen von Freiheit der ſavoyiſchen 
Monarchie geopfert habe. Aber aus der Darftellung Reuchlin’s 
geht unwiderruflich hervor, daß Maniu nur deßhalb nicht 
Venedig mit gebundenen Händen an Karl Albert überliefern 
wollte, weil er befürchtete, dieſer König möchte die fichere 
Ueberlaffung der Lombardei an Defterreich dur die Preis: 
gebung Venedigs losfaufen, welches dann, gleihjam von 
Stalien jelbft aufgegeben, rettungslos verloren ſchien, und 
diefe Furcht war nicht ohne guten Grund, denn im ber 
That dachte, wie nunmehr erwiefen, zweimal, im Jahre 1848 
und 1849, Karl Albert an ein folches Auskunftsmittel. — 
Schließlich die noch für ung Deutjche jehr intereffante Notiz, 
daß Ludwig Napoleon, als der Gejandte Venedigs, Tom: 
majeo, am 25. December 1848 ihn dringend zur Befreiung 
Venedigs von der öfterreichifchen Belagerung aufforderte, vor 
Allem die Frage ftellte, ob Deutſchland wirklich Partei für 
Defterreih nehme, indem er das Gegentbeil glaube. Die 
Beforgniß vor einem allgemeinen europäiihen Krieg werde 
der Sache der Staliener am Meiften jchaden. 
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Aur älteren dentschen Geschichte, 


— JR — 


I. 


v) 
” | Art ift nicht eine leichte, jondern eine vecht fchwere 
— Aufgabe, auf knappem Raum, ohne detaillirte, 
TS quellenmäßige Begründung von Tadel, Bedenken 
A und Lob über eine Reihe von Werfen zu berichten, 
welche in den legten Jahren die älteſte deutjche Gefchichte in 
ihrer Gejanmtheit oder in einzelmen Gebieren (Verfaſſung, 
za u0B) Wirthſchaft, nordiſche Archäologie) behandelt 
haben. 

Ernftlih droht die Gefahr, Zuftimmuug und Wider: 
jprucb zu jubjectiv, zu individuell zu färben. 

Wenn man feit nunmehr fait drei Jahrzehnten — denn 
Ihon auf dem Gymnafium wurden dieje Gegenftände mit 
Begeifterung ergriffen: ja ſchon für die Spiele des Knaben 
boten die Kämpfe der Römer und Germanen den will: 
fommenften Stoff — als Schüler, Student und Lehrer, als 
Foricher, als Patriot und als Poet fi unausgejegt mir 
germanifcher Urzeit und Völkerwanderung bejchäftigt, mit 
Zuftänden und Zeiten, iu welchen (geftehen wir es nur offen 
ein) vermöge der Lüden quellenmäßiger Ueberlieferung unjere 
größten Meifter — darunter auch jolche, welche fich auf ihre 
nüchterne Objectivität am meiften zu gute thun — oft genug 
gar nichts anderes bieten Fönnen als wohl erwogene, mit 
dem Ermweisbaren am Füglichjten vereinbare Bermurbungen, 
jo ijt der Fehler faum zu vermeiden, jubjectiv gefärbte Zu: 
fimmung oder Abneigung von Anfang an ſolchen Auf: 
ftellungen entgegen zu tragen, welche unjeren eigenen, lange 
Zeit gehegten, gepflegten, vertheidigten Annahmen entjprechen 
oder widerſtreiten. 

Bon Einer Verſuchung zwar weiß ich mich frei, der man 
mich ausgzjegt annehmen fönnte: niemals werde ich eine Anficht 
mit Voreingenommenheit begrüßen, weil jie etwa „poejievoller” 
erjcbeint al die anderen; im Gegentheil: wohl eingedenf der 
in der Phantafiebegabung drohenden Gefahren nehme ic 

Jelir Dahn. Baufteine. VI. 13 
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Alles, was äfthetiich mehr ſich zu empfehlen jcheint, mit defto 
größerem Mißtrauen auf: in Folge ftrenger Selbſtzucht habe 
ich als Forſcher und als Dichter jeit jehr langer Zeit „ge: 
trennte Buchführung” in diefen Dingen eingerichter. Auch 
der „Gonftruction” gehe ich gern weit aus dem Weg: ift fie 
aber unvermeidlihd — danı bezeichne ich Zejern und Hörern . 
gewifienhaft, wo die Grenze zwiſchem Weberliefertem und 
„Erſchloſſenem“ endet und wendet. 

Dagegen ift Niemand frei von Borliebe für Säte, melde 
nach jorgfältiger Duellenunterfubung mit langem Nachdenken 
gewonnen wurden: und hatte man fie gegen ftarfe Angriffe 
zu vertbeidigen, jo hält man die Bedrohten erft recht mit 
einer gemwifjen reizbaren Heftigfeit feft: ich erinnere mich wol, 
daß ih in früheren Sahren in ſolchen Fällen fürmlib in 
Zorn oder Trauer gerathen Fonnte: in Zorn, ward ein jolcer 
Gedanfenliebling von Anfängern unjanft angefahren; in 
Trauer, ward er von verehrten Männern trog meiner eifrigen 
Bertheidigung zum zweiten Male angegriffen. Indeſſen — 
wird man älter, jo wird man, wenn nicht weifer, doch ruhiger. 
Es kränkt mich nicht mehr wie ein perjönlicher Schmerz, 
wenn 3. B. „theure Männer” immer noch nicht glauben 
wollen, daß jeder Gemeinfreie, der Fonnte und wollte, eine 
Gefolgichaft halten durfte. 

So will ih mich denn redlich bemühen, ruhig und 
objectiv auch jolche der nun zu nennenden Werfe zu be 
handeln, welche mir durch Ergebniffe oder Methode oder 
Darftellungsmweife weniger ſympathiſch find: auch die Unfehl- 
barkeit in Dingen, welche ftet3 zmweifelig bleiben werden, joll 
mich nicht herausfordern: obzwar ich geſtehe, es ift nicht leicht 
zu tragen, in Fragen, in welcen man nad Jahrzehnte langer 
Prüfung nur zu „Wahrjceinlichkeiten” gelangt ift, Andere 
im Sturmlaufe der „Eonftruction” zum abjprechenden, allein 
richtigen Dogma gelangt zu jehen: nur das leije Lächeln der 
Ironie über jolche Selbftverherrlihung wird verftattet bleiben 
dürfen: ift es doc) eine wohlthätige Ableitung der Entrüftung 
— mohlthätig nicht nur für den Kritiker. — 

Zu aufrichtiger Freude gereichte mir eine Ueberrafcung. 
Kaum hatte ich („Deutjche Revue” 1879) darauf hingemiejen, 
daß in unjeren Disciplinen neben der paläographiich : diplo= 
matijchen Richtung und der „conftructiven” Procruftescur an 
Nechtsbegriffen auch die Erforihung der „NRealien“, zumal 
des Zufammenhanges von Recht und Volkswirthſchaft ſich 
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wieder jehr erfreulich jpürbar made und Kleinere Arbeiten 
von Inama-Sterneggs dabei hervorgehoben, als dieler 
Forſcher uns mit feiner „Deutſchen Wirthſchafts— 
gejchichte” beichenfte, deren erfter Band (Leipzig 1879) big ' 
zum Sclufje der Karolingerperiode reicht. Diefer erfte Ver: 
juch einer. Gefchichte der deutichen Volkswirthichaft ift mit 
lebhafıeftem Danke zu begrüßen. Die Schwierigkeiten find 
bier jehr, jehr bedeutend: die Verfuhung, aus dem jpär- 
lihen Quellenmateriale mehr zu maden als es verträgt — 
immer noch viel weniger, als wir wiſſen möchten — ift fo 
ftark, daß auch der fehr vorfichtige Verfaffer fie nicht immer 
beftanden hat. Das Buch wird immer bejjer, je weiter man 
darin vordringt: jeine Glanzpartie ift die Darftellung der 
Entftehung und Ausbildung der großen geiftlichen und welt: 
liben Grundherricaften in der Karolingerzeit; hier ift eine 
Fülle theils neuer Gefichtspunfte, teils neuer Ergebniffe ge= 
wonnen: mit reicher Belehrung jcheidet man von der jcharf: 
finnigen und doch nie im ſchlimmen Sinne „geiftreichen“ 
Verwertung des mit großem Fleiße zujammengetragenen 
Materialed. Daß die Behandlung der Urzeit weniger be— 
friedigt, liegt in der Natur der höchft dürftigen, meift dunfeln, 
vieldeutigen Quellenangaben, welche für jene Periode zu Ger 
bote ftehen: bier wird Mances immer zweifelig bleiben. 
Nur Eine Auffaflung bitten wir den Herrn Verfaſſer aus 
den folgenden Auflagen, welche gewiß dem verdienftlichen 
Buche bevorftehen, entfernen zu wollen: die Annahme, daß 
in jener Urzeit bald nach dem Eintreffen in Europa — Jahr— 
hunderte vor Cäſar — eine jehr ftarf, bis zur Vernichtung 
der individuellen Freiheit gefteigerte Statsgewalt bei den 
Germanen beftanden habe, welche, in geradezu ſocialiſtiſch 
gedachter Organifation, unter Ausſchluß jedes Privateigen- 
thumes an Grund und Boden, die Aderbeftellung von Stats: 
wegen commandirt und in militärifcher Gliederung ausge- 
führt habe. Zu fchweigen davon, daß e3 dann überhaupt 
\o gut wie gar fein Eigenthum gegeben haben Fönnte, da 
Herden und Unfreie faft immer Zubehörden der Orundftüde 
waren, fteht dieſe ganz unmögliche Vorftellung in jchroffitem 
Riderfpruche zu geradezu Allem, was wir von der Gejchichte 
des Statsgedankens bei den Germanen willen, der nur 
außerordentlich langjam und mühlam die Individualität und 
die Sippe zum unerläßlichiten Minimum der Unterordnung 
gebracht hat. Zur Zeit Cäſar's haben die Gaue einer Völker: 
13* 
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ichaft noch nicht einmal einen gemeinjamen Richter im Frieden, 
nur einen gewählten Herzog im Kriege: — und Jahrhunderte 
vor Cäſar joll ſchon der germaniſche Völkerſchaftsſtat einzelne 
Sippen oder Gaue jo furchtbar gebändigt und tyrannifirt 
haben, daß er die Gemeinfreien (denn daß damals eine be: 
deutende Zahl von Unfreien nicht bejtand, jagt der Herr 
Berfafier jelbft) im Frieden regimenterweife nebeneinander 
aufitellte und fie zwang, die wirthichaftliche Arbeit — das 
heißt die jchnurgerade Herftellung und ganz gleichmäßige 
wie gleichzeitige Bebauung, Pflege, Aberntung der „Hoc: 
äder” vorzunehmen, mit Bertheilung des Ertrages nad 
Köpfen. Da hätte der germanijche Stat, der e3 zwei Jahr: 
taujende nachher noch nicht einmal zur Unterdrüdung der 
Fehde gebracht hat, in jener graueften Vorzeit bereits das 
Ideal einer wirthſchaftlichen Tyrannei verwirklicht, wie es 
unfere modernften Socialiften nicht ſchöner, d. h. ſcheußlicher 
träumen.) Und dies ganze Phantom ſtützt jich auf die — 
„Hochäcker“, deren gründlichiter Kenner, Auguft Hartmann 
in München, erklärt, es jei ganz unmöglich, Zeit oder Boll 
oder Raſſe ihrer Herftellung und Herſteller anzugeben. 
Germanen haben fie nicht gearbeitet, fie, welche die Ader: 
arbeit noch zur Zeit Trajan’s jo jehr jcheuen, daß fig Knechten 
und Weibern überlaffen wird. Die rein unmögliche Hypotbeie 
mag um jo leichter geopfert werden, als fie mit dem wahren 
Werthe des Werkes, das fie entitellt, gar nichts zu thun hat. 

Ganz das Gleiche mag gejagt werden von der einzigen 
Austellung, die wir an einem andern Werfe zu macden 
finden, das, längſt ſehnſüchtig erwartet, bei jeinem Er: 
jcheinen die Erwartungen übertroffen bat: ich meine das 
„Handbuch der deutjchen Alterthumskunde“ von L. 
Lindenſchmit, von deſſen erftem Theile, den „Alter: 
thümern dev meropingifchen Zeit“, - bisher die erjte Liefe— 
rung erichienen iſt (Braunjchweig, Vieweg und Sohn. 
1880). Der Director des römiſch-germaniſchen Centralmuſeums 
zu Mainz, der Verfaſſer des Werkes „die Alterthümer un: 
jerer heidnijchen Borzeit“ war der einzige Mann, der dieje lang 
erjehnte, dringend nothwendige Arbeit leiften konnte. Allen 
Reſpect vor den verdienten Franzojen, Belgiern, Engländern, 
Skandinaviern, welche, zum Theil durch ganz unvergleichlid 

) Sehr richtig Waitz, Derfaffungägefhichte I. 3. Auflage. S. #: 


„Es ift nicht Die Nede von Unternehmungen, wie fie ein Rolf von 
Knechten auf Geheiß des Herrn unternimmt.“ 
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reichere Mittel (— unterirdifche und irdiſche! —) unterftüßt, 
jo Werthvolles auf dem Gebiete der „nordiſchen Archäologie“ 
gejchaffen haben. Aber der Danf hiefür darf die Erfenntniß 
nicht ausjchlichen, daß, wie auf jo zweifelftroßendem Gebiet 
entjchuldbar, die meisten Vorgänger Lindenſchmit's eine Be— 
fangenheit in gemiljen Schultheorien bindet, welche, mit 
nationalen Neigungen und Abneigungen zufammenhängend, 
und wie mit Zunftzwang von den Lehrern den Jüngern 
überliefert, bei einzelnen, zumal unter den jfandinavischen 
Forſchern, bis zu eigenfinnigfter Verranntheit verftocdt und 
verfteint ift. Dazu Fam als cin fcheinbar ftricr entgegen 
gejegter, aber doch mit der Befangenheit jehr wohl vereinbarer 
zweiter Hauptfehler (und zwar bei den Deutjchen wahrlich 
nicht minder, eher jchlimmer als bei den Nicht-Deutjchen!), 
cin ganz heillojer Dilettantismus, cine Kritif- und Methode: 
lofigfeit, welche uuabläffig zur äußerten Kritif- und Methode: 
widrigfeit fich fteigerte. Schriften der (ja ganz unent— 
behrlichiten und vielfach auch jehr verdienftlichen) „hiſtoriſchen 
Vereine” haben häufig das Unglaublichite an jolben Dingen 
geleiftet: es erklärt fi und entjchuldigt fih zum Theil aus 
der Zujammenjegung jolcher Verbände, deren Glieder cin 
— gelinde ausgedrüdt — fehr ungleiches Verhältniß zur 
Wiſſenſchaft einnehmen, ſehr oft reine Autodidakten find: es 
erklärt fib aus dem liebenswürdigen Fehler des heißen 
2ocalpatriotismus und, bei der traurigen Armuth unferer 
deutjchen Lehrer, Pfarrer, Eleineren Beamten, aus der Enge 
ihres Gefichtsfreifes: viele der eifrigften Sammler haben 
ihrer Lebtage nur den engen, oft von der Welt weitabge: 
legenen Winkel ihres Dörfleins ſehen und faft nur Die 
Schriften ihres Localvereines benügen Fönnen: aber wenn 
fih unglüdlicherweife ein Pfahlbau oder ein Stüd Römer: 
ftraße in ihrer Markung findet, „löſen“ diefe Forſcher als: 
bald in Wort und Schrift Probleme der Urzeit, welche die 
vereinigten Akademien und Mufeen Europas noch nit in 
die Hände zu nehmen wagen dürften. (Jene Solirung er: 
Härt viel: freilich fann man nicht rühmen, daß der Dilertan- 
tismus verftummt, wenn viele ſolcher Vereine ihre General: 
parade abhalten.) Dazu kommt nun, daß zahlreiche Funde 
faft werthlos gemacht werden dur entjehuldbare und unent: 
jchuldbare Unterlafjungsjünden der Finder, Bauern, Arbeiter 
— freilich oft auch der Leiter der Ausgrabungen! — indem 
jede genaue Conftatirung der Dertlichfeit, der Lage der einzelnen 
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Fundjtüde, ihrer Beſchaffenheit u. j. w. unterlaffen wird. 
Dieje Uebelftände haben es in ihrer Geſammtwirkung dahin 
gebracht, daß jtrenge Gelchrte gerade in Deutjchland der 
ganzen nordiichen Archäologie ein bis zur Antipathie ge: 
fteigertes Mißtrauen entgegen tragen, oder doc für ihre 
Perſon fih auf dies Gebiet abjolut nicht einlafen. Ein 
begabter deutjcher Hiftorifer jagte mir einmal bei Gründung 
eines Provinzialvereines: „wir wollen Urkunden ediren, 
nicht ‚alte Pöttet ausbuddeln.“ Als ob „alte Pötte“ nicht 
auch Urkunden wären! 

Dieje Enthaltung jehr vieler Berufenen bewirkt nun 
aber erſt recht, daß überwiegend Unberufene jene Studien 
treiben, Die Verfammlungen und die Hefte der Localvereine 
füllen und beherrjchen. 

Und diefe Enthaltung hat fichb andererjeits, wir dürfen 
es nicht verjchweigen, oft recht empfindlich gerächt an den 
Einjeitigen jelbft, welche, ausjchliegend die Sprachvergleicung 
und die Archivurkunden berüdjichtigend, manchmal zu Jr: 
thümern geführt wurden, vor welchen fie die veracbteten 
„Pötte“ würden bewahrt haben. 

Mit Recht beflagt und tadelt Lindenjchmit lebhaft 
jene Einfeitigfeit der Forſchung, welche, Jahrzehnte lang 
nur philologiſch und paläographiſch arbeitend, um der 
Fehler des Dilettantismus und der Unfritif halber aud die 
vollgeficherten Ergebnifje methodijcher Gräberforſchung ignorirt 
bat. Und in dem an fich voll berechtigten Eifer gegen ſolche 
Unterſchätzung der Archäologie und gegen die Ausſchließlich— 
feit zumal linguiftifcher Forſchung geräth nun der Berfafler 
in das andere Ertrem, welches, nach unjerer Weberzeugung, 
das einzige, aber jehr ftark Beflagenswerthe an dem Werke 
zur Folge gehabt hat: eine Unterſchätzung der Spradver: 
gleihung, eine Berleugnung ihrer über jeden Zweifel empor 
geficherten grundlegenden Ergebnifje: die Einwanderung der 
Germanen und der übrigen Arier aus Aſien, ja (jofern ic 
recht verftanden), die Verwandtſchaft der arijchen Völker 
unter einander und ihr gemeinjames Verhalten zu dem inde: 
germanijchen Urvolfe, das Verhältniß ihrer Sprachen zu der 
ariichen Urſprache wird nicht nur als bloße Hypotheſe, jondern 
als folgenjchwerer principieller Irrthum bezeichnet. 

Sollen wir die Hand der Sprac:, Rechts-, Religions: 
Bergleihung fahren laſſen, die fich als die ficherfte, oft einzige 
Führerin bewährt bat? 
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Ich bejorge, dieſe allzuftarfe Reaction gegen die eins 
jeitige Linguiftif und Diplomatif wird der Abneigung gegen 
die „Börte” neue Waffen in die Hände liefern. 

Über laſſen wir diejen tief beflagenswerthen, faft ein 
zigen‘) Fehler des Werkes und freuen wir ung jeiner Vor: 
züge: mit der größten Afribie der Methode wird das erjchöpfend 
zujammengebrachte und Eritifch beherrſchte Material vorgeführt: 
mujterhaft wird gezeigt, wie Fundezu conjtatiren, zu bejchreiben, 
. zu verwerthen find. Die von den Sfandinaviern berjerferhaft 
vertheidigte Drei-Alter-Theorie (Stein, Bronce, Eifen), mit 
oder ohne entjprechende Bertheilung der Stoffe über die Völker, 
‚it von diejer Arbeit wol für immer zerjchmettert: mit den 
Ihönften Erfolgen wird das Princip Lindenjchmit’3 gekrönt: 
nicht der Stoff, die Form ift das Wichtigite, das für Raſſe und 
Eulturjtufe Entjcheidende. Und nur den Anfänger fann e3 
zunächit jtußig machen, daß der Meifter nicht mit der ältejten 
(prähiftorijchen) Zeit anhebt, jondern mit der merovingijchen, 
der erjt jpäter die römijch-germanijche, zulegt Die vorge: 
Ichichtliche Periode in der Darftellung folgen joll: ſchon die 
Motivirung im Vorworte, noch mehr die Ausführung im 
Werke ſelbſt wird auch den Anfänger alsbald von ver 
methodijchen Erjprießlichfeit dieſes Verfahrens überzeugen. 
Möge das ausgezeichnete Werk raſch fortjchreiten zur Voll 
endung: Keiner lebt, der nicht reichjte Belchrung daraus 
dankbar zu jchöpfen hat. 

Nur furz erwähnen wollen wir hier, weil fie ſchon etwas 
älter find, die beiden Arbeiter von Arnold, „Anſidelungen 
und Wanderungen deutſcher Stämme. Zumeift nad 
heifiichen Ortsnamen.“ I. und II. Marburg 1875, und 
„Deutjche Urzeit“, Gotha 1879: die erfte hat in wahrhaft 
muſterhafter Weije gezeigt, welch reiches Duellenmaterial in 
unjeren Ortsnamen vergraben liegt für denjenigen, der eins 
ſichtig und vorfichtig wie der Verfaſſer dieje Schäße zu heben 
verſteht. Nicht jo Hoch fann ich das zweite Buch ftellen, 
ohne jeine Borzüge — es ift jchon im dritter Anflage er: 
ſchienen — zu beſtreiten: die Geſammtauffaſſung vermag 
ich mir nicht anzueignen und auch im Einzelnen muß ich 
oft — doch enthält es ganz vorzügliche Partien: 


) Die Gonftruction der Herfahne mit den Schwanenflügeln 
©. aı fcheint uns al en — fühn wol auch dem verehrten Ber: 
faffer felbit: fie iſt wol eine Täuschung, aber völlig unerheblich; auch 
einige andere Bedenken gehören nicht hierher. 
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fo die Darftellung der mächtigen und vielfach mwohlthätigen 
Einflüfle, welche der zwei Jahrhunderte hindurch von den 
Römern behauptete „limes* auf (die dadurch erzwungene) 
Anſäſſigmachung und Wirthichaft der Germanen übte (freilich 
hätten hierbei die neuen Auflagen die Ergebnifje der jüngften 
limes-Forichbung, zumal A. Dunder’$s Arbeiten, nicht völlig 
ignoriren follen). 

Auch die zum Theil vortrefflichen neueren Darftellungen 
von Stammes: oder Landichaftsgejchichten können bier, wo 
es fib um deutjche Geſammtgeſchichte handelt, nur kurz be- 
rührt, dürfen aber nicht übergangen werden, da fie der 
Natur der Sache nach vielfab auch für die Nationalgeſchichte 
von Bedeutung find: wir nennen hier nur Jung, Römer 
und Romanen in den Donau:Ländern, Innsbruck 1878, 
dann das jehr tüchtige Bub von Otto Kämmel, die An- 
fänge deutjchen Lebens in Defterreich, Leipzig 1879 und Die 
ausgezeichnete Gejcichte Baierns von Sigmund Riezler, 
deren erften allein hierher gehörigen Band wir gleich be: 
feinem Grfcheinen freudig begrüßten. (Dben ©. 107. 
Der 1880 erichienene zweite Band ift dem erſten ein völlig 
ebenbürtiger Bruder: und das will deshalb bejonders viel 
jagen, weil der Stoff, die unjeligen Landestheilungen und 
Bruderfämpfe der Wittelsbacher, jo unvergleichlih undanf- 
barer ift, als die Gegenftände, welche der erfte Band zu be- 
handeln hatte: auch bier ift der Bienenfleiß, die Klare Dar: 
ftellung, die gerechte Abwägung der Anſprüche berectigter 
Stammeseigenart und berechtigter Reichsgewalt in gleichem 
Maße wie bei dem erften Bande zu rühmen.) 

Ferner hat ung der Baumeifter, auf deſſen feften Ge: 
fügen wir in deurfcher Verfafiungsgefchichte Alle ſtehen und 
defjen wir mit Dank und Berchrung auch da — Alle! — 
reden jollten, wo wir von ihm abweicen, hat uns Georg 
Maik eine neue Auflage «die dritte) des erjten Bandes 
feines claſſiſchen Werkes geicbenft. (Erfte und zweite Ab: 
theilung. Kiel, 1880.) Sie ilt beträchtlich erweitert: denn 
wie ſchon in der zweiten Auflage hat auch diesmal der Ver: 
fafjer die nachgewachjene Literatur mit einem Fleiße, mit 
einer alleriböpfenden Sorgfalt verwerthet, welche für fid 
allein jchon bewunderungsmwürdig ıft. Es ift fat unbe: 
greiflich, wie der unermüdliche Mann, während die ori: 
führung feiner Arbeit ihn in ganz andere Quellen: und 
Literaturfreife und Jahrhunderte brachte, es möglich machen 
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fanı, daß ihm nicht das kleinſte Gymnafialptegramli® keine 
Recenfion, die fich in irgend einer Zeitſchrift verſieckt, entgeht, 


jofern fie irgend mit der deutjchen Urgeſchichte — nnd Zwar 


feineswegs etwa blos mit der Verfaſſung jener Zeit — 
fich beſchäftigt. Noch ungleich höher aber ift es anzufchlagen, 
daß er, der Meifter, anch bei-vorjchreitenden Jahren nicht in 
den Fehler der Unfchlbarfeit verfällt, welchen man nach feinen 
Leiftungen, gerade bei der peinlichen Gemwifjenhaftigfeit jeiner 
Foribung, der Vorfichtigkeit feiner Ausdrucksweiſe, endlich 
in jeinen Alter, das jich ſonſt gern gegen neuere Anfichten 
verjchließt, wahrlich entjchuldigen müßte: geben ſich doc dem 
Hochgefühle folder Unumſtößlichkeit gar manche hin, deren 
Ton weder das Alter ehrwürdig, noch die Jugend Liebens- 
würdig, noch das BVerdienft begreiflicb mabt. So hat denn 
Waitz, weit entfernt von der modernften Allwifjfenheit und 
Alüberlegenheit, in wahrhaft wiſſenſchaftlichem Geiſte gar 
manche jeiner früheren Aufftellungen aufgegeben oder doch 
eingeſchränkk und modificirt, überzeugt von Gegengründen 
meist jüngerer Foricher, oft feiner Schüler: ja eigentlich 
immer: denn wer von uns darf behaupten, ohne Waitz, ohne 
jein mündliches ohne jein gejchriebenes Wort, geworden zu 
jein, was er iſt? Die Dankbarkeit, die Pietät im Ausdrude 
gegenüber den Lehrern und Meiftern ift jehr aus der Mode 
gefommen bei unferen jüngften Belehrern. Mir ift jolc 
unehrerbietige Manier in tieffter Seele zumider: denn fie 
verräth mit dem Mangel an Geift und Bildung den Mangel 
an Herzenswärme. Sch hoffe daher, Niemand wird eine 
Verlegung older Pietät erbliden in dem vielleicht lebhaft 
werdenden Ausdrud einer Verwahrung, die ich gegen eine 
Aeugerung des hochverehrten Mannes einlegen muß. Sc 
habe alle Urſache zufrieden, ja erfreut zu fein über die 
Würdigung, welche meine „Könige“ in der zweiten und 
dritten Ausgabe der Berfafjungsgeichichte gefunden haben: 
defto mehr befremdet bei einer an fich unwichtigen Differenz 
eine jeltijame Wendung. Waitz jagt (es handelt ſich um die 
Entwidelung der Bußſätze auf der dem Gauftate vorher: 
gehenden vorgejchichtlichen Stufe des Gejclechteritates): 
Dahn „Itellt fi vor“: mit Gänſefüßchen. 

Diefe Waigifcben Gänſefüßchen find mir über die Leber 
gelaufen. — Ich ſage: „Früher ftellte ich mir und meinen 
Zuhörern die Sache fo vor.” Diefer Ausdrud, vielmehr 
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dies Verfahren, „sich etwas vorzuftellen”, joll nun offenbar 
mit jenen ironijchen Zeichen gerügt werden. 

a, — jo muß ih da wirklich fragen, — macht ſich 
Georg Wait nicht Vorftellungen? Vorftelungen von Dingen, 
bei denen das bejtimmte Wiffen unmöglich ift, wie in jenem 
Falle des vorgeſchichtlichen Sefchlechteritates, deſſen Eriftenz 
und Einrichtungen wir nur „erjchließen” können aus feinen 
vereinzelten Weberbleibjeln im jpäteren Stat? Iſt es denn 
verboten, dem Geiftesbedürfniß zu folgen, welches ung zwingt, 
über den überlieferten Buchftaben hinaus, der nur von 
Einzeleriheinungen zeugt, fich eine „Vorſtellung“, ja ich will 
jogar das noch viel mehr anrüchtige Wort wagen: ein „Bild“ 
zu machen von der Geſammtheit des Lebenszuftandes jomie 
auch von einzelnen, nur zu vermuthenden, nicht zu beweijenden 
Erſcheinungen? 

Thut das nicht Jeder? Thut es nicht auch Georg 
Waitz? Man darf vielleicht ſagen, ſeine mühevolle Einzel— 
arbeit würde an wiſſenſchaftlicher Genauigkeit nicht verlieren, 
wenn es ihm gefallen wollte, öfter ſolche „Borftellungen“, 
ſolche verjuchte Gejammebilder fich und feinen Lejern zu 
machen, wie fie 3. B. Band I, ©. 41. 52 der nenen Aus: 
gabe jo vortrefflih geboten worden. Nur Eins ift dabei 
jtrenge, unerläßliche Pflicht: ſich ſelbſt und jeinen Leiern 
und Hörern ftet3 ausdrüdlih flar zu maden, wo 
die zweifelloje Ueberlieferung aufhört und mo die 
Bermurhung, die „VBorftellung“ beginnt (j. oben ©. ?). 
Die Einhaltung diejer Pflicht Habe ich mir von je in Schrift 
und Wort zur unverbrüchlichen Richtſchnur gemacht, umio 
ängſtlicher, als ich mir einer ziemlich lebhaften und reichen 
Phantaſie bewußt bin, welche ftreng auf die Poeſie zu be: 
Ihränfen und von der Forſchung zu verbannen ich jeit Jaht— 
zehnten gelernt habe. Und ich glaube wirklich nicht, dab 
mir Georg Wait Verlegung dieſer Pflicht vorwerfen mil, 
derjelbe, der vielmehr meine Arbeit über Paulus Diaconus 
allzu großer „Zweifelſucht“ befebuldigt hat. Gerade die an 
gegriffene Stelle erfüllt ja jene Pflicht auf’3 Strengite: denn 
ichärfer fann man doc nicht ausdrüden, dab man einen Sa 
nicht für erwiejen, nur für Vermuthung ausgibt, als wenn 
man jagt: „ich tele mir die Sache jo vor“. Ich werd 
daher umentwegt fortfahren, mir und Anderen in dieſem 
Sinne da etwas vorzuftellen, wo Beweis ausgeiclofen, 
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Bermuthung aber möglih und Bedürfnig ift, und glaube 
damit nicht Unrecht, jondern Recht zu thun. : 

Allerdings gibt es auch Dinge, von denen man fich 
„Feine Vorftellung machen kann“, wie man zu jagen pflegt. 

Zu ſolchen Dingen gehört auch Künftiges: 3. B. was 
aus der deutjchen Urgejcbichte, zumal der Verfaſſungs— 
geichichte, noch werden wird, wenn eine neuerdings beliebte 
Manier zahlreichere Liebhaber findet: ich meine jenen zügel: 
lojen, maßlojen Subjectivismus, jene Willkür, welche fich er— 
laubt, jeden „geiftreichen” Einfall, ohne den Echatten eines 
Traumes von quellenmäßiger Begründung, als unumftößliche 
Wahrheit hinzujtellen und mit verblüffender Gejchwindigfeit 
der „Eonftruction” aus den Mutter: Thierlein ſolcher Ein: 
fälle jo zahlloje „Conſequenzen“ als Töchterlein herauszu: 
ziehen, daß den perpleren Lejer Schwindel anmwandelt und 
er fih mit Bangen an den Kopf greift. 

Man. verftehe recht: anderwärts (Baufteine II, ©. 467 
f. Berlin 1880), bei Beſprechung der Arbeit von Sidel 
(Geichichte der deutichen Statsverfafjung bis zur Begründung 
des conftiturionellen States, I. Halle 1879) habe ich ſchon 
ausgeführt und habe e3 oben in der Berwahrung gegen 
Waitz für mich verwerthet: ohne „Conſtruetion“ und „Ber: 
muthung“ kommt Keiner von uns durch jene Gebiete jpär- 
licher, zweifeliger Quellenangaben hindurch: ſchon in der 
Auffaflung und Auslegung wird fich das Individuelle une 
willfürlich geltend machen, auch wenn die Eigenart des 
Forichers der bewußten Conjtruction ängitlich aus dem Wege 
weichen will: bewußte Conftruction, eingeftandene VBermuthung 
find daher durchaus ftatthaft, weil unbewußte doch unver— 
meidlich. „Im legten Grunde ift die Frage, wiefern über 
die pojitive apoſterioriſche Induction hinaus Conſtruction . .. 
ſtatthaft ſei, cine philoſophiſche, erkenntnißtheoretiſche. ALS 
Ergebniß der Geſchichte dieſer Wiſſenſchaft darf man heute 
ausſprechen, daß die alte dualiſtiſche Trennung von angeblich 
„Rein-Empiriſchem“ und angeblich „Rein-Conſtruirtem“ als 
unwahr erfannt iſt' es gibt weder ein rein empiriſches noch 
ein rein deductives Erkennen. . . . Wir conftruiren Alle... . 
„Aber unerläßliche Pflicht ift, ſtets gewiſſenhaft dem Leſer 
und Hörer erkennbar zu macen, wo die quellenmäßige 
Ueberlieferung aufhört und wo die Gonftruction beginnt: 
das heißt die Hypotheſe. Denn feine Gonftruction, auch 
die jubjectiv zu tiefft im der Ücherzeugung wurzelnde, kann 
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objectiv höheren Werth beanfpruden als den einer mehr 
oder minder glaubhaften Bermuthung“ (Baufteine I, 
©. 467—469). Dieje Sätze meiner Theorie und ihre Be: 
folgung in meiner Praris hätten mich auch billigerweiie vor 
jenen „Gänſefüßchen“ ſchützen jollen. 

Denn in der maßlos geübten Verlegung der obigen 
Grundſätze erblide ich geradezu die ſchwerſte, traurigfte Ge— 
fahr für unfere Forſchung auf diefem Gebiete: wir haben 
e3 Schon erlebt und werden e3 noch weiter erfahren, daß 
ſolch ungebändigter Subjectivismus, der den „geiftreichen“ 
Einfall durch die Zucht der Selbftkritif zu meiftern nie ges 
lernt hat, ſich herausnimmt, die werthvollſten, durch ge— 
wifienhafte, mühereiche Forſchung geficherten Ergebnifje in 
bloßer Willfür ummerfen und erjegen zu wollen dur& Ge: 
jpinnfte der Laune, der Eitelkeit. 

Das Bub von GSidel, deſſen Vorzüge ich bereitwillig 
anerfannt habe (Baufteine Il, ©. 468. 469) leidet doch auch 
ſehr ftarf daran, daß es oft jeden Grund und Boden unter 
den Füßen verliert. Ein Hauptfehler feiner Methode beiteht 
darin, daß er altgermanifche Einrichtungen mit Kunftaus: 
drüden des modernen States für einigermaßen ähnliche, 
aber doch grundverſchiedene Nechtsbegriffe bezeichnet, eine 
Ungenauigfeit, die Feineswegs nur eine unfchädliche Spielerei 
it: denn ſofort werden die modernen Conjequenzen aus 
jenen Begriffen gezogen und: — in die Köpfe der alten 
Cherusfer verlegt: was dann von dieſen Conjequenzen 
verlangt, aber in den Quellen nicht vorhanden ift, wird 
hinzu „conftruirt”, nad dem Grundſatze Sidel’s, dag man 
„auch unbezeugte Thatjachen als gejchehen annehmen“ muß 
— jehr oft ohne jede Unterfcheidung von Hypothefe und 
Ueberlieferung. Dem gegenüber ift es cin Kleines, daß dic 
Duellen oft gewaltthätig interpretirt”) werden: das kann 
jedem von uns begegnen: nur joll man nicht ganz ſyſtematiſch 
moderne ftatsrechtliche Begriffe bei ver Interpretation der 
(Germania oder der Lex salica zum Ausgangspuncte wählen. 

Ich weiß nicht, in welchen inneren Verhältniſſe Sidel 








3) Sickel's eben erfchienene Beiprehung meiner „Urgeſchichte“ 
(Berlin, Grote. 1880. I—IIL.) in den Mittheilungen des k. k. Inſtitutes 
für Dejterreich. Geſchichtsforſchung Il. Wien 1881 ift maßvoller: aber der 
Sag Cäſar's: „in pace nullus communis magistratus“, Die Grund— 
lage meiner ganzen Darlegung, wird Doc Durchaus nicht gebührend 
gewürdigt. 
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ftehen mag zu dem ohne Frage geiftvolliten jeiner Vor: 
gänger: Rudolf Sohm; mag er dejjen Schüler vielleicht 
auch nicht jein, — es befteht eine in die Augen jpringende 
Wahlverwandtjchaft zwijchen beiden Forjcern. 

Niemand kann die außerordentliche Begabung Sohm’s 
höher jchägen als ich: er ift nicht im Sinne zweifelhaften 
Lobes „geiftreich”, er ift in unzmweifelhaftem Sinne „geiftvoll“: 
ein jelten erreichter Scharffirtn, gerade in juriftiicher Richtung, 
zeichnet ihn aus und jeine Beweisführung ift immer glänzend 
— aud wo fie faljch if. Woher kommt es nun, daß die - 
Ergebnifje jeiner immer höchſt ſcharfſinnigen Deductionen 
nicht nur nach meiner, jondern cebenjo nach recht vieler 
anderen Leuten Ueberzeugung jo häufig nicht richtig find, 
wenigſtens nicht jo zweifellos richtig, wie ſie jeine Argumen— 
tation binzuftellen liebt? Das ift nicht leicht zu jagen. 
Ich werde bei Darftellung der Franken in den „Königen“ 
mich jehr dankbar in vielen Einzelmheiten als durch Sohm 
gefördert bekennen: aber in den meiſten Hauptfragen kann 
ich jeine Ergebnifje nicht annehmen, jo warm ich die geift- 
volle Beweisführung anerfenne: namentlih muß ich von 
dem wichtigſten Sage: dem Nebeneinander von Bolfsrecht 
und Amtsrecht (Königsrecht) leider jagen, dab das Wahre 
daran nicht neu, das Neue daran nicht wahr ift. 

Daß Widerjprüche zwijchen Gejegen und Verordnungen 
"des Königs und feiner Beamten einerjeit$ und dem Ge— 
wohnbeitsrecht und Nechtsleben des Volks andrerjeit3 be— 
itanden, ift wahr, aber nicht neu: daß dieſe Widerjprüche 
auf dem Nebeneinander zweier concurrivender NRechtsiyiteme 
beruhten, ift neu, aber nicht wahr: vielmehr beruhen dieje 
Widerjprücde ehr oft einfach darauf, daß in entlegene 
Provinzen oder auch in das Leben des (niederen) Volkes 
die Gejege und Berordnungen nicht wirklich eindrangen, 
das Gewohnheitsrecht nicht erjegen Fonnten oder, wenn ein— 
gedrungen, bald mieder durch Dejuetudo und Wieder: 
belebung des alteu Rechtes bejeitigt wurden. Oder auch: 
dem Könige gegenüber war ein Kreis der Autonomie, der 
Selbſtnormirung und der Selbitverwaltung, in dev Hundert— 
ichaft-Marfung von Anfang an gewahrt geblieben. 

Bei dem Studium der Sohm' ſchen Arbeiten Habe ich 
mich oft gefragt, worauf es denn berube, daß ich die 
glänzende Argumentation, die für den Augenblid jofort 
zwingend überzeugend jeheint, doch nicht gelten laſſen Fann 
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bei genauerer Prüfung. Häufig liegt c$ daran: Sohm 
führt in ſcharf zugefpigter Schlußfolgerung Eine Quellen 
ftelle an, in welcer der fraglide Ausdrud wirklich nur in 
feinem Sinne gedeutet werden kann, oder doch am Beſten 
gedeutet wird. Alfo hat der Ausdrud immer nur dieſe 
Bedeutung! Man ift ganz geblendet von der plößlichen 
Einfiht. Aber allmälig befinnt man fich anderer Stellen, 
in welchen der fragliche Ausdrud andern, zumal weiteren 
Sinn hat: und die glänzende Argumentation ift nicht mehr 
zwingend. Statiftif des Sprachgebrauches der Quellen, wie 
ich fie Liebe, ift zwar ſehr mühſam, gewährt aber gegen 
ſolche Selbfttäufchbung eine Art von VBerfiherung. Damit 
hängt zufammen, daß das jcharf juriftiiche Ingenium Sohm's 
vorausjegt, einfache Völker der Vorcultur denken mit ftreng 
eingehaltener Terminologie ebenfo wie ein moderner (römiſch 
geichulter) Juriſt: jedes Merkmales jeder Definition bei 
jeder Anwendung ſich Ear bewußt. Aber diefe Voraus: 
jegung ift falſch: es ift nicht Zufall, daß in der lateinifchen 
und deutjchen Rechtsſprache jener Zeit dafjelbe, Wort oft in 
jo mannigfacb fehartirtem Sinn einer Grundbedeutung ge: 
braucht wird: dieſe Unbeftimmtheit lag oft nicht blos in den 
Morten, fie lag in den „Anſchanungen“, welche häufig ftatt 
fefter Begriffe herrſchten. 

Was Sohm — nad meiner bejcheidenen Meinung — 
gefehlt, Hat er dur zahlreiche richtige Ausführungen mehr 
al3 gut gemadt: und nicht ihm gelten meine Klagen über 
die einreißende Willfür. Der eminent begabte und gerade 
juriftifch ftreng geſchulte Mann wird folder Gedankenfluch— 
von Hypothefen nie verfallen: feine Gonftructionen find nie 
bodenlofe Einfälle, vielmehr ausnahmslos ftramme, ſcharf 
geichliffene Syllogismen, in denen ich nur oft die aus: 
ichließende Bedeutung des entjcheidenden Wortes für alle 
Fälle feiner Anwendung nicht einräumen kann. 

Aber fein Beifpiel ift gefährlich. 

Andere Leute, denen Sowohl fein Geift wie jeine 
juriſtiſche Zucht durchaus nicht zu Gebote ftehen, fühlen fi 
durch feinen glänzenden Vorgang verſucht, ihm zu folgen: 
und nun wird an Gtelle jeiner immer jcharfen (nur eben 
manchmal allzu jcarfen) Argumentation die jouveräne 
Willkür des geiftreichen Einfalls gejegt: während ferner in 
Sohm’s ganzer Methode dafür gejorgt ift, daß Eonftruction 
und zweifellofe Ueberlieferung ftreng gejchieden werden, ver- 
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legen jeine Nachahmer dieje oben breit erörterte Pflicht un— 
abläjfig mit eimer Ungenirtheit, melde die Entrüftung 
berausfordert. 

Es ift freilich für die Schönheit der Form, die Glätte 
der Spracde, den Fluß der Darftellung ftörfam, wenn man 
jie immer wieder mit einem „wol“, „vielleicht“, „vermuth— 
lich”, „wahrſcheinlich“ unterbrechen oder belaften muß und 
in ganzen Sätzen Grenzpfähle zwijchen Gemißheit und Ver: 
muthung aufrichten muß, den Lejer vor blindem Bertrauen 
zu warnen. Und ganz fehlt mir der Sinn für Form und 
Formenſchöne auch nicht. Aber in der Wiſſenſchaft ift Die 
Richtigkeit die Hauptjache: und fie darf nicht, auch nicht in 
populären Darftellungen, leiden unter der angeftrebten Glätte 
der Form. 

Solche Betrachtungen Stiegen mir auf bei dem Studium der 
„deutſchen Gejchichte bis auf Karl den Großen“ von Georg 
Kaufmann (I. Die Germanen der Urzeit. Leipzig 1880). 
Der Herr Berfaffer hat früher gar mande jehr werthvolle 
fleinere Arbeit geliefert: zumal eine Abhandlung über die 
Rhetorenſchulen, eine andere über Apollinaris Sidonius find 
vorzüglib zu nennen. Es ift mir auch in jenen fleigigen 
Unterjuchungen durchaus nicht aufgefallen, daß der Herr 
Verfaſſer Hypothejen und Gonftructionen bejonders liebe 
oder mit der Meberlieferung vermenge oder jpätere Begriffe 
in frühere Zeiten verpflanze. Letzteres geſchah erft in jeiner 
Entdedung der „Knappen“ bei den Germanen. Eine ge: 
wiſſe Nachricht über die Taifalen und des Tacitus Schilderung 
der Gefolgjcbaft ftellte der Herr Verfaſſer in der Art zus 
jammen, daß ein Analogon oder eine Vorftufe der mittel: 
alterliben „Knappen” in den Urmwäldern Armin’s fich ergab. 
Man ſoll aber nie einen ganz beftimmten Rechtsausdruck 
des Mittelalters, „Knappe“, in eine Zeit übertragen, der er 
notoriih in feiner fpäteren Bedeutung (der einzigen, Die 
feitfteht) fremd war. Daraus entftchen nothwendig Schief: 
beiten, glimpflich gejagt. 

Das hier zu" bejprechende Werft) leidet nun an dem 


icharf ausfprechen muß, will ich ausdrüdlich hervorheben, daß es auch 
einen ſehr löblihen Vorzug hat: nämlich ausgebreitete Kenntniß Der 
Tuellen (zumal der nichtjuriftifchen). Man jpürt überall, daß Der 
Herr DVerfafier, befonderd auch in der nicht eigentlich hiſtoriſchen 
Literatur, den Nhetoren, Kirchenvätern u. f. m. fehr gut zu Haufe it. 


) Da ih mich Ha den Hauptfehler Diefes Wertes ziemlich 
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oben erörterten Fehler dermaßen, daß man es geradezu als 
einen Typus dafür bezeichnen darf: ganz regelmäßig werden 
Ueberlieferung, Conftruction und Hypotheſe ohne Unter: 
Iheidung derart vermwijcht vorgetragen, daß der quellen: 
unfundige Lejer gar feine Ahnung davon hat, wo Tacitus 
zu reden aufhört und wo Herr Dr. Kaufmann zu reden 
anfängt: das Gegentheil ift die jeltenfte Ausnahme. Aljo: 
wohlverjtanden, nicht, dab der Herr Verfaſſer conftruirt und 
vermuthet, tadle ich, Jondern daß er uns nicht jagt, wo er 
es hut. Seine außerordentlich bilderreiche, glatt fließende 
Sprache würde er freilich dadurch mehr nüchtern und ge: 
ftücdt haben geftalten müfjen: aber wenn die volfschümlice, 
gefällige Darftellung das zur Folge haben müßte, daß der 
Lejer modernite Einfälle für Quellentert halten fanı, dann 
müßte jede jolche Darftellung vom Strafrecht bedroht werden. 
Der Herr Verfaſſer hat mir einmal vorgehalten, ich zeichner 
von den Weſtgothenkönigen individuelle Bilder, welche nit 
in den Quellen begründet jeien — ib hatte 3. B. von 
Eurich nur gejagt: „er war ſehr fühn, jehr zäh, jehr ſchlau“ 
— eine „Schilderung“, vor der jedes der jechs Wörter 
quellenmäßig zu belegen — nun: ich brauche mich dafür 
nicht zu rächen. Die Nemejis hat den Herrn Verfaſſer in 
jeinem eigenen Buche furchtbar getroffen — freilich aud 
jeine schuldlojen Leſer. Es ift ganz’ unglaublich, was der 
Herr Verfaſſer alles harſcharf weiß, wovon die Quellen Feine 
Ahnung Haben. Und wenn er e8 doch nur jeinen Lejern 
jagen wollte, was jeine Weisheit ift und was die Einfalt 
der Quellen! Aber der Lejer muß glauben, das jtehe Alles 
gleichermaßen in den Quellen. Ein dides Buch müßte ic 
ichreiben, wollte ich Seite für Seite dies Verfahren des 
Heren Verfaſſers darlegen. Hier nur ein par Beijpiele. 
©. 44 heißt es: „Segeft hieb mit ein auf die Nömer, deren 
Freund zu jein er joeben eifrig verlichert hatte. Es hat ihm 
das nicht viel Ueberwindung gefoftet und nachträglich Feine 
Neue verurſacht.“ Woher weiß das Alles der Herr Ber: 
faſſer? Tacitus jagt nur, Annal. I, 55: Segejt ward durd 


Unfenntniß der Quellen it fein Fehler Durchaus nicht: leider weiß 
er nur fo jehr viel mehr als Die Zuellen. — Auch findet fich mande 
einzelne zutreffende, ſcharfſinnige Bemerkung — leider meiſt in einer 
Sprache, deren Vilder (nach meinem Geſchmacke) ſehr geichmadlos 
ſind. Mir ſchwebt für edel populäre Darſtellung eine ruhige, wenig 
geſchmückte, plaſtiſche Einfachheit vor. 
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den übereinftimmenden Willen (consensu) ſeines Volkes in 
den Krieg gezogen (tractus, d. h. eher: gezwungen), blieb 
aber feindlich (discors) gefinnt (d. h: der Kriegspartei; der 
private Haß gegen Armin wird erft im Folgenden erwähnt). 
— Ein andermal wird, was Drofius von Ataulf erzählt (An: 
ihluß an Rom) ganz ebenſo ſchon Alarich als politijches 
Ziel beigemefjen: das ift grund: und bodenlofe Willkür. 
Ferner: der Herr Verfaſſer vermirft meine Annahme, 
Athanarich ſei i. J. 380 Haupt der Weftgothen im DOftreiche ge— 
wejen. Darüber kann man jehr wohl verjchiedener Meinung 
jein: das fteht ihm ganz frei. Aber was thut er meiter? 
Eine Stüße für meine Meinung ift der glänzende Empfang, 
die ehrenvolle Behandlung, welde der Kaiſer Theodofius 
Athanarich in Byzanz gewährte. Der Herr Berfafler jagt 
jeinen Leſern: „Theodofius führte eine jonderbare Comödie 
mit dem alten... Athanarih auf — er behandelte ihn fo 
ehrenvoll, weil: Conftantinopel glauben jollte, daß fich wirk— 
ih der König der Gothen ergeben habe.” Nicht vie leifefte 
Andeutung giebt dem Lefer zu verftehen, daß dieſe „Comödie“ 
nur ein grund- und bodenlojer Einfall des Herrn Dr. Kauf: 
mann ift, ein Verſuch, jenes Argument zu entfräften. Herr 
Kaufmann erzählt diejen feinen Einfall ganz im jelben 
Tone wie beglaubigte Geſchichte. Das ift das Gegentheil 
der Pflicht des Geſchichtſchreibers: das ift nicht Geſchicht— 
ichreibung, das ift — ſehr gelinde ausgedrüdt — Selbft- 
täufchung und Täujchung des Leſers über die Grenzen von 
Geichichte und — von Phantafiegejpinnften. 

Ueber den Gejhmad kann man befanntlich nicht ftreiten: 
aber ich für meinen Theil hätte dem Herren Berfafjer feine 
bilderreiche Sprache gern erlaffen, hätte er im Inhalte die 
Duellenüberlieferung und feine Einfälle geſchieden: übrigens 
jollte man doch erſt mit dem Nothwendigen, d. h. mit der 
Grammatik im Reinen fein (3. B. „Italien wurde wehrlos 
plündernd durchzogen,“ ©. 295), ehe man fih den Luxus 
des Schönen erlaubt in Bildern wie ©. 285: „die unruhigen 
Barbaren hingen beftändig als drohende Wolfen an dem 
politifhen Himmel” (ich hätte fie wohl hängen jehen mögen!). 
S. 278, „die römischen Fahnen hatten wieder über ein fieg- 
reihes Schlachtfeld geweht“ (gibt es auch fiegreiche Schladht- 
fclder?); auf derjelben Seite „rührt Kaifer Theodojius die 
Werbetrommel” (wie wenn er in Wallenſtein's Lager zöge). 

Felix Dahn. Baufteine. VI. 14 
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Bon dem Nicht-Juriſten darf man nicht verlangen was 
vom Suriften. Aber wenn man einmal über deutſche Ver: 
fafjung ſchreibt, jollte man doch nicht Dinge jagen wie der 
Herr Verfaſſer. 3. B. follte man doch den Unterjchied von 
Befis und Eigenthum fennen: „es gab feinen Privatbefig 
am Ader ©. 122 (ih möchte wiffen, wie man einen Ader 
bebauen kann, ohne ihn zu befiten!): aber der Herr Ber: 
fafjer meint eben Eigenthbum, wenn er Befiß jagt, denn er 
fährt fort: „Der Ader gehörte der Gemeinde” und ©. 123: 
„auch jekt gab es noch Fein Privateigenthum am Ader“. 
©. 138 fteht „die Statsgewalt dem Volke zu, auch bei 
Stämmen mit Königen“ (das ift richtig), aber ©. 144 „it 
der König der perfönlide Träger der Stat3gemalt 
und nur in wichtigen Dingen an den Beſchluß des Volkes 
gebunden“. ©. 145 ift der König Zeile 8 Anführer im 
Kriege, aber Zeile 24 „feinem Weſen nach vorwiegend Re: 
präfentant des Friedens”, der Herzog ausſchließlich Neprä: 
jentant des Krieges (was da3 jagen will „Repräjentant des 
Krieges“ ift einem Juriſten unerfindlid). Das Stärkfte 
aber ift dob ©. 118: „die Unfreien zerfielen in Sflaven 
und — Freigelafjene!” Das ift wie wenn man jagt, bie 
Saden zerfallen in Saden und — Menfden. Der Herr 
Verfaſſer fährt fort: „.. . . die Lage der Freigelafjenen 
unterjchied fi audh nur wenig von der der Knete. Wer 
wollte fie Shügen vor der Willfür ihres Herrn?“ Antwort‘ 
das Volf, deſſen Glieder fie find, während der Unfreie nicht 
Glied des Volkes ift. 

Derjelbe Herr Berfaffer erlaubt fih ©. 358 im ber 
Kritik feiner Vorgänger von Georg Waitz zu jagen: „es 
fehlt feiner Darftellung bisweilen an klarer Anjhauung“ 
und meint von demfelben S. 357: „Aber e3 ift ſchwer, ji 
von BVorftelungen zu befreien, mit denen man aufgewadjien 
ift. Theoretiſch überwunden machen fie fih Doch immer 
wieder geltend, wo immer ein günftiges Zeugniß oder eine 
dunkle Stelle es geftattet oder dazu verführt.“ 

So Herr Dr. Kaufmann über Georg Wait. — — 

Das Bud ift Rudolf Sohm gewidmet und der Anhang 
gibt eine Weberficht der Vorgänger „von Möfer bis auf 
Roth und Sohm“. Paul von Roth hat in feinem „Bene: 
ficialwejen“, und Bielem, was damit zufammenhängt, einen 
bedeutenden Fortichritt über Georg Waitz hinaus gemadt: 
das find Einzelheiten: wo es ſich im umfaſſendſten Sinne 
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um „die Auffaflungen der älteren deutſchen Geſchichte“ — 
jo die Meberfchrift de8 Anhanges — handelt, wird fih Paul 
von Roth, der nie eine Gejammtdarftellung unternommen 
bat, jelbft gewiß nicht neben den Urheber der vielbändigen 
Verfaſſungsgeſchichte fielen. Rudolf Eohm’3 verdienftvolle 
Einzelleiftungen gehören auch nicht in folche Reihe: ift doc 
jein Buch noch gar nicht vollendet: liegt es vollendet vor, 
dann erjt wird fich zeigen, wie fern es, in feftftehenden 
Ergebnifjen, über Waig hinaus führt. Bis dahin müfjen 
wir noch einen ſolchen Weberblid bejchließen mit Georg 
Waig und einftweilen möge Gott den hochverehrten Eollegen 
zu Straßburg vor übereifrigen Freunden ſchützen: die deutjche 
Urgeſchichte aber vor der chronifhen Vermengung von 
Duellentert und mehr oder weniger geiftreichen Einfällen. 
Geht das jo fort, fo werden alle geficherten Ergebnifje me: 
thodifcher Forſchung verwirrt durch zügellofe Willfür. 

Friedrichshafen und Königsberg, Auguft und No: 
vember 1880. 


ll. 


Bor mehr als einem Menjchenalter — im Jahre 1844 
— erſchien das geiftreihe Buh Heinrih’3 von Sybel: 
„Entftehung des deutſchen Königthums“ in erfter Auflage: 
heute, nach fiebenunddreißig Jahren, bringt uns der Herr 
Berfaffer eine zweite, völlig umgearbeitete Ausgabe. (Frank: 
furt am Main. Literarifhe Anftalt: Rütten und Löning 
1881.) Sie ift Georg Waitz zugeeignet in einem ebel 
und liebenswürdig gehaltenen Vorwort: „Mancher Lejer 
diejer Blätter mag fih wundern, lieber Freund, — jagt der 
Herr Berfaffer, — daß ih Ihnen ein Buch widme, deſſen 
Anhalt großentheils eine fortlaufende Polemik gegen Ihre 
Darftellung des altgermanifchen States bildet. Daß Sie 
ein folches Gefühl nicht haben, weiß ih. Denn gerade der 
icharfe Streit, der fich zwiſchen ung als jungen Autoren 
über die erfte Auflage unferer Bücher entijpann, hat unjere 
Freundſchaft geihaffen und für eine bald vierzigjährige 
Dauer befeftigt, und jo hoffe ich, wird die Wiederaufnahme 
defjelben fie für den Reſt unferer alten Tage vollends be— 
figeln ... Wie bei Ihnen find die leitenden Grundgedanken 
diefelben wie früher: aber auch wie Sie in einigen Differenz: 
punkten meiner Auffaffung ſich angenähert haben, werden 
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Sie finden, daß ich in mehreren Abjchnitten Yhrer Beweis: 
führung nicht unzugänglich gemwejen bin und inmitten aller 
Polemik Ihnen für vielfache Belehrung von Herzen zu danken 
habe. So lafjen Sie uns fortfahren über unjere Argumente 
zu ftreiten und in Gefinnung und Wirken treu wie bisher 
zufammen zu halten.” Ein ſchönes Zeugniß für die Ob: 
jectivität deutjcher Forſchung, für die unparteilihe Willen: 
Ihaft und gegenfeitige Anerkennung jcharfer Gegner, denen 
der Streit der Bater der Freundihaft wurde! Auch an 
mich jchreibt der Herr Berfafler (am 1. Nov. 1882): „Sn 
welchem Sinne ich über altgermanijche Hypothejen disputire, 
zeigt die Widmung meines Buches an Waitz. Nicht anders 
wünſche ich gegen meine übrigen Herren Gegner mic zu 
ftelen.” Da ih nun auch die Ehre habe, in der Reihe 
diejer Gegner zu ftehen und zwar jo weit vorn, daß ich mid 
vielleicht der häufigiten und jchärfjt gezielten Sperwürfe des 
Herrn Verfaſſers berühmen darf, will ich mich bemühen, bei 
aller Schneidigfeit der Abwehr, höfiſche Ritterlichkeit nie zu 
verlegen. 

Der Streit zwiſchen Wait und von Sybel hatte vor 
Allem betroffen die Frage, jeit wann jeßhafter Aderbau mit 
Sondereigen der Einzelnen, aljo Gemeindegenofjenichaft, die 
Grundlage der germaniſchen Berfaffung gebildet habe: während 
Waitz dies ſchon zur Zeit Caefars (50 v. Ehr.) beginnen 
und vor Tacitus (100 nad Ehriftus) vollendet fein lieh, 
behauptete von Sybel eine viel längere Dauer des „Ge: 
Ichlechterftat3”, d. h. der vor und ohne jehhaften Aderbau, 
ohne Sondereigen an Grundftüden und ohne Gemeinde, nur 
durch den Sippeverband begründeten öffentlichen Pflichten 
und Rechte. Wir werden finden, daß int Berlauf ihrer 
Auseinanderjegungen die alten Gegner fich einander allmälig 
etwas genähert haben; doch ift zu conftatiren, daß gerade in 
diefen Dingen die Aufihten von Sybel's mehr Terrain 
behauptet haben als anderwärts: zumal die gejchichtliche 
Schule in der Volkswirthſchaft (Roſcher, von Inama— 
Sternegg) haben fich gegen zu frühe Anfegung von Sonder: 
eigen an Liegenjchaften ausgejprochen und die ftarfen Nach— 
wirfungen des urjprünglichen „Geſchlechterſtats“ find in 
neuerer Zeit von vielen Seiten anerkannt worden; ich habe 
versucht, in den Abhandlungen „Zur Geſchichte des Stats— 
begriff bei den Germanen” und „Fehdegang und 
Nehtsgang der Germanen“ (Baufteine I. und II. Berlin 


213 


1880) die Entwidlung des Gefchlechterftat® und den all- 
mäligen Uebergang in den Gemeinde-Gau-Völkerſchafts- und 
Volks-Stat darzulegen. 

Der zwiſchen von Sybel und mir (Die Könige der 
Germanen I. Münden 1861 — VI. Würzburg 1871) be- 
ftrittene Punkt war die römische oder nationale Wurzel des 
germanischen Königthums: in herausfordernd ſcharf zuge: 
ſpitzten Sätzen hatte von Sybel gegen die hergebrachte, zu: 
legt von Waitz vertretene Anficht, daß das Königthum eine 
uralte germanifche Inſtitution fei, ſich ausgeſprochen: „ledig— 
lich dadurch, daß barbariſche Söldnerführer den Dienſtvertrag 
mit dem Imperator abgeſchloſſen und hiermit kaiſerliche 
Officiere der ihnen folgenden Haufen geworden, dadurch ſeien 
fie ‚Könige‘ dieſer Scharen geworden.” Gegen ſolche ungeheuer— 
lihe Aufftelungen hatte ich die alte Anficht vertreten, — aber 
allerdings mit zwei wejentlihen, neuen Modiftcationen: das 
Königthum ift mir eine altgermanifche Inftitution, unvor: 
denflichen Urfprungs, aus Afien mitgebracht, lange au in 
Europa in Beftand, bevor ein Germane einen Dienftvertrag 
mit Rom jchließen fonnte: aber das alte nationale König 
thum wurde nach meiner Anficht jehr erheblich umgeftaltet 
in der Zeit von Tacitus big zur Gründung der germanijchen 
Reihe der Bölterwanderung auf römishem Boden: zum 
Theil ohne, zum Theil durch römische Einflüfe: ohne 
römiſche Einflüffe erfolgte dag Zuſammenwachſen der ur— 
iprünglichen kleinern Verbände der Gaue zu der Einhei* 
der Völkerſchaft (3. B. Bataver), Ipäter mehrerer Völker: 
ihaften in Völkergruppen (3. B. Franken), wobei oft die 
Bölkergruppen in Mittelgruppen ſich gliederten (große und 
Heine Frifen, Salifdhe und Uferfranfen, Alamannen, Schwaben, 
Juthungen), bis endlih ein Reichskönigthum mehrere 
Bölfergruppen umjchließen fonnte: jo war urſprünglich die 
Völkerſchaft (eivitas) der Cherugfer in mehrere Gaue (pagi) 
mit je einem Gaufönig gegliedert, unter melden nur ein 
völferrechtliches Band beftand: kleine Statenbündniffe ſelbſt— 
ftändiger Gauftaten: der Verſuch Armin's, fih zum einheit- 
lihen König aller Gaue der Völkerſchaft der Cherusker zu 
machen, fcheiterte an dem noch allzu ftarfen centrifrugalen 
a en des Volkes, zumal an der Eiferfucdht der 
übrigen cheruskiſchen Gaufönige, welche durchaus feine Luft 
hatten, fih von Einem aus ihrer Mitte „mebiatifiren” zu 
laffen. Der Erretter Germaniens fiel durch Meuchelmord. 
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Aber bald nach jeinem Untergang hatte der Fluch der bis- 
berigen Zerriffenheit das Volf belehrt, wie jo ganz der große 
Mann das einzig rettende Mittel erfannt hatte: die Cherusfer 
gaben fih nun einen Völkerſchaftsskönig, indem fie den 
Neffen Armin’3 fih zum König aller Gaue wählten: freilich 
vermochte auch diejer ſich noch nicht recht zu behaupten. In 
dem nächſten Jahrhundert bilden fih nun die Völkerſchafts— 
gruppen der Alamannen u. ſ. w., welche zu Anfang des 
II. Jahrhunderts (a. 213) bereit3 den Römern befannt 
werden: natürlich hatten fie ſchon länger beftanden: Diele 
Gruppen waren Anfangs aub nicht Bundesjtaten (ge: 
ſchweige Einheitsftaten), waren Statenbündniffe, beftehend 
aus einer Vielzahl von benadhbarten Völkerſchaften, deren 
jede ihren Völkerſchaftskönig hat, ja auch noch Gaufönige, 
die feinem Völkerſchaftskönig unterworfen waren (bei den 
Frijen und Sachſen vollzieht fich dafjelbe ohne Könige: 
die alten Gaue bleiben hier erhalten, und an ihrer Spitze 
die geforenen Gaugrafen). Ende des IV. Jahrhunderts ftehen 
bei Alamannen, (ebenjo bei Franken, Duaden und andern) 
mehrere Könige (reges) und KleinKönige (reguli) neben 
einander, jo unterfchieden nach Volfszahl und Gebietsumfang: 
alſo wohl Könige von Völkerſchaften und von Gauen: über 
zehn find gleichzeitig wahrnehmbar: hundert Fahre ſpäter 
fteht nur Ein Volkskönig der Alamannen dem Einen Volks— 
fönig der Franken gegenüber: jenem Chlodoveh, dem wir 
bei der Arbeit zufehen fönnen, wie er alle die andern Völker— 
ichafts: und Gau-Könige der jalifhen und der ripuarijcen 
Mittelgruppe bejeitigt und fich zum alleinigen König, eben 
zum Volkskönig aller Franken macht: nicht viel anders 
wird es bei den Mlamannen und Marfomannen hergegangen 
jein: bei diefen, die nun „Baiern“ heißen, wird das Volks— 
haupt nicht mehr König, nur Herzog (dux) genannt, weil 
der Stamm bereits von den Franken unterworfen ijt, als er 
unter jeinem neuen Namen auftaudt: dem Herzog ftehen 
fünf Adelsgejchlechter jo nahe, daß man fie für mediatifirte 
urſprünglich gaufönigliche zu halten verjucht wird. 

Die treibenden Urſachen diefer Veränderungen waren 
die Annäherungen der urjprünglich dur Dedland und Grenz: 
wald getrennten Völker und Gaue vermöge der Ausbreitung 
der wachjenden Menjchenzahl: und diefe Zunahme der Be: 
völferung wurde bewirkt durch Mehrung und Sicherung der 
Nahrung jeit dem Uebergang zu ſeßhaftem Aderbau, welder 
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nothwendig wurde, da die Einwanderer über Rhein und 
Donau zu dringen durch die römische Weltmacht noch Jahr: 
hunderte lang verhindert wurden, der Rüdweg nah Oſten 
aber den Weftgermanen durb die Dftgermanen (Gothen), 
diejen durch die Slaven verfperrt war, während nach Norden, 
nah Skandinavien, doch nur ein kleiner Theil ausbiegen 
fonnte. (Ueber dieje ganze Entwidlung im Zufammenhang 
fiehe Dahn, Urgefchichte der germaniſchen und romaniſchen 
Völker I. Berlin 1880/81 und von Wietersheim: Dahn 
Gejchichte der Völkerwanderung, I. Leipzig 1881, II. 1882. 
Dahn deutihe Geſchichte I. Gotha 1883.) 

Außer dieſer quantitativen Veränderung des alt: 
germaniichen Königthums trat nun aber während und nach 
der Wanderung auch eine qualitative ein: nicht nur das 
Gebiet und die Volksmaſſe waren größer geworden, über 
welche die Könige herrſchten: auch die Intenfität ihrer 
Gewalt ward jehr bedeutend verftärft: fie übten ihre bis- 
herigen Rechte willfürlicher, befreit von den alten Schranken 
der Volksverſammlung und in viel jehärferer, zwingenderer 
Gewalt; fie gewannen ferner eine Fülle neuer Rechte hinzu, 
die, in den deutjchen Urwäldern unbefannt, unmöglich, 
(z. B. Bolizei-, Finanz, Kirchen Hoheit) den römijcen . 
Kaijern über Römer und PBrovincialen zuftanden und nun 
in den auf römiſchem Boden gegründeten Reichen der Ger: 
manen auf die Könige übergingen: urjprünglich freilich er— 
ftredten ſich dieſe römiſchen Herrichaftsrechte nur auf Die 
römischen Unterthanen, nicht auf die germaniſchen Volks— 
genofjen diejer Könige: aber es konnte gar nicht ausbleiben, 
daß diefe Fürften jene römiſchen Befugnifje, 3. B. die Be— 
fteuerung, auch auf ihre Germanen auszudehnen trachteten: 
keineswegs blos aus Herrſchſucht und Willfür, fondern weil 
die ihnen aufgegangene großartige römijche Statsidee fie 
dazu fortriß und die Einheit und Wohlfahrt ihrer jungen 
Reiche, die anzuftrebende Gemeinschaft aller Verhältniſſe 
beider Nationalitäten, es erforderten. Ueberall — auf 
. tömishem Boden — haben die Könige diefes wohl begründete 
Streben durchgeſetzt, allerdings nicht ohne lebhaften Wider: 
ftand der Germanen, zumal des alten Volksadels. Durch 
diefe Romanifirung wurden aber endlich den Fürften nicht 
blos einzelne neue Rechte beigelegt —: der Geſammtcharakter 
des Königthums wurde umgeftaltet: der Erwerb der Krone 
(durch designatio successoris 3. B.), das Auftreten des 
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Herrſchers, feine Attribute, fein Hofhalt, feine Umgebung, 
feine Beamten in Balaft und Reich, die Form jeiner Erlafie 
(da8 Urfundenweien) u. j. w. Was nun den Urjprung 
diefer gefammten Veränderungen der königlichen Gewalt be— 
trifft, jo war die Erftarfung der altgermaniihen Rechte, 
zumal des Herbannes, auch des Gerichtsbannes, bejonders 
aber die Repräfentationshoheit (Entjcheidung über Krieg, 
Friede, Bündniß) eine nothwendige Folge der Wanderungen, 
der unaufhörlihen Kämpfe mit Rom oder mit andern Ger: 
manen, melde einheitliche ftraffere Leitung erheifchten: Hier 
lag römijcher Einfluß nicht zu Grunde. Dagegen gejcab 
jelbftverftändlih die Aufnahme neuer römiſcher Einzelvechte 
in die Macht des Königthums und die Umgeftaltung feines 
Geſammtcharakters in abfolutifhem Sinne dadurd, daß diefe 
Fürften als Nachfolger der Kaijer kaiſerliche Rechte zunächit 
über ihre römifchen, fpäter auch über ihre germaniſchen 
Unterthanen übten: dieje legte Umgeftaltung des Königthums 
it aljo allerdings auf römiſchen Einfluß zurüdzuführen, 
nieht aber, wie von Sybel annimmt, die Entftehung des 
Königthums jelbft. 

An anderen Drten werde ich mich mit dem Herrn Ber: 
faffer über die alten und neuen Gründe feiner Auffafjung 
auseinander zu jegen haben: einftweilen hat er mit jeltener Ur: 
banität in feine eigene, „die hiftorifche”, Zeitichrift (1883) eine 
furze Entgegnung aufgenommen: das gelehrte Detail diejes 
Streites gehört nicht hierher. Ich darf hier aber mit voller 
Dbjectivität verfichern, daß die Anficht des Herrn Verfaſſers 
über die Entftehung des Königthums aufgehört hatte, die 
berrichende zu fein, jeitdem die erften Bände meines Werkes 
erihienen find: übrigens bewirkten das nicht dieje allein: 
auch das treffliche Büchlein des zu früh verftorbenen Ru: 
dolf Köpfe „deutiche Forſchungen“ trat Herrn von Sybel 
entgegen: (dafjelbe ift allerdings Furz vor dem erften Band 
meiner „Könige“ erjchienen, aber nach meiner ausführ: 
lichen Kritik des I. Bandes der Gefchichte der Völker— 
mwanderung von Eduard von MWietersheim [in den 
Mittheilungen der Münchener Akademie der Wiflenfchaften], 
wo ich alle wejentlihen Grundlagen bereit3 gelegt), ſowie 
(1869) jpäter die folgenden Theile von Waitz' Verfaflungs: 
geibichte und die neueren Auflagen der erften beiden Bände 
diefes Werkes. Zumal die Juriſten, die Rechtshiftoriker, 
aber aud die Hiftorifer 3. B. Nojenftein (in dem jehr bes 
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achtenswerthen Auffag „über das altgermaniſche Königthum“ 
in der Zeitfchrift für Völkerpſychologie und Sprachwiſſenſchaft, 
VII. 1870), faft fonder Ausnahme, ferner die Mehrzahl der 
franzöſiſchen, italieniſchen, ſpaniſchen Schriftfteller (letztere für 
Langobarden, Oſt- und Weſt-Gothen) haben meine Auf— 
ſtellungen angenommen, was die zwiſchen Herrn von Sybel 
und mir ſchwebenden Hauptfragen betrifft: weniger Zu— 
ſtimmung bat bisher meine Entwicklung des Völkerſchafts— 
fönigtHums aus der Zufammenfafjung der Gaufönige ge: 
funden. Ob die neuen Gründe, welcde der Herr Verfaſſer 
für feine alten Anfichten (jofern er fie nicht modificirt hat) 
und gegen meine Darftellung in feinem umgearbeiteren Werke 
vorführt, den Streit zu jeinen Gunften entjchieden werden, 
wollen wir getroft abwarten. Einftweilen glaub’ ich es nicht. 

Ich kann mich daher, völligunbejorgt um den Ausgang, dem 
feinen Genuß hingeben, welden das neue Buch jedem wiſſen— 
Ihaftlichen Lejer gewähren muß. Denn es iſt eine wahre 
Freude, den Herren Verfaffer an der Arbeit zu ſehen; Ddieje 
Freude an feinem Berfahren wird dadurd gar nicht be— 
einträchtigt, daß man wider das Ergebniß oft Einjprade er: 
heben muß, ja daß die unglaubliche, man möchte jagen, 
fabelhafte Gewandtheit der Manipulation einem auch nicht 
völlig Uneingeweihten zuweilen ein Lächeln des Erftauneng, 
jelbft der Verblüffung abnöthigt. Es ift wirflih manchmal 
bezaubernd, mit welder Grazie und Gejchwindigkfeit zugleich 
der Herr Berfaffer Erwägungen oder aud gar unliebjame 
QDuellenftellen hinweg zu interpretiven oder zu entfräften 
verfteht, daß Einen dir Augen übergehen, wie er Das 
ihm Günftige zu gruppiren, gewinnend in den Vordergrund 
zu rüden, das MWiderftreitende abzuſchwächen, ja mit 
feiner Ironie lächerlich zu machen verfteht. Seine Meifter: 
Ihaft der Dialektik ift geradezu blendend; wohlverftanden: 
wir wollen nicht jagen‘ Sophiftif. Denn wenn die Be: 
bendigfeit der Manipulation, das fouveräne Spiel mit Gründen 
und Gegengründen manchmal den wohlberechtigten Zweifel er: 
wecken möchte, ob diefer Beherrfcher der Debatte ſelbſt immer 
von der Triftigkeit feiner oft allzu geiftreichen Argumente über: 
zeugt fein fann —: bald erkennen wir doch, was die jpielende 
Leichtigkeit der Diskuffion adelnd von bewußter Sophiftif 
unterſcheidet. Es ift eben jene elegante Ironie, die den 
Verfafjer vor allen gleichzeitigen deutſchen Hiftorifern aus: 
jeihnet, an die großen Engländer uud Franzofen des vorigen 
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Sahrhundert® gemahnend. Vor Jahren antwortete Herr 
von Sybel auf meine Frage, ob er nicht wieder einmal 
unſern alten Streit aufgreifen wolle, mit angenehmen 
Lächeln: „Nein! Aus fo wenig Holz zu jehnigen, ift un: 
danfbare Mühe.” Und in jenem jehr liebenswürdigen Brief 
an mid vom 1. November v. J. jagt er ja: „in welcher Ge: 
finnung ich über altgermanifche Hypothejen disputire, zeigt 
die Widmung meines Buches an Wait. Nicht anders wünſche 
ih zu meinen übrigen Herren Gegnern mich zu ſtellen.“ 
„Altgermanifche Hypothejen!“ Das iſt's! Der Herr Ver— 
fafier behandelt alle hier auftauchenden Fragen als jolde, 
welche nad dem Stand unferer, Quellen nur hypothetiſche 
Beantwortung zulafien. 

Wer darf ihn darum jchelten? In einem gemilien 
Sinne hat er Recht: namentlich vergleihungsweile. Der 
Herr Berfaffer mißt jenes „wenige Holz“ altgermanifcer 
Fragmente mit den Wäldern von Urkunden, welde ihm für 
jeine Arbeiten in der Zeit der franzöfifhen Revolution, mit 
den immerhin ftattlichen Stößen, welche ihm für jeine Kreuz: 
fahrer-Studien zur Verfügung ftanden: da befchleicht ihn 
ein Gefühl jouverainer Geringſchätzung der „squabbles“ 
über altgermanifche Dinge, über die aus Fleinen und Eleinften 
Splittern das Urtheil zufammengeftüdelt werden muß: ja in 
vielen und wichtigen Fragen wird nur die bis auf einen 
gewiffen Grad von der Yndividualität abhängige Gejammt- 
anjchauung das Ergebniß beftimmen müfjen, weil es an 
pofitiven Belägen ganz gebricht. 

So wiegt fih denn der Herr Verfaſſer in behaglich 
ſchmunzelnder Ironie, in einer vornehmen und Fühlen Skepfis 
gegenüber jeinen Widerfachern und ihrer feinen Wit heraus: 
fordernden pathetijchen, dogmatifchen, oft etwas jchwerfälligen 
Unfehlbarfeit. 

Bon legterem Dünfel weiß ich mich frei: nnd daher 
fann ich mit Vergnügen bes eleganten Spieles genießen, mit 
welchem dieſer virtuoje Schadhjpieler feine behenden Springer 
hierhin und dorthin hüpfen läßt, mitten in bie ſchweren 
Schlachthaufen feiner Gegner hinein. Iſt man nicht unfehl— 
bar — ein flein wenig find wir e8 Alle — wird man den 
Humor jelbit als Genuß mit empfinden, mit dem man be 
handelt wird, und ich habe über den Sag: „er, Dahn, fennt 
— Athanarich beſſer,“ vielleicht herzlicher gelacht als 
Andere. 
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Allein, allen Scherz in Ehren, müffen wir doch jagen, 
einerjeits, daß nicht alle germanischen Dinge gleich zweifelig 
find, andrerſeits, daß es nicht gerecht von dem Herrn Ber: 
faſſer gehandelt ift, gelegentlich feinen Gegnern vorzurüden, 
daß fie für einzelne Säge feine Quellenbeläge anführen, 
jondern lediglich ihre Gejfammtauffaffung: als ob das der 
Herr Berfaffer nicht ganz ebenſo thäte und thun müßte, wie 
andere Leute, wo und weil die Quellen fehlen: und er thut 
es wahrlich oft in Gonftructionen, deren Eleganz die Kühn: 
heit zwar verſchönt, aber nicht gediegener macht. 

. Das Bud ift von 267 auf 497 Seiten vermehrt: die 
jeit 1844, wie ber Herr Berfafjer im Vorwort jagt, „fat 
unüberjehbar gewordene Literatur” vielfach berüdfichtigt — 
aber leider, leider! nicht fo vollftändig und namentlich nicht den 
verjchiedenen Autoren und Richtungen gegenüber fo gleichmäßig 
al3 zu wünſchen gewejen wäre. Ganz neu find eingefügt die 
Abſchnitte: „Wechſel der Feldfluren und Aecker,“ „Früheſte 
Verhältniſſe,“ „Erſte Fortbildung,” „Fürſtliche Geſchlechter,“ 
„Oſtgothen,“ „Langobarden,“ „Allgemeine Anſicht des König— 
thums,“ „Sondereigen, Grundherrſchaften.“ Wir nehmen 
hier von dem Buch, mit dem wir uns anderwärts in 
allem Detail ſcharf auseinanderzuſetzen haben werden, Abſchied 
mit der Anerkennung, daß es zu dem Eleganteſten und Geiſt— 
reichſten zählt, was die deutſche Geſchichtsſchreibung auf⸗ 
zuweiſen hat: wenn wir allmälig dahin gelangen, daß die 
Werfe deutjcher Gelehrter nicht nur ftudirt, au mit Genuß 
gelejen werden können, jo ift das ſolchen Darftellungen zu 
danken, welche im ebelften Sinne de3 Wortes volfsthümlich, 
aber vornehm und fein gefchrieben find, jehr weit entfernt 
von jener jchwülftigen, bilderreichen Manier, die „poetijch” 
wirfen will, aber nur verrüdt gewordene Profa if. | 

Herrn von Sybel's Grundauffaffung ift aber freilich 
grundfalſch: fie fcheitert, abgejehen von allem Andern, ſchon 
an Tacitus, der a. 99. n. Chr. bei einzelnen Bölkerjchaften 
ein germanifches Königthum im fchärfften Gegenfag zu andern 
föniglojen Völferfhaften kennt, ein Königthum, das auch 
Herr von Sybel nicht aus dem Dienftvertrag mit dem Im— 
perator ableiten fann. Man hat nur die Wahl zwifchen 
Tacitus und Herr von Sybel. — 
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II. 


Frei von dem Fehler überladnen Schwulftes in der 
Sprache ift auch die volfsthümliche Darftellung der älteren 
deutſchen Gefchichte, welche Wilhelm Arnold in Marburg 
begonnen und nad einem I. Band „Deutiche Urzeit“, jchon 
in dritter Auflage erſchienen, (Gotha, 3. A. PVerthes 1881) 
nun bis auf Karl den Großen fortgeführt hat: deutiche Ge: 
fchichte II. „fränkiſche Zeit” (1. Hälfte ebenda 1881). Be: 
reitwillig und warm habe ih — als einer der Früheften — das 
dauernde, große Verdienft anerfannt, das fich der Berfafler 
erworben hat durch feine ausgezeichnete Arbeit: „Anfide: 
lungen und Wanderungen deutſcher Stämme. Zumeift nad 
beifiihen Ortsnamen (Marburg 1875, fiehe darüber Bau: 
fteine II. Berlin 1880). Es märe dringend zu wünſchen, 
daß gleich vollftändige Sammlungen und gründliche Bear: 
beitungen des in den Ortsnamen enthaltenen Materials aub 
für andere deutiche Stammesgebiere unternommen würden: 
denn diefe Ortsnamen gewähren faft allein die Möglichkeit, 
die Veränderungen in den Sigen, in den Berfaffungs: und 
wirthſchaftlichen Berhältniffen der Weftgermanen zu verfolgen 
im IV. und V. Jahrhundert auf dem rechten Ufer des 
Rheins. In der Natur der Sache liegt es begründet, dab 
zwei Forſcher in der Geſammtauffaſſung der germaniſchen 
Urzeit viel weniger übereinftimmen können als im einer 
einzelnen Frage wie der der Gejchichte der allmälig erreichten 
Seßhaftigkeit: ich kann daher die deutſche Geſchichte des Ber: 
faffers, bei aller Anerkennung von vielem Tüchtigen, nict fo 
hoch ftellen wie die „Anfidelungen“. 

In dem eben erfchienenen II. Band finde ich zu meiner auf: 
richtigen Freude in wichtigen Dingen völlige Uebereinftimmung 
zwijchen dem Herrn Verfaſſer und meinen eigenen Ergebniffen: 
zumal in der Würdigung der Vorgänge bei den Weftgermanen 
im V. Jahrhundert. Es ift über den Kreis der Fachgenofien 
und über den von uns behandelten Gegenftand hinaus, es 
ift allgemein interefjant, zu conftatiren, wie völlig unabhängig 
von einander zwei Forjcher zu faft wörtlich übereinftimmenden 
Ereigniffen gelangen mögen — eine Warnung vor der land: 
läufigen Zurüdführung überrafhender Uebereinftimmungen 
auf Entlehnung. 

Gleichzeitig ließen wir beide über jene Entwidlungen 
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druden: Arnold, deutihe Geſchichte I. 1, ©. 25. „Wir 
erfahren von dem, was fich in diefer Uebergangzzeit (im V. 
Sahrhundert) in Deutichland ereignet hat, jo gut wie nichts 
und die gefammte Bölferbewegung bleibt zweifelhaft und 
unflar. €3 find die dunfelften Zeiten unferer Geſchichte, die 
gewiß dadurch nicht heller werden, daß man fie durch eine 
ausführliche Darftellung der außerdeutichen (oftgermanijchen) 
Berhältniffe zu verdeden ſucht. .... Als ob in Deutjchland 
in dieſer Zeit nichts vorgefallen wäre. ... . Und doc find 
auch hier große Veränderungen eingetreten.” 

Dahn, Urgeſchichte I., ©. 426. „Für die nächften 
hundert Jahre, d. 5. für die Zeit von den Kämpfen Gra— 
tians gegen die Nlamannen bis zu dem Auftreten Chlodo— 
vechs an der Spitze der Franken find die uns erhaltenen 
Nachrichten über die Weftgermanen ganz bejonders jpärlich, 
jelten, einjylbig, dunfel. Während wir von den Wanderungen 
gothiſcher Völker jehr viel vernehmen, erfahren wir von 
Alamannen, Burgundern, Franken, Sacjen jehr wenig, von 
Hermunduren (Thüringen) und Marfomannen, jowie von 
den andern ſuebiſchen Bölferichaften im Junern des Landes 
gar nichts. Das ift um jo lebhafter zu beklagen, als gerade 
in jenem Jahrhundert — dem V. — zahlreiche Bewegungen, 
Ausbreitungen der Wohnfige und Ummandlungen in den 
Berfafjungszuftänden eingetreten jein müſſen: faft nur die 
Namen der Völker werden gelegentlich römiſcher oder hunniſcher 
Kämpfe genannt.“ 

Wir fönnten noch mehrere, fajt wörtliche Ueberein— 
jftimmungen aufnehmen, 3. B. über die zwiefahe Möglichkeit, 
dag Mamannen oder Franken das mittlere Rheinland ge: 
mwannen: nur glaube ich annehmen zu müfjen, daß jehon 
beträchtlich früher, al® Arnold meint, Alamannen auf dem 
linfen Rheinufer (im Eljaß) als Bauern jeßhaft waren, da 
Julian jhon zur Zeit der Schlacht von Straßburg auf das 
von den Alamannen bier gebaute Getreide feine Truppen: 
Verpflegung baut, ganz ebenfo wie er auf chamaviſches 
Getreide bei jeinem Feldzug wider die Franken zählt, das 
ihm nur verjagt, nicht, weil es gar nicht oder nicht in aus: 
reichendem Maße vorhanden gewejen war, jondern blos des— 
halb, weil es noch nicht reif war. (Bol. Dahn, Urgejchichte 
II. ©. 278, 305.) Ih fann ferner Arnold nicht zugeben, 
da Mamannen und Franken im IV. und V. Jahr— 
hundert eine jo mejentlich entgegengejegte Stellung zu Rom 
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eingenommen hätten, daß um deßwillen alle redt3: 
rheiniſchen barbariſchen Deutſchen von den Franken (d. b. 
Franzoſen) „Allemands“ genannt worden jeien: dieſe Be: 
zeichnung gehört offenbar doch viel fpäterer Zeit an: märe 
Arnolds Meinung richtig, jo hätten die Römer des IV. 
und V. Jahrhunderts jenen Sprachgebrauch aufbringen 
müffen, woran doch gar nicht zu denken. Alamannen auf 
beiden Seiten des Ober- und Mittel: Rheines Hatten das 
Beftreben, ſtets weiter in das Innere Galliens ſich auszu— 
breiten und unternahmen Raubzüge in das noch nicht von 
ihnen gewonnene Land: ganz ebenjo thaten von Köln ab 
Ufer: und faliihe Franken: beide wurden vorübergehend 
zum Abſchluß von Föderart Verträgen mit Waffenbilfe ge: 
zwungen, beide trachteten nach Kräften, die römische Ober: 
hoheit wieder abzuwerfen, nur daß dies den Franken defto 
jpäter gelang, je tiefer fie in das Herz Galliens vordrangen. 

Eine Differenz von anderer, von geſchichtsphiloſophiſcher 
Natur befteht zwiſchen Arnold und mir darin, daß ich das 
Mirafel außer Anfchlag laſſe: „laßt unfern Herrgott aus 
dem Spaß,” jagt Valentin bei Goethe. Es ift mir gemih 
jehr fern, den individuellen religiöjfen Glauben eines Hiftorifers 
verlegen zu wollen: e8 wäre in jedem Sinne unziemend, der: 
gleichen anzugreifen. Aber ich bin der Meinung, daß dieſe 
höchſt ehrmwürdigen Gemüthsftimmungen nicht in ein Ge 
Ihicht3buch gehören und daß am allerwenigften eine mirafel: 
bafte Veranftaltung, eine Theater: Regie der Weltgeſchichte 
an Stelle des vernünftigen Zufammenhangs von Urſache und 
Wirkung gefegt werden darf. Denn, ihre Richtigkeit völlig 
angenommen, bat fie für die Wiffenfchaft nicht nur feinen 
Werth, weil fie ja unbegreiflich, fondern große Gefahr, weil 
fie das Streben nah Erfenntniß des vernunftgemäßen 
Zufammenhangs ausjchließt. Wenn der liebe Gott in der 
Schlacht von a. 496 erft einige taufend Franken von den 
beinahe fiegenden Nlamannen zufammenhauen läßt, um dann 
defto leichter Chlodovech8 Herz in der Angft durch ein Mirakel 
zur Annahme des ChriftenthHums zu beftimmen, jo braucden 
wir feine Unterfuhungen über die Motive jenes Glauben: 
wechſels anzuftellen.. Wir find alfo der vom Berfaffer ©. 96 
verpönten Anficht, daß die Geſchichte allerdings nichts ift als 
eine „Kette rein menjchlicher Gründe und Zwecke“: — für die 
Wiſſenſchaft beeilen wir uns beizufügen. Denn was die 
Theologie darüber für erbauliche Betrachtungen anftellt, hat 
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mit Wifjenichaft nicht das Allermindefte zu Schaffen. Das Wunder 
ift zwar des Glaubens liebftes Kind, aber die Wifjenihaft 
fann dafjelbe nicht al3 Wahlkind annehmen. Wenn übrigens 
der Herr Berfaffer alles Ernftes den jcheußlichen Mörder 
Chlodovech (freilih auch hierin „ein zweiter Conftantinug“) 
für ein ausermwähltes Rüftzeug des lieben Gottes hält, fo 
muß man fagen, daß dem lieben Gott in jehr bedenflicher 
Weife der Zweck die abjcheulichften Mittel geheiligt hätte. 
Eine Allmacht und Allweisheit, welche fich folder Verbrechen 
bedienen muß, um das fränfijche Reich zu gründen, ift weder 
mächtig noch weile. Ich habe im tiefften Herzen eine viel 
zu ehrfurdtsvolle Scheu vor dem Göttlichen, ald daß ich es 
durch ſolche Vorftellungen mir unter dag Niveau einer wadern 
Menihen:- Moral herabziehen möchte. Gewiß meint es der 
Herr Verfaſſer tief religiös: — aber ich finde, durch ſolche 
aus dem landläufigen Theismus nothwendig folgende Ber: 
menjhlihungen fann das unausdenfbar Erhabene des Gött: 
lien nicht gewinnen, nur verlieren. Sch conftatire das des— 
halb, weil unfere Weltanschauung ſich immer wieder die 
„Gottloſigkeit“ vorwerfen laſſen muß. Ich halte aber unfere 
Gottesidee wahrlich für großartiger, auch für heiliger, als 
die des Mirafels und der Vorftellung eines marionettenhaften 
Reiter der Weltgejchichte mittelft geduldeter Verbrechen ruch— 
lojer Mörder wie Conftantin und Chlodovech. 

Wir würden diefe Bedenken gegen die: „geichichtsphilo: 
jophijche” (2) Grundanſchauung des jehr verehrten Herrn 
Verfaſſers (Arnold) gar nicht ausgeſprochen haben, führte 
jene Auffafjung nicht auch im Einzelnen zu Dingen, die wir 
an dem jo vielfach vortrefflihen Werk beflagen müfjen. 
Bevor wir aber auf jene Fragen fommen, heben wir mit 
Vergnügen die zahlreihen Vorzüge der Arbeit hervor. 

Der Herr Berfaffer ftimmt mit mir zu gutem Theil 
überein in der Auffaffung der Bewegungen der Germanen 
gegen das römische Reich als nothgedrungener Beftrebungen, 
Zand zu gewinnen. Gewiß hätte (ich muß das wiederholt 
hervorheben) das damals von den Germanen beſeſſene Gebiet 
von Rhein und Donau und Nord: und Dft-See bis an das 
ſchwarze Meer völlig zu ihrer Ernährung ausgereicht, — auf 
demjelben Raum leben dermalen ganz unvergleichlih mehr 
Menſchen — hätten fie zu Rodungen der Wälder, zur Aus— 
trodnung der Sümpfe, zur Urbarmadung der Heiden, dann 
zu mehr rationellem, intenfivem, mühevollem Aderbau Fähig- 
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feit und Neigung gehabt. — Aber beide fehlten: nicht blos 
die Luft, vielfah auch für den beflern Landbau das Ber: 
ftändniß; der fampffreudige Sinn, der verjehmähte durch 
Schweiß zu verdienen, was durch Blut gewonnen werden 
fonnte, (Tacitus) wirkte gewiß dabei mit. Aber mehr als 
Arnold erblide ih in der Noth, weniger als Arnold 2. 
B. ©. 9. in jener Kampfluft das treibende Motiv: denn die 
Kampfbegier mochte die Krieger, die Zünglinge und Männer 
zu fühner Raubfahrt treiben: aber die ganzen Völker mit 
Weibern, Kindern, Greifen, Unfreien, Knechten und Mägden, 
mit Wagentroß und Heerden, welche wir immer wieder von 
der früheften uns bezeugten Wanderung, der der Kimbrer 
und Teutonen, bis zu der legten, der der Langobarden, über 
ſechs Jahrhunderte hindurch antreffen, welche viel lieber durch 
friedlihen Vertrag Land von Rom erbitten als durch die 
Waffen erzwingen wollen, — die großartigen Erſcheinungen, 
welche recht eigentlich die „Völkerwanderung“ und Völferaus- 
breitung ausmachen, find mit nichten auf übermüthige Luft 
an friegerifchen Abenteuern, find nur auf die bitter drängende 
Noth zurückzuführen. Viele der uns überlieferten Einfälle 
über die römische Grenze haben allerdings gar feinen andern 
Charafter al3 die „raids“, welche die keltiſchen Hochländer 
in Schottland noch im achtzehnten Sahrhundert von den 
Bergen herab in die GSidelungen der Thäler vornahmen: 
NRaubfahrten der fampfluftigen und armen Barbaren in das 
reihe Gulturland der Römer. Indeſſen auch diefe „Raub: 
fahrten” hatten jehr oft den Charakter gewaltjamer Recognos— 
cirungen: unter dem Heeren und Plündern prüften die Fed 
Eingedrungenen wie eine Avantgarde die Vertheidigungsitärke 
der römijchen Grenzlande und günftigen Falls folgte bald ein 
Einwanderungsverfuh ganzer Gaue mit Weib und Kind in 
der Abficht dauernder Feſtſetzung im Fremdland (Ali-sat: 
daher Elſaß). Ja manchmal gaben die Raubfahrer jelbit, 
gleichviel, ob fie zu Schiff oder zu Lande gewandert waren, 
die Rückkehr auf, fetten ſich mit Gewalt oder meift durch 
Vertrag als Söldner,‘) Grenzer, Goloniften feft auf römischen 


) Und fo als einquartirte Hilfstruppen nad dem foedus mit 
hospitalitas. Aber den alten Irxthum, daß dabei um Das einzelne 
Landſtück nad) altgermanifcher Sitte geloft wurde, hätte S. 35 nicht 
wiederholen follen: nur Einmal ward gefchichtlich nachweisbar Damals 

eloft. Aber nicht unter Einzelnen und nicht um Yandgüter, 
ondern unter vier Völkerſchaften (Nsdingen, Silingen, Sueben 


225 


Boden wie 3. B. jpäter die Sachſen in England, auch bie 
Bilfinger thaten. Kurz: es ift nit immer, wenn aud oft, 
leiht einen Plünderungszug von einer wenigftens eventuell 
beabfichtigten Einwanderung zu unterfcheiden. Dies gilt 
zumal von den Einfällen der Gothen zu Land und zur See 
in Europa und Afien im dritten Jahrhundert: während Die 
Bewegungen der fpäteren deutſchen Stämme, abgejehen 
von vereinzelten Fahrten der Sees und Landräuber, meiftens 
auf dauernden Landerwerb, auf Ausbreitung, nicht auf 
„Wanderung“ gerichtet find. Denn fie wandern nur, fofern 
fie müffen: fie geben die von Nachdrängenden bedrohten oder 
eingenommenen Sige nur ungern, nur theilweije auf, durchaus 
nicht immer ihr ganzes bisheriges Gebiet räumend, nur 3. B. 
die öftlichen oder nördlichften Gaue, die weftlicheren oder jüd- 
lichften behauptend und fich weiter nah Weft und Süd über 
Nahbars-Gebiet ausbreitend. Gerade über diefe Wanderungen 
der Heffen, Mamannen, Franken hat der Herr Verfafler, wie 
ſchon in vem älteren Werk jo in diefem S. 41 — 76, ganz Bor: 
zügliches, dauernd Gefichertes beigebracht,“ aber nach feiner 
eigenen Darftellung (vor Allem der Heſſen, die „gewandert” 
jo gut wie gar nicht find,) müßte er mehr von Ausbreitung 
und Umzug als von „Wanderung“ diefer Stämme ſprechen: 
denn fie gaben die alte Heimat einerjeit® meift nur zum 
Theil durch Golonifation und anderntheil® nur durch Ber: 
drängniß auf.) 

Die Einwanderung von Angeln,nah Thüringen barf 
man nicht (S. 64) auf Ortsnamen wie Engel: oder Angil 
fügen: denn das Wort bedeutet einfah „Winkel“, „Angel“ 
und hat felbft wol den Angeln in Holftein den Namen ge: 


und Alanen) um die in Spanien unter fie zu vertheilenden „Pro: 
vinzen“ (Landichafte n). 
Sors hieß in 1 Satein ine ‚Beit rn mie pars, ** jede 
Beziehung, auf ji ee önige I. ©. 144. VI. &5 
) Seine auf Dissen — —— genügt Tidein, 
abgeſehen von sieh Gründen, welche ich alöbald in dem unter der 
Brefie befindlichen zweiten Band der Deutfchen Gefchichte (Gotha 1884) 
erörtern werde, Die Hypotheſe Schröders, (Val. zulest die Franken 
und ihr Recht,) von der Identität der Chatten und der falifchen 
EN ensautcliehen. 
Baiern —— * Czechen aus Böhmen verdrängt 
— a 63, iſt nicht rich richtig. Die Einwanderung, der Baiern ge 
——— wol Icon er Ende — * nicht erſt zu Anfang des ſechſten 
den Böhmerwald, ſondern Donauauf- 
— wie gas fe h — 


delix Dahn. Bauſieine. VI, 15 
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geben. Unter den Baiern gothiſche Beftandtheile (S. 675) 
anzunehmen, follte man doch endlich aufgeben, nachdem die Ge— 
ſchichte nicht dazu veranlaßt (es Fönnte fich nur um zerfprengte 
Haufen von Rugiern und Skiren handeln) und Sprade und 
Sage gar nichts Gothiſches aufweiſen. (Leider hält aud 
Maik in der dritten Auflage des erften Bandes noch an 
jener Annahme feft.) Feſtſetzung von Mamannen im Elfaf 
und von Franken in Torandria ift nicht erft im fünften, ift 
Ihon im vierten Jahrhundert anzunehmen. (Oben ©. 221). 
Sehr erfreut hat mi ©. 78, daß der Herr Verfaſſer bei den 
Franken wenigfteng meine „Gaufönige” — Begriff und 
Namen — acceptirt: was bei Franken zweifellos, ift es bei 
Alamannen nicht minder, ebenfo bei Duaden, bei den meiften 
Gothen, faft ebenjo bei Marfomannen, und andern Sueben 
3. B. den ſpaniſchen: jo daß man wol bei allen Germanen, 
die überhaupt Könige hatten, die gleiche zuerft von mir auf: 
geftellte Entwidelung wird annehmen dürfen: denn aud bei 
Nordgermanen und Angeljachjen verhält fich die Sache, wenn 
nicht ebenfo, doch analog. (Angelſächſiſche Heptarchie, nordiſche 
Fylki-Könige, jpäter Unter- Könige, Jarle). Ob Meroveus, 
der Ahn der Merovingen, jagenhaft oder gefchichtlih, ift 
zweifelhaft: aber feinesfalls darf man legtere Annahme darauf 
ftügen ©. 89, daß der Name in den jpäteren Geſchlechts— 
reihen des Haufes wiederfehrt: denn es verfteht fi, dab 
man den Namen des Ahnherrn gern wiederholte, auch wenn 
nur die mittlerweile allgemein verbreitete und anerkannte 
Sage Meroveus als folchen bezeichnet hatte. Auch bezüg: 
lih der Gründe, welche gerade die Franken und nicht z. 2. 
die Oſt- oder Weft-Gothen zur Herrſchaft über die andern 
deutſchen Stämme führten, ftimmt Arnold mit meinen Auf: 
ftelungen überein: einen fehr wichtigen Vorſprung gab ihnen 
die Lage ihres Stat3-Gebiet3: Gallien, welche ihnen die 
frühe Aufnahme römifcher Cultur ermöglichte und doc den 
unmittelbaren Zufammenhang mit der germanifchen Waldes: 
fraft auf dem rechten Rheinufer ficherte: alle tiefer nah Weit 
und Süd Gemwanderten: Weftgothen in Spanien, Dftgothen 
und Langobarden in Stalien, vollends Bandalen in Afrika 
waren für das germanijche Element auf das Ausfterben ge: 
jegt: nicht Einen Mann mehr erhielten fic über die urjprüng: 
lihe Zahl hinaus, der fchnellen Romanifirung war gar feine 
Vermehrung des Germanifchen gegenüber zu ftellen. Sie er: 
langten und zwar fehr früh die Vortheile der römiſchen 
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Bildung, aber auch die Nachtheile der damaligen römijchen 
Mebercultur: Verweichlichung, ja Fäulniß ergriff fie: auch 
die Franken fonnten fihb im Süden und Weſten Galliens 
ſolcher Verderbniß nicht entziehen, und die „Neuftrier“ 
—— alsbald eine erſchreckende Miſchung der Laſter der 

ercultur mit der Roheit der Vorcultur: da waren es 
die Auſtraſier, die Oſtleute in Gallien und zumal die rechts— 
rheiniſchen Stämme, welche wiederholt die von inneren 
Schäden und äußern Gefahren auf das Schwerſte bedrohten 
Neuftrier gerettet haben durch Eingreifen ihrer rauhen, aber 
noch unverdorbenen altgermaniſchen Kraft: ein auftrafijches 
Geſchlecht war e3*), welches den dazumal in gejchlechtlichen 
Laftern und thörigen Unfitten verjunfenen merovingifchen 
Königen zuerft ftütend zu Geite trat, den unaufhörlicen 
Bruderfriegen ein Ende machte, die meifterlofen Großen 
bändigte, die vom innerlich zerriffenen Reich abgefallenen 
Stämme wieder heran zwang, durch den auftrafiihen Her: 
bann ganz befonders die furchtbare Gefahr des Islam zu: 
rüdichlug und endlich felbft den Thron des verjüngten und 
gefeitigten States befchritt: ein fie verjüngendes Auftrafien 
fehlte den Süd- und Weſt-Nachbarn der Franken. Anderer: 
jeit3 waren dieſe den rechtsrheinifchen Barbaren nicht nur 
dadurch fiberlegen, daß fie die römische Eultur nun im eigenen 
Lande hatten, — es waren auch wichtige Beftandtheile bei den 
fränkiſchen Mittelgruppen Schon Jahrhunderte lang jelbft in 
römiſchem Dienft geſchult, von römischer Civilifation berührt: 
die Bataver und Kannenefaten als ein Hauptbeftand- 
theil der fjalifhen, die Ubier ala Theil der Uferfranfen. 
Dies erklärt — neben andern Gründen — eine gewiſſe 
Ueberlegenheit ber Franfen in militärischen und politifchen 
Dingen, 3. B. au in ſehr geſchickten Colonifationen, ver: 
glihen mit den rechtörheinifhen Stämmen: aber freilich auch 
die Sprichtwörtlich gewordene Faljchheit, Wort- oder Eid: 
brüchigfeit, Arglift in öffentlichen und privaten Dingen, die 
vor feinem Mittel des Verraths und der blutigen Gewalt 
zurüdichredende Ruchlofigfeit, welche befonders die neuftrifchen 
Franken, die Salier, und — aud hierin typifch für ihren 
Stamm, — die Sippe der Merovingen furchtbar auszeichnet. 


9 In (roten Gegenſatz zu der altgermanifchen Sitte fpäter Ehe 

finden mir bei den Merovingern vierzehnjährige Jungen ganz regel: 

mäßig verheirathet und fünfzehnzährige als eheliche und aufßereheliche 
äter. 
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So fann ich Arnold nicht zugeben, daß diefe Züge von 
Arglift und Gewalt in Chlodovech und den Seinen auf Ein: 
fluß der Römer feiner Zeit zurüdzuführen fei: ſofern über: 
haupt römifches Weſen“) darin zu XQTage tritt, ift der 
Einfluß ſchon Sahrhunderte alt: denn glei von Anfang 
heißen die Franken den Römern (und Byzantinern) „das 
treulofefte aller Bölfer.” Uebrigens wollen wir uns dod 
hüten vor der ſehr widergejchichtlihen, jentimentalen, durd 
und durb unmwahren Schmärmerei von der ausnahmslojen 
Treu und Neblichkeit der alten Germanen: gleich im Eingang 
unferer Geſchichte fteht jene Teutoburger That, deren von 
Wotan eingehauchte Arglift nur dur ihre furdhtbare Groß: 
artigfeit geadelt und als äußerfte Nothmwehr eines auf ben 
Tod bedrohten Volksthums entſchuldbar wird. Um Berrath 
und Gewalt zu mijchen, brauchten diefe mit der ganzen Arg: 
lift und zugleich maßlos wilden Kraft des Barbaren ausge: 
rüfteten Söhne des Urmwalds nicht erft bei den Römern in 
die Schule zu gehen. Es ift daher wol auch allzu patriotiſch, 
wenn Arnold Chlodoveh um feiner Ruchlofigfeiten willen 
einen franzöfifhen, nicht einen deutſchen (fol beißen: 
germaniichen) König nennen will: es fehlt wahrlich auch nicht 
an germanifchen Fürften mit jolden Thaten und Eigen: 
Ichaften. NRömifches Blut, wie Arnold meint, war ſchon 
gar nicht in Chlodovech, ſoweit unjere Kunde reicht. (Dafjelbe 
nimmt er ©. 246 aud von Arnulf von Meß an — ohne 
jeden beftimmten Grund.) Und man fann doch nicht jagen, 
©. 108, in den Franzoſen jei das römische Element mächtiger 
geblieben als in allen andern Völkern: auch als in den 
Stalienern?? Gemwiß dachte Chlodoveh noch nicht an Zus 
ſammenfaſſung aller rechtörheinifchen Deutihen, was ©. 94 
für eine offene Frage erklärt wird. Weberhaupt wollen wir, 
bei aller Anerkennung des politiihen Inſtinktes (jo fagt 
man wol befjer als politiihen Geiftes), in Chlodoveh und 
feinen Franken doch, wie man an der Iſar fpricht, die Kirche 
beim Dorf laffen d. h. nicht3 übertreiben. Dem glänzend 
tapfern, Friegsluftigen, ehrgeizigen, eroberunggeifrigen, nad 
Land, Gold und Leuten d. h. nah Macht gierigen Fürften, 

y Wenn edaber 5 18 heißt: unter römifcher Bevölferu 
er auch römifche Mittel anwenden, fo it diefer Say nicht Er Dos Hk fitt- 
lich bedenklich — nach heidnifcher wie —— er Moral — er iſt auch 
poſitiv unrichtig: rg feine fcheußlichite aten hat Chlodovech nicht 
unter Römern und gegen Römer gethban, fondern gegen feine 
eigenen germanifchen Vettern und Gefippen. 
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ſchwebte vor Allem Befriedigung feiner wilden und heißen 
Leidenschaften um dieſer Befriedigung felbft willen vor, um 
des Genufjes der Erfolge feiner fraftvollen und fchlauliftigen 
Individualität. In folder Stimmung nahm er auch das 
CHriftenthHum an: ob Chriftus oder Wotan mächtiger, war 
ihm ſchon lange zweifelhaft: in der North der Schlacht er- 
greift er, aber vorfidhtig nur bedingt „falls ihm Chriſtus 
Jofort helfe”, deſſen Lehre: auch der Glaube ift ihm nur 
Mittel für jeine Kriegs: und Macht: Zmwede. 

Wol dachte er dann auch über die bloße Stillung diefer 
feiner Leidenſchaften hinaus: die Vereinung aller fränkiſchen 
Gruppen unter jeiner Hand nicht blos, unter feinem Haufe, 
die Verbreitung merovingifher Herrfhaft über Gallien fo: 
weit e3 irgend anging, die Zurüddrängung der Alamannen, 
der bisher jehr gefährlichen Wettbewerber um den Mittel: 
rhein, die Verwerthung des Bündnifjes mit den Fatholifchen 
Biſchöfen, auch die formelle Anerkennung des oftrömifchen 
Kaijers zur Befeftigung feiner Macht und Gewinnung der 
Romanen: das find politifche Ziele und Mittel, die man ihm 
zufchreiben darf. Aber weiter ging e3 nicht: Strebungen 
weit über Gallien hinaus, wie fie die großen Karolinger 
vermwirflichten, mußten Chlodovech noch fern liegen. Ja, ein 
wahrhaft jtatsmännifcher Geift hat ihn bei jeinen Kriegen 
und politiſchen Morden doch nicht geleitet: die Einheit des Stats, 
die großartige, öffentlich rechtlich gedachte Statsidee der Römer 
war ihm nicht Far aufgegangen: fonft hätte er der Theilung 
der jo blutig zuſammen gezwungenen Gebiete nad jeinem 
Tode in vier Stüde vorbeugen müſſen: denn dieje Zerreißung, 
obzwar fie die innere, jo zu jagen „ideale“ Einheit des 
regnum Francorum nicht aufheben follte, war doch politifch 
das jchlimmfte Uebel für den Stat, da die Theilung die 
Bruderfriege gleihjam von Statswegen mit der gehörigen 
Macht ausrüftete. Man wende nicht ein: die Theilung des 
Neiches unter die Söhne war falifches Privat = Erb : Redt. 
Denn das ift es eben, was wir behaupten: ein wahrhaft 
ſtatsmänniſch-denkender Geift hätte diefe barbariſche Behand— 
lung der Thronfolge als vermögensrechtliche Hinterlafjen: 
ſchaft, als Vererbung von Grundftüden") nicht ertragen und 


") Freilich nahmen auch noch König Pippin und Karl der Große 
ſogar dieſen rein privatrechtlihen Standpunct ein, das Reich unter 
ihre Söhne vertheilend,; Arnold S. 257 fagt mit Recht vom Jahre 
768 „ein ftatörechtlicher Gedanke wurde noch nicht anerlannt”. 
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Fürforge getroffen, fie zu hindern. Daß ſolche Gedanken 
germaniſchen Königen damald noch gar nicht erreichbar ge- 
mwejen, darf man nicht behaupten: lange vor Chlodovechs 
Tod hat der Vandalen- König Genferih das Princip ber 
Untheilbarfeit des Reichs, der unitariſchen Individualfolge 
im Mannsſtamm nach dem Princip des Seniorats eingeführt. 
(Bol. Dahn, Könige I. S. 230 Bauſteine II. ©. 213). 

Der wilde Seeräuber : König hat hierin unvergleichlid 
mehr wahrhaft ſtatsmänniſchen Geift, mehr römische Schulung, 
mehr Erfenntniß der Einheit des Stat3 und der Unvoll: 
fommenheit germanifcher Thronfolge bethätigt als der 
Merovinge, der wol viel mehr aus ſchlauem und Fräftigem 
Inſtinct, viel weniger aus politifher Doctrin handelte als 
man, als auch Arnold annimmt. 

Wie des Königs hat man auch des Volkes „politiſche“ 
Begabung, die ich ja nicht beftreite, doch ftarf überſchätzt. 
Zu jchweigen davon, daß auch hier, wie 3. B. bei den Weit: 
gothen, die Großen (— denn auf das Volk, die Gemein: 
freien fommt bald nicht mehr viel an —) lediglich fich zu be 
reichern, den Zwiſt der Könige auszunügen, die eigne 
Stellung zu heben tradhten, mögen alle drei oder vier Theil: 
ftaten darüber zu Grunde gehen, jo daß wirklich die Könige 
noch mehr Statögefühl zeigen als ihre Wornehmen, zu 
ſchweigen davon, daß erjt nach mehr denn hundertjährigem 
Un.vejen das Gejchlecht der Arnulfinger fich erhebt, auch Feines: 
wegs blos, um den Stat zu retten, mindeftens ebenſoſehr, 
fih jelbft zur Statsbeherrſchung aufzufhmwingen —: abge: 
jehen hiervon vergleichen wir doch einmal die angeblid jo 
viel mehr politifch begabten, gereiften, die Einheit des Stats 
erfafienden Franken (bald: Franzofen) mit ihren rechts— 
rheiniſchen Bettern nach der Auflöfung des Karolingijcen 
Meltreihs, nach der Begründung des franzöfiichen und des 
deutichen Einzelftates. Da finden wir denn, daß zwei bis 
drei Sahrhunderte lang im dentſchen Reich von Heinrich 1. 
angefangen, jedesfalls bis auf Heinrich II, ja in gewiſſem, 
Sinne noch bis auf Friedrich I., die Gentralgewalt, obzwar 
unter unaufhörlihen und jehr jchweren Kämpfen gegen die 
centrifugalen Kräfte der fürftliben Vaſallen und der trogigen 
Stämme, gleihmwohl fortwährend im Steigen und Giegen 
begriffen ift, während gleichzeitig der franzöfifche Stat in drei 
oder vier große Herzogthümer auseinander zu brechen droht. 
Wenn aljo die Kraft, die Einheit des Stats zu erfaflen, 
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Mapitab für die politifche Fähigkeit und Bildung fein fol, 
jo muß man für die Zeit von 900—1050 jedesfalles den 
Deutjchen vor den Franzofen den Preis zugeftehen: eine 
Macht wie Heinrich IM. übte fein franzöfiicher König nad 
Karl des Großen Tod bis auf Ludwig IX. In merfwürdigem 
Parallelismus jchlägt jenes Verhältniß im XU. und XII. 
Jahrhundert um: während jhon die legten Staufer, noch 
mehr ihre Nachfolger in dem Kampf gegen die mächtig auf: 
ftrebende Landeshoheit mehr und mehr Boden verlieren, bauen 
gerade in dieſer Zeit des Zerfalles der deutfchen Krongewalt 
die großen franzöfifhen Könige Ludwig IX. und Ludwig Xl. 
ihre centralifirende Statsmacht empor: durch die Kriege mit 
England, mit Burgund tritt eine Stodung in diefe Bewegung, 
aber im AV. —XVU. Sahrhundert vollenden die Franzofen 
genau in denjelben Generationen ihren centralifirten Einheits— 
tat, da das deutjche Reich in thatfächlicb fouveräne Staten 
auseinander bröckelt. Auch kann nicht zugegeben werden, 
daß die Verlegung der Refidenz nah Paris ein politijcher 
Gedanke Chlodovechs gewesen ſei: der Zug feiner Eroberungen 
führte, ihn von ſelbſt in dieſe Richtung und mit Recht 
bat Kaufmann in dem unten zu bejprechenden II. Bande 
jeiner deutſchen Geſchichte Leipzig 1881 hervorgehoben, daß 
durchaus nicht die Stadt Paris als folde jchon dauernd 
Refidenz oder auch nur von bejonderer Wichtigkeit war. Die 
Lage von Paris bezeichnet Feineswegs, wie Arnold, ©. 110 
will, den natürlichen Mittelpunct Frankreichs. Abgejehen davon, 
daß in weftöftlicer Richtung diefe Hauptftabt ein ziemliches 
Stüd über die Halbſcheid hinaus zu weit öftlih fällt: — 
ein Nachtheil, den franzöſiſche Militärs wiederholt beflagten 
— liegt fie ganz unverhältnißmäßig zu weit nörblid, um 
al3 „natürlicher Mittelpunct“ zu gelten: dieſer fällt vielmehr 
viel tiefer ſüdlich: in die alte Landichaft Berry, ungefähr nad) 
Chäteau neuf. Bon „Herfönigen” S. 112 jollte man, mein’ 
ih, ſchon längft nicht mehr ſprechen: es ift ein unflares 
Wort, denn ein unflarer Gedanke unterliegt: es gab nicht 
einen dritten jtatsrechtlichen Begriff neben dem Herzog und 
neben dem König als Träger des Herbanned. Das 
Syftem der „perjönlichen Rechte” S. 120 fann man nicht 
neu nennen unter Chlodovech: ſchon lange vor ihm galt es 
bei Bandalen, Dft: und Weftgothen, Sueben in Spanien, 
Burgundern. Dieje kleinen Ausftellungen kommen aber 
nicht in Frage gegenüber den zahlreihen vortrefflichen 
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Partien gerade in Darftelung der inneren Verhältniſſe der 
Franken, bejonder3 zu den vrechtörheinifhen Stämmen in 
diejer Periode. 

Auch in der Auffaflung der kirchlichen Dinge kann id, 
obzwar jelbftverftändlih hier der Gegenja der Grundan: 
Ihauung am fchroffften hervortritt, jehr häufig mit dem Herrn 
Berfafjer übereinftimmen: jo namentlich in der würdigen ge: 
rechten Beurtheilung von Bonifatius, deſſen Organifation der 
fränkiſchen Kirche und der Miffionsarbeit: mit vollem Recht 
verwirft der Berfafler die hyper-proteſtantiſche Verurtheilung 
der Unterordung der fränfifhen Kirche unter Rom durd 
den großen Miffionar: diefe Verurtheilung überträgt An: 
Ihauungen des XIX. Jahrhunderts in das VII. und ver: 
fennt, daß damals nur die engfte Verbindung mit Nom die 
fränkiſche Kirche und das Miffionswerf aufrecht hielt. Eine 
fränfifche oder gar deutſche Nationalfirche, gelöft von Nom, 
war unmöglich. 

Wenn es nun aber ©. 236 heißt, „es ſcheint eine Art 
von Verklärung über Bonifatius (furz vor feinem Tode) ge: 
fommen zu fein, wie fie vor dem Tode wol auch bei minder 
vollendeten Chriften erlebt wird,“ fo ift Darunter entweder eine 
ideale Begeifterung ohne Mirafel zn verftchen: dann ift die 
Beihränfung auf Ehriften nicht ftatthaft: denn der fterbende 
Sokrates, der aus idealften Gründen die Flucht verſchmäht 
und ſich dem obzwar ungerechten Todesurtheil feines States 
unterwirft, erlebte auch ſolche „Berflärung“: oder — und 
das ift wol des Verfaſſers Meinung — e3 fol eine über: 
natürlide, nur Ehriften gewährte Gnade fein: dann gehört 
der Saß in ein Erbauungsbuch, aber nicht in eine deutide 
Geſchichte. 

Ueberhaupt wird der Leſer in dem Buch ſo manchmal, 
wann und wo er ſich auf Arges gar nicht gefaßt gemacht 
hatte, plötzlich ein wenig — wie ſoll ich es nennen? — an— 
gepredigt, wie wenn er, ſtatt in ein Werk der Wiſſenſchaft, 
in die ſonntagnachmittägliche Chriſtenlehre gerathen wäre: ich 
glaube, es wäre beſſer, der Herr Verfaſſer faßte, was er in 
dieſen Dingen auf dem Herzen hat, in eine kleine oder große 
Abhandlung zuſammen und ließe fie geſondert ausgeben; 
dann könnte man diefe, nach freier Wahl, leſen oder ungelefen 
laffen und würde nicht in der „deutſchen Geſchichte“ durch Be 
trahtungeu über die „Verklärung“ von mehr oder „minder vol: 
endeten Ehriften” durch andere Mirakel, durch Prophezeiungen 
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über bevorftehende Kämpfe aller Confeffionen gegen den Un- 
glauben und Aehnliches überrascht. 

Wir müſſen nun auf die Differenz der Grundanichauungen 
eingehen: diefe betreffen nicht nur die Auffaffung von Ehriften: 
thum und Kirche, — auch das Berhältniß von Religion und 
Moral, und insbejondere die Aufgabe und das Wejen des 
Stat. Diefe Differenzen find keineswegs nur theoretijche: 
e3 handelt fib praftifh um die Frage, ob die Geftaltung 
des deutichen States der Zufunft gejchehen fol nach den Er: 
gebniffen der anthropologifchen, gejchichtlichen, rechtsphilo- 
jophifhen Wiſſenſchaft oder ob wirflih und wahrhaftig 
nah den Grundjägen des heiligen Auguftinus und feiner 
eivitas Dei, troß aller Erfahrungen, melde der Stat nun 
vierzehn Jahrhunderte lang mit den unerbittlihen Conſequenzen 
jener weltflüchtigen und ftatfeindlichen, richtiger ftatverachtenden 
Grundfäge gemadt hat. 

Wir ſchicken dabei voraus, daß nicht nur der verehrungs— 
mwürdige Herr Berfafler in beftem Glauben, in aller Ueber: 
zeugungswärme lehrt, daß auch die gewaltigen Vorkämpfer 
der Kirche — e8 handelt fich zumeift um die katholiſche — 
nicht, wie Frivolität und Unwiſſenheit fie beſchuldigen, aus 
Herrſchſucht und anderen Leidenschaften jene Theorien ver: 
fochten, jondern in logiſch nothwendiger Folgerichtigfeit und 
mit einer Großartigfeit, welcher der Erfolg entſprach: denn 
neben dem Römiſchen Reich und der deutichen Philoſophie 
ift das Syftem der katholiſchen Kirche ohne Frage das Groß: 
artigfte, was der menschliche Geift erzeugt hat. 

Mit jenen auguftinifchen Grundjägen und ihren Conſe— 
quenzen ift nun aber die Selbftftändigfeit des States und die 
Freiheit des Geiftes unvereinbar. 

Recht und Stat find ung ein nothmwendiges Gut der 
menschlichen Vernunft: Sanct Auguftin find fie ein noth— 
wendiges Uebel, eine Folge des Sündenfalleg — denn im 
Paradije gab e3 weder Recht noch Richter — zwei Krüden, 
welche die durch den Teufel verführte und erkrankte Menſch— 
beit braucht, weil fie eben frank, melde fie aber wegwirft, 
ſowie fie gejundet: daher denn auch Recht und Stat am Ende 
der Dinge gleichzeitig mit dem Teufel erfreufam untergehen. In 
den Wolken leitet Gott, fortwährend mirafelhaft eingreifend, die 
ganze Weltgejchichte zu beftimmten Zielen: auf Erden er: 
jcheint in der Kirche nur das Vorbild des fünftigen States 
Gottes: außer der Kirche gibt es Fein Heil und feine Moral: 
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die fogenannten Tugenden der Heiden find nur glänzende 
Lafter, denn ihnen fehlt das durch die übernatürliche Gnade 
zu entzündende innere Licht: die Erde ift nur der leider un= 
entbehrlihe Durchgang für das Jenſeit: daher hat alles 
Irdiſche, alfo auch Recht und Stat nur untergeordnete, 
namentlich der Kirche gegenüber untergeordnete Bedeutung: 
fie find nur Mittel zu geiftlihen Zwecken: die Kirche ver- 
hält fih zum Stat wie Sele zum Fleiſch, wie Heiligkeit zur 
Sünde; die lex temporalis hat nur foviel Geltung und 
Verbindlichkeit, als ihr die lex aeterna verleiht: ein Conflict 
von Kirche und Stat ift hiernach nur denkbar bei ftrafbarer 
Empörung des irdijchen Mittels gegen den geiftlichen Zwed und 
ganz folgerichtig haben die großen Päpfte auch die höchfte welt: 
lie Gewalt in Anjpruch genommen. Jede von dem orthodoren 
Dogma abweichende Anficht ift als Ketzerei zugleich Sünde 
und weltliche8 Verbrechen und vom Stat zu ftrafen. Kirche 
und Stat find der obere und untere Halbfreis ‚Eines 
Kreijes: daher „ift das Reich der Chriftenheit” d. 5. der nicht 
Rechtgläubige ift rechtlos im Reich und die Ercommunication 
bat die Reichsacht zur Folge: Schule und Morallehre find 
ausichlieglih von der Kirche zu leiten. 

Das find die unvermeidlihen Conſequenzen der Augu— 
ftinifchen Lehre: die Reformatoren haben nur durch Inconſe— 
quenz einzelne derjelben verworfen. 

Leider vertheidigen nicht nur jo hervorragende Männer 
wie der Herr PVerfaffer jene Säge wenigftens zum Theil 
— die großartige Gonfequenz der katholiſchen Kirche hält fie 
felbftverftändlih im Princip noch alle aufrecht und verzichtet 
nur aus Noth oder Klugheit auf ihre dermalige völlige Durd- 
führung — es ſcheinen auch die das Reich und Preußen leitenden 
Gemwalten in beflagenswerthem Irrthum der Meinung, die 
jhweren, zumal focialen Schäden der Zeit fünnten geheilt 
werden durch Erneuerung diefer theofratifchen Vorftellungen, 
durch die „Zucht der Kirche“, durch den „chriſtlichen Stat” — 
während doch die juriftiiche Perjon des Stats jo wenig 
hriftlih ift als 3. B. muſikaliſch oder mathematiih: das 
heißt: der Stat hat nicht die Aufgabe, Religion durchzu— 
führen: er hat das Recht zu jhügen und die Kultur: und 
deßhalb auch Religion und Kirche, da auch diefe ein Stüd 
der Kultur, wie er 3. B. auch die Kunft und die Willen: 
ihaft fhügt: aber „machen“ oder befehlen kann und ſoll er 
jo wenig Religion wie etwa eine wiſſenſchaftliche Anſicht: 
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Berlegung diefer Schranken hat von jeher eine Tyrannei zur 
Folge gehabt und eine Heuchelei, unter denen niemand 
jchmwerer gelitten al3 Religion und Kirche. Nah Arnold 
freilich joll der Stat „zur Sittlichkeit erziehen.” 

Gegen diefen äußerfi gefährlihen Sag müſſen wir ung 
wehren mit „Händen und Füßen und eifernen Spießen.” 
So wären wir denn nad mehr ala 2000 Jahren in der Ge- 
ichichte der Rechtsphilojophie wieder bei Pythagoras ange: 
langt! (Freilich ift der Irrthum auch fpäter wieder aufge: 
taucht.) Nein! Der Stat ift feine Erziehungsanftalt, jondern 
eine Rectsanftalt, die Statsbürger find nicht unmündige 
Schüler, melde — von andern Inmündigen — zu erziehen wären, 
der Stat macht auch nicht die Sittlichkeit, ſowenig er die Religion 
macht, jondern der National: und Zeit-Charakter erzeugen dag 
geſchichtlich wechſelnde fittlihe Jdeal: gezwungene Moral ift 
nicht Moral: dieStrafen des Stats find nicht Erziehungsftrafen, 
jondern Selbftbehauptung der Vernunftordnung: ſonſt dürfte 
der notoriſch Unverbefjerliche nicht mehr geftraft werden und die 
ganz unentbehrliche Todesftrafe fiele weg (nur in der Ans 
wendung einer Art von Strafen, der Freiheitsftrafen, ſoll 
nebenher der Beſſerungszweck verfolgt werden). Der Stat 
ftraft nicht die Unfittlichfeit ala ſolche, — fonft müßte er jede 
Lüge trafen: — er ftraft nur diejenige, welche nach jeiner 
Auffaffung zugleih eine Rechtsverlegung ift. Der Stat 
ift feine fittliche Anftalt ſowenig wie eine religiöje oder 
mufifalijche: natürlich ift er aber nicht um deßwillen etwa 
eine un= oder antisfittliche, jowenig wie eine uns oder anti— 
religiöfe: e8 ift nur dieſe ganze Kategorie nicht auf ihn an— 
wendbar: gleichgültig ift er gegen Moral ſowenig wie gegen 
Religion: jein jus cavendi, jein offiium tuendi et judicandi 
erftredt jih auch auf die äußeren Bethätigungen (aber nur 
auf dieje) des Moraltriebs und des Neligionstriebg. Die 
Erziehung zur Sittlichkeit ift Sache nicht des States, jondern 
der Familie, die fich dabei der Kirche bedienen kann und 
Toll, wenn fie innerhalb einer Kirche fteht: wenn nicht, nicht, 
nicht etwa aus Heuchelei oder Bequemlichkeit, jondern nur 
aus Ueberzeugung: endlich aber ift für den Reifenden die 
wichtigfte fittlihe Erziehung die Selbft- Erziehung durch 
das Leben und den Gedanken. 

Solde Beftrebungen, wie fie in gut gemeinter Abficht 
jet (1882) in Preußen angebahnt find, werden viel jchaden 
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und gar nichts nügen. Sie werden theil3 auf die Heuchelei 
Prämien jegen, theild gemäßigte Elemente aus der Kirche 
vollend3 vertreiben und fie werden den Socialismus, Nibi- 
lismus und andere Dinge, die man belämpfen will, nament: 
lih die Zahl der Verbrechen nicht verringern. Denn, man 
mag e3 beflagen oder bejubeln, aber man muß es willen, daß die 
Herrſchaft der Kirche über den größten Theil der Gebildeten 
nnd leider auch über einen jehr großen Theil der Unge: 
bildeten im deutſchen Volk unmwiderbringlich verloren ift. Und 
von Jahrzehnt zu Jahrzehnt wird ſich dies fteigern. Aus 
melden Gründen? Aus vielen Einzelnen: 3. B. den unver: 
tuſchbaren Ergebnifjen der Naturwiſſenſchaften, der Anthropo: 
logie, der vergleichenden Religionsgefhichte, der Bibel: Kritik; 
noch viel mehr aber aus dem allgemeinen Grunde, daß ein 
Volk, welches die Stufe der Unmittelbarfeit überjchritten hat, 
feine Religion ebenfo unvermeidlich immer mehr abſchwächt 
als 3. B. feine Sprade au finnlicher Friſche und Fülle, fein 
Rechtsleben an poetifcher Symbolif einbüßt: das find leider 
unaufhaltbare Wandlungen in der Entwidlung der Volks— 
jeele, jo wenig durch Gewalt oder Zureden zu verhüten ala 
das Nelterwerden und Abfterben der Einzelnen. 

Ich für meinen Theil bejuble nicht, ich beflage vielmehr 
aufrichtig diefe Erſcheinung. Denn ich bin durchaus nicht 
ein Feind der Kirche oder gar des ChriftenthHnms, wie mir 
blöde Dberflächlichfeit manchmal vorhält. Ich kann die Noth: 
wendigfeit der Entftehung und Verbreitung des Chriften: 
thums jehr gut begreifen. 

Was mich in jenen falſchen Schein gebracht Hat, beruht 
auf Folgendem: ich kann meine Augen nicht verjchließen 
vor den zum Theil jehr unreligiöfen Motiven und zum Theil 
ſcheußlichen Mitteln, mit melden das ChriftenthHum einge: 
führt wurde bei den Germanen. Ich kann es nicht ertragen, 
daß man Frevel, wenn im Dienft des ChriftenthHums (richtiger: 
in Förderung der Zwede der Kirche) begangen, mit be 
Ibönigenden Namen belegt, die Vorkämpfer der Kirche von 
den für Andere geltenden fittlihen oder Rechtsnormen ent: 
bindet, die ganze Geſchichte der Menfchheit lediglich unter dem 
falſchen Gefichtspunft der Verbreitung des Chriftenthbums als 
ihres einzigen legten Zieles betrachtet, und nun alle diejem 
Zweck günftigen Thaten oder Gefchehniffe lobt, die wider: 
ftehenden verurtheilt. Ich kann die conventionellen Phraſen 
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nicht vertragen von dem angeblich inneren Drang") der Ger: 
manen nah bdiefem Glauben — wir werden hierüber den 
heiligen Bonifatius als Zeugen vorladen — und von ben 
angeblih nur mohlthätigen Folgen der Belehrung. Ich 
fann die mit den Mißbräuchen diefer Lehre durch die theo— 
kratiſche Lehre Auguftin’3 fpecififh verbundenen Lafter nicht 
ignoriren. Sch erkenne in dem nothwendig fieglojen Kampf 
unferer Kaijer mit dem Papftthum einen Hauptgrund des Er: 
liegen3 der Reichsgewalt vor den Fürften und daher unjeres 
politijchen Elend3 für fieben Jahrhunderte, ferner in dem dreißig: 
jährigen Krieg ein in jener unjeligen Verquidung von Stat 
und Glauben wurzelndes Unheil furchtbarſter Schwere. Endlich 
als guter Baier, der feinen Stamm leidenjchaftlich liebt, er= 
blide ich: wohl verftanden: nicht im Katholicismus, aber in 
der Gegenreformation des Jeſuitismus: die Kette, welche 
Baiern und Deutjchöfterreicher hinter den Vorſchritten ihrer 
proteftantifch gewordenen norbdeutichen Vettern ſoweit zurüd- 
gehalten hat, daß noch heute kaum das alte Gleichheitäver- 
hältniß bergeftellt wäre, wenn nicht die nach einzelnen Seiten 
alüdlichere Begabung der Süddeutſchen den Vorſprung wieder 
eingeholt hätte. ch bin ein Feind der Phraſe: „chriftlich- 
germaniſch“: denn was chriftlih, ift nicht germanifch, mas 
germaniich, nicht chriftlid. Germanish find Mannestrog, 
Heldenmuth und Walhall, nicht Demuth, Zerknirſchung, 
Sündenelend und ein Jenſeits mit Gebet und Pjalmen. Ich 
bin ein Feind der landläufigen Redensart, daß nur dur 
das Chriftenthum die Germanen von Barbaren zu „fittlichen 
Menſchen“ hätten werden können: in der altheidnifchen Moral 
ftedt auch ein fittliches deal, ein rauhes, männliches, aber 
feineswegs blos Barbarei: und was die Germanen ohne das 
ChriftentHum aus fich würden entfaltet haben: — dieſen Ver: 
juh hat man ihnen ja nicht gegönnt, da Römer und Franken 
mit der Uebermacht der Eultur, des States und der Waffenges 
walt das Chriſtenthum den Widerftrebenden vielfach aufzwangen. 


1) Sehr richtig fagt Arnold S. 75, die Dftgermanen hatten das 
Chriftenthbum angenommen „als Föderaten des römifchen Reiches.“ 
Das war es: fie haben das Chriſtenthum angenommen, weil er da- 
mals römifche Statsreligion war, daher „au ag nur ganz äußer: 
lich.” Wäre zu Ende des 5. * underts der Iſis-Cult römiſche 
Statsreligion geweſen ohne Zweifel hätten ihn die Oſt-Germanen 
ebenſo angenommen wie nun das Chriſtenthum, und letzteres nahmen 
Bi der fegerifchen Form des Nrianismus an, weil Ddiefer das 

enntniß des Kaiſers Balens war. 
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Aber jo weit ich entfernt bin von den traditionellen Ein» 
feitigfeiten in Würdigung des ChriftenthHums und der’) an- 
geblih nur mwohlthätigen Bedeutung der Kirche für die Ge- 
ſchichte unferes Volkes, — ich beflage dennoch die unleugbare 
und, wie id beftimmt fürdte, ganz unaufhaltbare, ftet3 
und raſch wachſende Abnahme feiner Herrſchaft über die 
Gemüther, nicht nur bei denen, welchen, nad meiner An 
fit, die Philoſophie den geiftigen und fittlihen Halt gibt, 
der die Religion erſetzt, — aud bei der Maffe, welche, der 
Kritif ganz unfähig, mit der Kirche nicht bricht, weil fie 
darüber hinaus wäre, fondern weil fie zu dumm, zu rob, 
zu verfommen ift für die hriftlichen Lehren und nur deßhalb 
froh ift, nicht zu glauben, um ohne Furcht vor Gott oder 
Teufel jedem Lafter fröhnen zu dürfen. 

Das ift aber ftet3 ein Symptom des Alterns und Welkens 
einer Nation: ein noch voll gejundes lebensfriiches Volk ohne 
Religion ift in der Weltgefehichte unerhört: daß aber die in 
allen Erdtheilen uns befannten Bölfer eine andere Religion 
von der umfaflenden Bedeutung des Chriftenthbums, des 
Alam, des Buddhismus noch erzeugen fönnten, ift nicht 
anzunehmen: keinesfalls eine Religion, welche die dur Philo— 
fophie dem ChriftenthHum Entfremdeten gleihmäßig wie die 
durch Verkommenheit des Chriſtenthums Unfähigen befriedigen 
fönnte. So ift alſo diefe Erſcheinung in unferem Volks: 
leben wie mande andere, 3. B. der Socialigmus, der Stat 
und Geſellſchaft confundirt, ein Symptom de3 Niedergangs: 
übrigens aller europäiſchen Eulturvölfer überhaupt, nidt 
blos des deutſchen. 

Hielte ich, wie manche einflußreiche Männer in Preußen, 
die künſtliche Erhaltung der Kirche für möglich, ich würde 
ſofort für Erhaltung der Kirche — ſoweit das ohne Ge— 
wiſſenszwang und Heuchelei thunlich — in Wort und Schrift 
eintreten: denn das Wohl des deutſchen Volkes iſt mir 
höchſter Zweck und meine Differenzen mit dem Dogma würde 
ih — allerdings ohne Heuchelei — zurüdhalten;'”) daß aber die 
Kirche, wenn man fie dur ein wachſam geübtes jus cavendi 


122) Den größten Segen, den es —* und wirklich eine 
ng — für ” man der Kirche a — Rige zu danken hat: 
inderung der Zahl und die Mi ng s Loſes der Unfreien 

babe ich ſtets Hart hervorgehoben: bei Arnold jteht Davon gar nichts. 
Wie Spinoza erflärt hat, dem Sta tpelet gegenüber, jan 


dies Cenſur auflegte, auf Berbreihunn feiner Meinung zu verzichten 
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abhält, zu ſchaden, eine conjervative Macht im guten Sinn 
des Wortes fein kann, bedarf feines Beweiſes. Man rede 
biebei nicht von Maciavellismus: denn ohne Gemiffens- 
zwang und ohne Heuchelei würde man dann die Kirche 
zu halten und zu fördern juchen: wie etwa eble Kunft, 
feine Sitte, weiſe Lebensführung. 

Da aber die deutſche Eultur den Höhegrad überfchritten 
bat, auf welchem jene Autorität erhalten werden kann, fo 
wäre e3 die traurigfte Verblendung, durch ftatlihen Drud 
fie halten zu wollen: Gewiſſenszwang von oben, Heuchelei 
von unten, wären die Folgen. — Und fo bleibt denn nichts 
übrig, als die Zukunft des deutichen Volkes nicht leichten, 
fondern recht fchweren Herzens jener Weltauffaffung anzu: 
vertrauen, welche die Pfliht um der Pflicht willen gethan 
verlangt, den Gehorjam gegen das Rechtsgebot um der Ber: 
nunft willen fordert, Verzicht auf jeden Lohn im Diesfeit 
oder Senfeit als Kennmal wirklicher Sittlichfeit aufftellt, 
und weder dur Furcht vor der Hölle noch durch Hoffnung 
auf den Himmel, jondern lediglich dur Bildung des Geiftes 
und Zucht des Charakter bewirken will, daß dem Menfchen 
die Vernunft zur Natur werde, daß er, allmälig ohne 
Kampf und Anfpannung, das PVernunftgejeß befolge und 
hierin gerade feine Freiheit finde. Freilich ift die Zahl der— 
jenigen, welche eine ſolche Weltanfhauung zu faffen, zu er— 
tragen und deren abfolut entjagende Heldenmoral zu be= 
währen vermögen, eine geringe, weil die Zahl der Gebil- 
beten, der zu denken Gejchulten eine Fleine if. Daraus 
folgt aber nur, daß wir mit Anfpannung aller Kräfte Bil: 
dung, edle, freie, menschliche Bildung in Wiſſenſchaft uud 
Kunft im Sinne Schillers und Goethe’3 in das Volk zu 
tragen verpflichtet find; denn wahrlich: nur die Wahrheit 
wird uns frei madhen und nur weiterfchreitende Bildung 
fann das Böfe und Beſtialiſche niederhalten, das fib, nad 
Abjchüttelung der religiöfen Pflichtbegründungen, fo mild 
emporbäumt. Dann dürfen aber nicht Männer, die zu den 
Gelehrteften unferes Volkes zählen, mit auguftinifcher Formel 
lehren: „außer der Kirche Fein Heil, denn alle Moral ift 
firchlichschriftlih:” was hält dann noch denjenigen, der mit 
der Kirche gebrochen hat, brechen mußte? 

Wendet man nun ein: der Berfafler glaubt eben 
nob an die Möglichkeit der Wiederherftelung der kirch— 
lien Herrichaft, welche der Referent beftreitet: er thut alfo 
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wie diefer unter folder Annahme jelbft thun zu wollen er: 
klärt: er ftügt die kirchliche Autorität — dann muß ich 
wiederholen: Gut! er ftüge fie: aber nicht, indem er in 
eine „deutſche Geſchichte“ theologiiche, theofratifche, myſtiſch— 
mirafelhafte Dinge bringt und, in Folge ſolcher Prinzipien, 
unrichtige Beurtheilungen und Darftellungen. 

Meine Leer werden fragen: „ift das ein Aufjag über 
ältere deutſche Gejchichte? Bei Arnold wird man, mie ihm 
der Referent vorwirft, angepredigt: hier aber wird man an- 

philojophirt, was mande Leute noch weniger vertragen und 
fogar für fündhaft halten.“ 

‘a, der Einwand ift begründet; aber man ehrt einen 
fo tüchtigen Gegner am Meiften und man wird einem jo 
ernft und mwolgemeinten Buch nur gereht, wenn man auf 
die tiefften Wurzeln jeiner Anfhauungen eingeht und bie 
Kritif an den Grund:Borausfegungen anheben läßt. Wir 
werden uns im Detail defto fürzer faflen können. 

„S. 14. Die Aufgabe der Hunnen war erfüllt, nachdem 
fie den Zufammenfturz des abendländijchen Kaiſerthums möglich 
gemacht und den Germanen zur Herrichaft der Welt verholfen.“ 
©. 15. „Wie wir aud über die legten Gründe (der Ge: 
ſchichte) denken, ob wir ſie im Licht göttlicher Offenbarung 
oder im Zuſammenhang innerer Nothwendigkeit zu begreifen 
haben: eine wunderbare Fügung bleibt es immer, daß ein 
fremdes Volk (die Hunnen) ſich gerade jetzt zwiſchen Römer 
und Germanen warf“ ... „Man glaubt wieder die höhere 
Hand zu fehen, die fich weder der menſchlichen Willensfreibeit 
nod einer Nothwendigkeit der Dinge fügt, vielmehr in allen 
fritiichen Momenten im Schwanfen der heißen Schladht"*) wie 
in ben entſcheidenden Augenbliden des Wölferlebens den 
Ausſchlag giebt.” 

Wir begnügen uns, zu fonftatiren, daß bier diejelbe 
myſtiſche Leitung der Weltgefcichte gegen Menſchenwillen 
und gegen Nothwendigfeit von Urſache und Wirkung 
gelehrt wird, wie bei Sanct Auguftin und etwa bei Sal: 
vian. Ohne die hunniſchen Greuelthaten und die Zertretung 


) Aehnlich, wie hier über die Hunnenſchlacht von Chalons (aber 
doch etwas Ze "ri gl S. 96, 97, über die Alaman nenſchlacht von 
ie — laubt, ber Geſchichtoſchre ber zweifelt. Das 

— — bleibt in beiden Fällen (Ueber⸗ 
Pam N hlodonehs er natürlihen Motiven oder Dur wunderbares 
Eingreifen Gottes) daſſelbe.“ (?) 
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von vielen Taufenden Unfhuldiger konnte oder wollte aljo 
jene Weltleitung das römische Weftreih nicht zerftören, wie 
fie der Frevel Eonftantins, Chlodovechs, der Sachſenſchlächte— 
reien Karls des Großen bedurfte, um das ChriftenthHum zu 
verbreiten. Wir bemerfen nur noch, daß man zu „be: 
greifen“ nur das Nothwendige vermag, das logiſchen Cauſal— 
Zujammenhang hat: die göttlihe Offenbarung fann man, 
nach officieller Erklärung der Kirche, gar nicht begreifen, 
man muß fie glauben: dagegen ift nicht das Mindefte ein: 
zumenden: im Gegentheil, e3 ift durch die Wiſſenſchaft nicht 
Alles zu erklären und dem Glauben fol fein ganzes weites 
Gebiet unangetaftet bleiben: nur hat die Wiſſenſchaft 
nicht zu glauben, fondern allerdings wenigftens zu ver- 
ſuchen, eben den logischen Gaufal-Zufammenhang zu begreifen. 
Freilich wird dies ein vergebliches Bemühen bleiben, wenn 
die Entiheidung gefhieht gegen jolden Zufammenhang dur 
die Leitung von Marionetten, die ſich nur einbilden, zu denfen 
und zu handeln, während fie durch „mirafelhafte Lenkung“ 
in Bewegung gejeßt werden. 

Es ift ein geiftlich und ſittlich wohlthuend berührendes 
Gefühl, wahrzunehmen, wie in dem jeder Verehrung würdigen 
Herrn Verfaſſer die wiſſenſchaftliche Schulung, das wiſſen— 
ſchaftliche Gewiſſen möchten wir jagen, ſich dagegen wehrt, 
eine von feinen religiös-kirchlichen Tendenzen oder richtiger 
gejagt unwillfürlihen Neigungen und Wünſchen empfohlene 
Auffafjung, welche aber den Thatfachen widerſpricht, anzu= 
nehmen: fie wird dann durch Zufäge wenigftens eingeſchränkt 
oder geradezu aufgehoben, was dann freilihb klaffende 
Widerſprüche herbeiführtt.. So möchte der Berfafler bei 
der Erhebung des ChriftenthHums zur Statsreligion dur 
Eonftantin und feine Nachfolger, was faft ganz ausfchließend 
aus politiihen Gründen, als politifhe Maßregel und 
mit Herabwürdigung der Religion zu einem Verwaltungs» 
Werkzeug gefhah, gern die Freiheit und Würde des Ehriften- 
thums gewahrt jehen. So heißt es denn ©. 158 ganz 
tapfer und ftolz:, das Chriftentbum fonnte nicht wie der 
heidniſche Eultus in den politiichen Dienft des States treten, 
daher blieb nur der Kampf zwiihen ihm und dem Stat 
möglich.” 

Wenn der Herr Berfaffer nun aber auch die Erhebung, 
richtiger Herabwürdigung des Chriftenthums zur kaiſerlich— 

delix Dahn. Baufteine. VI. 16 
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byzantiniſchen Statsreligion auf das mirafelhafte Eingreifen 
des lieben Gottes zurüdführt, fo muß der liebe Gott der bitterfte 
Feind diefes Glaubens fein. Denn man darf Fühnlich jagen: 
diefe „Erhebung“ ift dag größte Unglüd, welches jener Religion 
widerfahren konnte. Zwar hat fie dadurch die — äußerliche — 
Weltherrſchaft gewonnen, aber von ihrer Schönen, wirklich er: 
greifenden Reinheit und Einfalt hat fie dadurch furchtbar viel 
eingebüßt: und der Stifter diefer Religion, — fein Menſch kann 
fih dem Eindrude feiner geradezu überwältigenden Ydealität 
entziehen — der da erklärte: „mein Reich ift nicht von dieſer 
Welt!” würde in der jchranfenlojen Verweltlichung feiner 
Lehre deren Entweihung und Verkehrung in ihr Gegentheil 
erblidt haben. 

Da nun der Herr Berfafier (Arnold) recht wol weiß, 
daß die Kaifer ſeit Konftantin in allerübelfter, Freiheit und 
Sittlichfeit jchwer jchädigender Weiſe das Chriſtenthum und 
die Kirche als politifches Sinftrument brauchten und miß— 
braucten, jo gefteht er S. 160 f. ganz ehrlich ein, daß bie 
Kirche doch in den Dienft des States trat: zwar fügt er bei: „in 
gewiflen Sinne”, um von jener obigen Berühmung (S. 158) 
noch etwas zu retten: aber in „welchem Sinn“ dieſe Dienit 
barkeit eintrat, zeigen jeine eignen, ihm wieder von der Red: 
lichfeit abgezwungenen Säße: daß der Stat ſich bald in bie 
inneren Glaubensfämpfe miſchte S. 160, der Kaiſer bie 
Kirche als politiſches Inſtitut dem Statsorganismus ein: 
verleibte S. 160. Wenn, ©. 161 oben, der Stat die Dr: 
thodorie nur „überwacht“, muß der Verfaſſer daſelbſt, ©. 161 
unten geftehen, daß „katholiſche und arianiſche Kaijer weh: 
jelnd ihr Bekenntniß als das Rechtgläubige den Anders: 
gläubigen auferlegten,“ d. h. auf deutich: der Stat überwabte 
nicht nur die DOrthodorie, nein, er entjchied, was orthodor 
und was heterodor: der Kaifer allein regierte jchließlich die 
Kirche ©. 163. Und doc ſcheint Gott wieder dies gewiß 
nicht chriftliche Verhältnig übernatürlich aufrecht erhalten zu 
haben, da ©. 164 es faft feinen kann, die „Fortdauer des 
Meftreihs im IV. und V. Jahrhundert habe nur die Be: 
ftimmung gehabt, dem EhriftenthHum den Weg zu bahnen. 
Denn ſobald diejes in ale Provinzen eingedrungen und ſtark 
genug geworden war, fih auch innerlich gegen Verfall und 
Bene zu behaupten, wurde das Reich eine Beute der Bar: 

aren.“ 

Alſo wieder eine mirakelhafte Vertheidigung der faulen 
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Zuftände des Weſtreichs durch Gott, bis es ihm feinen Zweck 
erfüllt hatte, dann Gemwährenlafjen der Barbaren. 

©. 165 heißt es dann von dem Primat de3 Papſtes: 
„Gewiß gehört feine Entwidelung lediglich der Geſchichte an, 
nur der Lebensfeim war in die Kirche gelegt: aber gerade 
dieje geſchichtliche Entwidlung .. . ift vielleicht dad Wunder: 
barfte, was die Gejhichte fennt.” Das Wort „wunderbar“ 
wird bier gebraucht, weil e8 an das Wunder gemahnt, 
ohne es zu behaupten. Mebrigens, wenn der Lebensteim 
mirafelhaft gelegt war, warum fol dann nicht auch die Ge- 
ſchichte hier wie bei Chalons und i. %. 496 mirafelhaft geleitet 
fein? Auf die Zahl der Mirafel kann es nicht mehr au— 
fommen. Daß Papft Leo Attila zur Umkehr von Rom be- 
mwogen, wird zuerit als Sage oder Poeſie, S. 166 aber ala 
Geſchichte erzählt. Wenn, S. 174, „das ChriftenthHum den 
Blid zum Himmel richtet, das Heidenthum auf die Natur 
und die Erde,” fo ift doch zu erinnern, daß auch die heid- 
niſchen Germanen in Walhall einen Himmel hofften und daß 
auf dieſer vielveradhteten Erde die Heiden doch nicht blos 
auf die Natur, aub auf Volk und freudiges Helden— 
tbum, auf Stat, Pflibt, Ehre, Kunft und Wiſſen— 
ſchaft den Blick „richteten“, und daß Griechen, Römer und 
Germanen als Heiden doc mandes ziemlich Beachtens— 
werthe in diefen Dingen geleiftet haben. Aber freilih: wenn 
Leonidas oder König Teja für ihre Völker in Erfüllung 
höchſter Heldenpflicht fterben, fo find das ja nur „glänzende 
Lafter” — nad Sanct Auguitin. 

- Wenn ©. 176 „nur auf den fränkiſchen Königshöfen 
die Ehriften Schuß genießen auf dem rechten Rheinufer!” jo 
muß man lebhaft erftaunt fragen, wer fie denn verfolgte? 
Die Heiden doch gewiß nicht. Der Polytheismus kann toles 
rant jein und nirgend fagen die Quellen, daß die heidnifchen 
Germanen die Chriften angriffsmweije verfolgten. Es ift die 
Fabel vom böjen Schaf, das den gutmüthigen Wolf angefallen, 
wenn man die höcft gewalthätigen, ſprichwörtlich treulojen 
und eroberungsgieriegen Franken von den heidniſchen Heflen, 

rifen und Sachfen „verfolgt“ werden läßt! Daß die Heiden 

ch in zorniger Nothwehr rührten, wenn ihnen die hriftlich 
Gefinnten die Römer in das Land riefen (jo bei den Weſt— 
gothen, Urgeihichte I. ©. 425. v. Wietersheim-Dahn II. 
©. 458. Könige V. ©. 5) oder, wie im inneren Deutichland, 
16* 
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die Franken ober wenn die fremden Fanatiker, gegen den 
Volks- und Götter- Frieden frevelnd, die Art an die ge 
weihten Bäume legten und jo den Zorn der Himmlifchen 
über das ganze Volk heraufbeſchworen, welches ſolche Schändung 
des Weihthums geduldet hätte, wird man Ihnen faum ver: 
übeln dürfen. 

Hatten fie etwa Unrecht, wenn fie S. 175 „im Chriften- 
thum nicht minder als in der Ausbreitung des fränfijchen 
Reiches eine Gefahr für ihre Freiheit erblidten?“ '" 

Und wol zu beachten: wir haben über den ganzen 
Kampf des andringenden neuen Glaubens mit dem altehr: 
würdigen Lit: Cult nur die Berichte und Zeugniſſe der 
Sieger: der Priefter und Mönde. Nach ihren eigenen 
Berichten find dieſe in hellſten Unrecht. Wenn wir nun 
erft die Heiden als Zeugen vernehmen könnten, denen fie die 
Altäre niederriffen und die Kinder raubten! Die ganze Be: 
fehrungsgefchichte ift aber anderthalb Jahrtauſende nur von 
Einer Partei dargeftellt worden in Quellen und Literatur. 
Der Gejchichtsfchreiber wie der Richter hat beide zu hören. 
Der Beflagte konnte nicht reden: aber fein Schweigen jchadet 
ihm nicht: denn was die chriftlichen Kläger jelbft vorbringen, 
genügt, ihre Klage zu verwerfen. Vietrix causa Deo pla- 
euit, sed vieta Catoni. 

©. 186 „giebt erft das ChriftenthHum der weltlihen Macht 
die höhere Weihe (ganz wie Auguftin: die weltliche Macht hat 
nur foviel Nechtsverbindliches, als fie von der lex aeterna, 
welche die Kirche verfündet, ableitet) und geftaltet fie zu 
einer fittlihen Ordnung um.“ Wir proteftiren. Der Stat 
ift, wie wir fahen, zunächft gar feine fittliche Drdnung, 
fondern eine Rechtsordnung; er hat dann freilih auch die 
Sittlichkeit zu ſchützen, wie die Kunft oder die Wiffenjchaft 
oder die Religion, aber zu machen hat er die Moral nidt. 
Sofern aber, um jener Schußpflicht willen, der Stat eine 
fittliche Ordnung heißen kann — genau jofern ift auch der heid— 
nische Stat eine fittliche Ordnung geweſen; denn auch er hat 


5) Daß die Priefterwürden bei den Germanen in den Händen 
der „fürftlichen Gefchlechter” waren, S. 118, 179, ift eine ganz falfche 
Behauptung, welche durch garnichts — wird und ſowol dem 
Weſen des Königsthums und des Adels (wie der Grafen, falls dieſe 
a une * er follen: das ——*— — ger zu 
meiden) als der fehr geringen Bedeutung der Vrieſter widerſpricht 
(Dahn, Urgefchichte * S. 83) # 
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das fittlihe deal feiner Nation und Zeit geſchützt. Iſt 
unjer altehrwürdige8 germanifches Königthum unfittlich 
gewejen?“ 

©. 239 fteht fogar der fehr ftarf herausfordernde Satz: 
„auf Bonifatius beruht die gejammte ſittliche 
Größe des Abendlandes wejentlih mit.” (Der Andere, 
auf dem fie beruht, ift wol Karl der Große?) das heißt 
aljo: e3 gibt im Abendland feine fittlihe Größe außerhalb 
der Kirche! Armer Spinoza, armer Kant, armer Leffing, 
armer Schiller! Gegenüber folchen intoleranten, um nicht 
zu jagen: fanatijchen Sägen könnte man gereizt werden. 
Aber es genügt zu jagen, daß wir damit noch immer oder 
wieder auf dem Boden des heiligeu Auguftinus ftehen: „die 
Tugenden der Heiden find nur glänzende Lafter.“ 

MWiederholt werden dem Heidenthum vom Verfaſſer 
Blutrache und Fehdegang vorgerüdt als unfittlid. Gewiß 
jegen fie einen rauhen Nationaldarafter und eine nod 
wenig erftarfte Statögewalt voraus: aber was hat denn 
der chriftlide Stat daran zu ändern vermodht? Hat 
nicht die Fehde, obzwar ſchon von Karl dem Großen ver: 
boten, al3 anerkanntes Rechtsinftitut, nur beſchränkt und 
durch zeitweilige Landfrieden hie und da juspendirt, fort: 
gedauert bis 14952? Hat alſo der „chriftlihe Stat” in 
fieben Jahrhunderten ausjchließender Herrichaft die Fehde 
abgeſchafft? — Leider erweiſen fih die Religionen als 
unfähig, tiefgewurzelte Nationalfehler zu befjern: im ger: 
manijchen Nationalbarafter liegt die Trunkſucht: in Königs: 
berg herrſcht das ChriftentHum ſeit Gründung der Burg— 
ftadbt: die Truntſucht der heidnifchen Germanen, Preußen und 
Letten kann aber nicht größer geweſen fein als die, welche — 
dem zwar unheidnifhen Branntwein fröhnend, — hier die 
Straßen entftelt und, nah amtlicher Statiftil, den Säufer— 
wahnfinn zur erjchredend häufigen Todesurſache macht. _ Hier 
follte die „innere Miſſion“ einfegen, und vollends die äußere 
jollte bevenfen: charity begins at home und die Neger in 
Afrika erft „retten“, wenn fie in chriſtlichen Staten nicht 
mehr den „Giftbaum des Schnapſes“ auszurotten haben 
wird, und die Wirfungen eines Lafters, welches ung andern 
Bölfern gegenüber zur nationalen Schmad gereicht. 

Grundfalich ift, daß man ſchon unter Karl Martell gejehen 
hatte, „daß Alles zu Grunde gegangen ei, was fich mit der 
römiſchen Kirche in Widerfpruch gejeßt hatte” ©. 189: 
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Byzanz hatte das bereits wiederholt gethan und ftand noch 
fieben Jahrhunderte. 

Uebrigens führt der Berfaffer S. 201, feiner Redlic: 
feit gemäß, ſelbſt jenes Wort des heiligen Bonifatius an, 
(Brief an Biſchof Daniel von Wincheſter) wonach er „obne 
Hilfe der fränkiſchen Machthaber die Heiden in Deutſchland 
nicht befehren könne.” Das flimmt freilich ſchlecht zu dem 
inneren Drang der Germanen nah dem GChriftenthum (der 
zumal bei den Sachſen nur mäßig geweſen zu fein jcheint!): 
aber der großartige Mann, der die Befehrung betrieb, wird 
e3 doch wohl beifer gewußt haben ala die Theologen und 
Krypto-Theologen der legten vier Jahrhunderte. Kirchliche 
und ftatliche Gentralifation, Taufe und Franken» Herricaft 
gingen eben Hand in Hand und der Sadie fämpfte zugleib 
für die alten Götter, die alte Freiheit und die alt-germaniſche 
Nationalität. 

„Bonifatius hatte es in Friesland felbft erfahren, daß 
eine Miffion in Widerfpruch mit der weltlichen Macht nicht 
möglich ſei“, S. 202: wo blieben da die Mirafel? Warum 
ruhten fie? Bedurfte die allmäctige Weltleitung des quten 
Willens der Fürften? Oder jollten damals noch die Friien 
nicht Ehriften werden und ihre Selen einftweilen noch ver: 
loren gehn, etwa nach Galvin’scher Prädeftination? Daß 
„die Frauen S. 206 von jeher einen ganz befondern Beruf 
für das Chriftenthum gehabt,“ ift richtig. Chrotechildis und 
Theodelinde find nur Vorbilder zahlreiher Nachfolgerinnen: 
(auch eine Vorgängerin hatten fie bereits: die Marfomannen: 
fönigin Fritigild, Dahn, Deutſche Geſchichte I. 1. S. 604.) es 
hat das gar mande Gründe: unter andern auch den, daß die 
chriſtliche Moral dem Weiblihen vielmehr zufagt als z. 2. 
dem germanifchen Mannestrog: auch hat das Chriftenthum 
das hohe Perdienft, das Weib in der Ehe in einem jebr 
wichtigen Puhft dem Mann gleich geftellt zu haben." 

„Seit Bonifatius unter dem Schuge Karl Martell 
auftrat, handelte e3 fih um planmäßige Ausrottung des 
Heidenthums“ S. 202 — Sollte fi dem gegenüber da? 
Heidenthum nicht zur Wehr fegen dürfen? „Bonifatius bat 
(S. 240) unfere heidnifch-germanifche Nationalität angetaftet 
(und dagegen follten fih die Heidnifeh- Nationalen nic! 


*) Vgl. oben S. 107. 
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mehren?) und verändert: aber er erhob fie auf eine höhere 
Stufe und führte fie ihrer natürlichen (2) Beftimmung ent— 
gegen.“ 

Leider fann ich mir unter dieſer „natürlichen Beftim- 
mung” gar nicht3 denken: warum nicht herzhaft jagen: „über 
natürliche Beftimmung?” Das ift eine greifbare Vorftellung, 
die man annehmen oder befämpfen mag. Aber die Natur (!) 
hatte doch die Germanen jchwerlib zum Chriftenthume be— 
ftimmt. „Das moderne Deutichland ift, S. 241, erft durch 
Luther geichaffen worden.“ Dieſer Satz wird die deutichen Ka— 
tholifen mit Recht empfindlich verlegen: find fic unmodern oder 
undeutjh? Uebrigens ift die große Streitfrage die, ob unjere 
deutſche Bildung fünftig auf Athanafius, Bonifatius, Quther 
allein ruhen wird, oder auf Kant, Leffing, Schiller und Goethe 
©. 241 meint freilich, „dem Stat drohe Gefahr, in heidnijche 
Barbarei zurüdzufallen, wenn er nicht mit der Kirche Friede 
halte” — wozu befanntlich zwei gehören. Schiller und Goethe 
waren ohne Zweifel Heiden: aber waren fie wirklich Bar: 
baren? Ach meine, wir find viel „barbarifcher” d. h. un: 
idealer, wüfter, roher, genußderber geworden ald Kant und 
Schiller und Goethe und ihre verftändnißvollen Zeitgenoflen. 

©. 242 werden dann „alle Eonfeffionen aufgefordert, 
gemeinſchaftliche Sache zu machen in etwaigen neuen Kämpfen 
der Kirche.” Gehört das in die „deutſche Gefchichte I. 1: 
fränfifche Zeit?” So wenig wie Bieles aus diefer Kritik: 
aber dieje Kritik hat jo wenig angefangen, wie die böjen Heiden 
in Sachſen das Chriſtenthum der friedfertigen Franken verfolgt 
haben. Ich will nur die außerkirchliche Geſchichtsanſchauung 
vertheidigen gegen den Vorwurf, daß außerhaub der Kirche feine 
Sittlihfeit und Bildung, blos „heidniſche Barbarei” möglich 
fei: ih mwehre nur ab die Wiedereinführung der Principien 
Sanct Auguftins in das deutſche Neih im Jahre 1882. — 

Die Umftände, welche das enge Bündniß der galliichen 
Biihöfe mit den Merovingen, jpäter das noch viel engere 
der römischen Kirche mit den Arnulfingen herbeiführten, be: 
trachtet der Herr Verfaffer ganz ebenjo wie ich (Baufteine II. 
©. 380 f.). Nur fann ich die Fragenftelung an den Papft, 
welche diefen, die revolutionäre Erhebung Pippins zu weihen, 
aufforderte, nicht „fein und geſchickt“, muß fie vielmehr herzlich 
plump und ungejchlacht nennen: denn auf die Frage, ob es nicht 
gerecht und Gott wohlgefällig jei, daß, wer die Bürde, auch 
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die Würde der Regierung trage, gibt es freilich nur Eine 
Antwort. — 

Daß Napoleon I. wie Karl der Große „die Nationen 
zu neuem Leben ermwedet habe, mittelbar oder unmittel- 
bar,” ©. 259, ift eine Bemerkung, melde, gegen ihre Ab: 
fiht, den Eindrud eines herben Witzes macht. Napoleon 1. 
bat die Nationalitäten veracdhtet und nach Kräften zertreten: 
jofern hat er fie — freilich höchſt „mittelbar“! — erwedt, d. h. 
indem er fie zur äußerften Nothmwehr trieb und zwang, ihr 
Leben zu vertheidigen; er erlag gerade diefem jehr unfrei: 
willig neu erwedten Leben in Spanien, Rußland, Deutib: 
land. Und Karl der Große hatte gar feine nationale Ten: 
denz: eine germanijche oder gemein=deutfche ſchon gar nidt, 
nicht einmal eine fränkische als höchftes Ziel: jondern eine 
chriftlich-univerfale (richtig legt ihm Arnold ©. 261 die 
Vorſtellung vom „chriſtlichen Stat“ bei), oder Doch chriftlic: 
abendländifche: die Sachſen hat er freilich, ähnlich wie Na— 
poleon I. die Spanier, „zu neuem. Leben ermwedt“, einmal 
über viertaufend an Einem Tage! — 

Den Langobarden in Stalien wird der Berfaffer nicht 
gerecht. Wenn gar ©. 264 „in der Treulofigkeit der Lango: 
barden fich zeigen fol, wie wenig fie von ihrem germaniſchen 
Charafter noch bewahrt hatten,“ jo muß man doch mit 
Staunen ausrufen: „Und die Franken?” Verglichen mit der 
bald nach ihrem Auftreten ſprichwörtlich gewordenen Meifter: 
Ichaft der fränkiſchen Treulofigkeit (3. B. in Stalien a. 539! — 
und in zahllofen ähnlichen Fällen) find die Langobarden 
ftümperhafte Schüler: und doch erliegen die Langobarden — 
unter Gottes Zulaffung — den Franken! Das Trachten der 
Langobarden, Rom ald Hauptſtadt zu gewinnen, war voll be: 
gründet in der Bedeutung jener Stadt für Stalien und der 
Uebertritt zum Katholicismus konnte an diefem nothwendigen 
Streben ihrer Könige nicht3 ändern. 

Ein Hauptgrund des Erliegens der Langobarden war, 
außer ihrer geringen Volkszahl, ein jchwerer Unterlafjungs: 
fehler: fie ſchufen fich nie eine irgend ausreichende Seemadt, 
(gaben vielmehr thörichter Weife kundige Schiffbaumeifter an 
die Avaren ab): ohne eine folche war die meerumfchlofjene Halb: 
infel nicht ganz zu gewinnen und der gewonnene Theil nicht zu 
behaupten: weder Rom noch Ravenna vermocten fie von der 
See abzufchneiden und die gefährlichen päpftliden und frän: 
kiſchen Diplomaten verkehrten ungeftört, aud) wenn das Lango: 
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bardenheer vor Rom lag. Reſidirte ein langobardifcher 
Herrſcher al3 König von Stalien in Rom, jo gab es nie 
einen Kirchenſtat und nie eine Univerſal-Herrſchaft des 
römischen Biſchofs über das Abendland. 

Ganz anders als der Herr Verfaſſer beurtheile ich das 
fogenannte „Recht“ Karls auf Unterjohung der Sadjen und 
die Initiative und Vorgänge bei der Erneuerung des Kaiſer— 
thums. 

Vor Allem iſt es grundfalſch, die Unterjochung der 
Sachſen zu vergleichen mit dem einſtigen Vordringen der 
Sachſen gegen Südweſt und der Vertreibung oder Unter— 
werfung der alten Bewohner, der Chauken, Engern und 
Cherusker. Erſtens wurden nach meiner Meinung Chauken, 
Engern und Cherusker nicht von den, wie Arnold meint, erſt aus 
Jütland eingewanderten Sachſen vertrieben oder unterworfen; 
ſondern vielmehr verſchmolzen dieſe Völkerſchaften, ſelbſt Be— 
ſtandtheile der nun ſich bildenden Sachſengruppe, mit den 
mehr nördlichen andern Beſtandtheilen, z. B. den kleinen 
bei Plinius und Ptolemäus genannten Gau-Namen, ohne 
die Freiheit irgend. und ohne ihr Land in erheblichem Maße 
zu verlieren. Zweitens aber: fofern fie Land verloren — 
denn ein Drud und eine Ausbreitung der norböftlicen 
Sachſen gegen die ſüdweſtlichen ſächſiſchen, thüringifchen, 
fränkiſchen Völkerſchaften hat allerdings ftattgefunden — be- 
zubte diefe Bewegung der Sachſen auf der bitteren Noth, 
auf dem zwingenden Bebürfniß nach weiteren Sigen für Die 
wachfende Volkszahl: diefe Eroberung war ein Kampf um’3 
Dafein: daß aber Karl oder das gewaltige Franfenreih aus 
Noth, zur Vertheidigung ihrer Eriftenz die Sachſen angreifen 
mußten, behauptet der Herr Verfaſſer jelbft jchwerlich: ledig: 
lih die Conſequenzen der weltlichen, auf Beherrichung des 
Abendlandes gerichteten und der kirchlichen, theofratiichen 
Politik des „hriftlihen States“, aljo Ehrgeiz, Herrſchſucht 
und ein ziemlich fanatifcher Myfticismus waren die Motive 
der bdreißigjährigen Kriege Karls; die heroifche Großartig: 
feit beider Motive beftreite ih nicht: nur von „Recht“, 
auch von „hiftorifchem Recht“ ©. 268, jollte man dabei 
nicht reden. 

Ich meine, gerade wir Juriſten follten eifrig gegen den 
Mißbrauch anfämpfen, der von Politikern mit dem ehr: 
würdigen Nawen „Recht“ getrieben wird. 

Gewiß kann eine Revolution, — übrigens gleichviel, ob 
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von Unten oder von Dben — ein Bruch des formalen Ber- 
fafjungs= oder Vertrags-Rechts politiſch, gejchichtlich, ſelbſt 
fittlich gerechtfertigt fein (e3 giebt eben wirklich Gonflicte von 
Recht und Moral): aber ftet3 bleibt der Bruch des formalen 
Rechts an fich ein tief beflagenswerthes Ereigniß, das nur 
durch die äußere Roth oder die innere ſittliche Nothwendig: 
feit entjchuldigt werden kann. Niemals aber dürfen wir 
Juriſten ung verleiten laffen, zu jagen, die politifhen u. ſ. w. 
Gründe, melde den Rechtsbruch herbeiführten und politisch, 
geſchichtlich, auch moraliſch entjchuldigen, bewirfen, daß 
das gebrochene formale Recht gar nicht mehr Recht war, 
fodaß die Revolution (oder der ungerechte Krieg) nun aud 
das Recht, das formale Recht auf ihrer Seite hätte und 
das formale Recht auch formales Unrecht geworden wäre, 
das ohne Rechtsverlegung gebrochen werden durfte. Es ift 
in diefer Frage aber jehr viel Bedenkliches gebrudt worden 
in Deutjchland jeit etwa zwanzig Jahren. So wollen wir 
das gefährliche Wort „hiſtoriſches“ Recht ganz vermeiden: 
e3 gibt fein andres Recht als formales, pofitives, juriftifches: 
fein Bruch fann gejchichtlich nothwendig werden: aber „Recht“ 
“it der Bruch nicht, ſondern das Gegentheil von Redt: 
Un-Recht und Gemwalt., Eine andere Frage ift, unter welchen 
Vorausjegungen die Wirkungen des Rechtsbruchs aus factifchen 
eg fih allmälig in Stats: und Völker-Recht verwandeln 
Önnen. 

Der Herr Berfafler jagt freilid: „es durften feine 
heidniſchen Nachbarn an der Nordoftgrenze des Reiches bleiben.“ 
Warum? Weil es das fränfifhe Intereſſe, die Stat: 
und FKirchen- Bolitif, eben der gepriefene „chriftlide Stat“ 
Karl’3 nicht duldeten: ift Intereſſe und Gewalt gleich Recht? 

So thun wir aljo wohl befjer, von irgend welchem 
Recht Karl’3 zur Unterjohung und Gemalttaufung der 
Sachſen nicht zu reden. Weder ein juriſtiſches, noch ein 
fittliches noch ein „geſchichtlich-politiſches“ Recht hatte er; 
von einer Gefährdung des unvergleichlich überlegenen Franten- 
reichs durch die zerfplitterten Eleinen Sachſengaue fann man 
ernfthaft nicht ſprechen. Karl hatte nur den politifchen 
„Beruf“ — ein Wort, das fich immer einftellt, wo e3 den 
Mangel des Rechtsanſpruchs zu verbergen gilt, — die 
fränfifch-farolingifche Eroberungs: und Gewalt:PBolitif, mie 
gegen die Langobarden an der bisherigen Südgrenze, Io 
gegen die Sachſen an der bisherigen Nordgrenze vollendend 
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abzujchliegen; und er hatte den myſtiſchen „Beruf“, diejen 
blinden Heiden, jehr gegen ihren Willen, die Eriftenz auf 
der Erde gründlich zu verleiden, um ihnen mit Gewalt die 
Seligfeit im Senfeit3 aufzuzwingen. Was Alles gejchehen 
wäre, wenn Karl diejen „Doppelruf“ nicht erfüllt hätte, „To 
daß die Mark Brandenburg, das deutſche Ordensland, 
Preußen, von diefen Sachſenkriegen bedingt iſt,“ ©. 270, 
das zu vermuthen ift ebenjo unmöglih al3 unnöthig. — 
Geltjam ift e8, den wiederholten Verſuch der Sadjen, in 
äußerfter Nothwehr das aufgezwungene Joh und den auf: 
gezwungenen Glauben abzujchütteln, „faft wie Verrath“ hin— 
zuftelen und damit die Abſchlachtung der 4500 Gefangenen 
an einem Tage (782) zu motiviren. War das Verrath, jo 
mar die ganze Gefchichte der Germanen Jahrhunderte hin= 
durh nur ein fortgejegter Verrath gegen das Römerreich 
und die aufgezwungeuen Unterwerfungs: und Bündniß— 
verträge. Und die Römer ließen den Befiegten doch wenigftens 
ihre Götter; hier aber ward ein Stamm in Freiheit, 
Nationalität und Glauben mit Vergewaltigung bedroht, 
den höchſten Gütern eines Volkes. Wahrlih, will man von 
„hiſtoriſchem“, von „moralifhem” Recht ſprechen, — hier, bei 
den Sachſen, ift e8 am Drt, wenn fie immer wieder das 
aufgezwungene Recht, die Unterwerfungsverträge, in Nothwehr 
für ihre beiligften, edelften Güter abzuſchütteln trachten. 
©. 275 meint zwar der Herr Berfafler: „fie wurden nicht 
eigentlich unterjocht, nur mit Gewalt zum Anſchluß an das 
fränfifche Reich genöthigt und behielten ihre perjönliche 
Freiheit”; legteres verftand fich von jelbit. Die Verwandlung 
des ganzen Stammes in Unfreie wäre jo unmöglich gemejen 
wie bei Alamannen und Baiern. Aber der gewaltiame Ans 
jhluß an das Frankenreih gab ihnen Karl zum Souverain, 
unterwarf fie den Geſetzen des fränfifchen Reichstags, be: 
drohte durch die zahlreiben fränfifchen Kolonien ihre 
Stammesart und entriß ihnen jehr große Stüde Landes; 
daß ihnen diefer Anschluß auch ihre Götter, ihre Religion 
entriß, hält der Herr Verfaſſer der Erwähnung nicht werth. 
Waren e3 ja doch nur die Walhall: Götter, waren es’doc nur 
alle Ideale ihres Heldenthums und ihrer Kraft, ihrer Zart- 
heit und Schönheit, ihrer Reinheit und Treue, ihres geheimniß: 
vollen Naturgefühls und ihrer Schidjalgahnungen. Waren 
e3 doch nur der Stolz und der Ruhm und die Freude ihrer 
ganzen Vergangenheit, blos der Zujfammenhang mit ihren 
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Ahnen und dem Ursprung ihres Volkes, war es doch tur 
die Hoffnung auf die Heldenfreuden in Walhall, die fie 
umtaujchen jollten für eine fremde, aufgezwungene Lehre, 
deren an ſich ſchönen und edeln Inhalt fie abjolut nicht er— 
faffen Fonnten unter den Formen und myſtiſchen Dogmen, 
die ihn längft verhült hatten. Aber es waren ja nur 
Heiden! — Und Karl hatte nun einmal den „Beruf!“ — 

Ganz verunglüdt ift der Verſuch des Herrn Verfaſſers, 
Karl’3 Verfahren gegen die Sachſen auf eine „deutſche“ (!) 
Politik zurüdzuführen oder doch mittelbar in den Wirkungen 
feines Verfahrens Schuß der deutſchen Grenzen gegen die 
Glaven zu finden. ©. 283. „Wie weit Karl jchon der 
Gedanke einer deuten Nation und eines deutſchen Reichs 
vorjchwebte, muß dahin geftellt bleiben. Sedenfalls jah er 
voraus, daß die Weltmonarcie, welche er gründete, nicht 
ungetheilt bleiben Fönne, jedenfalls empfand er die Roth: 
wendigfeit, den romanifchen Landen durch die germanijden 
das Gleichgewicht zu halten.” Diejfen Sägen müſſen mir 
jehr beftimmt widerſprechen. An eine deutſche Nation, ein 
deutſches Neih, was doch nur gelöft vom linksrheiniſchen 
Frankreich begriffen werden kann, an eine Zujammenfaflung 
der Stämme und Gebiete, welche feit Anfang des 10. Jah: 
hunderts das deutjche Reich bildeten, hat Karl der Große 
nie gedacht. Hätte er daran gedacht, — er würde dieſe Los: 
reigung vom SFranfenreih auf das Neußerfte bekämpft, 
mit jedem Mittel verhütet haben. „Deutſche“ Nation, 
„deutſches“ Reich, „deutsches“ Weſen im Sinn diefer Worte 
jeit dem 10. Jahrhundert, waren Karl abjolut unergreifbare 
Begriffe: fie eriftirten noch gar nicht; auſtraſiſch, oft: 
fränfijch mit Zubehör der unterworfenen Nichtfränkiſchen 
Germanen — dies füllte in feinen und in der ganzen Zeit 
Gedanken die Stelle, an welde erft ein Sahrhundert nad 
feinem Tod die Begriffe vom „deutſchen“ Reich zu treten 
jehr langjam begannen. Der Ausgang feiner Bolitif war und 
blieb lange Zeit zunädft das Karolingiſche Geſchlecht, dann 
das Königreich der Franken; gegen Ende des Jahrhunderts, 
nach völliger Unterwerfung der Langobarden und faft voll- 
endeter der Sachen, begannen, wie wir jehen werden, nidt 
in dem bei aller Größe fchlichten Geifte Karl’3, vielmehr 
zuerft in den Gedanken feiner gelehrten, ganz in altrömijchen 
Ueberlieferungen und in kirchlichen Strebungen lebenden 
Akademiker, VBorftelungen aufzutauchen von Kaiferthum, von 
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römiſcher Univerfalberrichaft, von theofratifcher Schußgewalt 
über die ganze abendländifche Ehriftenheit; und -erft von 
diefen Männern ging die Idee der Erneuerung des Kaiſer— 
thums auf Karl über. 

Eine ganz ähnliche fable convenue, mit jehr widrigem 
Beigeſchmack von Byzantinismus, ifl es, wenn immer wieder 
gelehrt und gejchrieben wird, die Hohenzollern, womöglich 
ihon de3 XV, und XVI. Zahrhunderts, hätten bereits 
„deutſche“ Politik — im Sinne diefes Wortes etwa von 
1813—1870 — getrieben, ihrem Beftreben nad Erweiterung 
ihrer Macht, Unabhängigkeit vom Kaifer, Feftigung ihres 
Heinen States jei zu Grunde gelegen die bewußte Abficht, 
nad Auflöjfung des alten Reiches die Grundlage für Aufbau 
eines neuen deutſchen States vorzubereiten. 

Karl und die Hohenzollern haben jo Großes geleiftet, 
dab fie diefer gejchichtswidrigen Verherrlichungen wahrlich 
nicht bedürfen: dynaſtiſche, fränkiſche, dann kaiſerlich-römiſche, 
hriftlich-theofratifche Politik trieb Karl der Große, dem ohne 
Zweifel die hriftliben und gebildeten Römer unvergleichlich 
theurer waren und näher ftanden als Sadjen, Friien, 
Thüringe: nicht „deutiche”, hohenzollernfhe und branden— 
burgifche, ſpäter preußische Politik trieben die Hohenzollern 
Yahrhunderte lang. „Deutſche“ Politik im Sinne des X. 
und im Sinne des XIX. Jahrhunderts fonnte man im 
VII. und im XV. — XVII. Zahrhundert gar nicht treiben. 
Während aber die Hohenzollernpolitit fait in allen ihren 
Richtungen den „deutſchen“ Intereſſen förderlid ward in 
ſpäten Nachmirfungen, nachdem einmal die Hoffnung, Die 
Gentralgemwalt des alten Reiches noch fiegen zu jehen, auf: 
gegeben werden mußte, — fann man Gleiches nicht, wie der 
Herr Verfaſſer thut, von Karl’3 Politik behaupten. 

Ya, legt man Karl, wie der Herr Verfaſſer wenigſtens 
für möglich hält, die Vorftellung „deutſcher“ Politik gegen 
über den nicht deutſchen Nachbarn bei, jo müßte man ihn 
wegen jehr unheilvoller Schädigung dieſer deutichen Inter— 
effen jcharf verurteilen. Der Herr Verfaſſer meint, ohne 
die Unterwerfung der Sachſen hätten diefe wol im IX. Jahr: 
hundert ihre Oftmarfen an die Slaven verlieren müfjen. - 
Wir wiſſen nicht, was im IX. Jahrhundert gejchehen „wäre“, 
aber wir willen, was leider im VIII. geſchehen „ift“. 

Wenn breite Striche deutfchen, d. h. ſächſiſchen Landes 
an Slaven verloren gingen, jo daß viele Jahrhunderte harter 
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Arbeit von Schwert und Pflug fie erft wieder germanifiren 
mußten, jo daß vom X. bis ins XIV. Sahrhundert deutjche 
Könige, Herzoge, Markgrafen, Ritter und Bauern die un: 
abläffigen Angriffe der Slaven abzuwehren und die ver: 
lorenen Landjchaften wieder zu erobern, zu deden, zu ver: 
deutjchen hatten, jo trägt an dieſer Preisgebung deutjchen 
= h. jächfiihen Landes niemand Schuld ald — Karl der 
roße. 

In ſeinem kriegeriſchen Eifer, die ſtörrigen Sachſen zu 
bezwingen, trachtete dieſer vortreffliche Feldherr nach einem 
Mittel, fie wie mit der Zange (foreipis specie, ſagten in 
foldem Fall die Römer) von zwei Seiten zu faſſen und ihnen 
das Vertheidigungsſyſtem unmöglich zu machen, das von 
ihren uralten Vorfahren, den Cherusfern Armin’, ererbt, 
nunmehr ebenfo ſchwer zu überwältigen war für die fränkischen 
Invaſionshere wie weiland für die Legionen des Germanicus; 
fie räumten vor der fränfijchen Webermadt das offene 
Land in Welt und Süd und zogen fich über die Elbe zurüd, 
die fränfifchen Truppen immer weiter von ihrer Operations: 
bafis ab in Urwald und Sumpf verlodend. So lange die 
ſüdweſtlichen Sachſen bei den Nordalbingiichen jenfeit der 
Elbe Rüdhalt und Zuflucht gefichert hatten, fchien der Wider: 
ftand des Volkes nicht zu breden. Da jchloß der „Vor— 
fämpfer des deutichen Weſens“ ein enges Bündniß mit den 
Dftnahbarn der Nordalbingen, den gräulichen Horden der jla= 
viſchen Dbotriten, überließ diefen alles Sachſenland jenfeit 
der Elbe, welches dann jene Slaven und die gottfeligen Franken 
miteinander den Nordjachien entriffen, verpflanzte die hier be= 
fiegten Sachſen mit Gewalt weit in das Innere feines Reiches 
und gab jo gut altgermanijches Land auf Jahrhunderte jenen 
Slaven preis, die an Rohheit der Anlage und der Gefittung 
unvergleichlih tief unter den Verehrern Wodan’3 und 
Saſſenöt's ftanden. 

Daß diefe feine auf die Sachſen gehegte Meute nicht 
Germanen („Deutſche“, würde der Herr Berfafler jagen), 
daß fie die allerichlimmften Duälgeifter der Sachſen waren, 
machte Karl ficher feinen Augenblid bedenklich: und verkehrt 
wäre e3, einen Vorwurf wider ihn daraus zu erheben: aber 
nur deshalb wäre e3 verkehrt, weil eben „deutſche“ Politik, 
die der Herr Berfaffer wenigftens für möglich hält bei ihm, 
vielmehr ihm ganz unmöglich war. 

Daß diefe Helfershelfer Heiden waren, mochte ihm, mehr 
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noch jeinen Biſchöfen, nicht eben erwünscht fein. Aber bier 
war in Karl der Feldherr mächtiger als der theofratijche 
Beichirmer der Ehriftenheit: und vor Allem: die Nordjachien 
waren ja auch Heiden und Teufelsanbeter. Der Teufel 
Wotan ftand bei Karl aber jchlimmer angeichrieben als der 
Teufel GEzernebog: denn Wotan hatte ihm unvergleichlic 
mehr Krieger gekoftet. 

Gewiß hatte Karl juriftifches, moralifches und geſchicht— 
liches Recht, den wiederholt empörten Baiernherzog Taffilo 
abzujegen; aber es ift doch unbillig, diefem vorzumwerfen, daß 
er, der tüdhtig in Kärnten und im Sübdoften überhaupt 
germanifirt hat, fih, wie mit feinem natürlichen Ber: 
bündeten und jeinem Berjchwägerten, dem langobardijchen 
Königsjohn, jo allerdings auch mit den „heidniſchen Avaren“ 
verbündete. Seine Empörung war fein Unredt: nicht ein 
Bund mit heidnifchen Nicht-Germanen, wie einen ſolchen der 
Beſchirmer der Chriftenheit, der angebliche „Begründer 
deutſcher Politik” in viel graufamerer Weife verwerthete. 

Wir wiederholen: wir machen Karl nicht den Vorwurf, ' 
daß ihm „deutjche Bolitif” fremd war —: fie war noch gar 
nicht möglich: will man fie aber ala möglich bei ihm voraus 
jegen, . müfjen wir zeigen, wie ganz entgegengejegte Politik 
er trieb. 

Wol fräftigte Karl durch Unterwerfung der Sadjen das 
germanijche Element in feinem Reich; jedoch eine Art Nemefis 
traf hierdurch jein Werk: die Losreißung der Auftrafier von 
Frankreich ward erheblich dadurch erleichtert: dieje aber hätte 
Karl nie geduldet, hätte er fie erlebt; er wollte zwar eine Glie— 
derung des für eine ſchwächere Hand als die feine allzuweit ge— 
wordenen Reiches, aber die höhere Einheit, in dem Kaiſer— 
thum über den Königen, wollte er ftreng feftgehalten wiſſen. 
Die Auflöjfung feines Reiches in 3 — 4 Staten: Stalien, 
Franfreih, Lothringen, Deutſchland hätte er bis aufs 
Aeußerfte befämpft. 

Zum Schluß noch die furze Bemerkung, daß wir dem 
Herrn Verfaſſer beftimmt widerjpreben müfjen, wenn er die 
Initiative der Herftelung des Kaiſerthums dem PBapft bei: 
legt. Ich glaube gezeigt zu haben, 1. daß nad der ganzen 
bisherigen Bolitif der Päpfte fie von diefen nicht ausgehen 
fonnte, 2. daß die erften Spuren jenes Gedankens fich bei 
Alfuin und den übrigen Akademikern Karls finden, 3—4Sahre 
vor der Verwirklichung, 3. daß der Papſt diejen Schritt als 
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einen ſehr unerfreulihen, aber bejchloffenen und unabwend= 
baren, vorfand, als er Karl’3 Hilfe um MWiedereinjegung 
anrief und daß er der unvermeidlich gewordenen Erneuerung 
des Kaiſerthums, durch arge Liſt überrafhend, die für die 
Kirche günftigfte Form abgewann, indem er die Krone plößlich 
als ein Geſchenk des Papſtes dem König darbot; dadurd 
ward allerdings fpäter die Stellung der Bäpfte gegenüber 
den römiſch-deutſchen Kaifern ganz außerordentlich verftärkt. 
Ach Habe das ſchon vor 20 Jahren ausgeführt (Neue Münchener 
[Bayrische] Zeitung 1860, jegt neu abgedrudt Baufteine IL 
©. 380 f.). Ich mwiederhole daher nur kurz die Grund: 
gedanken: die Entfernung des meltliden Souveräns des 
Papftes, des Kaiferd zu Byzanz, war eine Vorausfegung 
allerhöchfter Bedeutung geweſen für die Erlangung der zuerft 
thatſächlichen, ſpäter auch rechtlichen Herrfchaft des Papftes 
in Rom und eine ſolche war — damal3 — aud für den 
geiftlihe Primat des Papſtes von höchſtem Werth. Nach 
Untergang des Langobarbenreihs drohten dem Papft nur 
noch die ftädtifchen Adelparteien, melde durch die Waffen 
des engbefreundeten Franfenfönigs leicht in Schach gehalten 
werden fonnten. Bei Erneuerung des Raiferthbums fonnte 
aber möglichermeife Karl feine Refidenz in Rom aufichlagen 
oder doch Rom ganz in fränkische Befagung und Verwaltung 
nehmen: beides hatte der Papſt auf das Yeußerfte zu fürchten. 
Alſo ein Intereſſe hatte der Papft gewiß nicht an jenem 
Schritt. Nun ſchreibt Alkuin ſchon 796,7 an Karl, daß 
diefem im Vergleich mit den andern Fürften „nicht jo fait 
Königliche Würde als Kaiſerliche Majeftät” zufomme; von diefen 
gelehrten Kreifen ging der Gedanke aus, begründet dur 
die Ausdehnung von Karls Herrihaft über den größten 
und feit 874 auch über den mwichtigften Theil von Europa: 
Stalien, die Wiege des Kaiſerthums. Dies erfuhr oder 
fonnte erfahren der Papft im Jahre 79718, da er Karls 
Hilfe anrief, ihn zurüdzuführen durch fränfifche Spere nad 
Rom, von wo ihn ein Adelsaufftand vertrieben. Wenn nun 
der durchaus glaubhafte Eginhard bezeugt, Karl habe erklärt, 
er würde an jenem Abend die Peterskirche nie betreten haben, 
hätte er gewußt, was ihm dort widerfahren würde, fo ift es 
ganz unmöglich, dies jo zu deuten, als habe Karl die Krone 
überhaupt nicht gewollt; zur Einwilligung in einen ſolchen 
weltgejchichtlichen Schritt konnte er wahrlich durch feine Ueber: 
rafhung gezwungen werden, am Wenigften durch den Papft, 
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deffen ganze Eriftenz; von Karl abhing. Was ihn aber 
überraſchte und was er fi in feiner Meberrafhung gefallen 
ließ, um nicht großes Aergerniß an dem beiligften Ort des 
Abendlandes zu geben und durch ftarfe Demüthigung des 
Papftes, das war nicht die Erneuerung des Kaiſerthums, 
jondern die hinterliftige Neberrumpelung mit der Form ver 
Berleihung als eines Geſchenkes des Papſtes; der König 
hatte wohl durch Beichluß des römischen Volkes, unter Zus 
ſtimmung des fränfifhen Reichstags, unter Berufung auf 
das — trefflich begründete — Recht der Eroberung und ber 
Beherrihung, die Erneuerung des Kaiſerthums herbeiführen 
wollen, wobei Segen und Salbung des Papftes nicht ausge— 
ſchloſſen, fondern erbeten worden wäre. Diefe Verleihung dur 
den einen Bapjt ward ein furchtbarer Rechtstitel in den Händen 
des Legaten eines andern Bapftes, der dem deutichen König 
zurufen konnte: woher er denn fonft die Kaiſerkrone habe als 
durch „beneficium“ d. h. Wohlthat oder Lehen des Papſtes? 

Die Handlungsweife des Papftes war freilich gleich ver: 
werflich, betrachtet man fie dem oftrömifchen Kaifer oder dem 
Franfenfönig gegenüber. Der Papſt war zweifellos des oft- 
römischen Kaifers Unterthan und die Verleihung der Kaiſer— 
frone de3 Abendlandes, melde nad dem faiferlichen Stats— 
recht an Byzanz heimgefallen war, bis Byzanz wieder einen 
abenbländijchen Kaijer einjegen würde, war Hocverrath und 
Rebellion und rechtlich ganz ebenſo unwirkſam, wie wenn 
ein preußijcher Bifchof dem Kaifer von Defterreich die deutſche 
Kaijerfrone verleihen wollte. Karl gegenüber war die Ueber- 
liftung ein echter Pfaffenftreich und von einer auch bei ſolchen 
jeltenen Undankbarkeit und Faljchheit: denn der Papft ver: 
dankte Karl Alles: Wiedereinjegung in geiftlihe und welt: 
lihe Gewalt, Herftelung feiner Ehre, Abmweifung feiner An— 
fläger, Verurteilung feiner Vergemwaltiger. Karl und jeine 
Nachfolger zeigten in höchſt demonftrativer Weiſe, daß fie 
ein Berleihungsrecht, ja nurein Mitwirkungsrecht des Papites 
bei Berleihung der Kaiferkrone abfolut verwarfen. Karl 
erhob Ludwig, Ludwig Lothar zum Kaifer, ohne den Papſt 
vorher nur irgendwie zu irgend einer Art von Mitwirkung 
beizuziehen. 

Karl, überrafht und frommer gefinnt in Hochhaltung 
der Gräber der Apoftelfürften als der Papſt, der dieje Stätte 
zur Berübung einer der folgenjchwerften — jagen wir: — Ueber: 

Felix Dahn. Baufteine. VI. 17 
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liftungen in der Weltgefchichte nicht für zu heilig erachtet hatte 
(freilich konnte fie nur hier gelingen!), unterließ e3, durch eine 
kraftvolle Zurüdweifung der angemaßten „Verleihung“ des all: 
zufühnen Priefters fein und feiner Folger Recht zu wahren; 
legtere haben e3 ſchwer büßen müflen: aber Karl fteht und 
um diejer edlen Enthaltung willen fittlih wahrlich nicht 
minder hoch. Seinem Eginhard freilich verhehlte er feine 
Ueberraihung, ja — es liegt in den Worten — feinen Un: 
willen nicht, und er forgte dafür, ein Präjudiz nah Möglid: 
feit zu verhüten. Was er dem Papft darüber fagte, willen 
wir nit. Da wir an Mirafel nicht glauben — der Herr 
Berfaffer nimmt freilihd S. 299 wieder eine Art „Inſpiration“, 
welche Papſt, Kaifer und Volk ergriffen hätte, an, muß aber 
doch zugeben, daß die Art und Zeit der Krönung dem (mit: 
infpirirten?) König nicht genehm war — ergibt fib uns 
aus dem gleichzeitigen Einfallen der zuftimmenden Römer 
— (wohlgemerkt, nur lateinifch, nicht fränfifch war der Zuruf: 
alfo die Franken wurden nicht „infpirirt“) — eine theatraliſche 
Borveranftaltung, melde alt geübte Inſcenirung verräth: 
wan verſtand fich auf ſolche Künfte in Rom jeit Jahrhunderten. 
Wenn aber der Herr Berfafler S. 299 gar „dabei den 
Papſt ald Stellvertreter der Faiferlihen Autorität“ handeln 
läfit, jo ift das für einen Juriſten — und wohl aud für 
Andere — :— hier fehlt mir der richtige Ausdrud: ih will 
fagen, ein Zeichen, bis zu welchem Grad gewiſſe Neigungen 
das Urtheil eines vortrefflihen Mannes und Gelehrten be 
einfluffen können. Stellvertreter! — Hochverräther jeines 
Kaiſers war der Papſt in diefem Augenblid: und er wußte 
e3: denn er wußte, daß er in diefer Handlung eines der 
eiferfüchtigft gewahrten Rechte feines legitimen Herrſchers, 
dem er in diefem Augenblid als Unterthban Treue jchuldete, 
preisgab und zerriß, wie denn auch die feierliche Rechtsver— 
wahrung von Byzanz gegen die „Anmaßung des Kaijer: 
thums“ nicht ausblieb.. Nicht das volle Recht, nur die Madı 
fehlte dem Kaifer oder deſſen Erardhen zu Ravenna, den 
Hocverrath des treulofen Biſchofs zu beftrafen: freilich hatte 
ihm Jahrhunderte lang auch die Macht gefehlt, Rom oder 
den Biſchof von Rom gegen die Langobarden zu fehügen. 
Darin lag für Karl, der ohnehin feinerlei Treuepflicht gegen 
Byzanz hatte, die volle, auch fittlibe Rechtfertigung jeiner 
Beanſpruchung der Kaiferkrone. 
Ich breche hier ab, obzwar ih noch gar manche Pe 
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denken auch auf anderen Gebieten gegen die Darftellung 
auf dem Herzen hätte.'”) 

Wir verweilen nur noch bei dem Berhältniß von 
Stat und Kirche. Der Herr Berfafler jagt: „Chlodovech hat 
das römifche Reich in Gallien zerftört, Karl es in Deutſch— 
land wieder aufgerichtet.” Letzteres ift — glüdlicherweile — 
nur fehr wenig treffend: aber freilih, wa der Herr Ber: 
fafler an Karl am höchſten ftellt, das Theofratiiche, halten 
wir für das Verberblichfte an feinem Weſen, dabei vol ein: 
räumend, daß Karl nur den legten Schritt auf ſchon lange 
eingefhlagenen Wegen der Frankenherrſcher that. Als nun 
nämlich jene wunderlieblihe „Einheit von Stat und Kirche“ 
Seite 319 erreicht war, ergab fich alsbald, daß dieſe begriffs- 
widrige Confufion für die Kirche zunächft noch bedenflicher 
war als für den Stat, den fie praftiich erft fpäter gefährdete. 
Karl griff ſchon 794 als Schirmvogt der Kirche auch in das 
innerfte Freiheitägebiet der Kirche ein: in ihre Glaubenslehre, 
indem er auf der Reichsſynode zu Frankfurt die Lehre der 
Adoptianer aus eigner Machtvolllommenheit verwarf: die 
gleihe Vergewaltigung, wie fie byzantinifche Kaifer an der 
firhlichen Lehre jo oft geübt. An diefer unvermeidlichen 
Folge jener hochpreislichen Einheit ſchlüpft der Herr Ber: 
fafjer mit dem Säßlein hurtig vorbei: ©. 313, „das ging zwar 
eigentlich über die Rechte Karla und die Freiheit der Kirche 
hinaus!” Es ift aber die Herrjchaft der Kirhe im Stat 
(Gregor VII.) oder die Tyrannei des States im Glauben 
(Byzantinigmus) die nothwendige alternative Folge der 
Gonfufionen von Stat und Kirde, von Religion, Moral 
und Recht. Gerade das Theofratifche, die myftifche Kaifer: 
idee war das Schwache und Verderbliche in Karls Wirken 
(falſch ift e8, daß jeit 800 der Kaifertitel im Abendlande 





ı) So mar ©. 324, von Sendboten und Rügefchöffen zu be- 
merfen, daß fie Firchlihen Einrichtungen entlehnt waren: fo fünnen 
wir Die Dergleihung Karls mit Chlodovech — zu Karl’3 Ehre — wahrlich 
nicht gut heißen ©. 325. So ift doch S. Das ripuarifche Recht 
des Königshaufes nur eine Anwendung des Princips der perfönlichen 
Rechte und wobei fein Beweis einer —*52* Geſetzgebenden 
Gewalt!! So hatten (ebenda) doch ohne Zweifel auch die Dlerovinger 
bereit Verordnungsgemwalt, fo machte (S. 312) Doch nicht erft Die 
Be frönung den König zu einer „chriftlichen Obrigfeit,“ fo dauerte 
die Verbindung, welche Kar geilen anfreich, Italien und Deutfch- 
and gei@aaften, Doch feit 850 nur me gr äußerlih fort, 
nicht Die von ihm gefchaffene politifhe ©. 24. 

r 17" 
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nicht wieder erlojh, S. 328, es gab Zeiten ohne weftlichen 
Kaiſer zwiihen 843— 962). Gerade diefer rein theofratifche 
Bau und die Univerfalmonardie „zerfiel bald nad feinem 
ode in ein Chaos,” ©. 328: wahrlich eine jchlimme Ber: 
urtheilung des Statsmannes Karl, — wäre das fein Beftes 
geweien. Daß jein Stat der erfte Eulturftat war jeit 476, 
fann man gegenüber Theoderihb dem Großen, auch dem 
Weftgothenftat gegenüber nicht behaupten. 

Beinahe jcheint der Herr Verfaſſer da8 Grauen der 
hriftlihen Bekehrer vor den alten Göttern zu theilen, wenn 
er ©. 328 jagt: „Karl war der Riefe, der die Dämonen 
des Heidenthbums und der Barbarei, der Anardie und 
Gewalt, der Unordnung und Willfür gebannt hat” —: ad, 
leider nicht einmal für feine eigne Regierungszeit gilt das 
Letztere volllommen. 

Wenn e3 aber Seite 329 heißt: „Won mo der ewige Strom 
des Lebens ausgeht und wohin er führt, kann die Gefchichte jo 
wenig jagen als es der Naturwiflenichaft je gelingen wird, Ur: 
ſprung und Endziel der phyfiichen Kraft zu ermitteln,“ jo fügen 
wir bei: ganz einverftanden! Darum foll eben die Ge: 
Ihichte darüber Schweigen und die Vhilojophie darüber reden 
laffen. Und nur weil in einem Geſchichtsbuch darüber ge: 
predigt ward, haben wir in einem geſchichtlichen Auſſatz 
darüber philofophirt: aus Nothwehr für die Geſchichts— 
philofophie, welche durch die Theologie Sanct Auguftins er: 
jeßt werden ſoll. Das wollen wir nach Kräften abmwehren 
von der Geſchichte, der Theologie gern und neidlos das 
Recht ſolcher Betrachtungen zuerfennend. 

Wir jcheiden von dem jo vielfach tüchtigen Werf mit 
der Berfiherung, daß wir auch die bier befämpften An: 
Ihauungen des Herr Verfaſſers wohl zu würdigen miflen: 
nur in einem Geſchichtsbuch mußten wir fie befämpfen. 


IV, 


Nun ift auch der Il. Band der „deutſchen Gejcichte 
bis auf Karl den Großen, von Georg Kaufmann er 
vu (Leipzig, 1881). Es gereicht mir zur Freude, dieſen 

I. Band befjer nennen zu können als den erften; (Vgl. oben 
€. 208 f. An dem erften war die Nichtunterfheidung von 
objectiver Quellenüberlieferung und allerfubjectivften Hy: 
pothejen jcharf zu tadeln und der überfhwänglich bilder: und 
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blumenreiche, ſchwülſtige Stil war — meinen Geſchmacke wenig- 
ſtens — geradezu fatal. Beide Fehler find in dem IL Band 
ſehr viel weniger hervortretend, zumal der Ausdrud ift einfach 
und frei von Schwulſt. Man wird in einer „deutſchen“ 
(nicht „germanifchen oder Völkerwanderungs-“) Geſchichte 
zwar Bandalen in Spanien und Afrika, Weftgothen in Süd— 
Gallien und Spanien, DOftgothen in Stalien nicht ſuchen, 
aber ſchließlich ſchadet ein jolches Parergon nicht: machte nur 
nicht das Ganze mehr den Eindrud einer Reihe von Eſſay's, 
als einer erjchöpfenden zufammenhängenden Geſchichts-Dar— 
ftellung. Es findet fih aber mande recht treffende, dem Ver: 
faffer eigenthümliche, ſcharfſinnige Bemerkung, die Kenntniß 
der Duellen ift überall für den Kundigen heraus zu jpüren. 
Manchmal hat der Herr Verfafjer freilih gewiſſe — ich finde 
fein anderes Wort dafür und meine e3 nicht beleidigend — ge— 
wiſſe Marotten. So wenn er ©. 410 gegen die übereinftimmende 
Anfiht aller Hiftorifer und namentlich der Rechtshiftoriker 
bei den Weftgothen noch nah dem V. Jahrhundert geringe 
Romanifirung, ſtarkes Fefthalten ihres altgermanijchen 
Weſens, auch in ihren Gejegen, annimmt. In diefen Ge- 
jegen, in welchen man die größte Mühe hat, unter der er— 
drüdenden Fülle von römifhem und kirchlichem Recht hin und 
wieder noch einzelne Spuren von Germanifchemn '*) zu finden! 
Der Berfaffer meint freilich: jene Geſetze machten nur deß— 
halb einen fo römifchen Eindrud, weil fie lateinifch gejchrieben 
feien. Iſt etwa die Lex Salica nicht lateinisch gefchrieben, 
und macht dieje einen römischen Eindrud? 

Was fol überhaupt eine To laienhafte, allgemeine 
Phraſe, nahdem ich in ganz genauer, erjchöpfender Statiftif 
(Weitgothiihe Studien ©. 51, 52) nachgewieſen habe, welche 
Maſſe von Säßen der Lex Visigothorum aus den Eoncilien- 
ſchlüſſen und aus dem Codex Theodosianus genommen ift, 
und zwar ftet3 mit ganz genauer Angabe jeder Duellenftelle? 
Jene Nachweiſe möge der Herr Berfaffer erft widerlegen, 
bevor er jolde Sätze aufſtellt. Unverftändlich ift mir die 
Bemerkung des BVerfafjers Seite 413: „Dahns Darftellung 
begeht den Irrthum, die Zuftände des weſtgothiſchen Reichs 
nad dem Breviarium zu ſchildern.“ Weiß der Herr Ber: 
faffer nicht, daß in diefem Reich von Anfang (417) bis auf 


8) In den „” othiſchen Studien“, Würzburg 1874. S. 298 
babe ich die äuferft a. germanifchen Refie ufanmengefteilt 
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Kindaſvinth und Rekiſvinth (ca. 650) das Princip der 
perfönlichen Rechte galt, die Römer nad römijchem Recht 
und zwar feit a. 506 nad dem Breviar lebten, jo daß nur 
für die legten 61 Jahre des Weftgothenreihs (c. 650—711) 
das Breviar nicht galt? Wonach ander? als nah dem 
Breviar fol man das römische Recht in diefen dritthalb 
Zahrhunderten darftellen? Daß ich die gothijche Seite nad 
der Lex Visigothorum dargeftellt und die jpäteren Aenderungen 
und Beraltungen mancher Theile des Breviars hervorgehoben 
babe, ift felbjtverftändlih und wohl aud dem Herrn Ber: 
faffer nicht entgangen. Faft ebenjo befremdend ift, daß 
der Herr Berfaffer die Herrſchaft der Bilchöfe über dieſen 
Stat beftreitet: die Gründe, melde formell dem König 
die Herrihaft — und zwar eine erdrüdende — über die 
Kirche zu geben fcheinen, habe ich alle jelbft aufgeführt, 
Könige VI — aber die Gründe melde thatſächlich, mate: 
riell die Könige den Bilchöfen, dem Neichsconcil unter: 
warfen, daneben geftelt. Dieje ignorirt der Herr Verfaſſer, 
der auch nicht bedenkt, daß nicht das ganze Palatium, jondern 
nur jene wenigen Laien Stimmrecht hatten, melde bie 
Synodalacten unterzeichneten. Die Volks: oder Reichs: 
Berfammlung, welche neben dem Concil mandmal erwähnt 
wird, befonders behufs der Königswahl, jpielt im Vergleich 
mit dem Reichsconcil, auf welchem die Biſchöfe und andern 
Geiftlihen ftet3 eine erdrüdende (fünffache) Mehrheit hatten, 
eine ſehr untergeordnete Rolle, jo daß ich (Könige VI. ©. 555) 
Mühe hatte, Eriftenz und Thätigfeit derjelben darzuthun. 
Ueberhaupt, ich erfenne gern die Vertrautheit des Herrn 
Berfaffers mit den Gefchichts: und zumal den literarijchen, 
rhetorifhen Quellen jener Periode an: aber jeine Kenntnifie 
in Rechtsquellen und insbefondere, was bei dem Nidt: 
Juriſten ſehr begreiflich, jeine Fähigkeit, fie zu behandeln, — 
er verwechſelt 3. B. Befig und Eigenthum! oben S. 210 — 
find nicht jo hervorragend, das ich feiner Belehrungen nict 
füglihd entrathen könnte: am Allerwenigiten im Recht der 
Gothen bedarf ich jeiner Meiſterſchaft. — 

Schließlich noch eine Bemerkung, welche beiden hier be 
Iprochenen Büchern gilt und deren Formulirung mir jhwer 
fält, weil ich durchaus nicht die Abficht habe, einen be 
leidigenden Vorwurf auszufpreden, vielmehr nur ganz ob: 
jectiv ein Bedenken gegen eine Eigenjchaft beider Bücher. 
Beide citiren, wie feine Quellen, fo feine Literatur. Daher 
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lieft man Seiten lang Ausführungen, deren mejentlicher 
Inhalt andern ältern Werfen angehört, ohne daß der nicht: 
gelehrte Lejer diefen Sachverhalt ahnt. Iſt das — ſchön? 
Man mißverftehe mich nicht; beide Verfaſſer haben wahrlich 
genug Quellenftudien gemacht und eigenartige jelbftftändige 
Gedanken genug gefunden, um fremder Federn durchaus 
nicht zu bedürfen, fich damit zu ſchmücken. Aber jeder von 
uns fteht auf den Schultern feiner Vorgänger und jeder 
muß nah dem Gejeß der Arbeitstheilung, in manden 
Duellenkreifen namentlih, die Ergebnifje feiner Vorarbeiter 
aufnehmen. Aber wenn ich das thue — dann ſage ich es; 
fo babe ich 3. B. in der Literaturgefchichte des V.— VII. 
Sahrhunderts (Urgeihichte I. S. 536 f.) meift Ebert, die 
erfte Autorität, zu Grunde gelegt, wo ich nicht die einzelnen 
Schriften wiederholt ftudirt hatte: aber ich habe dabei 
ftet3 Ebert ausdrücklich citirt. 

Gewiß find Bücher ohne den bejchwerenden Anhang von 
Literaturangaben viel leichter zu leſen und fie empfehlen fich 
dadurch ftarf für den Verleger; aber ich meine, wir jollten 
doch bei der alten jchmwerfälligen Sitte bleiben. Ich rede 
durchaus nicht pre domo und verlange durdaus nicht, daß 
man für mich eine Ausnahme von der Regel des Nicht: 
Citirens made. „Eh bien! J’en ferai d’autres!“ jagte 
Boltaire auf die Frage, was er denn nun thun werde, da man 
irgendwo jeine Gedanken abgedrudt hatte —; aber es ift 
doch ein jeltiames Gefühl, wenn man bei Lejung folder 
Bücher unmillfürlihb an den Rand jchreiben möchte: fiehe 
Waitz oder fiehe Sohm oder fiehe X oder fiehe Y, jo nad: 
bolend, was die Verfaffer verfäumt haben. Sch wieberhole: 
die Verfaffer haben im beften Glauben gehandelt und find 
eines Plagiats weder bebürftig noch fähig. Aber ich fände es 
viel verdienftlicher, wenn die Herren, wie fie e8 ja in früheren 
werthvollen Einzelarbeiten gethan — niemand fann Arnold3 
ältere8 Werk höher jhägen ala ih und aud Kaufmanns 
frühere Eleinere Arbeiten würdige ich mit aller Anerkennung 
— nur dasjenige berichteten, was fie jelbft gefunden, oder 
wo von Anderen Gefundenes herangezogen werden muß, 
dieſe Vorgänger bezeichneten. 


— — — 
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V. 


Herr Heinrich von Sybel, der Herausgeber der 
hiſtoriſchen Zeitſchrift, hatte mir in jenen Blättern ſelbſt 
eine „kurze Entgegnung“ verſtattet auf die in der umge— 
arbeiteten Ausgabe ſeines Werkes „Entſtehung des deutſchen 
Königthums“ (Frankfurt a. M. 1881) über mich verhängte 
Polemik. 

Das überaus freundliche Schreiben vom 1. Nov. 1882, 
welches mir jene Berftattung mittheilte, hatte mir freilich für 
ſolche Entgegnung das Schwert aus der Hand gelöft mit den 
Worten: „Sn welder Gefinnung ih über altgermanifche 
Hypothejen polemifire, zeigt die Widmung meines Buches 
an Waig: und nicht anders wünſche ich zu meinen andern 
geehrten Gegnern mich zu ftellen.“ Leider habe ich aber, 
nachdem ich ſämmtliche mich betreffende Stellen des Buches 
ftudirt, den Eindrud empfangen, daß ich doch nicht ganz 
ebenjo behandelt werde wie die andern Gegner, und deßhalb 
muß ich gleihwohl wenigftens mit dem Schilde, einmal wohl 
aub mit dem Scildftadhel, abwehren. Das Schwert leg’ 
ich einftweilen zur Seite: in der in Vorbereitung begriffnen 
neuen Ausgabe der „Könige der Germanen”, zunächſt Band I. 
und VI., werd’ ich e3 ausgiebig zu ſchwingen haben. — 

„Lancräche“ ift der Herr Berfaffer. Kein Vorwurf! 
Eine Eigenfchaft, welche er mit einer burgundiſchen Königs- 
tochter und großen Statsmännern theilt. Bor zwanzig 
Sahren habe ich, allerdings nur ein blutjunger PBrivatdocent, 
gewagt, die Hauptlehre des Herrn Berfafiers auf dieſem 
Gebiet zu bekämpfen: ſcharf, da ich jene Lehre für ſehr be- 
denklich bielt, gerade weil fie von einem unjerer erften 
Hiftorifer Höchft geiftvol vorgetragen wurde. Mir ift das 
Königthum die wichtigfte, die Entwidlung der Berfafjung 
tragende Snftitution; deßhalb nannte ich mein verfafjungs- 
geichichtliches Werk „Die Könige der Germanen“; und zwar 
erwähft mir das Königthum aus Umbildungen zwar ve 
alten ErbfürftentHums in quantitativer Ausdehnung und) 
vermöge römifcher Einflüffe, in intenfiver Machterftarfung, 
aber doch aus nationaler Wurzel. 

Der Herr Verfaſſer Lehrte: jene Barbarenführer haben 
mit dem Imperator den Dienftvertrag geſchloſſen; dadurch 
find fie die Könige ihrer Scharen geworden.” Dieje Auf: 
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faffung hat der Herr Verfaſſer, jomweit ich ſehe, nunmehr er- 
heblich mobdificirt: daß fie nicht die herrichende wurde, dazu 
By ih mir dur meine Arbeiten redlich beigetragen 
zu Haben. 

Bei aller Beitimmtheit des Widerfpruhs glaubte und 
glaube ich die Verehrung nie verlegt zu haben, melde ich 
dem Herrn Verfaſſer damals trug, wie ich fie heute empfinde. 

Gleichwohl ſcheint jener Widerſpruch verftimmt zu haben, 
zumal eine noch zu erörternde Stelle: und fo erfahre ich 
nach zwanzig Jahren eine anders abgetönte Behandlung, in 
Scherz und Ernft, ald andere, ala 3. B. Köpfe. 

Ich verftehe und vertrage Spaß: eine „magiftrale Miene“ 
(S. 206) hat mir fonft meines Wiſſens niemand angefehen. 
Aber manchmal jcheint mir die Ironie Herrn Heinrich’3 von 
Sybel aufzuhören, gutartig zu fein. 

Er jagt ©. 138: „Dahn citirt nun eine ganze Reihe 
achtungsmwerther Gewährsmänner: nur ein Umftand ift dabei 
zu bedauern, daß diefelben jämmtlich dem 19. und nicht einer 
dem 1. Jahrhundert angehört.“ 

Seit wann ift e3 verboten, wo pofitive Duellenbeläge 
mangeln (der Herr Berfafjer felbit fährt fort: „Ein Mangel, 
der allerdings jeinen guten Grund hat; denn alles, was wir 
aus den erften Jahrhunderten über die Fürftenwahl erfahren, 
beſchränkt fih auf die Worte Germ, c. 12“), fih auf über: 
einftimmende Annahmen der modernen Schriftfteller zu be: 
rufen? Bernahläffigung der QDuellen oder willfürliche 
Annahmen ohne, gegen die Quellen hat mir noch niemand 
vorgeworfen; aber auf Gebieten, in welchen die Duellen für 
Sahrzehnte oft aus ein par Wörtern beftehen, wird man 
ohne Hypothejen und Gonftructionen nicht auskommen und 
gar manden Sat als Ergebniß der Gejammtauffaflung hin- 
ftelen müſſen. So hat denn der Herr Berfafler wirklich in 
meinem jechsbändigen Werke fünf bis jechs Stellen gefunden, 
denen, aus den obigen Gründen, pofitive Duellenbeläge 
nicht beigefügt werden konnten: mit eifriger Befliffenheit 
werben fie hinter einander in Anmerkungen, weithin fichtbar 
angeführt: fein Leſer muß meinen, das jei für meine Arbeitäweife 
charakteriſtiſch. Sollten nicht in den Büchern feiner übrigen 
Gegner, ja auch des Herrn Verfaſſers felbft, belagloje Säße ge: 
fammelt werden fönnen? Nur die Unterfheidung von 
quellenmäßig feftftehenden und von vermutheten Dingen ift 
ftreng dem Forscher jelbft und deu Lefer klar zu halten: das habe 
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ih oft und ſcharf gefordert; wenn ich aber, folder Pflicht 
gemäß, 3. B. bei dem ſog. Teftament Genſerich's durch ein 
„wohl“, „gewiß“, „jedesfalls“ das Subjective der Annahmen 
fennzeichne, rügt das der Herr Verfaffer durch Gänſefüßlein. 

Auf das Detail unferer Meinungsverjhiedenheiten kann 
diefe „kurze Entgegnung” nicht eingehen — wir werden und 
bei Philippi mwiederjehen! — nur die amaliſche Streitfrage 
fei erwähnt, weil fih an fie ein für mich verhängnißvoll 
gewordener Satz fnüpft. Der Herr Verfaſſer lehrt, Caſſiodor 
habe die jechzehn königlichen Amaler vor Theoderich erfunden, 
um die Herrichaft Theoderich’3 bei den Dftgothen zu befeftigen 
und zu verherrlihen. ch ermwiderte damald, das jei nur 
dann möglih, wenn dieſer germanifhe Stamm der Gabe 
des Gedächtniffes entrathen hätte, und fügte bei: „die Kritik 
hat uns von der Unkritif befreit: hüten wir uns, nunmehr 
in Ueberkritik zu verfallen.” Diefer Sat gerade jcheint 
verlegt zu Haben. Sch bebauere das; aber ih kann aud 
heute noch jene Aufftellung nicht begreifen. Hatten die 
Gothen gar feine Meberlieferung ihrer jüngften Geſchichte bis 
etwa 200 Jahre vor Theoderih? Mußten nicht jogar im 
Yahre 526 noch Greife leben, welche die Könige vor Theo: 
derih Fannten? Ein damals Achtzigjähriger konnte feinen 
Großvater faſt noch als Augenzeugen von Ermanarich er: 
zählen gehört haben. Die neue Ausgabe wendet nun ein: 
„Caſſiodor's Buch war bald verjchollen”: ich muß mir bie 
bejcheidene Bemerkung erlauben, daß darauf für unjere Frage 
auch nicht das Mindefte anfommt. Die neue Ausgabe fährt fort: 
„wo ift gejagt, daß die Gothen Eaffiodor glaubten?“ Ich muß, 
wirklich erftaunt, erwidern, Caſſiodor fonnte fich der Gewiß— 
heit, daß fieihm nicht glaubten, nicht ausfegen: er hätte feine 
Amaler und fich jelbft lächerlich und verächtlich gemacht. Iſt «8 
nun nicht allzufcharfe Kritik, welche zu ſolchen Ergebniffen führt, 
Sage, Geſchichte, Ueberlieferung, Gedächtniß eines Volkes für 
feine jüngfte Vergangenheit ausſchließend? Ja, wenn im 
16. und 17. Jahrhundert in Spanien falſche Stammbäume 
der Weftgothenfönige des 5. bis 7. Jahrhunderts erfunden 
werden, jo trennt ein Jahrtauſend die Thatfahen und die 
Fälſchungen. 

Bitter und laut muß ich mich aber darüber beflagen, 
daß der Herr Berfaffer alles ignorirt, was ich nad den 
„Königen“ gejchrieben habe. Ich habe doch in den zwanzig 
Jahren feit 1861 einiges gelernt: manche damals aufgeftellte 
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Anficht (3. B. gerade über Nachwirkung des Gejchlechter- 
ftates, über den Anfang jeßhaften Aderbaues) habe ich 
mobdificirt, andere durch neue Gründe geftügt. AU das ift 
für den Herrn Berfaffer nicht vorhanden! Ach darf aber 
verlangen, daß meine Auffafjung und Beweisführung ge- 
würdigt werde, wie fie jegt ift, nicht, wie fie vor zwanzig 
Jahren war. St das „fair-play“‘? Der Herr Verfaſſer 
erwähnt Sohm’3 Anficht über Fehde und Blutrache: meine 
Abhandlung „Fehdegang und Rechtsgang“, die, richtig oder 
unrichtig, viel tiefer eingreift und in Spanien und Stalien 
Widerhall gefunden hat, kennt oder nennt doch der Herr 
Verfaſſer nicht. Alles, was ich nun in den zwei Bänden 
„Bauſteine“ zufammengeftellt, was ich in den „Weftgothijchen 
Studien“, den zwei Bänden der „Urgefchichte” (Onden-Grote) 
in der vollftändig neuen Bearbeitung von Wietersheim theils 
geändert, theils neu aufgeftellt, theild neu begründet habe 
— bleibt unberüdfichtigt. 

Mich tröftet über die jeheinbare Zurüdjegung nur die 
Thatjahe, daß ganz allgemein die jeit zwanzig Jahren 
nacherwachſene Literatur jo ungenügend herangezogen ift, daß 
die neue Ausgabe des geiftreihen Buches dem dermaligen 
Stande der Forfhung nicht entipricht. 


Weber germanischen Bansbau. 


— le — 


ie Frage nach dem älieften Haufe der germanijchen 
>, Bölfer hängt untrennbar zujammen mit der nad 
dem älteften Gulturgrad derjelben, nad den wirth- 
ſchaftlichen Grundlagen ihres Lebens. Letztere find 
vielfach beftritten: doch darf man nnnmehr die Anficht als 
die mit Recht herrichende bezeichnen, welche für: das frühejte 
Auftreten unjerer Ahnen in Europa nicht jeßhaften, jondern 
im Umbherwandern betriebenen Aderbau, in viel größerem 
Umfang aber Viehzucht und Jagd als Erwerbsarten ber 
Nahrungsmittel annimmt. Es fann nicht anders fein: all 
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gemeine Erwägungen, die Natur der Sache und beftimmtefte 
Duellenzeugnifje ftimmen darin überein. Zwar waren ben 
Germanen in Afien, wie die vergleihende Sprachforſchung 
bewiefen, in ihrem Zufammenleben mit den übrigen Völkern 
der ariſchen Race: den Indern, Perſern, den jpäteren Hellenen, 
Stalifern, Kelten und Letto-Slaven die Anfänge eines höchſt 
einfachen Aderbaues nicht unbekannt: allein zweifellos fpielte 
er eine untergeordnete Rolle im Vergleich mit der Viehzucht: 
Kühe galten als Werthmeſſer und Tauſchmittel, nach der 
Kuh war jogar die Landeintheilung, der „Gau“, benannt. 
Die Viehzucht in foldem Umfang und dabei zugleich nod 
in folder Einfachheit betrieben, jett aber das Umherziehen 
nad Erjhöpfung der Weidegründe beinah als unerläßlich 
voraus. Nicht anders auch als durch folches Umherwandern, 
dag nur allmälig eine beftimmte Richtung nah Weften ans 
nahm, jchwerli freiwillig, vielmehr vermuthli durch den 
Drud anderer, turanifcher Völker von Dften her, find ja die 
Germanen überhaupt aus Afien nad Europa gelangt. 

Es leuchtet nun ein: jo lang der „Gau“, (ein Wort, 
dag von jeher zugleich eine Gliederung des Volkes, die Bes 
völferung des „Gau-Landes“, das „Gau-Volk“, die „Gau: 
Leute” und auch das „Gau-Land“ bezeichnete) ſtets bereit war, 
nah ein par Jahren aufzubreden und anderes Weideland 
zu Juden, fonnte auch das „Haus“ nicht auf Stätigfeit ein— 
gerichtet, es mußte vielmehr leicht mitzunehmen fein, fand 
man dieje Belaftung nicht zu mühſam, 309g man es nicht 
vor, das wenig Werthvolle zurüdzulafien oder zu verbrennen. 
So war denn „das Haus“, d. h. ein leichtes Gezimmer von 
Brettern, überjpannt mit Lederhäuten, oder Woll- oder 
Linnen= Deden eine Art von Zelt: es konnte, ohne ausein: 
andergenommen zu werden, auf breite Wagen gehoben und 
davongefahren werden. Mit folden Wagen und Karren, 
welche Weiber, Kinder, Kranke, die werthvollfte Habe an 
Waffen, Schmud, Geräth bargen, famen die Wanderer offen= 
bar nach Weſten gefahren, ag die Vorhut und wol 
auch die Nahhut aus Reitern beftand und die Menge der 
Männer den Wagenzug, ſowie die mitgetriebenen Herden, 
auch die unfreien Knechte und Mägde umgaben. 

Es war nur Wiederaufnahme uralter, auch in Europa 
nie völlig unterbrodener Gepflogenheiten, als die Kimbern 
und Teutonen ca. a. 120 vor Ehriftus aus den zu eng ge 
worbenen Sitzen an der Norbfee einen Theil ihres Volkes 
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aufbrechen ließen, welder ganz in der eben gejchilderten 
Weife in feinen etwa zwanzigjährigen Wanderzügen bie 
Wagenburg bi nah Spanien, Südgallien, Italien mit 
fih führte. Und genau diejelben „Wagenburgen“, „Karren 
züge” treffen wir in der Zeit der fogenannten „Völker— 
wanderung“ bei den gothiſchen Völkern: jowol in den großen 
MWanderzügen derjelben von der Donau bis tief nah Afien 
hinein im II. Jahrhundert als bei Oft: und Weftgothen im 
IV. und V. Jahrhundert.” 

Zange vierräderige, kurze zmweiräderige Karren, von 
Rindern gezogen, von zelmwagenartigen Dächern aus Leber, 
Fellen, Leinwand überdedt, durch leichtes Lattenwerf an den 
Seiten und im Rüden vergittert, wurden, wenn man Raft 
machte, an=, ja oft ineinander gefahren und gejchoben: fo 
bildete die „Wagenburg” eine gar nicht leicht zu durch— 
brechende Befeftigung des Lager, mit ihren natürlichen 
Bruftwehren trefflihd von oben herab zu vertheidigen, für 
feindliche Reiter völlig undurddringbar: es ift befannt, wie 
nach dem Erliegen ihrer Männer zulegt noch die Frauen der 
Kimbern, unterftüßt von den treuen „Hofmwärtern“, d. h. den 
großen Hunden, fi, ihre Ehre nnd ihre Kinder von ber 
Wagenburg herab gegen die fiegreihen Legionen des Marius 
vertheidigt haben. 

Bölig ungebräudlid war bei Germanen der Stein: 
bau: erft von Kelten und Römern haben fie ihn gelernt. 
Und zwar fpät. 

Denn es ift in höchſtem Maße lehrreih, daß ger: 
manifhem Recht das Haus als „Fahrhabe”, als „Fahrniß“ 
d. 5. als bewegliches Gut im Gegenfaß zu den Grundftüden 
als liegendem Gute gilt: ein Rechtsiprichwort, das in manch— 
faltiger Faſſung und in den Gebieten verfchiedener Stämme 
begegnet: jagt: „was die Fadel verzehrt, ift Fahrniß“ und 
zählt aus diefem Grunde alle Häufer zu der „Fahrniß“: 
jo daß 3. B. die Erben, welche vermöge ihres „Beiſpruch— 
rechtes” die Veräußerung oder Schuldbelaftung von Grund: 
ftüden dem — wehren können, ähnlich der „Ober— 
eigenthümer⸗ (3. B. Lehensherr, gegenüber dem Vaſallen) 


) Bel Da SR Ic Se un U. ©. 77. V. ©. 10 f. 
Zen, 1.05 germanifchen und — Völker. I. ©. 
— F en Dahn, Gefchichte der Völler— 
—— ©. 210. I.©. 64. 330. Dahn, deutſche Geſchichte. 
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gegenüber dem Untereigenthümer ſolche Befugnifie in Be— 
ziehung auf Häufer nicht haben: ja wenn der Erbgang in 
Grundftüde und der in Fahrhabe verſchiedene Perſonen bes 
ruft, fallen die Häufer, jofern fie nicht Theil oder Zubehörde 
des Bodens, dem Erben der Fahrhabe, nicht dem Erben der 
Grundftüde zu. Das war Alles ganz folgerichtig: denn die 
Fadel verzehrte die Häufer, weil fie ganz aus Holz ge: 
zimmert waren und bdiefe Häufer waren urfprünglic im 
wörtlichften Sinne „Fahrhabe”, „Fahrniß“: Fonnte man fie 
doch auf Wagen heben und davon fahren. Auch abgejehen 
von den befprodhenen Wagenburgen wird in den römifchen 
Quellen wiederholt eine Befchreibung der germanifchen Häufer 
entworfen, welche Steinbau ausdrüdlih ausfchließt, lediglich 
Holz als Material bezeichnet: Tacitus, Germania, K. 16: 
99 nah Chriftus. „ES ift wol befannt, daß die ger- 
manijchen Völker nicht in Städten wohnen, ja, fie verftatten 
nicht einmal aneinander gebaute Wohnfige. Zerftreut und 
abgefondert bauen fie ſich an, wie ein Duell, ein Feld, ein 
Hain fie anfpridt. Die Dörfer legen fie an, nit nah un: 
jerer Weife mit verbundenen und untereinander zufammen: 
hängenden Gebäuden: vielmehr umgibt jeder fein Haus mit 
einem unbebaut bleibenden Raum (dem „Hof“, der „Hof: 
Were”, welche ein Zaun umbegt), fei e8 zur Sicherung gegen 
Feuer, ſei es vermöge Unvertrautheit mit der Baufunft. 
Nicht einmal Bruchfteine oder Ziegelfteine verwerthen fie: 
unförmlices Holz brauden fie allein zu Allem, ohne Rüd: 
fiht auf Ausfehen oder Zier. Nur beftreihen fie gewiſſe 
Stellen ‚jorgfältig mit einer jo reinen und glänzenden Art 
von Erde (Thon), daß es wie gemalt, wie farbige Zeich— 
nungen ausfieht. Auch unterirdifhe Höhlen legen fie an 
und bededen fie oben dicht mit Dünger, die Früchte darin zu 
bergen und aud den Menjchen im Winter zur Zuflucht vor 
der Kälte zu dienen.” Tacitus fpricht im Eingang der 
Stelle zwei, wol zu jcheidende Gedanken aus. Einmal 
jhildert er die neben der Dorf-Sidelung vorkommende 
Hof:Sidelung, wobei die Bauern nicht fi an Einem Drt 
niederließen, jondern ihre Einödhöfe, „Einöden“, „Schwaigen“, 
wie fie heute noch in Baiern heißen, oft ftundenweit vom 
nächften Nachbar entfernt lagen. Es ift irrig, die Hoffide- 
lung den einen, die Dorffidelung den andern Stämmen zu: 
zutheilen: beide fommen bei jedem Stamme vor. Und es ift 
auch unrichtig, das eine Syftem an ſich als das ältere auf: 
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zufaffen: nur im Einzelfall ift freilich oft aus dem urfprüng- 
lihen Einödhof ein Dorf erwachſen, nachdem mit fteigender 
Bevölkerung neben der urjprünglihen Hofftätte jüngere von 
den heranwachſenden Söhnen, zumal nah ihrem Augjcheiden 
aus der väterlichen „Were“ durch Heirath, begründet wur: 
den. So gibt es Hoffidelung gleihmäßig bei Frifen, 
Sachſen, Thüringen, Franken, Mlamannen, Baiern. Ge: 
[chichtlihe Vorgänge bei der erften Einwanderung in ben 
einzelnen Landjchaften, bei der erften Landtheilung und 
Waldrodung haben für das eine oder andere Syftem ent= 
ſchieden, jehr oft aber rein örtliche Gründe, — die Gliederung 
de3 Landes in Thal: und Hügelgruppen: jo mußten gewiſſe 
Vortheile, an deren Genuß fih Alle gern berandrängten, 
zur Häufung der Sidelungen an Einem Flede führen: daher 
findet fih Dorffidelung häufig an Seen, Teichen, am Lauf 
der Flüffe, ganz befonders aber an alten Furten der Flüffe, 
fpäter dann an Brüden: die zahlreihen Ortsnamen bei 
Ptolemäus, aus welden man jehr mit Unrecht hat Städte, 
Märkte machen wollen, waren in den meiften Fällen nur der 
Ausdrud dafür, daß diefer Drt einen beftimmten Namen 
führte, bezeichneten vielleicht auch einen einzelnen Anbau, oft 
eben eine Furt, wie das jo häufige Schlußmwort: „„goöpdov* zeigt. 

Keineswegs hat aber etwa Tacitus an jener Stelle die 
Hoffidelung als einziges Syftem germanifcher Niederlaffung 
bezeichnen wollen: jpricht er doch oft genug von den Dör— 
fern (viei) der Germanen, welche geplündert, angezündet 
werden. Ich habe anderwärts hervorgehoben, daß er viel- 
mehr Dorffidelung als das Regelmäßige vorausfegt, wo er 
ganz allgemein von Rechtsgebräuchen fpricht, 3. B. von ber 
Beitrafung der Ehebrecherin, welche „durch das ganze Dorf“ 
mit Geißelhieben gejagt wird. 

Und gerade auch an unserer Stelle bemerft er ja — 
das ift der zweite Gedanfe — daß fie die Dörfer nicht 
wie die Stalifer anlegen, jo daß Haus unmittelbar an 
Haus ftößt (wie heute noch in Stalien, Spanien und Süd— 
franfreih, wo fih das Dorf nur durch die Quantität der 
Häufer von der Stadt unterjcheidet), fondern, dem echt-ger— 
manifhen Drang zur Imvidualiſirung entſprechend, indem 
jedes Gehöft für fich allein geftellt und von den benachbarten 
durch einen freien Raum getrennt wird, welder urſprünglich 
mit dem mannshohen Zaun umfriedet und gefeftigt war: 
jpäter trat dann zu diefem „Hof“ regelmäßig noch ein 
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©arten, d. h. ein „Baum⸗-Anger“ hinzu, in weldem aus 
Wiesboden einige Obftbäume ragten, anfangs Wildlinge, 
ſpäter, nahdem man, wol von Kelten und Römern, das 
Pfropfen gelernt, veredelte: noch heute heißt unfer „Garten“ 
Ichwediich „Träd-gärd“ d. h. Baum-Gehege, in Erinnerung 
daran, daß urjprünglih im germaniſchen Garten Dbftbäume, 
nicht Gemüſe oder Blumen, das Wefentlihe waren: im Dä- 
niihen dagegen muß das Wort have, Hof, den Garten 
mit ausdrüden. Bei Bajuvaren und Alamannen finden fich 
noch heute die Bauernhäufer jehr oft von ſolchen „Baum- 
gärten” umgrünt. 

Die nächſten Angaben nah Tacitus, welche uns über 
germanifchen Hausbau Kunde ertheilen, find Bildwerfe: die 
Darftelungen auf der Siegesfäule Marc Aurels,*) welche 
dieſes Kaifers Thaten im jogenannten „Marfomannen- 
Krieg“ verherrlichen: in den unter diefem Namen zufammen= 
gefaßten Kämpfen von a. 165—181 wurden Dörfer und 
Gehöfte von Marfomannen, Duaden und verjhiebenen 
gothiſchen Völkerſchaften erreicht, geplündert, verbrannt, 
auch Befeftigungen erftürmt: nirgends in den Relief: Dar: 
ftellungen begegnet dabei eine Spur von Steinbau: Die 
Hütten find aus Stroh, Scilf, dünnem Bretterwerk herge— 
ftellt, faft mehr hürdenartig geflochten al8 gezimmert. In— 
defien find dieſe Bilder nur von zweifeligem Werth als 
Duellen für germaniſche Bauten: denn unausgeſchieden 
von germaniſchen wurden auch ſarmatiſche, (jazygilche) 
Krieger, Gefangene und Gebäude dargeftell. Auch find 
offenbar mande der vorgeführten Gebäude gar nit Wohn: 
häuſer, jondern Getreide-Schuppen, Vorrathshäuſer, Hürden. 
— Ungefähr ein halbes Jahrhundert jpäter jhildert Hero: 
dian die Häufer der Germanen im inneren Deutſchland — 
e3 waren vor Allem Alamanneu, Chatten und Hermun— 
duren, vielleiht auh Marfomannen, deren Gebiete Kaijer 
Marimilian a. 234 durchzog: „es verzehrt gar leicht die 
Flamme ihre Sidelungen und Häufer: denn Stein oder ges 
brannte Ziegeln verwerthen fie nicht: die baumreiden Wäl- 
ber gewähren das unerjchöpflicde Material, durch deſſen Zus 
— — und Bearbeitung ſie ihre Häuſer errichten.“ 


RE. Bartoli-Bellorius, Columna Cochlis M. Aurelio 
PRBER, icata; Bilder daraus bei Dabn, — der germa⸗ 
niſchen und romiſchen Völker II. Berlin 1881 40. 61. 63, 71 f. 
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Selbftverftändlih konnte es nicht ohne Einfluß bleiben, 
wie auf die Gultur im Allgemeinen, jo auch auf den Haus: 
bau, daß nah Mitte des II. Jahrhunderts unter Gallie- 
nus der „limes“ von den Germanen durchbrochen ward 
und nun ein Grenzverfehr mit den römiſchen Coloniften im 
Zehentland begann, der den Barbaren gar mande Einrich— 
tung römiſcher und römiſch-keltiſcher Lebenzfitte zubrachte. 

ALS Julian im Jahre 357 den Rhein überjchritt und 
die Alamannen im eigenen Lande befämpfte, waren die 
Römer hoch erftaunt, ganze Dörfer von Häufern „nach rö— 
mifcher Art“ (daher vermuthlic doch wol Steinbau?) anzu= 
treffen: die vorgefundenen Villen des LZehentlandes hatten 
alfo ald Vorbilder gewirkt. 

Indeſſen galt dies nur von den Anfidelungen in nächſter 
Nähe des Rheines. Und daß nicht überall der friedliche 
Verkehr mit den Römern folden Einfluß übte, erhellt aus 
den weſtgothiſchen AZuftänden zu derjelben, ja noch be— 
trächtlich jpäterer Zeit. Obwol diefe Gothen auf dem. 
linfen Donauufer ſchon viele Menjchenalter hindurch mit 
den Römern unmittelbar grenzten und aud, wie Wulfila’s 
Bibelüberjegung zeigt, zahlreiche griechiſche und lateiniſche 
Wörter in ihre Sprache — fowie die entjprechenden Gegen 
fände in ihren Gebrauch — genommen hatten, lehrt doc 
gerade die Sprache Wulfila’s, daß die Häufer damals noch 
in der uralten Weife Sonder Steinbau hergeftelt wurden. 

Sehr bezeichnend hiefür ift, daß „bauen“ immer noch 
„zimmern” „timrjan“ beißt: und fogar in der Stelle, in 
welcher die Bauleute den „Stein“ vermwerfen (Pſalm 118, 
Vers 22), wobei der Stein („Ziegel“ heißt „skalja‘“) frei- 
lih nicht weggelafjen werden konnte, find es doch — une 
pafjend genug — die Zimmerleute, welde mit diejem 
Stein zu ſchaffen haben. Selbft die „Burg“ (Baurgs) ift 
„gezimmert” (Rucas IV, 29). Ya jogar die Kirche der 
Ehriften gewordenen Gothen iſt noch im Jahre 372 nicht 
von Stein, fondern lediglih ein Zelt — (min). Wulfila 
bat fein gothiſches Wort für Kirche, er wiederholt das grie= 
hifche: aikklesjo.. Man wohnt in Dörfern, die einmal er: 
wähnte Stadt (oppidum) ift römifch: vielmehr galt von allen 
Germanen das Wort, weldes Ammianus Marcellinuß 
damals auf die Nlamannen anmwandte: „fie jcheuen Städte 
wie Fanggruben, die mit Netzen umftellt find“. Dieje Aus: 


Selir Dahn. Baufteine. VI. 18 
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legung ift wol richtiger als die von Lindenſchmit, obzwar 
mit Sharffinn vertretene: „Scheiterhaufen, mit Gebörn um: 
begt“.”) 

„Thüre” wird (abgejehen von daur) auch mit einem 
Wort wiedergegeben, welches „Flechtwerk“, „Gitter“, „Hürde“ 
bezeichnet (haurds). Die Holzhäufer aus Balfen (ansts) 
entbehren nicht des Giebels (gibla): aber auch Zelte (hlija), 
Zaubhütten (hlethra) find gebräudlih: das Laubhüttenfeft 
überträgt Wulfila unverlegen mit „hlethra-stakeins.“ Das 
Haus (razn) heißt das umgürtete (gards), vom Zaun (fatha, 
Faden) umbegte: (daher ingardis, der Hausgenofje, garda- 
valdands, der Hausherr); es ift bevedt vom Dad (hrots, 
das Berußte? weil der Rauch ohne bejonderen Raudfang, 
den „Ruß-Balken“ ſchwärzte), in der Halle (ubizva) ragt 
Holzjäule (sauils), der Vorhof (rohsns, faurgard) enthält wol 
auch die Tenne (gathrask, das „Gedreih”). Im Innenraum 
find die Gemäder durch eine Mittelmand (mithgarda vadjus), 
oder durch Vorhänge (faurhah) gefchieden: für das Fenſter 
‚ findet fih die anmuthig finnliche, poefievolle Bezeichnung: 
„auga-dauro“, „Augen-Thor“. 

Der Hauptraum de3 Hauſes ift die für germanifches 
Leben unentbehrlihe „Halle“: „im weiteften Sinn: ein über: 
dedter Raum” (Grimm, Wörterbub): althochdeutſch und 
altſächſiſch Halla, angelſächſiſch heal, engliih und ſchwediſch 
hall, altnordiſch höll, däniſch hal. Wie verſchieden auch die 
Hallen ihrer Bauanlage nach jein mögen, — Ein gemeinjames 
Merkmal kennzeichnet fie: es ift das, daß die Bedachung 
entſchieden hervortritt, die Seitenwände untergeordneten Rang 
einnehmen, fei es, daß die legteren bis auf Pfeiler oder 
Säulen ſich verflüchtigen, („offene Hallen“), fei es, daß in 
dem weiten Raume, welchen eine Halle einfchließt, dem Be- 
Ihauer die Dede des Gebäudes viel mehr zur Geltung 
fommt al3 die entfernter ftehenden und unbedeutender ſich 
zeigenden Seitenwände. Bon diejer Eigenjchaft des Ueber: 
baus jcheint die Halle den Namen erhalten zu haben, der 
“wol mit lateiniſch oc-cul-ere, cel-are, griehiih Kai -ümterv, 


°) Uebrigens it merfwürdig, daß in ähnlicher Weife ſchon drei 
Jahrhunderte früher Tacitus in der Rede, welche er den Tenchterern 
in den Mund legt, Germanen Die Niederreißung der Mauern Kölns 
um Ddesmwillen verlangen läßt, daß ja fogar die milden Thiere 
wenn man fie een balte, Kraft und Muth der Freiheit ver: 
geffen. (Histor 
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verbergen, in engem Zujammenhang ſteht. Zur Verwandt: 
Ichaft gehört auch gothic hallu-s, (überhangender) Fels, 
ſowie Bu halja, mittelhochdeutfch Helle, neuhochdeutſch 
Höle (3. Grimm), urfprünglih der hehlende, bergende 
Raum, identiſch mit der Göttin Hel. 

Die Halle war jelbftverftändlich je nach dem Reichthum 
des Hofheren und der Bedeutung des ganzen Gebäudes 
fehr verfchieden geftaltet: in der Hütte des Eleinen Bauer 
ftellte fie den ganzen Innenraum dar und es war nur etwa 
durh Borhänge oder Verſchläge der Schlafraum von dem 
Wohnraum gejchieden: fie war der Raum, in welchem fich 
regelmäßig das gejammte Leben — abgejehen etwa von dem 
Frauengemach größerer Bauten — im Haufe bewegte: und 
das Klima nörhigte bei aller Abhärtung, einen fehr erheb: 
lichen Theil des Jahres unter Dach zu verbringen. 

Hier, im hinteren Mittelgrund, manchmal aber aud an 
einer Seitenwand, ragt der Herd — zugleich der ältefte 
Altar — auf welchem Runen eingerigt, mandhmal aud 
Fleine Götterbilder" aufgeftelt find: felten, nur im Hoch— 
jommer etwa, läßt man auf demjelben das Feuer aus- 
gehen, das, in Ermangelung eines Rauchfanges fih Ausweg ' 
dur die Fenfter oder durch die rußgeichwärzten Lufen des 
Dachgebälfes ſucht. Noch im jpäten Mittelalter waren in 
den Burgen nur die Gemächer der Burgfrau und ihrer 
Tochter mit Rauchfängen verjehen: daher heißen die Frauen 
gemäder „Kemnaten“: d. h. Camera caminata, mit einem 
Camin (italienifh Weg) für den Rauch ausgeftattete Kammer. 

Die Hausmarke fehlt nicht an der Stirn des Haupts 
balfens im Firft, auch an dem Herde wird fie wol ange: 
bracht: ift fie doch oft ſelbſt eine Rune. 

Zumweilen ift die Halle um einen mächtigen Baumftamm 
herum angelegt (jo in der Wölfunga-Saga), welcher feine 
Wipfelzweige durch dag mit Stroh und Schilf bedeckte Dad 
hindurch in die Wolken redt. 

In den ftattlihen Hallen der Könige, Jarle, Edeln er: 
hebt fich dem Fronteingang gegenüber, im Mittelgrund, oft 
nahe dem Herde, auf einigen Stufen eine Art Eftrade, der 
„Hochſitz“ des Hausherren, aus welchem im Mittelalter der 

„dais“ des Lehnsherrn wurde, von welchem herab die Lehen 
verliehen wurden, während der Vaſall vor dem Senior kniete. 

An den beiden Langfeiten der Halle, zwiſchen den 
Pfeilern, mo ebenfalls mehrere Feuer zugleich lodern können, 

18* 


276 


ftehen Bänke oder Einzelftühle mit Einzeltifchen für die Gäfte. 
Ein anfhauliches Bild einer ſolchen ftattlihen Königshalle 
gewährt das angeljähfifhe Beovulfslied. 

Zumal über die fpätere Fortbildung des germanijchen 
Haufes und über die ftammthümlichen Verjchiedenheiten der 
Anlage haben wir im vorigen Jahre zwei treffliche Arbeiten 
erhalten von Meiten (Das deutiche Haus in feinen volks— 
thümlichen Formen, Berlin) und von Henning (Das deutfche 
Haus in feiner Hiftorifchen Entwidlung, Straßburg im Elja$; 
vgl. über beide meine Beiprehung im Literarifhen Gentralblatt 
von Zarnde, 1882, Nr. 39 Meigen gibt zunädft eine höchft 
dankenswerthe Kartenffizze der Verbreitung der Hausformen 
von den britifhen und jfandinaviihen Küften im Weften 
und Norden bis in den noch von Germanen beeinflußten 
Südoften Europas. Die vorzüglich gejchriebene Einleitung 
geht aus von den fruchtreihen Grundfäßen des Hiftorismus, 
welcher auch in der Geftaltung des Hauſes wie der Sprade, 
des Rechts, der Sitte, der Kunft, der Mythologie den Aus: 
drud erblicdt einerfeit3 der Volksſeele, andererjeit3 der ge— 
ſchichtlichen Einflüffe, weldhe in Raum und Zeit auf dieſe 
Bolksindividualität einwirken: alfo Klima, Bodenart, Nachbar: 
ſchaft, Einflüffe anderer Völker. Der Verfaffer unterfcheidet 
drei Hauptgruppen: das fränkische, das frieſiſch-ſächſiſche und 
das nordiihe Haus. Henning gliedert folgendermaßen: die 
fränkiſch-oberdeutſche,) die ſächſiſche, die friefiiche, die anglo— 
bänijche, die nordiſche und die oftdeutihe Bauart. Gewiß 
ift ein gemeinarifher Grundtypus auch des Haufes anzu— 
nehmen: die Webereinftimmung von Griechen, Stalifern und 
Germanen ift nicht anderd zu erklären, gewiß nicht durch 
Entlehnung des römischen „atriums‘‘ von Seite der Germanen. 

Nur mit größter Vorfiht find für Reconftruction der 
Häufer die fogenannten „Hausurnen“ zu verwerthen, d. 5. 
Urnen, welche die Bilder, die jehr rohen Umriffe von Häufern 
darftellen: man hat ſolche nicht nur in Stalien (Etrurien), 
auch in Nordofteuropa, 3. B. Bommern, gefunden. 

Abgefehen davon, daß die Nationalität der Erbauer der 
bier angedeuteten Häufer und der ertiger diefer Urnen 
keineswegs feft fteht, ift Manches vielleicht, wie bei den Dar: 
ftelungen der Marc Aurels Säule, vhantafiemäßig, typisch, 


') Dahin nt auch daS baierifche, über welches ich in der 
„Bavaria, München 1861, I, 1. und 2. reiches Material zufammen- 
geitellt habe. 
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ohne Rüdfiht auf wirkliche Häufer: endlich wiſſen wir nicht, 
welche Bildungen die Technik der Urnenform ausfchloß, 
welche, wenn nicht geradezu heifchte, doch ſehr nahe legte und 
empfahl: 3. B. die Rundform. Bringt man all dies in 
Anichlag, jo bleibt wenig Andres übrig an dem Belehrenden 
diejer Bilder, als daß die Häufer ein Dach und eine Thür 
hatten: ich bemerkte fchon früher einmal, es braucht Feine 
Urne aus der Erde zu fteigen, uns das zu fagen. Und Dad 
und Thür der Urnen find felbft nicht einmal zweifellofe 
Bilder des Wirklihen. So können wir den Hausurnen 
nicht gleichen Werth als Duellen einräumen, wie der Sprade 
vergleihung, den Berichten der Schriftfteller und den Weber: 
reften alter Bauftile in den Bauernhäufern. 


Zur Geschichte der Mranusen und 
ıhrer Jilerulur. 


MI — 





| jährend des Verlaufes und in der erjten Zeit nad 
Abſchluß des deutich = Franzöfiihen Krieges von 
sr 1870/71 war in einem Theil der deutſchen Preſſe 
XXL eine beklagenswerthe Verirrung leidenfchaftlichen 
Nationalhafjes zum Ausdrud gelangt. Man jah nur 
mehr ‚die Fehler unferer Nachbarn im Welten, ihre zahl: 
reihen vortrefflihen Eigenjcaften ignorirte man: wie man 
ihre glänzenden Leiftungen, ihre Verdienſte um die Kultur- 
entwidlung auch der übrigen Völker auf einmal gering 
anſchlug, jo wollten die Eifrigften biefer „Franzoſen— 
freſſer“ bereit3 Symptome der Auflöjung der franzöfijchen 
Volkskraft herausjpüren und den Untergang „dieſer abge- 
lebten Romanen“ weifjagen. Wie thöricht! Keinen verderb- 
licheren Fehler fönnten wir Deutichen begehen, al3 uns jold 
blinder Unterfhägung diejer Nachbarn hinzugeben, welde 
gar manche Vorzüge vor uns auszeichnen, zum Theil jolche, 
die wir nachzuahmen uicht im Stande find, weil fie auf an- 
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geborenen oder gejchichtlid erworbenen Eigenſchaften der 
Bolksjele beruhen, zum Theil aber auch ſolche, in denen wir 
ihnen nacheifern könnten und jollten: 3. B. in der Nüchtern: 
heit, Mäßigfeit, in der Mugen Haushaltung mit der Arbeits: 
zeit, in der Sparſamkeit, in der forreften, fauberen, regel: 
und gleihmäßigen, vertragstreuen Lieferung von Hand: 
arbeiten und von Waaren: — leider fann man an deutjchen 
Handwerkern, Fabrifanten und Kaufleuten nicht immer die 
gleichen Vorzüge preifen und gar manches Unerfreuliche ver- 
nimmt man, im Ausland reifend, — nicht etwa nur in Franf: 
reihd — über die Unverläßlichkeit deutfcher Gefchäfte. 

Aber nicht nur Handwerker und Kaufleute, au Schrift: 
ſteller und Künftler in Deutfchland hätten alle Urſache, recht 
eifrig von ihren franzöfifchen Kollegen zu lernen, vielerlei 
zu lernen:- die Sauberkeit, Correctheit, Knappheit der Arbeit, 
welde 3. B. im Luftipiel nicht mit einem Wort über das 
Nothwendige hinaus den Aufbau belaftet und durch geſchickte 
Kürze jehr ftarfe Wirkungen erzielt, während das Luftipiel 
auch der befjeren deutſchen Dichter dur unnöthige Umftänd: 
lichfeit und Breite ermüdet; wir wollen gar nicht erwähnen 
jene Borzüge des franzöfiichen Eſprit, welde unnachahmlich, 
weil der Volksſele eigenartig, find, ‚jo das „argute loqui“, 
das der alte Cato ſchon neben ausgezeichneter Bravour und 
Freude am Waffenwerf al3 Haupteigenfhaft der Kelten ber: 
vorhob. Auch das Beifpiel der Franzojfen, wie der Römer 
und der Engländer, beftätigt den nah Darwin'ſchen Grund: 
jägen jelbftverftändlihen Satz, daß unter Umftänden Kreu: 
zungen — und zwar ziemlich manchfaltige — ganz vorzügliche 
Ergebnifje der Begabung liefern, oft befiere als Anzucht; 
noch bunter als in Britannien ift die Miſchung der Völker, 
welche, allerdings jehr verjchieden in den verſchiedenen Land: 
ihaften Galliens, der Entftehung der franzöfifchen Nation zu 
Grunde liegt: in England kommen doch nur in Betradt: 
Kelten (vielleiht vorher ſchon Iberer), Römer, Sadjen, 
Dänen (nördlich des Humbers), Normannen, d. h. abermals 
Nordgermanen, nur bereits jehr ftarf romanifirt. In Frank: 
reich dagegen: im Südweſten bis an und über die Pyrenäen 
Aquitanier (= Überer), Ligurer, dann Griechen ver: 
ſchiedener Stämme um Marfeille, Nizza, Kelten (Gallier im 
engeren Sinne und Belgen), Römer: und aus Germanen: 
Weftgothen und Dftgothen zwiihen Pyrenäen und Rhone 
(ungermanifhe Alanen um Drleans), Burgunder, dann 
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Franken in Dichten Maſſen bis an die Loire, weſtlich der 
Loire nur ſpärlich, auch Alamanniſche Refte vom Elfaß ber, 
Sachſen auf den Inſeln vor der Norbmeftfüfte, endlich 
Mormannen. 

Die Geſchichte hat gelehrt, wie ganz Vorzügliches ſchon 
die älteren Miſchungen, zumal eben die beiden Haupt— 
Maflen: Kelten und Römer, vor dem Eindringen der Ger: 
manen, ergeben haben: die keltiſch-römiſche Eultur in Gallien 
von Cäſar bis an die Grenzicheide des V. und VI. Jahr— 
hundert3 ift wahrlich nicht unerheblih und nachdem in dem 
Mutterland Stalien die Literatur faft völlig abgeftorben 
mar, trieb fie gerade in Gallien noch beachtenswerte Blüten 
(Ausonius, Apollinarius Sidonius, Venantius Fortunatus 
und andere mehr). Auch hat der galliſche Provinzialadel 
Sahrhunderte lang dem Rath, dem Schlachtfeld, der Kirche 
hervorragende Männer geliefert und fein legter Kampf 
für die Zugehörigkeit zum römischen Reich, für die Unab- 
bängigfeit von den Barbaren, für die von den Ahnen über: 
fommene GEultur, Lebenzfitte und — Lebensfreuden war ein 
rühmlicher; beherrjchten doch diefe Geſchlechter, welche meift 
verwandt oder verjchwägert waren, ganze Landichaften durch 
ihren meitgeftredten von Sclaven, Golonen, Freigelaßnen Ab- 
hängigen, jeder Art bebauten Grundbefiß: — jo daß man 
ihre wohl abgerundeten Latifundien „Königreiche“ („regna“) 
nannte. Sie hielten in thatſächlich faft erblichem Beſitz der 
Biſchofsſtühle wie der Senatoren-Sige in ihren Städten die 
wirtbichaftliche, geiftliche und ftatliche Herrichaft über die natür= 
lichen oder gejchichtlihen Gliederungen der Provinz in Händen. 
So hatten freilich gerade fie das dringendfte Intereſſe an Aufrecht— 
haltung der bisherigen Zuftände, während das geringe, ärmere 
Bolf, zumal auf dem flachen Land, unter dem Drude des herr: 
ichenden Syftems, zumal der Steuerlaften, leidend, viel leichter 
fich mit den durch die einwandernden Barbaren herbeigeführten 
Beränderungen befreundete. Auch phyfiich, geiftig, Tittlich 
war dieſer Landadel der nördlichen - Provinzen Roms 
durbaus nicht jo verkommen, wie ihn MWebertreibungen 
chriftliher Asketen, Bußprediger und anderer RXendenz- 

“Schriftfteler wohl hin und wieder ſchildern. Der befte 
Reinigungsbeweis liegt in dem mannhaften und lange Zeit 
erfolgreichen Widerftand, welchen diefer Provinzialadel den 
Barbaren auch dann noch entgegenjegte, al von Rom oder 
Ravenna weder Geld, noch Beamte, noch Soldaten mehr 
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kamen; aus eigenen Mitteln rüfteten und bewaffneten die 
„Senatorſchen Geſchlechter“ in Spanien und Gallien ihre 
Sclaven, Colonen, Freigelaßnen, Schughörigen und ver: 
theidigten fih und ihr Land felbft; lange Zeit jperrten jo 
zwei vornehme Spanier aus dem Haufe des großen Theo: 
dofius den Vandalen, Manen und Sueben die Pyrenäen: 
päſſe; ja als Kaiſer Glycerius im Jahre 474 ausdrüdlich die 
gebirgige, von einem vortrefflihen Menſchenſchlag bewohnte 
Auvergne an die Weftgothen abgetreten hatte, ſich dafür an 
der Niviera, wie er wähnte, Ruhe zu erfaufen, da kehrten 
fih die tapferen Auvergnaten nicht an dieſe officielle Preis- 
gebung, jondern leifteten noch geraume Zeit unter Führung 
des weltlichen und des geiftlihen Adeld dem größten Er- 
oberer jener Tage, König Eurich, herzhaften und erfolg: 
reichen Widerftand. Hundert Jahre jpäter aber ſchildert uns 
Gregor von Tours die romanischen Adelsgeſchlechter zwar faft 
ebenfo barbariih wie die eingewanderten fränfiichen; fie 
waren angeftedt, ja zum Theil genöthigt durch deren Bei: 
jpiel, verwildert: Trunk, Wolluft, Gewaltthat jeder Art, 
Fehde, Blutradde walteten unter deren Familien wie unter 
den Germanen; allein von Verweichlichung, Verkommenheit 
diefer Romanen ift wirklich nichts zu verjpüren. 

Es ift von Wichtigkeit, dies hervorzuheben. 

Wären in den Zeiten der Miſchung zwiſchen den römischen 
Provinzialen in Gallien und den Germanen jene wirklich jo 
herunter gekommen gemwejen, wie fie meift dargeftellt werden, 
— das römifch = lateinische Element hätte fib in dem Pro— 
duct diefer Mifhung, dem werdenden Volk der Franzofen, 
nicht jo ftarf, nicht fo beinahe zur Ausfchließlichkeit über: 
wiegend erweifen fönnen; die Kopfzahl und die Heberlegen- 
heit der Eultur würden wicht ausgereicht haben, das römiſch— 
galliiche Element noch einmal, gleichjam verjüngt, aus der 
Miſchung hervorgehen zu laſſen. 

Es wäre eine lohnende Aufgabe in einer Geſchichte des 
Franzöſiſchen Geiſtes, wie er ſich vor Allem in der Literatur 
darlebt, das Specifiſch-Romaniſche, die unwillkürlich nach— 
wirkende Vererbung einerfeit, die bewußte Nachbildung. des 
Römischen, des Lateinischen andererfeits befonders zu verfolgen. u. 

Umgekehrt zieht die Betrachtung lebhaft an, wie ſchon, 
bevor von einer Franzöfifhen Literatur und Nationalität ge: 
ſprochen werden kann, in den galliihen Schriftitellern des 
V. Jahrhunderts fich diefelben Eigenjchaften — Vorzüge 
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und Mängel — nachweiſen laffen, wie fie jpäter in der 
franzöfiihen Nationalliteratur zu Tage treten. Anderwärts') 
hab ich dargemwiefen, in welchem Sinne man den geiftreichen, 
wißelnden, vielbeweglichen, nicht gerade fehr tiefgründigen 
Apollinaris, Sidonius den „erften Franzoſen“ nennen 
darf; er ift der galliſche Vater der franzöfifchen „Me— 
moiren und Korreſpondenz-Literatur“. 

Welche BVerdienfte die franzöſiſche Literatur um die ge— 
meineuropäifche Bildung, gerade auch um die deutjche hat, 
da3 ift manchmal und zulegt wieder in unfern Tagen unter: 
Ihäßt worden. Es ift das begreiflid. Wenn Leffing und 
Klopſtok mit aller Geiſtes- und Charakter Kraft danach zu 
ringen hatten, die deutſche Dramatik und Lyrif von den 
jclaviih getragenen franzöfiichen Ketten zu befreien, fo 
mußten fie und die durch fie Befreiten die Mängel und 
Schwächen, fie durften nicht die Vorzüge des befämpften 
Borbildes hervorheben. Dabei wurde nur überjehen, daß 
es doch nicht die Schuld der Franzofen war, wenn die 
Deutſchen, jede Gelftftändigfeit verleugnend, das Fremde, 
ftatt es eigenartig zu verarbeiten, nur ſelaviſch copirten und 
daß dieſe Copien dann, weil der Eigenart der Deutjchen 
mwiderftrebend, weil der Grazie, der Leichtigkeit, das „Eſprit“ 
des Borbildes entrathend, herzlich miferabel ausfielen, gerade 
wie heutzutage wieder wahrlihd nicht den Franzojen Bor: 
mwürfe darüber zu machen find, daß gemifje deutſche Schrift: 
fteller in Roman, Novelle und Luftfpiel, in Verleugnung 
deutichen Stiles, nad Parifer Muftern arbeitend, das Un: 
erfreuliche diefer Vorbilder wiedergeben; aber ohne die leichte 
Gracie, melde an der Seine die Frivolität, ich jage nicht, 
entſchuldigt, aber doch leichter genießbar macht, vielmehr mit 
deuticher Schwerfälligfeit. Diejer Vergleich drängt fich leb— 
haft auch bei Aufführung franzöſiſcher Stüde durch deutſche 
Schauspieler nnd Scaujfpielerinnen auf: dieſelbe geiftreiche 
Bweideutigfeit, welche uns auf einem Parijer Theater aus 
franzöfiihem Munde neben der Entrüftung doch zugleich un: 
widerſtehlich amüfirt, wird zur plumpen, durchaus nicht mehr 
zweideutigen Unanftändigfeit, wenn von Deutjchen vorge: 
tragen und — unmwillfürlihd und unbewußt — übertrieben. 

An einer Zeit, da unfere geiftreihen, aber gefährlichen 
Nachbarn jo eifrig Deucſch lernen (allerdings nicht aus 


') Könige der Germanen, Würzburg 1872. V. 5. 140. Ur: 
gefchichte der germanifhen und romanischen Völker I. Berlin 1880. 
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friedlichem Gulturinterefje, fondern um fich bei dem Rachekrieg 
in Deutjchlend ebenfall® des Vortheils der Kenntniß Der 
Landesſprache zu erfreuen, der unfern Truppen im legten 
Kriege jehr zu Statten fam), fteht es uns wol an, aud 
unfererjeit3 die franzöfiiche Literatur wieder objectiver zu be— 
trachten,; als dies im Luftrum nach dem legten Kriege ge: 
ſchah: und nicht nur die Gelehrten, breite Schichten unſeres 
Bolfes jollen darın Anregung, Bildung, Genuß finden. 

Diefen Zwed verfolgt die vor Kurzem erjchienene „Ge: 
ſchichte der franzöfifhen Literatur” von Eduard Engel. 
(Leipzig 1883, als erfter Band einer Geſchichte der Welt: 
literatur in Einzeldarftellungen.) 

Das Werk behandelt im I. Abjchnitt das IX.— XV. Jahr— 
hundert, im II. das XVI., im III. das XVII. und XVII, 
im V. das ATX. Jahrhundert. 

Man fieht, die ältefte Zeit wird fnapp zufammengefaßt; 
e3 hängt dies mit dem Zmed der Arbeit, welche gelehrte 
Forſchung der Leſer ausfchließt, zufammen.. Immerhin hätte 
hier vielleicht mehr geboten werden mögen. 

Die Arbeit ift frei von dem Fehler, welcher literar: 
geichichtlihen Monographieen häufig anflebt, panegyriſch zu 
werden; die Liebe zu dem Stoff, die durch lange Jahre auf: 
gewendete Mühe wirft oft pathologifh auf das Urtheil des 
Monographen; er findet Alles, wenn ‚nicht ſchön, doch inter: 
eſſant, was ihn intereffiren mußte; dieſe Ueberſchätzung 
des Object? ift hier vermieden. Aber auch jede Unter: 
ſchätzung franzöſiſcher Eigenart etwa vom falſch-patriotiſchen 
Germanigmus aus: die Franzofen werben in den meiften 
Fällen das Lob warm, den Tadel vorfichtig und maßvoll 
genug finden, — wenigſtens ſolche, welche nicht den Chauvi: 
nismus auf die. Literatur übertragen. 

Kor Ueber einzelne Säte des Verfaſſers wird fich rechten 
aſſen. 

So über die Behauptung, daß die Franzoſen wenig 
oder gar nicht fremde Literaturen auf die ihrige haben ein— 
wirken laſſen: S. 12. „Kein Volk hat ſich ſo frei von der 
Kenntniß fremder Sprachen und fremder Dichterwerke zu 
halten gewußt, wie das Franzöſiſche.“ Man muß doch er: 
innern, daß in der Zeit der Nenaiffance der italienifche, 
unter Heinrich IV. der fpanifche Einfluß, unter Lubmwig XV. 
der englifhe, unter der Neftauration der deutſche Einfluß 
fih fühlbar machte. Corneille fprab ſpaniſch, Montesquieu 
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ift ganz erfüllt von der englifchen Verfaſſung (die er freilich - 
vollftändig mißverftanden hat), die Franzöfiihe Aufklärung 
ft von der englijchen jehr ftarf gefärbt. Der Verfaſſer führt 
jelbft an, daß Montaigne in Deutfchland und Stalien reifte, 
daß das Heptameron ©. 154 der Margarethe von Valois 
dem Defameron von Bocaccio nachgebildet ift, ©. 160, 
©. 305 erwähnte er die Einwirkungen der englifchen Lite— 
ratur und von Nabelais jagt er ©. 138: Er ift der erfte 
von den großen Schriftftellern des neuen Zeitalters, der jein 
Material und die Verarbeitungsweiſe defjelben nicht mehr 
ausſchließend den nationalen Hilfsquellen verdankt, jondern 
mit vollen Händen aus den Schäßen aller Litera: 
turen, alles Wiffens, aller Eultur des civilifirten Europa’3 
ſchöpft.“ So ift alſo jener vorangeftellte Saß etwas cinzus 
Ichränfen. 
Königsberg, Januar 1883. 


eovigild, König der Westgothen. 


Bon 568—586. 
2 Mi : 

— 7 ſchweren inneren und äußerenen Gefahren, welche 
IB * den Weftgothenftat in Gallien und Spanien, das 
BARS Reich von Toulouje und das Neid von Toledo, 
* bedrohten, ſind zum großen Theil dargeſtellt in 

den beiden Aufſätzen: Alarich II. (Bauſteine IT S. 202) 

. Berlin 1880.) und Kindaſvinth. (unten S. 302) 

Leovigild fteht der Zeit nach zwijchen beiden. 

Das Reich von Toulouje war nad dem Tode Alarich II. 
in der Schlacht von Boulon im %. 507 untergegangen. Das 
nun errichtete Reich von Toledo hatte zu äußeren Feinden Die 
drei katholiſchen Nachbaren: die Franken, welche joeben bereits 
den größten Theil des weſtgothiſchen Reiches in Gallien erobert 
hatten, die Sueben in der Nordweftede der pyrenäifchen Halb: 
infel, jtet8 bereit, eine Bedrängniß der Gothen zu einem Stoß in 
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den Rüden zu verwerthen, und die Byzantiner, welche, nach Ver: 

nichtung des Vandalenreiches in Afrifa (a. 534) wieder die 
Küften jenfeit der Merenge von Gibraltar beherrfähten und, 
nach Vernichtung des Dftgothenreiches in Stalien (a. 553), 
fih anſchickten, nun auch das dritte arianiſche Germanenreid 
auf römiſchem Boden zu zerftören und wie Afrika und 
Stalien, jo auch die pyrenäifche Halbinjel unter das Scepter 
des Reiches zu ziehen. 

Und wahrlih, fie ſchienen auf beftem Wege hierzu: 
ganz ebenfo wie bei Bandalen und Dftgotben Gtreit 
und Parteiung innerhalb des Königshaufes die byzan- 
tinische Intervention ſelbſt ins Land gerufen hatte, welde 
unter dem Schein, dem rechtmäßigen und vömerfreund: 
lihen Herrſcher beizufpringen, die Vernichtung beider 
Barbarenreiche erftrebt und erreicht hatte, ganz ebenfo hatte 
Juſtinian a. 554 auf Anrufen eines weſtgothiſchen Empörers, 
Athanagild, Flotte und Her nah Spanien gejchicdt, welche 
zwar König Agila vernichten halfen, aber einen langgebehnten 
Küftenftrih von Sucruna am Mittelmer im Dften bis zum 
heiligen Borgebirg im atlantiſchen Deean im Weſten beſetzten, 
auch gar mande Stadt im Binnenland, vor Allem Cördova, 
gewannen und von Athanagild ſowie von deſſen Nachfolgern 
nichr wieder ausgefchafft werden Fonnten. 

Zu diefen äußeren Feinden gejellten ſich aber noch viel 
bedenflicher für das ſpaniſche Gothenreich innere Schäden und 
Gefahren: die römische und Fatholifche Bevölkerung haßte und 
verachtete die barbarifhen und fegerifchen Gothen und deren 
Könige, welche, freilich meift im Weg der Abwehr drohender Em: 
pörung, Härte gegen die Katholiken, zumal die Bifchöfe, nict 
immer vermieden, vermeiden fonnten; jeit vollends die Fahnen 
von Byzanz auf den Zinnen zahlreicher ſpaniſcher Feitungen 
weheten, beftand die Confpiration der Katholifen mit diejen 
rechtgläubigen Befreiern in Permanen;z. 

Bandalen und Dftgothen waren foeben dem Webertritt 
der Fatholifchen Bevölkerung auf die Seite von Byzanz er 
legen; es ſchien nur eine Frage der Zeit, wann dag Welt: 
gothenreich dag gleiche Schidjal erleiden werde. 

Denn in den Zuftänden, zumal in der Berfaflung 
diefes Reiches, gerade auch was die gothijche Benölkerung 
und deren Einrichtung betraf, fehlte e8 an allen Garantien 
der Widerſtandskraft, drohten vielmehr die außerften Ge 
fahren der Selbftzerftörung. Kein Gefchlecht hatte, nach dem 
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Erlöjchen des Hauſes Theoderich’3 I. und Eurich’3, fich im erb- 
lien Befite der Krone zu behaupten vermodt: der Königs: 
mord war die normale Form der Thronerledigung geworben 
von vierzehn Königen feit Alarich waren neun ermordet, zwei 
in der Schlacht gefallen, nur drei natürlichen Todes ge- 
ftorben?), jo daß bei den Nachbarn die Weftgothen diejerhalb 
in böfeften Leumund gerathen waren. 

Zwar war noch nicht jene Herrjchaft des Epiſkopats 
dem König über die Krone gewachſen, „welche dem Ueber: 
tritt zum Satholicismus fofort nachfolgte. Die Fatholifchen 
Biihöfe wurden — mit gutem Grund! — in ftrenger 
Auffiht gehalten und die arianifhe Kirhe war nicht in 
der Lage, die Krone zu beherrichen, deren Schuß gegen 
den überall angreifenden Katholicismus fie dringend brauchte. 

Aber ftatt der geiftlichen Ariftofratie, welche fie als- 
bald in Beherrihung des States ablöjen jollte, zerrüttete 
mehr noch al3 beherrjchte das Neich eine meifterlofe welt: 
lihe Ariftofratie großer, reicher gothifcher, auch verwilderter 
römifcher Gejchlechter, welche, kleine Dynaften auf ihren 
wol abgerundeten weiten Befitungen in natürlichen territo= 
rialen Gliederungen, in gefchloffenen Thälern oder auf 
herrſchenden Höhenzügen, an der Spitze ungezählter be: 
waffneter Knechte, Freigelafjener, perfönlich freier, aber wirth— 
Ihaftlid völlig abhängiger Schützlinge mannigfaltigfter 
Rechtsformen mit oder ohne Landleihe, thatjächlich Herren 
de3 Landes waren und in junferhafter Zuchtlofigfeit feine 
Gewalt de3 States über fi auffommen ließen; gar mander 
König war ermordet oder in offener Rebellion in der Feld: 
ſchlacht erſchlagen worden, weil er diefen jedem Statsgedanfeh . 
trogenden Adel hatte bändigen wollen. 

Das waren die Zuftände, die tödtlichen Gefahren, in welchen 


?) Nämlih: Athaulf 410—415, ermordet; Sigrich nad fieben 
Tagen ermordet, 415; Walja 415—419, geſtorben; Theoderich 1. 
419—451, gefallen beit Chälons; Thorismund 451—453, ermordet; 
— . 453—466, ermordet; Eurich 466—485, geſtorben; 
Alarih II. 485—505, gefallen bei Roulon; Geſalich 507—511, er 
Ihlogen; Amalarih 507—531, ermordet (mwahrfcheinlicher als in der 
Schlacht aefallen, keinesfalls friedlich geitorben); Theudis 531—548, 
ermordet: Theudigiiel 548—549, ermordet; Agila 549—554, ermordet; 
Athanagild 554—568, aeftorben. In 158 Jahren regierten 14 u 
alfo Einer durchſchnitilich nur 11 Jahre; fieht man aber von Der 
ausnahmsmweifen langen Regierung TIheoderich I. (32 Jahre) ab, fo 
ergeben fi auf 13 Könige nur 119 Jahre, d. b. für jeden durch⸗ 
ehnittlich nur 9 Jahre. 
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Leovigild bei feiner Thronbefteigung das Weftgothenreich vor: 
fand. Athanagild war im Jahre 567 (November?) geftorben 
„friedlichen Todes”, was die Quellen, gleichſam erftaunt, als 
* jeltenfte Ausnahme hervorheben. Der Mangel einer feften Erb: 
ordnung und der Ehrgeiz der hadernden Großen, die lieber 
Könige werden oder Könige morden al3 wählen wollten, zeigte 
fih auch bei diefer Thronerledigung wieder klar und verderblich. 
Faft ein "halbes Jahr (fünf Monate) lang fonnte man fi 
über feine Wahl einigen und als zulegt die galliihe Provinz 
(„Septimanien“) den langjährigen Dur von Narbonne, 
Leova, zum König erhob, drohte das Reich in feine beiden 
Gruppen auseinanderzufallen. Denn die Gothen in Spanien 
wollten den ohne ihre Mitwirkung Gemählten nit an- 
erkennen und die Gefahr eines neuen Bürgerkriegs wurde 
vieleicht nur dadurd abgewandt, daß Leova feinen jüngeren 
Bruder Leovigild, der in Spanien, wenn nicht an der Spitze 
feiner Gegner, doch in der erften Machtftellung ftand, — er hatte 
durch Heirath mit der Wittwe Athanagild’3, Godijvintha, 
auch deilen Anhang gewonnen — al3 Nachfolger und Mit: 
regenten, genauer als alleinigen König des jpanifchen Theiles, 
anerfarnte, während er fich mit Septimanien begnügte; dieſe 
Theilung, welche freilihd an den merovingiihen Staten eine 
Art Vorbild Hatte, zeigt immerhin, welch ſchwaches Band 
dies gothifche Königihum gegenüber den ftarfen Partei- und 
Gebietsgegenſätzen war. . Doch vereinte nad Leova's baldigem 
Tod im %. 572 8. wieder beide Theile des Reiches. 
Leovigild’3 Verfönlichkeit und Regierung tragen einen be= 
ſtimmt ausgeprägten Charakter, welcher faft den meiften weft: 
„ gothifchen Königen gebricht, von denen wir, außer dem 
Namen, nur ctwa die gewaltfame Todesart kennen. "Alle 
die dhroniihen Gefahren, äußere und innere, welde dies 
Keich bedrohten, alle verderblichen Elemente, welche in und 
nahe feinen Grenzen feit lange gährten, traten, in plößlichen 
Krijen, geſchärft und zu klarer Erfennbarfeit gefteigert, gegen 
diefen König heran. Der kräftige Herrfcher wehrte fie nach 
allen: Seiten mit Weberlegung ab, in einfichtiger Wahl bald 
milde Klugheit, bald rüdfichtslofe Energie bewährend. Die 
nationalen Contrafte der Einwohner und der Nachbarn diejes 
Reiches waren wegen ihrer feindjeligen Spannung durd die 
religiöfen Gegenfäße die eine Hauptbedrohung. Die Ver: 
bindung der Fatholifhen, romanifhen Provinzialen mit den 
gleihfalls Fatholifchen Sueben, Griechen, Franken: gegen die 


287 


arianiſchen Gothen war eine fortwährende, ſchweigend lauernde 
Todesgefahr für dieſen Stat. Sie zu bejeitigen war eine 
Unmöglichkeit: denn fie hätte nichts Geringeres als die Ver: 
nichtung oder erzwungene Belehrung diejer vier Fatholifchen 
Mächte vorausgejegt: — die andere Alternative zu ergreifen, 
nämlich die Katholifirung der Gothen, dazu entjchloß fich 
erft Leovigild’3 Nachfolger; wir werden jehen, daß diefer 
Ausweg eine Gefahr in fich Schloß, mescher denn ſchließlich 
auch das Reich erlegen iſt. — 

Dieſer religiös-politiſchen Bedrohung durch innere und 
äußere Feinde war nun nichts entgegenzuſtellen als ein König— 
ihum, das, untergraben durch den Mangel der Erblichkeit, durch 
die zur Gewohnheit gewordene Rebellion eines meifterlofen, 
übermädtigen, königsmörderiſchen Adels — der zum Gehorfam 
nur buch Schreden, zurZTreue aber durch nichts zu bringen war, 
— eine höchft unfihere Macht gewährte: und daneben bot fich der 
Krone nur noch dar ein gothifches Nationalgefühl, das durch 
tief und alt eingemwurzelte Barteiungen - und ftarfe Hin: 
neigung zu dem römischen Weſen, zu der glänzend überlegenen 
römiſchen Cultur jehr ftarf erjchüttert war. In der Zeit 
"nah dem Tod Athanagild’3 jah es faft danach aus, der 
Gothenftat als ſolcher könne nicht fortgeführt werden: — 
ein halbes Jahr Thronerledigung: dann eine in Spanien 
. nicht anerkannte jeptimanifche Wahl: hierauf neue Barteiungen: 
endlich eine Theilung von Gebiet und Regierungsgemwalt des 
Reiches. Inzwiſchen aber hatten nicht bfos die Byzantiner 
vom. Südoften, die Sueben vom Nordmweften ber fih auf 
Koften des Schügerlojen Reiches ausgebreitet: — es war, was 
ungleich bebenflicher, in den noch nicht von dieſen Feinden 
geradezu occupirten Gebieten die gejammte romanifche Be: 
völferung und zwar die bäuerliche auf dem Lande, nament- 
lid in den Gebirgen, ganz ebenjo wie die Städte — alfo 
die ganze große übermäctige Volkszahl der Katholiften — 
auf allen Bunkten, im Norden mit den Sueben, im Dften 
mit den ride im Süden mit den Byzantinern in natür= 
liche Verbindung getreten, bald unmillfürlih, bald mit ber 
beftimmten Abficht der Losreißung von dem, wie e3 jchien, 
zerfallenden Keberftat der Gothen. 

Diejer großen Gefahr ſchritt Leovigild fofort energiſch 
entgegen: unermüdlich trug er in den nächften acht Sahren 
feine Waffen nah allen Richtungen der Halbinfel, über: 
all den zum Theil hartnädigen Widerftand der verbündeten 
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inneren und äußeren Feinde bredend. Noch im Sabre 
feiner Thronbefteigung (a. 569) 308 er nah dem Süden 
gegen die Byzantiner in die „baftanifhe und malacci= 
tanifhe Landſchaft“, ſchlug die Feinde und verherte das 
Land; im nädften Sahre (a. 570) gewann er im Weften 
des byzantinifchen Gebiet3 durch Einverftändniffe mit den 
gothiichen Einwohnern die fefte Stadt Aſſidonia. Das ganze 
folgende Jahr (a. 371) aber leiftete das wichtige und ftolze 
Cördova, den Mittellauf des Bätis (Guadalgquivir) be— 
herrſchend, eifrig Fatholifh, den Byzantinern zugethan, der 
gothifchen Herrichaft immer abgeneigt und feit zwanzig Jahren 
entrüdt, vermuthlich auch von faiferlicher Beſatzung vertheidigt, 
einen erbitterten Widerftand, den die Bauern der andaluſiſchen 
Berge unterftügten. Endlich fiel die Stadt, wie Affidonia, 
durch nächtlihen Verrat: diefer Schlag traf die Faiferliche 
Partei im ganzen Lande ſchwer und entmuthigend; die blutige 
Beitrafung der Bürger und der Bauern, wiederholte Nieder- 
lagen der byzantinifhen Truppen im offenen Feld fcheinen 
eine große Zahl der zu diefen abgefallenen Städte und 
Gaftelle zur Unterwerfung gebradt zu haben. Im nädften 
Jahre (572) 309 der König gegen Norden, wo die Rebellion, 
wie im Süden bei den Byzantinern, bei den Sueben Halt 
und Hilfe ſuchte; aber das rajche und machtvolle Vorbringen 
Leovigild’3 fchredte die Sueben von bewaffneter Unterftügung 
des Aufftandes ab und jo wurde zuerft im Norden die Stadt 
Aregia und das Gebiet der Aregenjes, dann im Nordmeiten 
Sabaria, hart an der fuebifchen Grenze, bezwungen. Nun 
fam (a. 573 oder 574) die Reihe an das öftlich angrenzende 
Gantabrien, wo die Stadt Amaja erobert wurde; eine dies— 
mal von ſuebiſchen Truppen unterftügte Wiedererhebung in 
den aregijchen Bergen ward niedergeworfen und das Haupt 
der Empörung, ein vornehmer Spanier, Aſpidius, mit jeiner 
Familie gefangen. In diefen dem Centrum des Gothenftats 
ferner gelegenen Gebieten hatten fich, man fieht das deutlich, 
einzelne hervorragende Häupter des alten Provinzialadels, 
durch Reihthum, ausgedehnten Grundbefit und ftarfe Elientelen 
mädtig, als die natürlichen Führer an der Spige der Bes 
wegung gefunden, welche die Ueberorbnung de3 States 
fprengen wollte. Im J. 576 mußten zweimal die Aufftände 
der Städter und der Bauern (rustici) in dem Gebirgsland 
von Drofpeda unterbrüdt werben. 

Damit waren zunähft die dringendften Aufgaben für 
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da3 Schwert des Königs gelöft: aber in der mit Mühe 
gewonnenen Zeit der Waffenruhe galt es jegt, mit aller 
Kraft das Scepter zu ſchwingen, d. 5. das Anfehen der 
Stat3gewalt herzuftellen. 

Denn die Neigung der alt-iberiſchen Thäler und ihrer roma= 
niihen Bevölkerung, fih unter localen Dynaften gegen die 
barbarijche Statsautorität der Gothen jelbftftändig zu ftellen, 
traf in gefährlichiter Weife zufammen mit dem ſchlimmen Hang 
der gothiichen Großen, in meifterlofer Selbftherrlichkeit alle 
kräftige Handhabung der Regierung unmöglih zu machen 
und jeden Regenten, der fie verfuchte, zu verderben; von 
einer Anhänglichkeit, wie fie die Oftgothen ihrem Königthum 
bewähren, war in diefem Wahlreich feine Rede; die Treue 
der Unterthbanen war noch viel geringer al3 die Zwangs— 
gewalt der Könige: man konnte genau die ftolzen und un: 
bändigen Gefchlechter bezeichnen, welche in den legten fünfzig, ja 
hundertundfünfzig Jahren einen König nach dem andern er— 
mordet und durch genehmere Männer erjegt hatten. In ſolchem 
Zufammenhang betrachtet, gewinnen die naiven Ausdrüde jener 
Zeit naheftehender Autoren tiefe Bedeutung; derfelbe Gregor von 
Tours, der „jene abjcheuliche Angewöhnung der Weitgothen“ 
rügt, berichtet ung, Zeovigild habe „alle jene getödtet, welche die 
Könige zu ermorden fi angemwöhnt hatten, nicht einen 
Einzigen des Mannesftammes ließ er leben“. Wenn Firdh: 
lich gefinnte Quellen dem König, der ſpäter jo manden Act 
der Nothmwehr gegen die fatholifche Kirche zu üben nicht ver: 
meiden konnte, bei feinem Auftreten gegen diefe „Mächtigen“ 
lediglich Geiz und Neid, d. h. mißgünftige Beargmöhnung 
ihrer Macht, als Beweggründe beimefjen, jo geftatten, ja 
zwingen uns wie die Vergangenheit jo die Zufunft diejes 
Königthums und vor Allem Leovigild’3 übrige Maßregeln 
und feine jchlimmen Erfahrungen, nicht in jolchen perjön- 
lichen Leidenſchaften, — mögen diejfe au in der Ausführung 
mitgewirkt haben, — jondern in einem klar gedachten und 
energisch verfolgten politifhen Trachten die wahre Urfache 
feines Verfahrens zu fuchen. Und eine unbefangene, obwol 
ebenfalls bijchöfliche, für diefe Zeit die werthvollſte Duelle, 
ein Mann, welchen der König felbft in Verbannung gefehidt 
hat, Johannes von Balclara, nennt die Sache beim rechten 
Namen mit den Worten: „Leonegild (sic) überwand überall 
und rottete aus die Tyrannen und gewaltiamen Bedrüder Spa- 
niens und erlangte jo für fich und das (geringere) Volk Ruhe”. 

Felix Dahn. Baufteine, VI. 19 
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Alſo Schu für die Kleinen gothiſchen Freien, Die 
natürlichen Verbündeten des Königthums gegen die bisherige 
Herrſchaft eines Adels, deffen Macht ſich als Unbotmäßigkeit 
nah Oben, als Drud nah Unten äußerte. Alles, was wir 
ſonſt von Leovigild erfahren, beftätigt, daß ermitvollem Bewußt⸗ 
fein, fyftematifh, die jämmtlichen einem ftarfen Königthum 
feindlihen Momente aufſuchte und befämpfte, daß er alle 
Mittel, welche die bisher ſchwächſten Seiten der Regierung 
heben und Eräftigen fonnten, anzuwenden und planmäßig zu 
verbinden nicht ermübdete. 

Das Königthum war bisher ſchon finanziell gegen 
den reihen Adel in jchwerem Nachtheil gemwefen: fein 
erbliches Geſchlecht Fonnte hier die erjchöpften und viel 
Anjpruc genommenen Statsmittel in durch einen mächtigen 
Hausſchatz verftärfen: Leovigild zuerft juchte, wie durch 
Kriegsbeute, jo durch erhöhte Steuern das Aerar zu be 
reihern und die vielen Gonfiscationen der Güter des ge: 
bändigten Adels dienten dem gleichen Zwed. Gewiß war 
e3 ferner nicht blos prahlende Eitelkeit, wenn Leovigild in 
dem ganzen Auftreten des Gothenfönigs eine Aenderung 
vornahm: „bis auf ihn Hatte der König in Tradt 
und Sig vor dem Volke ſich nicht ausgezeichnet; er 
zuerft nahm Fönigliche Kleidung an (Purpur) und feinen Gig 
auf einem Thron.” Fortan follte auch äußerlich der König fi 
von dem ihn umgebenden Adel durch die Abzeichen der 
föniglihen Würde unterfcheiden. Er ſchuf auch Toledo zur 
bleibenden Refidenz des Reichs. 

Wenn wir nun weiter vernehmen, daß Leovigild 
an der von Eurich ftammenden Gefeggebung Aenderungen 
vornahm, neue Beftimmungen Hinzufügte und überflüjfige 
abihaffte, jo werden wir wol auch bei diejen Nenderungen 
zum Theil jene politiihe Tendenz des Königs mir: 
jam denken dürfen. WVielleiht gilt das gleiche von der 
Gründung einer Stadt in Geltiberien, melde er jeinem 
jüngeren Sohn Rekared zu Ehren „Rekopolis“ nannte: 
diefes Werf wurde als ein Zeichen der glüdlich hergeftellten 
Ruhe im Lande wie als Ausdrud der föniglichen Herrlichkeit 
betrachtet und den wol aus der gothijchen „plebs“ herange: 
zogenen Goloniften der neuen Stadt eine Reihe von Privi— 
legien ertheilt. 

Jedesfalls aber ftand diefe Gründung und Be: 
nennung im Zujammenhang mit dem wichtigften Schritt, 
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welchen der König auf der bezeichneten Bahn vorwärts trat: 
mit dem Verſuch, die Krone in feinem Gejchlecht erblih und 
dem Wahlrecht des Adels ein Ende zu machen. 

Um nad feinen Tode feinem Haufe die Krone zu wahren, 
ließ er im 3. 572 feine beiden Söhne erfter Ehe, Hermenigild 
und Rekared, als Mitregenten anerkennen: eine Realtheilung 
in Provinzen hat man (für d. J. 572) allzubeftimmt auf 
Gregor von Tours hin angenommen und Leovigild zu Toledo, 
Hermenigild zu Sevilla, Rekared zu Nefopolis refidiren 
laſſen; fränkiſche Sitte und jpätere Vorgänge fünnen Gregor 
getäujcht haben. Jedesfalls wollte Leovigild durch die fehon bei 
jeinen Lebzeiten befeftigte Stellung der Söhne dem Wechfel 
der Dynaftie zuvorfommen. 

Aber in der eigenen Familie des Königs ſollte, 
nahdem er ſich und jeinem Bolfe eine Leit der 
Ruhe erfämpft, der verderblichite der zahlreichen dieſen 
Stat bedrohenden Gegenfäße, der confeffionelle, zu 
einem Ausbruch kommen, welcher, alle anderen Gefahren 
wieder entfejjelnd, jein Haus und fein Neih an den Rand 
des Verderbens drängte. 

Und wieder wie unter Athanagild (ſ. Könige der Ger— 
manen V. ©.124 f.) gab eine merowingiſche Verſchwägerung den 
Anlaß. — Leovigild war urjprünglich feineswegs ein Feind des 
Katholicismus: dies beweift feine Verbindung in erjter Ehe 
mit Theodofia, der Fatholifchen Tochter eines byzantinifchen 
Großen, Severianus aus Garthagena; dieje, wahrſcheinlich 
unterftügt von ihrem Bruder Keander, ’) einem Mann von gleich 
großer Neigung wie Begabung zu jeelenbeherrichendem Ein: 
fluß, dem jpäteren Metropolitan von Sevilla, mochte ihre 
beiden arianifch getauften Knaben früh mit dem Fatholifchen 
Bekenntniß befreundet haben. Seit Leovigild den Thron beftiegen 
und jahrelang die Gonjpiration der Katholifen mit den 
Neichsfeinden zu befämpfen hatte, mußte ihn allmälig 
ftrengere Gefinnung gegen die gefährlibe Macht Ddiejer 
Kirche erfüllen: — darauf ift wol mehr Gewicht zu legen 
als auf feine Verbindung in zweiter Ehe mit Godifvintha, 
der Wittwe Athanagild’s, einer leidenjchaftlien Arianerin. 
Verſchwägerung mit den Merovingen jollte abermals das 
Franfenreih und den Gothenftat einander nähern: Hermeni— 
gild ward mit feiner Stiefnichte Ingunthis, der Tochter 


) S. aber · die Literatur am Ende des Artikels. 
19* 
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Sigibert’3 und Brunicilden’s (Tochter Athanagild’3, aljo 
Enkelin feiner Stiefmutter Godifvintha) verlobt, vornehmlich 
auf Betreiben der fränfifhen Königin. Seit vier Jahren 
Witwe — Sigibert war a. 576 durch Fredigunthis ermordet 
worden — und von ihren Feinden ſtets mit Vernichtung be— 
droht, griff die Tochter Athanagild’8 nah der gothiichen 
Macht, als ihrer natürlichen Stüge. Mit reicher Ausftattung 
ward die Braut nad Toledo geleitet (a. 580). Dabei jcheint 
man gothijcher Seit den Webertritt der Fünftigen Königin 
zum Arianismus vorausgejegt zu haben, wie ja auch Bruni- 
bild (und deren Schweiter Gailefvintha bei ihrer Vermäh— 
lung mit Chilperich)) den Katholicismus angenommen hatte. 
Gewiß hatte namentlid Godiſvintha nicht daran gedacht, 
einer Fatholifhen Königin — ihrer eigenen Enkelin — am 
Hofe zu Toledo eine Stätte zu bereiten. Als daher Ingun— 
this, die noch unterwegs zu Agde dur den Biſchof Froni— 
mius in dem Fethalten an ihrem Glauben und in dem Ab: 
jcheu wider das „Gift der Keberei” beftärkft worden, uner: 
achtet alles Andringens den Uebertritt auf’3 Feftefte weigerte, 
mußte man einen politiiden Plan, von dem man Günftiges 
erwartet, nicht gejcheitert blos, nein, in verderbliche Gefahr 
umgeſchlagen erbliden: ftatt fich den Franken zu nähern, hatte 
man eine eifrige und einflußreiche Vertreterin der reichsge: 
fährlichen Gonfejfion ins Land gezogen. Dieſe politijchen, 
geichichtlihen Motive hat man außer Acht gelafien, wenn 
‚man, den dramatifch Jchildernden und alles aus perjönlichen 
Leidenſchaften naiv erflärenden Duellen jener Zeit folgend, 
in Gopdifvintha nur die einäugige, bäßliche, Jugend und 
Schönheit beneidende böje Stiefmutter, in Ingunthis immer 
nur die leidende, jugendlich ſchöne Königstochter des Märchens 
erblidte. Uebrigens fcheint zwar in der That Godijvintha, 
als Zureden nicht half, die Enkelin thätlih mißhandelt zu 
haben: der König jedoch, obwol in feiner Berechnung ge: 
täuscht, ift weit entfernt, die Widerftrebende zu zwingen; er 
hofft, den brennenden Hader in feinem Haufe dadurch zu 
löjhen, daß er Hermenigild und feine Gattin vom Hof in 
einer Art Verbannung entfernt und ihnen bei Sevilla eignes 
Gebiet anmeift. Aber der Erfolg zeigte, daß die Fatholifche 
Kronprinzeffin iu der That nicht ungefährlid war: es ge: 
lang ihrem unnadläffigen Zufprud, den Gemahl zu Sevilla, 
unterftüßt durch deſſen mütterlichen Oheim Leander, jeit dem 
3. 579 dajelbft Metropolitan — („Erzbiſchof,“ begegnet im 
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Gothenreihe nicht) — zum Mebertritt zu bewegen: er 
nahm in der Fatholiihen Taufe den Namen Johannes an. 
Nach der ganzen politifchen Conftellation war diejer Schritt 
nichts anders als Empörung gegen den Vater, Gefährdung 
de3 Stat, Untergrabung de3 gefammten bisher von dem 
König mit jo viel Anftrengung hergeftellten Baues. Es ift 
höchft bezeichnend, daß die orthodoren Zeitgenoffen, jelbft jo 
leidenfchaftlihe Feinde des Arianismus wie Gregor von 
Tours, jo eiferwarme Katholiten wie Sohannes von Balclara 
(Biclaro), das Beginnen Hermenigild’s nicht zu rechtfertigen 
wagen: jo gewaltig war die PVerjönlichkeit des Königs, fo 
großartig fein ftatSmännifches Werk, jo klar fein Recht und 
fo grell der politifche Frevel des Sohnes. Denn, darf man 
auch nicht die Entthronung des Vaters als fein urfprüng: 
lich treibendes Motiv annehmen: — fofort, noch im J. 580, 
ſah fih Hermenigild in die engfte Verbindung gedrängt mit 
allen jchlimmften Feinden des Reichs: mit den Sueben im 
Nordweiten, den Byzantinern im Süden, mit den unzus 
friedenen SKatholifen und Romanen in allen Provinzen. 
Die Biſchöfe der rechtgläubigen Kirche mit ihrer dem uns 
fertigen Germanenftat jo weit überlegenen, unübertroffenen, 
welterobernden Drganifation waren jeine natürliden Ver: 
bündeten, feine beften Helfer überall: im ganzen Reiche 
loderten die Fatholifchen Erhebungen empor, Sueben und 
Byzantiner rüdten in das gothifche Gebiet, Hermenigild nahm 
den Königgtitel an und ſchlug Münzen mit feinem Bruft: 
"bild und einer geflügelten Victoria, ja er tradhtete nun dem 
Bater nah dem Leben. Das rechte Wort für Hermenigild 
— „tyrannus“, d. h. „Empörer”, nennt er ihn und jein 
Thun ein „rebellare“ — hat der wadere Johannes von Val: 
clara, der doc damals fein Bisthum Gerunda dur den Zorn 
des Königs verlor, angewandt: — erft ſpäter hat man in Spanien 
und anderwärt3 aus Sympathie für den Fatholiihden Martyr 
* rebelliſchen Sohn, den reichsverderberiſchen Prinzen über— 
ehen. 

Die Wucht des hiemit gegen Leovigild gefallenen Streiches 
war groß: außer ſeiner Reſidenz Sevilla hatte ſich eine ganze 
Neihe der wichtigften Städte und Caſtelle für Hermenigild 
erflärt, das kaum erft wieder gezähmte andaluſiſche Cordova 
Ihüttelte feurig den Zügel der gothiſchen Herrſchaft ab und 
ſud einen byzantinifhen Präfecten mit ftarfer Truppenmacht 
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in feine Mauern: „viele Tauſende“ hat Hermenigild noch 
ganz zulegt unter jeiner Fahne. 

Der König wagte nicht, ſich dieſer übermädtigen 
Bewegung ſofort mit den Waffen entgegen zu werfen; 
Har erfannte er die Nothmwendigfeit, weitere Forticritte 
der Fatholifhen Erhebungen zunädft in dem noch äußerlich 
treu gebliebenen oder doch von feinem Schwert über— 
herrſchten Gebiet zu hemmen; dazu brauchte er, jo Hug wie 
entjchlofjen, bald Milde, bald Strenge. Mit jo großer Fein 
heit operirt der König (auf die Nachricht von einem Mirafel 
läßt er zurüd geben, was feine Truppen in einem fatholijchen 
Klofter geraubt; er bezeugt gefliffentlih den fatholiichen 
Heiligen, 3. B. St. Eulalia, und deren Heiligthümern, feine 
Verehrung; ein fatholijcher Einfiedler von höchſtem Ruf, St. 
Nunctus, lebt nur von Leovigild’S Unterftüßung), daß Gregor 
von Tours erbangend einen durchreiienden Spanier fragt, 
„wie. bei den Chriften (d. h. Katholiken), deren nur geringe 
Zahl in jenem Lande noch übrig, der Glaube beftehe?“ 
Sein Gewährsmann meint dann zwar: fie bewahren den 
Glauben treu; „aber der König trachtet, fie nun mit neuem 
Kunftgriff zu irren, indem er argliftig in den Kirchen unferer 
Religion zu beten fcheint.” Er erkläre: das habe ih nun 
far erfannt, daß Chriftus, der Sohn Gottes, dem Vater 
gleich ift; nur daß auch der heilige Geift vollfommener Gott 
jei, glaube ich nicht: Deswegen, weil in feiner Bibelftelle fteht, 
er jei Gott.” — Daß auch katholiſche Römer feſt am König 
hielten, erhellt aus der Wahl von zwei ſolchen zu Geſandten 
an Chilperid von Soiſſons. Aber im Ganzen war der 
Conflict auch ein nationaler: auf Seite des Vaters haben 
wir und das Gothenthum zu denken, während Hermenigild 
ſich auf die Romanen, d. h. die Katholifen, die Kaijerfreunde, 
ftügen mußte. Die von Leovigild in diefer Zeit nothwendig 
verhängte Berfolgung der Kirche hat man jehr übertrieben. 
Die gefährlichiten Biſchöfe wurden freilich dur Verbannung 
unschädlich gemacht und durch Einziehung ihrer Güter und 
„Privilegien“ geſtraft. So, natürlich, Leander von Sevilla, 
584—586, jein Bruder Fulgentius von Ecija (Aftigi), 
Licinian von Karthagena; Fronimius von Agde jollte (ans 
geblich) für feine Einflüfterungen getödtet werden, er entfloh 
in die Merovingerreihe. Damals auch wurde Johannes von 
Gerunda (jpäter Gründer von Biclaro, PBalclara) nach 
Barcelona verbannt. Gegen Maufona von Merida unter: 
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nahm man vergebliche Verfuhe der Geminnung oder Ein: 
Ihüchterung. Anfangs hatte man fich begnügt, ihm nur 
einen arianiihen Biſchof an die Seite zu jegen, der ihm 
einige Kirchen wegzunehmen ſuchte. Da leiften die Katholiken 
mit Gewalt Widerftand: gleichwol ordnet der König noch 
einen bejonderen „Streit,“ wol zugleih Religions: und 
Rechtäftreit, an, unter Zuziehung der Richter, um den 
Befig der Hauptkirche der heiligen Eulalia. Darauf wird 
Maujona zunächſt nach Toledo zur Verantwortung geladen 
und exit, als er die Auslieferung des Gemwandes jener 
Heiligen an die arianifche Kirche weigert (er trug es insge— 
heim um den Leib gefaltet, behauptete aber, er habe es ver: 
brannt und die Ajche verichludt), wird er auf drei Jahre in 
ein Klofter verbannt: ein wildes Pferd, das ihn abmwerfen 
und tödten fol, wird plöglih zahm; hätte er wirklich die 
ihm von jeinem Biographen in den Mund gelegten Reben 
gegen Leopigild geführt — er will ihn durch herausfornde 
Schmähungen befehren — hätte er wol jchwerere Strafe er: 
halten und — verdient. Der in Merida vom König einge- 
jegte Biſchof wird halb und halb von den Katholiken ver: 
jagt; jene kirchlichen Quellen legen überall wider Willen von 
der Statögefährlichkeit dieſer Bilchöfe beftes Zeugniß ab). 
Leovigild wirkte weniger durch Gewalt als durch Klugheit: vor 
Allem juchte er die noch nicht offen abgefallenen Katholiken 
um jeden Preis zurüdzuhalten; zu diefem Zwed nahm er 
fih, mitten im jchlimmjten Gedränge (a. 581), Zeit, ein 
Concil feiner Biſchöfe nach Toledo zu berufen, um durch 
nachgiebige Beichlüffe den Drthodoren goldene Brüden zur 
Berföhnung mit dem Nrianismus zu bauen. Da fich die: 
jelben am meiften an der bisher bei ihrem Webertritt ge: 
forderten nochmaligen Taufe geftoßen hatten, erließ ihnen 
das Goncil fortan diefe Form, begnügte fih mit der Hand: 
auflegung und einer das Abendmahl begleitenden Er: 
färungsformel, welche, da fie den eigentlichen Glaubens: 
gegenjaß umging, an fich (d. 5. wenn ihr nicht eben die Be: 
deutung des UebertrittS beigelegt worden wäre) ein Katholif 
ohne Bedenken ausſprechen Fonnte. 

Der König Hatte ſich nicht getäufcht. Sehr viele 


4) Gefchrieben 1869: vor dem Kampf zwifhen Stat und Kirche 
in Preußen — ie mit dem Drama „König Rode: 
rich”, das ein „Zendenz:Drama“ zu nennen ein Anachronismus von 
vier Jahren iſt. 
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Katholifen, auch Geiftlihe, jo Bilhof Vincenz von Sara— 
gofla, zwischen Verfolgung und diefen glimpfliden Ausweg 
geftelt, wählten, zumal wenn Beſtechung nacdhalf, ven 
legteren: die Zahl derer, welche das Martyrium vorzogen, 
war gering. 

Erft jeßt brach der König von Toledo und dem Tajo mıt 
Heeresmacht gegen die Empörung auf, welde im Süden, in 
Bätica und Hifpalis, wegen der Anlehnung an die Byzantiner, 
ihre Baſis und in Sevilla, der Refidenz Hermenigild’3, ihren 
wichtigften Bunct hatte. Schon hatte Leovigild Merida erobert 
und fich hier von der Guadiana (Anas) gegen den Guadalquivir 
(Bätis) gewandt, als von drei Seiten her zugleich die katho— 
liſchen Verbündeten Hermenigild’3 durch drohende Bewegungen 
dieſem Luft zu Schaffen juchten,; die Sueben fielen vom Nord— 
weiten herend in das Land, im Nordoften ftanden Die 
Katholifen von Gantabrien und Basconien auf und im 
Südoften drohten die fränkiſchen Schwäger Hermenigild’s, 
Gunthramn von Drleans und Chilperich von Soiſſons, 
Ingunthis zu hüten und zu rächen und zumal das hilf: 
lofe und unabläffig begehrte Septimanien wegzunehmen, 
wenn der arianifche Vater nicht von feiner Verfolgung ab: 
ftehe. Leovigild wußte diefe legte und größte Gefahr durch kluge 
Trennung feiner fränfiichen Gegner, der ohnehin durch Miß— 
trauen und böfe Erinnerungen tief geipaltenen Merovingen 
abzuwenden, indem er den Einen, Chilperih, durch ein 
Project, deſſen und Fredigunthen’s Tochter, Rigunthis, mit 
Rekared zu vermählen, zu gewinnen fuchte: er trat in Ber: 
handlungen hierüber, wodurch er jedesfalls die burgundijch- 
fränfifhe Action aufhielt. 

Dem Umftand, daß der Weg aus Spanien nad 
den Höfen der Merovingerreihe über Tours führte, 
verdanken wir die Aufzeihnungen dieſer Gejandtichaften 
bei Gregor von Tours — man fieht, wie lebhaft 
der Verkehr, wie geihäftig die Politif, wie Aufjehen er: 
regend der Ausbruch des großen Kampfes zwiſchen Bater 
und Sohn und den beiden Eonfeffionen war: — er geftaltete 
fih den Zuſchauern aud als ein Kampf der Nationen, der 
Gothen und Romanen. 

Die neue Freundſchaft zwiſchen Leovigild und Chil— 
perih mußte Guntdhramn (und Brunicildis) zwar im 
Haß gegen den Gothenfürften beftärfen, aber im Angriff 
dur die Beforgniß um ihre bedrohte Rüdenftellung lähmen: 
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von diefer Seite aljo frei fchlug der König mit Rajchheit 
und blutiger Strenge den Aufitand in den Bergen nieder 
(a. 582), gründete dort, die Landſchaft im Zaume zu halten, 
eine fefte Stadt, welcher er, obmwol noch mitten im Kampfe, 
den ftolzen Namen „Siegesftadt” (Victoria) verlieh, und 
trieb durch jeine Härte einen großen Theil der baskiſchen 
Bewölferung zur Auswanderung über die Pyrenäen. Set 
wandte fich Leovigild zur Bezwingung von Sevilla zu dem 
Guadalquivir zurüd (a. 583): eng umflammerte er die 
Stadt; der Suebenkönig Miro rüdte zwar mit einem ftarfen 
Here zum Entjaß heran, wurde aber von dem kriegserfahrenen 
Helden dergeftalt eingeichloffen, daß er nur durch eidlich ge: 
lobte Unterwerfung fih den Rückzug erfaufen Eonnte. Die 
jehnlih erwartete Hilfe von Byzanz, welche Bilchof 
Leander dafelbft aufbieten jollte, blieb aus: der König jperrte 
die geängftete Stadt vom Fluß und durch ausgedehnte Um: 
Ihanzungen, im welche er die Ruinen der alten Römerftadt 
Italica einzuflehten verftand, von aller Zufuhr ab und 
nahm fie zulegt mit Sturm. SHermenigild entfam (vor: 
her?) und floh nah Gordova zu den Kaiferliden. Aber 
nach Eroberung der übrigen Städte und Schlöſſer — eine 
beſonders fteile und feite Burg, castrum Osser, hatte Her: 
menigild mit 300 Mann bejeßt, die fich lange vertheidigten — 
erſchien der König aub vor dieſem letten Bollwerk der 
Empörung und der byzantiniiche Präfect ließ ſich durch die 
Summe von 30 000 Solidi beftechen, die Stadt und den 
Flüchtling preiszugeben. Aus dem Aiyl einer Kirche, von 
wo aus er die Gnade des Vaters anrief, entfernte ihn fein 
Bruder Rekared durch eidliche Zufiherungen im Auftrag des 
Königs: er wurde gefangen nad Toledo geführt, a. 583,584, 
und dann nad Valencia verbannt. Im Einzelnen ſchwanken 
die Berichte. Nah Gregor von Tours wirft er fih dem 
Bater zu Füßen, diefer erhebt ihn mit Küſſen und weichen 
Morten, winkt dann, „ſeines Eides vergeſſen“, läßt ihm die 
königlichen Kleider abreißen und fie mit jchlechten vertaufchen, 
jeine Diener (pueri) von ihm trennen und ihn mit nur 
einem puerulus in’3 Eril gehen; harte Behandlung und 
Ketten fügt erft Bapft Gregor der Große bei; jelbftverftändlich 
war Einziehung feiner Güter; wenn Sohannes von Biclaro 
jagt: „er wird der Herrſchaft beraubt“, jo meint Dies wol 
einmal das ihm feit feiner Verheirathung eingeräumte Gebiet 
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von Sevilla und dann den Thronfolgeaniprudh: — jofern 
ein ſolcher in diefem Wahlreich beftand. 

Gleich darauf (583/584) bot fi erwünfchte Gelegenheit, 
dem höchſt unbequemen ſuebiſchen Nachbarreih ein Ende zn 
machen. Leovigild verleibte dies Gebiet feinem Reich ein 
und der legte Suebenfönig verfhwand in einem Kloiter. 

So trägt der König den Ruhm, eine vier- und 
fünffahe Bedrohung nab allen Seiten durch Klugheit 
und Kraft überwunden und eine Krifis, welche die Eriftenz 
des States gefährdete, abgeichloffen zu haben mit einer 
ftolzen Erweiterung feiner Macht und feiner Marken. — 
Die Vermählung Refared’3 mir Rigunthis, durch deren Bes 
treibung Leovigild fich Chilperich’3 guten Willen und Unthätig- 
feit auch bei der Unterwerfung der Sueben erfanft hatte, kam 
nicht zu Stande, obwol der Verlobungsvertrag endgültig ab: 
geichloffen und die Braut mit reichfter Ausftattung von den 
gothiſchen Gefandten Schon aus Paris (September d. %. 584) 
bis nach Touloufe geleitet worden war, da bei ihrem Ein- 
treffen in diefer Stadt die Ermordung Chilperich's (a. 584) 
befannt wurde; die Prinzejfin, melde die eigene Bedeckung 
auf der Reife ausgeraubt hatte, wurde von Chilperich’3 
Feinden gefangen gehalten und jpäter ihrer Mutter Fredi— 
gunthis zurüdgefandt. Die völlige Unthätigfeit mit welcher 
Leovigild und ihr Verlobter all’ dies mit anfahen, ſcheint aller: 
dings dafür zu fprechen, daß fie, nach Chilperich's Tod, auf dieje 
Verbindung fein Gewicht mehr legten. 

Im näcften Jahre fiel das Haupt des gefangenen 
Hermenigild. Der König mochte mit gutem Grunde 
fürdten, daß die Glaubensverfchiedenheit feiner beiden 
Söhne nah feinem Tode neue Unruhen, namentlich 
eine neue Erhebung der Katholifen unter Hermenigild, 
herbeiführen fönnte; er wollte dem leßteren volle Am— 
neftie und gleiches Erbrecht mit Rekared gewähren, 
wenn er öffentlid zum Arianismus zurüdtrete. Aber un: 
entwegt hielt Hermenigild an feinem neuen Glauben feſt — 
er weigerte fih, am Dftertag das Abendmahl von einem 
arianifhen Bifchof zu nehmen — und der König ließ ihn 
zu Tarraco mit dem Beil hinrichten, wol weniger aus Groll 
über die Vergangenheit als aus Beſorgniß für die Zukunft. 

Papſt Sirtus V. ſprach ihn heilig auf Bitten des Königs 
Philipp IL, gegen melden ſich aud ein Sohn empört hat; 
die Spanische Kirche begeht fein Feft am 13. April, jein 
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Kerker in Sevilla an der porta cordubana ward noch ſpät 
gezeigt. 

Seine Gattin Ingunthis war von den Byzantinern 
feftgehalten worden, vielleicht als Geifel für die Verſprechungen 
ihres Bruders Ehildibert (II.), der gegen große Summen die 
Unterwerfung der Langobarden verheißen hatte; vielleicht auch 
hatten fie noch eine Wiedererhebung Hermenigild’3 gehofft: 
nach feinem Tode jchifften fie die Wittwe nach Byzanz ein; 
fie ftarb unterwegs auf GSicilien oder in Afrika; nur ihr 
Knabe, Athanagild, gelangte nab Byzanz. Briefe über ihn 
und an ihn von feinem Mutterbruder Childibert und feiner 
Großmutter Brunicildis an Kaifer nnd Kaiſerin erbitten 
günftige Behandlung, einmal auch Freilafjung; „rex“ reden 
ihn die Briefe an: doc ift das nur merovingiſcher Sprad: 
gebrauch, nicht etwa tendenziöje Anerkennung als legitimen 
Königs der Gothen gegenüber Refared. 

Nach Hermenigild’3 Tod, aber ficher nicht blos, um diejen 
zu rächen ergriffen Guntchramn von Burgund und Childibert 
von Metz, der Sohn Sigibert’3 und Brunicilden’3, die 
Waffen gegen die Gothen: e3 erklärt fich dies vielmehr aus der 
ganzen damaligen PBarteigruppirung der betheiligten Mächte; 
die Verbindung Leovigild’3 mit Chilperih, SFredigunthis, 
Nigunthi8 war bei der Familienfeindichaft der Mero- 
wingen zugleih al3 gegen Brunichild, deren Sohn Chil— 
dibert und wol auch gegen Guntchramm gerichtet, gemeint oder 
doch angejehen. Dem entiprach, daß Leovigild in Brunichild, 
der Mutter, und in Ehildibert, dem Bruder der Ingunthis, 
der Berderbenftifterin in feinem Haus und Reiche, natürliche 
Rächer und Feinde erbliden mußte: Childibert, der ſchon 
früher ein Her gegen Spanien gerüftet, ftand überdies mit 
der Gothen alten Feinden, den Byzantinern im Bunde. Nach 
Chilperich's Tod mußte alfo der Hof von Toledo auf Seite 
Fredigunthen’3 feine natürlihe Stellung finden. Dieſer 
Sadverhalt fand fogar in dem unglaubhaften Gerücht jeinen 
ſcharfen Ausdrud, Leovigild habe mit Fredigunthis die Ermor— 
dung der Brunichild und Ehildibert’3 geplant. Bei Ountchramn 
von Burgund aber, der unmittelbar mit dem gothijchen 
Gebiet in Gallien grenzte, wirkte, wie dereinft in Chlodovedh, 
das weltlibe Berlangen nad der Pyrenäengrenze mit dem 
frommen Ketzerhaß zuſammen: „unerträglich ift es, jpricht 
er, faft mir den Worten jeines Ahnherrn, daß fich das Gebiet 
diejer abſcheulichen Gothen nah Gallien herein erftredt”; er, 
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als Beherrſcher Südfranfreihs, ift daher der eigentliche 
Träger diefer merovingiichen Politik der „natürliden Süd— 
weitgrenze”. Während Childibert im Bunde mit Byzanz 
durch jeinen langobardijchen Feldzug beſchäftigt war, bereitete 
Guntchramn einen jehr ernft gemeinten Doppelangriff gegen 
die Gothen: er ſchob in Septimanien zwei Here auf ver: 
Ichiedenen Straßen gegen Earcafjonne und Nimes vor, indeß 
jeine burgundifch-fränfifche Flotte an der galläcifchen Küfte 
landen, vielleicht eine Erhebung der Sueben dajelbft unter: 
ftügen und die Gothen im Herzen ihrer Macht mit einem 
Einfall vonNtordmweiten bedrohen jollte. Aber während Leovigild 
diefe Flotte bei ihrem Landungsverfuh überfallen und jo 
übel zurichten ließ, daß nur wenige ihrer Bemannung auf 
Kähnen fich mit der traurigen Nachricht nach Frankreich zurüd 
retteten, trieb Rekared die beiden Landhere aus Septimanien 
hinaus; durch ihre graufamen Verwüftungen auch im eignen 
Lande hatten die Franken fich jelbft alle Lebensmittel auf 
ihrer Rüdzugslinie zerftört und den Ingrimm der Bauern 
mwacgerufen: von Nimes mußten fie abziehen, Carcafjonne, 
das die Thore geöffnet, ward ihnen wieder entriffen, ihr 
Feldherr, Graf Terentiolus von Limoges, fiel und unter 
großen Berluften durch Hunger, Seuchen und Schwert flohen 
fie, ihre Beute im Stich laflend, vor Refared, der ihnen noch 
drei Grenzcaftelle an dem Rhone abnahm. Gleihwol ſuchte 
Leovigild den Frieden durch wiederholte Gejandtichaften, unter 
deren nob einmal durch die Waffen und gothiſche Siege 
unterbrodenen Berhandlungen er zu Toledo ftarb. 

Leovigild’3 Regierung bezeichnet den legten Verſuch, das 
gothiſche Reich nach feinem hergebrachten Charakter durch Fräftige 
Anjipannung aller gegebenen Mittel gegen die gleichfall3 herge: 
bradten Gefahren zu befeftigen: Belämpfung des Katholicis— 
mus, Bändigung des Adels, Erkräftigung des Königthums, 
Abwehr der feindlichen Nachbarn. 

Und man muß einräumen, daß der König Großes 
geleiftet hat, mehr freilich dur das, was er verhüter und 
niedergefämpft, als durch das, was er erreiht und auf: 
gerichtet hat; wiewol die Unterwerfung der Sueben und 
Zurüddrängung der Kaiferlien nicht gering anzuſchlagen 
ift: „Er hat ſich des größten Theild von Spanien be: 
mächtigt, denn vor ihm war das Gothenvolf in enge 
Grenzen eingezwängt.” Leovigild hat als Grundlage des Stats 
noch ftreng die alte gothiſche Nationalität aufrecht erhalten, 
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wie fie fib durch Sprade, Sitte, Glaube den —&& ent 
gegenſtellte. Letzterer Gegenſatz, der confeſſionelle, wurde 
von dieſem Stamme mit einer beſonderen angeborenen oder 
doch frühe durch jeine Geſchichte anerzogenen LZeidenjchaftlich- 
feit de3 Religiongstriebs erfaßt: ein verhängnißvoller Charakter: 
zug, der die Weftgothen von den Berfolgungen Athanarich’3 
und Fridigern’3 und den Parteiungen uuter Theodofius 
anhebend durch die bereits gejchilderten Katholifenverfolgungen 
hindurch zu den al3bald fie ablöfenden Arianer- und Juden 
verfolgungen begleitet, eine Sinnesart, melde das innere 
und das äußere Berderben, die Unterjohung der Krone durch 
die Biſchofsmütze und die Hereinziehung des Islam zur 
Folge gehabt hat, eine Gluth der Empfindung, melde dann 
zwar in den langen Kämpfen zwiſchen Mauren und Chriften 
die jchöne Blüthe caftiliichen Ritterthumes trieb, aber nad 
dem Siege des ChriftenthHums in ungezählten Sceiterhaufen 
loderte, deren dicht zerftreute Ajche das jchöne Land und das 
edle Bold auf Jahrhunderte hinaus, für freie Geiftescultur 
unempfänglich machend, überdedt hat. — Dabei ift jedoch 
hervorzuheben, daß hiftorifche Gründe — jo früher die Herr— 
Ihaft der Biſchöfe und Später der Nacenfampf gegen Die 
Mauren — zu einer jo ertremen Ausbildung diefes Hanges 
weiter mächtig beigetragen haben, ja, daß von Anbeginn der 
religiöje Gegenſatz dadurch vergiftet worden, daß er jedesmal 
eine politiſche Gefahr in fich ſchloß. Der Zufall aber, daß 
ih das Wort „bigot“ aus „Visigot“ entwidelt hat, ift, 
wenn auch ein blinder, fein ganz ungerechter. 

(S. die erjchöpfende Zujammenftellung der gejammten 
Literatur bis 1870 bei Dahn, Die Könige der Germanen, 
V. Würzburg 1870, VI 1871. — In fcharffinniger Weije 
bat Dr. Görres die Abftammung der Theodofia von Seve— 
rianus und was damit zujammenhängt in Zweifel gezogen 
und diejen Theil der Weberlieferung ın der That als jehr 
fragwürdig dargemiefen. Dagegen hat mich wiederholte 
Prüfung der Quellen nit von dem weiteren Sat dieſes 
Kritifers zu überzeugen vermocht, daß Hermenigild gar nicht 
fatholifch geworden jei. Daß er als Rebell, nicht als Con— 
vertit befämpft wurde, ſteht freilich fe. Hätte er nad 
feinem Uebertritt der Krone entjagt, er wäre um des Glaubens: 
wechjel3 willen als ſolcher nicht befämpft worden. Sein 
Bündnig mit den Kaiferlichen, den Franken, den Sueben, 
den katholiſchen Biichöfen macht den Webertritt an fich jehr 
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wahrjcheinlih. Ueber die Gründe, weshalb die katholiſchen 
Beitgenofjen den Glaubenswechjel verjhweigen und über die 
verdienftvolle Schrift von Dr. Görres überhaupt: ſ. Dahn, 
Baufteine II, Berlin 1880, ©. 291 f.) 


Kindasuimfh, König der Weslgolhen. 
Bon 641 bis 1. October 652. 


—R— 


D Verfaljungsgeihichte des Reiches der Weſtgothen 


in Spanien, des „Reiches von Toledo“ von 507 

bis 711, bat eine über die pyrenäifche Halbinfel und 

ws jene pᷣeriode hinausragende Bedeutung deshalb, weil 

ſie den erſten Kampf der Kirche um Unterwerfung der Stats— 
gewalt darſtellt: einen Kampf, der mit ihrem vollen Sieg 
enden mußte, weil und ſofern die theokratiſchen und auguſti— 
niſchen Ideen über das Verhältniß vom „Reiche Gottes“ 
(d. h. einſtweilen der Kirche) zu dem weltlichen Stat die 
Köpfe nicht nur der Geiſtlichen, auch der gläubigen Laien 
erfüllten und beherrſchten. Verhielt ſich wirklich die Kirche 
zum Stat wie der Himmel zur Erde, die Heiligkeit zur 
Sünde, die Sele zum Fleiſch, wie die Sonne zum Mond, 
der nur von ihr ableitet, was er an Licht hat, ſind wirklich 
Recht und Stat nicht, wie wir annehmen, nothwendige Güter, 
Poſtulate der Vernunft, ſondern nothwendige Uebel, zwei 
Krücken, welche die durch den Sündenfall erkrankte Menſchheit 
leider braucht, aber fortwerfen wird, ſobald ſie wieder ge— 
ſundet, ſind alſo wirklich Recht und Stat Folgen der Sünde 
und nur durch den Teufel nothwendig geworden auf Erden, 
— wie fie denn nad St. Auguftin zugleich mit dem Teufel 
untergehen werden — dann verfteht ſich, daß die Kirche 
den Stat jo völlig zu beherrſchen Hat, wie die Sele den 
Leib, und daß jeder Widerftand des States hiegegen eine 
fündhafte un des Fleifches gegen den heiligen Geift ift. 
In dem Weftgothenftat haben jeit dem Webertritt des 
Volkes vom Arianismus zum katholiſchen Belenntniß die 


303 


Bijchöfe das welthiftorifche Erperiment durchgeführt, was aus 
einem nach jenen Ideen von der Kirche beherrichten State 
wird; das Rejultat liegt vor: wenige Menjchenalter genügten, 
den Stat unrettbar zu Grunde zu richten und ein Reich von 
Helden zu verwandeln in ein modriges Möndhsklofter, in 
welchem alle Lafter und Frevel der Unnatur walten unter 
dem Mißbrauch des Heiligften zur Beſchönigung des Meuchel- 
mordes, unter dem PBallium der jcheußlichiten Heuchelei. 
Das weſtgothiſche Königthum hatte außer der hoffnungs— 
loſen Bertheidigung gegen die Erwürgung durch den Episcopat 
einen faft gleich jchwierigen Kampf gegen den meifterlojen 
weltlichen Adel zu führen, der den Stat beherrſchen und 
ausbeuten wollte, durch das verderbliche feitgehaltene Wahl: 
princip die Krone in Ohnmacht bannte, Feine Dynaftie im 
Reich aufkommen ließ und jeden König, der mit Kraft jenem 
Junkerthum entgegentreten wollte, bald durch troßgige Res 
bellion in den Provinzen, bald durch Palaftrevolutionen mit 
Dolch und Gift befeitigte. Von den 35 Weftgothenkönigen 
jeit Marih I. find nur 14 natürlichen Todes und im Be: 
fiße der Krone geftorben: bei diefen 34 Thronerledigungen 
folgte nur zehn Mal dem Bater der Sohn, zwei Mal der 
Bruder dem von ihm ermordeten Bruder, in allen andern 
22 Fällen ging die Krone auf einen Ungefippen. 

In diefem ungleihen Kampf gegen den weltlichen Adel 
juchten die Könige feit RefaredI. den Schild des geiftlichen Adels: _ 
der Metropolitane und Bilchöfe: wirklich ſchützte diefer Schild 
das Königthum wiederholt gegen die weltlichen Großen, aber 
er erdrückte es: die Biſchöfe verfauften ihren Beiftand nur 
um den Preis völliger Auslieferung der Statögewalt an das 
„Reichsconcil”, in welchem die geiftlichen zu den weltlichen 
Gliedern fih zu verhalten pflegten wie 80 oder 60 zu 15. 

Dieje Zuftände walteten mit befonders ſcharfer Steigerung 
um dieMitte des 7. Jahrhunderts. Der tüchtige König Spinthila 
war durch die Firchliche Partei geftürzt und erjegt worden 
durch den völlig von den Biſchöfen abhängigen Schwädling 
Sifinanth, 631— 36, diefem folgte der ganz ebenjo von den 
Prieftern beherrichte Kindila, der den bündigen Rechtsfatz 
aufftellte: in feinem Reiche dürfe Niemand athmen, der nicht 
fatholijch jei; e3 gelang ihm durch Hilfe der Geiftlichen, die 
Wahl feines Sohnes Tulga zu feinem Nachfolger zu fichern. 
Diejen jungen Fürften ftürzte aber nah 11 Monaten Kindafvinth 
vom Thron und ftedte ihn mit gefchorenem Har in ein Klofter. 
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Nicht Ehrgeiz allein konnte den Mann treiben, der damals 
im 79. Sahre ftand und fi aljo nur auf fürzefte Zeit die 
Krone erwarb; wir dürfen und müflen andere Beweggründe 
fuhen, welche die Tendenz feiner Regierung und auch deut- 
lih aufdeden. 

Bornehmem Haus entftammt war Kindajvinth in 
feinen jungen Jahren bei gar mancher der landesüblichen 
Bewegungen des Adels betheiligt gemwejen: er Hatte jene 
Verſchwörungen und Empörungen, welche fein ftarfes König- 
thum auffommen ließen, oft genug jelbft mitgemadt. Wenn 
wir oben die Krone das Bündniß mit der Kirche zum Schutz 
gegen den weltlichen Adel juchen jahen, fehlte es doch aud 
nicht an Gonftellationen, in welchen gegen einen fräftigen 
König, der fih dem Krummftab nicht beugen und der mit dem 
MWeltadel allein fertig werden wollte, leßterer fich mit dem 
Episcopat verband, wider den pflichttreuen und jelbftbemußten 
Herricher: der Weltadel ermordete oder entthronte ihn und 
die Bilchöfe Sprachen ihren Segen dazu oder fie beichönigten 
das Verbrechen, weihten den zum Nachfolger gemeinfam mit 
dem Adel gewählten Schwädhling und theilten ſich mit der 
Ariftofratie in die Beherrſchung des States 

Diefe politijche Conjunctur war gerade jegt bei Spinthila’s 
Entthronung und der Wahl der drei Pfaffenfönige Sifinantbh, 
Kindila und Tulga wieder eingetreten: es war weder das erfte 
noch das legte Mal. Aber dieſe Allianz des geiftlichen und des 
weltlichen Adels war doch auf die Dauer keineswegs eine ver: 
läßlihe, jo mächtig auch die Verbreitung der nämlichen oder 
doch nahe verwandter. oder verjchwägerter Geſchlechter dur 
die geiftliche und weltliche Ariftofratie jenes Band durch bie 
Gemeinjamkfeit der Familieninterefien verftärkte,; in jolden 
Zeiten und aus jolchen Gründen pflegen dann auch wol die 
Biſchöfe die Intereſſen des Adels, gegen die Krone Partei 
nehmend, wie auf dem fünften und fechften Reichsconcil zu 
Toledo gejchehen war. Allein der Weltadel fonnte fich bei 
der Theilung der politiichen Siegesbeute doch leicht verkürzt 
fühlen; jo auch jegt: er jpielte neben, richtiger nach den 
Biihöfen, doch nur die zweite Rolle unter diefen drei 
Biſchofskönigen, zumal wenn, wie damals, fein Krieg den 
Ruhm und Werth der Balatinen durch den Glanz der 
Waffen in helles Licht jeßte. Denn der geiftliche Adel über: 
ragte im Frieden den weltliben in allen Dingen: wie an 
Reichthum, jo an Bildung, wie an Fertigkeit und Feinheit 
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der Organifation, fo an Zahl der Stimmen auf dem Reichs— 
concil (richtiger als „Reichstag“), wie an Klarheit der Zmede, 
jo an Eluger Wahl der gejchmeidigeren Mittel: alfo in allen 
Stügen politifher Macht. Nicht gern aber begnügten ſich 
der Weltadel oder doch einzelne feiner vornehmften Familien 
und deren ftolze Häupter mit jener zweiten Rolle im Stat, 
und waren auch ihre Beweggründe meiftens ebenfo ſelbſtiſch 
wie die der Bilhöfe, — manchmal mijchte fih in das 
Trachten des Adels doh auch wie unwillfürlih ein mohl- 
thätiges und gejundes, ob zwar zunädft nur Eriegerifch 
empfundenes Widerftreben gegen die Herrſchaft der Priefter 
über das Heldenvolf Alarichs, Eurich8 und Leovigilds, gegen 
den füßlihen Weihrauchsqualm der Concilienbejchlüffe, der 
erichlaffend und verdumpfend durch Gejege, Regierung und 
alle Zuftände diefes States 309g. Manneskraft wollten ihren 
gefrönten Werkzeugen die jpanifchen Biſchöfe nicht einflößen, 
fonnten fie aber auch nicht immer erjegen. Oft zwar ftand 
an der Spike des Episcopat3 ein gewaltiger Geift, der 
Kirche und Stat zugleich zu beherrihen Mannes genug war, 
wie Leander von Sevilla (j. unter Leovigild), oder Julian 
von Toledo (j. Wamba), aber an Tulga’s Seite ftand Fein 
ſolcher geiftliher Beſchützer. 

Ohne Blutvergießen gelang es Kindajvinth, den jungen 
Fürften zu ftürzen; er verfammelte um fich jehr viele 
der „Senatoren“, d. 5. des gothiſchen und römiſchen 
Adels, ſowie Anhang aus dem Volk und ließ fich zum 
König ausrufen, Tulga in ein Klofter bringen. So lange 
der eijerne Greis das Scepter führte, ſchwang er es in 
nerviger Fauft, er wollte, Leovigild und Spinthila ähnlich, 
ein fraftvolles Königthum aufrichten, Epifcopat und Adel 
der Krone voll unterwerfen. Der Zeitgenoſſe Fredigar, 
ca. 660, fchildert das in feiner naiven, aber bdraftifchen 
Sprade: „Kindafvinth hatte die krankhafte Sudt (morbus) 
der Gothen, ihre Könige zu entthronen, Scharf erfannt, war 
er doch felbft oft Theilnehmer an folchen Plänen gemejen. 
Daher kannte er genau die unbotmäßigen Geſchlechter und 
fiher wußte er fie zu treffen. — Da ließ er denn Alle, 
welche ficb früher bei Vertreibung der Könige betheiligt oder 
in den Verdacht der Empörung gebracht hatten, mit dem 
Schwert ausrotten oder verbannen: 200 der Vornehmiten, 
500 der Geringeren (db. h. Gemeinfreien) foll er auf dieſe 
Weife getödtet haben. Ihre Frauen und Töchter und ihr 

Felix Dahn. Bauſteine. VL 20 
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Vermögen wurden den Anhängern des Königs zugetheilt. 
Da flohen Viele, die ähnliche Strafen fürdhteten, aus Spanien 
zu den Franken oder nad Afrika, riefen dort um Hilfe und 
trachteten von da aus mit den Waffen zurüdzufehren und 
Rache zu nehmen. Der König aber ließ nicht nad, bis er 
durch ſolche Strenge im ganzen Reich den Geift der Empörung 
gebrochen hatte. Die Gothen waren von ihm gebändigt und 
mwagten nicht mehr gegen ihn, wie fie es wider ihre Könige 
pflegen, ficb aufzulehnen. Dies Volk ift nämlich ftörrifch, 
wenn es nicht ein ftarfes Joch auf feinem Naden fühlt.“ 
Die früher herrſchende Auffaffung, melde in Kinda— 
ſvinth's Auftreten grundloje Willkür und Tyrannei erblidte, 
darf jeit meiner Darftellung der ganzen weſtgothiſchen Gejchichte, 
der politifchen und der Verfaſſungsgeſchichte (in: „Könige der 
Germanen V und VI”) als überwunden gelten: in diejem 
State war die SHerftellung eines Fraftvollen Königthums 
gegenüber dem geiftlihen und weltlichen Adel, die Errettung 
der in wirthichaftlicher Noth verſinkenden Kleinfreien Lebens: 
bedingung. Die hierauf gerichteten Strebungen Kindafvinth’s 
erkennt man deutlih aus den Beichlüffen des von ihm be- 
rufenen und überherrjchten fiebenten Concils von Toledo 
vom J. 646, jowie aus feinen übrigen zahlreichen Gefegen, 
aus welden man, aud ohne jene ausdrüdliche Angabe des 
Ehroniften, ein völlig klares Bild von feiner Perfönlichkeit 
und jeiner inneren Politif zu gemwinnen vermöcdte. Auf 
jenem Reichgconcil wird die gefährlihde Emigration der ge— 
flüchteten Großen Fraftvoll befämpft: die Frevel und die un— 
fägliche Ueberhebung (superbia) der Empörer (tyranni), die 
Gefahren, welche fie, zulegt durch Flucht in’s Ausland, herauf: 
bejhworen, nämlih „die Abreißung von Provinzen vom 
Reich und die unabläffige Anftrengung der gothiſchen Truppen“. 
Aber nicht nur der Laienadel, auch ein ftarfer Theil der 
höheren Geiftlihen war, im Bunde mit der rebellifchen Arifto- 
fratie, geflüchtet. Auch gegen dieje läßt der König, durch die 
ihm treu oder doch in feiner Gewalt verbliebenen Biſchöfe 
Abfjegung, wie über die Rebellen insgefammt Berbannung 
und Gütereinziehung verhängen. Um die gefährlichen ge: 
heimen Verbindungen mit den Emigranten, zumal den Geift: 
lichen, zu hemmen, wird der Verkehr mit denfelben mit gleich 
ichwerer Strafe bedroht. So zwang der fraftvolle König in 
jpäteren Gejegen die Biſchöfe und Priefter, welche in gleichem 
Hochmuth und im Bewußtfein ihrer Herricherftellung in 
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dieſem Reich die föniglichen Gerichte verfpottet hatten, auf 
Klagen der Laien vor jeinen Gerichten Recht zu geben. Aber 
auch ſonſt führte er eine umfafjende Reform des Gerichts— 
weſens dur, namentlich in der Abficht, den kleinen Freien 
Die Nechtshilfe des States zu fihern; ja er wies die Gerichte 
an, die Bermögenzftrafen für die ärmeren Freien zu mildern, 
welche erjchredend raſch zu Schughörigen des geiftlichen und 
weltlichen Adels herab ſanken, während fie doch die natür— 
lichen Stüßen des Thrones gegen jene doppelte Ariftofratie 
bilden jollten. 

Außerordentliche Nechtshilfe königlicher Beamten follte, 
die Schranken der gewöhnlichen Grafjchaftsgerichte über- 
Tchreitend, fichere Vollftredung der Urtheile auch gegen den 
Troß der Großen gewähren; eine ftrenge Strafgejeßgebung 
ftellte vielfach gleiches Maß für den ftolzeften Palatin, wie 
für den Eleinen Freien her. Er ſchaffte das Princip der „perſön— 
lichen Rechte” ab, wonach bisher (analog dem Recht in allen diefen 
Keichen) der Gothe nad gothiſchem, der Römer nad) römi— 
jchem Recht gelebt hatte, indem er, unter Aufhebung der 
Lex Romana Visigothorum (j. Alari II.) auch die Römer 
fortab der Lex Visigothorum unterftellte. Darin äußert fi 
immerhin das Streben, die Einheit des States über den 
nationalen Zwieſpalt der Bevölkerung hinaus Fraftvoll zur 
Geltung zu bringen. Unterdrüdung der Römer lag übrigens 
nicht darin, da das Gothenrecht im Laufe der Jahrhunderte 
(d. h. feit 506) völlig romanifirt, und feit 586 völlig von 
Tatholifchem geiftlihem Recht durchdrungen war. (Ueber die 
Bedeutung diefer Maßregel und die Tendenzen der Einzel: 
gejege Kindafvinth’3 Könige, VO, S. 192 und weſtgothiſche 
Studien, S. 31.) Der Kirche gegenüber fegte Kindafvinth 
zumal in der fo wichtigen Frage der Berleihung der Big: 
thümer fraftvoll feinen Willen dur: fo erhob er den bis— 
berigen Arhidiafon zu Saragofja, Eugenius, zum Metro: 
politan von Toledo, fo lebhaft Biſchof Braulio Flagte, feine 
Altersſchwäche könne jener Stüße nicht entrathen. Geiftvoll 
antwortete ihm der König, fein Bittfchreiben felbft verrathe 
durd Kraft und Fülle der Gedanken, wie er gar feine Hülfe 
brauche. Uebrigens war der Herrſcher nur ein Bändiger der 
Kirche, durchaus fein Gegner des Chriſtenthums, vielmehr 
fo fromm, daß er in der Umgegend eines angeblich (er be: 
ſchenkte allerdings reichlich viele Gotteshäufer) von ihm als 
Begräbnißftätte geftifteten Klofter® San Roman (zwijchen 
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Toro und Tordefilas am Duero) noch im 16. Yahrhundert 
als Heiliger verehrt wurde. (Die hier verwahrte Biographie 
ift aber eine jpäte Fälſchuug.) 

Nah den erften Jahren, in welden außer den Kämpfen 
mit dem verbündeten Junker- und Prieftertfum, Seucden, 
Dürre, Mißwachs Spanien heimgefuht hatten, folgte eine 
Zeit friedlihen Behagens, da das Land aufblühte in der 
durch den ftarfen Fürften geficherten inneren Ruhe. Da 
pflag dieler, für einen Laien jener Tage von feltener Bil- 
dung, beften Einvernehmen mit der treu gefinnten Geiftlich- 
feit: er jchidte einen gothifchen Priefter, Tajo, nah Rom, 
gewifje Werke des Papftes Gregors des Großen (den Com— 
mentar zum Buch Hiob), von denen feine Handſchrift mehr 
in Spanien zu finden war, vom Tiber zu holen; er forderte 
den genannten Eugenius auf, die Gedichte des Afrifaners 
Dracontius neu zu bearbeiten und zeichnete den als Gelehrten 
und Dichter Gefeierten vielfach aus. Aber diefer falſche und 
undankbare Priefter verfaßte nad dem Tode des von ihm 
bei Lebzeiten in Lobgedichten verherrlichten Königs eine bös— 
artige Schmähung auf den gewaltigen Biſchofsbändiger. 

Es gelang Kindafvinth, die Gefahren eine® Thron 
ftreites nach feinem Ableben dadurch zu beſchwören, daß er 
bereits 649 die Erhebung feines Sohnes Rekifpinth zum Mit 
regenten (und Nachfolger) durchſetzte: ſchon im höchſten 
Greifenalter ftehend überließ er diefem fortab das Regiment 
faft völlig und ftarb bald darauf am 1. October 652"). 


) Dahn, Könige der Germanen, V, VI. Wü 1870, 1871, 
und —— tudien, rg 1874 0. a. afelbit voll⸗ 
zäblig die gefammte Literatur bis 1 
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Riuhurand, König der Jaengobarden.') 
(712— 744.) 
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Ziutprand war der Sohn Ansprands, eines an— 
5 gejehenen Langobarden aus edler „Fara“ (Geſchlecht), 
58 welde in Mailand ihren Sig hatte. Ansprand war 
* im Jahre 700 von König Kuninkpert als Mund— 
walt ſeines jungen Sohnes Liutpert beſtellt für den Fall 
ſeines Todes und als Reichsverweſer. Noch im Jahre 700 
ſtarb Kuninkpert und Ansprand trat für Liutpert die Regent: 
fchaft an. Aber Herzog Raginpert von Turin, Kuninkpert’3 
Berter, Liutpert’S Dheim, der Sohn mweiland König Godi— 
pert’s, der nach des Anmaßers Grimuald Tod in der ihm 
näher zuftehenden Nachfolge des (von Grimuald) ermordeten 
Godipert durch Pertari, Godipert’3 jüngere Bruder, war 
verdrängt worden, — ————— 
Godipert Pertari 

(Hasinge — 

Aripert II. Liutpert, 

nahm nun den Thron in Anſpruch, empörte ſich und ſchlug 
Ansprand nebſt deſſen Verbündeten, Herzog Rothari von 
Bergamo, bei Novara. Zwar ſtarb Raginpert bald darauf, 
aber ihm folgte fein Sohn Aripert II. welcher die Be— 
fiegten von Novara, die wieder zu den Waffen gegriffen, 
wiederholt ſchlug: Liutpert ward gefangen und getötet, 
Ausprand floh auf die befeftigte Infel Comacina im Comer: 
See und von da durd die Schweiz ca. a. 702 zu dem agilols 
fingifhen Herzog Theodepert, Sohn Theodo I. von 
Baiern. Ansprand’3 Familie aber war in die Hände 
Aripert’3 gefallen: er ließ deffen Gattin Theoderäda, welde 
fih rühmte, noch Königin zu werden, Naſe und Ohren ab: 
fchneiden, den älteren Sohn Sigiprand blenden, den Biſchof 
Petrus von Pavia, einen Verwandten unbeftimmbaren 
Grades, nad Spoleto verbannen, den jüngern Sohn Liuts 


) Mie die beiden vorhergehenden Auffäge aus der „allgemeinen 
Deutihen Biographie.” 
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prand aber, der als ungefährlih und „geringwertbig” 
(despicabilis) galt, zu dem Vater abreifen. Im Jahre 712 
drang jedoch Ansprand mit feinem Sohn mit baierijchen 
Scharen in Stalien ein; nach blutiger Schlacht wich Aripert, 
(der Drt ift unbeftimmbar: zwiſchen den Alpen und Pavia) 
unbefiegt, aber ftark geſchwächt und ohne Kenntniß von dem 
Stand der Dinge im TFeindeslager nad feiner NRefidenz 
Pavia zurüd. Diefer Rüdzug entmuthigte fein Her und 
ſchien es zum Abfall zu treiben: jo fürchtete Aripert und 
beihloß, in das Franfenreich zu fliehen. Aber, da er ben 
Ticinus zur Naht durchſchwimmen mollte, ertranf er 
(März 712): nah fagenhaft gefärbten Bericht in die Tiefe 
gezogen von den Schätzen, mit denen er fich allzufchwer be= 
laden hatte. 

Nachdem die Leiche gefunden war, fiel das Volk Ans— 
prand zu: aber ſchon nach drei Monaten ftarb dieſer aus: 
gezeichnete König „dem Wenige an Weisheit glichen.“ 
(13. Juni 712). Schon vor feinem Tod (zwiſchen 6. und 
13. Juni) war Liutprand zu feinem Nachfolger geforen worden 
(712— 744). Er vermählte fih (etwa a. 716) mit Guntrut, 
der Tochter Theodepert3 von Baiern, deffen Waffen er und 
Ansprand die Rückkehr in das Vaterland und folgemeife die 
Krone verdankten. Enge, freundjcaftlide Beziehungen 
zwiſchen Langobarden und Bajuvaren beftanden jeit alten 
Zeiten, wiederholte Verſchwägerungen der bajuvarijchen 
Agilolfingen mit langobardiihen Königshäufern hatten ftatt: 
gefunden: beide Stämme hatten einen gemeinjfamen Feind, 
einen höchſt gefährlichen in dem alle feine Nachbarn ver: 
Ihlingenden Frankenreich: fie waren natürliche Verbündete 
gegen dieſen übermächtigen Gegner und haben menigftens 
einige Male dies wirflich erfannt und danach gehandelt. 
Wenn es nun gleihwohl unter Liutprand zu Kämpfen 
zwifchen Langobarden und Bajuvaren fam, wobei Liutprand 
einige Burgen an der Etjch, (Athefis) darunter Mais, nahm, 
jo jpricht manches dafür, daß dies gejchah bei Gelegenheit 
des Thronfrieges unter den Agilolfingen (a. 724— 725), da nach 
Theodepert’3 Tod (a. 724) deſſen Sohn Hucpert von feinem 
Batersbruder Grimuald feines Erbes beraubt werben Sollte. 
Liutprand zog feinem Schmwäher zu Hilfe und bejegte bei 
diefem Anlaß jene Pläge, welche er dann behielt. 

Uebrigens traten gerade unter Liutprand die Langobarden 
in Freundihaft und Bündnik mit den Franken, während 
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fi beide früher (gleich nach der Einwanderung der Erfteren 
in Stalien a. 568) jehr häufig befämpft hatten. 

Liutprand und Karl Martell, der damals das fränkische 
Reich als Hausmeier regierte, waren beide hochbegabte, hervor: 
ragende Männer: fie würdigten einander in warmer An— 
erfennung: enger verbunden: wurden fie aber durch die von 
dem Islam her drohende Gefahr, nachdem die Mauren 
(a. 711) das Weftgothenreich in Spanien zerftört, die Pyrenäen 
überfchritten hatten und nun alle übrigen Chriftenreiche zu 
befämpfen ſich anſchickten. In den dreißiger Jahren jandte 
Karl feinen etwa zwanzig Jahre alten Sohn Pippin zu 
Liutprand, auf daß diejer ihn durch Abſcherung des Hares 
(Bartflaumes, nad germanifcher Sitte: s. Grimm, Recdts- 
alterthümer, Göttingen 1854 ©. 404) an Sohnes ftatt 
annehme, es ward dadurch ein Pietätverhältnig begründet, 
aber ohne ein Erbredt zu erzeugen. Das Treuebündniß 
beider Herrjcher ward wenige Jahre darauf dadurch bethätigt, 
daß al3 a. 739 die Mauren wieder in Südfrankreich ein: 
gebroden waren, Liutprand auf Karl’3 Anrufen diejem ein 
Heer zu Hilfe jandte, bei deſſen Anmarſch die Feinde das 
bereit3 eroberte Arle3 räumten und abzogen. 

Die beiden genannten Unternehmungen blieben Die 
einzigen, in melden Liutprand über die Marken Stalieng 
hinausgriff: jeine gefammte übrige Thätigfeit galt der Be- 
feftigung des Königthums gegenüber den nur allzugewaltigen 
großen Herzogen und der Ausdehnung der Grenzen oder 
doch des Anjehens des Reiches gegenüber den anderen Mächten 
auf der Halbinfel. 

Um dieſe ziemlich verwidelten Verhältniſſe zu erklären, 
muß man voranjhiden eine gebrängte Ueberficht des Ent- 
widelungsganges der Dinge und der Gruppirung der gegen- 
einander ringenden Kräfte in Stalien feit der Langobarden 
Einwanderung. 

Diejes Eindringen geſchah (a. 568) von Norboften her: 
die damalige Provinz Venetien, dann Sitrien, Friaul 
und die 2ombardei wurden zuerit überftrömt, Bavia 
(Ticinum) zur Hauptftadt des Reiches geforen. Bon hier 
aus breiteten ſich die Einwanderer erft allmälig über den 
Süden und Weiten der Halbinjel aus. 

Niemals aber gelang es ihnen, ganz Stalien in ihre 
Gewalt zubringen: im Süden fo wie in dem „Exarchat von 
Ravenna“ behaupteten fih die Byzantiner: diefe für die 
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damaligen PBelagerungsmittel durh Sturm unbezwingbare 
Feftung der Sümpfe hätte nur durch Hunger überwältigt 
werden mögen: aber dies war unmöglich, jo lange fie durch 
ihre Hafenftadt Claſſis die freie Verbindung mit dem 
Meere hatte: und die Langobarden begingen den ſchwer be— 
greiflichen Unterlafjungsfehler, niemals eine irgend nennens— 
werthe Kriegsflotte herzuftellen: fie wurden nie eine Seemacht: 
bie Halbinjel der Apenninen fann aber dur eine Landmacht 
allein weder völlig erobert noch behauptet werben. 

Dazu Fam, daß die großen Grenzherzogthümer des 
Zangobardenreiches: Trient im Norden, Friaul im Nord- 
often, Spoleto und namentlib Benevent im Süden von 
der Krone faft unabhängige kleine Sonderftaten bildeten: in 
weit höherem Maße noch als von den drei andern galt dies 
von Benevent, deffen Verhältniſſe wir alsbald zu betrachten 
haben werben: oft genug mußten die Könige die Waffen gegen 
diefe Herzoge wenden. 

Endlih aber war eine meitere jelbftftändige Macht in 
Italien der römische Biſchof. Für die großartige Entfaltung 
der katholiſchen Hierarchie und ihrer Weltherrichaft im Mittel- 
alter war es von wichtigfter Bedeutung gemwejen, daß jeit dem 
Untergang de3 Dftgothenreichs der Papſt feinen weltlichen 
Herrn in Rom, in Ravenna auf der ganzen Halbinfel über 
fih hatte. Seit a. 555 war der oftrömijche Kaiſer wieder 
jein einziger und unmittelbarer Souverain: aber diejer ſaß 
fern in Byzanz und nur einmal in den dritthalb Jahrhunderten 
bis auf Karl den Großen ift ein Imperator von dort ber zu 
furzem Befuh nad Stalien gefommen. Zmwar refidirte fein 
Statthalter zu Ravenna, aber eben — zu größtem Vortheil 
für den Bapft — nicht in Rom. Und feit der Einwanderung 
der Langobarden hatte der Exarch joviel mit diefen zu 
Ihaffen, daß er nicht daran denken konnte, das Beftreben 
niederzubrüden, mit welchem der Biſchof von Rom fih in 
diefer Stadt und ihrer Umgebung eine weltlicher, ftatlicher 
Souveränität immer ähnlicher ſich geftaltende Machtitellung 
fühn und flug und beharrlich emporbaute. Männer von 
bervorragendem Geift und Charakter jchmüdten damals 
wiederholt den päpftlihen Stuhl und aus jehr unjdeinbaren 
Anfängen erwarben fie fih allmälig eine von Byzanz, von 
Ravenna und von dem Senat von Rom immer mehr unab: 
bängige, auch in weltlichen Dingen entſcheidende Stellung. 
Sehr viel trug hiezu bei, daß gegen die langobardifche Be: 
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drängung Kaiſer und Exarch jehr ſelten Beiltand, aus: 
giebige Hilfe faft nie leifteten, daß dagegen die Päpfte mit _ 
den Mitteln ihres geiftlihen Anjehens wie durch Klugheit 
und Muth wiederholt den Widerftand der Bürger geleitet, 
oder die bedrohenden Fürften abgelenkt hatten. Die Lango- 
barden mußten nad dem Befig von.Rom traten: daran 
wurde durch ihren Webertritt zum Katholicismus durchaus 
nicht3 geändert, wenn fie jegt auch nicht mehr, wie fie als 
Nrianer gethan, auf ihren Kriegszügen Kirchen, Geiftliche, 
Mönde der Katholifen mit beſonders wilder Härte be= 
handelten, vielmehr dem römischen Bifchof, auch wenn fie die 
Stadt bebrängten, höchſte Ehrfurcht erwieſen. Die natür: 
lihen Verbündeten der Päpfte gegen die Langobarden waren 
nun aber die Franken: anfangs ſchon deshalb, weil diefe im 
ganzen Abendland die einzigen Fatholifchen Germanen waren, 
Aber auch nachdem die Langobarden das orthodore Bekennt— 
niß angenommen, blieb e3 für die Regel bei jener Grup: 
pirung, da ja Franken und Langobarden faft jtet3 feindfelige 
Nachbarſchaft hielten. 

Die ungünftigfte, weil faft ganz tjolirte Stellung unter 
den mit einander ringenden italiſchen Mächten, war hiernach 
die der langobardifhen Könige, melde, abgejehen von 
der Abwehr äußerer Feinde: Avaren und Slaven, zugleich 
Byzanz (Ravenna), den Bapft, die Stadt Rom, die Franken 
und oft die eigenen rebelliichen Grenzherzoge wider fich und 
nur an den Baiern fern, jenfeit der Alpen, eine befreundete 
Anlehnung hatten, die aber jehr jelten in gemeinfamer Action 
gegen die Franken auftrat. 

Biel früher, als es wirklich (a. 774) geſchah, hätte das 
langobardiſche Königthum diefer Uebermacht erliegen müſſen, 
hätten fich nicht unter feinen Feinden manchmal Spannungen, 
ja Kämpfe eingeftelt: Byzantiner und Franken hielten zwar 
meift, doch nicht immer zufammen: die Stadt Rom d. b. die 
Adelsparteien, der dux des ducatus Romanus, und der . 
„Senat“ waren nicht mit jedem Bapft in gutem VBernehmen. 
Bon höchſtem Vortheil aber für die Könige zu Pavia war 
e3, daß zmwifchen dem Kaifer zu Byzanz und dem römijchen 
Biſchof der fogenannte „Bilderftreit” ausbrach, der beide 
Mächte auf das Bitterfte verfeindete. 

Zunächſt nahm König Liutprand die Gelegenheit wahr, 
das bis dahin von der Krone völlig unabhängige Herzog: 
thum Benevent näher heran zu ziehen: er vermählte mit 
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Herzog Romuald II. feine Schwefter » Tohter Aurona: 
ca. a. 728 leiftete Romuald dem König den Eid der Treue; 
als er ca. a. 732 ftarb, ſchützte Liutprand, in Perſon nad 
Benevent eilend, deffen Söhnlein Gifulf wider eine Gegen— 
partei, führte dafjelbe mit fich fort und jeßte feinen eigenen 
Neffen Gregor zum Herzog 'ein. 

Den Herzog Faroald II. von Spoleto nöthigte er, 
die den Byzantinern abgenommene Hafenftadt von Ravenna, 
Claſſis, wieder herauszugeben (nad Muratori ca. a. 716) 
ein Schritt, deſſen Motivirung ſich unferer Kenntniß ebenfo 
entzieht, wie faft alles andere in des Königs Regierung, 
außer deu nadten Thatfachen ſelbſt. Wir können nur daraus 
ichließen, daß Liutprand damals mit dem Exarchen in jehr 
gutem Bernehmen ftand. Vielleicht wollte er den Spoletaner 
nicht noch mächtiger werden lafjen: diefen zur Herausgabe 
zu bewegen, war er aljo ftarf genug. Das für die Lango= 
bardifche Krone Wünfchenswerthefte wäre gemejen, die Heraus: 
gabe der wichtigften Seehafenftadt, des Schlüfjeld von Ravenna, 
nicht an die Kaiferlichen, fondern an den König zu eigener 
- Befigung. Weshalb Liutprand dies nicht verlangte, aus 
welden Gründen er darauf verzichten mußte: — wir wiſſen 
es nicht. Wir finden nur mehrere Jahre jpäter (a. 728) 
den König im Bunde mit dem Herzog Tranjamund II von 
Spoleto, (der a. 723—724 feinen Bater Faroald IL 
enthront hatte) gegen Benevent (oben 313) und wol aud 
gegen Bapft Gregor II., wider welchen ſich der Erarch wandte, 
während der König die beiden Herzoge wenigſtens dahin 
bradte, (ohne Waffengewalt, foviel wir willen) ihm zu 
Spoleto den Treueeid zu ſchwören. — Auch in die Verhält: 
nifje des dritten mächtigften Herzogthums, Friaul, griff 
Liutprand kräftig ein; hier waltete der ſehr tüchtige Herzog 
Pemmo, der die Slaven (Nvaren), die alten Plagegeifter 
diefer Marken, die Niederlagen feiner Vorgänger und greul- 
volle Verwüftungen des Landes rädend, tapfer zurück— 
geichlagen hatte. Er gerieth in beftigen Streit mit dem von 
Lıutprand eingefegten und begünftigten Patriarchen Calixtus 
von Aquileja, der eigenmächtig jeinen Si von Cormona 
nah Friaul (Forum Julii), der Reſidenz des Herzogs, 
verlegt und den mit Zuftimmung des legteren bier refidiren- 
den Biſchof Amator von Julia Carnica gewaltthätig aus 
deſſen bisherigem Palatium vertrieben hatte. Kein Wunder, 
daß Pemmo dies nicht dulden wollte: er verhaftete Calirtus 
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und fol deſſen Leben bedroht haben. Sofort entjegte ihn aber 
der König des Herzogtums und verlieh es des Entjeßten 
erftgebornem Sohn Ratchis. Diejer vermittelte zwischen 
feinem Vater und den König, hielt den Erfteren ab, mit 
feinem Anhang zu den Slaven zu flüchten und verjchaffte 
ihn freies Geleit zu dem Königsgeriht zu Pavia, mo 
freilih dann alle Anhänger Pemmo's verurtheilt, nur er jelbft 
mit feinen beiden jungen Söhnen Aiftulf und Ratchait 
begnadigt worden. 

Die Geſchichte der Kämpfe und der Bündniffe des 
Königs mit Byzantinern und Päpften (von ca. 'a. 726 — 
ca. a. 740) ijt uns nur jehr ftüdhaft überliefert: die Auf- 
einanderfolge der Ereigniffe ift oft geradezu unbeftimmbar: 
die Beweggründe der häufigen Umfchläge von Bündniß in 
Kampf und umgekehrt, zumal aber überrajchender Zugeftänd- 
nifje des Königs, entziehen fich faft immer unferer Kenntniß. 
Papſt Gregor II. (715— 731) hatte in dem Beitreben, die 
Langobardiihe Macht nicht auf Koften der Kaiferlichen er: 
ftarken zu lafjen, noch im Jahre 718 (ungefähr) den byzan- 
tinijhen dux Johannes von Neapel ermahnt, dem Herzog 
Romuald II. von Benevent das feſte Cumae, das dieſer 
mitten im Frieden überrumpelt, wieder zu entreißen und ihm, 
nah glüdliher Ausführung diefet That, das dafür ver: 
ſprochene Gold ausgezahlt. 

Nah Ausbruch des Bilderftreites (a. 726) geriethen 
aber der Papft und Kaifer Leo II. in Heftigen Gegen: 
laß; die Staliener erhoben fich in offener Empörung gegen 
die „bilderftürmenden” Byzantiner zum Schuß der altverehrten 
Heiligthümer: die Gelegenheit war Liutprand höchſt günftig 
zur Ausbreitung feiner Macht, wenn auch der Papft niemals 
mit voller Entjchiedenheit fih auf Seite der Langobarden 
gegen das Kaiferreich ftellte: nur dem einzelnen ketzeriſchen 
Kaifer trat er gegenüber. Liutprand nahm den Byzantinern 
Narni (a. 726?) und, mit Aufgebot der ganzen Heresmacht, die 
Hafenftadt von Ravenna, Claſſis, vielleicht auch auf kurze 
Zeit Ravenna ſelbſt. Der außerordentliche Erfolg gelang 
nur, weil die Ravennaten in blutigem Aufruhr fich gegen 
die Bejagung erhoben hatten. Es ift auffallend, daß bald darauf 
(a. 728/729 Liutprand mit dem byzantinifchen Patricius 
Eutyhius zufammen gegen den Papft und die Herzoge 
(s. oben) auftritt. — Die Langobarden, welche (faft) gleich— 
zeitig dem Papſt Beiftand gegen die Byzantiner leifteten, find 
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daher Feinesfalles Unterthanen Liutprand’3, jondern wol der 
empörten Herzoge. In denjelben Jahren (726—728) vernehmen 
wir aber wieder von der Wegnahme mehrerer Städte in der 
Aemilia, darunter Bologna und in dem Fünfftädte-Gebtei 
(„Bentapoli3”): Ancona, Ariminum, Bijaurum, 
Fanum, Numana durch den König. Auch weiſt er die 
Friedensvorſchläge des Patricius ab. In den Jahren 728 und 
729 zog Liutprand zweimal in das römifche Gebiet und nahm 
728 Sutri. Aber ſchon nad) 140 Tagen gab er dieje Stadt gegen 
Geld — dem Bapfte, nicht den Kaiferliden — heraus zu 
eigenem Befiß „die erfte Schenkung einer Stadt an die 
Kirche, der erfte Keim des Kirchenftates außerhalb Roms.“ 
Die Beweggründe find uns unbefannt. Es ift ungerecht, 
ohne volle Kenntniß der Berhältniffe die Handlungsweife 
des Königs zu verurtheilen. Aber wol dürfen wir jagen, 
daß er uns bier und in den folgenden Zugeftändniffen an 
den Bapft geradezu unbegreiflich ſcheint, wenn anders mir 
Liutprand den Gedanken, Ravenna, Rom und ganz Stalien zu 
gewinnen, beilegen wollen. Fromme Gefinnung gegen Bapft 
und Kirche, innere Schwäche feiner Regierungsgewalt — 
e3 fehlte, auch abgejehen von den rebellifchen Herzogen, nicht an 
Widerſachern — (f. unten) mögen Manches erklären, namentlich 
auch eine myftifche Stimmung, welche auch andere Herrſcher jener 
Tage zu Handlungen fortriß, für deren Würdigung ung faſt der 
Maßſtab fehlt. Am einfachften erklären fich jene Widerjprüche 
gegen den Einungsgedanfen doch nur, wenn man fich ent- 
Ichließt, diefen Gedanken jelbft als einen dem König fremden, 
von una ihm ohne Recht untergefhobenen anzujehen. 
Uneradtet der Schenkung von Sutri an den Bapft im 
Jahre 728 309 im folgenden Jahre (729) Liutprand, diesmal mit 
Eutyhius zufammen, in das römifche Gebiet, ja er lagerte 
auf dem „Felde des Nero“ dicht vor den Thoren der Stadt. 
Doch gelang e3 dem Papft bei einer Zufammenkunft, den 
König durd die Mittel geiftlicher Ueberredung zu friedlichem 
Abzug zu bewegen, ohne daß diejer unferes Willens etwas 
erreicht hätte. Er häufte auf den Papſt und die römiſche 
Kirche hohe Ehren und juchte, ihn zur Annäherung an Byzanz 
zu bewegen — eine für und ſchwer begreifliche Politik. 
Wahrſcheinlich follte der Bapft vor Allem gewonnen werden, 
nicht die rebelliihen Herzöge zu unterftügen. Allein gerade 
dies that Gregor's Nachfolger, Gregor II. (a. 731—741), 
der auch den Bilderftreit mit Byzanz heftig fort führte: fo 
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daß nun Langobarbenherzoge, Langobardenkönig, Papit, 
Staliener und byzantiniſche Bejatungen al3 untereinander: 
fämpfende, gelegentlich verbündete Parteien zu unterjcheiden 
find. Römer unter byzantinifcher Führung verfuchten Liut- 
prand Bologna wieder zu entreißen, wurden aber von des 
Königs Feldherrn blutig zurüdgeichlagen. Dagegen gelang es 
der emporftrebenden Lagunenftadt Venedig, dem Langobarden 
Claſſis (und Ravenna) durch Ueberfall wieder abzunehmen, 
mobei des Königs Neffe Hildeprand (ſ. unten) gefangen, der 
tapfere dux von Vicenza Peredes erjhlagen ward. Liutprand 
machte unjeres Wiſſens damals wenigftens feinen Verjuch, dieſe 
für weitergreifende Pläne fo wichtige Stellung wieder zu ge: 
winnen: doch könnte ein langobardifches Her, welches in Ab: 
wejenheit des Königs damals bei Ariminum bis zur Ver: 
nichtung geſchlagen ward, gegen Ravenna beftimmt gemejen 
fein: leider läßt fih nur die Zeitfolge der ftüdhaft be= 
richteten Eingriffe zwiſchen 731 und 738 abjolut nicht be— 
ftimmen. 

Gleichzeitig führten die Byzantiner aber aud ‚Krieg 
gegen die ‚wider den bilverftürmenden Kaiſer empörten 
Staliener, melde ſich folgerichtig dem Langobardenkönig 
näherten: eine Anzahl derjelben, die Liutprand Ehrengeſchenke 
bringen wollte, ward von den Kaiferlihen erjchlagen oder 
gefangen, 

Ob Liutprand ganz Stalien, Rom und Ravenna ums 
fafiende Pläne hegte, wir wiſſen es nicht,: es ift jchwer zu 
entjcheiden. Dagegen die Bändigung der Herzoge hatte cr 
zweifellos als Hauptwerk feiner Regierung fich vorgeftedt 
und wer daran rütteln wollte, forderte jeine ganze Willens- 
fraft zur Abwehr heraus. Das that aber Gregor III., als 
er, frühere Feindihaft mit Tranjamund II. von Spoleto 
in Freundfchaft verwandelnd, fich von diefem durch reiche Ge— 
fchenfe die Abtretung von Galleſe am Tiber, an den ducatus 
Romanus, in welchem aber thatjächlich der Bijchof von Nom 
gebot, erfaufte und mit diefem Herzog jowie mit dem von 
Benevent ein Bündniß fchloß, welches wol einerjeit3 die Ver: 
theidigung der Romagna durch diefe Herzoge bezwedte, ande: 
rerjeitö aber deren Unterftügung durch die materiellen und geift- 
lichen Mittel des Papftes für Losreißung von der Stats— 
gewalt des Königs. Daher verjagten die Herzoge dem König 
offen den Gehorfam, als er (a. 738) den Herbann gegen den 
römiſchen ducatus aufbot. Sofort wandte fich Liutprand, 
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unter empfindlicher Schädigung die Campania nad Dften hin 
durdhziehend, gegen Tranfamund. Diefer floh nah Rom. 
An feiner Stelle jegte Liutprand Hilderich zum Herzog ein 
Der Bapft verweigerte die Auslieferung des Nebellen. Auch 
der Kaijerliche Feldherr Stephanus, der dux des ducatus 
Romanus, trat für den Bapft und den Herzog auf. Liutprand 
entfaltete große Energie. Er entriß den Byzantinern die Städte 
Drte, America‘, Bieda und Romarzo, ließ gleichzeitig 
das Exarchat von Ravenna durch feinen Neffen Hildeprand 
verwüften und belagerte, unter ftarfen Berherungen des 
flachen Landes, den Papft in Rom. Hart bedrängt rief diefer 
Karl Martell um Hilfe an: aber auch Liutprand fchidte Ge- 
jandte an dieſen feinen Freund, und bewog diejen, die Ver: 
logenheit und Treulofigfeit der Politik des Heiligen Vaters 
aufdedend, neutral zu bleiben, fo flehentlich der Papft Karl 
(bei den von * zum Geſchenke überſendeten Schlüſſeln 
des heiligen Grabes) auch um Beiſtand gebeten hatte. Aber 
auch dieſe langobardiſche Belagerung Roms endete wie alle 
anderen: der König konnte die Stadt weder erſtürmen 
noch, Mangels einer Flotte, von der See abiperren und aus: 
bungern. Bor September 739 zog er ab und nah Pavia 
zurüd. Sofort drang Tranjamund wieder in fein Herzog: 
ıhum ein: die Byzantiner des ducatus Romanus unterftügten 
ihn, da er verſprach, die vier von Liutprand eroberten Städte 
dem dux (oder dem PBapft) zurüdzugeminnen. Bald fielen auch 
die meiften Burgen feinem Herzogthume zu. Gegen Ende 
des Jahres zog er wieder in Spoletium felbft ein, Hilderic 
ward getödtet. Auch Benevent focht damals gegen Liutprand. 
Doch zögerte Tranfamund, die vier Städte dem König zu 
entreißen, der einen neuen Angriff auf Rom vorbereitete 
und fi durch die Fürbitte feiner eigenen Biſchöfe, deren 
Bermittelung ver Pabft nun (740) anrief, ſchwerlich hätte 
abhalten lajjen. Da ftarb Gregor II. (November 741) und 
jein Nachfolger, ein höchſt milder und fanfter Dann, 
Zaharias von griechiſcher Abkunft und Klugheit, bejchloß 
alsbald, die bisherige Parteiftellung des römiſchen Stuhls 
völlig zu wechſeln. Tranfamund, der jene vier Städte feinem 
Verſprechen gemäß zu erobern nicht einmal verfucht hatte, lie 
er fallen, ſchickte eine Geſandtſchaft nah Pavia, erbat und er— 
hielt von dem König die Zufage der Rückgabe jener vier Städte 
und erwirkte als Gegenleiftung, daß die Truppen des römiſchen 
Ducatus mit Liutprand gegen jenen Herzog auftraten. Da gab 
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diefer jeden Widerftand auf und ftellte fich freiwillig dem 
König, der ihn in ein Klofter ſchickte und an deſſen Stelle 
feinen (des Königs) Neffen Agiprand, früher Herzog von 
Ehiufi, jegte. Sofort wandte fi Liutprand gegen Benevent: 
bier war jein Neffe Gregor (oben ©. 314) um das Jahr 738 
erichlagen und zu feinem Nachfolger von der Gegenpartei - 
ein gewiſſer Gottſchalk erhoben worden, welcher bisher 
(738— 742) jtet3 mit Tranfamund und den anderen Feinden 
des Königs gemeinfame Sache gemacht hatte. Aber jegt zog Liut- 
prand von dem neu unterworfenen Spoleto heran, Gottjchalf 
ward, bevor er zu Schiff entfliehen Fonnte, von feinen Feinden 
erſchlagen und nun jeßte (a. 742) der König Romuald’3 
(oben ©. 314) inzwiſchen herangewachjenen Sohn, jenen 
Gijulf (IL) zum Herzog ein, den er mit einer edlen Lango— 
bardin, Stanniperga, vermählt hatte und in völliger Ab: 
hängigfeit von der Krone hielt. Da nun aber auch Liutprand mit 
der verjprochenen Herausgabe der vier Städte zögerte, faßte 
der Papſt den ebenfo muthigen al3 Eugen Beſchluß, den 
Löwen in feiner Höhle aufzufuchen, d.h. zu König Liutprand 
jelbft zu gehen. Das eben gebrauchte Bild enthält freilich arge " 
Mebertreibung, denn irgend welche Gefahr lief der römische 
Biſchof dabei durchaus nicht. Und der ſelenkundige Grieche 
wußte genug von des Königs frommem Sinn und ehrfurdht3- 
voller Scheu vor der Kirche, um die völlige Unbedenklichkeit 
jeines genialen Gedankens zu erkennen. Daß er an Leben, 
Leib, Freiheit geſchädigt werden fünne, wenn er, als Gaft, 
freiwillig fommend, den König auffuchte, war völlig aus: 
geſchloſſen. Das Schlimmfte, was Zacharias widerfahren 
fonnte, war Abweijung feiner Forderung. Und auch dies 
war höchſt unmwahrjcheinlihd. Vielmeher war mit Sicherheit 
darauf zu zählen, der ehrliche Sinn des Fürften werde der 
Perfönlichkeit des Papſtes gegenüber deſſen unmittelbarer, 
mit allen geiftlihen Mitteln unterftügter Mahnung, ein 
Königswort einzulöfen, nicht widerftehen können. Und jo 
geihah es denn auch: zugleich aber bereitete die im höchften 
Map ehrfurdtreihe pietätvole Behandlung, welche dem 
Papft vom Beginn bis zum Beſchluß feiner Reife von König, 
Adel und Volksheer der Langobarden zu Theil ward, dem 
römijchen Stuhl einen bedeutungsreihen Triumph. Zacharias 
309 an der Spite eines großen Theil3 des römijchen Klerus 
nah Interamna (Terni) im ducatus Spoletanus, wo Liut- 
prand mit jeinem Heere lagerte, der ihm ſofort einen vornehmen 
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Beamten (Grimuald) bis nah Drte entgegenjandte, ihn 
bis Narni zu geleiten: in diejer feften Stadt ward der Papft 
von einigen Herzogen mit deren Scharen begrüßt und Liutprand 
jelbft zog ihm bis auf acht (römische) Meilen zwijchen Narni 
und Interamna entgegen. Hier waren Adel und Heer um die 
Bafilifa des heiligen Valentinus zum feierliben Empfang 
aufgeftellt. Nach der Meſſe führte der König den Papft 
abermals eine römiſche Meile weit bis an deſſen Zelt. Am 
folgenden Tag ſetzte Zacharias bei dem König in einer 
Unterredung alles dur, was er wollte, und was Tranja= 
mund und früher Liutprand jelbit zugefagt hatte, Denn nun 
ichenkte der König die vier Städte mit deren Gebiet und Be- 
wohnern einfach und unverhüllt der römischen Kirche: nicht, 
wie e3 früher wenigjtens ausgedrüdt, wenn auc nicht ge= 
meint gewejen war, dem ducatus Romanus, d. h. dem Kaijer, 
ihrem frühern Herricher. — Aber außerdem gab der König der 
römischen Kirche alles Land in der Sabina zurüd, welches 
jeit dreißig Jahren ſchon langobardiſch gemejen war und 
dazu noch das große Thal bei Sutri, endlich die Gebiete 
von Ancona, Narni, Auximum (Dfimo) und Numana. 
Ferner wurden alle Kriegsgefangenen — Byzantiner und 
Römer — welche Liutprand in Tuscien und jenjeit des Padus 
(Bo) bdetinirt hatte, darunter jehr vornehme Männer und 
hohe Beamte, ohne Löjung freigelaffen und fchließlich dem 
römischen Stuhl und feinen Beligungen für zwanzig Jahre 
Friede zugeſagt. — 

Wahrlih, nicht ohne Berechtigung mochte die Lebens 
befhreibung des Papftes rühmen, daß er mit der Palme 
des Sieges nach Haufe gekehrt fei. Die legten Gründe dieſer 
‚ganz erftaunlichen Zugeftändniffe Liutprand's find gewiß in 
der frommen Gefinnung des Königs uud der gewaltig ein= 
dringenden geiftlichen Beredſamkeit, der zugleich Elugen und 
ehrwürdigen Perfönlichkeit des Papftes zu ſuchen. Freilich 
durfte fich Liutprand auch nicht in Widerfpruch jegen gegen die 
jehr fromme Gefinnung feines Volkes, zumal es ihm an einer 
Gegenpartei nicht fehlte (f. unten). Aber jo ſchwach war 
jeine Stellung doch nicht, daß er dur ſolche Schenkungen 
die Gunft des Papftes fi hätte erfaufen müſſen. Nach 
Allem, was wir von der Lage der Dinge willen, war dieſe 
Nachgiebigkeit ein ſchwerer politifcher Fehler — immer vor: 
ausgejeht, daß wir Liutprand den Gedanken einer Eroberung 
von ganz Italien als der Zufunftsaufgabe des Langobarden: 
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reiches beilegen, — eine dee, welde wir aber wahr: 
ſcheinlich nur mwillfürlib in ihn und die meijten 
Zangobarden- Könige hineintragen. 

Alsbald jollte fich die Verderblichkeit jener Politik der 
Schwäche nah anderer Riebtung Hin wiederholen, ihre übeln 
Eonjequenzen offenbaren. Liutprand verjuchte im folgenden 
Jahre (742— 743), die Lähmung der byzantinischen Macht Durch 
die Kämpfe zwiichen Kaiſer Conftantin V. (Kopronymos) 
dem ebenfalls bilderftürmenden Nachfolger Leo's III., und 
deilen Schwager, dem bilderfchügenden Artaba3do3, in neuen 
Angriffen auf Ravenna zu benüßen. Seine Heere vermüfteten 
das Flachland des Exarchats, eroberten Ceſena, bereiteten 
die Belagerung von Ravenna vor. Da wandten fi Erarch, 
Erzbiihof und Volk von Ravenna an des Königs Freund, 
den Bapft, mit der Bitte, Durch jeine Vermittelung Liutprand zur 
Umkehr zu bewegen. Wirklich ſchickte Zacharias Gejandte an 
Liutprand, welche ihm die Herausgabe von Gejena und Beendung 
der Feindjeligfeiten anfannen und, da die Zumuthung 
(„mit jchroffem Starrfinn,“ jagt die Biographie des Papſtes) 
abgewieſen ward, begab fich der Bapft jelbft von Rom nach dem 
bedrängten Ravenna, wobei es ohne Wunderzeichen nicht 
abging. Liutprand weilte nicht im Erarchat, jondern in Pavia. 
Ihn wollte der Bapft aufjuhen. Der Weg von Rom nad 
Pavia führte durchaus nicht direct über Ravenna. Bielmehr 
war dieje Abbiegung ein Ummeg, eine Verzögerung. Daher 
muß den römijchen Bijchof hierbei ein bejonderes Motiv 
geleitet haben. E3 war gewiß die Abficht, Anjehen und 
Einfluß des Papſtthums auch im Exarchat und in defjen 
Hauptitadt ganz außerordentlich zu erhöhen, indem Zacharias 
als der einzige Netter aus der Noth langobardijcher Be: 
drängniß erjchien. Wenigftend ward dieſe Wirkung auf das 
umfafjendfte erreicht. Erarhat und Volk von Ravenna 
empfingen den Papſt wie einen Boten de3 Himmels, dem 
ja aub zum Schuß gegen den Sonnenbrand Gott eine 
Wolfe von Rom bis zu der Bafilifa San Apollinare vor 
Ravenna über dem Haupte jchweben und ebenjo auf der 
Reife nad) Pavia feurige Heeriharen in den Wolfen vorauf: 
ziehen ließ. 

Der feine Griehe auf dem römischen Stuhl trachtete 
danach, für den Papft in Ravenna allmälig eine gleiche — zu— 
nächſt geiftliche und politiſche — Autorität zu gewinnen, wie 
fie in Rom ſchon längſt thatfächlich beftand und an der fich 
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bier wie dort auch juriſtiſche Gewalt, Rechte der Herrſchaft 
empor bauen fonnten. Nun ließ Zacharias durch Gefandte 
den König wiſſen, daß er alsbald bei ihm in Pavia ein 
treffen werde. Es macht fait humoriftiihen Eindrud, wie 
fih der Helden: König vor diejer bedrohlichen Annäherung 
des waffenlojen Greijes fürchtet. Hatte Liutprand doch zu feinem 
Schaden erfahren, wie wehrlos vielmehr er felbft dem be: 
redten Einfluß dieſes Priefterd gegenüberftand, wie dieſer 
ihm durch Fromme Reden Alles entriß, was er irgend wollte. 
Der König fürchtete ſich vor dieſer abermaligen perjönlichen 
Begegnung. Er mißtraute nad den Erfahrungen des Bor: 
jahres jeiner eigenen Feſtigkeit. Und der Erfolg jollte 
lehren, wie vollbegründet joldhe Bejorgniß war. Die vor: 
ausgejhicdten Boten des Papftes erfuhren, daß die Lango— 
barden in Imola von ihrem König beauftragt waren, die 
Reife des Papſtes nah Pavia, nöthigenfall® mit Gewalt zu 
verwehren: jie warnten Zacharias und mahnten ihn, einen 
anderen Weg einzufchlagen. Der Bapft joll darüber jehr 
erihroden jein. Das ift glaublih, da ihm an dem Durch— 
dringen bis zum König jelbit Alles gelegen war. — Wenn 
er aber wirklich äußerte, „er fürchte für fein Leben,“ io 
wird man ſolche Worte faum für ernft gemeint halten dürfen. 
— Liutprand fürchtet fih mit allem Grund viel mehr vor 
dem Papſt, als diejer Urjache hatte, dem König Mordpläne 
wider das jo hoch von dieſem verehrte Dberhaupt der Kirche 
zuzutrauen. Jedesfalls übermannte Zacharias jeine Bejorg: 
niſſe, machte fich, unerachtet jener Warnung, auf den Weg und 
gelangte, ven Mafßregeln des Königs zum Trog, nad Pavia. 
Liutprand, jehr ungehalten nnd beunruhigt über dieje aber- 
malige Heimſuchung, deren Abfichten ihm natürlich Far waren, 
weigerte fich, Krankheit (oder „Schmerz“) ald Grund angebend, 
die beiden Gejandten des Papftes zu empfangen. Als aber 
am 28. Juni 743 diejer felbft am Padus eintraf, ward er 
von den vornehmften Großen feierlich eingeholt und nad 
der Refidenz begleitet, vor deren Thoren ſich die ecclesia 
celi aurei (Ciel d’Oro), von Liutprand gegründet, erhob. Hier 
celebrirte er die Meſſe und 309 dann in die Stadt ein. 
Am folgenden Tage wiederholte er die Meffe auf Einladung 
des Königs, der ihn hier vor den Thoren zuerft begrüßte. 
Am 30. Juni erft ward er in das „palatium“ entboten, wo 
er, höchſt ehrenvoll empfangen, jofort feine früheren Zus 
muthungen eindringlichft wiederholte. Und der König — gab 
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abermals nad. Wenigftens in allem Wejentlichen: er ver: 
ſprach Einftellung der Feindfeligfeiten und Rüdgabe von *. 
des den Ravennaten abgenommenen Gebiete jofort, das 
legte Drittel mit der Feftung Ceſena jollte am 1. Juni 744 
zurüdgegeben werden „nad Nüdfehr der vom König nad 
Byzanz gejendeten Unterhändler.” Wir wiſſen von dem 
Zwed dieſer Gejandtichaft nichts; vielleicht ſollte fie mit 
einem der beiden fich immer noch befämpfenden Machthaber 
(oben ©. —) ein Bündniß gegen den anderen anbahnen. 
Nachdem der Papſt jo, wenn nicht alle, doch die meiften 
feiner Forderungen durchgejegt, Fehrte er, ehrenvoll vom 
Königs bis an den Padus, von mehreren Herzogen noch 
weiter begleitet, nah Rom zurüd. Dieſe Herzoge bewirkten 
auch ſofort die veriprodhene Räumung des ravennatijchen 
Gebietes: „und Ravenna und die Bentapolis, von Bedräng— 
niß befreit, fättigten fihb, Danf dem Bapfte, wieder an 
Korn, Wein und Del.” In Rom veranftaltete der Papft 
eine große Firchliche Feier, in welcher aber noch immer 
„Gottes Beiftand angerufen wurde wider den Bedränger und 
Verfolger der Römer und Ravennaten, König Liutprand. Gott 
erhörte dies Gebet und rief den König noch vor jenem Ter: 
min (1. Juni) von der Welt, worauf alle Verfolgung zu 
hoher Freude der Römer und Ravennaten aufhörte.” Wahr: 
fcheinlich ift dies jo zu verftehen: — der Hinweis auf jenen 
Termin hat doch wol diejen Sinn, — daß ſich der König vor: 
behalten Hatte, Ceſena und das legte Drittel je nach der 
von feinen Geſandten aus Byzanz zurüdgebradten Antwort 
zu behalten oder — nach jeiner Wahl — für den einen oder den 
andern der Machthaber zwar als byzantinifches Gebiet an- 
zuiehen, aber jelbft in Vertretung jeines Verbündeten bejegt 
zu halten. Mag legtere Vermuthung zu jehr in das Ein: 
zelne fih wagen: — jene Berhandlung mit Byzanz, von der 
wir nur ganz gelegentlich erfahren, mußte von entjcheidender 
Bedeutung für Liutprand’3 Haltung gegenüber Papſt und 
Erarchen werden. Die für ihn richtigfte Politik wäre gemwejen, 
fih des einen byzantinischen Kaiſers gegen den andern zu be: 
dienen Jedesfalles aber, — und dies ift, ſoweit ich jehe, bisher 
nicht richtig erfaßt worden — bildete den Grund der Unzu: 
friedenheit des Papftes mit dem Erfolge feiner Miffion, die 
Urſache, weßhalb er nad feiner Rückkehr gegen feinen 
„Freund“ und DVerehrer Kirchengebete und öffentliche Bitt- 
21” 
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gänge veranftaltete, gerade ein an jenen Termin gefnüpfter 
Vorbehalt des Königs, der alſo doch mwenigftens für Ceſena 
und das legte Drittel feiner Eroberungen fich die Entſchei— 
dung vorbehalten hatte bis zur Rückkehr feiner Gejandten. 

So erklärt es fih, dab die ganz einfeitig Firchliche 
Duelle (die „vita Zachariae“), den doc jo frommen König 
gewiſſermaßen als todtgeberet darftelt und feine „Ab: 
berufung” noch vor dem gottlo8 von ihm feftgeftellten Ter: 
min als eine ihn ftrafende oder doh Nom und Ravenna, in 
Erhörung der päpftlichen Gebete, rettende Wunderthat Gottes. 
Das war der Dank der kirchlichen Auffaflungen für die bis 
an unbegreiflibe Schwäche ftreifende ehrerbietige Nachgiebig— 
feit des waderen, aber nun auch fchon fehr betagten Königs. 
Liutprand ftarb inı Januar 744: er ward beftattet in der Bafilica 
des heiligen Hadrianus neben feinem Vater. Im zwölften 
Jahrhundert (1173 oder 1174) wurde die Leiche nad Ciel 
d’Oro übertragen. 

Seit dem Jahre 735 bereits hatte mit ihm zugleich fein Neffe 
Hildeprand (ältefter Sohn von Sigiprand, ſ. oben ©. 309) 
als Mitkönig regiert, welcher bei einer ſchweren Erfranfung 
Liutprand’3 von einer Partei in ficherer Vorausſetzung feines 
Todes, den fie in ihrer Ungeduld gar nicht erwarten zu können 
ihien, in die Kirche Sanctae Mariae vor den Thron geführt 
und zum König erhoben worden war. „Aber auf den Speer”, 
welchen fie dem neuen König „nad der Sitte” in die Hände 
gaben, flog ein Kudud, was weifen Männern vorzubedeuten 
ihien: die Regierung werde nicht frommen.“ Dieje von 
Paulus Diaconus überlieferte Sage und das daran ge— 
fnüpfte Urtheil zeigt, daß nach richtiger Auffaffung des 
Volkes diefer Schritt ein Unreht war. Auch mar Riutprand 
nach feiner Genefung über ſolche Vorjchnelligfeit nicht erfreut 
und ließ fih nur gefallen, was er ohne Bürgerkrieg nicht 
ändern Fonnte. Denn freiwillig zurüdzutreten, fiel dem 
Neffen nicht ein. So urfunden denn Beide fortab zus 
jammen al3 Könige. Schon vor diefem Gemwaltftreich waren 
wiederholt Anfchläge gegen das Leben des Königs geplant 
worden. Zuerſt glei nach feiner Thronbefteigung von 
einem Verwandten, Rothari, der ihn als feinen Gaft beim 
Mahl ermorden wollte, ein ander Mal von zwei Waffen: 
trägern. In beiden Fällen vorher gewarnt, bewies er hohen 
perjönlihen Muth. Paulus deutet aber an, daß er auch noch 
manchem Andern ähnliche Schuld zu verzeihen hatte. 
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Sind politiihe Beweggründe diefer Pläne zu fuchen, fo 
liegen fie wol in dem Widerftreben des alten unbotmäßigen 
Adeld: — zumal Herzogsgefchlechtes, gegen die verdienftlichite 
Richtung von Liutprand’3 Regierung: nämlich die Befeftigung 
des Königthums über der gebändigten Ariftofratie, und Die 
Unterwerfung der großen Herzogthümer. 

Wir wiſſen nicht eben viel von den Verwaltungsmaß— 
regeln de3 Königs, dagegen Fönnen wir aus feiner Thätig: 
feit al3 Geſetzgeber manches feiner Ziele erkennen: fo vor Allem 
den Schuß des Rechts gegen Willfür der Richter, die Schriftliche 
Firirung ungemiffen Gewohnheitsrechts. Eine Reihe von 
Edicta, auf den Reichstagen während jeiner langen Regierung 
erlafien, hat das Langobardenreht in höchſt bedeutjamer 
Weiſe ergänzt, geändert, fortgebildet. 

Er verdient gewiß in vollem Maß das Lob, das 
ihm (faft) gleichzeitige Quellen als Krieger und Held, als 
frommem Ehriften, als tugendreihem Mann ertheilen. Paulus 
erblidt in der wunderbaren Errettung des Knaben aus der 
Gefährdung feiner Sippe ein mwohlthätiges Wunder Gottes, 
welches den Langobarden diefen Mann erhalten wollte, der 
ohne Zweifel einer ihrer allerbedeutendften Könige werden 
ſollte. Auch die Sage hat ihn früh verherrlicht, die glaub: 
— weil unbeſtechlichſte Bezeugerin des Dankes eines 
Volkes. 

Ueber ſeine ſchwer erklärliche Schwäche gegenüber dem 
Papſt und — mittelbar — auch gegen die Byzantiner, 
wiederholen wir unſer Urtheil dahin, daß man ihm entweder 
den Gedanken der Eroberung von ganz Italien abſprechen 
oder ſeine Ehrerbietung gegen die Kirche als hauptſächlichen 
Beweggrund für ſchwere Verfehlungen des Gealterten be— 
trachten muß. Es iſt ja möglich, daß auch rein politiſche 
Gründe mitgewirkt haben: die Erkenntniß ſeiner Schwäche, 
die Furcht vor Gegenparteien, vor der Oppoſition der 
Großen, welche bei einem ſchroffen, dauernden Conflict mit 
der Kirche das fromme Volk gegen die gottlofe Krone em— 
pört haben möchte, auch Rüdfiht auf etwaige Intervention 
der Franken, fall der Kirche ihre weltliche Stellung mit 
Gewalt entriffen worden wäre — obzwar das gute Einver- 
nehmen mit Karl Martell und deſſen Sohn (oben f. 311) 
hiegegen ausreichend zu fichern verſprach. 

Jedesfalles wiſſen wir viel zu wenig von diefen politifchen 
Berhältniffen, um mehr als ziemlich vage Vermuthungen an 
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fie fnüpfen zu können über Beweggründe für die hierin be- 
fremdende Handlungsweiſe des bedeutenden Herricers. 


Die Deutschen in Mähren. 


(1881.) 





on —— 


D vor kurzem gegründete „Deutſche Schulverein“ 


bezeugt, welch warme Theilnahme in Deutſchland 

x den in Defterreich um ihre Sprache und Schule, kurz 

um ihr Deutjchthum ringenden Stammesgenofjen 
ar wird. Es ift — gelinde gejagt — jeltfam, daß 
die öfterreichifche Regierung in derjelben Zeit, da das Bünd— 
niß mit dem deutjchen Reich ihr einziger Halt gegen die von 
Rußland, den Balfan-Slaven, Italien drohenden Gefahren 
ift, daS deutjche Element in Böhmen, Ungarn und Sieben- 
bürgen in einer Weiſe vergewaltigen läßt, welche, unter andern 
politiſchen Combinationen, die Intervention Deutſchlands zur 
Folge haben könnte. Nunmehr ftehen die Dinge für die 
Deutjchen in Defterreich freilich jo tragiſch, daß, wenn durch 
Kämpfe der Nationalitäten in diefem völferbunten Stat, 
etwa ähnlich denen von 1848—1849, die deutſche Hilfe pro= 
vocirt würde, die Truppen unferes Reichs die Deutjchöfter- 
reicher mit Gewalt zur Unterwerfung unter „das Syſtem“ 
der Regierung zwingen würden. In diefem furzen, aber leider 
wahren Saß liegt jehr viel. Diefe Conftellation fann ſich 
ändern: aber nur unter VBorausfegungen, welche Europa 
erfehütteru und ganz anders geftalten würden. 

Dieje harmloſen Zeilen wollen aber durchaus nicht Die 
habsburgiſche Dyardie zertrümmern oder in ihre ethniſchen 
Beitandtheile auflöjen, jondern ganz friedlihd neben den 
wadern „Sachſen“ in Siebenbürgen die Deutſchen in Mähren, 
zumal in Brünn, der warmen Theilnahme empfehlen. 

Das nationale Leben daſelbſt ift jehr rührig in der 
Abwehr ſlaviſchen Drudes und treibt tröftlihe Blüten. 
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Schon fiebzehn Jahre befteht in der Landeshauptftadt eine 
anjehnliche Zmweig-Schillerftiftung, die im Jahre 1875 ihre 
Decennalien mit Veröffentlihung eines erfreulichen Berichtes 
feiern konnte. Vor kurzem ift nun daſelbſt ein „Dentjcher 
Club“ gegründet worden, zur Wahrung, Pflege und Ent: 
faltung nationaler Bildung, der gelegentlich Vorträge ver: 
anftaltet und geeignete kleine „Publicationen“ verbreitet. 
Bor ung liegt als Nr. 1 diefer Publicationen ein vortreff: 
licher, höchft lefenswerther Efjay: „Karl Freiherr vom und 
zum Gtein in Brünn”, verfaßt von dem um dieje Be: 
ftrebungen hochverdienten Dr. Guftav Trautenberger. 
Die Heine Abhandlung bringt einige ganz neue Daten, 
auch Briefe und andere Urkunden, aus den Leben des großen 
PBatrioten, zumal aus der Zeit, da der „nomme Stein“, von 
Napoleon geächtet, (16. XII. 1808) "von feinem König, (der 
fih damals in St. Petersburg befand), nicht geſchützt, viel: 
mehr auf Aſyl in Rußland verwiejen, erft in Prag, dann 
(Januar 1809) in Brünn eine Zuflucht fand. Aus dem 
mancherlei Intereſſanten, das die Skizze bietet, heben wir 
hervor die Thätigfeit de8 von Stein aus Brünn nad 
Königsberg entjendeten Pädagogen Zeller, eines Württem— 
bergers, der von der evangelijchen Gemeinde Brünn als 
Bicar und Lehrer berufen worden war, jeit 1809 aber die 
Reform der Schule in Preußen übernahm, zumal durch Er: 
rihtung von Anftalten zur Ausbildung von Lehrern. Die 
föniglihen Kinder wurden ihm zur Erziehung überwiejen. 
Eins dieſer Kinder ſchrieb ihm am 28. December 1809. 
„Lieber Bater Zeller! Wie befindeft Du Dih? Ich 
danfe Dir fehr für all das Gute, was ich bei Dir gehört 
habe. ch werde mich bemühen, alles diefes zu befolgen. 
Vergiß nicht Deinen Sohn Wili.“ 
Dieſes Kind muß wol viel Gutes bei Vater Zeller ge: 
hört haben, was es dann treulich befolgt hat. Denn Wili hat 
e3 ziemlich weit gebradt: er trägt feit dem 18. Januar 1871 
die deutſche Kaiferfrone. 
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